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Der  vorliegende  Teil  behandelt  das  Unterrichtswesen  in  der  Ver- 
fassung. Er  stellt  die  Aufgaben  nnd  Ziele  des  Unterrichts,  die  Ein- 
riohtungen  nnd  Lehrpläne  der  Anstalten  dar.  In  erster  Linie  geschieht 
dies  naeh  dem  grundlegenden  Gesetze,  in  zweiter  nach  der  beigefügten 
nnd  erläuternden  Verordnung;  überall  dergestalt,  dafs  das  Hauptge- 
wicht dem  Unterrichte  selbst,  seinem  Wesen  und  Inhalte,  beigelegt 
wird.  Unter  den  Verordnungen  und  Erlassen  sind  namentlich  solche 
hervorgehoben,  die  einen  Einblick  in  die  ,Seele'  der  Unterrichtsverwal- 
tung gewähren,  also  solche,  die  einerseits  die  pädagogische  Fassung 
des  Unterrichts  erweitern,  anderseits  seinen  ethischen  Gehalt  vertiefen. 

Die  Unterrichtskategorieen  sind  geteilt  nach  den  Anstalten  f&r 
allgemeine  Bildung,  f&r  specielle  Fachbildung  und  f&r  universalistische 
Hochschulbildung.  Die  Anstalten  der  ersten  und  zweiten  Klasse  sind 
in  aufserdeutschen  Staaten  ihrem  Charakter  nach  nicht  immer  reinlich  ge- 
schieden. Ihre  Gegenüberstellung  ist  deshalb  an  einigen  Stellen  ent- 
gegen der  amtlichen  Klassifizierung  nach  ihrer  lehrplanmäCsigen  Ein- 
richtung erfolgt. 

Die  erste  Klasse  umfa&t  die  Elementarschulen  (Volksschulen  nie- 
deren und  höheren  Grades,  Fortbildungsschulen  usw.),  Mittelschulen, 
höhere  Mädchenschulen,  Lehrerbildungsanstalten,  höhere  und  Gelehrten- 
Bchulen. 

Den  breitesten  Raum  nehmen  naturgemäfs  die  Volksschulen  ein. 
Diese  sind  überall  Anstalten,  welche  der  Erfüllung  der  allgemeinen 
Schulpflicht  bezw.  dem  elementaren  Unterriohtsbedürfnis  genügen.  Ihre 
Ergänzung  finden  sie  in  den  Fortbildungs-  und  Sonntagsschulen  soweit, 
als  deren  Unterricht  die  allgemeinen  Bildungselemente  berücksichtigt. 

Was  die  hier  so  genannten  Mittelschulen  anlangt,  so  ist  ihr  Cha- 
rakter ein  ganz  bestimmter:  sie  sind  die  eigentlichen  Vorbereitungs- 
anstalten f&r  die  Bedürfnisse  des  bürgerlichen  Mittelstandes,  und  ihr 
Lehrziel  ist  demnach  Erweiterung  der  Volksschulbildung  auch  mit  Ele- 
menten des  fremdsprachlichen  Unterrichts.  Anders  ist  es  mit  ihrer 
Bezeichnung.  „Nichtssagend^,  wie  Lorenz  v.  Stein  es  thut,  kann  man 
sie  wohl  nicht  nennen;  denn  der  Name  bezeichnet  am  Ende,  wie  schon 
der  preufsisehe  Gesetzentwurf  von  1819  angibt,  ihre  Stellung  zwischen 
Elementar-  und  höheren  Schulen  deutlich  genug.  Es  ist  indessen 
nicht  abzusehen,  warum  nicht  an  der  allgemeinen  Bezeichnung    „Bür- 
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gerschule*',  auch  schon  zum  Unterschiede  von  der  „höheren**  Bürger- 
schule, festgehalten  werden  sollte;  denn  dafs  damit,  wie  die  Motive 
zum  belgischen  Gesetz  von  1850  befürchten,  die  Bevölkerung  klassen- 
mäfsig  „differenziert**  werden  könnte,  ist  doch  wohl  ausgeschlossen. 

Die  „höheren  Mädchenschulen**  haben  im  Auslande  keine  feste 
Gestaltung.  Wo  sie  in  Wirklichkeit  vorkommen,  d.  h.  in  der  That 
„höheren**  Unterricht  gewähren,  sind  es  fast  ausnahmslos  Privatinstitute. 
Wie  diese  sind  auch  die  sogen.  Mädchengymnasien  und  ähnliche  An- 
stalten unberücksichtigt  geblieben,  da  sie  vorerst  unfertige  Zustände 
darstellen. 

Eine  Ergänzung  und  gleichsam  den  Absohlufs  des  niederen  Schul- 
wesens bilden  die  Lehrerbildungsanstalten,  die  nach  dem  Stoffe  ihres 
Unterrichts  im  wesentlichen  zu  den  niederen,  nach  der  Methode  zu 
den  höheren  Lehranstalten  zu  rechnen  sind. 

Als  höhere  Lehranstalten  sind  im  allgemeinen  solche  anzusehen, 
welche  die  Berechtigung  haben,  giltige,  d.  h.  den  behördlicherseits 
anerkannten  Nachweis  wissenschaftlicher  Bildung  liefernde  Abgangs- 
zeugnisse zu  erteilen,  während  unter  ,6elehrtenschulen*  solche  ver- 
standen werden,  welche  zur  Universität  entlassen.  Im  Auslande,  teil-  . 
weise  auch  im  anderen  Deutschland,  werden  diese  Anstalten  unzu- 
treffender Weise  als  ,MitteIschnlen*,  zuweilen  mit  dem  Zusatz  ^gelehrte*, 
bezeichnet.  Damit  soll  nämlich  ihre  Stellung  zwischen  Elementarsohulen 
und  Universität  angedeutet  werden.  Dann  aber  hat  es  in  der  That  den 
Anschein,  als  wenn  bei  letzterer  die  hohe  ,Schule*  hervorgekehrt  werden 
soll.  Bei  der  Darstellung  des  höheren  Schulwesens  kommen  vor  allem 
die  inneren  Einrichtungen,  Lehrpläne,  Stoffbehandlung  zur  Geltung. 
Die  im  entsprechenden  Range  stehenden  militärischen  Bildungsanstalten 
sind  übrigens  weder  hier  noch  auf  anderen  Unterrichtsstufen  besonders 
berücksichtigt. 

Aus  dem  umfangreichen  Gebiete  der  Faehsehulen  sind  des  Raumes 
wegen  nur  die  preufsischen  Anstalten  und  auch  diese  nur  soweit  heran- 
gezogen, als  deren  Unterrichtsbetrieb  nach  den  Elementen  allgemeiner 
oder  wissenschaftlicher  Bildung  über  den  Standpunkt  mechanischer 
Yorbereitungskurse  hinausgeht.  Bei  dieser  notwendigen  Beschränkung 
sind  auch  als  reine  Fachschulen  die  französisehen  Fakultäten  über- 
gangen 0;  denn  auch  da,  wo  sie  mit  mehreren  oder  auch  allen  Disei- 
plinen  erscheinen,  sind  die  einzelnen  aus  der  universitas  litterarum 
gelöst. 

Die  Universitäten  als  die  Brennpunkte  allgemein  humanistischer 
und  speciell  fachwissenschaftlicher  Bildung  beanspruchen  besondere 
Encyklopädieen  für  jede  Disciplin.   Das  an  dieser  Stelle  Gebotene  ist  der 


1)  Im  I.  Teüe  haben  sie  oatOriich  ihre  Stelle  gefunden. 
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Einbliok  ia  den  äufseren  Lehrbetrieb  der  Fakultäten  und  den  Zusam- 
menhang des  gesamten  ünterrichtsgefäges  j(d.  h.  den  Studiengang  der 
einzelnen  Disciplinen  und  die  Organisation  des  Fakultätswesens  inner- 
halb des  Universitätskörpers);  und  zwar  betrifft  die  Darstellung  ganz 
bestimmt  ausgewählte  Normen  der  in  allen  wesentlichen  Einrichtungen 
fibereinstimmenden  deutschen  Hochschulen  und  ergänzungsweise  auch 
die  ausländischen.  Auf  diese  durch  Statuten,  Gesetze  und  Verord- 
nungen ausgeprägte  Seite  des  üniversitätswesens  konnte  der  Bericht 
aber  um  so  eher  beschränkt  werden,  als  die  einschlägigen  inneren 
Verhältnisse  des  ünterrichtsganges,  isoweit  nicht  der  materielle  Grehalt 
der  einzelnen  Disciplin  in  Frage  kommt,  in  dem  von  W.  Lexis  heraus- 
gegebenen Sammelwerke  ,Die  deutschen  Universitäten'  (Berlin,  1893, 
bei  A.  AsHER  &  Co.)  die  beste  Beleuchtung  gefunden  haben. 

Gesetz  und  Recht  des  öffentlichen  Unterrichts  sind  in  beständigem 
Werden  begriffen;  es  ist  deshalb  nicht  leicht,  den  jeweiligen  Zustand 
seiner  verfassungsmäfsigen  Organisation  in  ein  Angenblicksbild  zu 
bannen.  Das  Bleibende  aber,  der  Grundgedanke  der  Unterrichtsver- 
waltung auf  Grund  pädagogischen  Systems,  ist  in  dieser  Darstellung 
hoffentlich  zu  seinem  Rechte  gekommen. 
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I.  fianptabteilnng.    Der  öffentliche  Unterricht  in  den 
Schalen  für  allgemeine  Bildung. 

I.  Abschnitt.    Die  Volkssohule.    L  Freuteen. 

1.  Kapitel.    Die  Schfiler. 

§  1.    Die  Schulpflicht 

Die  Allerhöchste  Verordnung  vom  28.  Sept  1717,  dafa  die  Eltern 
ihre  Kinder  znr  Schule  und  die  Prediger  die  catechisationes  halten 
BoUeUf  hestimmt,  ^dafs  hinkttnfftig  an  denen  Orten,  wo  Schulen  seyn, 
die  Eltern  bei  nachdrücklicher  Straffe  gehalten  seyn  sollen,  ihre  Kin-^ 
der  gegen  zwey  dreyer  wöchentliches  Schuel-Greld  von  einem  jeden 
Kinde  im  Winter  tftglich  und  im  Sommer,  wann  die  Eltern  der  Kinder 
bei  ihrer  Wirthschafft  benöthigt  seyn,  zum  wenigsten  ein-  oder  zwei- 
mal die  Woche,  damit  sie  dasjenige,  was  im  Winter  erlernet  worden, 
nicht  gänzlich  vergessen  mögen,  in  die  Schnei  zu  schicken^. 

Diese  Grundsätze,  weiter  ausgebildet  in  der  Yerordn.  v.  29.  Sept. 
1736  fllr  die  Kur-  und  Neumark  (in  der  Kab.-Order  vom  14.  Mai 
18250  flir  die  übrigen  Landesteile)  und  wieder  aufgenommen  in  das 
General-Land-Schulreglement  vom  12.  Aug.  1763,  bestehen  auch  für 
die  neuerworbenen  Gebiete  (Schleswig-Holsteinsche  Schulordnung  vom 
24.  August  1814  §§  31  u.  65;  Nassauische  Schulordnung  von  1817 
§§  41 — 43;  Kurhessisches  Ausschreiben  vom  2.  Januar  1818  und  Ver- 
ordnung vom  17.  Febr.  1853;  Hannoversches  Volksschulgesetz  vom  26. 
Mai  1845  §§  3—6;  Lauenburgische  Landschulordnung  vom  10.  Oct. 
1868  §§  13—15)  und  sind  in  Art.  21  der  Verfassungs-Ürkunde  des 
PreuiBischen  Staates  so  gefafst:  „Eltern  oder  deren  Stellvertreter  dürfen 
ihre  Kinder  oder  Pflegebefohlenen  nicht  ohne  den  Unterricht  lassen, 
welcher  für  die  öffentlichen  Volksschulen  vorgeschrieben  ist.** 

Inbetreff  nicht  vollsinniger  Kinder,  deren  Unterbringung  in  Anstalten 
nach  dem  Reskript  der  Minister  des  Innern  und  des  Kultus  vom  12. 
Aug.  1847  durch  Zwangsmafsregeln  gegen  die  Eltern  oder  sonstigen 
Verpflichteten  nicht  durchgesetzt  werden  kann,  haben  die  Regierungen 
im  Einverständnis  mit  dem  Kultusminister  verfügt,  dafe  deren  Sohulbe- 


1)  Hat  nach  GEE  19.  Oct.  1872  auch  für  die  neuen  Provinzen  Geltung. 
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1.  Kapitel.    Die  Schaler.  7 

such,  »sofern  sie  Oberhaupt  bildungsfähig  sind^,  ^als  Notbehelf^  (Mi- 
nisterial-Erlals  vom  14.  Jan.  1861)  und  «täglich  f&r  einige  Stunden^ 
zu  gestatten  sei. 

Die  Reg.- Verf.  Magdeburg,  d.  12.  April  1883  schreibt  vor:  „Schwache 
oder  blödsinnige  Kinder  sind  vom  öffentlichen  Unterrichte  der  Volks- 
schule nur  dann  auszuschliefsen,  wenn  durch  ihr  Verhalten  der  Unter- 
richt gehemmt  werden  sollte^. 

In  Schleswig-Holstein  sind  nach  Patent  v.  8.  Nov.  1805  und  Cirku- 
lar  V.  19.  Mai  1807  (Chronol.  Sammig.  der  Verordnungen  S.  115  und 
291)  alle  taubstummen  Kinder  der  Provinz  nach  zurückgelegtem  7. 
Jahre  der  (nunmehr)  provinzialständischen  Taubstummenanstalt  zuzu- 
fahren und  daselbst  bei  Bedürftigkeit  der  Eltern  ,,auf  Kosten  des  Lan- 
des^, bei  NichtbedQrftigkeit  auf  eigene  Kosten  zu  unterhalten  und  aus- 
zubilden, „falls  nicht  nachweislich  für  ihre  Ausbildung  anderweitig  aus- 
reichend gesorgt  wird**.  Zu  rechtzeitiger  Anmeldung  und  Uberffthrung 
der  Betreffenden  sind  die  Schulinspektoren  gehalten,  „unter  Benutzung 
des  fbr  die  Sohüler-Stammliste  vorgeschriebenen  Schemas  von  jedem 
taubstummen  Kinde  (nach  Cirkular- Verfügung  v.  13.  Dez.  1877  auch 
bei  neu  anziehenden  Familien)  dem  Landesdirektor  Anzeige  zu  machen^. 
RV  Schleswig  28.  Sept.  1885. 

a.  Beginn  der  Schulpflicht.  Das  Allgemeine  Land-Recht, 
Teil  II  Titel  12  §  43  verordnet:  „Jeder  Einwohner,  welcher  den  nötigen 
Unterricht  für  seine  Kinder  in  seinem  Hause  nicht  besorgen  kannO  oder 
will,  ist  schuldig,  dieselben  nach  zurückgelegtem  f&niten  Jahre  zur 
Schule  zu  schicken^,  und  in  §  44 :  Zurückstellung  oder  zeitweilige  Dis- 
pensation ist  nur  mit  Genehmigung  „der  Obrigkeit  und  des  geistlichen 
Schulvorstehers^  angängig.  Die  AUerh.  KO  vom  14.  Mai  1825  Abs.  1 
schreibt  vor:  „Eltern  oder  deren  gesetzliche  Vertreter,  welche  nicht 
nachweisen  können,  dafs  sie  für  den  nötigen  Unterricht  der  Kinder  in 
ihrem  Hause  sorgen,  sollen  erforderlichen  Falls  durch  Zwangsmittel 
und  Strafen  angehalten  werden,  jedes  Kind  nach  zurückgelegtem  fünf- 
ten Jahre  zur  Schule  zu  schicken^,  und  in  Abs.  3:  „nur  unter  Oeneh- 
migung  der  Obrigkeit  und  des  (geistlichen)  Schulvorstehers  kann  ein 
Kind  länger  von  der  Schule  zurückgehalten  oder  der  Schulunterricht 
desselben  wegen  vorkommender  Hindernisse  auf  einige  Zeit  ausgesetzt 
werden**. 

In  verfolg  dieser  Einschränkungen  ermächtigt  ME  14.  Jan.  1862 
die  Verwaltungsbehörden  allgemein,  „in  Fällen  des  Bedürfnisses  den 
Beginn  der  Schulpflicht  auf  ein  späteres  Lebensjahr  hinauszurüoken**, 
wie  teilweise  schon  früher  geschehen. 


1)  Darüber  hat  die  Schalaufsichtsbehörde,  in  letzter  Instanz  der  Minister  zu  ent- 
scheiden,  vergl.  ME  20.  Not.  1872. 
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6  I.  Hauptabteilang.    I.  AbsclinUt.    Die  Yolksschule.  I.  Prearsen. 

Der  Rheinische  Provinzial-Landtagsabsohied  vom  26.  Mftrz  1839 
gibt  den  Regierungen  die  Befngnis,  ^nach  örtlichen  YerhäUnissen  in 
ganzen  Gemeinden  oder  gröfeeren  Distrikten*'  alle  Kinder,  die  das  6. 
Jahr  noch  nicht  zurttckgelegt  haben,  vom  Schulbesuch  zu  dispen- 
sieren. 

Für  Westfalen  bestimmt  der  Oberpr&sident  mit  Genehmigung  des 
Unterrichtsministers  unter  d.  26.  Jan.  1880  (Amtsbl.  Reg.  Minden  S.  19): 

„1.  Die  Schulpflicht  beginnt  mit  dem  zurückgelegten  sechsten 
Lebensjahre. 

2,  Kinder,  welche  aufserhalb  des  Schulortes  in  einer  Entfernung 
von  mehr  als  zwei  Kilometer  von  der  Schule  entfernt  wohnen  und  erst 
in  den  letzten  drei  Monaten  vor  dem  Aufnahmetermin  das  sechste  Le- 
bensjahr vollenden,  können  auf  Antrag  der  Eltern  oder  deren  Stellver- 
treter (an  den  Schulvorstand)  bis  zu  dem  nächstfolgenden  Aufhahme- 
lermin  (Ostern  oder  Michaelis)  zurückgestellt  werden. 

3.  Findet  der  Schulvorstand  nötig,  dafs  sämtliche  Kinder  in  gan- 
zen Ortschaften,  welche  von  der  Schule  mehr  als  zwei  Kilometer  ent- 
fernt liegen,  zurückgestellt  werden,  so  entscheidet  die  Königl.  Regierung 
nach  Vernehmung  des  Kreisschulinspektors  und  des  Laudrats*'. 

Die  Schalordnung  flir  die  Provinz  Preufsen  vom  11.  Dez.  1845 
§  1  datiert  den  Beginn  der  Schulpflicht  nach  vollendetem  sechsten;  die 
Schleswig- Holsteinsche  Schulordnung  von  1814  §§  31,  65  vom  Anfang 
des  sechsten,  spätestens  siebenten;  die  Lauenburgische  Schulordnung 
von  1868  §  13  von  dem  im  Vierteljahr  vor  oder  nach  Semesteranfang 
vollendeten  sechsten;  das  Hannoversche  Volksschulgesetz  von  1845  §  4 
und  die  Instruktion  vom  31.  Dez.  1845  Art.  8,  das  Nassauisohe  Edikt 
von  1817  §§  2  und  4  und  die  Scliulordnung  §§  41,  44,  45,  sowie  der 
Beschlufs  des  Kammergerichts  vom  13.  Febr.  1882  fiir  Kuvhessen  nach 
vollendetem  sechsten  Lebensjahre. 

Danach  bezeichnet  es  ME  14.  Juli  1870  als  „unzulässig,  die  Eltern 
zu  zwingen,  ihre  Kinder  früher  als  nach  vollendetem  sechsten  Jahre  in 
die  Schule  zu  sclücken." 

Einschulung  und  Wahl  der  Schule.  Die  Aufnahme  neuer 
Schüler  erfolgt  zumeist  um  Ostern. 

Nach  ME  28.  Jan.  1882  können  die  Regierungen  bestehende 
Bchulgemeinden  dazu  anhalten,  schulpflichtige  Kinder  nicht  eingeschulter 
Ortschaften  (Wohnplätze  usw.)  in  ihre  Schule  aufzunehmen. 

Nicht  nur  am  Wohnsitze  der  Eltern,  sondern  auch  da,  wo  die  schul- 
pflichtigen Kinder  „ihren  regelmäfsigen  Aufenthalt  liaben**,  sind  sie 
nach  ME  21.  Jan.  1882  zum  Schulbesuch  berechtigt.  Die  gastweise 
Benutzung  einer  Schule  ist  bei  deren  Vorstande  zu  beantragen  (ME 
11.  Juli  1863)  und  nur  dann  unzulässig,  wenn  die  betreflFende  Anstalt 


Digitized  by 


Google 


I.Kapitel.    DieSebQler.  9 

za  weit  oder  in  einem  fremden  Verwaltungsbezirke  liegt,  ME  18. 
Dez.  1863.*) 

,,Die  Schnlaufgiobtsbehörden  haben  nnr  darauf  zu  sehen^  dafs  die 
Kinder  den  notwendigen  Unterricht  wirklich  empfangen^  ME  24.  Sept. 
1870;  denn  ,,der  Schulz wang  enthält  nur  eine  eventuelle  Nötigung 
zur  Benutzung  der  öffentlichen  Schule,  eine  Nötigung  zum  Besuch 
einer  bestimmten  öffentlichen  Schule  aber  nicht^.  Indessen  ist  nach 
dem  Erkenntnis  des  Kammergerichts  vom  12.  Okt.  1882  für  Kinder  in 
Preufsen  ansässiger  Eltern  der  Besuch  preufsisoher  Schulen  obliga- 
torisch und  derjenige  dänisdier  Anstalten  von  Kindern  in  Schleswig- 
Holstein  wohnender  Eltern  nach  dem  Erkenntnis  desselben  Gerichtshofs 
vom  9.  Febr.  1885  nur  dann  zu  gestatten,  wenn  der  Naoliweis  voller 
Leistungsfähigkeit  der  in  Aussicht  genommenen  Schule  erbracht  ist.'^) 

Gemäfs  ALR  IL  12  §  10  darf  niemandem  wegen  Verschieden- 
heit des  Olaubensbckenntnisses  der  Zutritt  zu  öffentlichen  Schulen  ver- 
sagt werden.  Demnach  bestätigt  ME  29.  Nov.  1862  die  freie  Wahl 
der  Schule  unabhängig  von  der  Konfession  (Religion)  der  Eltern.  Wo 
hingegen  die  gesetzlichen  Autoritäten  in  betreff  der  konfessionellen  Er- 
ziehung der  Kinder  (Eltern,  Vormundschaftsgericht)  in  ihrer  freien  Ent- 
schliefsung  hinsichtlich  des  Schulbesuchs  und  der  Erziehung  ihrer  Kinder, 
wie  es  durch  die  Kurhessische  Verordnung  vom  13.  April  1853  der  Fall 
ist,  gehemmt  sein  sollten,  ist  es  nicht  Sache  der  Schulaufsiohtsbehörde, 
sondern  Aufgabe  der  Gerichte,  für  die  Aufrechterhaltung  solcher  Be- 
schränkungen zu  sorgen;  ME  24.  Sept.  1870.  Im  tlbrigen  bestimmt 
§  19  der  Vormundschaftsordnung  vom  5,  Juli  1875  (GS  431):  „Bei 
der  Auswahl  des  Vormundes  ist  auf  das  religiöse  Bekenntnis  des  Mündels 
Rücksiclit  zu  nehmen^. 

Einschulung  von  Kindern  aus  gemischten  Ehen.  (Vergl. 
Centralblatt  1859  S.  420.)  Die  Allerhöchste  Deklaration  vom  21.  Nov. 
1803  ändert  den  §  76  Tit.  2  Teil  II  AUg.  L.  R.  dahin  ab,  „dafs  eheliche 
Kinder  jedesmal  in  der  Religion  des  Vaters  unterrichtet  werden  sollen". 
Nach  §  74  daselbst  kommt  die  Anordnung  der  Art,  wie  das  Kind  er- 
zogen werden  soll,  dem  Vater  zu. 3)  Ist  der  Vater  des  einzuschulenden 
oder  eingeschulten  Kindes  verstorben,  so  mufs  die  Einschulung  oder 
weitere  Erziehung  in  der  Schule  derjenigen  Konfession  erfolgen,  welcher 
der  Vater  angehörte.    Dies  ergibt  sich  aus  der  Abänderung  des  §  80  II, 


1)  §  24  der  StaatsministeriaUnstruktion  vom  31.  Dez.  1839  stellt  es  auch  frei, 
eine  Privatschule  zu  besuchen,  vergl.  ME  12.  Mal  1883. 

2)  Das  Allgemeine  Land- Recht  und  die  Verfassungsurkunde  sehen  die  Lokalität 
der  Schule  nicht  vor,  wohl  aber  die  AUerh.  Verordnung  v.  28.  Sept.  1717.  Zur 
Sache  selbst  vergl.  Schleswig-Holsteinsche  Schulordnung  von  1814  §  65  ff. 

3)  Der  väterlichen  «Gewalt  endgiltig  verlustig  geht  ein  mit  Zuchthans  Bestrafter 
ALR  II.  2  §  255  und  259;  vergl.  Johow,  Jahrbücher  II,  83. 
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2  Allg.  L.  R.;  §  81  daselbst  lautet:  „Auf  eine  in  der  letzten  Krankheit 
erst  erfolgte  Religionsänderung  wird  dabei  keine  Rüoksickt  genommen^f 
und  die  Abänderung  des  §  82  daselbst:  Wenn  der  verstorbene  Vater 
das  Kind  wenigstens  das  ganze  Jahr  vor  seinem  Tode  in  einem  anderen 
Glaubensbekenntnis  hat  erziehen  lassen,  „so  mufs  dieser  Unterrieht  in 
eben  der  Art  auch  nach  seinem  Tode,  bis  zum  vollendeten  14.  Jahre 
des  Kindes,  fortgesetzt  werden*'.') 

Anordnungen  über  Ausführung  dieser  gesetzlichen  Vorschriften  hat 
nicht  die  Schulaufsichtsbehörde  (Regierung),  sondern  das  Vormundschafts- 
gericht zu  treffen,  ME  9.  Juli  1868.  Ingleichen  ist  auch  die  städtische 
Schuldeputation,  selbst  bei  Requisition  des  Vormundschaftsgerichts, 
nicht  die  Behörde,  welche  die  von  letzterem  getroffenen  Entscheidungen 
zu  vollstrecken  hat.  Ihre  Aufgabe  erfüllt  sich  vielmehr  darin,  durch 
ihre  Organe  mittels  Belehrung  und  Ermahnung  die  Betreffenden  den 
Anordnungen  des  Vormundschaftsgerichtes  fQgsam  zu  machen.  Die 
Anwendung  dieser  Grundsätze  „schützt  die  Schulbehörde  vor  Über- 
griffen in  ein  ihrer  Kompetenz  nicht  zugängliches  Grcbiet,  sowie  vor 
dem  Vorwurf  des  Gewissenszwanges  und  sichert  andrerseits  die  Aus- 
führung des  Gesetzes  in  höherem  Grade,  da  den  Vormundschaflsge- 
richten  wirksamere  Mittel,  als  den  Schulbehörden,  zu  Gebote  stehen 
renitente  Vormünder  zum  Gehorsam  zu  bringen,  oder  ungesetzlichen 
Widerstand  der  Angehörigen  des  Curanden  zu  brechen**;  ME  6.  März 
1860.    (Vgl.  ME  18.  März  1861). 

Die  selbständige  Bestimmung  der  Religion,  in  welcher,  der  Pflege- 
befohlene zu  erziehen  ist,  gebührt  im  übrigen  dem  Adoptivvater,  dem 
unehelichen  Vater  inbetreff  legitimierter  Kinder,  den  Pflegeeltern  im 
gesetzliehen  Sinne  (ALR  II  2  §  753  und  Anhang  §  104). 

b.  Erfüllung  der  Schulpflicht.  Teilnahme  an  den  Lehr- 
stunden. Der  Schulzwang  erstreckt  sich  auf  alle  Gegenstände,  welche 
von  der  Schulaufsiohtsbehörde  in  den  Bereich  des  Volksschulunterrichts 
gezogen  werden,  also  auch  auf  Turnen  und  weibliche  Handarbeiten.*) 
Etwaige  Dispcnsationsgesuche  sind  bei  dem  Vorstande  der  Schule  an- 
zubringen, werden  jedoch  nach  MEE  27.  Mai  und  6.  August  1873 
schwerlich  Berücksichtigung  finden  können. 

Auch  auf  schwach  begabte  Kinder  erstreckt  sich  die  Schul- 
pflicht und  der  Schulzwang.  Bestimmt  ist  darüber,  dafs  für  sie,  wenn 
angängig,  besondere  Scliulklassen  hergerichtet  werden  sollen.  Für  diese 
gilt:  1.  Zur  Auswahl  der  betreffenden  Kinder  ist  thunlichst  ein  Arzt  zu- 
zuziehen, weil  körperliche  Gebrechen  und  überstandene  Krankheiten  mit 

1)  Gilt  auch  fQr  die   Gebiete  des  Rheinischen  Rechts:    EG   2.   Nov.   1885; 
vergi.  Eirchl.  Gesetz-  u.  Verordnungsbl.  t886  S.  32  ff. 

2)  Die  betreffenden  Yerfflgungen  siehe  bei  Schneider  und  t.  Bremen,  Das  Yolks- 
schulwesen  III,  5  f. 
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der  zarttokgebliebenen  geistigen  Eotwickelang  im  Zusammenhang  zu 
stehen  pflegen  und  die  ärztliche  Mitwirkung  die  Gewähr  bietet,  dab 
die  Überweisung  auf  Kinder  beschränkt  bleibt,  die  geistig  nicht  ge- 
nflgend  entwickelt  sind,  um  an  dem  normalen  Unterricht  mit  Nutzen 
sieh  zu  beteiligen;  2.  die  Zahl  der  Kinder  darf  in  keiner  Klasse  25 
flbersteigen;  3.  fllr  diese  Klassen  ist  ein  besonderer  Lehrplan  zu  ent- 
werfen und  bei  mehrstufigen  Schulsystemen  fQr  jede  einzelne  Klasse  ein 
erheblich  niedrigeres  Ziel  festzusetzen,  das  auch  bei  der  obersten  Klasse 
über  das  ftlr  die  Mittelstufe  einer  normalen  Volksschule  vorgeschriebene 
Mafs  nicht  hinausgeht;  bei  der  Auswahl  treten  die  Gegenstände,  die 
vorzugsweise  geistige  Anstrengung  erfordern,  zu  Gunsten  der  auf  die 
Entwickelung  körperlicher  Geschicklichkeit  und  praktischer  Befähigung 
gerichteten  zurück. 

Die  Teilnahme  am  Religionsunterrichte  der  Schule  ist  nach  ALR 
^11  12  §  11  nur  Ar  diejenigen  Kinder  obligatorisch,  welche  der- 
selben Konfession  (Religion)  angeboren,  wie  der  Lehrer.  Können  jedoch 
Dissidenten  einen  angemessenen  Ersatz  nicht  nachweisen  (vergl.  §  13 
a.  a.  0.),  so  müssen  ihre  Kinder  an  dem  Religionsunterrichte  der  Volks- 
schule teilnehmen  ME  6.  April  1859,  vergl.  ME  16.  Jan.  1892,  6.  Jan., 
13.  Febr.,  1.  März  1893  und  EK  17.  April  1893. 

Zwangsweise  Beschaffung  von  Lehrmitteln  durch  die 
Verwaltungsbehörden.  Auf  VerfQgung  des  Landrats  hat  die  Ortspolizei- 
behörde fehlende  Schulbücher  usw.  nach  Einziehung  eines  angemes- 
senen Vorschusses  von  den  verpflichteten  Eltern  oder  Pflegern  entweder 
selbst  anzukaufen,  oder  durch  den  Schulinspektor,  Schulvorstand  oder 
Lehrer  ankaufen  zu  lassen.  Die  vermittelnde  Thätigkeit  des  Gemeinde- 
vorstandes in  Anspruch  zu  nehmen ,  ist  der  Landrat  gemäfs  §  66  der 
Kreisordnung  vom  13.  Dez.  1872  befugt,  da  die  Erreichung  derjenigen 
Ziele,  welche  die  Volksschule  zu  erfüllen  hat,  einen  wesentlichen  Teil 
der  Interessen  der  allgemeinen  Landesverwaltung  bildet.  Durch  Aus- 
führung der  Mafsregel  wird  der  Ortsvorstand  nicht  regreßpflichtig,  da 
er  durch  den  Auftrag  seiner  vorgesetzten  Dienstbehörde  gedeckt  ist, 
vergL  ME  23.  Juni  1880. 

Staatsverträge  über  Durchführung  der  Schulpflicht. 
(Erlafs  der  Minister  des  Innern  und  des  Kultus  vom  13.  Nov.  1876.) 
Die  Königlich  preufsische  Regierung  ist  mit  den  Regierungen  der  Bundes- 
staaten Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Mecklenburg- 
Schwerin,  Sachsen-Weimar,  Mecklenburg-Strelitz,  Olden- 
burg, Sachsen -Meiningen,  Sachsen -Alten  bürg,  Saohsen- 
Koburg-Gotha,  Anhalt,  Sohwarzburg-Rudolstadt,  Schwarz- 
burg-Sondershausen, Reufs  alt.  Linie,  Reufs  jung.  Linie, 
Schaumburg-Lippe,  Lippe,  Lübeck,  Bremen,  Hamburg  und 
Elsafs-Lothringen  dahin  übereingekommen,  „dafs  die  dem  preufsi- 
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Bchen  Staate  angehörenden  Kinder,  welche  sieh  in  einem  der  bezeich- 
neten Bundesstaaten  aufhalten,  und  die  einem  der  letzteren  angehörenden 
Kinder,  welche  sich  im  prenfsisohen  Staate  aufhalten,  nach  Mafsg'abe 
der  im  Lande  des  Aufenthalts  bestehenden  Gesetze  wie  Inländer  znm 
Besuche  der  Schule  herangezogen  werden  sollen; 

„dafs  diese  Nötigung  zum  Besuche  der  Schule  sich  nicht  nur  aaf 
die  eigentliche  Elementarschule  (Volksschule),  sondern,  wo  daneben  eine 
sogenannte  Sonntags-  oder  Fortbildungsschule  mit  obligatorischem  Cha- 
rakter besteht,  auch  auf  diese  ersti^ecke; 

„dafs  jedoch  Kinder,  welche  sich  durch  ein  Zeugnis  der  zustänr 
digen  heimischen  Schulbehörde  (-Organe)*)  dartlber  ausweisen,  dafs  sie 
der  Schulpflicht,  wie  sie  nach  der  Gesetzgebung  ihrer  Heimat  normiert 
ist,  vollständig  Gentige  geleistet  haben,  von  fernerem  Schulbesuche  zu 
entbinden  sind,  auch  wenn  das  am  Orte  ihres  Aufenthaltes  geltende  Gesetz 
eine  gröfsere  Ausdehnung  des  obligatorischen  Unterrichts  vorschreibt.** 

(Dasselbe  Abkommen  besteht  zwischen  der  Fürstlich  Waldecksohen 
und  der  Grofsherzoglich  Hessischen  Regierung;  vergl.  Bekanntmachung 
des  Königl.  Provinzial-Schulkollegiums  zu  Kassel  vom  12.  Febr.  1878.) 

In  Frage  kommen  hier  auch  die  Bestimmungen  des  Reich s impf- 
gesetzes  vom  8.  April  1874  (RGBl  S.  31  Nr.  996),  nach  dessen 
§  1  Abs.  2  der  Impfung  mit  Schutzpocken  jeder  Zögling  einer  öflfcnt- 
lichen  Lehranstalt  (oder  einer  Privatschule)  mit  Ausnahme  der  Sonn- 
tags- und  Abendschulen  innerhalb  des  Jahres  unterzogen  werden  soll, 
in  welchem  er  das  zwölfte  Lebensjahr  zurücklegt,  sofern  er  nicht  nach 
ärztlichem  Zeugnis  jn  den  letzten  fllnf  Jahren  die  natürlichen  Blattern 
überstanden  hat  oder  mit  Erfolg  geimpft  worden  ist.  Nach  §  13  haben 
die  Vorsteher  derjenigen  Schulanstalten,  deren  Zöglinge  dem  Impftwange 
unterliegen,  bei  der  Aufnahme  von  Schülern  durch  Einfordern  der  vor- 
geschriebenen Bescheinigungen  festzustellen,  ob  die  gesetzliche  Impfung 
erfolgt  ist.  Sie  haben  dafllr  zu  sorgen,  dafs  die  Zöglinge,  welche  wäh- 
rend des  Besuches  der  Anstalt  irapfpflichtig  werden,  dieser  Verpflich- 
tung genügen.  Ist  eine  Impfung  ohne  gesetzlichen  Grund  unterblieben, 
so  haben  sie  auf  deren  Nachholung  zu  dringen.  Sie  sind  verpflichtet, 
vier  Wochen  vor  Schlufs  des  Semesters  (Schuljahres)  der  zuständigen 
Behörde  ein  Verzeichnis  derjenigen  Schüler  vorzulegen,  für  welche  der 
Nachweis  der  Impfung  nicht  erbracht  ist.  Ärzte  und  Schulvorsteher,  welche 
den  ihnen  durch  §  13  auferlegten  Verpflichtungen  nicht  nachkommen, 
werden  mit  Geldbufse  bis  zu  einhundert  Mark  bestraft. 2)  (§  15  a.  a.  0.) 

1)  Welche  Organe  zur  Ausstellung  dieser  Art  von  Zeugnissen  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  zuständig  sind,  siehe  im  Centralbl.  187G  S.  6S4  und  bei  Schneider 
und  V.  Bremen  a.  a.  0.  S.  3  t). 

2)  Über  Aufnahme  ungeimpfter  Kinder  in  Schulen,  welche  nicht  der  aUge- 
meinen  Schulpflicht  dienen,  vergl.  ME  31.  Okt.  1871  (GBl  705);  7.  Jan.  1874 
CBl  201);  18.  März  ISSo  (GBl  337). 
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Als  Vorschrift  zur  Sioherang  der  gehörigen  Ausftlhrang  des  Impf- 
geschäfts ist  der  Erlafs  der  Minister  des  Innern  und  des  Kultus  vom 
6.  April  1886  zu  erwähnen.  Nach  diesem  hat  die  Ollspolizeibehörde 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  in  jedem  Termine,  in  welchem  Wieder- 
impflinge zur  Impfung  oder  Nachschau  gelangen,  ein  Lehrer  anwesend 
ist.  Derselbe  sorgt  in  dem  Termin  im  Einvernehmen  mit  dem  Impf- 
arzt und  dem  Vertreter  der  Ortspolizeibehörde  für  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  unter  den  Wiederimpflingen.  Auch  ist  zu  erwägen,  ob  die 
Umstände  es  erfordern,  dafs  die  Schulkinder  auf  ihrem  Wege  von  und 
zu  dem  Termin  durch  einen  Begleiter  beaufsichtigt  werden,  und  zu- 
treffenden Falls  dafQr  zu  sorgen,  dafs  eine  zuverlässige  Person  dazu 
bestellt  wird. 

e.  Minderung  der  Unterrichtszeit.  Dispens  vom  Schul- 
besuch behufs  kirchlichen  bezw.  religiösen  Unterrichts 
oder  Kultes.  Das  Bestreben  der  Verwaltungsbehörden  geht  dahin,  die 
Teilnahme  an  kirchlichem  Unterricht  usw.  möglichst  aufserhalb  der 
Schulzeit  zu  verlegen.  Im  einzelnen;  EV  Aachen  14.  März  1876: 
Wo  es  sich  durchaus  nicht  vermeiden  lälst,  dafs  Kinder  zur  Beichte 
während  der  Schulstunden  gehen,  haben  die  geistlichen  Schulinspek- 
toren die  Genehmigung  des  Schulvorstandes,  die  Pfarrer,  welche  nicht 
zugleich  Lokalschulinspektoren  sind,  die  des  letzteren  nachzusuchen; 
RV  Marienwerder  28.  Okt.  1871:  Die  zum  Konfirmanden-  oder  Beicht- 
unterricht gehenden  Kinder  sind  nur  an  zwei  bestimmten  Tagen  der 
Woche  vom  Schulbesuch  zu  dispensieren;  Regulativ  des  Oberpräsi- 
denten Königsberg  1.  Mai  1876'):  Vor  vollendetem  zwölften  Jahre  ist 
eine  Dispensation  zum  Konfirmanden-  usw.  Unterricht  überhaupt  nicht 
statthaft.  In  Städten  und  solchen  Landorten,  wo  der  Pfarrer  am  Schulort 
wohnt  oder  unterrichtet,  tritt  eine  Beurlaubung  von  je  zwei  Vormittags- 
stunden ein.  Bei  anderen  Landschulen  findet  an  zwei  Wochentagen 
je  nach  der  Entfernung  ein  Dispens  an  ganzen  Vormittagen  oder  Teilen 
solcher  statt.  Kommen  ganz  besondere  örtliche  Verhältnisse,  nament- 
lich ungewöhnlich  weite  Entfernungen  in  Frage,  so  kann  die  Regierung 
(aber  nur  diese)  auf  ganze  Tage  dispensieren;  durch  RV  Königs- 
berg 15.  Juli  1876  sind  fbr  nicht  am  Pfarrort  befindliche  Landschulen 
der  Dienstag  und  Freitag  als  Konfirmandentage  bestimmt. 

Hinsichtlich  der  Befreiung  jüdischer  Kinder  vom  öffentlichen  Unter- 
richt am  Sonnabend  und  an  hohen  jüdischen  Feiertagen  billigt  der 
Minister  unter  dem  6.  Mai  1859  (desgl.  4.  April  1868;  5.  April  1885), 
dafs  auf  Anträge  der  Eltern  usw.  bei  dem  ProvinzialschulkoUegium 
jüdische  Schüler  „am  Sonnabend  ganz  oder  für  die  Stunden  des  Gottes- 
dienstes vom  Schulbesuch  entbunden"  werden  (und  zwar  bei  Schulen 


1)  Yergl.  Scfaulz,  ScbulordnuDg  S.  170. 
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jeder  Art).  „Gleichzeitig  bemerke  ich,  dafs  diejenigen  jüdischen  Eiader, 
welche  an  den  Feiertagen  oder  Sonnabenden  die  Schule  besuchen^  wäh- 
rend des  Unterrichts  zu  schriftlichen  Arbeiten  gegen  den  Willen  der 
Eltern  oder  deren  Stellvertreter  nicht  anzuhalten  sind.^^  Jedoch  kann 
„selbstverständlich  die  Schule  keinerlei  Verantwortung  ftr  die  aus  der- 
artigen Versäumnissen  den  betreffenden  Schulkindern  entstehenden 
Folgen  übernehmen." 

Dispens  vom  Schulbesuche  zum  Zwecke  des  Erwerbes 
kann  nur  ausnahmsweise  gestattet  werden,  wenn  die  Verhältnisse  der 
Eltern  eine  dringende  Veranlassung  und  die  Persönlichkeit  der  Arbeit- 
geber eine  genügende  Garantie  bieten,  dafs  die  Kinder  in  ihrer  Arbeits- 
kraft nicht  übermäfsig  ausgenutzt  und  während  der  festgesetzten  Unter- 
richtszeit von  der  Arbeit  freigelassen  werden. 

Das  Gesetz  vom  17.  Juli  1873  (Reichsgewerbeordnung;  RGBl 
S.  229  ff.),  §  135,  Abs.  3')  schreibt  vor:  „Kinder,  welche  zum  Besuch 
der  Volksschule  verpflichtet  sind,  dürfen  in  Fabriken  nur  dann  beschäf- 
tigt werden,  wenn  sie  in  der  Volksschule  oder  in  einer  von  der  Schul- 
aufsichtsbehörde genehmigten  Schule  und  nach  einem  von  ihr  geneh- 
migten Lehrplan  einen  regelmäfsigen  Unterricht  von  mindestens  drei 
Stunden  täglich  geniefsen"  2)^  und  §  137  Abs.  1:  „Die  Beschäftigung  eines 
Kindes  in  Fabriken  ist  nicht  gestattet,  wenn  dem  Arbeitgeber  nicht 
zuvor  eine  Arbeitskarte  eingehändigt  ist.  Dasselbe  gilt  hinsichtlich 
der  noch  zum  Besuch  der  Volksschule  verpflichteten  jungen  Leute  zwi- 
schen 14  und  16  Jahren.  Eines  Arbeitsbuches  bedarf  es  in  diesem 
Falle  nicht."  Abs.  2  bestimmt:  Solche  Arbeitskarten,  von  der  Orts- 
polizeibehörde kosten-  und  stempelfrei  ausgestellt,  „haben  Namen,  Tag 
und  Jahr  der  Geburt,  sowie  die  Religion  des  Kindes,  den  Namen, 
Stand  und  letzten  Wohnort  des  Vaters  oder  Vormundes  und  aufserdem 
die  zur  ErftlUung  der  gesetzlichen  Schulpflicht  getroffenen  Ein- 
richtungen anzugeben";  weiter  §  139  Abs.  1:  „Wenn  Naturereignisse 
oder  Unglücksfälle  den  regelmäfsigen  Betrieb  einer  Fabrik  unterbrochen 
haben,  können  Ausnahmen  von  den  in  §  135  vorgesehenen  Beschrän- 
kungen auf  die  Dauer  von  vier  Wochen  durch  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde, auf  längere  Zeit  durch  den  Reichskanzler  nachgelassen  werden. 
In  dringenden  Fällen  solcher  Art,  sowie  zur  Verhütung  von  Unglücks- 
fällen kann  die  Ortspolizeibehörde,  jedoch  höchstens  auf  die  Dauer  von 
14  Tagen,  solche  Ausnahmen  gestatten";  ferner  §  139  a  Abs.  2:  „Durch 
Beschlufs  des  Bundesrats  können  für  Spinnereien,  für  Fabriken,  welche 
mit  ununterbrochenem  Feuer  betrieben  werden  oder  sonst  durch  die  Art 


1)  Vergl.  §  4  des  Preufaischen  Gesetzes  vom  16.  Mai  1853. 

2)  Vergl.  die  Verfügung  des  Provinzial-Schulkollegiums  zu  Berlin  vom  30.  Aug. 
1862  und  ME  31.  Jan.  18S0. 
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des  Betriebes  auf  eine  regelmäfsige  Tag-  und  Naohtarbeit  an- 
gewiesen sind,  sowie  f&r  solohe  Fabriken,  deren  Betrieb  eine  Einteilung 
in  regelmäfsige  Arbeitssehiehten  von  gleicher  Dauer  nicht  gestattet  oder 
seiner  Natur  nach  auf  bestimmte  Jahreszeiten  beschränkt  ist,  A  u  s  n  ah  m  en 
von  den  in  §  135  vorgesehenen  Beschränkungen  nachgelassen  werden^^; 
schlieJslioh  §  146:  „Mit  Geldbufse  bis  zu  2000  M.  oder  im  Unver- 
mögensfalle mit  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  werden  bestraft:  Gewerbe- 
treibende, welche  den  §135  oder  den  auf  Grund  des  §  139  und  139  a 
getroffenen  Verfligungen  zuwider  jugendlichen  Arbeitern  Beschäftigung 
geben." 

Auf  Grund  des  §  139  a  hat  der  Bundesrat  laut  Bekanntmachung 
vom  23.  April  1879  (R.  G.  B.  304)  beschlossen:  „Die  Beschäftigung 
von  jugendlichen  Arbeitern  männlichen  Geschlechts  unter  14  Jahren 
ist  nur  gestattet,  wenn  mit  Genehmigung  der  Schulaufsichtsbehörde 
eine  Schuleinrichtung  getrofifen  ist,  welche  den  Knaben  einen  wöchent- 
lichen Unterricht  von  mindestens  zwölf  Stunden  sichert  und  zwischen 
dem  Ende  der  Arbeitszeit  und  dem  Beginne  des  Unterrichts  eine  Ruhe- 
zeit von  ausreichender  Dauer,  nach  dem  Ende  der  Nachtschicht  eine 
solche  von  mindestens  7  Stunden  freiläfst.  Knaben,  welche  zum  Be- 
suche der  Volksschule  verpflichtet  sind,  dürfen  in  Zukunft  zur  Beschäf- 
tigung nur  angenommen  werden,  wenn  vorher  dem  Arbeitgeber  ein 
Zeugnis  des  zuständigen  Schulaufsichtsbeamten  eingehändigt  ist,  nach 
welchem  die  Knaben  den  Anforderungen  der  Schule  vollständig  genttgen.O 
Das  Zeugnis  ist  halbjährlich  zu  erneuern;  der  Arbeitgeber  hat  mit 
diesem  nach  §  137  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  zu  verfahren";')  — 
des  weiteren:  5)  „Die  auf  Erfüllung  der  Schulpflicht  bezüglichen  Landes- 
gesetze werden  durch  die  Gewerbeordnung  nicht  alteriert.  Wenn  durch 
Befolgung  derselben  thatsächlich  eine  Beschränkung  in  der  Möglichkeit 
der  Verwendung  schulpflichtiger  Kinder  zu  Gewerbsarten  herbeigeftlhrt 
wird,  welche  noch  weiter  geht,  als  §  135  der  Gewerbeordnung,  so  ist 
hierin  ein  Widerspruch  mit  der  letzteren  nicht  gegeben;  §  135  enthält 
nur  ein  unter  allen  Umständen  zu  erzwingendes  Minimum." 

Die  Vorschriften  der  §§  134  flF.  der  Gewerbeordnung  sind  nach 
RG  19.  Oct.  1882  (Erkenntn.  in  Strafs.  VII,  105)  auch  auf  Lehr- 
linge anwendbar. 

Die  unterrichtliche  Versorgung  solcher  Kinder  bietet  in  Ansehung 
der  Disciplin  und  des  mit  ihnen  einzuschlagenden  Lehrganges  erhöhte 
Schwierigkeit.    Deshalb  schreibt  der  Erlafs  der  Minister  des  Handels 


1)  das  heifst  nach  Alter  and  ElassenTerhältnis. 

2)  aufzubewahren,  auf  amtliches  Verlangen  jederzeit  vorzulegen  und  am  Ende 
des  Arbeitsyerhältnisses  dem  Vater  usw.  des  Kindes  auszuhändigen. 

3)  Rechtsausftkhrongen  des  Bundesrats  Nr.  223  S.  56;  vergl.  Marcinowski,  Qew.- 
Ordng.  S.  403. 
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und  des  Unterrichts  vom  26.  Nov.  1878  unter  II.  vor:  „Soweit  thunlioh, 
ist  auf  die  E^rriolitung  besonderer  Fabriksohulen  fbr  eine  oder  mehrere 
Fabriken,  in  welchen  schulpflichtige  Kinder  beschäftigt  werden,  hinzu- 
wirken.  Namentlich  ist  dieselbe  überall  da  zu  genehmigen,  wo  die 
beteiligten  Fabrikbesitzer  die  Beschaffung  der  ausreichenden  Lehrkräfte, 
Schullokale  und  sonstigen  Schulbedürfnisse  aus  eigenen  Mitteln  über- 
nehmen." 

III.  „Soweit  besondere  Fabrikschulen  nicht  emchtet  wei-den  können, 
ist  zunächst  zu  erwägen,  ob  bei  den  Volksschulen,  welche  von  den  in 
Fabriken  beschäftigten  Kindern  besucht  werden,  besondere  Klassen  für 
diese  einzurichten  sind.  Jedoch  darf  durch  eine  solche  Einrichtung 
weder  eine  Überlastung  der  an  den  betreffenden  Volksschulen  ange- 
stellten Lehrer,  noch  eine  Beschränkung  des  Unterrichts  der  übrigen 
die  Volksschule  besuchenden  Kinder  herbeigeführt  werden." 

IV.  „Die  zur  Unterhaltung  der  Volksschule  Verpflichteten*)  können 
wider  ihren  Willen  mit  den  besonderen  Kosten  der  unter  II  und  III 
bezeichneten  Sohuleinriohtungen  nicht  belastet  werden." 

V.  „Können  Einrichtungen  der  erwähnten  Art  nicht  getroffen  wer- 
den, so  ist  den  in  Fabriken  beschäftigten  Kindern  die  Teilnahme  an 
dem  Unterricht  in  den  gewöhnlichen  Volksschulklassen,  wenn  irgend 
thunlich,  durch  Modifikationen  des  Lehrplanes^)  zu  ermöglichen.  — 
Dabei  ist  als  Regel  festzuhalten,  dafs  die  tägliche  Beschäftigung  in  der 
Fabrik  und  der  tägliche  Unterricht  zusammen  nicht  über  9  Stunden  in 
Anspruch  nehmen  dürfen." 

VI.  „Bei  Genehmigung  der  Lehrpläne  ist  folgendes  zu  beachten: 

1.  Die  in  Fabriken  beschäftigten  Kinder  müssen  mindestens  in  der 
Religion,  im  Deutschen  (Lesen  und  Schreiben),  im  Rechnen  und  in  der 
vaterländischen  Geschichte  Unterricht  erhalten,  und  zwar  mufs  dieser 
UnteiTicht  in  allen  Fällen  ein  zusammenhängender  sein. 

2.  Der  tägliche  Unterricht  darf  nicht  durch  Beschäftigung  in  der 
Fabrik  unterbrochen  werden. 

3.  Die  Unterrichtsstunden  dürfen  nicht  in  die  Zeit  nach  7  Uhr 
abends  und  vor  7  Uhr  morgens  fallen.  Sie  sind  thunlichst  so  anzu- 
ordnen, dafs  diejenigen  Kinder,  welche  vormittags  Unterricht  erhalten, 
nur  nachmittags,  und  diejenigen,  welche  nachmittags  unterrichtet  werden, 
nur  vormittags  in  der  Fabrik  beschäftigt  werden  können. 

4.  Wo  die  Beschäftigung  der  Kinder  in  Fabriken  in  der  Weise 
stattfindet,  dafs  von  zwei  Abteilungen  derselben  die  eine  während  der 
ersten,  die  andere  während  der  zweiten  Hälfte  der  täglichen  Arbeits- 
zeit der  erwachsenen  Arbeiter  beschäftigt  wird,  ist  der  Lehrplan  thun- 


1)  soweit  sie  nicht  mit  den  unter  II  genannten  Arbeitgebern  identisch  sind. 

2)  Sie  bedürfen  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde,  ME  31.  Jan.  1880. 
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liehst  80  einzurichten,  dafs  die  eine  Abteilung  Tormittags,  die  andere 
nachmittags  unterrichtet  wird,  und  dafs  in  dieser  Beziehung  zwischen 
beiden  wochenweise  ein  Wechsel  eintritt." 

VII.  „Von  den  genehmigten  Schuleinrichtungen  und  Lehrplänen 
sind  die  zuständigen  Ortspolizeibehörden  in  Kenntnis  zu  setzen." 

VIII.  „Auf  Kinder,  welche  . . .  anderweit  mit  gewerblicher  Arbeit, 
namentlich  auch  in  der  Hausindustrie  beschäftigt  werden,  finden  die 
Vorschriften  des  §  135  der  Gewerbeordnung  keine  Anwendung." 

Im  einzelnen  bestimmte  die  Regierung  zu  Arnsberg  unter  dem 
14.  Juni  1876:  „Es  ist  nicht  gestattet,  schulpflichtige  Kinder,  die  nicht 
Yorschriftsmäfsig  als  Arbeiter  in  Fabrikanstalten  angenommen  sind  und 
beschäftigt  werden,  in  Fabrikschulen  mit  abgekürzter  Unterrichtszeit 
au&unehmen."  Sobald  die  Beschäftigung  aufhört,  ist  „dem  Ortssohul- 
vorstande  zur  weiteren  Veranlassung  sofort  davon  Anzeige  zu  machen." 
Die  Aufnahme  in  die  Fabrikschule  darf  nur  bei  Beginn  eines  Schul- 
semesters, zu  Ostern  oder  Michaelis,  und  unter  Vorzeigung  eines  Zeug- 
nisses über  den  seitherigen  Schulbesuch  und  dessen  Erfolg  stattfinden. 

Die  Festsetzung  der  Bedingungen,  unter  denen  schulpflichtige 
Kinder  „zum  Hüten  oder  Dienen  oder  zu  sonstigen  ländlichen 
Arbeiten  während  der  Zeit  des  Schulunterrichts  vermietet  oder  ver- 
wendet werden  sollen",  und  unter  welchen  eine  damit  verbundene  „Be- 
freiung von  der  Teilnahme  an  dem  vollständigen  Schulunterrichte  statt- 
finden darf",  ingleichen  die  Beschränkung  dieser  Freiheit  auf  das 
gehörige  Mafs  liegen  in  der  Pflicht  der  Schulaufsiohtsbehörde  um  so 
mehr,  als  die  Folgen  des  Hütewesens  die  intellektuelle  und  sittliche 
Ausbildung  der  betreffenden  Kinder  in  nicht  geringem  Grade  gef&hrden 
ME  19.  Dez.  1872. 

Dieserhalb  haben  die  Regierungen  im  einzelnen  verftlgt:  Schles- 
wig 5.  Jan.  1871  (Amtsblatt  S.  8),  desgl.  die  Polizeiverordnung  da- 
selbst S.  9;  22.  Jan.  1880  (Amtsblatt  S,  25)  —  Frankfurt,  1.  März 
1870:  „Überall  da,  wo  zwei  oder  mehrere  Lehrer  an  einer  Schule  an- 
gestellt sind,  würde  angeordnet  werden  können,  dafs  den  Kindern  aller 
Klassen  ein  dreistündlicher  Unterricht  täglich  von  7 — 10  vormittags 
erteilt  wird.  In  den  Schulen  mit  einem  Lehrer  wäre  es  so  zu  halten, 
daft  die  obere  Abteilung  dreimal  in  der  Woche  von  7—10,  dreimal 
aber  von  7—9  unterrichtet  wird,  während  die  übrigen  15  Vormittags- 
stunden für  den  Unterricht  der  jüngeren  Kinder  zu  bestimmen  sein 
würden".  Im  übrigen  sei  „niemals  die  Verwendung  der  Kinder  zum 
Viehhüten  als  ein  Entscbuldigungsgrund  fllr  Schulversäumnis  gelten 
zu  lassen*' 0  —  Königsberg,  29.  Jan.  1869   (Amtsblatt  S.  29):  „Die 


1)  Sonstige  Bedingungen:    Kinder  vor  vollendetem  12.  Jahr  nicht  „nach  aus* 
wärts**,  ohne  genügende  Lesefertigkeit  überhaupt  nicht  zu  vermieten. 
Petersilie,  Dor  öffentl.  Untorricht  II.  2 


Digitized  by 


Google 


18  I.  Hauptabteilung.    I.  Abschnitt.    Die  Volksschule.  I.  Preursen. 

Erlaubnis  zum  Hüten  und  Vermieten  darf  nur  für  solche  Kinder  ge- 
geben werden,  welche  entweder  gar  keine  Ernährer  und  Versorger  haben^ 
oder  deren  Eltern  arbeitsunfähig  und  notorisch  aufser  stände  sind,  ihre 
Kinder  zu  unterhalten,  sodafs  der  eigene  Erwerb  derselben  und  der  Ein- 
tritt in  fremden  Dienst  das  einzige  Auskunftsmittel  ist^.  „Mädchen  sind 
flberhaupt  nicht  zum  Viehhüten  zuzulassen^.  Als  Bedingung  für  die 
Ausstellung  eines  Erlaubnisscheines  zum  Hüten  oder  Dienen  gilt  die 
Vollendung  des  elften  Lebensjahres,  ferner  geläufiges  Lesen,  genügende 
Kenntnis  und  Fertigkeit  im  Schreiben,  Rechnen  und  in  der  Religion. 
„Die  Hüte-  und  dienenden  Kinder  haben  wöchentlich  an  zwei  von  dem 
Kreisschulinspektor  zu  bestimmenden  Vormittagen  den  gewöhnlichen 
Schulunterricht  mit  den  übrigen  Kindern  zu  besuchen^.  Der  Stunden- 
plan ist  so  einzurichten,  „dafs  in  den  Stunden,  an  denen  Hütekinder 
teilnehmen.  Lesen,  Schreiben,  Rechnen  und  Religion  genügend  vertreten 
ist^.  Sonstige  Bestimmungen:  Niemand  darf  mehr  als  ein  schulpflich- 
tiges Kind  zum  Hüten  oder  Dienen  zu  sich  nehmen.  Aufserhalb  des 
Kirchspiels  ihres  Wohnsitzes  dürfen  Kinder  nicht  vermietet  werden. 
Mit  dem  Jahre,  in  welchem  die  Kinder  zum  Konfirmanden-  usw.  Unter- 
richt herangezogen  werden,  hört  ihr  Dispens  vom  Schulbesuch  auf.*) 
Der  Lokalschulinspektor  hat  über  alle  die  Hütekinder  betrefifenden  An- 
gelegenheiten ein  besonderes  Aktenstück  anzulegen.  Der  Kreisscliul- 
inspektor  entscheidet  über  die  wegen  Verweigerung  oder  Entziehung 
von  Erlaubnisscheinen  vorkommenden  Beschwerden  endgiltig.  Polizei- 
verordnung vom  nämlichen  Datum:  Kein  schulpflichtiges  Kind  darf 
zum  Hüten  oder  Dienen  verwendet  werden  ohne  schriftliehe  Erlaubnis  des 
betreffenden  Lokalschulinspektors.^)  „Wer  ein  schulpflichtiges  Kind  zum 
Hüten  oder  Dienen  verwendet,  hat  dasselbe  binnen  drei  Tagen  nach 
dem  Eintritt  in  den  Dienst  dem  Lehrer  des  Ortes,  wo  dies  geschieht, 
vorzustellen  und  den  Erlaubnisschein  vorzuzeigen.  An  Sonn-  und  Fest- 
tagen ist  hütenden  und  dienenden  Kindern  diejenige  Zeit  freizulassen^ 
welche  sie  zur  Teilnahme  an  dem  Gottesdienste  ihrer  Konfession  nach 
den  Ordnungen  ihrer  Kirche  nötig  haben".  Zuwiderhandelnde  werden 
mit  Geldbufse  bis  zu  30  M.  besti-aft.  „Aufserdem  wird,  wenn  ein  Kind 
sich  zum  drittenmale  einer  nicht  gerechtfertigten  Schulversäumnis 
schuldig  macht,  die  Erlaubnis  zum  Hüten  oder  Dienen  durch  den  Lokal- 
schulinspektor sofort  und  unnachsichtlich  entzogen.  Dabei  bleibt  es 
den  Behörden  auch  jederzeit  vorbehalten,  den  Erlaubnisschein  zurück- 


1)  Nach  RV  8.  Mai  1874  sind  nur  in  ganz  besonders  dringlichen  F&llen  Ausnahmen 
zn  gestatten. 

2)  RV  vom  selben  Datam  (Amtsblatt  S.  164):  „ Ausnahm sweise  darf  auch 
solchen  Schulknaben  die  Erlaubnis  erteilt  werden,  deren  £Itern  zwar  im  stände  sind 
sie  zu  unterhalten,  aber  zu  arm,  um  daneben  noch  ein  fremdes  Hütekind  zu  halten 
und  zu  bezahlen.** 
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zunehmeo,  den  Yollständigeii  Sohnlbesncli  eines  Kindes  zu  verlangen 
und  selbst  durch  die  erforderlichen  Anordnungen  im  polizeilichen 
Exekutionswege  herbeizuführen".  Gumbinnen,  25.  Jan,  1863:  Die 
Amtsblatt- Verordnungen  vom  9.  März  1853  und  1.  März  1857  über  die 
Bedingungen  der  Erteilung  von  Hüte-Erlaubnisscheinen  sindin  den  Monaten 
Februar  bis  Mai  bei  Gelegenheit  der  Gemeindeversammlungen  monat- 
lich besonders  bekannt  zu  machen.  Im  übrigen  darf  ein  Dispens  zum 
Hütedienst  nur  für  das  Kirchspiel  stattfinden,  in  welchem  die  Kinder 
schulpflichtig  sind. 

Ein  Urlaub  fllr  Knaben  zur  Verwendung  bei  Treibjagden  wird 
nicht  erteilt;  RV  Schleswig,  8.  Jan.  1883;  vergl.  ME  13.  April  und 
13.  Dez.  1883. 

Aussetzung  des  Schulbesuchs  in  Krankheitsfällen. 
ME  18.  Juni  1878:  Revaccinierende  Schulkinder  sind  auf  die  Dauer  von 
14  Tagen  von  der  Wiederimpfung  an  vom  Turnunterricht  zu  dispen- 
sieren. Bei  Epidemieen:  Erlafs  der  Minister  des  Innern  und  des 
Unterrichts  vom  14.  Juli  1884:  „Über  die  Schliefsung  einer  Schule  (bei 
Epidemieen)  auf  dem  Lande  und  in  Städten,  welche  unter  dem  Land- 
rat stehen,  hat  der  letztere  unter  Zuziehung  des  Kreisphysikus  zu  ent- 
scheiden". „Von  jeder  Schliefsung  hat  der  Landrat  dem  Kreisschulin- 
spektor Mitteilung  und  der  vorgesetzten  Schulaufsiohtsbehörde  Anzeige 
zu  machen.  In  Städten,  welche  nicht  unter  einem  Landrat  stehen, 
ist  über  die  Schliefsung  einer  Schule  von  dem  Polizeiverwalter  des 
Ortes  nach  Anhörung  des  Kreisphysikus  und  d^  Vorsitzenden  der  Schul- 
deputation zu  entscheiden.  Die  Scliliefsung  ist  durch  den  Ortschulin- 
spektor zur  Ausfährung  zu  bringen  und  gleichzeitig  der  Schulaufsichts- 
behörde anzuzeigen'*. 

Anweisung  von  demselben  Datum:  „Zu  den  Krankheiten,  welche 
vermöge  ihrer  Ansteckungsf&higkeit  besondere  Vorschriften  fllr  die 
Schulen  nötig  machen,  gehören  a.  Cholera,  Ruhr,  Masern,  Röteln, 
Scharlach,  Diphtherie, Pocken, Flecktyphus  und  Rückfallfieber;  b.  Unter- 
leibstyphus, kontagiöse  Augenentzündung,  Krätze  und  Keuchhusten, 
der  letztere,  sobald  und  solange  er  krampfartig  auftritt. 

„Kinder,  welche  an  einer  der  genannten  Krankheiten  leiden,  sind 
vom  Besuch  der  Schule  auszuscbliefsen. 

„Das  Gleiche  gilt  von  gesunden  Kindern,  in  deren  Familie  bezw. 
Hausstande  ein  Fall  der  genannten  Krankheiten  vorkommt;  es  müfste 
denn  ärztlich  bescheinigt  sein,  dafs  das  Schulkind  durch  ausreichende 
Absonderung  vor  der  Gefahr  der  Ansteckung  geschützt  ist. 

„Kinder,  welche  demgemäfs  vom  Schulbesuch  ausgeschlossen  sind 
dürfen  zu  demselben  erst  dann  wieder  zugelassen  werden,  wenn  ent- 
weder die  Gefahr  der  Ansteckung  nach  ärztlicher  Bescheinigung  flir 
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beseitigt  anzusehen  oder  die  flir  den  Verlauf  der  Krankheit  erfahrungs- 
m&Tsig  nnd  als  Regel  geltende  Zeit  abgelaufen  ist. 

„Als  normale  Krankheitsdauer  gelten  bei  Soharlaoh  und  Pocken 
sechs  Wochen,  bei  Masern  und  Röteln  vier  Wochen, 

„Es  ist  darauf  zu  achten,  dafs  Tor  der  Wiederzulassung  zum  Schul- 
besuche das  betreffende  Kind  und  seine  Kleidungsstücke  gründlich  ge- 
reinigt werden*'. 

Für  die  Beobachtung  der  Vorschriften  bei  Ausschlieüsung  einzelner 
Kinder  sind  die  Lehrer  verantwortlich.  „Von  jeder  Ausschließung 
eines  Kindes  vom  Schulbesuch  wegen  ansteckender  Krankheit  ist  die 
Ortspolizeibehorde  sofort  zu  benachrichtigen**. 

„Aus  Pensionaten,  Konvikten,  Alumnaten  und  Internaten  dürfen 
Zöglinge  während  der  Dauer  oder  unmittelbar  nach  dem  Erlöschen 
einer  im  Hause  aufgetretenen  ansteckenden  Krankheit  nur  dann  in  die 
Heimat  entlassen  werden,  wenn  dies  nach  ärztlichem  Grutachten  ohne 
Gefahr  einer  Übertragung  der  Krankheit  geschehen  kann  und  alle 
vom  Arzte  etwa  für  nötig  erachteten  Vorsichtsmafsregeln  beobachtet 
werden**. 

Wenn  eine  im  Schulhause  wohnende  oder  zum  Hausstande  des 
Lehrers  gehörige  Person  einer  der  genannten  Krankheiten  verfllllt,  ist 
hiervon  dem  Schulvorstande  (Kuratorium)  und  der  Ortspolizeibehörde 
sofort  Anzeige  zu  machen.    Letztere  verfährt  wie  oben  angegeben. 

Bei  besonderer  Gefahr  können  der  Schulvorstand  (Kuratorium)  und 
die  Ortspolizeibehörde  auf  Grund  ärztlichen  Gutachtens  die  Schlielsung 
einer  Schule  selbständig  verfügen.  „Sie  haben  aber  hiervon  sofort 
ihrer  vorgesetzten  Behörde  Anzeige  zu  machen.  Aulserdem  sind  sie 
verpflichtet,  alle  gefahrdrohenden  Krankheitsverhältnisse,  welche  eine 
Schliefsung  der  Schule  angezeigt  erscheinen  lassen,  zur  Kenntnis  ihrer 
vorgesetzten  Behörde  zu  bringen**. 

Die  Wiedereröffnung  einer  wegen  ansteckender  Krankheit  ge- 
schlossenen Schule  oder  Schulklasse  darf  nur  auf  Grund  einer  vom 
Landrat  oder  dem  Polizeiverwalter  einer  Stadt  unter  Zuziehung  des 
Kreisphysikus  getroffenen  Anordnung  und  nach  vorangegangener  gründ- 
licher Reinigung  und  Desinfektion  des  Sohullokals  erfolgen. 

RV  Hannover,  12.  Jan.  1884.  Bei  Vorhandensein  ansteckender 
Krankheiten  dürfen  Schulkinder  zu  Leichenbegleitungen  nicht  zuge- 
lassen werden. 

Ferientermine  und  -Dauer.  ME  7.  April  1873:  Sommer- 
und  Herbstferien  zusammen  dürfen  nicht  länger  als  sechs  Wochen  dauern. 
Die  Verteilung  dieser  Zeit  auf  die  einzelnen  Termine  hat  die  Regie- 
rung vorzunehmen.  Den  Anfang  der  Sommerferien  bestimmt  gewöhn- 
lich die  Regierung,  ausnahmsweise  und  bei  besonderen  Umständen  der 
Landrat  mit  dem  Kreisschulinspektor.    Die  Herbstferien  sind  mit  Rück- 
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sieht  auf  die  Verschiedenheit  der  wirtschaftliohen  und  klimatischen 
Verhältnisse  seihst  kleinerer  Kreise  von  dem  Lokalsohulinspektor  im 
Verein  mit  dem  Sehulvorstande  festzusetzen. 

§  2.    Die  Schulzucht 

a.  Eontrollierung  des  Schulbesuchs.  Im  allgemeinen. 
Ziemlich  gleichmÄfsig  sind  in  Verfolg  des  §  48  Teil  II  Tit.  12ALR^) 
von  den  einzelnen  Regierungen  die  Gesichtspunkte  hervorgehoben  wor- 
den, nach  denen  eine  regelmäßige  Eontrolle  des  Schulbesuchs  an  der 
Hand  der  Schttlerstammliste  zu  erfolgen  hat.  BV  Bromberg,  1.  Dez. 
1870:  „Zu  Ostern  und  Michaelis  jedes  Jahres  erhalten  die  Lehrer  resp. 
Schulinspektoren  das  Verzeichnis  sämtlicher  schulpflichtiger  Kinder  aus 
den  zu  jeder  Schule  gehörigen  Ortschaften  von  den  betreflfenden  Orts- 
vorstehern*' (gegen  welche  die  Landräte  nötigenfalls  von  ihrer  Exeku- 
tivgewalt Gebrauch  machen.) 

Die  Bichtigkeit  der  übergebenen  Verzeichnisse  ist  von  den  Lehrern 
und  Schulinspektoren  zu  prüfen,  und  zwar  hinsichtlich  derjenigen  Kin- 
der, welche  zu  dem  betreflFenden  Termin  erst  schulpflichtig  werden, 
nach  einem  aus  den  Kirchenbüchern  (Standesamtsregistern)  aufzustellen- 
den Verzeichnis.  Auf  schulpflichtige,  im  Umkreise  seiner  Schulge- 
meinde zuziehende  Kinder  hat  der  Lehrer  durch  Nachfragen  sein  Augen- 
merk zu  richten. 

Die  von  den  Ortsvorstehern  dergestalt  angemeldeten  schulpflich- 
tigen Kinder  sind  sofort  nach  dem  Beginn  der  Sommer-  oder  Winter- 
schule in  das  Schülerstammbuch  einzutragen  und  im  Laufe  des  Se- 
mesters nach  Zu-  und  Abgang  zu  ergänzen.  In  diese  Stammbücher  ist 
Vor-  und  Zunahme,  Geburtsort  und  -Tag  sämtlicher  schulpflichtiger 
Kinder  einzutragen  und  gleichzeitig  unter  „Bemerkungen"  anzugeben, 
welche  von  ihnen  eine  höhere  Lehranstalt  oder  eine  Privatsohule  be- 
suchen bezw.  von  einem  Privatleher  oder  von  den  Eltern  selbst  zu  Hause 
unterrichtet  werden,  oder  aber  mit  schriftlicher  Genehmigung  des  Schul- 
inspektors aufserhalb  der  Schulgemeinde  vermietet  sind. 

Desgleichen  ist  regelmäfsig  eine  Absentenliste  zu  führen,  in  welcher 
jedoch  die  ordnungsmäfsig  dispensierten  oder  anderwärts  beschulten 
Kinder  nicht  zu  bringen  sind. 

Kontrollierung  der  Teilnahme  am  Beligiousunterr  i  ch  t 
in  konfessionell  gemischten  Schulen.  RV  Danzig,  31.  März  1872: 
Der  Lehrer,  welchem  der  konfessionelle  Religionsunterricht  der  Minder- 
heit übertragen  ist,  erhält  von  dem  Ortsschullehrer  vor  Beginn  des 
Unterrichts  und    demnächst   zu    Ostern    und    Michaelis   jedes    Jahres 


1)  Durch  KO  14.  Mai  1825  (GS  149)  auch  auf  Provinzen  ausgedehnt,  in  denen 
ALR  sonst  nicht  gilt. 
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ein  von  dem  zuständigen  LokaLscfaulinspektor  als  richtig  bescheinigtes 
Verzeichnis  derjenigen  Kinder,  welche  an  dem  betreffenden  Unterrichte 
teilzunehmen  haben.  Dieser  Religionslehrer  hat  über  die  ihm  über- 
wiesenen Kinder  eine  sorgfältige  Kontrolle  zu  fuhren  und  bis  zum  5. 
jedes  Monats  eine  Nachweisung  der  im  letztverflossenen  Monate  voi- 
gekommenen  Schulversäumnisse  dem  Schulvorstande  zubänden  des 
betreffenden  Lokalschulinspektors  einzureichen. 

Kontrolle  des  Schulbesuches  der  Schifferkinder.  Pol.  Ver. 
Bromberg,  11.  Nov.  1878:  Jeder  Kahnschiffer,  welcher  die  Gewässer 
des  Regierungsbezirks  mit  seiner  Familie  befährt,  hat  eine  von  der 
Polizeibehörde  seines  Heimatortes  ausgestellte  Nachweisung  bei  sich 
zu  führen,  in  welcher  Name  und  Älter  jedes  Kindes,  welches  er  an 
Bord  genommen,  enthalten  sein  muls. 

Wenn  ein  Kahnschiffer  in  den  Gewässern  des  Bezirks  überwintert, 
so  hat  er  spätestens  am  dritten  Tage  nach  seiner  Anlage  am  Über- 
winterungsplatze die  schulpflichtigen  Kinder,  welche  er  mit  sich  f&hrt, 
unter  Vorlegung  jener  Nachweisung  bei  der  nächsten  Ortspolizeibe- 
hörde anzumelden  und  gleichzeitig  anzugeben,  in  welche  Schule  er  die 
Kinder  zu  schicken  gedenkt. 

Bei  seiner  Abfahrt  von  dem  Überwinterungsplatze  hat  er  der  Po- 
lizeibehörde, welcher  letzterer  unterstellt  ist,  die  Schulabgangszeugnisse 
seiner  schulpflichtigen  Kinder  (auch  wenn  dieselben  eine  Privatschule 
besucht  haben  sollten)  zur  Abstempelung  vorzulegen,  bei  seiner  Rück- 
kehr in  die  Heimat  der  dortigen  Polizeibehörde  diese  Abgangszeugnisse 
auf  Verlangen  zu  präsentieren.  —  Dazu  RV  vom  nämlichen  Datum :  *) 
Die  angemeldeten  bezw.  bei  der  vorzunehmenden  Revision  aufgefunde- 
nen schulpflichtigen  Kinder  sind  dem  betreffenden  Lehrer  oder  Sohul- 
vorsteher  sofort  schriftlich  anzuzeigen. 

Die  Aufnahme  der  Schifferkinder  in  öffentliche  Schulen  darf  von 
den  Schulvorständen  nicht  verweigert  werden. 

Beim  Austritt  aus  der  Schule  erhält  jedes  Schifferkind  unentgelt- 
lich ein  Abgangszeugnis. 

Kontrollierung  der  schulpflichtigen  Hütekinder.  RV  Königs- 
berg, 29.  Jan.  1869:  „Der  Lehrer  hat  eine  besondere  Liste  über  die 
Versäumnisse  der  Hütekinder  zu  führen  und  diese  wöchentlich  am 
Sonnabend  seinem  Lokalschulinspektor  einzureichen^.  Kontrollierung 
der  schulpflichtigen  Fabrikkinder.  Erlals  der  Minister  des  Innern, 
des  Kultus  und  des  Handels  vom  18.  Mai  1 860 :  Die  Fabrikinspektoren  (Ge- 
werberäte) haben  gemäfs  der  Arbeitskarte  (in  welcher  nunmehr  nach 
§  137,  2  der  RGO  die  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Schulpflicht 
getroffenen  Einrichtungen  anzugeben  sind)  zu  revidieren,   ob  während 


1)  Vergl.  RV  Posen,  18.  Juni  1879. 
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der  dort  angegebenen  Zeit  Kinder  in  Fabriken  beschäftigt  werden. 
Auoh  hat  die  Schulbehörde  Eltern  und  Vormünder  daflir  verantwortlich 
zu  machen,  dafs  ihre  Kinder  die  Schnle  auch  wirklich  besuchen. 
Kontrolle  ttber  den  Sehulbesueh  der  aus  höheren  Lehranstalten 
entlassenen  schulpflichtigen  Kinder.  RV  Köln,  22.  Februar  1867: 
Wenn  ein  schulpflichtiger  Zögling  aus  einer  höheren  Lehranstalt  aus- 
scheidet, ist  der  Ortsschulbehörde  desselben  Anzeige  zu  machen,  damit 
erentuell  f&r  seinen  Eintritt  in  die  Volksschule  gesorgt  werde. 

Zur  Verhütung  der  Schulversäumnisse  und  Aufrechterhal- 
tung der  Disciplin  haben  die  Minister  des  Unterrichts  und  des  Handels 
unter  dem  29.  Dez.  1875  gemeinschaftlich  verftigt,  dafs  Kindern  unter 
1 4  Jahren  das  Feilbieten  von  Waren,  das  Musikmachen  und  Darbieten 
von  Schaustellungen  in  öfifentlichen  Schanklokalen  usw.  untersagt 
werden  kann. 

Dies  widerspreche  nicht  der  Gewerbeordnung,  namentlich  nicht 
dem  §  1  derselben,  da  „eine  gesetzliche  Berechtigung,  wonach  solche 
Kinder  ein  Gewerbe  der  fraglichen  Art  an  jedem  beliebigen  Orte  und 
in  jeder  beliebigen  Weise  ausüben  dürften,  nicht  anzuerkennen  ist**. 
Eine  Beschränkung  des  Gewerbebetriebes  sei  freilich  in  einer  bezüg- 
lichen Untersagung  und  Strafandrohung  an  die  Inhaber  öffentlicher 
Lokale  ftlr  diese  Personen  selbst  vorhanden.  DaCs  jedoch  solche  Be- 
schränkungen, „welche  im  allgemeinen  polizeilichen  Interesse  notwen- 
dig erscheinen,  mit  dem  Inhalt  und  dem  Sinne  der  Gewerbeordnung 
vereinbar  sind  und  sonach  im  Wege  der  Polizeiverordnung  verftigt 
werden  können,  ist  nicht  allein  von  den  Bessortministern  in  der  zur 
Ausflihrung  der  Gewerbeordnung  erlassenen  Anweisung  vom  4.  Sept. 
1869  ausdrücklich  hervorgehoben,  sondern  auch  von  dem  Kgl.  Ober- 
tribunal wiederholt,  namentlich  in  der  Entscheidung  vom  4.  Nov.  1870  ^) 
erkannt  worden". 

„In  dem  Verbote  der  Duldung  des  in  Bede  stehenden  gewerblichen 
Verkehrs  von  Kindern  unter  14  Jahren  ist  ebenfalls  nur  eine  solche, 
vom  Standpunkte  der  allgemeinen  Sitten-  und  Wohlfahrtspolizei  gerecht- 
fertigte Beschränkung  des  Gewerbebetriebes  zu  erblicken**.  Eine  all- 
gemeine Anordnung  scheine  weder  nach  dem  Gesetz  vom  11.  März  1850, 
noch  durch  örtliches  Bedürfnis  überall  gerechtfertigt. 

b.  Behandlung  der  Schulversäumnisse.  AllgemeineBe- 
stimmungen.  Dem  Lehrer  sind  aus  Gemeindemitteln  (Schulkassen) 
zu  beschaffende  gedruckte  Formulare 2)  zu  liefern,  in  welchen  alle 
Schulversäumnisse  ohne  Unterschied  zu  verzeichnen  sind.  Hierbei  sind 
solche  besonders  zu  unterscheiden,  welche  entschuldigt  sind 


1)  Ju8tiz»Minist.-Bl.  S.  350. 

2)  „Ab8entenlisteIl*^ 
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1.  durch  schriftlichen  Urlaub  des  (Lokal-}Sohulinspektor8, 

2.  durch  Krankheit  des  Kindes, 

3.  durch  Unbilden  der  Witterung  bei  weiten  Schulwegen. 

Diese  Listen  sind  in  bestimmten  Terminen  (meist  vierwöchentlioh)  dem 
Sohulinspektor  bezw.  -Vorstand  einzureichen  und  zu  prüfen.  Im  ersten 
Falle  einer  ungerechtfertigten  Versäumnis  ist  den  Eltern  oder  Pflegern 
eine  ernste  Mahnung  zu  erteilen,  im  Wiederholungsfalle  der  Ortsbehörde 
durch  Übergabe  der  Schulstraflisten  (gewohnlich  in  zwei  Exemplaren  *) 
entweder  zu  nochmaliger,  und  zwar  protokollarischer  Verwarnung  oder 
zur  Beitreibung  von  Schulversäumnisstrafen  Anzeige  zu  machen. 

Bei  Versäumnissen  des  von  Geistlichen  aulser  der  Schulzeit  erteilten 
Religionsunterrichts  tritt  das  gleiche  Verfahren  ein. 

Die  Landräte  sind  befugt,  die  Versäumnislisten  einzufordern  und 
etwaige  Vernachlässigungen  durch  Ordnungsstrafen  zu  rfigen. 

Bestrafung  der  Schulversäumnisse.  Anwendung  der  Ge- 
setze vom  11.  März  t850  (über  die  Polizeiverwaltung)  und  vom 
23.  April  1883.  Die  Bestrafung  der  Schulversäumnisse  gehört  nach 
6EK  14.  März  1863  zur  Kompetenz  der  Polizeibehörden.  OT 
1.  März  1867:  Schulversäumnisse  sind  solange  als  strafbare  Hand- 
lungen nicht  anzusehen,  als  eine  Ermahnung  resp.  Verwarnung  nicht 
vorausgegangen  ist 

Im  einzelnen:  Bechtsausftlhrungen  im  Erkenntnis  des  6EK 
14.  Mäi*z  1863:  Die  in  Gemälsheit  von  Regierungsverftigungen  gegen 
Eltern  usw.  erkannten  Versäumnisstrafen  sind  nicht  als  Exekutiv- 
mafsregeln,  sondern  als  Polizeistrafen  anzusehen,  da  sie  nicht  infolge 
speoieller  Anordnung  zur  Festsetzung  gelangen,  sondern  auf  Grund  eines 
allgemeinen  Gesetzes,  d.  h.  des  §  48  II ^  12  ALR.  Auch  sind  sie 
nicht  Disciplinarstrafen,  weil  sie  nicht  die  Schulkinder  treffen,  sondern 
die  Eltern.  Das  in  seinem  Paragraphen  angezogene  Gesetz  ist  kein 
privatrechtliches,  sondern  es  gehört  dem  öffentlichen  Rechte  an,  das 
in  Bezug  auf  die  Ausbildung  durch  Schulunterricht  zum  Schutze  der 
Wohlfahrt  des  Staates  und  seiner  Angehörigen  gegeben  ist.  Das  „landes- 
polizeiliche Interesse,  welches  hiernach  dem  Gesetze  zu  Grunde  liegt, 
stellt  dasselbe  in  die  Reihe  der  Polizeigesetze."  2)  Die  Zuwiderhand- 
lung gegen  §  48  a.  a.  0.  also  gehört  gemäfs  dem  Gesetze  über 
Einführung  des  Strafgesetzbuchs  vom  14.  April  1851  Art  VIII  (jetzt 
Reichsstrafgesetzbuch  §§  1,  360  und  Einflihrungsgesetz  Art.  3)  in  die 
Klasse  der  Übertretungen.  Nach  §  17  des  Gesetzes  über  die  Polizei- 
verwaltung vom  11.  März   1850  3)  haben  die  Polizeirichter  über   alle 


1)  Vergl  ME  5.  Nov.  1660. 

2)  Dieser  polizeiliche  Charakter  ist  abrigens  auch  in  KO  20.  Juni  1835  (OS  134 
anerkannt. 

3)  Yergl.  QerichtsverfasBungBgesetz  vom  27.  Jan.  1877  Art.  27  Nr.  2. 
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Zuwiderhandlungen  gegen  polizeiliche  Vorschriften  zu  erkennen.  Da 
jedoch  bei  Übertretungen  ein  administratives  Verfahren  zulässig  ist,  so 
steht  nach  §  5  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1852  (jetzt  Gesetz  vom 
23.  April  1883)  dem  Angeklagten  die  Berufung  auf  gerichtliche  Ent- 
scheidung innerhalb  zehn  Tagen  frei. 

Auf  Grund  dieses  Erkenntnisses  wurden  die  Begierungen  durch 
Erlafs  der  Minister  des  Innern  und  des  Unterrichts  vom  31.  Jan.  1867 
ermächtigt,  die  Bestrafung  der  Schulversäumnisse,  soweit  nicht  gesetz- 
liche Bestimmungen  entgegenstünden  (s.u.  „Strafabmessung'*  bei  Preulsen 
und  Sohlesien),  durch  Polizeiverordnungen  zu  regeln. 

Stellung  des  Antrages.  Die  Beurteilung,  ob  Schulversäum- 
nisse gerechtfertigt  seien  oder  nicht,  steht  lediglich  dem  Schul- 
inspektor zu.  OT  4.  April  1867:  Nach  Nr.  2  und  3  KO  14.  Mai  1825 
hat  „die  Schulbehörde  ausschliefslich  darüber  zu  befinden,  ob  der  Schul- 
unterricht eines  Kindes  wegen  dessen  Persönlichkeit  unterbleiben  oder 
auf  längere  Zeit  ausgesetzt  werden  darf*;  vcrgl.  ME  25.  Jan.  1872. 
jDaher  ist  die  Ortspolizeibehörde  zur  Verhängung  polizeilicher  Schul- 
strafen ohne  Antrag  des  Schulvorstandes  (z.  H.  des  Schulinspektors) 
nicht  befugt  OVG  12.  Febr.  1881,  vergl.  OVG  23.  Dez.  1884,0 
jedoch  nach  ME  17.  Juli  1873  zur  Prüfung  der  Strafanträge  wohl  kom- 
petent, da  „die  Pflicht  einer  Behörde,  Strafen  festzusetzen,  auch  das 
Becht  involviere,  ihr  unbegründet  erscheinende  Strafanträge  abzulehnen.*^ 
Auf  entsprechendes  Ersuchen  der  Sohulvorstände  (Schulinspektoren) 
mufs  denselben  Nachrieht  zukommen,  ob  und  inwieweit  den  gestellten 
Strafanträgen  Folge  gegeben  ist.  Unberechtigt  erscheinenden  Ableh- 
nungen oder  Ermäüsigungen  der  Strafanträge  gegenüber  steht  den  Schul- 
organen Rekurs  an  die  vorgeordnete  Verwaltungsbehörde  oflfen;  vergl. 
ME  25.  Jan.  1864  und  17.  Juli  1873. 

Strafabmessung.  Nach  Art.  VI  AV  25.  Juni  1807  (GS  921), 
jetzt  EinfQhrungsgesetz  zum  SStG  Art.  2,  sind  folgende  Bestim- 
mungen über  die  Höhe  des  Strafsatzes  bei  Schulversäumnissen  noch 
in  Geltung: 

FürHohenzollern-Sigmaringen  Allgemeine  Schulordnung  vom 
20.  Nov.  1809,  Verordnung  vom  20.  Nov.  il823,  Instruktion  für  die 
Schulrechner  vom  20.  März  1844:  bei  Versäumnis  der  Werktagsschule 
3  Kr.,  der  Sonntagsschule  und  der  Christenlehre  (Konfirmanden-  usw. 
Unterricht)  6  Kr.;  bei  Wiederholung  Steigerung  der  Bufse  auf  12  Kr. 

Für  Hohenzollern-Hechingen  Allgemeine  Schulordnung  vom 
1.  Juni  1833:  Versäumnis  der  Werktagssohule  2— 6  Kr.,  der  Sonntags- 
'schule  und  Christenlehre  6  Kr. 

Für  die  Rheinprovinz  KO  20.  Juni  1835:    Es  kann  auf   Geld- 


1)  Entflcbeidangen  XI,  39S. 
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Strafe  von  1  Sgr.  bis  1  Tbl.   oder  Gefängnis  bis  24  Standen   erkannt 
werden. 

Für  Hessen-Nassan,  nnd  zwar  für  die  ebemals  bayerischen 
Landesteile  im  Regierungsbezirk  Kassel  Verordnung  vom  28.  Juni  1862: 
Erstmalige  Versäumnis  2 — 6  Kr.,  bei  Wiederholung  und  nach  vorg&n- 
giger  Verwarnung  (nach  dem  bayerischen  Pol.-Str.-6es.-B.  vom  10.  Nov. 
1861)  Geldstrafe  bis  10  Gulden,  Haft  bis  zu  3  Tagen;  für  den  Bereich 
des  ehemaligen  Eurflirstentums  Hessen  Ausschreiben  des  Oberschul- 
rats vom  2.  Jan.  1818,  Allerhöchste  Verordnung  vom  17.  Febr.  1853: 
1—15  Sgr.;  im  Regierungsbezirk  Wiesbaden  für  das  einstige  Herzog- 
tum Nassau  Allgemeine  Schulordnung  von  1817,  Vei-fügung  der  Re- 
gierung vom  9.  Nov.  1822  und  26.  Juli  1850 «):  Geldbufse  von  0,10  bis 
2,00  M.2),  im  Unvermögensfalle  Gefängnis;  für  die  vormals  Grofsher- 
zoglich  hessischen  Landesteile  Edikt  vom  6.  Juni  1832:  3  Kr., 
im  Wiederholungsfall  6  Er. 3);  die  früher  Landgräflich  hessischen 
Art.  19—21  des  Edikts  vom  9.  Okt.  1838:  2  Kr.,  in  den  Wiederholungs- 
fällen eines  Monats  4  und  8  Kr.,  im  Unvermögensfalle  anstatt  15  Kr. 
ein  halber,  anstatt  30  Kr.  ein  ganzer  Tag  Haft;  für  die  ehemals  zu 
Frankfurt  a.  M.  gehörigen  ländlichen  Ortschaften  Konsisto- 
rial- Verordnung  vom  5.  Dez.  1748:  4  Kr.  Jn  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
ist  die  Strafabmessung  bei  dem  Fehlen  gesetzlicher  Vorschriften  durch 
Polizeiverordnung  geregelt. 

Für  Hannover  §  125  des  Folizeistrafgesetzbuchs  vom  25.  Mai 
1847  (umgeändert  durch  Art.  10  der  AV  25.  Juni  1867)  Geldbufse 
von  1—3  Mark,  „wenn  dies  nicht  fruchtet**,  bis  6  M.,  „bei  fernerer 
Widersetzlichkeit  aber,  sofern  nicht  andere  Mafsregeln  angemessener 
eracheinen^,  Gefängnisstrafe  bis  zu  3  Tagen. 

Für  Herzogtum  Lauenburg  §  18  der  Lauenburgischen  Landschul- 
ordnung vom  10.  Okt.  1868:  Geldstrafe  von  0,45—3  M.,  bei  Unver- 
mögen, im  Wiederholungsfalle  „oder  unter  anderen  erschwerenden  Um- 
ständen*' Gefängnis  bis  zu  6  Stunden  für  jeden  versäumten  Tag. 

Für  Schleswig-(Holstein)  in  dem  früher  unter  dänischer  Schul- 
Gesetzgebung  stehenden  Distrikt  des  Herzogtums  Schleswig§17der 
Verordnung  über  das  Volkssehulwesen  vom  29.  Juli  1814:  nach  frucht- 
loser Verwarnung  Geldbufse  von  3  Kbs.,  im  Wiederholungsfalle  von  6, 
12  und  24  Rbs.,  bei  Unvermögen  verhältnismäfsige  Gefängnisstrafe. 

Für  die  anderen  Gebiete  der  Monarchie,  seit  dem  Gesetz  vom  6. 
Mai  1886  auch  für  die  Provinzen  Preufsen  und  Schlesien,  welche 
seither  ganz  unzulänglich  gewordene  Bestimmungen  in  ihren  Sohulord- 


1)  Vergl.  RV  Wiesbaden,  14.  Juli  1869  und  9.  Dez.  1874. 

2)  Von  den  Scbulvorständen  festzusetzen. 

3)  Durch  die  Schulaufsichtsbehördc  festzusetzen. 
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nniigeii  (vom  11.  Dez.  1845  bezw.  18.  Mai  1801)  besalsen,  ist  §  48  II, 
12  ALR  mafsgebeud,   welcher  polizeiliche,   den  provinziellen  Verhält 
nifisen  angemessene  Verordnungen  gestattet. 

Was  die  Höhe  des  Strafsatzes  anbelangt,  so  ist  nach  Entscheidung 
des  Beichsgerichts  in  Strafsachen  (Bd.  II  S.  33)  die  Landesgesetzgebung 
nicht  gehindert,  bei  Schulversäumnisstrafen  unabhängig  von  dem  Reichs- 
strafgesetzbuch zu  verfahren,  namentlich  unter  die  minima  desselben 
herabzugehen.  Bei  substituierter  Haftstrafe  darf  jedoch  unter  1  Tag 
nicht  erkannt  werden;  vergl.  RV  Oppeln,  16.  Nov.  1881  (und  Oppenhof, 
Strafgesetzbuch  §  29.)  (Tragung  der  Kosten  bei  Haftstrafe.  Nach 
§  7  des  Gesetzes  vom  23.  April  1883  (GS  66)  fallen  die  Kosten  der 
Vollstreckung  einer  fllr  den  Fall  des  Unvermögens  der  Geldstrafe 
substituierten  Haft  den  zur  Tragung  der  örtlichen  Polizeiverwaltungs- 
kosten Verpflichteten  zur  Last.) 

Verwendung  der  Strafgelder.  Nach  §  7  Abs.  3  des  Gesetzes 
vom  23.  April  1883  und  §  15  der  Anweisung  vom  8.  Juni  1883  (Mi- 
nisterialblatt der  inneren  Verwltg.  S.  155)  sind  die  für  Schulversäum- 
nisse  eingezogenen  Strafgelder  an  die  Schulkasse  abzuführen  (vergl. 
Erlalfl  der  Minister  des  Jnnern  und  des  Unterrichts  vom  8.  Jan.  1878). 

Zwangsweise  Gestellung  der  Schulkinder.  ME  9.  Juli 
1872  führt  aus:  Nach  ALR  II,  12  §  48  und  KO  14.  Mai  1825 
können  bei  Nichterftlllung  der  Schulpflicht  erforderlichenfalls  Bestrafung 
der  nachlässigen  Eltern  bezw.  Pfleger  und  Zwangsmittel  in  Anwen- 
dung kommen.^)  „Zu  diesen  Zwangsmitteln,  die  also  neben  der  Be- 
strafung der  schuldigen  Eltern  zulässig  sind,  gehört  die  Sistierung  eines 
Kindes  zur  Schule,  und  diese  wird  insbesondere  dann  gerechtfertigt 
sein,  wenn  den  Eltern  eine  strafbare  Schuld  bei  der  Schulversäumnis 
des  Kindes  nicht  beizumessen  ist"  2)  ME  24.  Sept.  1873  erklärt 
nach  den  angezogenen  Gesetzen:  „Die  zwangsweise  Sistierung  eines 
Kindes  zur  Schule  charakterisiert  sich  nicht  lediglich  und  in  allen  Fäl- 
len als  ein  Zwangsmittel  gegen  die  Kinder,  sondern  auch  als  eine  gegen 
die  Eltern  zur  Anwendung  gebrachte  Mafsnahme,  soweit  es  sich  darum 
handelt,  ihren  Willen  und  ihre  Anordnungen  zu  rektifizieren  und  die 
ihnen  untergebenen  Kinder  auch  ungeachtet  ihrer  Weigerung  zum  Be- 
such der  Schule  anzuhalten". 

c.  Erziehungs-  und  Züchtigungsrecht.  ALRII,  12,  §  50: 
„Die    Schulzucht    darf   niemals    bis    zu    Mifshandlungen    ausgedehnt 


1)  §  48  ALR  II,  12:  Den  Schalaufsehern  „liegt  es  ob,  unter  Beistand  der 
Obrigkeit  darauf  zu  sehen,  dafs  alle  schalföhigen  Kinder  erforderlichen  Falls  durch 
Zwangsmittel  und  Bestrafung  der  nachlässigen  £ltern  zur  Besuchung  der  Lehr- 
standen  angehalten  werden**. 

2)  Vergl.  Erlafs  der  Minister  des  Innern  und  des  Unterrichts  vom  3.  Nov.  1873. 
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werden,  welche  der  Gesniidheit  der  Kinder  auch  nur  auf  entfernte  Art 
sofaädlich  werden  können. 

§  51.  „Glaubt  der  Schnllehrer,  dafs  durch  geringere  Züchtigungen 
der  eingewurzelten  Unart  eines  Kindes  oder  dem  überwiegenden  Hange 
desselben  zu  Lastern  und  Ausschweifungen  nicht  hinlänglich  gesteuert 
werden  könne,  so  mufs  er  der  Obrigkeit  und  dem  Schulvorsteher  davon 
Anzeige  machen. 

§  52.  „Diese  müssen  alsdann  mit  Zuziehung  der  Eltern  oder  Vor- 
münder die  Sache  näher  prüfen  und  zweckmäfsige  Besserungsmittel 
verordnen". 

§  53.  „Aber  auch  dabei  dürfen  die  der  elterlichen  Zucht  vorge- 
schriebenen Grenzen  nicht  überschritten  werden". 

(ALR  II,  1  §  86:  „Die  Eltern  sind  berechtigt,  zur  Bildung  der 
Kinder  alle  der  Gesundheit  derselben  unschädliche  Zwangsmittel  anzu- 
ordnen".) 

KO  14.  Mai  1825  Abs.  4  lediglich  in  Bestätigung  des  §  50  11  12 
ALR:  „Die  Schulzucht  darf  niemals  bis  zu  Mifshandlungen  ausgedehnt 
werden,  die  der  Gesundheit  des  Kindes  auch  nur  auf  entfernte  Art 
schädlich  werden  können";  Abs.  6  bestimmt  ftlr  Überschreitung  des 
Züchtigungsrechtes  „ohne  wirkliche  Verletzung  des  Kindes"  Disciplinar- 
strafen,  im  Falle  einer  solchen:  Bestrafung  des  Lehrers  auf  gericht- 
lichem Wege. 

Über  die  Vornahme  der  Züchtigung  und  deren  Mafs  steht  nach 
ME  8,  Febr.  1879  den  Sohulaufsichtsorganen  da,  wo  es  in  den  be- 
treffenden Schulordnungen  an  solchen  Bestimmungen  fehlt,  die  Befug- 
nis zu,  „allgemeine  und  einzelne  Anweisungen  zu  erteilen".  Die  Aus- 
übung des  Züchtigungsrechts  gegen  die  Bestimmungen  der  Schulordnung 
macht  die  Züchtigung  zu  einer  strafbaren  Körperverletzung,  Erkennt- 
nis des  Reichsgerichts,  I.  Strafsenat,  vom  29.  Sept.  1881  (vergl.  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  II,  10  ff.). 

Das  Züchtigungsrecht  steht  jedem  Mitgliede  des  Lehrerkollegiums 
zu,  einschliefslich  der  technischen  und  Hilfslehrer  —  vergl.  Schneider 
und  VON  Bremen,  Das  Volksschulwesen  III,  218  ff.  —  und  zwar  nicht  nur 
über  Schüler  ihrer  eigenen  Klassen,  sondern  auch  über  solche,  deren 
Ordinarien  sie  nicht  sind,  GEK  18.  April  1857;  vergl.  OVG  19. 
Nov.  1884;  sogar  aufserhalb  der  Schulzeit  und  des  Schullokals;  GEK 
13.  Febr.  1874.0  Denn  „die  Schulzucht  begreift  das  Erziehungsreeht 
in  sich.  Der  Lehrer  hat  vermöge  dessen  die  Pflicht,  über  das  sittliche 
Verhalten  der  Schulkinder  auch  aufser  der  Schulzeit  und  der  Schul- 
zimmer zu   wachen";    vergl.  GEK  24.  Jan.    1857    und  7.  Mai  1859, 


t)  Dies  bezieht  sich  nicht  nur  auf  Elementarscbüler  im  Bchulpflichtigen  Alter 
sondern  auch  auf  ältere  Schüler  höherer  Lehranstalten. 
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Just-Min.-BL  1858  S.  77  und  1859  8,442,  desgl.  OVG  18,  Jan.  1882; 
CE  22.  Okt.  1888. 

Akte  der  Schalzucht  können  auch  durch  den  Lokalsohulinspektor 

—  GEK  14.  Mai  1870  und  13.  Mai  1871  OVG  17.  Juni  1893  — 
den  Kreißschulinspektor  —  GEK  14.  Nov.  1873  —  den  Präses  des 
Schalvorstandes  auf  BesohluTs  des   letzteren   —   GEK  30.   Jan.   1858 

—  sowie  auf  Anordnung  der  Schulinspektoren  bezw.  Lehrer  durch 
Schuldiener  und  Pedelle  —  GEK  8.  Jan.  1876  und  OVG  I.  Sen. 
25.  Juni  1884  —  vorgenommen  werden. 

Ein  Konflikt  ist  nach  §  4  der  Verordnung  betreffend  die  Kompe- 
tenzkonflikte zwischen  den  Gerichten  und  den  Verwaltungsbehörden 
vom  1.  Aug.  1879  (GS  573)  nicht  zu  erheben  bei  Privatklagen  gegen 
Lehrer  usw.  wegen  Körperverletzung  oder  Beleidigung,  da  solche  nicht 
zu  den  bflrgerlichen  Kechtsstreitigkeiten,  sondern  zu  den  Strafsachen 
gehören;  vergl.  §  3  des  Einftthrungsgesetzes  zur  Strafprozeüsordnung 
vom  1.  Febr.  1877  (RGBl  346);  §§  13,  25  und  27  Nr.  3  des  Ge- 
richtsverfassungsgesetzes vom  27.  Jan.  1877  (BGBl  41);  §  414  ff.  der 
Strafprozefsordnung  vom  1.  Febr.  1877  (RGBl  253).  Demnach  haben 
die  Regierungen  vor  Erhebung  des  Konflikts  ^  nach  ME  4.  März  1881 
^sorgfältig  zu  prüfen,  ob  der  Lehrer  oder  Schulaufsichtsbeamte  sich  einer 
Überschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  schuldig  gemacht  habe^.  Vergl. 
OVG  21.  Febr.  1896  L  256. 

Gerichtliche  Bestrafung  tritt  also  ein  „bei  Zuftigung  einer  wirk- 
lichen Verietzung**  (GEK  13.  Febr.  1874),  während  sonstige  Über- 
schreitungen, z.  B.  aus  Übereilung  oder  Mifsverständnis,  dem  Discipli- 
narverfahren  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  unterliegen.  - 

d.  Zwangserziehung.  Bei  Unzulänglichkeit  der  in  Schulen 
anzuwendenden  Zuchtmittel  können  Lokal-  und  Kreisschulinspektoren 
auf  Grund  der  §§90,  91  und  266  ALR  II  2  sowie  des  §  1  des  Ge- 
setzes vom  13.  März  1878  (GS  132)  bei  dem  zuständigen  Gericht 
(Vormundschaftsgericht)  Antrag  auf  Zwangserziehung  schulpflichtiger 
Kinder  (in  Erziehungsanstalten  oder  besonders  dazu  geeignet  erschei- 
nenden Familien)  stellen;  auch  kann  eine  solche,  besonders  bei  Ver- 
gehen usw.  nach  §  3  des  Gesetzes  vom  13.  März  1878  das  Vormund- 
schaftsgericht „von  Amtswegen^'  beschliefsen. 

Um  Fälle  zu  verbaten,  in  denen  das  Vormundschaftsgericht  Anträge 
auf  Zwangserziehung  wegen  Mangels  „eingehender  Darlegung  der  in 
Betracht  kommenden  thatsächlichen  Verhältnisse^^  abzulehnen  sich  genötigt 


1)  Die  Vorentscheidung  behufs  Feststellung  der  Thatsache,  ob  der  Beamte  sich 
einer  Obersehreitung  der  Amtsbefugnisse  schuldig  gemacht  hat,  steht  far  den  ganzen 
Umfang  der  Monarchie  nach  §  11  des  Einftthrungsgesetzes  zum  deutscheu  Ger.- 
Yerf.-Oes.  vom  27.  Jan.  1877  bei  dem  Oberverwaltungsgericht  (in  Bundesstaaten,  wo 
ein  solches  nicht  besteht,  bei  dem  Reichsgericht). 
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sieht,  sind  die  Lokalbehörden  nach  Erlafs  des  Ministers  des  Innern  vom 
11.  Jan.  1881  von  den  Regierungen  anzuweisen,  bei  derartigen  An- 
trägen nicht  nur  einzelne  strafbare  Handlungen,  sondern  die  Gesamt- 
fllhrung  des  betreflfenden  Kindes  vorzubringen,  aus  welcher  ein  die 
Zwangserziehung  als  notwendig  ergebendes  ,, Symptom  der  bösen  Rich- 
tung" hervorgehe.  Gegen  ablehnende  Entscheidungen  und  Entschlösse 
des  Vormundschaftsgerichts  steht  den  Behörden  nach  §  4  des  Gesetzes 
vom  13.  März  1878  das  Recht  der  Beschwerde  zu.') 

Kommunalverbände  dürfen  nach  OVG,  II.  Sen.  14.  Okt.  1880 
(Entscheidungen  des  OVG  VII,  239  Nr.  38)  die  Erfüllung  der  ihnea 
durch  einen  auf  Zwangserziehung  lautenden  Bcschlufs  des  Vormund- 
schaftsgerichts auferlegten  Leistungen  mit  dem  Einwände,  dafs  der 
Beschlufs  sachlich  nicht  begründet  sei,  nicht  ablehnen;  denn  nach 
OVG  1.  April  1880  (Entscheid,  des  OVG  VI,  187)  ist  ihre  Verpflich- 
tung eine  „bedingungslose"  in  dem  Sinne,  dafs  „eine  materielle  Prü- 
fung des  vormundseh  aftsgerichtlichen  Beschlusses  überhaupt  nicht  mehr 
stattfindet".  Im  übri^^en  sind  die  Kosten  des  Unterhaltes  und  der  Er- 
ziehung der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  13.  März  1878  untergebrachten 
Kinder  vom  Staate  und  von  den  Provinzialverbänden  zu  tragen,  wo- 
neben nur  die  Ausgaben  für  Einlieferung  in  die  dazu  ersehene  Familie 
oder  Anstalt  und  die  erste  Ausrüstung  des  Zöglings  mit  den  notwen- 
digen Kleidungsstücken  dem  Ortsarraenverbande,  in  welchem  das  be- 
treffende Kind  seinen  Unters  tu  tzungswohnsitz  hat,  ev.  allein  zur  Last 
fallen. 

§  9  des  Ergänzungsgesetzes  vom  27.  März  1881  (GS  275):  „In 
betreff  der  nach  diesem  Gesetz  untergebrachten  nicht  bevormundeten 
Kinder  üben  die  Waisenräte  eine  gleiche  Aufsicht 2),  wie  ihnen  solche 
die  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875  insbesondere  in  den  §§ 
53  und  54  in  betreff  der  Mündel  übertragen  hat. 

Die  Kommunalverbände  haben  von  der  Unterbringung  und  von 
jedem  Wechsel  des  Aufenthalts  eines  Zöglings  dem  Waisenrate  des 
Aufenthaltsortes  Kenntnis  zu  geben. 

Ingleichen  ist  dem  Vormundschaftsgerichte  von  der  Unterbringung 
und  Entlassung  eines  Zöglings  Mitteilung  zu  machen. 

§  10:  „Die  Entlassung  aus  der  Zwangserziehung  ist  von  dem  ver- 
pflichteten Kommunalverbande  zu  beschliefsen ,  sobald  die  Erreichung 


1)  Dieselbe  geht  von  dem  Yormundschaft8( Amts)- Gericht  an  das  Landgericht  — 
§  40  des  AasfQhrangsgesetzes  vom  24.  April  187S  (GS  230)  —  von  diesem  an  das 
Kammergericht  —  §  öl  a.  a.  0.  —  (jedoch  mit  der  Beschränkung,  dafs  die  Be- 
schwerde gegen  eine  Entscheidung  des  Landgerichts  nur  auf  Verletzung  des  Gesetzes, 
nicht  aber  auf  neu  angeführte  Thatsachen  gestützt  werden  kann,  §  52  a.  a.  0.) 

2)  Über  die  Anstalten  selbst  üben  die  Regierungen  die  Aufsicht.  Erl.  d.  Min. 
des  Inn.  u.  d.  Unterrichts  v.  17.  Jan.  1884. 


Digitized  by 


Google 


I.Kapitel.    Die  Schttler.  31 

des  Zweckes  der  Zwangserziehung  anderweit  sicher  gestellt  oder  dieser 
Zweck  erreicht  ist.  Ist  dies  zweifelhaft,  so  kann  von  dem  Verbände 
eine  widerrufliche  Entlassung  verfügt  werden,  welche  das  Recht  der 
Zwangerziehung  nicht  berührt. 

Wird  von  den  Eltern  bezw.  Grofseltern,  dem  Vormund  oder  Pfleger 
die  Entlassung  aus  der  Zwangserziehung  beantragt,  weil  der  Zweck 
dieser  Erziehung  anderweit  sicher  gestellt  sei,  so  entscheidet  über  den 
Antrag  beim  Widerspruch  des  Koramunalverbandes  auf  Anrufen  des 
Antragstellers  das  Vormundschaftsgericht.  Gegen  den  abweisenden  Be- 
schlufs  des  Gerichts  steht  dem  Antragsteller,  gegen  den  auf  Entlassung 
lautenden  dem  Verbände  das  Recht  der  Beschwerde  zu.  Diese  mufs 
innerhalb  einer  Woche  bei  dem  Vormundschaftsgericht  eingereicht 
werden  und  hat  aufschiebende  Wirkung. 

Ein  abgewiesener  Antrag  darf  nicht  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten 
erneuert  werden." 

§  3.    Der  Schulunterricht 

a.  Aufgabe  und  Ziel  des  Volksschulunterrichts.  Die 
Aufgabe  der  prcufsischen  Volksschule  ist  zu  allen  Zeiten  dahin  bestimmt 
worden,  dafs  sie  die  heranwachsende  Jugend  zu  gottesftirohtigen,  vater- 
landsliebenden Menschen  erziehen  solle,  welche  auf  Grund  der  von  ihnen 
erworbenen  allgemeinen  Bildung  befilhigt  seien,  ihre  Stelle  in  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  ehrenvoll  auszuftlllen.  Wie  immer  das  Ver- 
hältnis von  Staat  und  Kirche  aufgefafet  wurde,  und  welche  theologische 
Richtung  auch  die  Zeit  beherrschte,  überall  ist  die  religiös-sittliche  Er- 
ziehung der  Jugend  als  die  vornehmste  Aufgabe  der  Volksschule  be- 
zeichnet worden,  und  man  hat  mit  Recht  dem  höheren  Ziele  nachge- 
strebt, dafs  durch  Aussaat  und  Pflege  vaterländischer  und  religiös-sitt- 
licher Gesinnung  die  Kinder  zu  Bürgern  erzogen  werden,  deren  innere 
Tüchtigkeit  das  Gedeihen  und  das  Bestehen  des  Staates  sichern  könne. 
Daneben  ist  aber  auch  die  Ertüchtigung  der  Jugend  für  das  praktische 
Leben  nicht  aus  dem  Auge  gelassen:  in  der  Schule  sollen  die  Kinder 
erst  arbeiten  lernen,  dann  Lust  an  der  Arbeit  gewinnen  und  damit  den 
Grund  zu  späterer  Erwerbsföhigkeit  legen. 

Dies  ist  das  Ziel  der  preufsischen  Volksschule  von  jeher  gewesen, 
und  noch  heute  erstrebt  sie  nicht  ein  notdürftiges  Unterrichten  in  „den 
Vehikeln  der  Kultur:  Lesen,  Schreiben,  Rechnen",  sondern  die  Erziehung 
zu  Staatsbürgern,  die  Gott  und  dem  Vaterlande  und  sich  selbst  ernst- 
lich und  mit  Erfolg  dienen  können  und  wollen. 

Von  diesen  Gesichtspunkten  gehen  die  nachfolgenden  Vorschriften 
aus,  welche  heute  fllr  die  Volksschule  in  Geltung  stehen. 

b.  Allgemeine  Bestimmungen  vom  15.  Oktober  1872  über 
Einrichtung,  Aufgabe  undZielder  preufsischen  Volkschule. 
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1.  Die  normalen  Volks schuleinrichtungen.  Nonnale  Volksschulein- 
richtnngen  sind  die  mehrklassige  Volksschule,  die  Schule  mit  zwei  Lehrern  und  die 
Schule  mit  einem  Lehrer,  welche  entweder  die  einklassige  Volksschule  oder  die  Halb- 
tagsscbule  ist. 

2.  Die  einklassige  Volksschule.  In  der  einklassigen  Volksschule  werden 
Kinder  jedes  schulpflichtigen  Alters  in  ein  und  demselben  Lokale  durch  einen  ge- 
meinsamen Lehrer  gleichzeitig  unterrichtet.  Die  Zahl  derselben  soll  nicht  über 
achtzig  steigen. 

In  der  einklassigen  Volksschule  erhalten  die  Kinder  der  Unterstufe  in  der  Regel 
wöchentlich  20,  die  der  Mittel-  und  Oberstufe  30  Lehrstunden,  einschlierslich  des 
Turnens  für  die  Knaben  und  der  weiblichen  Handarbeiten  fQr  die  M&dchen. 

3.  Die  Halbtagsschule.  Wo  die  Anzahl  der  Kinder  über  SO  steigt  oder 
das  Schulzimmer  auch  für  eine  geringere  Zahl  nicht  ausreicht  und  die  Verhältnisse 
die  Anstellung  eines  zweiten  Lehrers  nicht  gestatten  sowie  da,  wo  andere  Umst&nde 
dies  notwendig  erscheinen  lassen,  kann  mit  Genehmigung  der  Regierung  die  Halb- 
tagsschule eingerichtet  werden,  fOr  deren  Klassen  zusammen  wöchentlich  32  Stunden 
angesetzt  werden. 

4.  Die  Schule  mit  zwei  Lehrern.  Sind  zwei  Lehrer  an  einer  Schale  an- 
gestellt, so  ist  der  Unterricht  in  zwei  gesonderten  Klassen  zu  erteilen.  Steigt  in 
einer  solchen  Schule  die  Zahl  der  Kinder  über  120,  so  ist  eine  dreiklassige  Schule 
einzurichten.  In  dieser  kommen  auf  die  dritte  Klasse  wöchentlich  12,  auf  die  zweite 
wöchentlich  24,  auf  die  erste  wöchentlich  28  Lehrstunden. 

5.  Die  mehrklassige  Volksschule.  In  Schulen  von  drei  und  mehr  Klassen, 
soweit  dieselben  nicht  unter  4  fallen,  erhalten  die  Kinder  der  unteren  Stufe  wöchent- 
lich 22,  die  der  mittleren  28,  die  der  oberen  30—32  Unterrichtsstunden. 

6.  Die  Trennung  der  Geschlechter  in  der  Schule.  Für  mehrklassige 
Schulen  ist  rücksichtlich  der  oberen  Klassen  eine  Trennung  der  Geschlechter  wün- 
schenswert. Wo  nur  zwei  Lehrer  angestellt  sind,  ist  eine  Einrichtung  mit  zwei 
bezw.  drei  aufsteigenden  Klassen  derjenigen  zweier  nach  Geschlechtern  getrennten 
einklassigen  Volksschulen  vorzuziehen. 

7.  Vereinigung  kleiner  Schulgemeinden  zu  einem  gemeinsamen 
Schulsystem.  Wo  an  einem  Orte  mehrere  einklassige  Schulen  bestehen,  ist  deren 
Vereinigung  zu  einer  mehrklassigen  Schule  anzustreben. 

8.  Die  Einrichtung  und  Ausstattung  des  Schulzimmers.  DasSchul- 
zimmer  mufs  mindestens  so  grofs  sein,  dafs  auf  jedes  Schulkind  ein  Fl&chenraum 
von  0,6  qm  kommt.  Auch  ist  dafür  zu  sorgen,  dafs  es  heU  und  luftig  sei,  eine 
gute  Ventilation  habe,  Schutz  gegen  Witterung  gew&hre  und  ausreichend  mit  Fenster- 
vorh&ngen  versehen  sei.  Die  Schaltische  und  -B&nke  müssen  in  ausreichender  Zahl 
vorhanden  und  so  eingerichtet  und  aufgestellt  sein,  dafs  alle  Kinder  ohne  Schaden 
für  ihre  Gesundheit  sitzen  und  arbeiten  können.  Die  Tische  sind  mit  Tintenfässern 
zu  versehen. 

Zur  ferneren  Ausstattung  des  Schulzimmers  gehört  namentlich  eine  hinreichende 
Anzahl  von  Riegeln  für  Mützen,  Tücher,  M&ntel  u.  dergl. ;  ferner  eine  Schaltafel  mit 
Gestell,  eine  Wandtafel,  ein  Katheder  oder  ein  Lehrtisch  mit  Verschlufs,  ein  Schrank 
für  die  Aufbewahrung  von  Büchern  und  Heften;  Kreide,  Schwamm. 

9.  Die  unentbehrlichen  Lehrmittel.  Für  den  vollen  Unterrichtsbetrieb 
sind  erforderlich: 

1.  je  ein  Exemplar  von  jedem  in  der  Schule  eingeführten  Lehr-  und  Lern- 
buche, 

2.  ein  Globus, 

3.  eine  Wandkarte  der  Heimatprovinz, 
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4.  eine  Wandkarte  ?on  Deutschland, 

5.  eine  Wandkarte  Yon  Pal&stina, 

6.  einige  Abbildungen  fOr  den  weltkundlichen  Unterricht, 

7.  Alphabete  weithin  erkennbarer,  auf  Holz  oder  Pappt&felchen  geklebter 
Buchstaben  zum  Gebrauch  beim  ersten  Leseunterricht, 

8.  eine  Geige, 

9.  Lineal  und  Zirkel, 

10.  eine  Rechenmaschine. 

(In  evangelischen  Schulen  kommen  noch  hinzu:) 

11.  eine  Bibel, 

12.  ein  Exemplar  des  in  der  Gemeinde  eingeführten  Gesangbuches. 
För  mehrklassige  Schulen  sind  diese  Lehrmittel  angemessen  zu  ergänzen. 

10.  Tabellen  und  Listen.  Der  Lehrer  hat  eine  Schulchronik,  ein  SchOler- 
▼erzeichnis,  einen  Lehrbericht  (Nachweisung  der  erledigten  Unterrichtsstoffe)  und 
eine  Absentenliste  regelm&fbig  zu  führen.  Aufserdem  muCs  er  den  Lehr  plan,  den 
Lektionsplan  und  die  Pensenyerteilung  für  das  laufende  Semester  stets  im  Schul- 
zimmer  haben. 

11.  Die  Schulbücher  und  Schulhefte.  Lernmittel  für  die  Schüler  der 
Volksschule  mit  einem  oder  zwei  Lehrern  sind  folgende: 

a.  Bücher: 

1.  die  Lesefibel  und  das  Schullesebuch, 

'2.  ein  „Schülerbeft"  für  den  Rechenunterricht, 

3.  ein  Liederheft, 

aufserdem  die  für  den  Religionsunterricht  besonders  eingeführten  Bücher; 

b.  Hefte  (mindestens): 

1.  ein  Diarium, 

2.  ein  Schönschreibeheft,! 

3.  ein  Heft  zu  orthographischen  und  Aufsatzübungen, 

4.  (auf  den  oberen  Stufen:)  ein  Zeichenheft; 

c.  Schiefertafel  nebst  Griffel,  Schwamm,  Lineal  und  Zirkel. 

Den  Schülern  der  mehrklassigen  Volksschule  darf  die  Anschaffung  besonderer 
kleiner  Lütf&den  für  den  Unterricht  in  den  Realien,  sowie  die  eines  stufen- 
weise fortschreitenden  mehrbändigen  Lesebuches  und  eines  Handatlas  zugemutet 
werden.  Ebenso  haben  sie  für  die  einzelnen  Lehrgegenstände  besondere  Hefte 
zu  führen. 

12.  Die  Gliederung  der  Volksschule.  Die  Volksschule,  auch  die  ein- 
klassige,  gliedert  sich  in  drei  Abteilungen,  welche  den  yerschiedenen  Alters-  und 
Bildungsstufen  entsprechen.  Wo  eine  Volksschule  ?ier  Klassen  hat,  sind  der  Mittel- 
stufe zwei,  wo  sie  deren  sechs  hat,  jeder  Stufe  zwei  Klassen  zuzuweisen. 

13.  Die  Lehrgegenstände  der  Volksschule.  Die  Lehrgegenstände  der 
Volksschule  sind  Religion,  deutsche  Sprache  (Sprechen,  Lesen,  Schreiben),  Rechnen 
nebst  den  Anfängen  der  Raumlehre,  Zeichnen,  Geschichte,  Geographie,  Naturkunde, 
(für  die  Knaben)  Turnen  und  (für  die  Mädchen)  weibliche  Handarbeiten. 

In  der  einklassigen  Volksschule  verteilen  sich  die  Stunden  auf  die  einzelnen 
Gegenstände  und  Stufen,  wie  folgt: 

PjETBBSiLiK,  Der  Offenti.  (Jntemoht  II.  3 
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Unterstufe. 

Mittelstufe. 

Oberstufe. 

Eeligion 

4 

5 

5 

Deatsch 

11 

10 

8 

Bechnen      \ 
Raumlehre  / 

4 

4 

5 

Zeichnen 

— 

1 

2 

Realien 

— 

6 

6  ^ 

Singen 

1 

2 

2' 

Tarnen 

l 

2 

2 

Weibl.  Handarbeit.  / 

20 

30 

30. 

der  mehrklassigen 

Schule: 

Unterstufe. 

Mittelstufe. 

Oberstufe. 

Religion 

4 

4 

4 

Deutsch 

11 

8 

8 

Rechnen 

4 

4 

4 

Raumlehre 

— 

— 

2 

Zeichnen 

— 

2 

2 

Realien 

— 

6 

6(8) 

Singen 

1 

2 

2 

Turnen                    \ 
Weibl.  Handarbeit.        ^ 

2 

2 

22  28  30  (32). 

In  der  Halbtagsschule  und  in  der  Schule  mit  zwei  Lehrern  und  drei  Klassen 
(Kr.  4)  treten  die  nötigen  Veränderungen  nach  Mafsgabe  des  Bedürfnisses  ein. 

14.  Der  katholische  Religionsunterricht.  In  Bezug  auf  den  katholi- 
schen Religionsunterricht  bleiben  .die  bis  jetzt  geltenden]  Bestimmungen  mit  den 
Modifikationen ,  welche  sich  aus  der  Veränderung  der  Stundenzahl  ergeben ,  bis  auf 
weiteres  in  Kraft  (s.  u.). 

15.  Aufgabe  und  Ziel  [des  eyangelischen  Religionsunterrichts. 
Die  Aufgabe  des  evangelischen  Religionsunterrichts  ist  die  Einführung  der  Kinder 
in  das  Verständnis  der  heiligen  Schrift  und  in  das  Bekenntnis  der  Gemeinde,  damit 
die  Kinder  befähigt  werden,  die  heilige  Schrift  selbständig  zu  lesen  und  an  dem 
Leben  sowie  an  dem  Gottesdienste  der  Gemeinde  lebendig  teilzunehmen. 

16.  Die  heilige  Geschichte.  Die  Einführung  der  Schüler  in  die  heilige 
Schrift  stellt  sich  als  Unterricht  in  der  biblischen  Geschichte  und  Auslegung  zu- 
sammenhängender Schriftabschnitte,  insbesondere  auch  der  eyangelischen  und  episto- 
lischen  Perikopen  de^  Kirchenjahres  dar. 

Den  Kindern  der  Unterstufe  werden  wenige  Geschichten  vorgeführt;  aus  dem 
alten  Testamente  werden  vorzüglich  solche  aus  dem  ersten  Buche  Mosis  und  etwa 
noch  die  von  Mosis  und  von  Davids  erster  Zeit,  aus  dem  neuen  die  von  der  Geburt, 
der  Kindheit,  dem  Tode  und  der  Auferstehung  Jesu  Christi  und  einige  dem  kind- 
lichen Verständnis  vorzugsweise  naheliegende  Erzählungen  aus  seinem  Leben  gewählt. 

Im  weiteren  Fortgange  des  Unterrichts  erhalten  die  Schüler  eine  planmäfsig 
geordnete  Reihe  der  wichtigsten  Erzählungen  aus  allen  Perioden  der  heiligen  Ge- 
schichte des  alten  und  neuen  Testaments  und  auf  Grund  derselben  eine  zusammen- 
hängende Darstellung  der  heiligen  Geschichte,  in  welcher  namentlich  das  Lebensbild 
Jesu  deutlich  hervortritt,  und  in  die  auch  die  Pflanzung  und  erste  Ausbreitung  der 
Kirche  aufzunehmen  ist.    An   diese   Geschichte   schlieCst    sich    die    der   Begrün- 


Digitized  by 


Google 


I.Kapitel.   Die  Schüler.  35 

dang  des  ChristentamB  in  Deutschland,  der  deutschen   Reformation,   sowie  Nach- 
richten über  das  Leben  der  eyangelischen  Kirche  in  anserer  Zeit  an.j 

^   In  mehrklassigen  Schalen  ist  dieser  Unterricht  und  insbesondere  aach  die  Dar- 
stellang  der  christlichen  Eirchengeschichte  entsprechend  za  erweitern. 

Der  Lehrer  hat  die  biblischen  Geschichten  in  einer  dem  Bibelwort  sich  an- 
schliefsenden  Aasdrucksweise  frei  zu  erz&hlen,  sie  nach  ihrem  religiösen  und  sitt- 
lichen Inhalt  in  einer  Geist  und  Gemüt  bildenden  Weise  zu  entwickeln  und  fruchtbar 
2u  machen.    Geistloses  Einlernen  ist  zu  Yermeiden. 

17.  Das  Bibellesen.  In  den  biblischen  Geschichtsunterricht  der  Oberstufe 
fügt  sich  die  Erkl&rung  zusammenhängender  Schriftabschnitte  aus  den  prophetischen 
und  den  poetischen  Büchern  des  alten  Testaments. 

Das  Mafs  des  in  diesemTUnterrichte  zu  behandebiden  Stoffes  und  seine  Aus- 
wahl ist  je  nach  den  Verhältnissen  der  einzelnen  Schulen  in  ihrem  Lehrplane 
zu  bestimmen. 

18.  DiePerikopen.  An  jedem  Sonnabend  sind  den  Kindern  die  Perikopen 
des  nächstfolgenden  Sonntags  ?orzulesen  und  kurz  auszulegen.  Ein  Memorieren  der 
Perikopen  findet  nicht  statt. 

19.  Der  Katechismus.  Die  Einführung  in  das  Bekenntnis  der  Gemeinde 
wird  durch  die  Erkl&rung  des  in  derselben  eingeführten  Katechismus  unter  Heran- 
ziehung Yon  biblischen  Geschichten,  Bibelsprüchen  und  Liederversen  oder  ganzen 
Liedern  vermittelt;  dabei  ist  aber  Überladung  des  Gedächtnisses  zu  vermeiden. 

Im  allgemeinen  gilt  es  als  Regel,  dars  besondere  Stunden  für  den  Katechismus 
in  der  Volksschule  mit  einem  oder  zwei  Lehrern  erst  auf  der  oberen  Stufe,  in  der 
mehrklassigen  Schule  frühestens  in  den  Mittelklassen  eintreten.  Es  sind  dafür  höch- 
stens zwei  Stunden  anzusetzen.! 

Wofern  nicht  besondere  Verhältnisse  eine  Änderung  nötig  machen,  fallen,  wo 
der  lutherische  Katechismus  eingeführt  ist,  nur  die  drei  ersten  Hauptstücke 
in  das  Pensum  der  Volksschule,  und  zwar  in  der  Art,  dafs  auf  der  Unter- 
stufe der  einfache  Wortlaut  der  zehn  (Gebote  und  des  Vaterunser,  auf  der  Mittel- 
stufe die  beiden  ersten  Hauptstücke  des  kleinen  Katechismus  mit  der  Luther  sehen 
Erklärung,  auf  der  Oberstufe  das  dritte  Hauptstück  zur  Aneignung  kommen. 

(Die  Erklärung  der  folgenden  Hauptstücke  bleibt  dem  Konfirmationsunterricht 
überlassen.) 

20.  Das  geistliche  Lied.  Auf  allen  Stufen  des  Religionsunterrichts  ist  die 
Beziehung  auf  das  Kirchenlied  zu  nehmen.  Auf  der  Unterstufe  kommen  vorzugs- 
weise einzelne  Verse,  auf  den  beiden  oberen  neben  solchen  auch  ganze  Lieder  zur 
Behandlung.  Diese  hat  sich,  nicht  auf  einzelne  Lieder  zu  beschränken,  welche 
memoriert  werden  sollen,  und  es  sind  bei  der  Auswahl  der  Lieder  auch  die  aus 
der  neueren  und  neuesten  Zeit  zu  berücksichtigen. 

Wo  nicht  ein  besonderes  Schulgesangbuch  eingeführt  ist,  werden  die  Texte  der 
Lieder  in  der  Regel  aus  dem  in  der  betreffenden  Kirchengemeinde  in  Brauch  befind- 
lichen Gesangbuche  genommen.] 

Zur  gedächtnismäfsigen  Aneignung  sind  höchstens  20  Lieder  zu  wählen, 
welche  nach  Inhalt  und  Form  dem  Verständnis  der  Kinder  angemessen  sind.  Dem 
Memorieren  mufs  die  Erklärung  des  Liedes  und  die  Übung  im  sinngemäfsen  Vor- 
trage vorangehen. 

21  Gebete.  Bereits  auf  der  Unterstufe  lernen  die  Kinder  einige  kurze  und 
leichte  Morgen-,  Mittags-  und  Abendgebete;  auf  den  oberen  Stufen  ist  ihnen  die 
Einrichtung  des  öffentlichen  Gottesdienstes  zu  erklären.  Gedächtnismäfsige  Aneig- 
nung des  allgemeinen  Kirchengebets  sowie  anderer  Teile  des  liturgischen  Gottes- 
dienstes findet  nicht  statt. 
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22.  DerUnterrichtimDeutschen.  Der  Unterricht  im  Deutschen  8Chlie£it 
die  Übungen  im  Sprechen,  Lesen  und  Schreiben  in  sich.  Diese  Gegenst&nde  mOssen 
auf  allen  Stufen  in  organischem  Zusammenhange  mit  einander  bleiben,  und  soweit 
dies  angeht,  in  gleichm&fsigem  Fortschritte  gefördert  werden. 

23.  Die  Übungen  im  mündlichen  Ausdruck.  Die  Übungen  im  münd- 
lichen Ausdruck  erfordern  keinen  abgesonderten  Unterricht.  Sie  bereiten  vielmehr 
den  Schreib-  und  Leseunterricht  ?or  und  begleiten  ihn  auf  seinen  weiteren  Stufen. 

Ihre  Stoffe  nehmen  sie  auf  der  Unterstufe  von  den  einfachsten  und  den  Kin- 
dern zumeist  bekannten  Gegenständen,  auf  der  Mittelstufe  von  Gruppenbildern 
n.  dergl.,  auf  der  oberen  von  den  Sprachstücken  des  Lesebuchs. 

Ihr  formelles  Ziel  ist,  fortschreitend  auf  den  verschiedenen  Stufen,  die  Be- 
fähigung des  Schülers  zu  richtiger  und  deutlicher  Aussprache  jedes  einzelnen  Wortes 
und  zum  freien  Ausdruck  seiner  Gedanken  im  einfachen  Satze,  die  Befähigung  zum 
korrekten  und  sicheren  Ausdruck  im  zusammengesetzten  Satze  unter  Überwindung 
der  gewöhnlichen  Fehler  im  Gebrauche  der  Wortformen  und  in  der  Satzbildung  und 
endlich  die  Befähigung  zur  freien  und  richtigen  Wiedergabe  fremder  Stoffe,  wie  zur 
Ordnung  und  klaren  Darstellung  der  eigenen  Gedanken. 

24.  Der  Unterricht  im  Schreiben  und  Lesen.  Der  Unterricht  im 
Schreiben  und  Lesen  ist  nach  der  im  Seminare  des  betreffenden  Bezirks  eingeführten 
Methode  zu  erteilen;  die  Anwendung  der  Buchstabiermethode  ist  ausgeschlossen. 

Ziel  ist  für  die  Unterstufe  die  Befähigung  der  Kinder,  zusammenhängende 
Sprach  stücke  richtig  lesen  und  kurze  S&tze  nicht  nur  ab-,  sondern  auch  selbständig 
aufschreiben  zu  können;  für  die  Mittelstufe,  ganze  Sprachstücke  in  gebundener  und 
ungebundener  Bede,  in  deutscher  und  lateinischer  Schrift  fliefsend  und  sinn- 
gemäCa  zu  lesen,  ein  einfaches  Diktat  richtig  aufzuschreiben  und  ein  nach  Form  und 
Inhalt  leichtes  Sprachstück  selbständig  niederzuschreiben.  Auf  der  Oberstufe  sind 
die  Schüler  dahin  zu  führen,  dafs  sie  schwierigere  Sprachstücke,  deren  Inhalt  ihrem 
Lebonskreise  nicht  zu  fem  liegt,  leicht  und  mit  Ausdruck  vom  Blatt  lesen,  Diktate 
dieser  Art  fehlerfrei  niederschreiben  und  auch  gröfsere  Sprachstücke  richtig  wieder- 
geben können. 

Für  die  Übung  im  Schreiben  werden  besondere  Schreibstunden  auf  der  Mittel- 
und  Oberstufe  der  Schule  mit  einem  oder  mit  zwei  Lehrern,  sowie  in  den  Mittel- 
klassen der  mehrklassigen  Schule  eingerichtet.  In  den  Oberklassen  der  letzteren 
kann  die  Übung  aufserdem  zum  Gegenstande  häuslicher  Aufgaben  gemacht  werden. 
Ziel  dieses  Unterrichts  ist  die  Aneignung  einer  sauberen,  deutlichen  und  gewandten 
Schrift  in  allen,  auch  in  schnell  gefertigten  Schriftsätzen. 

(Die  Besultate  eines  guten  Unterrichts  müssen  demnach  in  allen  Heften  der 
Schüler  zum  Vorschein  kommen.) 

Als  Inhalt  der  Vorschriften  empfehlen  sich  volkstümliche  Sprichwörter,  gute 
und  zeitgemäfse  Muster  von  geschäftlichen  Formularen  und  Aufsätzen. 

25.  Der  Unterricht  in  der  deutschen  Sprachlehre.  In  den  Ober- 
klassen mehrklassiger  Schulen  sind  für  Unterricht  und  Übung  in  der  deutschen 
Sprachlehre  besondere  Stunden  anzusetzen,  in  Schulen  mit  einem  oder  zwei  Leh- 
rern ist  er  mit  dem  übrigen  Sprachunterrichte  zu  verbinden. 

Ziel  ist  für  die  Mittelstufe:  Kenntnis  des  einfachen  Satzes  und  der  einfachsten 
Verhältnisse  aus  der  Wortlehre;  für  die  Oberstufe:  der  erweiterte  Satz  und  weiter- 
gehende Belehrungen  aus  der  Wort-  und  Wortbildungslehre. 

26.  Das  Lesebuch.  Dem  gesamten  Unterricht  im  Deutschen  liegt  das  Lese- 
buch zu  Grunde,  dessen  Inhalt  möglichst  vollständig  nach  und  nach  zu  verar^ 
beiten  ist 

Das  Lesebuch  ist  nicht  nur  zur  Erzielung  der  Lesefertigkeit,  sondern  auch  zur 
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EänfOhmng  in  das  Ventftndnis  der  in  ihm  enthaltenen  Masterstftcke  zn  benatsen. 
Die  Answabl  der  Stücke  ist  so  zu  treffen,  dars  j&hrlich  wechselnd  nngef&hr  30  zar 
Behandlung  kommen.' 

Geeignete  Sprachstücke  poetischer  Form,  nnd  zwar  in  Schalen  mit  einem  oder 
zwei  Lehrern  besonders  Volksliedertexte,  werden  auf  allen  drei  Stufen  nach  voran- 
gegangener  Besprechung  memoriert. 

Auf  der  Oberstufe  mehrklassigor  Schulen  wird  das  Lesebuch  auch  dazu  benutzt 
den  Kindern  Proben  Yon  den  Hauptwerken  der  Taterl&ndischen,  namentlich  der  ?olks- 
tümlichen  Dichtung  und  einige  Nachrichten  tlber  die  Dichter  der  Nation  zu  geben; 
doch  beschränken  sich  diese  Mitteilungen  auf  die  Zeit  nach  der  Reformation. 

Die  Auswahl  der  einzuführenden  Lesebücher  ist  aus  denen  zu  treffen,  welche 
ein  Yolkstümliches  Gepräge  tragen  und  durch  ihren  gesamten  Inhalt  den  erziehlichen 
Zweck  der  Schule  fördern. 

Unter  diesen  aber  yerdienen  diejenigen  den  Vorzug,  welche  in  ihrer  Form  kor- 
rekt sind  und  auch  in  den  geschichtlichen  und  realistischen  Teilen  nicht  eigene  Aus- 
arbeitungen der  Herausgeber,  sondern  Proben  aus  den  besten  populären  Darstellungen 
der  Meister  auf  diesem  Gebiete  geben,  und  welche  sich  Yon  kirchlichen  und  politi- 
schen Tendenzen  freihalten.  Für  Schulen,  welche  von  Kindern  verschiedener  Kon- 
fessionen besucht  werden,  sind  möglichst  nur  solche  Lesebücher  auszuwählen ,  welche 
keinen  eigentlich  konfessionellen  Charakter  haben.  Aus  den  bereits  eingeführten 
Lesebüchern  sind  die  Sprachstücke  konfessionellen  Inhalts  in  den  Religionsunter- 
richt zn  verweisen. 

27.  Der  Sprachunterricht  in  Schulen  verschiedener  Nationalität. 
Bezüglich  des  Sprachunterrichts  in  solchen  Schulen,  in  welchen  die  Kinder  oder  ein 
Teil  derselben  eine  andere  als  die  deutsche  Sprache  reden,  kommen  die  hierüber 
ergangenen  oder  noch  ergehenden  besonderen  Bestimmungen  zur  Anwendung. 

2S.  Der  Rechenunterricht.  Auf  der  Unterstufe  werden  die  Operationen 
mit  benannten  und  unbenannten  Zahlen  von  1—100,  auf  der  mittleren  im  unbe- 
begrenzten  Zahlenraume  gelernt  und  geübt,  auf  der  letzteren  auch  angewandte  Auf- 
gaben aus  der  Durchschnittsrechnung,  Resolutionen  und  Reduktionen,  sowie  einfache 
Regel  de  tri  gerechnet;  Pensum  der  Oberstufe  ist  die  Bruchrechnung,  welche  bereits 
auf  den  unteren  Stufen  in  der  geeigneten  Weise  vorbereitet  werden  mufs,  und  deren 
Anwendung  in  den  bürgerlichen  Rechnungsarten,  sowie  eingehende  Behandlung  der 
Decimalbrüche. 

In  der  mehrklassigen  Schule  erweitert  sich  das  Pensum  in  den  bürgerlichen 
Rechnungen  durch  Aufnahme  der  schwierigen  Arten  und  das  der  Decimalrechnung 
durch  die  Lehre  von  den  Wurzeleztraktionen. 

Auf  der  Unterstufe  wird  in  der  Schule  mit  einem  oder  zwei  Lehrern,  soweit 
es  sein  kann,  in  der  mehrklassigen  Schule  regelmäfsig  nur  im  Kopf  gerechnet 
Bei  Einführung  einer  neuen  Rechnungsart  geht  auf  allen  Stufen  das  Kopfrechnen 
dem  Tafelrechnen  voran.  Bei  der  praktischen  Anleitung  ist  überall  die  Beziehung 
auf  das  bürgerliche  Leben  ins  Auge  zn  fassen;  darum  sind  die  Exempel  mit  grofsen 
und  vielstelligen  Zahlen  zu  vermeiden  und  die  angewandten  Aufgaben  so  zu  stellen, 
wie  sie  wirklichen  Verhältnissen  entsprechen. 

Durch  diese  Aufgaben  sind  die  Schüler  zugleich  mit  dem  geltenden  System  der 
Mafse,  Münzen  und  Gewichte  bekannt  zu  machen. 

Das  Rechnen  ist  zwar  auf  allen  Stufen  als  Übung  im  klaren  Denken  und  rich- 
tigen Sprechen  zn  betreiben;  doch  ist  als  letzter  Zweck  stets  die  Befähigung  der 
Schüler  zu  selbständiger,  sicherer  und  schneller  Lösung  der  ihnen  gestellten  Aufgaben 
anzusehen. 
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Dem' Unterricht  sind  in  allen  Schulen  Auigaben-(Schfiler-)Hefte,  zu  denen  der 
Lehrer  das  Facitbüchlein  in  E&nden  hat,  zu  Qrunde  zu  legen. 

29.  Der  Unterricht  in  der  Raumlehre,  Das  Pensum  der  Raumlehre 
bilden:  die  Linie  (gerade,  gleiche,  ungleiche,  gleichlaufende),  der  Winkel  und  dessen 
Arten,  Dreiecke,  Vierecke,  regelm&fsige  Figuren,  der  Kreis  und  dessen  Hilfslinien, 
die  regelmäfsigen  Körper. 

In  der  mehrklassigen  Schule  kommt  die  Lehre  Yon  den  Linien  und  Winkeln 
und  Ton  der  Gleichheit  und  Kongruenz  der  Figuren  in  elementarer  Darstellung  hinzu. 

Der  Unterricht  in  der  Raumlehre  ist  sowohl  mit  dem  Rechnen-,  wie  mit 
dem  Zeichenunterricht  in  Verbindung  zu  setzen.  W&hrend  die  Schüler  in  dem  letz- 
teren die  Formen  der  Linien,  Fl&chen  und  Körper  richtig  anzuschauen  und  darzu- 
stellen geübt  werden,  lernen  sie  im  ersteren  mit  deren  Mafszahlen  sicher,  und  yer- 
st&ndig  operieren,  die  L&nge  der  Linien,  die  'Ausdehnung]^ der  Fl&chen  und  den 
Inhalt  der  Körper  berechnen. 

30.  Der  Zeichenunterricht.  In  dem  Zeichenunterrichte  sind  alle  Kinder 
gleichzeitig  und  gleichm&fsig  zu  besch&ftigen  und  bei  steter  Übung  des  Auges  und 
der  Hand  dahin  zu  führen,  dafs  sie  unter  Anwendung  von  Lineal,  MaGs  und  Zirkel 
Yorgezeichnete  Figuren  nach  gegebenem  yerjüngten  oder  erweiterten  MaCsstabe  nach- 
zuzeichnen und  geometrische  Ansichten  von  einfach  gestalteten  Gegenständen  nach 
gegebenem  Mafsstabe  darzustellen  vermögen,  z.  B.  von  Zimmergeräten,  Gartenfl&chen, 
Wohnhäusern,  Kirchen  und  anderen  Gegenständen,  welche  gerade  Kanten  und  groCse 
Flächen  darbieten. 

Wo  dieses  Ziel  erreicht  ist,  kann  besonders  begabten  Kindern  Gelegenheit 
gegeben  werden,  nach  Vorlegeblättern  zu  zeichnen. 

(Für  den  Zeichenunterricht  der  mehrklassigen  Volksschule  wird  eine  besondere 
Instruktion  vorbehalten.) 

31.  Der  Unterricht  in  den  Realien.  Beim  Unterricht  in  den  Realien  ist 
das  Lesebuch  zur  Belehrung,  Ergänzung  und  Wiederholung  des  Lehrstoffes,  welchen 
der  Lehrer  nach  sorgfältiger  Vorbereitung  anschaulich  und  frei  darzustellen  hat,  zu 
benutzen.  In  mehrklassigen  Schulen  können  daneben  besondere  Leitfäden  zur  An- 
wendung kommen.  Diktate  sind  nicht  zu  gestatten,  ebenso  ist  das  rein 
mechanische  Einlernen  von  Geschichtszahlen,  Regentenreihen  usw.,  Länder-  und 
Städtenamen,  Einwohnerzahlen,  von  Namen,  Merkmalen  der  Pflanzen,  MaGs-  und 
Verhältniszahlen  in  der  Naturlehre  verboten.  In  der  Geographie  und  der  Natur- 
kunde ist  von  der  Anschauung  auszugehen,  welche  in  der  Geographie  durch  den 
Globus  und  die  Karte,  in  der  Naturbeschreibung  durch  die  zur  Besprechung 
gebrachten  Gegenstände  oder  durch  gute  Abbildungen,  in  der  Naturlehre  wenigstens 
in  der  mehrklassigen  Schule  durch  das  Experiment  zu  vermitteln  ist. 

Überall,  auch  in  mehrklassigen  Schulen,  ist  unter  stufenweiser  Erweiterung  des 
Stoffes  von  dem  Leichteren  zum  Schwereren,  von  dem  Näheren  zum  ferner  Liegenden 
fortzuschreiten. 

32.  G  e  s  c  h  i  c  h  t  e.  In  dem  Geschichtsunterricht  sind  aus  der  älteren  Geschichte 
des  deutschen  Vaterlandes  und  ans  der  älteren  brandenburgischen  Geschichte  ein- 
zelne Lebensbilder  zu  geben;  von  den  Zeiten  des  30jährigen  Krieges  und  der  Regie- 
rung des  grofsen  Kurfürsten  an  ist  die  Reihe  der  Lebensbilder  ununterbrochen  fort- 
zuführen. Soweit  sie  dem  Verständnis  der  Kinder  zugänglich  sind,  werden  kultur- 
historische Momente  in  die  Darstellung  mit  aufgenommen. 

Die  Ausführlichkeit  und  die  Zahl  der  Bilder  bestimmt  sich  nach  der  Art  der 
Schule  und  dem  MaCse  der  Zeit,  die  auf  den  Gegenstand  verwandt  werden  kann. 

33.  Geographie.  Der  geographische  Unterricht  beginnt  mit  der  Heimats* 
künde;  sein  weiteres  Pensum  bilden  das  deutsche  Vaterland  und  die  Hauptsachen 
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der  allgemeinen  Weltkande:  Gestalt  und  Bewegung  der  Erde,  Entstehang'der  Tages- 
and Jahreszeiten,  die  Zonen,  die  fünf  Weltmeere  und  die  fünf  Erdteile,  die  bedeu- 
tendsten Staaten  und  St&dte  der  Erde,  die  gröfsten  Gebirge  und  Ströme. 

Das  Mars  des  darzubietenden  Stoffes  wird  durch  die  Art  der  Schule  bedingt; 
es  ist  indess  bei  Aufstellung  des  Lehrplanes  vorzuziehen,  nötigenfalls  den  umfang 
des  Lehrstoffes  zu  beschränken',  statt  auf  dessen ],yeranschaulichung  zu  yerzichten 
und  den  Unterricht  in  Mitteilung  blofser  Nomenklatur  ausarten  zu  lassen. 

34.  Naturbeschreibung.^ Gegenstände  des  Unterrichts  in  der  Natur- 
beschreibung bilden  auCser  dem  Bau  und  Leben  des  menschlichen  Körpers :  die  ein- 
heimischen Gesteine,  Pflanzen  und  Tiere,  Yon  den  ausländischen  die  grofsen  Raub- 
tiere, die  Tier-  und  Pflanzenwelt  des  Morgenlandes  und  die  Kulturpflanzen,  deren 
Produkte  bei  uns  im  täglichen  Gebrauche  sind  (z.  B.  Baumwollenstaude,  Thea- 
strauch,  Kaffeebaum,  Zuckerrohr).  Von  den  einheimischen'Gegenständen  treten  die- 
jenigen in  den  Vordergrund,  welche  durch  den  Dienst,  den  sie  dem  Menschen  leisten 
(z.  B.  Haustiere,  Vögel,  Seidenraupe,  Getreide-  und  Gespinnstpflanzen ,  Obstbäume, 
das  Salz,  die  Kohle),  oder  durch  den  Schaden,  den  sie  thun  (z.  B.  Giftpflanzen), 
oder  etwa  durch  die  Eigentamlichkeit  ihres  Lebens  und  ihrer  Lebensweise  (z.  B. 
Schmetterling,  Trichine,  Bandwurm,  Biene,  Ameise)  besonderes  Interesse  erregen. 

In  der  mehrklassigen  Schule  «kann  nicht  nur  eine  Vermehrung  der  Gegenstände, 
sondern  auch  eine  systematische  Ordnung  und  ein  näheres  Eingehen  auf  ihre  ge- 
werbliche  Verwendung  stattfinden.  Die  Gewöhnung,  der  Kinder  zu  einer  aufmerk- 
samen Beobachtung  und  ihre  Erziehung  zu  sinniger  Betrachtung  der  Natur  ist 
überall  zu  erstreben. 

35.  Naturlehre.  In  dem  naturkundlichen  Unterricht  der  Schule  mit  einem 
oder  zwei  Lehrern  sind  die  Schüler  zu  einem  annähernden  Verständnis  der  Er- 
scheinungen zu  führen,  welche  sie  täglich  umgeben. 

In  der  mehrklassigen  Schule  ist  der  Stoff  so  zu  erweitern,  daCs  das  Wichtigste 
aus  der  Lehre  vom  Gleichgewicht  und  der  Bewegung  der  Körper,  vom  Schall,  vom 
Licht  und  von  der  Wärme,  vom  Magnetismus  und  der  Elektricität  zu  geben  ist,  so 
dafs  die  Kinder  imstande  sind,  die  gewöhnlichsten  Naturerscheinungen  und  die 
gebräuchlichsten  Maschinen  zu  erklären. 

36.  Gesang.  In  dem  Gesangunterricht  wechseln  Choräle  und  Volkslieder  ab . 
Ziel  ist,  dafs  jeder  Schüler  nicht  nur  im  Chor,  sondern  auch  einzeln  richtig  und 
sicher  singen  könne  und  bei  seinem  Abgange  eine  genügende  Anzahl  von  Chorälen 
und  Volksliedern,  letztere  möglichst  unter  sicherer  Einprägang  der  ganzen  Texte, 
als  festes  Eigentum  inne  habe. 

37.  Der  Turnunterricht.  Der  Turnunterricht  wird  auf  der  Mittel-  und 
Oberstufe  den  Knaben  in  wöchentlich  zwei  Stunden  nach  dem  durch  C  V  v.  8.  Okt. 
1868  eingeführten  Leitfaden  für  den  Turnunterricht  in  den  preufsischen  Volksschulen 
erteilt.  Wünschenswert  ist,  dafs  auch  auf  der  Unterstufe  Turnspiele  und  Vorübungen 
angestellt  werden. 

3S.  Unterricht  in  den  weiblichen  Handarbeiten.  Der  Unterricht  [in 
weiblichen  Handarbeiten  wird,  wenn  thunlich,  schon  von  der  Mittelstufe  an  in 
wöchentlich  zwei  Stunden  erteilt. 


b.  Besondere  Bestimmungen.  Einrichtung  der  Halb- 
tagsso hu  le.  ME  16.  Dez.  1874:  „Nioht  die  Frage,  ob  eine  zweite 
Klasse  einzurichten  sei,  sondern  nur  die,  ob  bis  auf  weiteres  (durch 
Einführung  des  Halbtagsunterriohts)  von  der  Anstellung  eines  zweiten 
Lehrers   abgesehen   werden  könne,   unterliegt   der  Entscheidung   der 
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Begiernng/'  Bei  überftlllten  Klassen  könne  „von  einer  erziehliehen 
Einwirkung  kanm  mehr  die  Rede^'  sein,  und  gnte  Erfolge  des  Unter- 
richts würden  da,  wo  die  Zahl  der  Kinder  über  80  steigt,  „nnr  in  sel- 
tenen Ansnahmefftllen  vorzugsweise  begabten  und  kräftigen  Lehrern 
gelingen/^  „Dagegen  bietet  die  wohleingeriohtete  Halbtagsschale  schon 
in  ihren  beiden  aufsteigenden  Klassen,  welche  die  Erteilung  eines  plan- 
mÄfsigen  Unterrichts  erleichtem,  Vorteile,  denen  gegenüber  die  not- 
wendige Verminderung  der  Stundenzahl  als  der  geringere  Übelstand 
weniger  ins  Gewicht  fäUt/^  Steigt  indessen  die  Gesamtzahl  der  Schul- 
kinder über  100,  „so  wird  die  Einrichtung  einer  zweiten  Klasse  im 
Wege  der  Halbtagsschule  niemals  als  genügend  angesehen  werden 
können,  sondern  es  ist  dann  stets  auf  Anstellung  eines  zweiten  Leh- 
rers Bedacht  zu  nehmen/^ 

Herstellung  mehrklassiger  Volksschulen  durch  Zusammen- 
legung einzelner  Schulorganismen.  ME  29.  Nov.  1873:  „Dafs  die  mehr- 
klassige  Volksschule  als  ein  besonders  günstiger  Schulorganismus  anzu- 
sehen ist,  erhellt  schon  aus  Nr.  1  der  Allgemeinen,  die  Mittelschule*) 
betreffenden  Bestimmungen,  wo  es  gestattet  wird,  dafs  die  Oberklassen 
einer  sechsklassigen  Volksschule  nach  dem  Lehrplane  der  Mittelschule 
arbeiten«  2) 

Hiernach  ist  eine  bis  zu  sechs  Klassen  erweiterte  Volksschul- 
einrichtung nicht  blofs  zulässig,  sondern  erstrebenswert.  Infolgedessen 
ist  selbst  in  kleineren  St&dten  die  Vereinigung  der  vorhandenen  unent- 
entwickelten  Schuleinrichtungen  zu  einem  mehrgliedrigen  Ganzen  an- 
gebahnt und  unter  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  ins  Leben  gerufen 
worden." 

ME  18.  Mai  1874:  Bei  dahin  zielenden  Anträgen  der  Kommunen 
bedarf  es,  „um  den  einzelnen  Fall  richtig  zu  beurteilen,  für  die  Auf- 
sichtsbehörde der  Einsicht  in  den  gesamten  Reorganisationsplan*',  wel- 
chen die  Magistrate  usw.  vor  der  beabsichtigten  Einrichtung  der  Regie- 
rung zur  Genehmigung  vorzulegen  haben. 

Errichtung  eines  Simultaneums.  ME  15.  März  1870:  „Im 
allgemeinen  wird  unter  Simultanschule  eine  Schule  verstanden,  in  deren 
Lehrerkollegium  grundsätzlich  sowohl  katholische  wie  evangelische 
Lehrer  eintreten  können.  Dabei  die  Parität  dergestalt  zu  wahren,  dafs 
immer  ebenso  viele  evangelische  wie  katholische  Lehrer  bei  der  An- 
stalt vorhanden  seien  und  das  Direktorat  zwischen  beiden  Konfessionen 
alterniere,  kann  als  notwendig  nicht  angesehen  werden." 

ME  16.  Juni  1876:  „Eine  Anregung  zur  Vereinigung  bisher  kon- 
fessionell getrennter  Schulen  zu  einer  paritätischen  Schule  wird   von 

1)  Siehe  diese. 

2)  Jedoch  darf  ,,die  Verfolgung  höherer  Unterrichtsziele  die  Volksschule  nicht 
benachteiligen''.    ME  30.  Jan.  1874. 
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den  Regierungen  nur  dann  gegeben,  wenn  mit  den  dermaligen  Ein- 
richtungen Übelstände  verbunden  sind,  welohe  die  Erfüllung  der  Auf- 
gabe der  Sohule  wesentlich  erschweren  und  auf  anderem  Wege  nicht 
beseitigt  werden  können.  Allerdings  kann  auch  in  den  Fällen,  wo 
dies  nicht  zutrifft,  die  Genehmigung  zu  paritätischen  Schuleinrichtungen 
nicht  versagt  werden,  wenn  auf  Grund  einer  Vereinbarung  unter  den 
Schulgemeinden  (Sozietäten)  von  diesen  ein  bezüglicher  Antrag  gestellt 
wird,  oder  wenn  dies  da,  wo  die  Schulunterhaltungspflicht  der  bürger- 
lichen Gemeinde  obliegt,  seitens  der  Gemeindebehörden  geschieht/^ 

Unterrichtszeit.  CE  9.  April  1884:  Anträge  wegen  Wegfalls  des 
Nachmittagsunterrichts  können  da  berücksichtigt  werden,  „wo  es  ohne 
Nachteil  für  die  Schule,  insbesondere  auch  ohne  Kürzung  der  Unter- 
richtszeit geschehen  kann.^^ 

Zu  Nr.  14-21  d.  AUg.  Best.:  Religionsunterricht.  ME 
28.  Nov.  1883:  „Damit  der  Unterricht  in  den  Volksschulen  mit  voller 
Unterrichtszeit  an  jedem  Wochentage  mit  Religion  begonnen  werden 
könne",  empfiehlt  sich  „eine  Teilung  von  einer  oder  zwei  wöchentlichen 
Religionsstunden  in  Halbstunden." 

CE  24.  Juli  1884:  Zur  Erweiterung  des  Religionsunterrichts  ist 
eine  der  Lehrstunden,  welche  die  Mittel-  und  Oberstufe  in  der  Mutter- 
sprache empfangen,  auf  Bibellesen  zu  verwenden.*)  Bibelkunde  ist 
jedoch  auszuschliefsen  (ME  24.  März  1888). 

Überall  da,  wo  es  die  Verhältnisse  der  Schule  ermöglichen,  den 
Kindern  ein  Wort-  und  Sachverständnis  der  sämtlichen  Hauptstücke  des 
kleinen  lutherischen  Katechismus  zu  geben,  ist  dieser  vollständig  in  den 
Lehrplan  der  Sohule  aufzunehmen.  2) 

CE  12.  Okt.- 1881:  Zur  Einführung  von  Lehr-  und  Lernbüchem 
für  den  Religionsunterricht  ist  ministerielle  Genehmigung  nach  voran- 
gegangener Verständigung  mit  den  kirchlichen  Behörden  einzuholen. 
Vergl.  CE  18.  Juni  1891. 

ME  16.  Jan.  1892:  Dissidentenkinder  haben  an  dem  Religions- 
unterricht der  öffentlichen  Volksschulen  teilzunehmen,  sofern  nicht  aus- 
reichender Eraatz  für  diesen  geboten  wird  (s,  S.  11). 

Zu  Nr.  26  d.  Allg.  Best.:  Lesebücher.  ME  11.  Dez.  1874:  „So- 
wohl durch  das  allgemeine  Interesse  des  UnteiTichts  wie  durch  die 
Rücksicht  auf  die  Schulinteressenten,  welche  die  Lernmittel  für  ihre 
Kinder  zu  beschaffen  haben,  wird  erfordert,  dafs  innerhalb  desselben 
Bezirks  möglichst  dieselben  Unterrichtsmittel  im  Gebrauch  seien." 

ME  5.  Mai  1876:  An  Stelle  zu  beseitigender  (veralteter  oder  un- 
brauchbarer) Lesebücher  sind  solche  zu  wählen,  „welche  in  ihrer  Form 

1)  ME  7.  Okt  18S4  auch  in  kathoUschen  Schulen. 

2)  Bezieht  sich  nicht  auf  überfallte,  Hate-,  Sommer-,  Fabrik-  und  zwie- 
sprachige Schalen. 
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korrekt  sind  und  in  den  gesohiohtliohen  und  realistisehen  Teilen  nicht 
eigene  Ausarbeitungen  der  Herausgeber,  sondern  Proben  aus  den  besten 
populären  Darstellungen  der  Meister  auf  diesen  Gebieten  geben,  und 
welche  sich  von  kirchlichen  und  politischen  Tendenzen  *)  freihalten. 

CE  9,  Nov.  1876:  Bei  Prüfung  neuer  Ausgaben,  „wie  überhaupt 
bei  allen  Lehrbüchern^^  hat  das  ProvinzialschulkoUegium  darauf  zu 
achten,  „dab  alles  fern  bleibe,  was  etwa  die  Angehörigen  anderer  Kon- 
fessionen verletzen  könnte." 

Zu  Nr.  24  d.  AUg.  Best.:  Schreiben.  ME  26.  Sept.  1872  erin- 
nert daran,  dafs  „fbr  alle  Schüler  der  Elementarschule  die  Anfertigung 
geschäftlicher  Formulare  und  Aufsätze  nach  gegebenen  Mustern  geläufig 
gemacht  werde",  sowie  dafs  eine  Belehrung  darüber  zu  geben  sei, 
„worauf  es  überhaupt  bei  Anfertigung  korrekter  Briefadressen  ankomme." 

Unterrichtssprache  und  Unterricht  im  Deutschen  in 
zwiesprachigen  Schulen.  Verfügung  des  Oberpräsidenten  der  Pro- 
vinz Preufsen  vom  24.  Juli  1873:  Unterrichtssprache  ist  das  Deutsche, 
nur  bei  dem  Religionsunterrichte  der  Unterstufe  polnischer  oder  litaui- 
scher Kinder  deren  Muttersprache.  Diese  ist  sonst  nur  soweit  anzu- 
wenden, „als  zum  Verständnis  des  Lehrgegenstandes  für  die  Kinder 
unerläfslich  ist."  Auf  der  Oberstufe  sind  die  nichtdeutschen  Kinder  im 
polnischen  bezw.  litauischen  Lesen  und  Schreiben  zu  unterrichten. 
Jedoch  darf  diesem  Unterricht  nicht  ein  breiterer  Raum  gewährt  werden, 
„als  zur  Erreichung  des  Zweckes  notwendig  ist."  Bei  Schulen  mit  über- 
wiegend deutschen  Kindern  kann  er  auf  specielle  Anordnung  der 
Regierung  ganz  wegfallen. 

Verfügung  des  Oberpräsidenten  von  Posen  vom  27.  Okt.  1873:  Die 
Unterrichtssprache  in  allen  Lehrgegenständen,  mit  Ausnahme  der  Reli- 
gion und  des  Kirchengesanges,  ist  die  deutsche.  Das  Polnische  darf  nur 
zur  Erleichterung  des  Verständnisses  zu  Hilfe  genommen  werden,  bleibt 
jedoch  UnteiTichtsgegenstand  für  die  Kinder  .polnischer  Zunge. 

RV  Oppeln,  20.  Sept.  1872:  „Nur  der  Religionsunterricht  auf  der 
Unterstufe  hat  sich  in  Schulen  mit  nicht  deutsch  redender  Jugend  in 
der  Muttersprache  der  Kinder  zu  vollziehen," 

Der  Unterricht  in  der  deutschen  Sprache  wurde  in  den  Schulen 
der  nördlichen  Kreise  von  Schleswig  durch  RV  17.  Aug.  1871  in  fol- 
gender Weise  eingeführt:  (In  den  beiden  ersten  Jahren  Unterricht  in 
der  Muttersprache.)  „Nach  Vollendung  des  zweiten  Schuljahres  tritt  in 
wöchentlich  sechs  Stunden  der  Unterricht  in  der  deutschen  Sprache  ein." 
Ziel  dieses  Unterrichts  ist  es,  dafs  die  Kinder  am  Ende  der  Schulzeit 
Geläufigkeit  im  mündlichen  und  schriftlichen  Ausdruck  besitzen.  „In 
methodischer  Beziehung  ist  zur  Erreichung  dieses  Zieles  ein  eigentlich 

1)  Konfessioneller  Inhalt  ist  indessen  mit  ihren  Zwecken  wohl  vereinbar  ME 
15.  April  1880. 
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grammatischer  Uaterricht  nicht  erforderlich;  die  nach  dieser  Seite  hin 
unentbehrlichen  Kenntnisse  sind  im  Anschlufs  an  das  Lesebnoh,  an  die 
Sprech-,  Übersetzungs-  und  Anfsatzübungen  zu  übermitteln." 

BV  Schleswig,  9.  März  1878:  „Der  deutsche  Unterricht  ist  für  sämt- 
liche Kinder  in  den  nordschleswigsohen  Volksschulen  während  der 
ganzen  Schulzeit  obligatorisch"  und  beginnt  schon  auf  der  Unterstufe 
mit  wöchentlich  sechs  halbstündigen  Sprechübungen.  Ferner  ist  Deutsch 
Unterrichtssprache : 

auf  der  Mittelstufe  in  2  Stunden  Heimatkunde  und  1  Stunde 
Kopfrechnen,  auf  der  Oberstufe  in  2  Stunden  Geographie, 
2  Stunden  Geschichte,  1  Stunde  Kopfrechnen,  ftlr  sämtliche 
Knaben  in  den  Turnstunden. 

Im  allgemeinen  ist  in  zwiesprachigen  Schulen  der  Lehrstoff,  nament- 
lich in  den  Realien,  wesentlich  zu  beschränken  ME  18.  Juni  1885. 

Fremdsprachlicher  Unterricht  kann  nach  ME  8. Dez.  1876 
nur  bei  sechsklassigen  Volksschulen  in  Frage  kommen. 

Zu  Nr.  37  d.  AUg.  Best.:  Turnunterricht.  ME  14.  Aprill866: 
„Das  Turnen  der  männlichen  Jugend  ist  ein  integrierender  Teil  des 
Schulunterrichts,  woraus  folgt,  dafs  jede  (städtische)  Schule  f&r  sich 
abgesonderten  Turnunterricht  haben  mufs." 

Zu  Nr.  38  d.  Allg.  Best.:  Weibliche  Handarbeiten.  ME 
6.  März  1873:*)  „Es  unterliegt  keinem  Bedenken,  dafs  auf  der  Ober- 
stufe mehrklassiger  Schulen  für  die  Mädchen  der  Unterricht  in  der 
Raumlehre  wegfalle  und  durch  solchen  in  weiblichen  Handarbeiten 
ersetzt  werde."    Vergl.  CE  30.  März  1894.« 

Über  Haushaltungsunterricht  für  Mädchen  vergl.  ME  18.  Jan.  1893. 

Speoielle  Unterrichtspläne  auszuarbeiten,  die  den  Lehrstoff  fBr  die 
einzelnen  Abteilungen  und  Stufen  auf  das  genaueste  bestimmen  und 
abgrenzen,  haben  sich  die  Regierungen  im  Verfolg  der  Allgemeinen 
Bestimmungen  angelegen  sein  lassen  (s.  S.  44.). 

Einen  Lehrplan  filr  die  einklassige  Volksschule  zum  Unterricht  in 
den  Realien,  von  der  Regierung  zu  Düsseldorf,  gibt  Schneider  und 
V.  Bremen,  Das  Volksschulwesen  III,  435—440;  desgl.  von  der  Regie- 
rung zu  Oppeln:  a.  a.  0.  S.  440—443;  einen  Lehrplan  für  den  Reli- 
gionsunterricht, von  der  Regierung  zu  Merseburg:  a.  a.  0.  S.  453 — 455. 


Lehrgegenstände  der  Volksschule  sind  in  Spielschulen,  Klein- 
kinderschulen, Kindergärten  usw.  unzulässig.  ME  17.  April  1884: 
„Jede  Vorwegnahme  der  Aufgaben  der  Volksschule  ist  auszuschlieUsen, 
und  es  darf  nicht  geduldet  werden,  dafs  die  bezeichneten  ,Schulen^  in 
irgend  einer  Weise  den  Charakter  von  Unterrichtsanstalten  annehmen.*' 


1)  YergL  ME  28.  Jan.  und  27.  Mai  1873. 
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§  4.    Die  Schulentlassung. 

a.  Grundsätze:  ALR  II  12  §  46:  Der  Sohulunterricht  mais  bo- 
lange  fortgesetzt  werden,  „bis  ein  Kind  nach  dem  Befunde  seines  Seel* 
Borgers  die  einem  jeden  vernünftigen  Mensehen  seines  Standes  not- 
wendigen Kenntnisse  gefafst  hat/^ 

ME  11,  Dez.  1862:  f„In  der  Regel  ist  kein  Kind  vor  dem  voll- 
endeten 14.  Lebensjahre  zu  entlassen,  eventuell  nur  mit  Genehmigung 
des  Sohulinspektors/^  Widersprüche  hiergegen  sind  nach  ME  4.  Febr. 
1859  zurückzuweisen. 

0  T  7.  Februar  1 867 :  Die  Verpflichtung  zum  Schulbesuch  hört  nicht 
absolut  mit  dem  14.  Lebensjahre  auf,  sondern  nach  dem  angezogenen 
Paragraphen  des  ALR  sowie  nach  Abs.  2  EO  14.  Mai  1825  bei  jedem 
einzelnen  Kinde  ,  Je  nach  dem  Erfolge  des  Unterrichts^^  (vergl.  Sghneideb 
und  VON  Bremen,  Volksschulwesen  III,  87). 

KG  23.  M&rz  1885  (Jahrbücher  V,  377):  Eine  allgemeine  Anord- 
nung, nach  weicher  die  Schulpflicht  durchweg  bis  zu  dem  auf  das  voll- 
endete 14.  Lebensjahr  folgenden  Semestersohluls  ausgedehnt  wird,  ist 
gesetzlieh  unzulässig. 

b.  Anordnungen  einzelner  Verwaltungsbehörden.  RV 
Königsberg,  21.  Jan.  1865:  Die  Entlassung  darf  „in  der  RegeP' 
nur  zweimal,  und  zwar  unmittelbar  vor  dem  Beginn  der  Oster-  und 
Emteferien  stattfinden.  Im  ersteren  Termine  sind  alle  diejenigen 
Schüler  zu  entlassen,  welche  um  Ostern,  im  letzteren  die,  welche 
vor  dem  15.  Oktober  das  14.  Lebensjahr  vollenden. 

Die  Entlassung  erfolgt  in  Verbindung  mit  einer  angemessenen 
Schulfeierliohkeit  und  unter   Überreichung  von  Entlassungszeugnissen. 

Sehen  der  Lokalschulinspektor  und  der  Lehrer  sich  veranlafst,  die 
Entlassung  wegen  mangelnder  Reife  über  diese  Termine  hinaus  zu  ver- 
schieben, so  ist  nach  einer  vom  Lehrer  im  Beisein  des  Lokalschul- 
inspektors vorgenommenen  Prüfung  darüber  zu  entscheiden. 

In  Religion  hat  bei  verschiedener  Konfessionalitftt  der  zuständige 
Geistliche  allein  zu  befinden. 

Für  Sohlesien  bestimmt  die  Verordnung  des  Oberpräsidenten 
vom  29.  Juli  1832,  dafs  der  Schulbesuch  bis  zum  vollendeten  14.  Lebens- 
jahre notwendig  stattfinden  mufs;  ME  14.  Juli  1870  in  Bestätigung  des 
Obigen.  *) 

RV  (Konsistorium)  Aurich,  27.  März  1879:  Schulkinder,  welche  das 
14.  Lebensjahr  bereits  vollendet  haben,  sind  in  den  Versäumnislisten 
nicht  mehr  zu  führen,  auch  behufs  Verhängung  von  Schulversäumnis- 
Btrafen  nicht  mehr  zur  Anzeige  zu  bringen,  wenngleich  Lehrer  und  Pre- 

1)  Die  Befugnis  des  Oberpr&sidenten  hierzu  ist  nach  §  3  Nr.  5  der  Verordnung 
Tom  30.  April  1815  und  §  1  der  Instruktion  für  die  Oberpräsidenten  vom  31.  Dez. 
1825  unzweifelhaft 
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diger  dahin  zu  wirken  haben,  dafs  der  Sohulbesuch  erst  mit  dem  Ab- 
lauf des  Sohnlsemesters  beendet  werde.  Für  die  14j&hrigen  Kinder 
findet  jährlich  zweimal,  im  März  und  September,  von  dem  LokaLschnl* 
Inspektor  unter  eventueller  Beihilfe  des  Lehrers  in  Religion,  Deutsch, 
Rechnen,  Raumlehre  und  Gesang  eine  Prüfung  statt,  nach  welcher  die 
Geprüften  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  in  allen  Fächern  nicht  be- 
standen haben,  ein  Entlassungszeugnis  erhalten.  Die  Letztgenannten 
empfangen  lediglich  einen  Ausweis  über  die  Dauer  ihres  Schulbesuchs. 

RV  Münster,  26.  April  186S:  „Die  Pflicht  des  Schulbesuchs  erstreckt 
sich  bis  zum  Schluls  desjenigen  Schulsemesters,  in  welchem  das  14.  Le- 
bensjahr vollendet  wird.  Eine  frühere  Entlassung  aus  der  Schule  ist 
demnach  unzulässig.^'  Bei  nicht  genügenden  Resultaten  ist  der  Schul- 
besuch noch  über  jenen  Termin  hinaus  fortzusetzen,  ,  Jedenfalls  bis  min- 
destens zum  Ende  des  nächsten  Schnlsemesters'S  ^^d  zwar  namentlich 
da,  wo  „der  Mangel  einer  genügenden  Schulbildung  die  Folge  vernach- 
lässigten Schulbesuchs  oder  sonstiger  verschuldeter  Versäumnisse  ist" 
Dem  Ermessen  der  Schulinspektoren  wird  anheim  gegeben,  der  Ent- 
lassung eine  unter  ihrer  Leitung  abzuhaltende  besondere  Prüfung  vor- 
ausgehen zu  lassen. 

RVKöln,  7.  Aprill865:  Der  „normalmäfsige  Termin"  findet  mit 
vollendetem  14.  Lebensjahr  nach  einer  Prüfung  statt.  Frühere  Ent- 
lassung ist  nur  aus  besonderen  Gründen  nach  vorherigem  schriftlichen 
Antrag  bei  dem  Ortsvorstand  (Bürgermeister)  und  nach  protokollarisch 
aufgenommener  Prüfung  angängig.  Kinder,  welche  bei  der  Entlassungs- 
prüfung nicht  die  nötigen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  an  den  Tag 
legen,  können  länger  zum  Schulbesuch  angehalten  werden  (mit  Aus- 
nahme der  Mädchen,  welche  die  Pubertät  schon  erreicht  haben). 

RV  Düsseldorf,  13.  Nov.  1866:  Die  Entlassung  findet  zweimal  im 
Jahre  statt,  „und  zwar  auf  Grund  einer  Prüfung  unter  Aushändigung 
eines  Zeugnisses^. 

RV  Trier,  12.  März  1868:  Entlassung  nach  vorgängiger  Prüfung 
nur  einmal  jährlich,  zu  Ostern,  ftlr  die  Kinder,  welche  das  vier- 
zehnte Lebensjahr  vollendet  haben.  Ausnahmsweise  dürfen  bei  beson- 
derer Armut  der  Eltern  oder  bei  sonstiger  dringlicher  Veranlassung 
auch  solche  Kinder  im  Ostertermin  entlassen  werden,  welche  erst  im 
Laufe  des  Sommersemesters  (bis  zum  30.  September)  das  vierzehnte 
Lebensjahr  überschreiten. 

RV  Aachen,  18.  Juli  1877:  Die  Schulentlassung  darf  nur  am 
Schlüsse  des  Somnuer-  oder  Winterhalbjahres  auf  Grund  der  durch  Prü- 
fung nachgewiesenen  ausreichenden  Schulbildung  stattfinden.  Zur 
Prüfung  sind  in  der  Regel  nur  die  Kinder  zuzulassen,  welche  bis 
zum  Schlüsse  des  Schulsemesters  das  14.  Lebensjahr  vollenden.  Aus- 
nahmsweise dürfen  Kinder,  welche  bis  zu  diesem  Termine  13  Jahre 
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und  volle  neun  Monate  alt  werden,  (unter  besonderen  Bedingungen)  eben- 
falls zugelassen  werden.  Kindern,  welche  die  Prüfung  bestanden  haben, 
ist  ein  vom  Lokalschulinspektor  und  dem  Bürgermeister  zu  vollziehendes 
Entlassungszeugnis  auszuhändigen. 

c.  Entlassungstermin  mit  Rücksicht  auf  die  Konfirmation. 
RV  Frankfurt  a.  0.,  18.  Okt.  1866:  Kinder,  welche  das  14.  Lebens- 
jahr vollendet  haben,  dürfen  die  Schule  nicht  ohne  weiteres  verlassen, 
sondern,  sofern  sie  evangelisch  sind,  erst  nach  der  Konfirmation.  Bei 
sittlicher  Tüchtigkeit  und  erlangter  Schulreife  können  jedoch  sie  nach 
Einholung  eines  Zeugnisses  vom  Lehrer,  nach  vorheriger  Prüfung  durch 
den  Lokalschulinspektor  und  nach  Genehmigung  des  Kreisschulinspek- 
tors dispensiert  werden.  „Es  wird  sich  dabei  im  Interesse  des  Schul- 
unterrichts empfehlen,  Dispensationen  in  der  Kegel  nur  beim  Semester- 
sehlufs  eintreten  zu  lassen^. 

ME  13.  Dez.  1883:  Schulentlassungszeugnisse  sind  beim  Abgange 
aus  der  Anstalt  überall  zu  geben. 

d.  Kompetenz  zur  Entlassung.  ME  4.  Febr.  1859:  Ausleg- 
ung des  §  46  n  12  A LR  —  zur  Sache:  Die  Königl.  Regierung  zu 
Koblenz  hatte  den  angeführten  Paragraphen  sowie  seine  Geltendmachung 
in  KO  14.  Mai  1825  durch  Verfügung  vom  11.  Aug.  1857  dahin  ergänzt, 
dafs  zu  Dispensationen  bezw.  Schulentlassungen  vor  vollendetem  14. 
Lebenfiyahre  die  Genehmigung  des  Schulpflegers  durch  Vermittelung 
des  Bürgermeisters  einzuholen  sei.  Hierin  erblickte  die  Kreissynode 
eine  Beschränkung  des  den  Geistlichen  durch  die  Order  von  1825  bei- 
gelegten Rechtes  und  erhob  in  ihrem  Moderamen  vom  14.  Okt.  1857 
dagegen  Beschwerde.  —  Bescheid  des  Ministers:  jene  Order  gebe  „den 
Geistlichen  nur  ein  Recht  den  Eltern,  nicht  aber  eine  selbständige 
Stellung  auch  den  Anordnungen  der  vorgesetzen  Schulbehörde  gegen- 
über**.») 

ME  6.  Nov.  1873:  Nach  dem  Schulaufsichtsgesetz  vom  11.  März 
1872  gehört  der  Schulbesuch  und  seine  Begrenzung  in  den  Bereich  der 
Schulaufsicht.  Gesuche  um  Dispensationen  vom  Schulunterricht  auch 
noch  nicht  konfirmierter  Kinder  sind  daher  bei  dem  Lokalschulinspek- 
tor oder  bei  der  mit  der  Schulaufsicht  betrauten  Ortsschulbehörde  an- 
zubringen. 

ME  31.  Jan.  1877:  Die  Beteiligung  städtischer  Schuldeputationen 
an  den  Entscheidungen  über  Gesuche  um  Dispensationen  vom  Schul- 
besuch bezw.  um  vorzeitige  Entlassung  von  Schulkindern  darf  nach  §  48 

l)  OT  28.  Nov.  1878:  «Die  in  Nr.  2  der  Allerh.  Kab.-Order  vom  14.  Mai  1825 
dem  Seelsorger  übertragene  Entscheidang  über  die  Entlassung  eines  Kindes  aus  der 
Schale  kann  von  ihm  lediglich  kraft  des  dem  Staate  vorbehaltenen  Aafsichtsrechtes 
Ober  die  Volksschule  und  in  der  Eigenschaft  eines  mit  der  Ausübung  dieses  Auf- 
sichtsrechtes  vom  Staate  beauftragten  Beamten  getroffen  werden". 
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II  12  ALR  in  Verbindung  mit  §  43  daselbst,  sowie  der  Instruktion 
vom  26.  Juni  1811  nicht  ausgeschlossen  werden,  da  überdies  die  Spe- 
oialaufsicht  der  Prediger,  d.  h.  Lokalsohulinspektoren  nach  Nr.  14  der 
angeführten  Instruktion  mit  der  allgemeinen  Oberaufsicht  der  Sohuldepu- 
tationen  in  Verbindung  gesetzt  werden  soll.  Vielmehr  sind  nach  dem 
vorstehenden  Erlafs  (CBl  1873, 722)  Gesuche  um  Dispensationen  usw.  dem 
Lokalschulinspektor  bezw.  den  Schuldeputationen  einzureichen,  deren  Gut- 
achten über  Annahme  oder  Ablehnung  der  Entscheidung  des  Elreissohul- 
inspektors  unterliegt. 

e.  Endgiltigkeit  der  Entlassung.  OT  28.  Nov.  1878:  Die 
einmal  erfolgte  Entlassung  der  Kinder,  ob  bestimmungsmälsig  oder 
nicht,  schliefst  eine  Bestrafung  wegen  Schulversäumnis  aus.  Denn  wenn 
auch  die  Aufsichtsorgane  für  die  Befolgung  der  ihnen  erteilten  Anord- 
nungen über  Entlassung  usw.  der  Staatsregierung  verantwortlich  bleiben, 
so  ändert  dies  nichts  an  der  Thatsache,  dab  die  von  ihnen  nach 
gesetzlicher  Befugnis  angeordnete  Entlassung  zu  Recht  besteht  und 
die  Eltern  bezw.  Pfleger  solchergestallt  entlassener  Kinder  straflos 
macht. 

2.  Kapitel.    Die  Lehrer. 
§  1.    Erlangung  des  ÄmtscharaJcters. 

Verpflichtung  zur  Übernahme  einer  Lehrerstelle.  ME 
17.  Aug.  1872:  Durch  einen  bei  Eintritt  in  das  Seminar  auszustellen- 
den und  von  dem  Vater  bezw.  Vormund  zu  bestätigenden  Revers  sind 
die  Schulamtsaspiranten  verpflichtet,  innerhalb  der  ersten  3  Jahre  nach 
dem  Abgange  vom  Seminar  jede  Lehrerstelle  zur  Verwaltung  anzu- 
nehmen, welche  ihnen  die  Bezirksregierung  zuweist,  im  Weigerungs- 
falle aber,  oder  bei  Übertritt  in  privaten  Schuldienst,  oder  auch  wenn 
sie  aus  eigenem  Willen  aus  dem  Seminar  austreten  bezw.  durch  ihre 
Führung  die  unfreiwillige  Entfernung  aus  der  Anstalt  herbeiführen, 

1.  alle  von  dem  Seminar  erhaltenen  Geld-  oder  Naturalienunter- 
stützungen zu  erstatten,  0 

2.  für  den  genossenen  Unterricht  pro  Semester  zu  zahlen. 

Eine  andere  öflFentliche  Lehrerstelle  können  sie  jedoch  gegen  die 
zuerst  ihnen  angewiesene  ungehindert  eintauschen.  ME  8.  Febr.  und 
28.  März  1873,  vergl.  14.  Juni  1875  und  19.  Nov.  1875. 

Berufung.  Jeder  in  einem  öffentlichen  Schulamte  Anzustellende 
erhält  eine  Berufungsurkunde,  welche  die  Vokation  des  Berufungs- 
berechtigten und  die  Bestätigung  der  Schulaufsichtsbehöide  enthalten 
mufs.2) 

1)  und  zwar  an  die  Anstalt  selbst   ME  28.  Okt.  1872. 

2)  Die  bestätigte  Vokationsurkande  wird  dem  zur  Besetzung  der  Stelle  Berech- 
tigten behufs  Aushändigung  an  den  Lehrer  bei  Gelegenheit  der  durch  den  Schol- 
vorstand  zu  bewirkenden  Amtseinführung  zugestellt  ME  15.  Jan.  1881. 
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Handelt  es  sich  um  die  Besetzung  einer  Lehrerstelle  an  mehrklas- 
siger  Schale,  so  hat  weder  die  Ausschreibung  noch  die  Yokation  für 
die  bestimmte,  augenblicklich  vakante  Stelle,  sondern  allgemein  fbr  die 
Schule  einer  bestimmten  Kategorie  (ME  26.  Jan.  1874),  dagegen  bei 
bevorstehender  Umgestaltung  des  Schulwesens  die  Yokation  nicht  Ar 
eine  besondere  Schule  oder  Klasse,  sondern  nur  „als  Haupt-^'  oder 
„Klassenlehrer"  zu  erfolgen  ME  14.  April  1875  vergl.  ME  25.  Mai  1868. 

ME  14.  Juli  1864  Der  Berufungsberechtigte  hat  auch  ftlr  zunächst 
nur  provisorisch  anzustellende  Lehrer  eine  unbedingte  Yokation  auszu- 
fertigen, wfthrend  die  Aufsichtsbehörde  eine  solche  mit  dem  Yorbehalt 
des  Widerrufs  bestätigt  und  in  der  Folge  den  letzteren  entweder  zur 
Greltung  bringt  oder  nach  Erfüllung  der  Yorbedingungen  zu  einer  defi- 
nitiven Anstellung  ausdrücklich  aufhebt,  vergl.  ME  18.  Nov.  1872, 
31.  März  1873  und  9.  Dez.  1864  („die  Yokation  hat  keinen  Zusammen- 
hang mit  der  definitiven  Anstellung"),  0  ME  25.  Mai  1888. 

Berufung  mit  dem  Yorbehalt  der  Kündigung  oder  dem  Ausschlufs 
der  Pensionsberechtigung  (z.  B.  bei  Lehrerinnen)  ist  nicht  statthaft 
ME  6.  Dez.  1878.  Auch  Hilfslehrer  und  Adjuvanten  dürfen  von  Privat- 
patronen nicht  auf  Kündigung  berufen  werden  ME  25.  April  1840. 

In  der  Yokation  müssen  die  einzelnen  Bestandteile  des  Einkom- 
mens genau  angegeben  sein.  Neben  jener  ist  ein  besonderer  6e- 
nulszettel  (Einkommensverzeichnis)  vom  Schulvorstande  aufzustellen, 
namentlich  da,  wo  mit  dem  Amte  als  Lehrer  zugleich  kirchliehe  Funk- 
tionen verbunden  sind.*)  Unter  besonderem  Rubrum  ist  das  Einkommen 
aus  dem  kirchlichen  Nebenamt  vom  Gemeindekirchenrat  aufzuführen. 

Muster  einer  Yokation. 

N den 18 

Wir  haben  die  erledigte Lehrerstelle 

bei  der  Schale  zu  

dem 

ans  

(provifloriBch)  (definitiv)  verliehen  und  erwarten  von  ihm,  dafs  er  sich  sowohl 
nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  als  nach  den  von  uus  besonders 
gegebenen  Vorschriften  gewissenhaft  achten  und  uns  keine  Veranlassung  geben 
werde,  kraft  der  uns  zustehenden  Disciplinargewalt  gegen  ihn  wegen  Vemach- 
lABSignng  seiner  Amtspflichten  oder  wegen  unwOrdigen  Lebenswandels  einzuschreiten. 

Wir  machen  es  dem  Lehrer  zur  Pflicht,  die  ihm  übertragenen 

Lehrstunden  pünktlich  und  regelmäfsig  zu  erteilen  und  die  Schu^ugend  mit  Ernst 
und  Liebe  an  Zucht  und  Ordnung  zu  gewöhnen,  sich  zu  jeder  Unterrichtsstunde 
gewissenhaft  vorzubereiten  und  jede  Gelegenheit,  namentlich  auch  die  amtlichen 
Lehrerkonfe^enzen,  zu  seiner  Fortbüdung  wohl  zu  benutzen,  mit  den  Eltern  de^ 
Sebttlldnder  und  den  übrigen  Gemeindegliedern  in  Eintracht  zu  leben,  seinen  Vor- 

1)  Vergl.  ME  5.  M&rz  1866  w.  u. 

Z^  Der  Genafszettel  ist  demn&ehst  von  dem  Lehrer  gleichfalls  zu  unterzefohnen^ 
Pktxmilib,  Der  Sffentl.  ünterriolit  II.  4 
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gesetzten  überall  die  gebührende  Achtung  zu  erweisen  und  sich  aberhaapt  darch 
unermüdliche  Treue  in  der  Erfüllung  aller  seiner  Berufspflichten,  durch  unwandel- 
bare Liebe  und  Treue  gegen  Seine  Majestät,  den  König,  und  das  Vaterland,  sowie 
durch  einen  gottesfürchügen  und  un tadelhaften  Lebenswandel  das  Vertrauen  seiner 
Vorgesetzten  und  die  Achtung  der  Schulgemeinde  zu  erwerben  und  zu  erhalten  und 
der  Schuljugend  stets  ein  nachahmenswertes  Beispiel  zu  geben. 
Femer  wird  ihm  ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht: 

1.  dem  Schullehrer- Witwen-  und  Waisen-Unterstützungsverein  als  Mitglied  bei- 
zutreten (sobald  dies  nach  bestehenden  resp.  noch  zu  erlassenden  Bestimmungen 
zul&ssig  ist  oder  wird), 

2.  die  Vertretung  erkrankter  oder  beurlaubter  Kollegen  derselben  Schule  unent- 
geltlich, die  an  benachbarten,  eines  Lehrers  zur  Zeit  entbehrenden  Schulen  gegen 
eine  billige,  mit  dem  betreffenden  Schulvorstande  zu  vereinbarende  Entschädigung 
zu  übernehmen, 

3.  an  Kinder  seiner  Konfession  in  benachbarten  Schulen  anderer  Konfession 
gegen  eine  von  uns  in  jedem  einzelnen  Falle  besonders  festzusetzende  billige  Ver- 
gütung den  konfessionellen  Religionsunterricht  zu  erteilen, 

4.  die  Schuljugend  in  der  Obstbaumzucht  sowie  im  Turnen  zu  unterrichten, 

5.  sich  auch  der  aus  der  Schule  entlassenen  Jugend  anzunehmen  und  für  sie 
erforderlichenfalls  jeden  Sonntag  1-^2  Stunden  in  der  Schule  (Kirche)  Unterricht  zu 
erteilen. 

Wenn  der  Lehrer  diese  Verpflichtungen  treu  und  gewissenhaft  erfüllt,  soll  er 
rücksichtlich  aller  ihm  zustehenden  Rechte  und  im  Genüsse  des  mit  seiner  Lehrer- 
(Organisten-  und  Kantor- )St eile  verbundenen  Einkommens  gegen  jede  Beeinträch- 
tigung geschützt  werden;  jedoch  mufs  er  sich  die  Veränderungen  gefallen  lassen, 
welche  durch  eine  etwaige  Änderung  des  Schulbezirks  in  Rücksicht  auf  Ausstattung 
und  Unterhaltung  der  Schule  herbeigeführt  werden. 

(Behufs  definitiver  Anstellung  hat  er  sich  rechtzeitig  und  in  vorgeschriebener 
Weise  zur  zweiten  Prüfung  zu  melden.) 

(L.  S.) 
Königliche  Regierung 
Vokation 

für  den  

bei  der Schule  zu 

Die  Aufstellung  des  Einkommensverzeichnisses  erfolgt  auf 
Grund  des  Etats. 

Veränderungen  dürfen  hierbei  nicht  willkürlich  vorgenommen  wer- 
den ;  sie  sind  eventuell  durch  Vermittelung  des  Landratsamtes  zu  bean- 
tragen und  haben  mit  Ablauf  der  Etatsperiode  einzutreten. 

Zur  Rechtsverbindlichkeit  einer  Berufung  ins  Lehramt  ist  die  An- 
nahme der  Vokation  seitens  des  Berufenen  erforderlich  ME  17.  März  1S74. 

Anstellung.  Die  Erledigung  einer  Lehrerstelle  ist  von  dem 
Kreisschulinspektor  der  Regierung  unverzüglich  anzuzeigen. 

[Lehrer  dürfen  ohne  Genehmigung  der  Regierung  weder  ihr  früheres 
Amt  verlassen  noch  das  neue  antreten. 

ME  5.  März  1866:  ^Dafs  die  Lehrer  die  Ermächtigung  zur  Wahr- 
nehmung ihres  Amts  nur  durch  die  Zustimmung  des  Staates  erlangen, 
welche  entweder  in  der  direkten  Besetzung  oder  in  der  Bestätigung 
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der  von  Priyatpatronen  oder  Gemeinden  berufenen  Bewerber  ihren  Aus- 
druck findet,  folgt  aus  ihrer  Eigenschaft  als  Staatsdiener.^] 

Durch  das  von  der  Regierung  bewirkte  öffentliche  Ausschreiben 
einer  Stelle  («ein  längst  herkömmliches  Verfahren^)  wird  das  Berufungs- 
oder Prftsentationsrecht  eines  Patrons  nicht  beschränkt  ME  10.  Mai 
1881;  vgl.  ME  5.  Mai  1888. 

Zeugnisse  zur  Bewerbung  um  andere  Stellen  dürfen  Lehrern  von 
den  Schulaufsichtsbeamten  nicht  ausgestellt  -werden,  sondern  es  mttssen 
dieserhalb  zwischen  den  Berufungsberechtigten,  den  Behörden  und  Be- 
amten mittels  amtlichen  Schriftwechsels  untereinander  die  erforderlichen 
Erkundigungen  eingezogen  werden  ME  24.  Febr.  1883. 

Das  Anstellungsalter  ist  im  allgemeinen  das  zwanzigste  Lebens- 
jahr; jedoch  kommt  es  bei  der  Erteilung  des  Befähigungszeugnisses 
hauptsächlich  auf  die  Tüchtigkeit  des  Geprüften,  auf  dessen  sittliche 
Haltung  und  Charakterfestigkeit  an,  bei  welchen  Eigenschaften  auch 
ein  paar  Monate  an  dem  bestimmten  Alter  fehlen  können  ME  2.  De- 
zember 1836. 

CY  6.  Okt.  1854:  Jeder  Kandidat  wird  durch  Ablegung  der  ersten 
Prüfung  zunächst  nur  zur  provisorischen  Anstellung  befähigt;  die  defi- 
nitive ist  von  der  Ablegung  der  zweiten  Prüfung  abhängig.  Die  letztere 
darf  nicht  vor  Ablauf  eines  zweijährigen  Zwischenraumes  und  soll 
nicht  später  als  5  Jahre  nach  dem  ersten  Termine  erfolgen  CV 
22.  Okt.  1862.  Sechs  Jahre  nach  erfolgter  Anstellung  im  Schulamte  muls 
entweder  Über  die  definitive  Anstellung  oder  die  Entlassung  des  Be- 
treffenden beschlossen  werden.  Sollten  ganz  besondere  Umstände  eine 
Ausnahme  erheischen,  so  ist  ministerielle  Genehmigung  einzuholen 
CV  22.  Nov.  1867;  vergl.  ME  22.  Sept.  1870,  20.  Okt.  1883  und 
29.  Dezember  1887. 

Anstellungsfähige  Schulamtskandidaten  sind  nicht  kommissarisch 
zu  beschäftigen,  sondern  provisorisch  anzustellen  ME  21.  Juli  1863, 
25.  Mai  1888. 

Definitive  Anstellung  als  Schullehrer  hat  erst  nach  Ableistung  der 
militärischen  Übung  bezw.  nach  Erklärung  der  Dienstuntauglichkeit 
zu  erfolgen:  Erlafs  der  Minister  des  Innern  und  des  Unterrichts  vom 
10.  Juni  1831. 

Adjuvanten  (in  Schlesien)  sind  1  bis  1 V2  Jahre  nach  Ablegung  der 
zweiten  Prüfung  definitiv  anzustellen  ME  19.  Juli  1888;  vergl.  MR 
25.  April  1840. 

Über  den  Modus  der  Anstellung,  ob  sie  provisorisch  oder  definitiv 
erfolgen  soll,  hat  allein  die  Aufsichtsbehörde  zu  befinden  ME  6.  Februar 
1864;  vergl.  ME  5.  Juli  1866. 

Im  Interesse  des  Lehrerstandes  und  der  Schule  ist  es  zu  vermeiden, 
bereits  definitiv  angestellt  Gewesene  provisorisch  zu  berufen  und  anzu- 
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stellen.  Jedenfalls  ist  dem  betreffenden  Lehrer  das  Bedenkliohe  eines 
solchen  Schrittes  zu  Protokoll  zu  erklären  ME  5.  Augnst  1864. 

Anderseits  empfiehlt  es  sieh,  solche  Kandidaten,  welche  sich  fllr 
das  in  Aussicht  genommene  Amt  (z.  B.  bei  Bernfiingen  als  Rektoren) 
noch  nicht  völlig  bewährt  haben,  provisorisch  zu  bestätigen;  ME 
2.  August  1870. 

Von  der  Verwaltung  unbesetzter  Schulstellen  durch  Präparanden  ist 
grundsätzlich  abzusehen ME-t 6. Junil 893;  vgl. RV Schleswig 23. Aug.  1869. 

Die  Anstellung  der  Lehrerinnen  erfolgt  zuerst  gleichfalls  provi- 
sorisch, wonach  sie  bei  Bewährung  innerhalb  der  ersten  fUnf  Jahre 
und  frühestens  zwei  Jahre  nach  ihrer  Berufung  ohne  Ablegung  einer 
zweiten  Prüfung  anzustellen  sind  ME  9.  März  18800«  Eine  Klausel, 
welche  die  Anstellung  nur  bei  Nicht-Verheiratung  zu  Recht  bestätigt, 
ist  in  der  Anstellungsurkunde  statthaft;  jedoch  entbehrt  es  der  recht- 
lichen Begründung,  aus  der  Verheiratung  der  Lehrerin  an  sich  die  Un- 
giltigkeit  ihrer  Anstellung  und  damit  den  Verlust  ihres  Amtes  und  der 
vermögensrechtlichen  Ansprüche  aus  dem  Dienstverhältnis  herzuleiten 
ME  5.  Febr.  1885;  vergl.  CE  15.  Juli  1892. 

Die  Anstellung  überhaupt  hat  den  unmittelbaren  Anspruch  auf 
sämtliche  Einkommensbezüge,  die  definitive  daneben  die  Erlangung  des 
Pensionsanspruches  ohne  weiteres  zur  Folge  ME  6.  Dez.  1878. 

Das  Verfahren  bei  der  Anstellung  regelt  sich  in  folgender 
Weise:  Die  Ernennung  eines  Lehrers  (bei  Pcivatpatronaten  auf  deren 
Präsentation)  erfolgt  durch  die  Regierung  vermittels  der  Zustellung 
einer  Ernennungsurkunde.  Danach  werden  die  Amtspflichten  und 
-Rechte  des  Lehrers  in  einer  besonders  auszufertigenden  Bestallung, 
bei  Königlichen  Patronatsstellen  vom  Ortsschulinspektor,  bei  Stellen 
privaten  P  tronats  vom  Patron  zusammengestellt  und  der  Regierung 
zur  Prüfung  und  Bestätigung  eingereicht.  Die  Prüfung  wird  vornehm- 
lich darauf  gerichtet,  ob  einem  Lehrer  in  jener  Zufertigung  keine  in 
den  allgemein  gesetzlichen  Bestimmungen  oder  den  besonderen  recht- 
lichen Verhältnissen  seines  Amtes  begründeten  Rechte  vorenthalten  oder 
keine  darüber  hinausgehenden  ihm  beigelegt,  ob  keine  ihm  nicht  ob- 
liegenden Verpflichtungen  ihm  auferlegt  oder  keine  ihm  obliegenden  mit 
Stillschweigen  übergangen  worden. 

Je  nach  dem  Ergebnis  dieser  Prüfung  wird  die  Bestallung  entweder 
ohne  weiteres  oder  nach  Herbeiführung  einer  notwendigen  Berichtigung 
bestätigt. 

ME  15.  Jan.  1881:  Die  bestätigte  Vokationsurkunde  wird  dem  zur 
Besetzung  der  Stelle  Berechtigten  zur  Aushändigung  an  den   Lehrer 

1)  ME  13.  Juli  1867:  „Selbstverständlich  unterliegen  Lehrerinnen  hinsichtlich 
des  Nachweises  ihrer  Qualifikation,  Anstellung  and  Disciplin  allen  fOr  Lehrer  gel- 
tenden Bestirnmungen." 
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bei  Gelegenheit  der  durch  den  Sehnlvorstand  zu  bewirkenden  Amts- 
einfUhmng  zugestellt« 

Das  Gesetz  rom  15.  Juli  1886,  betreffend  die  Anstellung  und 
das  Dienstyerhältnis  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den  öffentlichen 
Volksschulen  im  Gebiete  der  Provinzen  Posen  und  Westpreufsen  be- 
stinunt  insbesondere  Folgendes: 

Artikel  I. 
§  1.    Die  AoBtellang  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den  öffentlichen  VolkB- 
schalen  erfolgt,  insoweit   diese  seither  nicht  durch  den  Staat  stattgefdnden,  mit 
der  Mafsgabe  durch  denselben,  dab  vor  der  Anstellang 

t.  in  St&dten  der  Magistrat  und  die  Schaldepatation,  sofern  aber  die 
ünterhaltangspflicht  nicht  der  Stadtgemeinde,  sondern  einer  oder  mehreren 
8chalgemeinden(-Sonet&ten)  obliegt,  statt  des  Magistrats  der  Vorstand  der 
beteiligten  Schalgemeinde  (Schalvorstand), 

2.  auf  dem  Lande  bei  Gemeindeschulen  der  Gemeinde-(6ut8-) Vorstand, 
bei  Soziet&tsschulen  der  Schul  vorstand 
darfiber  zu  hören  ist,  ob  Einvendangen  gegen  die  Person   des   fOr  die  betreffende 
Stelle  Bestimmten  zu  erheben  sind. 

Aaf  Beschwerden  der  Anzuhörenden  entscheidet  der  Unterrichtsminister. 
§  2.    Die  Bestimmungen  des  §  1  finden  ^auf  Stadtkreise  und  auf  die  Land- 
kreise Deutsch-Krone,  Marienburg,  Bosenberg  und  £lbing  sowie  auf  die  in  der  Pro- 
vinz Westpreuben  belegenen  St&dte  mit  mehr  als    10000  Einwohnern  auf  Antrag 
der  Btidtischen  Vertretung  keine  Anwendung. 

§  3.  Der  Artikel  112  der  Verfassungsnrkundeiwird,  insoweit  er  den  vorstehen- 
den Bestimmungen  entgegensteht,  fOr  den  Geltungsber^ch  dieses  Gesetzes  aufgehoben. 

ArUkel  II. 
Gegen  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  öffentlichen  Volksschulen  kann  die  in  §  16 
Ziffer  1  des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1852  betreffend   die  Dienstvergehen  der  nicht 
richterlichen  Beamten  (GS  465)  bestimmte  Disciplinarstrafe  verhängt  werden. 

Artikel  III. 
Bei  Versetzungen  im  Interesse  des  Dienstes  oder  in  Vollstreckung  einer  die 
Strafversetzung  ohne  Verlust  des  Anspruchs  auf  Umzugskosten  verhängenden  Ent- 
scheidung der  Disciplinarbehörde  ist  eine  Vergütung  der  ümzugskosten  aus  der 
Staatskasse  zu  gew&hren,  unter  Wegfall  der  in  den  §§19  und  20  der  Schulordnung 
fOr  die  Elementarschulen  der  Provinz  Preufsen  vom  11.  Dez.  1845  (GS  1846  8.  1) 
und  in  den  §§  39  bis  42  Titel  12  Teil  II  des  Allgemeinen  Landrechts  bestimmten 
Anzugs-  oder  Herbeiholungskosten. 

Anstellung  bei  Umwandlung  einer  Lehrerstelle.  ME 
10.  August  1870:  Soll  aus  besonderen  Gründen  eine  Lehrerstelle  mit 
einer  Lehrerin  besetzt  werden,  so  muls  zun&chst  die  betreffende  Stelle 
förmlieh  in  eine  Lehrerinstelle  umgewandelt  und  hierbei  wegen 
des  Wirkungskreises  und  des  Einkommens  derselben  nach  den  fllr  solche 
maÜBgebenden  Grundsätzen  das  Nötige  urkundlich  festgestellt  werden. 

Die  Einführung  in  das  Schnlamt  hat  möglichst  in  Gegenwart 
des  gesamten  Schulvorstandes  (einsohlielslich  des  Patrons,  welcher 
hierzu  besonders  einzuladen  ist,)  sowie  der  übrigen  Lehrer  der  Schule 
oder  (auf  dem  Lande)  des  Ortsschulinspektions-Bezirkes  und  unter  Aus- 
händigung der  Yokation  durch  den  Lokalschulinspektor  zu  erfolgen. 
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[Eine  etwa  herkömmlieh  vorausgehende  Lehr-  oder  Organisten- 
probe hat  lediglich  den  Zweck,  der  Gemeinde  eine  Kenntnis  der  Person 
des  Lehrers  und  seiner  Tüchtigkeit  zu  vermitteln;  vergl.  auch  ME 
17.  Nov.  1887.] 

Vereidigung.  AV  6.  Mai  1867  (GS  715).  §  1 :  „Die  Form  des 
Diensteides,  welcher  von  den  im  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staats- 
dienste stehenden  Beamten  fortan  zu  leisten  ist,  wird  dahin  festgestellt: 
„Ich  NN.  schwöre  zu  Gott  dem  Allmächtigen  und  AUvissenden,  dar» 
Seiner  Königlichen  Majest&t  von  Preufsen,  meinem  allergn&digsten  Herrn, 
ich  unterthan,  treu  und  gehorsam  sein  und  alle  mir  vermöge  meines  Amtes 
obliegenden  Pflichten  nach  meinem  besten  Wissen  und  Gewissen  genau 
erfüllen  (auch  die  Verfassung  gewissenhaft  beobachten)  ^)  will,  so  wahr  mir 
Gott  helfe  usw." 

Dem  Schwörenden  bleibt  es  überlassen,  den  vorstehend  festgestellten 
Eidesworten  die  seinem  religiösen  Bekenntnis  entsprechende  Bekräf- 
tigungsformel hinzuzufügen. 

Bei  den  im  mittelbaren  Staatsdienste  stehenden  Beamten  tritt  die 
Eidesnorm  hinzu,  mittels  deren  diese  Beamten  sich,  den  bestehenden 
Bestimmungen  und  besonderen  Verhältnissen  gemäfs,  dem  unmittelbaren 
Dienstherrn  zu  verpflichten  haben.  ^ 

§  2 :  Der  in  §  1  gedachte  Eid  verpflichtet  den  Schwörenden  nicht 
nur  für  die  zur  Zeit  der  Eidesleistung  von  ihm  bekleideten,  sondern 
auch  für  alle  ihm  etwa  später  ttbertragenen  Ämter. 

CE  6.  Oct.  1873  (vergl.  CE  30.  Sept.  1872):  Sämtliche  neu  anzu- 
stellende Lehrer  haben  den  hier  vorgeschriebenen  Diensteid  der  Staats- 
beamten zu  leisten.  Andere  Zusätze,  als  die  in  der  Verordnung  zuge- 
lassenen, sind  unstatthaft.  „Die  Verpflichtung,  welche  sich  auf  ein  mit 
dem  Lehramte  verbundenes  Kirohenamt  bezieht,  ist  von  dem  oben  ge- 
gedaohten  Eide  zu  trennen. 

Die  Vereidigung  erfolgt  bei  der  ersten  Anstellung,  sei  diese  defi- 
nitiv, provisorisch  oder  interimistisch.  Lehrer,  welche  noch  nicht  ge- 
prüft sind  und  vorübergehend  oder  aushilfsweise  zur  Verwaltung  einer 
Lehrerstelle  verwendet  werden,  leisten  den  Eid  nach  abgelegter  Prüfung.* 

Der  Eid  ist  in  der  Regel  von  dem  Lokalsohulinspektor  abzu- 
nehmen. „Es  kann  indessen  auch,  wo  dies  angemessener  erscheint^ 
der  Kreissohulinspektor  damit  beauftragt  werden.* 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  Lehrerinnen  Anwendung. 
„Ausgenommen  sind  nur  diejenigen,  welche  lediglich  zum  Unterricht 
in  den  Handarbeiten  angenommen  sind,    ohne  fest  angestellt  zu  sein.* 

ME  27.  Mai  1868:  Der  nach  Art.  108  der  Verfassungsurkunde  von 
den  Staatsdienern  abzuleistende  Eid  bindet  diese  nur  für  die  Dauer 
ihres  Amts. 


1)  Das  Eingeklammerte  galt  bis  1.  Okt.  1867  nur  für  die  alten  Provinzen. 
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§  2.    Amtliches  Verhältnis. 

a.  Pflichten  der  Lehrer.  Elementarlehrer  (VoIksBchuUehrer 
Qsw.)  Bind  Beamte  in  mittelbarem  Staatsdienst  (ME  13.  Jnli  1867),  und 
zwar  Verwaltungsbeamte  (zu  welchen  alle  nicht  richterliche  Beamte 
gehören)  Cirknlar-Reskript  des  Justizministers  yom  4.  März  1834. 

Dienstinstruktionen.  CR  20.  Dez.  1848  (Ministerialblatt  fbr 
die  innere  Verwaltung  S.  376):  „Was  das  Verhalten  der  Lehrer  im 
Amte  anlangt,  so  hat  das  Land  vor  allem  ein  Recht  zu  fordern,  dab 
die  Jugend  in  Zucht  und  Sitte  und  in  Achtung  und  Gehorsam 
gegen  die  bestehende  Verfassung  des  Landes  und  seiner  Gesetze  er- 
zogen werde." 

„Sollte  daher  ein  Lehrer  im  Widerstreit  seiner  persönlichen  Meinung 
mit  der  bestehenden  Verfassung  des  Landes  sich  nicht  enthalten  können, 
diese  seine  Ansichten  in  die  Verwaltung  seines  Amtes  zu  übertragen 
und  der  ihm  anvertrauten  Jugend  statt  Achtung  vor  dem  Gesetz  feind- 
selige Gesinnungen  gegen  die  verfassungsmälsigen  Einrichtungen  des 
Landes  einzuflöfsen,  so  werde  ich,  eingedenk  der  auf  mir  ruhenden 
Verantwortung,  gegen  einen  solchen  Mifsbrauch  des  Lehramtes,  insofern 
er  nicht  den  Charakter  eines  gerichtlich  zu  ahndenden  Amtsver- 
brechens  annimmt,  im  Wege  der  Dienstdisciplin  mit  unnachsichtlicher 
Strenge  einschreiten.^ 

General-Landschulreglement  von  1763  §  12:  „Ein  Schullehrer  muCs 
dahin  trachten,  dals  er  in  seinem  ganzen  Verhalten  ein  Vorbild  der 
Gemeinde  sei  und  mit  seinem  Wandel  nicht  wiederum  niederreilse,  was 
er  mit  seiner  Lehre  gebaut.  Er  hat  sich  darum  vor  allem  der  wahren 
Gottseligkeit  zu  befleilsigen  und  in  und  aufser  dem  Hause  alles  zu 
meiden,  wodurch  er  Eltern  oder  Kindern  irgendwie  Anstofs  geben  könnte^. 

MR  12.  April  1856:  „Jeder  evangelische  Schullehrer  soll  sich  in 
seinem  Amte  und  aufserhalb  desselben,  im  Unterrichte  wie  im  Zeugnis 
durch  Wort  und  Wandel,  stets  als  ein  lebendiges  Mitglied  und  als  ein 
treuer  Diener  der  evangelischen  Kirche  beweisen". 

ME  U.  Dez.  1863:  Schul-  und  Gemeindechroniken  über  alle  fbr 
Schule,  Kirche  und  Gemeinde  wichtige  Angelegenheiten  der  Vergangen- 
heit und  Gegenwart,  „wo  die  Verhältnisse  es  gestatten",  anzulegen, 
ist  der  Lehrer  des  Orts  in  erster  Linie  berufen. 

Über  seine  Amtseinkünfle,  namentlich  die  veränderlichen,  hat  der 
Lehrer  ein  genaues  Verzeichnis  zu  führen,  damit  auf  Erfordern  der  vor- 
gesetzten Behörde  das  Einkommen  der  Stelle  mit  Sicherheit  ermittelt 
werden  kann. 

(ALR  II  11  §  785  (vergl.  §§  784.  786.  798):  Reparaturen  an  der 
Amtswohnung,  [deren  Kosten  einen  Thaler  (3  Mark)  nicht  übersteigen, 
muijB  er  aus  eigenen  Mitteln  besorgen.] 

ME  20.  Nov.  1874:  Bei  Verbindung  eines  Schul-  und  Kirchenamtes 


Digitized  by 


Google 


56  L  Eauptabteilnng.    I.  Abschnitt.    Die  YolkBScbule.   I.  Prenfsen. 

ist  eine  Yersänrnnis  der  üntemohtspflicht  möglicbBt  zu  verbüteu.  Wo 
die  Yerbindtiiig  keine  dauernde  ist,  der  Lehrer  vielmehr  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  Schulbebörde  die  Verrichtung  kirchlicher  Funktionen 
gegen  Entschädigung  übernommen  bat,  ist  überall  das  Schulamt  diu 
Hauptamt  und  in  EolIisionsfiUIen  eine  Vertretung  bei  den  kirchliehen 
Funktionen  zu  beschaffen;  vergl.  RV  Breslau,  7.  April  1873;  Düsseldorf, 
9.  Febr.  1875. 

ME  11.  Jan.  1881:  Die  Lehrer  sind  verpflichtet,  zeitweise  erledigte 
oder  wegen  Behinderung  des  Lehrers  unterrichtlich  nicht  versorgte  Leh- 
rerstellen, auch  wenn  ihnen  diese  Verpflichtung  bei  Bestätigung  ihrer 
Vokation  nicht  besonders  auferlegt  worden,  gegen  eine  mit  dem  be- 
treffenden Schulvorstande  zu  vereinbarende  und  von  der  Regierung  zu 
bestätigende  Entschädigung  zu  verwalten. 

ME  21.  Juli  1863:  Eine  Erkrankung  ist  rechtzeitig  anzumelden  und 
die  Besellung  eines  Vertreters  nachzusuchen.  Oesehieht  dieses  zu  spät, 
so  sind  die  Kosten  der  Vertretung*)  von  dem  Betreffenden  selbst  zu  tragen. 
ME  14.  Okt.  1878:  Gesuche  irgendwelcher  Art  sind  den  Regie- 
rungen nicht  direkt,  sondern  im  Instanzenwege  zunächst  dem  Lokal- 
schulinspektor einzureichen. 

Unterstützungsgesuehe.  (Allgemeine  Grundsätze.)  Gesuche  um 
Unterstützungen  sind  in  solchen  Fällen  nicht  anzubringen,  wo  es  sich 
um  geringfügige,  in  jedem  Hausstande  vorkommende  und  ohne  wirk- 
liche Gefahr  für  die  Familienexistenz  zu  überdauernde  Mifsgeschicke 
handelt,  sondern  nur  dann,  wenn  ernstliche  Krankheiten  des  Lehrers 
bezw.  seiner  Familienmitglieder  oder  andere  schwere  UnglÜcksf&Ue  so 
erhebliche  Ausgaben  notwendig  machen,  dafs  die  gewöhnlichen  Ein- 
nahmen und  Hilfsquellen  nicht  mehr  ausreichen,  eine  drohende  Notlage 
zu  vermeiden. 

Wird  der  Besuch  eines  auswärtigen  Kurortes  von  dem  zuständigen 
Kreisphysikus  als  zur  Herstellung  der  Gesundheit  unerlä&lich  bezeich- 
net, so  sind  zunächst  die  unterhaltungspfliehtigen  Gemeinden  usw.  selbst 
als  die  an  dem  Gesundheitszustande  des  Lehrers  mit  am  meisten  Inter- 
essierten zur  Gewährung  einer  Badeunterstützung  zu  veranlassen.  Der 
Unterstützungsfonds  der  Regierung  jedoch  ist  nur  bei  Prästationsun- 
f&higkeit  der  zur  Unterhaltung  der  Schule  Verpflichteten  auf  Grund 
eines  motivierten  ärztlichen  Gutachtens  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Unterstützungsgesuche  sind  weder  direkt  noch  durch  Vermittelung 
der  Sohulinspektoren  bei  dem  Minister  anzubringen  CE  12.  Juni  1867. 
Sie  sind  vielmehr  dem  Lokalschulinspektor  einzureichen,  von  diesem 
zu  begutachten  und  bei  Begründung  ihres  Inhalts  dem  Kreisschulin- 


1)  welche  sonst  die  Gemeinde  aufzubringen  bat  ME  11.  M&rz  1839,  jedoch  nieht 
für  kommisBariBcb  beschäftigte  Lehrer  M£  21.  Juli  1863. 
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spektor  bezw.  dem  Vorsitzenden  der  Sohuldeputation  weiterzugeben. 
Von  dieser  Instanz  sind  die  (xesnobe  noohmals  zn  begntaehten  bezw. 
in  ihrer  Motiyiemng  zn  ergänzen  und  unter  Angabe  der  für  erforder- 
lieh gehaltenen  Untersttttzungssumme  der  Regierung  zu  unterbreiten. 

Gesuche  um  Unterstützungen  zu  Badereisen  sind  mit  demselben 
Vermerk  ausnahmslos  dem  Ereislandrat  zur  weiteren  Veranlassung  vor- 
zulegen; yergl.  ME  16.  Juni  1862;  23.  Mai  1867;  21.  Juni  1871. 

Das  Vorstehende  gilt  auch  bei  Gesuchen  von  Lehrerinnen,  einsohliefs- 
lieh  der  für  weibliehe  Handarbeiten  ME  17.  Jan.  1872. 

Urlaub.  MR  11.  M&rz  1839  (Annalen  XXIII,  HO):  1.  Zu  Reisen 
der  Elementarlehrer  in  den  Ferien,  soweit  sie  nicht  in  das  Ausland 
gehen,  bedarf  es  nur  einer  Anzeige  bei  dem  nächsten  Vorgesetzten, 
welcher  seine  Genehmigung  nur  in  dem  Falle  versagen  kann,  wenn  be- 
sondere Umstände  die  Anwesenheit  des  Lehres  am  Orte  auch  während 
der  Ferien  notwendig  machen. 

2.  Zu  kleineren  Reisen  auch  aufser  den  Ferien,  welche  eine  Ab- 
wesenheit von  höchstens  acht  Tagen  erfordern,  ist  die  Genehmigung 
des  nächsten  Vorgesetzten  oder  der  nächsten  vorgesetzten  Behörde  hin- 
reichend, welche  jedoch  zur  Anordnung  einer  ordnungsmäfsigen  Ver- 
tretung des  abwesenden  Lehrers  verpflichtet  sind. 

3.  In  allen  Fällen,  wo  die  Abwesenheit  eines  Lehrers  aufser  den 
Ferien  länger  als  acht  Tage  dauern  soll,  oder  dieser  in  das  Ausland 
reisen  will,  ist  der  Urlaub  bei  dem  Provinzial-Schulkollegium,  und  zwar 
hinsichtlich  der  städtischen  Lehrer  durch  die  Sohuldeputation,  f&r  die 
übrigen  durch  die  ihnen  zunächst  vorgesetzte  Behörde  nachzusuchen. 

CE  5.  Dez.  1868:  Die  Regierungen  sind  ermächtigt,  Urlaub  wegen 
Krankheit  an  Elementarlehrer  bis  auf  die  Dauer  eines  halben  Jahres 
zu  erteilen. 

Fortbildung  im  Amt.  Im  allgemeinen  sind  die  Schulsozietäten 
resp.  -Gemeinden  zur  Aufbringung  der  Kosten  f&r  Fortbildungszwecke 
der  Lehrer  nicht  verpflichtet  ME  19.  März  1879;  vielmehr  haben  hier 
die  Regierungen  in  Fällen  unabweisbaren  Bedürfnisses  einzugreifen. 

Von  den  Gemeinden  freiwillig  zu  solchen  Zwecken  dargereichte 
Vergütungen  usw.  sind  aus  Titel  „Insgemein^  des  Schuletats  zu  decken. 

CE  26.  Februar  1881  (an  die  Oberpräsidenten):  Die  Herbeiführung 
von  Verkehrserleichterungen  bei  dem  Besuch  von  Vereinen  und  Ver- 
sammlungen ist  davon  abhängig  zu  machen,  ob  von  solchen  Veran- 
staltungen eine  wirksame  Förderung  des  Volksschulwesens  zu  erwar- 
ten sei. 

ME  31.  August  1864:  Die  zur  Unterstützung  von  Civileleven  der 
Centralturnanstalt  dem  ünterrichtsminister  zurVerfftgung  stehen- 
den Fonds  sind  dazu  bestimmt,  den  Teilnehmern,  wenn  nötig,  die  Bestrei- 
tung der  Kosten  des  seohsmonatlichen  Aufenthalts  soweit  als  möglich 
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za  erleichtem,  wogegen  die  Reise-  und  Stellvertretungskostea  anderweit 
zu  decken  sind.  Bezüglich  der  Gemeindeyerpflichtang  handelt  es  sich  seü- 
mal  bei  gröfseren  städtischen  Schulen  nicht  nm  die  Ausbildung  eines  Leh- 
rers im  gewöhnlichen  Sinne,  sondern  um  die  Frage,  ob  ein  mit  der  in  der 
Centralturnanstalt  gelehrten  und  in  der  Schule  zur  Anwendung  zu 
bringenden  Methode  der  Leibesübungen  theoretisch  und  praktisch  näher 
vertrauter  Turnlehrer  vonnöten  sei. 

Zur  Fortbildung  der  Lehrer  dienen  auchKreis-Lehrerbibliothe- 
ken.    Als  Normalreglement  einer  solchen  kann  Nachstehendes')  gelten: 

§  I.   Für  den  Kreisscbulinspektionsbezirk  N wird  eine  Lebrerbibliothek 

nach  folgenden  Bestimmungen  gegründet. 

§  2.  Zur  Begründung  und  Ergänzung  der  Bibliothek,  sowie  zur  Bestreitung 
der  notwendigen  Kosten  ihrer  Verwaltung  dienen  die  nach  §  7  bezw.  8  zu  zahlenden 
Beiträge  und  Strafgelder,  sowie  die  aus  Mitteln  der  Gemeinden  oder  Kreise  und  die 
aus  Staatsfonds  zu  gewährenden  Beihilfen. 

§  3.  Den  Ankauf  der  Bacher  besorgt  die  Kommission  (vergl.  §  5).  Es  sind 
nur  der  Weiterbildung  der  Lehrer  förderliche  Werke  anzuschaffen;  anf  solche, 
welche  die  Geschichte  und  Methodik  des  Unterrichts  und  der  Erziehung  und  auf 
solche,  die  Geschichte  und  Kunde  des  engeren  und  weiteren  Vaterlandes  fördeni, 
ist  besonders  Rücksicht  zu  nehmen. 

§  4.  Zur  Benutzung  der  Bibliothek  sind  alle  an  öffentlichen  Schulen  des 
Kreises  angestellten  Lehrer  und  Lehrerinnen  berechtigt,  und  zwar  ohne  Unterschied, 
ob  sie  definitiv  oder  nur  provisorisch  angestellt  sind,  sofern  und  solange  sie  die 
regelmäfsigen  Beiträge  zahlen. 

Ein  anteiliges  Recht  an  dem  Bestände  der  Bibliothek  erwirbt  niemand. 

§  5.  Die  Verwaltung  der  Bibliothek  führt  eine  Kommission,  welche  aus  dem 
Kreisschulinspektor  und  vier  von  der  Kreislehrerkon forenz  aus  ihrer  Mitte  gewählten 
Mitgliedern  besteht. 

Den  Vorsitz  in  der  Kommission  führt  der  Kreisschulinspektor  nnd  bei  dessen 
Behinderung  das  von  ihm  zu  bestimmende  Mitglied  der  Kommission.  Die  gewählten 
Mitglieder  fungieren  drei  Jahre,  können  aber  nach  Ablauf  dieser  Zeit  wieder  gewählt 
werden.  Für  ein  während  der  dreijährigen  Periode  ausscheidendes  Mitglied  ernennt 
die  Kommission  einen  Ersatzmann  aus  den  Mitgliedern  der  Kreislehrerkonferenz, 
welcher  dann  für  den  Rest  der  Periode  zu  fungieren  hat. 

Die  Mitglieder  der  Kommission  versehen  ihr  Amt  unentgeltlich. 

Die  Thätigkeit  der  Kommission  wird  durch  eine  von  ihr  aufgestellte  und  von 
dem  Kreislandrat  sowie  dem  Kreisschulinspektor  genehmigte  Geschäftsordnung 
näher  bestimmt. 

§  6.  Von  den  Kommission smitgliedem  führt  nach  Bosch lufs  der  Kommission 
eines  die  Geschäfte  des  Bibliothekars  und  ein  anderes  die  des  Kassierers. 

Deren  Funktionen  werden  durch  die  Geschäftsordnung  näher  bestimmt. 

§  7.  Die  zur  Benutzung  der  Lehrerbibliothek  Berechtigten  haben  einen  jähr- 
lichen Beitrag  zu  zahlen,  dessen  Höhe  von  der  Kreislehrerkonferenz  bestimmt 
wird. 

§  8.  Für  Beschädigung  der  entliehenen  Bücher  ist  der  Entleihende  haftbar. 
Durch  Beschlufs  der  Kommission  kann  die  Ersetzung  eines  beschädigten  Exemplars 
verlangt  oder  eine  Konventionalstrafe  bis  zum  Betrage  des  halben  Kaufpreises  des 
beschädigten  Buches  gefordert  werden.    Ebenso  kann  eine  Konventionalstrafe  bis 

1)  Vergl.  RV  Düsseldorf,  den  12.  Februar  1878. 
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sa  1  Mark  fOr  nicht  rechtzeitige  ZarCtcklieferang  des  entliehenen  Baches  festgesetzt 
werden. 

§  9.  Das  Benutzungsrecht  erlischt  mit  dem  Verluste  des  bekleideten  Schul- 
amtes.   Ein  Wechsel  der  Schalstelle  innerhalb  des  Kreises  ist  ohne  Einflufs. 

Dem,  welcher  mit  Zahlung  der  Beiträge  bezw.  Leistung  f&Uiger  Ver- 
pflichtungen l&nger  als  3  Monate  rtLckst&ndig  bleibt,  kann  die  Benatzung  der  Biblio- 
thek seitens  der  Kommission  bis  zur  Erledigung  seiner  Verbindlichkeiten  untersagt 
werden. 

§  10.   Die  Aufstellung  der  Bibliothek  erfolgt  am  Sitze  der  Kreisschulinspektion. 

Wenn  die  örtlichen  Verhältnisse  des  Kreises  dies  zweckm&fsig  erscheinen  lassen, 
so  können  auch  an  anderen  Orten  des  Kreises  Bestandteile  der  Bibliothek  aufge- 
stellt und  far  diese  besondere  Bibliothekare  ernannt  werden. 

Ober  die  Benutzang  dieser  Bibliotheken  und  die  Girkulation  ihrer  Bftcher  in 
dem  ganzen  Bibliotheksyerbande  sind  die  näheren  Bestimmungen  durch  die  Kom- 
mission nach  Anhörung  der  Kreislehrerkonferenz  festzustellen. 

Verhalten  im  öffentlichen  Leben.  CR  20.  Dez.  1848  (All- 
gemeine Gesichtspankte) :  Es  ist  eine  völlig  naturgem&Tse  Erscheinung, 
daljs  Lebensfragen  der  Gegenwart  zamal  in  bewegten  Zeiten  auch  im 
Kreise  der  Schule  und  des  Unterrichts  sieh  zur  Beantwortung  drängen 
und  Lehrer  als  selbstbewufste  Persönlichkeiten  zur  Stellungnahme  förm- 
lich herausfordern.  Aber  es  kommt  darauf  an,  Aber  den  allgemeinen 
Interessen  nicht  die  eigentlichen  Aufgaben  der  Schule  aus  dem  Auge 
zu  verlieren.  Der  Schule  in  ihrer  ganzen  Weite  ist  die  Aufgabe  ge- 
stellt, die  ihr  anvertrauten  Zöglinge  nicht  allein  mit  Kenntnissen,  welche 
später  im  Studium  oder  im  praktischen  Leben  ergänzt  werden  können, 
auszurtlsten,  sondern  auch,  was  das  Wesentlichste  ist,  sie  zu  Staats- 
bürgern zu  erziehen,  welche  die  Religion,  die  Sitte  und  das  Gesetz 
achten,  ihr  Vaterland  und  ihren  Ftlrsten  lieben,  welche  den  Willen  und 
die  Kraft  besitzen,  ihr  eigenes  Hauswesen  zu  leiten  und  mit  edler  Hin- 
gebung sich  dem  Wohle  der  Gemeinde  und  des  Staates  zu  widmen. 
Dafs  die  Schulen  dieser  Aufgabe  genügen,  verlangen  mit  Recht  die 
Eltern,  die  Gemeinden  und  Bezirke,  für  deren  Kinder  sie  errichtet  sind. 

Demnach  ist  es  die  Pflicht  der  Lehrer,  in  würdiger  Haltung  den 
nachteiligen  Einflufs  politischer  Aufregung  von  Schulen  und  Schülern 
fern  zu  halten  und  alles  zu  vermeiden,  was  die  naturgemäTse  und  ge- 
sunde Entwickelung  der  Jugend  irgendwie  stören,  von  ihr  nicht  be- 
griffen und  richtig  gewürdigt  werden,  oder  gar  die  Achtung  vor  allem 
Edlen  und  Guten  untergraben  kann.  (CR  30.  Dez.  1848:)  Wie  nun  gerade 
das  Verhalten  des  Lehrers  aufserhalb  der  Schule  von  unverkennbarer 
Rückwirkung  auf  die  Erziehungsthätigkeit  in  derselben  ist  und  die 
fruchtbringende  Wirksamkeit  des  Lehramtes  nicht  allein  auf  der  wissen- 
schaftlichen Befähigung  und  der  Lehrgabe,  welche  der  einzelne  in  den 
eigentlichen  Lehrstunden  an  den  Tag  legt,  sondern  wesentlich  auf  der 
ganzen  geistigen  und  sittlichen  Haltung  des  Lehrers  und  auf  der  Ach- 
tung beruht,  welche  er  seinen  Schülern  sowohl,  als  auch  deren  Eltern 
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und  Pflegern  einznflöfsen  vermag,  so  mufs  es  als  ein  sittlicher,  die  Ach- 
tung im  Volke  und  damit  die  Amtswirksamkeit  eines  Beamten  zerstS* 
render  Makel  angesehen  werden,  wenn  ein  solcher  in  Unzufriedenheit 
mit  der  Verfassung  und  Regierung  sich  ergeht  und  im  Widerspruche 
mit  seinen  beschworenen  Amtspflichten  die  Fortfbhrung  seines  Amtes 
und  die  Untergrabung  der  Staatsgewalt,  in  deren  Dienste  er  steht, 
etwa  glaubt  vereinigen  zu  können. 

ME  7.  April  1859:  ÖflFentliche  Lehrer  unterstehen  bei  der  Aus- 
übung ihrer  staatsbtlrgerlichen  Rechte  der  Kritik  ihrer  vorgesetzten 
Dienstbehörde.  Ihre  Beteiligung  am  Parteikampfe  bis  zur  Verunglimpf- 
ung politischer  Gegner  ist  unstatthaft. 

Teilnahme  an  politischen  Vereinen  mit  Staats-  oder  regierungs- 
feindlicher Tendenz  ist  ihnen  untersagt  ME  27  Mai  1872  vergl.  §  20 
der  Verordnung  vom  11.  Juli  1849;  CR  19.  April  1850;  RV  Posen, 
18.  Mära  1872;  Oppeln,  11.  April  1872  und  8  Febr.  1876.  Ihre  sonst- 
ige politische  Richtung  ist  für  die  Aufsichtsbehörde  bedeutungslos  ME 
9.  Jan.  1862,  wie  auch  eine  Zurechnung  und  Verantwortlichkeit  ftlr 
persönliche  Meinungen  und  Überzeugungen  auf  dem  Gebiete  der  Dienst- 
disciplin  nicht  erfolgt  CR  20.  Dez.  1848.  Dagegen  ist  es  in  Zeiten 
öifentlicher  Krisen,  wann  die  Existenz  eines  auf  Sitte,  Wahrheit  und 
Recht  begründeten  Staates  eine  Probe  zu  bestehen  hat,  die  unabweis- 
bare Pflicht  der  Volksschullehrer,  bei  dem  Einflufe,  welchen  sie  nament- 
lich auf  dem  Lande  in  ihrem  steten  Verkehr  mit  den  Familien  und 
Gemeinden  üben,  nach  Mafsgabe  des  ihnen  zugewendeten  Vertrauens 
auf  die  Berichtigung  irrtümlicher  Ansichten  und  die  Belehrung  und  Auf- 
klärung des  Volkes  kräftig  hinzuwirken  CR  30.  Dez.  1848,  wie  sich 
denn  auch  nach  ihrer  überwiegenden  Mehrzahl  die  preufsischen  Lehrer 
in  schwierigen  Lagen  des  Vaterlandes  als  Männer  unerschütterlicher 
Pflichttreue  und  Gewissenhaftigkeit  stets  bewährt  haben  CR  26.  Juli  1849. 

b.  Rechtsansprüche.  Das  Einkommen.  Art.  25  der  Ver- 
fassungsurkunde vom  31.  Jan.  1850  sichert  den  Lehrern  ein  „festes, 
den  Lokalverhältnissen  angemessenes  Einkommen^,  das  nach  den  lege» 
generales  (z.  B.  Schul-Reglement  ftir  Schlesien  vom  3.  Nov.  1765  §  14, 
Reglement  von  1801  vergl.  ALR  II  12  §  29  und  30)  „auskömmlichen 
Unterhalt*'  zu  bieten  habe. 

OVG  5.  April  1878:  „Die  Bestimmung  des  Maises  dessen,  was  zur 
Bestreitung  der  Lebensbedürfnisse  notwendig  ist,  entzieht  sich  in  der 
Regel  der  gesetzlichen  Fixierung  schon  deshalb,  weil  dieses  Mafs  einem 
stetigen  Wechsel  unterliegt*.  Nach  §9 II 12  ALR  und  nach  §  18  d— k  der 
Regierungsinstruktion  vom  23.  Okt.  1817  steht  den  Regierungen  das 
Recht  zu,  den  Verpflichteten  gegenüber  zu  bestimmen,  was  und  wieviel 
zur  Unterhaltung  einer  Schule  und  ihres  Lehrers  erforderlieh  sei.  Diese 
Kompetenz  wird  weder  durch  solche  in  früheren  (vor  1808)  erlassenen 
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Landesherrlichen  Reglements  nnd  Provinzialgesetzen  0  getroffene  Be- 
stimmungen über  Normierung  des  Lehrergehalts  nnd  über  Gehaltsmi- 
nima^),  nooh  duroh  Berufung  auf  die  in  der  Vokationsurkunde  dem 
zeitigen  Stelleninhaber  gegebene  Zusicherung  über  seine  Gtehaltsver- 
hütnisse ')  eingeschränkt,  da  die  Vokation  nur  einen  Vertrag  zwischen 
Lehrer  nnd  Schulunterhaltungspflichtigen  darstellt,  die  öffentlich  recht- 
liehe Befugnis  der  Staatsbehörde  aber  durch  einen  Privatvertrag  nicht 
besehr&nkt  werden  kann  (vergl.  ME  31.  Jan.  1859  und  19.  Mai  1868)«). 
Über  Dotationspl&ne  vergl.  ME  7.  Aug.  1893. 

Zuständigkeit  der  Regierung  zur  Abänderung  der  Do- 
lationspläne.  ME  5.  Nov.  1873:  Die  Regierung  ist  ebenso  befugt 
wie  verpflichtet,  über  die  Festsetzung  der  Lehrerbesoldungen  zu  befinden, 
und  dabei  nicht  behindert,  über  die  Bestimmungen  der  Berufungsbriefe 
hinauszugehen.  Sobald  sie  ihrer  gesetzlichen  Befugnis  gemäis  die  er- 
forderliche Verbesserung  der  Lehrergehalte  endgiltig  festgestellt  hat, 
ist  die  entsprechende  Leistung  nach  §  19  des  Gesetzes  vom  1.  August 
1883  durch  den  Regierungspräsidenten  nötigenfalls  zwangsweise  auf 
den  Etat  zu  bringen. 

Über  Prüfung  und  Bestätigung  von  Besoldungsordnungen  CE  30. 
Juni  1893. 

Im  übrigen  hat  die  Regierung  nach  pflichtmäfsigem  Ermessen  da, 
wo  die  Kräfte  der  Unterhaltungspflichtigen  nicht  ausreichen,  zur  Be- 
schaffung der  für  notwendig  erachteten  Gehaltserhöhung  die  erforder- 
lichen Zuschüsse  aus  allgemeinen  Staatsfonds  vorschriftsmäfsig  unter 
Nachweisung  der  finanziellen  Verhältnisse  der  Beteiligten  zu  beantragen 
ME  8.  Febr.  1859. 

ME  20.  April  1885:  Eine  Gehaltsregulierung  kann  angemes- 
sener Weise  nur  auf  der  Grundlage  eines  Durchschnittssatzes  der 
Besoldung  fbr  eine  Lehrerstelle  erfolgen.  Nach  diesem  hat  eine 
Festsetzung  des  Maximal-  und  Minimalsatzes  und  eine  Abstufang  der 


1)  Yergl.  Sitzung  des  Herrenhauses  vom  8.  Febr.  1869,  Stenogr.  Ber.  I,  229. 

2)  ME  8.  Febr.  1859:  Die  in  einem  Schnlreglement  usw.  getroffene  Festsetzung 
eines  Gehaltsminimum  hat  nur  die  Bedeutung,  dafs  eine  Untersuchung  daraber,  ob 
nicht  ein  noch  geringeres  Quantum  fOr  das  Bedürfnis  des  Lehrers  ausreichend  sei, 
nicht  stattfinden  darf.  Die  Befugnis  der  SchulbehOrde  aber  dieses  Minimum  hinaus- 
aagehen  nnd  die  Verpflichteten  zu  einer  Erhöhung  der  Dotation  anzuhalten,  wenn 
da«  BedOrfhis  eine  solche  fordert,  wird  jedoch  dadurch  nicht  ausgeschlossen. 

3)  Yergl.  Altmann,  Kirchen-,  Schul-  nnd  Eherecht  XLIII  sub.  111  Nr.  35  a  und  b. 

4)  Maxiraa,  Über  die  seitens  der  Schulaufsichtsbehörde  nicht  hinausgegangen  wer- 
den darf,  sofern  nicht  der  Schulvorstand  dieses  beschlieTst,  sind  festgesetzt  fQr  Pro- 
▼ins  Hannover  §§  20  nnd  21  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1845  und  durch  Gesetz  vom 
2.  Mai  1856  vergl.  ME  15.  April  1875,  7.  Olct.  1876,  13.  Mai  1879  (Lererkahn, 
Gesetze  in  Sehulsachen  fOr  Hannover  II,  S.  33.  76.  87)  —  fOr  Nassau  im  Edikt  vom 
24.  Mftrz  1817  §  27. 
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Besoldungen  vom  Minimum  bis  zum  Maximum  stattzufinden.  Der 
Minimalsatz  wird  zwischen  66V»  und  70  Prozent,  der  Maximalsatz 
zwischen  ISSVs  nnd  130  Prozent  des  Durchschnittssatzes  festzustellen 
sein,  dergestalt,  dafs  eine  Steigerung  vom  Minimum  bis  znm  Maximum 
um  100  bezw.  85,7  Prozent  eintritt.  [Daneben  empfiehlt  es  sich,  zu- 
gleich supplementäre  Dienstalterszulagen  f&r  die  Fälle  in  Aussicht  zu 
nehmen,  in  welchen  Lehrer,  obwohl  nach  ihrer  gesamten  Dienstführung 
und  nach  ihren  Leistungen  einer  Beförderung  und  Verbesserung  im 
Diensteinkommen  wttrdig,  nach  Zurticklegung  gewisser  Dienstzeitab- 
schnitte  seit  ihrer  ersten  definitiven  Anstellung  nach  dem  gewöhnlichen, 
durch  Vakanzen  eintretenden  Aufsteigen  in  die  höheren  Besoldungs- 
stufen doch  noch  nicht  zum  Genüsse  eines  bestimmten,  ihrer  Dienstzeit 
entsprechenden  Prozentsatzes  der  Durchschnittsbesoldung  haben  gelangen 
können.]  0 

In  ähnlicher  Weise  hat  die  Gehaltsreguliening  fllr  Lehrerinnen  zu 
erfolgen,  und  zwar  wird  der  Durchschnittssatz  auf  75  bis  80  Prozent 
desjenigen  einer  LehrersteUe  zu  normieren  sein. 

Zur  Einführung  eines  entsprechenden  Gehaltsregulierungsplanes 
tritt  die  Kegierung,  geeignetenfalls  durch  einen  Eommissarius,  mit  den 
städtischen  Behörden  in  Verhandlung. 

Grundsätze  für  die  Normierung  des  Lehrergehalts. 
(Gewährung  standesgemäfsen  Unterhalts.)  ME  22.  Jan.  1869:  Die  ge- 
setzliche Verpflichtung  der  Schulgemeinden  zur  Unterhaltung  ihrer 
Lehrer  erstreckt  sich  regelmäfsig  auf  die  Gewährung  freier  Wohnung, 
freier  Feuerung  und  eines  ftlr  alle  übrigen  Bedürfnisse  einer  Lehrer- 
familie ausreichenden  sonstigen  Einkommens,  welches  den  besonderen 
Verhältnissen  des  Ortes,  der  Zeit  und  der  Stelle  entsprechen  mufs,  und 
dessen  Höhe  hiernach  von  der  Aufsichtsbehörde,  soweit  erforderlich, 
jederzeit  ergänzend  festgesetzt  werden  kann,  vergl.  CE  (an  die  Ober- 
präsidenten) 26.  Juni  1891. 

ME  17.  Juni  1874:  Verwaltungsgerichte  sind  zur  Normierung  der 
Gehaltsverhältnisse  nicht  befugt,  vergl.  §  45  und  47  des  Gesetzes  vom  1. 
August  1883  und  §  82  des  Gesetzes  vom  30.  Juli  1883  (GS  195). 
Bei  Abmessung  der  Höhe  einer  Lehrerbesoldung  ist  das  besondere 
örtliche  Verhältnis  zu  untersuchen  ME  6.  Aug.  1866  (14.  Nov.  1871 ; 
18.  Okt.  1873)  und  die  Wohlhabenheit  einer  Gemeinde  ME  4.  Mai 
1868,  nicht  aber  der  Umfang  des  Amtes  in  Betracht  zu  ziehen  ME 
14.  Juni  1860,  5.  Dez.  1871. 

ME  31.  Juli  1868:  Eine  den  veränderten  Preisverhältnissen  und  der 
fortschreitenden  Entwickelung  auf  den  übrigen  Gebieten  des  Lebens 
entsprechende  Aufbesserung   der   unzulänglich  gewordenen  Lehrerbe- 


1)  Hat  nur  für  gröfsere  St&dte  Geltung  behalten. 
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soldnngen  ist  nnerläfsliob,  zumal  es  sieh  hierbei  um  Leistungen  handelt^ 
welche  die  Gemeinden  und  die  Einzelnen  im  eigensten  Interesse  für 
den  nächstliegenden  Zweck  der  besseren  Bildung  und  Erziehung  der 
eigenen  Kinder  zu  flbernehmen  haben,  und  welche  so  wenig  als  deren 
Ernährung  und  Bekleidung  etwa  mit  den  steuerlichen  Lasten  gleich- 
gestellt werden  können. 

Bei  dem  einmal  festgestellten  Minimalsatz  es  bewenden  zu  lassen, 
ist  die  Regierung  nur  da  befugt,  wo  die  Verpflichteten  zu  arm  sind, 
um  zu  einer  reichlicheren,  ihrer  ganzen  Schule  sowie  ihnen  selbst  und 
ihren  Kindern  wieder  zu  gute  kommenden  Ausstattung  der  Lehrerstelle 
beitragen  zu  können. 

Über  Festsetzung  des  pensionsfähigen  Diensteinkommens:  CE  24. 
Okt.  1892. 

Über  Aufbesserung  der  Lehrergehälter  vergl.  CE  3.  Juni  1893. 

ME  23.  Jan.  1873:  Bei  Gehaltsaufbesserungen,  die  aus  Staats- 
mitteln erfolgen,  sind  Lehrerinnen  erst  dann  zu  berücksichtigen, 
wenn  das  Erforderliche  auch  für  Lehrer  geschehen  istO« 

Die  Erhaltung  guter  Stellendotationen  ist  im  Schulinteresse  durch- 
aus erforderlich  CR  18.  Mai  1840  (Ministerialblatt  d.  i.  V.  S.  230); 
yergl.  ME  8.  Sept.  1859,  29.  März  1888. 

Lehrergehälter  an  städtischen  Schulen.  ME  27.  Sept. 
1882:  Zur  zweckmäfsigen  Einrichtung  mehrklassiger  städtischer  Schulen 
ist  ein  stufenweises  Aufsteigen  der  Gehaltssätze  für  die  Lehrer  durch 
planmäfsige  Abstufung  der  Lehrergehälter  oder,  wenn  die  Verpflichteten 
die  dazu  erforderlichen  Mittel  bereitzustellen  vermögen,  durch  Ein- 
führung sogenannter  beweglicher  Gehaltsskalen  notwendig,  damit  die 
älteren  Lehrer  mit  dem  steigenden  Dienstalter  auch  in  den  Genufs 
einer  entsprechenden  Einkommensverbesserung  zu  gelangen  Aus- 
sicht haben. 

Wenn  solchergestalt  ein  Dotations-  oder  Gehaltsregulierungsplan 
eingeführt  ist,  dessen  Genehmigung  bezw.  Festsetzung  der  Regierung 
gebührt,  so  unterliegt  demnächst  dessen  Ausfahrung  in  Bezug 
auf  die  einzelnen  beteiligten  Lehrer  nicht  mehr  dem  beliebigen  Er- 
messen der  Gemeinde  oder  der  städtischen  Schulbehörden.  Vielmehr 
gehört  es  zur  Zuständigkeit  der  Regierung  als  Schulaufsichtsbehörde, 
darüber  zu  befinden,  ob  bei  eintretender  Erledigung  einer  Gehaltsstelle, 
deren  Vakanz  immerhin  ausgeschrieben  werden  mag,  der  nächstälteste 
Lehrer  oder  ein  anderer  der  an  der  Schule  bereits  angestellten  Lehrer  ia 
den  Grenuls  des  verfügbar  gewordenen  höheren  Gebaltes  rücken,  oder  ob 


1)  Nach  den  YerfQgungen  Tom  7.  Febr.  und  17.  Aug.  1867  war  für  Lehrerinnen 
im  aUgemeinen  ein  Gehalt  Ton  360—600  M.  aufscr  freier  Wohnung  und  Feuerung 
oder  entsprechender  Entsch&digung  in  Aussicht  genommen. 
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4em  zur  Besetzung  der  Lehrerstelle  Berechtigten  freigegeben  werden  soll, 
einen  Lehrer  von  auswärts  zu  berufen  (vgl.  ME  17.  Juli  1867). 

ME  17.  Mai  1883:  Handelt  es  sich  darum,  unter  besonderen  Um- 
ständen einzelnen  Lehrern  aufserhalb  des  durch  die  Festsetzungen  des 
Gehaltsregulativs  begrenzten  Bereiches  aufserordentliche  Bezüge  zuzu- 
wenden, sei  es  in  Anerkennung  besonders  tüchtiger  Leistungen,  sei  es  in 
Rücksicht  auf  besondere  persönliche  Verhältnisse,  so  wird  dies  in  der 
Kegel  nicht  durch  Gewährung  einer  außerordentlichen  persönlichen  Ge- 
haltszulage, sondern,  sofern  nicht  schon  die  Gewährung  einmaliger 
aufserordentlicher  Remunerationen  oder  Unterstützungen  als  geeignetes 
Auskunftsmittel  sich  darbietet,  lediglich  durch  Bewilligung  von  solchen 
terminlich  zahlbaren  Bezügen  zu  geschehen  haben,  zu  deren  Gewährung 
die  Stadtgemeinde  eine  Verpflichtung  weder  gegen  den  Beteiligten  noch 
gegenüber  der  vorgesetzten  Schulbehörde  übernimmt,  dergestalt,  dafs 
solche  aufserordentlichen  Bezüge  nicht  den  Charakter  des  Gehalts  oder 
einer  Gehaltszulage  annehmen. 

Zur  Bewilligung  solcher  Zuwendungen  neben  dem  Gehalte  bedarf 
es  ebenso  der  Genehmigung  der  Regierung,  wie  zur  Bewilligung  wirk- 
licher Gehaltszulagen  selbst.  Jedoch  wird  (ME  eod.  d.)  die  Rücksicht 
auf  das  allgemeine  Schulinteresse  und  das  Streben,  für  eine  möglichst 
gleichmäfsige  Besoldung  sämtlicher  Lehrer  des  Bezirks  zu  sorgen,  nicht 
so  weit  gehen  dürfen,  Schulgemeinden,  welche  überhaupt  eine  allge- 
meine Verbesserung  der  Besoldungsverhältnisse  der  bei  ihren  Schulen 
angestellten  Lehrer  herbeizuführen  bereit  und  imstande  sind,  von  Auf- 
sichtswegen Hindernisse  zu  bereiten. 

ME  19.  Juni  1869:  Werden  die  Lehrerstellen  gröfserer  Schulsysteme 
nach  ihren  Gehaltsätzen  in  Gruppen  eingeteilt,  so  haben  nicht  die  Per- 
sonen, sondern  die  Stellen  nach  ihrer  Bedeutung  im  Schulorganismus 
als  das  Entscheidende  zu  gelten. 

Aufrücken  in  höhere  Gehaltsstufen.  ME  14.  Febr.  1882: 
Aus  dem  Dotationsplane  erwächst  den  einzelnen  Lehrern  ein  Rechts- 
anspruch darauf,  dafs  sie  bei  Eintritt  einer  Vakanz  lediglich  nach  Maß- 
gabe ihres  Dienstalters  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  aufrücken,  nicht, 
und  ebensowenig  wird  durch  den  Dotationsplan  der  Sohulaufsichtsbe- 
hörde  eine  Nötigung  auferlegt,  die  schulunterhaltungspflichtige  Gemeinde 
zu  bestimmen,  beim  Eintritt  einer  Vakanz  die  Lehrer  schlechthin 
nach  ihrem  Dienstalter  in  den  Genufs  der  durch  die  Vakanz  mög- 
lich werdenden  Einkommensverbesserung  zu  setzen.  Vielmehr  müssen 
die  in  der  Regierungsinstruktion  vom  23.  Okt.  1817  und  der  Geschäfts- 
anweisung  für  die  Regierungen  vom  31.  Dez.  1825  niedergelegten 
Grundsätze  über  Beförderung  und  Einkommensverbesserung  der  Be- 
amten auch  auf  Lehrer  entsprechende  Anwendung  finden.  Denn  mag 
auch  das  Verfahren  des  gleichmäfsigen  Aufrückens  in  manchen  Fällen 
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geeignet  sein,  Unbilden  und  Parteilichkeit  insofern  vorzubeugen,  als 
es  die  Lehrer  in  gewisser  Beziehung  sohützt  und  itir  ihre  Zukunft 
sicherstellt,  so  birgt  es  doch  die  Gefahr  in  sich,  die  Lage  der  Lehrer 
thatsächlich  von  ihrem  Fleifs  und  Eifer ,  von  ihrer  Leistung  [und  Be- 
fähigung unabhängig  zu  machen,  nötige  Verbesserungen  im  Schulwesen 
zu  erschweren  und  zu  verhindern  und  somit,  ohne  dafs  es  die  Re- 
gierung abwenden  kann,  recht  nachteilig  auf  die  Gestaltung  des  Schul- 
wesens einzuwirken. 

ME  28.  Nov.  1884:  Die  Praxis,  bei  Vakanzen  an  Simultanschulen 
bestimmte  Stellen  den  evangelischen,  bestimmte  den  katholischen  Leh- 
rern zuzuweisen,  entspricht  weder  den  Absichten  des  Ediktes  vom  24. 
März  1817  im  §  2,  noch  ist  sie  geeignet,  Unbilden  zu  vermeiden  und 
das  Wohl  der  Schule  als  Lehr-  und  Erziehungsanstalt  zu  wahren.  Viel- 
mehr steht  sie  im  Widerspruch  mit  den  Grundsätzen,  welche  für 
die  Anstellung,  die  Gehaltsnormierung  und  das  Aufrttcken  der  Lehrer 
in  höhere  Besoldungssätze  mafsgebend  sind. 

Demnach  ist  auch  hier  das  (bereits  in  den  früheren  Erlassen  vom 
14.  April  1875  und  10.  April  1876  empfohlene)  Prinzip  allen  Mifsver- 
hältnissen  vorbeugend,  an  mehrklassigen  Schulen  die  Ernennung,  An- 
stellung oder  Vokation  nicht  für  eine  bestimmte  Stelle,  sondern  allge- 
mein für  eine  Lehrerstelle  erfolgen  zu  lassen  dergestalt,  dafs  aufser 
der  Anstellungsverfügung  nur  noch  wegen  des  zu  gewährenden  Dienst- 
einkommens Bestimmung  zu  treffen  bleibt.  Darüber,  in  welcher  Schul- 
klasse ein  Lehrer  beschäftigt  werden  soll,  ist  von  Aufsichts  wegen  und 
lediglich  im  Schulinteresse  zu  verfügen,  ohne  dafs  dabei  die  Gehalts- 
verhältnisse des  Lehrers  irgendwie  in  Betracht  kämen. 

Bestandteile  des  Lehrereinkommens.  Freie  Wohnung. 
ME  3.  Jan.  1882:  Die  den  Lehrern  zu  gewährende  Dienstwohnung  oder 
Mietsentschädigung  ist  auch  für  den  Wohnungsbedarf  verheirateter  Leh- 
rer ausreichend  und  'den  örtlichen  Verhältnissen  entsprechend  zu  be- 
messen ;  und  zwar  mufs  eine  zu  leistende  Entschädigung  in  der  Weise 
genügen,  dafs  sie  die  ortsübliche  Miete  für  eine  dem  Stande  des  Lehrers 
angemessene  Wohnung  deckt  ME  7.  Jan.  1884.  Jedoch  ist  bei  sonst 
zureichenden  Besoldungsverhältnissen  die  Annahme  eines  Ausgleichs 
in  dem  Gesamteinkommen  statthaft  MG  9.  Mai  18S5. 

Auf  den  gröfseren  oder  'geringeren  Geldwert  der  vorhandenen 
Dienstwohnung  kommt  es  bei  Bestimmung  des  dem  Lehrer  zustehenden 
Gehaltes  nicht  an.  Letzeres  ist  vielmehr  nach  den  Bedürfnissen  neben 
freier  Wohnung  zu  ermitteln  ME  29.  Aug.  1865. 

Unter  Umständen  müssen  sich  die  Lehrer  Zuweisung  anderer  Räume 

oder  Mietsentschädigung  gefallen  lassen  OVG  (L  Sen.)  7.  Febr.  1891. 

Freie  Feuerung.  ME  21.  Dez.  1872:  Jede  Lehrerstelle  hat  neben 

freier  Wohnung  und  angemessenem  Einkommen  auch  freie  Feuerung  dar- 

Pktbbbil»,  Der  öffentl.  Unterricht  II.  5 
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Zubieten;  vergl.  CE  7.  Febr.  1867,  General verftgung  vom  17.  Aug.  1867, 
GE  3.  Aug.  1869. 

Landdotation.  Auf  Grund  des  §  101  der  Gemeinheitsteilungs- 
ordnung  vom  7.  Juni  1821  ist  nach  dem  Erkenntnis  des  Revisions- 
Eollegiums  fbr  Landeskultursaohen  vom  19.  März  1858  (Ministerialblatt 
f.  i.  Y.  Nr.  11)  bei  einer  Gemeinheitsteilung  eine  Landdotation  für  jede 
Lehrerstelle  einer  Landschule  auszuwerfen;  vergl.  ME  19.  Jan.  1859. 

Nach  Art.  IV.  der  Allerhöchsten  Kabinettsorder  vom  17.  Juni  1826 
(GS  57)  ist  eine  unentgeltliche  Abtretung  von  Domänen-,  und  Forst- 
grundstfloken  zu  Schulzweoken  nur  bei  der  ersten  Dotation  neu  ange- 
legter Schulen  zulässig  (vergl.  Erlals  des  Finanz-  und  des  Kultusmi- 
nisters vom  31.  Dez.  1859* 

Fflr  die  erst  während  der  Gemeinheitsteilung  gegründeten  Schul- 
stellen kann  solche  Dotation  nicht  beansprucht  werden  OT  11.  Juli  1861. 

OVG  12.  Okt.  1878:  Bei  Abschätzung  des  Ertragswertes  der  Dienst- 
ländereien  ist  nicht  das  Gesetz  vom  15.  Juni  1840  (GS  131)  heranzu- 
ziehen, da  dieses  nur  das  gerichtliche  Verfahren  bei  Abschätzung  von 
Grundstücken  regelt.  Vielmehr  hat  hier  der  Richter  bezw.  Berufungs- 
richter (Kreisausschufs,  Bezirks- Verwaltungsgericht)  gemäfs  §  49  des  Ge- 
setzes vom  3.  Juli  1875  nach  seiner  freien,  aus  der  Gesamtheit  der 
Verhandlungen  und  Beweise  (z.  B.  Gutachten)  geschöpften  Überzeugung 
die  Entscheidung  zu  fällen  (welche,  als  auf  Erwägungen  thatsächlicher 
Natur  beruhend,  nur  nach  §  94  des  Gesetzes  vom  30.  Juli  1883  anzu- 
fechten ist). 

ME  15.  Febr.  1858:  Die  Naturalemolumente  höher  anzurechnen, 
als  im  Genufszettel  vokationsmäfsig  bestimmt  worden,  ist  „weder  im 
Recht  noch  in  der  Billigkeit  begründet**. 

OVG  26.  März  1879:  Das  Verwaltungsstreitverfahren  über  den  Er- 
tragswert der  Schulländereien  ist  unzulässig,  so  lange  eine  Regulierung 
des  Lehrereinkommens  nicht  eingeleitet  ist. 

ME  11.  Okt.  1878:  Die  Kosten,  welche  durch  Festsetzung  des  Er- 
tragswertes der  Schulländereien  entstehen,  sind  von  der  Schulgemeinde 
zu  tragen. 

Benutzung  des  Schullandes.  Vergl.  Schulordnung  vom  11. 
Dez.  1845  §§  12.  13.  16  (fllr  Provinz  Preufsen);  Regulativ  von  1831 
Art.  IV  (flir  Neu  Vorpommern) ;  Schulordnung  von  1814  §  54  und  57 
(ftlr  Schleswig-Holstein);  Edikt  von  1817  §  28  (für  Nassau). 

ME  14.  Sept.  1877:  Die  Naturalnutzung  der  zur  Ausstattung  der 
Schulstelle  gehörigen  Ländereien  darf  dem  Lehrer  wider  seinen  Willen 
und  ohne  Genehmigung  der  Regierung  nicht  entzogen  werden,  auch 
dann  nicht,  wenn  der  Besitztitel  auf  den  Namen  der  Sohulgemeinde 
lautet. 

Die  Schulgemeinde  kann  nicht  eher  zu  der  in  §  12  der  Schulord-^ 
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nang  you  1845  vorgesehenen  Bestreitung  der  Bestellnngsarbeiten  oder 
-Kosten  angehalten  werden,  als  bis  der  Sohnlmorgen  in  natura  oder 
die  Rente  0  daftir  gewährt  worden  ist.  Die  Verpflichtung  zur  Dün- 
gung und  Bestellung  eines  kulmisohen  Morgens  ist  aber  als  eine  beson- 
dere Leistung  der  Sehulgemeinde  anzusehen,  welche  bei  Feststellung 
der  Rente  nicht  berücksichtigt  wird  und  demnach  für  den  Fall,  dafs  dem 
Lehrer  an  Stelle  des  Schulackers  eine  Rente  gewährt  wird,  auf  einem 
anderen  zur  Schule  gehörenden  und  vom  Lehrer  zu  bestimmenden  Acker- 
stück von  gleicher  Oröfse  zu  verrichten  ist  ME  16.  Okt.  1865. 2) 

Bei  Verpachtung  des  Sohulmorgens  kann  die  Gemeinde  zur  Ent- 
schädigung für  die  Bestellungskosten  nicht  gezwungen  werden  ME 
7.  Febr.  1863.*) 

Ist  das  Schnlland  gröfser,  als  in  der  Schulordnung  vorgesehen, 
so  hat  die  Gemeinde  alljährlich  von  dem  ganzen  Areal  ein  Stück 
Landes  in  der  Gröfse  eines  kulmischen  Morgens  zu  beackern,  wie  es 
sich  durch  die  Art  der  Gesamtbewirtschaftung  ergibt  ME  16.  Aug. 
1865.*)  Wo  durch  Recefs  und  in  hergebrachter  Übung  ein  Mehreres 
bewilligt  worden,  hat  es  bei  der  Rechtsbeständigkeit  einer  Observanz 
damit  sein  Bewenden  ME  18.  Aug.  1863,  vergU  ME  22.  Juli  1865. 

Wird  die  Bestellung  des  Schulackers  von  den  Verpflichteten  auf 
Mahnung  des  Lehrers  nicht  rechtzeitig  bewirkt,  so  hat  der  Schulvor- 
standauf ihre  Kosten  diese  Arbeiten  ausführen  zu  lassen  ME  30.  Okt.  1862. 

Grenzerneuerungskosten  haben  nach  dem  in  §  384  I  17  ALB  an- 
gegeben Mafsstabe  die  Schullehrer  nicht  für  ihre  Person  zu  tragen, 
sondern  nur  vorschufsweise  zu  leisten  und  demnächst  der  Schulge- 
meinde in  Rechnung  zu  setzen  CR  23.  Febr.  1843  (Ministerialbl.  d.  i. 
V.  S.  74). 

Bargehalt.  ME  4.  Juli  1859:  Mafsgebend  sind  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  den  Bezug  der  Beamtengehälter  im   allgemeinen. 

Die  vierteljährliche  Vorauszahlung  des  Gehaltes  an  Staatsbeamte, 
zu  welchen  die  Lehrer  mittelbar  gehören ,  ist  vorschriftsmäfsig  ME  29. 
Febr.  1872. 

Wo  aber  vierteljährliche  Ratenzahlung  im  Regulativ  oder  in  der  Schul- 
ordnung nicht  vorgesehen  ist,  sind  monatliche  Raten  pränumerando 
abzuführen,  wobei  den  Empfängern  die  Abhebung  der  Beträge  für  das 
Vierteljahr  im  letzten  Monat  desselben  unbenommen  bleibt  ME  7.  Mai  1883. 

Schulgeld.  ALRII  12  §  32:  Gegen  Erlegung  der  Beiträge  zur 
Unterhaltung  der  Lehrer  sind  „die  Kinder  der  Kontribuenten  von  Ent- 
richtung des  Schulgeldes  für  immer  frei**. 


1)  Kann  die  Dotation  in  Ackerland  nicht  erfolgen,  so  ist  dafür  nach  §  13  1.  c. 
eine  von  der  Regierung  zn  bestimmende  Rente  anzuweisen. 

2)  Gilt  nur  ffir  Provinz  Preufsen  (Ost^  und  Westpreufsen). 
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Innerhalb  der  Monarchie  ist  das  Schulgeld  abgeschafft  im  vorma- 
ligen Herzogtum  Nassau  (Edikt  vom  24.  März  1817  §  27,  Schulordnung 
vom  6.  Dez.  1817  §  31  und  in  den  Herzogtümern  Schleswig  und  Hol- 
stein (Schulordnung  vom  24.  Aug.  1814  §§  35.  36),  während  in  Han- 
nover §  27  ff.  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1 845  die  Aufhebung  dem  Be- 
schluls  der  Schulgemeinden  anheimstellt.  Eine  allgemeine  Aufhebung 
des  Schulgeldes  verlangt  Art.  25  der  Verfassungsurkunde:  „DerVoIks- 
schulunterricht  ist  unentgeltlich."  Ferner  §  4  des  Gesetzes  vom  14.  Juni 
1888:  „Ein  staatlicher  Zuschuis  zum  Stellengehalt  bedingt  prinzipiell 
die  Nichterhebung  des  Schulgeldes",  vergl.  Art.  II  des  Gesetzes  vom 
31.  März  1889. 

ME  17.  März  1869:  Solange  die  Einrichtung  des  Schulgeldes  nicht 
unter  Genehmigung  der  Regierung  aufgehoben  ist,  können  Mitglieder 
der  Schulgemeinde  auf  Grund  des  ALB  Freilassung  von  der  Schulgeld- 
abgabe nicht  in  Anspruch  nehmen.  Denn  einerseits  fehlt  es  dann 
an  der  in  §  32  II 12  ALB  bezeichneten  Voraussetzung  solcher  Freilassung, 
indem  die  neben  dem  Schulgeld  zur  Erhebung  gelangenden  Schulbei- 
träge nicht  diejenigen  sind,  mit  welchen  die  Schule  vollständig  zu  unter- 
halten wäre,  und  anderseits  geht  auch  den  landrechtlichen  Vorschriften 
über  die  Schulunterhaltung  die  besondere  Verfassung  einer  Schulge- 
meinde nach  §  40  ALB  II  6  vor  (vergl.  §  1 8  der  Begierungsinstruktion 
vom  23.  Okt.  1817). 

GEE  12.  März  1870:  Zur  Begulierung  des  Schulgeldes  ist  die 
Begierung  befugt. 

ME  10.  Mai  1884:  Die  Erhebung  des  Schulgeldes  durch  einen 
der  Schulvorsteher,  „die  an  sich  empfehlenswerter  erscheint,  als  die 
Befassnng  des  Lehrers  mit  der  Schulgelderhebung",  ist  gerechtfertigt. 

ME  16.  Juli  1873:  Die  nach  §  28  des  Beichsgesetzes  vom 
6.  Juni  1870  (ünterstützungswohnsitz)  zur  vorläufigen  Fürsorge  ver- 
pflichteten Armenverbände  sind  zur  Zahlung  von  Armenschulgeld  nicht 
verpflichtet.  Die  Deckung  der  Ausfälle  ist  vielmehr  „eventuell  Sache 
der  zur  Unterhaltung  der  Schulen  an  und  für  sich  verpflichteten  Ver- 
bände." In  der  Provinz  Preufsen  hat  jedoch  nach  §  43  der  Schul- 
ordnung von  1 845  derjenige  das  Schulgeld  für  die  Kinder  armer  Eltern 
zu  entrichten,  welchem  gesetzlich  die  Verpflichtung  zur  Armenpflege 
obliegt  ME  3.  Nov.  1873. 

Nach  §  15  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1861  ist  inbezug  auf  For- 
derungen öffentlicher  Schulanstalten  an  Schulgeld  der  Bechtsweg  ge- 
stattet vergl.  GEK  11.  Jan.  1873. 

ME  13.  August  1868:  Um  einen  Bückgang  der  Schulgeldeinnabme 
55U  vermeiden,  empfiehlt  es  sich,  regierungsseitig  darauf  hinzuwirken, 
dafs  das  Schulgeld  für  Beehnnng  der  Schulgemeinde  zur  Schule  oder 
Gemeindekasse  vereinnahmt  und  dem  Lehrer  als  Fixum  zugewiesen  werde. 
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Wo  ein  solches  nicht  garantiert  ist,  steht  dem  Lehrer  ein  Rechts^ 
anspruch  auf  Entschfidignng  der  Sohnlgeldausf&lle  nicht  zu,  wenn  durch 
Teilung  des  Sohulhezirks  oder  Einrichtung  einer  weiteren  Klasse  seine 
Einnahmen  verringert  werden,  da  er  ein  Schulgeld  nur  von  solchen 
Kindern  beanspruchen  darf,  welche  seine  Schule  bezw.  Klasse  wirklich 
besuchen  ME  5.  Febr.  1866.  Ist  aber  ein  bestimmter  Betrag  an  Schul- 
geld vokationsmäfsig  zugesichert,  oder  aber  das  Lehrereinkommen  durch 
den  Ausfall  dieser  Bezüge  unzureichend  geworden,  so  hat  die  gesamte 
Schulgemeinde  hier  einzutreten  ME  11.  April  1863.^ 

Die  Entscheidung  über  rechtliche  Ansprüche  des  Lehrers  an  das 
Schulgeld  selbst  oder  auf  Erstattung  der  Ausfälle  desselben  hängt  da- 
von ab,  ob  und  inwieweit  dem  Lehrer  bei  einer  Anstellung  durch  die 
Yokation  und  die  Einkommensnachweisung  das  Schulgeld  überhaupt 
als  ein  Dienstemolument  und  zugleich  voller  Eratz  fttr  alle  Schulgeld- 
ausfälle zugesichert  worden,  oder  ob  ihm  das  Schulgeld  nur  als  ein 
seiner  Natur  nach  steigendes  oder  fallendes  Dienstemolument  ohne  Ge- 
währ fbr  ein  bestimmtes  Maximum  und  ohne  Fixierung  eines  bestimm- 
ten Minimum  angewiesen,  oder  ob  ihm  ein  bestimmtes  Minimum  ge^ 
währleistet  und  ein  bestimmtes  Maximum  fixiert  worden.  Hierbei  darf 
die  Frage,  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  einem  Lehrer  ein 
Rechtsanspruch  auf  Schulgeld  oder  dessen  Ersatz  zusteht,  nicht  mit 
jener  anderen  vermischt  werden,  ob  die  Schulaufsichtsbehörde  begründete 
Veranlassung  hat,  die  Besoldung  eines  Lehrers,  welchem  ein  Rechts- 
anspruch auf  den  Bezug  von  Schulgeld  als  Dienstemolument  unbestritten 
oder  nach  rechtskräftig  richterlicher  Festsetzung  zusteht,  anderweitig 
zu  regulieren  ME  30.  April  18S0. 

Gegen  eine  dieserhalb  von  der  Regierung  getroffene  Anordnung 
findet  der  Rechtsweg  nicht  statt  OVG  5.  April  1878,  vergl.  GEK 
14.  Sept.  1878. 

Die  staatlichen  Dienstalterszulagen  regelt  CE  28.  Juni 
1890  in  folgender  Weise: 

1.  Lehrer  und  Lehrerinnen,  welche  in  Orten  mit  10000  oder  weniger  Ein- 
wohnern an  öffentlichen  Volksschulen  dauernd  angestellt  sind,  erhalten,  sofern  sie 
nicht  ein  reichliches  Stelleneinkommen  beziehen,  nach  Vollendung  von  zehn  Dienst- 
jahren eine  staatliche  Dienstalterszulage. 

2.  Die  Dienstalterszulage  fOr  Lehrer  betr&gt  nach  vollendetem  zehnten  Dienst- 
jahre j&hrlich  einhundert  Mark  und  steigt  von  fftnf  zu  fttnf  Jahren  um  je  einhundert 
Mark  j&hrlich  bis  zum  Höchstbetrage  von  j&hrlich  fünfhundert  Mark. 

Die  Dienstalterszulage  fQr  Lehrerinnen  betr&gt  nach  vollendetem  zehnten  Dienst- 
jahre j&hrlich  siebzig  Mark  und  steigt  von  fanf  zu  fdnf  Jahren  um  je  siebzig  Mark 
j&hrlich  bis  zum  Höchstbetrage  von  j&hrllch  dreihundertfünfzig  Mark. 

3.  Bei  Berechnung  des  Dienstalters  kommt  die  gesamte  Zeit  in  Ansatz,  w&h- 
rend  welcher  ein  Lehrer  oder  eine  Lehrerin  im  öffentlichen  Schuldienste  in  Preufsen 
sich  befunden  hat.  Die  Dienstzeit  wird  vom  Tage  der  ersten  eidlichen  Verpflich- 
tung für  den  öffentlichen  Schuldienst  an  gerechnet.    Kann  ein  Lehrer  nachweisen. 
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jäMitk  eine  Yereidignng  erst  nach  seinem  Eintritt  in  den  öffentlicben  Scbaldienst  statt- 
gefunden hat,  80  wird  die  Dienstzeit  von  letzterem  Zeitpankt  an  gerechnet.  Als 
Dienstzeit  kommt  aach  diejenige  Zeit  in  Anrechnung,  w&hrend  welcher  ein  Lehrer 
a.  mit  Genehmigung  der  Scbulaufsicbtsbehörde  eine  erledigte  Schulstelle  kommis- 
sarisch verwaltet  oder  einen  Lehrer  vertreten  hat,  b.  nach  der  Anstellung  im  öffent- 
lichen Schaldienst  im  aktiven  MilitArdienst  eines  deutschen  Bundesstaates  ge- 
standen hat. 

4.  Der  Bezug  von  Dienstalterszulagen  beginnt  mit  dem  Ablauf  des  Viertel- 
jahres, in  welchem  die  erforderliche  Dienstzeit  vollendet  wird,  und  endet  mit  dem 
Ablauf  des  Monats,  in  welchem  der  Bedachte  aus  dem  öffentlichen  Volksschuldienst 
ausscheidet  oder  in  eine  Schulstelle  eintritt,  deren  Inhaber  staatliche  Dienstalters- 
sulagen  nicht  erhält. 

5.  Die  Zahlung  der  Dienstalterszulagen  erfolgt  monatlich  im  voraus. 

6.  Die  Bestimmung  der  F&lle,  in  welchen  wegen  reichlicher  Bemessung  des 
StelleneinkommenB  staatliche  Dienstalterszulage  nicht  zu  gewähren  ist,  bleibt  im  all- 
gemeinen dem  pflichtm&Csigen  Ermessen  der  Regierungen  unter  Wardigung  der  ört- 
lichen Verhältnisse  und  der  besonderen  Amtsstellung  des  Lehrers  aberlassen.  Jeden- 
falls ist  aber  ein  Stellengehalt  als  reichliches,  den  Bezug  staatlicher  Dienstalters- 
zulagen ausschliefsendes  dann  anzusehen,  wenn  es  ohne  Rücksicht  auf  etwaige 
Alterszulagen  die  doppelte  Höhe  desjenigen  Betrages  erreicht,  welcher  nach  den 
Ortlichen  und  den  etwaigen  besonderen  Verhältnissen  der  Stelle  als  deren  Mindestein- 
kommen anzusehen  ist. 

7.  Was  die  örtliche  Begrenzung  der  staatlichen  Dienstalterszulagen  betrifft,  so 
ist  für  die  Feststellung  der  Einwohnerzahl  die  bei  der  letzten  amtlichen  Erhebung 
ermittelte  Seelenzahl  der  Civil bevölkerung  marsgebend. 

Führt  eine  spätere  Volkszählung  zu  dem  Ergebnis,  dafs  in  einem  Orte  von 
seither  10000  oder  weniger  Einwohnern  die  Einwohnerzahl  über  10000  hinaus  ge- 
stiegen ist,  so  ist  die  staatliche  Dienstalterszulage  nur  denjenigen  Lehrern  und  Leh- 
rerinnen neu  oder  fort  zu  bewilligen,  welche  bis  dahin  an  dem  Orte  im  öffentlichen 
Volksschuldienst  bereits  angestellt  waren. 

8.  Ein  rechtlicher  Anspruch  auf  Gewährung  staatlicher  Dienstalterszulagen 
steht  weder  den  Gemeinden  noch  den  Lehrern  und  Lehrerinnen  zu.  Indessen  bedarf 
es  besonderer  ministerieller  Genehmigung,  wenn  bei  dem  Vorliegen  der  tbatsächlichen 
Voraussetzungen  eine  Dienstalterszulage  versagt  werden  sollte. 

9.  Ein  Lehrer  oder  eine  Lehrerin,  welche  gem&fs  §§  48—  50  des  Gesetzes  vom 
21.  Juli  1852  (GS  465  ff.)  betreffend  die  Dienstvergehen  der  nicht  richterlichen  Be- 
amten vom  Amte  suspendiert  wird,  behält  während  der  Suspension  die  Hälfte  der 
staatlichen  Dienstalterszulage. 

Wird  der  Lehrer  oder  die  Lehrerin  freigesprochen,  so  wird  ihnen  die  einbe- 
haltene Hälfte  nachgezahlt.*) 

GE  18.  Jnai  1873:  Sollen  die  Dienstalterszulagen  ihren  Zweck  er- 
reichen, so  mnfs  auf  die  Aufbesserung  des  Stelleneinkommens  durch 
Erreichung  angemessener  Minimalgehälter  gröfserer  Nachdruck  gelegt 
und  die  Gemeinden  angehalten  werden,  die  ihnen  in  dieser  Beziehung 
obliegenden  Verpflichtungen  zu  erfüllen,  soweit  dies  ohne  zu  grofse 
Härte  von  ihnen  verlangt  werden  kann. 


1)  Damit  ist  die  entgegengesetzte  ältere    Bestimmung  des   CE   18.   Juni   1873 
aufgehoben. 
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ME  24.  Juli  1876:  Die  ans  Staatsfonds  zu  gewfthrendea  Dienst- 
alterszalagen  sind  znm  Stelleneinkommon  nicht  gehörige,  mit  Rücksicht 
auf  das  Dienstalter  allein  gewährte  persönliche  Bewillignngen,  welche 
auch  bei  anskömmlicher  Ausstattung  der  Stelle  gewährt  werden  können; 
eine  solche  aber  zu  ersetzen  sind  sie  nicht  bestimmt.  Zu  diesem  Zweck 
sind  nach  ME  29.  Juli  1873  ftlr  den  Fall  des  nachgewiesenen  Unver- 
mögens der  zur  Unterhaltung  der  Schulen  Verpflichteten  lediglich  die 
den  Regierungen  überwiesenen  Mittel  zur  Aufbesserung  der  Stellenge- 
halte bestimmt. 

CE  27.  Febr.  1880:  Es  darf  nicht  zugestanden  werden,  daTs  Leh- 
rern und  Lehrerinnen  andere  als  die  fttr  Dienstalterszulagen  bestimmten 
Sätze  gewährt  werden.  In  solchen  Fällen,  in  welchen  das  Bedürfnis 
hervortritt,  einem  Lehrer  eine  persönliche  Zulage  über  den  Maximal- 
satz hinaus  zu  bewilligen,  ist  das  Bedürfnis  näher  zu  begründen  und 
ministerielle  Genehmigung  zu  der  Mehrbewilligung,  die,  wie  überhaupt 
jede  derartige  Zuwendung,  nur  eine  zeitweilige,  jederzeit  widerrufliche 
sein  kann,  nachzusuchen  ME  29.  Juli  1873. 

ME  31.  Jan.  1881:  Staatliche  Dienstaltersznlagen  sind  nur  den 
definitiv  angestellten  Lehrern  an  den  öifentlichen  Volksschulen  zu  gewähren. 

ME  17.  Jan.  1874:  Einem  Lehrer,  dessen  Emeritierung  bereits 
genehmigt  oder  entschieden  ist,  wenn  eine  der  im  Oesetz  vorgesehenen 
persönlichen  Zulagen  fällig  bezw.  zahlbar  wird,  ist  itlr  die  bis  zum 
thatsächlichen  Eintritt  in  den  Ruhestand  noch  verfliefsende  Zeit  eine 
Dienstalterszulage  nicht  mehr  neu  zuzuteilen. 

Die  Berechnung  der  Dienstzeit  bei  Gewährung  der  Zulagen 
erfolgt  in  der  Weise,  dafs  die  gesamte  im  öffentlichen  Schuldienste 
zugebrachte  Zeit  in  Anschlag  gebracht  wird,  wobei  weder  die  provi- 
sorische (ME  17.  Febr.  1875),  oder  die  bei  einer  höheren  Lehranstalt 
erfolgte  Beschäftigung  (ME  9.  Nov.  1874),  noch  die  vor  einer  etwaigen 
Unterbrechung  der  Amtsthätigkeit  bezw.  einer  Amtssuspension  (ME  17. 
Juli  1877  vergl.  ME  4.  Okt.  1876)  verflossene  Dienstzeit  aufser  Ansatz 
bleibt.  Dem  öffentlichen  Schuldienste  wird  hierbei  die  an  einer  Pro- 
vinzial-Taubstummen-  (ME  30.  Jan.  1891)  oder  kommunalen  Erzieh- 
ungs-  oder  Pflegeanstalt  ftlr  Kinder  zugebrachte  Dienstzeit  gleichge- 
rechnet ME  6.  Jan.  1894. 

Dagegen  wird  die  an  privaten  Unterrichtsanstalten  oder  in  aufser- 
preufsischen  Diensten  stattgefundene  Amtsverwaltung  nicht  angerechnet 
ME  24.  Jan.  1874,  26.  Febr.  1891  bezw.  ME  18.  Sept.  1875,  wobei  jedoch 
nicht  ausgeschlossen  ist,  unter  Umständen  den  hierbei  in  Frage  kom- 
menden Lehrern  aus  den  der  Regierung  zu  einmaligen  Zuwendungen 
zur  Verftlgung  gestellten  Mitteln  entsprechende  Bewilligungen  solange 
zu  verstatten,  bis  nach  den  mafsgeblichen  Bestimmungen  Anwartschaft 
auf  eine  staatliche  Dienstalterszulage  erlangt  ist  ME  30.  Nov.  1877. 
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Bedürfnisnachweisung  nnd  Zahlnngsmodiis.  GE.  5.  Juni 
1879:  Der  Bedarf  an  Dienstalterszulagen  bezw.  der  zur  Zahlung  der- 
selben aus  Gentralfonds  zu  tiberweisende  Zuschufs  ist  von  Jahr  zu  Jahr 
yorschrifismäTsig  bis  zum  1.  Januar  jedes  Jahres  festzustellen  und 
bei  dem  Minister  anzumelden.  Im  Laufe  der  Bewilligungsperiode 
kann  demnach  bei  regelmäfsigem  Verfahren,  abgesehen  von  gelegent- 
lichen Berichtigungen  aus  besonderer  Veranlassung  im  Einzelfalle,  hin- 
sichtlich der  zahlbaren  Beträge  im  allgemeinen  nur  insofern  eine  Ver- 
änderung eintreten,  als  Tod  bezw.  Emeritierung  (Amtssuspension  usw.) 
der  Empfänger  Abgänge,  Versetzungen  der  mit  staatlichen  Dienstalters- 
zulagen bedachten  Lehrer  aus  einem  in  den  anderen  Verwaltungsbe- 
zirk Zugänge  mit  sich  bringen.  Im  übrigen  kommt  es  f&r  das  Rech- 
nungswesen darauf  an,  dafs  von  selten  der  beteiligten  Provinzialbehörden 
genau  angegeben  wird,  an  wen  und  in  welchem  Umfange  nach  Mafs- 
gabe  der  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  Zahlung  zu  leisten  ist 
vergl.  CE  26.  April  1889. 

ME  24.  Juni  1880:  Die  in  Aussicht  genommenen  staatlichen  Dienst- 
alterszulagen sind  regelmäfsig  in  monatlichen  Baten  voraus  oder  nach 
Wunsch  der  Empfänger  vierteljährlich  im  letzten  Monate  des  Viertel- 
jahres zahlbar.  Stirbt  der  Empfänger  oder  scheidet  er  infolge 
Emeritierung  oder  dergleichen  aus  dem  Amte,  so  ist  die  Zahlung  der 
Dienstalterszulagen  mit  dem  Ende  desjenigen  Monats  einzustellen,  in 
welchem  die  Amtsthätigkeit  aufhört.  In  sololien  Fällen  ist  demnach, 
wenn  nicht  ganz  besondere  Verhältnisse  eine  Ausnahme  bedingen,  von 
der  Rückforderung  eines  Betrages  für  einen  Teil  des  letzten  Monats, 
ftr  welchen  die  Dienstalterszulage  grundsätzlich  noch  zahlbar  war,  ab- 
zusehen. Wird  ein  mit  einer  solchen  Zulage  bedachter  Lehrer  in  einen 
anderen  Regierungsbezirk  versetzt,  ohne  in  seiner  neuen  Amtsstellung 
die  Anwartschaft  auf  staatliche  Dienstalterszulagen  zu  verlieren,  so  hat 
er  letztere  in  seinem  nunmehrigen  Bezirk  von  dem  Zeitpunkte  an  zu 
empfangen,  wo  die  Zahlung  in  dem  früheren  aufgehört  hat. 

CE  27.  Febr.  1880:  Soweit  die  zu  den  in  Rede  stehenden  Zulagen 
der  Regierung  zur  Verfügung  gestellten  Summen  nicht  zur  bestimmungs- 
mäfsigen  Verwendung  kommen,  ist  der  iRestbetrag  am  Schlufs  der  Etats- 
periode durch  den  Finalabschlufs  als  erspart  in  Abgang  zu  stellen  und 
auf  diese  Weise  zur  weiteren  Verfügung  des  Ministers  abzufllhren. 

Sonstige  persönliche  Zulagen  aus  Staatsmitteln.  ME 
26.  Aug.  1873:  Liegen  Fälle  vor,  in  denen  es  nicht  gelingt,  eine  Leh- 
rerstelle normalmäfsig  auszustatten,  oder  der  zeitige  Inhaber  einer  an 
sich  ausreichend  dotierten  Stelle  infolge  von  Familienverhältnissen  oder 
von  sonstigen  andauernden,  nicht  im  Wege  einmaliger  aufserordentlicher 
Unterstützungen  zu  behebenden  Umständen  mit  dem  normalmäfsigen 
Gehalt  der  Stelle  nicht  auszukommen  vermag,  da  bei  dessen  Festsetzung 
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anf  besondere  Not-  nnd  Ausnabmefälle  nicht  Büeksiobt  zn  nehmen  ist, 
so  sind  ausnahmsweise  persönliche  Zulagen  auf  die  Dauer  der  Amts- 
zeit bezw.  der  die  bedrängte  Lage  des  Lehrers  yerursaohenden  Umstände 
in  Aussicht  genommen.  Die  der  Regierung  zu  dergleichen  Bewillig- 
ungen überwiesenen  Mittel  sind  (G£  18.  Juni  1873  Nr.  3),  unbeschadet 
ihrer  eigentlichen  Bestimmung,  „zur  Vereinfachung  der  Verwaltung^ 
mit  den  ausschliefslich  fttr  Dienstalterszulagen  bestimmten  zu  einem 
Fonds  zu  vereinigen  und  nach  der  Hinsicht  zu  vei-wenden,  dals  die  Rück- 
sicht auf  zurückgelegte  längere  Dienstzeit  an  sich  einen  Grund  abgeben 
oder  mitbestimmend  sein  könne,  eine  persönliche  Zulage  zu  verleihen 
oder  eine  aus  anderen  Beweggründen  gewährte  zu  verstärken.  Jedoch 
sind  diese  wie  alle  anderen  persönlichen  Zulagen  nicht  nur  jederzeit 
widerruflich,  sondern  auch  auf  das  pensionsberechtigte  Einkommen  nicht 
anzurechnen. 

ME  9.  Juli  1874:  Da  das  Bedürfnis  zu  persönlichen  Zulagen  aus 
anderen  Ursachen,  als  wegen  vorgerückter  Dienstjahre  sich  bei  der 
allgemein  fortschreitenden  Stellenaufbesserung  mehr  und  mehr  ver- 
ringert, sind,  soweit  die  zu  Dienstalterszulagen  bewilligten  Fonds  nicht 
hinreichen,  die  zu  sonstigen  persönlichen  Zulagen  bestimmten  in  An- 
spruch zu  nehmen  vergl.  ME  26.  April  1889. 

Zulagen  aus  Mittteln  der  Gemeinden.  ME  30.  Juni  1880: 
Ist  eine  Stadt  mit  gröiseren  Schulsystemen  nicht  gewillt,  den  städti- 
schen Lehrkräften  an  öffentlichen  Volksschulen  regelmäfsig  steigende 
Alterszulagen  zu  bewilligen  bezw.  ein  Besoldungssystem  mit  sogenannter 
beweglicher  (gleitender)  Gehaltsskala  einzuführen,  so  kann  dieselbe  von 
Aufsichts  wegen  angehalten  werden,  dafbr  zu  sorgen,  dafs  durch  plan- 
mäisige  Abstufung  der  Gehälter  nach  den  Verhältnissen  des  Ortes  und 
der  Zeit  den  älteren  Lehrern  und  Lehrerinnen  angemessene  Besoldungen, 
eventuell  unter  Gewährung  staatlicher  Beihilfen  zu  teil  werden. 

Hierbei  genügt  es  nicht  abzuwarten,  ob  die  städtischen  Sohulbe- 
hörden  bezw.  die  Stadtgemeinden  etwa  ihrerseits  mit  Rücksicht  auf 
die  örtlichen  Verhältnisse  eine  Änderung  ihrer  Dotationspläne  zu  dem 
Zweck  fQr  angezeigt  erachten,  um  älteren  Lehrkräften  eine  weitere 
Aussicht  auf  Einkommensverbesserung  zu  eröffnen  und  eventuell  darauf 
bezüglichen  Vorschlägen  entgegenzusehen;  vielmehr  hat  die  Regierung 
aus  eigenem  Antriebe  und  von  Amts  wegen  die  erforderlichen  Verhand- 
lungen mit  den  städtischen  Schulbehörden  bezw.  den  Stadtgemeinden 
einzuleiten  ME  24.  März  1883. 

Einmalige  Zuwendungen.  CE  8.  Mai  1872:  Vorübergehende 
Ersparnisse  der  zu  Stellenverbesserungen  bestimmten  Fonds  sind  in 
auiserordentlichen  Fällen  bei  Unzulänglichkeit  der  Stellendotation  als 
einmalige  Zuwendungen  zu  bewilligen  vergl.  CE  19.  Juni  1873,  ME 
9.  Nov.  1876. 
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Untersttttzungen.  ME 27.  April  1 866 ;  Bei  aufaergewöhnlichem 
Bedürfnis  hat  die  Behörde,  wenn  die  ans  verfügbaren  Beständen  ge- 
währte Beihilfe  als  nnzulftnglioh  sich  erweist,  zu  einer  weiteren  Be- 
willigung dem  Minister  Vortrag  zu  halten  und  soweit  als  tbunlioh 
Abhilfe  zu  gewärtigen. 

ME  17.  Jan.  1872:  Die  der  Regierung  zur  Unterstützung  von 
Lehrern  zugehenden  Fonds  sind  auch  für  Lehrerinnen  verwendbar, 
soweit  diese  an  einer  öffentlichen  Schule  als  angestellte  Lehrkräfte 
Verwendung  finden.  Desgleichen  sind  für  festangestellte  und  unter- 
stützungsbedürftige Handarbeits-Lehrerinnen,  falls  die  zunächst  ver- 
pflichtete Kommune  zu  einer  Beihilfe  aufser  stände  ist,  die  betreffenden 
Fonds  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Remunerationen  für  Mehrarbeit  können  nur  dann  beansprucht 
werden,  wenn  ein  Lehrer  vokationsmäfeig  nur  zu  einer  bestimmten  Zahl 
von  Unterrichtsstunden  in  der  Woche  verpflichtet  ist  und  diese  Zahl 
durch  den  Hinzutritt  weiterer  Dienstbeschäftigung,  z.  B.  durch  Er- 
teilung von  Turnunterricht  überschritten  wird  ME  4.  Juni  1862.  Vergl. 
Über  Renumeration  für  den  Religionsunterricht  ME  13.  April  1889. 

Nach  den  Allgemeinen  Bestimmungen  vom  15.  Okt.  1872  werden 
die  Pflichtstunden  auf  30  bis  32  bemessen  werden  können,  wobei  aber 
zwei  Stunden  Turnunterricht  mit  eingerechnet  sind  ME  18.  März  1873. 
Wenn  nun  auch  dieses  Mafs  bei  einklassigen  und  Halbtagssohulen  die 
Regel  bilden  wird,  so  kann  es  doch  nicht  ohne  weiteres  auf  alle  Schulen 
Anwendung  finden.  Abgesehen  davon,  dafs  zuweilen  nach  Vokation 
oder  Herkommen  eine  geringere  Stundenzahl  feststeht,  wird  auch  bei 
mehrklassigen  Schulen  und  namentlich  bei  solchen  Lehrern,  welche  in 
den  Oberklassen  gehobener  Stadtschulen  unterrichten,  schwierigere  Lehr- 
gegenstände zu  behandeln  oder  die  Korrekturen  schriftlicher  Arbeiten 
zu  besorgen  haben,  hierauf  Rücksicht  zu  nehmen  sein.  Lälst  sich 
sonach  im  allgemeinen  nicht  bestimmen,  bei  welcher  Stundenzahl  eine 
Vergütung  für  Mehrarbeit  zu  gewähren  ist,  so  ist  dies  besonders  hin- 
sichtlich der  Erteilung  des  Turnunterrichts  nicht  angängig,  da  hierbei 
besondere  Umstände  in  Betracht  kommen,  namentlich  in  welchem  Um- 
fange dieser  Unterricht  erteilt  wird ,  und  ob  der  Lehrer  nur  die  Knaben 
einer  Klasse,  oder  eine  gröfsere  Schttleranzahl  zu  unterrichten  hat 
ME  6.  Aug.  1873.  Sollte  nun  auch  mit  dem  vokationsmä&ig  zuge- 
sicherten Gehalt  die  fragliche  Mehrarbeit  remuneriert  werden,  so  kann 
doch  nicht  für  statthaft  erachtet  werden,  dafs  ein  Lehrer  über  das 
höchste  Mafs  unterrichtlicher  Thätigkeit  hinaus  belastet  wird,  ohne  dafs 
ihm  für  diese  Mehrarbeit  eine  angemessene  Vergütung  zu  teil  werde. 
Weigert  sich  demnach  die  Stadtverwaltung,  eine  von  der  Regierung 
nach  billigen  Grundsätzen  zu  bemessende  Remuneration  zu  zahlen,  so 
bleibt  nur  übrig,  jeden  der  angestellten  Lehrer  zur  anteiligen  Über- 
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nähme  der  in  Frage  stehenden  Überstanden  für  seine  Klasse  zu  ver- 
pflichten und  den  Lehrplan  bezw.  die  StnndenverteiluDg  hiemaeh  unter 
Beaehtang  der  in  den  Allgemeinen  BestimmuDgen  gegebenen  Yorsohriften 
einznriohten  ME  18.  März  1873. 

Da  das  Oehalt  einzelner  Lehrerstellen  wegen  vorübergehender  Um- 
Bt&nde  z.  B.  der  Überftlllang  der  Klassen  nioht  auf  Zeit  zu  einem 
höheren  Betrage  normiert  und  gleichzeitig  die  Znlftssigkeit  einer  späte- 
ren Oehaltsverminderung  ausgesprochen  werden  kann,  so  geht  die  ge- 
setzliche Befugnis  der  Regierung  im  allgemeinen  nur  dahin,  bei 
dauernder  ÜberfbUung  der  vorhandenen  Klassen  die  Einrichtung  einer 
weiteren  anzuordnen,  nicht  aber  unter  solchen  Umständen  fttr  die  an 
sich  normalmäfsig  besoldeten  Lehrer  Remunerationen  festzusetzen  ME 
7.  Mai  1868. 

Remuneration  in  Yakanzf&llen.  ME  8.  Mai  1871:  Wenn 
mit  der  Vakanz  einer  Stelle  auch  zugleich  deren  Einkommen  ver- 
fügbar geworden  ist  und  die  Mittel  zur  Entschädigung  aufserordent- 
licher  Mehrleistungen  in  den  Einkünften  selbst  vorhanden  sind,  so  liegt 
es  durchaus  in  der  Billigkeit,  eine  Remuneration  in  angemessener  Höhe 
zu  gewähren.  Dabei  ist  auch  die  Erwägung  maTsgebend,  dafs  die  Zah- 
lung von  Entschädigungssummen  für  Vertretungsstunden  die  Wieder- 
besetzung vakanter  Stellen,  welche  sonst  leicht  um  der  Ersparnisse 
willen  gegen  das  Schulinteresse  verzögert  wird,  erheblich  fordert  ME 
28.  Februar  1868:  Die  Aufsichtsbehörde  hat  in  dergleichen  Fällen  nur 
darauf  zu  sehen,  dafs  die  Remuneration  ftlr  die  einzelne  Vikariatstunde 
nicht  zu  niedrig  bemessen  und  dafs  deretwa  ersparte  Gehaltsteil  zum  Besten 
der  Schule  verwandt  werde,  sowie  sie  auch  dafür  zu  sorgen  hat,  daHs 
die  Vakanz  nicht  willkürliche  Ausdehnung  erleide.  Hingegen  ist  die 
Ferienzeit  bei  Vergütung  des  Vikariatsunterrichtes  nicht  in  Anrechnung 
zu  bringen. 

Eine  Entschädigung  für  Vakanzarbeit  kann  nicht  mit  der  Begrün- 
dung verweigert  werden,  dafls  die  Vertretung  nur  kui-ze  Zeit  gedauert 
und  eine  erhebliche  Mehrarbeit  nicht  verursacht  habe  ME  11.  April 
1868.  Auch  ist  mit  der  in  Vokationen  enthaltenen  Verpflichtung,  in 
Fällen  der  Erkrankung  eines  Lehrers  oder  der  Vakanz  einer  Stelle  die 
Vertretungsgesohäfte  zu  übernehmen,  nioht  zugleich  die  Bedingung  aus- 
gesprochen, dafs  diese  Vertretung  unentgeltlich  geschehen  müsse  ME 
23.  Mai  1868,  wie  auch  die  Bezugnahme  auf  Verordnungen  der  Schul- 
aufsichtsbehörden, nach  welchen  die  Lehrer  bis  zu  einer  gewissen 
Stundenzahl  wöchentlich  herangezogen  werden  können,  eine  Ablehnung 
der  Remuneration  seitens  der  Kommune  nicht  begründet,  da  solche  Be- 
stimmungen nur  festzustellen  haben,  wieviel  Unterrichtsstunden  den 
Lehrkräften  als  dauernde  Verpflichtung  ordnungsmäfsig  auferlegt  werden 
dürfen  ME  8.  Mai  1871. 
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Fällt  die  Vertretung  in  Yakanzfällen  mit  der  Bewilligung  eines 
Gnadenquartals  an  Lehrerwitwen  und  -Waisen  zusammen,  >o  findet 
eine  Remunerierung  der  Yikariatstunden  nicht  statt,  da  in  solchem  Falle 
das  Stelleneinkommen  nicht  yerfQgbar  ist.  Auch  wird  die  unentgelt- 
liche Vertretung  hierbei  um  so  williger  übernommen  werden,  als  das- 
selbe Benefioium  künftig  auch  den  Hinterbliebenen  derjenigen  zu  teil 
wird,  welche  sie  leisten  HE  30.  Jan.  1869.  Sollte  aber  das  Lehrer- 
kollegium einer  städtischen  Schule  die  unentgeltliche  Vertretung  ab- 
lehnen, so  ist  die  Regierung  befugt,  eine  solche  seitens  der  gesamten 
Lehrer  von  Aufsichts  wegen  anzuordnen  ME  24.  Dez.  1875. 

Einkünfte  aus  kirchlichen  Ämtern.  ME  23.  Dez.  1872: 
Bei  vereinigten  Kirchen-  und  Schul ämtern  ist,  falls  es  sich  nicht 
offenbar  um  eine  Eirchschullehrerstelle  handelt,  die  „organische^^  Ver- 
bindung der  Ämter  aus  Berufsbriefen,  Schuleinrichtungsrecessen,  Ma- 
trikeln oder  ähnlichen  Unterlagen  ersichtlich  vergl.  ME  14.  Juli  1859, 
26.  Juli  1883. 

ME  14.  April  1882:  Wenn  mit  einer  Lehrerstelle  ein  Eirchenamt 
dauernd  verbunden  ist,  mufs  das  Diensteinkommen  lediglieh  als  ein 
einheitliches  behandelt  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  aus  welchen 
Quellen  es  fliefst.  Ein  Unterschied  also  zwischen  Lehrerdienst- 
einkommen  und  besonderen  Eirchenamtseinkommen  ist  nicht  zu  treffen 
vergl.  ME  29.  April  1882;  24.  Dez.  1881. 

ME  21.  Jan.  1860:  Über  das  ungesonderte  Gesamteinkommen 
haben  nur  die  Eirchengemeinde  und  Schulgemeinde  gemeinschaftlich 
zu  vertilgen.  In  Ermangelung  des  Einverständnisses  beider  ist  der 
thatsächlich  bestehende  Zustand  im  Verwaltungswege  aufrecht  zu  er- 
halten und  denen,  welche  eine  Änderung  fordern,  die  Beschreitung 
des  Rechtsweges  zu  überlassen. 

ME  11.  Aug.  1862:  Von  der  Anrechnung  der  aus  kirchlichen 
Mitteln  fliefsenden  Gehaltsbezüge  auf  das  Gesamteinkommen  kann  nicht 
abgesehen  werden;  denn  (CE  31.  Mai  1875)  bei  Beantwortung  der 
Frage,  ob  das  letztere  auskömmlich  sei  oder  nicht,  und  ob  eine  Auf- 
besserung event.  mit  Hilfe  |von  Staatsfonds  notwendig  sei,  darf  nir- 
gends die  Absicht  vorwalten  oder  unterstützt  werden,  durch  eine  der 
Wirklichkeit  und  dem  Bewufstsein  der  Verpflichteten  widersprechende 
Berechnung  einen  verhüllten  Vorteil  für  die  Stelle  zu  gewinnen,  son- 
dern es]  mufs  das  Kotwendige  und  En'eichbare  im  vollen  Umfange 
direkt  und  oflFen  gefordert  werden  vergl.  ME  15.  Mai  1861 ;  19.  Okt. 
1865;  10.  März  1873.  Wo  diese  kirchlichen  Emolumente  unwandelbar 
feststehen,  kommen  sie  mit  ihrem  vollen  Betrage  zur  Anrechnung,  in- 
soweit sie  aber  schwankend  sind,  ist  in  der  Regel  ein  sechsjähriger 
Durchschnitt  anzunehmen  ME  12.  Aug.  1868. 

Hierbei  ist   stete  Voraussetzung,  dafs  das  Einkommen  mit  Rück- 
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sieht  auf  die  dureh  Verwaltung  beider  Ämter  bedingte  Mehrarbeit  des 
Lehrers  entspreehend  hoher  bemessen  worden,  als  es  fbr  gleichstehende 
Lehrerstellen  ohne  damit  verbundene  Nebenämter  zu  geschehen  hat 
ME  6.  Dez.  1872,  vergl.  C£  31.  Mai  1875.  Ob  und  in  welchem  Malse 
vorliegenden  Falls  die  Gehftlter  über  die  gewöhnliche  Höhe  hinaus  zu 
bestimmen  sind,  hat  die  Begierung  zu  ermessen. 

Auf  das  Gresamteinkommen  nicht  anzurechnen  sind  dagegen  wider- 
rufliche kirchliche  Einkünfte  (ME  5.  Juli  1861,  da  es  an  einem  gesetz- 
lichen Titel  fehlt,  die  Fortentrichtung  solcher  Leistungen  zu  erwirken, 
und  die  verwaltungsm&fsige  Beitreibung  nach  AO  19.  Juni  1836 
[GS  198]  nur  bei  solchen  Abgaben  und  Leistungen  zulässig  ist,  welche 
vermöge  einer  allgemein-gesetzlichen  oder  auf  anerkannter  Orts-  und 
Bezirksverfassung  beruhenden  Verbindlichkeit  zu  entrichten  sind),  die 
aus  nur  [nebenamtlicher  kirchlicher  Beschäftigung  fliefsenden  Emolu- 
mente  (ME  9.  Nov.  1883,  welche  an  sich  mit  den  Einnahmen  aus  irgend 
einem  anderen  Nebenamte  z.  B.  als  Standesbeamter  oder  Schiedsmann, 
auf  gleicher  Stufe  stehen),  sowie  in  der  Provinz  Sohlesien  reglements- 
mäbig  die  unfixierten  kirchlichen  Einkünfte  (ME  4.  Nov.  1873)  und  die 
fixiertenEinnahmen  aus  dem  Eirchenfundationsvermögen(ME  2.  Dez.  1 863). 

Die  Verbindung  einer  Lehrerstelle  mit  dem  Organisten-  oder  Eüster- 
amt  ändert  fbr  sich  nichts  an  der  gesetzlichen  Verpflichtung  der  Schul- 
gemeinde zur  auskömmlichen  Besoldung  des  Lehrers.  Vermindern  sich 
also  die  aus  kirchlichen  Quellen  flieisenden  Beträge,  z.  B.  bei  Separation 
der  Eirchengemeinde,  dergestalt,  dafs  eine  Unzulänglichkeit  des  Ge- 
samteinkommens sich  herausstellt,  so  ist  die  Schulgemeinde  zu  dessen 
Ergänzung  verbunden  ME  17.  Juli  1866.») 

Pensionsberechtigung.  Das  Gesetz  vom  6.  Juli  1885,  betref- 
fend die  Pensionierung  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den  öffentlichen 
Volksschulen  (GS  298),  bestimmt  Folgendes: 

Artikel  t.  Bis  zam  Erlasse  eines  Qesetzes  aber  die  Unterhaltung  der  öffent- 
lichen Volksschalen  gelten  fftr  die  Pensionierang  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  an 
denselben  folgende  Bestimmungen: 

f  1.  Jeder  an  einer  zur  Krfallung  der  allgemeinen  Schulpflicht  dienenden 
öffentlichen  Schule  (Yollcsschule)  definitiv  angestellte  Lehrer  erh&lt  eine  lebensl&ng- 
liche  Pension,  wenn  er  nach  einer  Dienstzeit  von  wenigstens  zehn  Jahren  infolge 
körperlichen  Qebrechens  oder  wegen  Schwäche  seiner  körperlichen  oder  geistigen 
Kr&fte  zur  Erfallung  seiner  Amtspflichten  dauernd  unfähig  ist  und  deshalb  in  den 
Buhestand  versetzt  wird. 

Ist  die  Dienstnnfähigkeit  die  Folge  einer  Krankheit,  .Verwundung  oder  son-> 
Btigen  Beschädigung,  welche  der  Lehrer  bei  Ausübung  des  Dienstes  oder  aus  Ver- 
anlassung desselben  ohne  eigenes  Verschulden  sich  zugezogen  hat,  so  tritt  die  Pen- 
sionsberechtigung auch  bei  karzerer  als  zehnjähriger  Dienstzeit  ein. 

1)  Die  während  des  Druckes  dieses  Bogens  eingebrachte  Vorlage  eines  Lehrer- 
besoldungsgesetzes  nimmt  manche  Änderung  an  vorstehenden  Bestimmungen  in  Aus- 
sicht; falls  sie  Gesetz  wird,  soll  dieses  im  Anhange  mitgeteilt  werden. 
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Bai  Lehrern,  welche  dM  fOnfondtechazigite  Lebensjahr  vollendet  haben,  ist 
eingetretene  Dienstunf&higkeit  nicht  Vorbedingong  des  Anspruchs  auf  Pension. 

Lehrern,  welche,  abgesehen  Ton  dem  Falle  des  Absatzes  2,  yor  Vollendang  des 
zehnten  Dienstjahres  dienstanf&hig  nnd  deshalb  in  den  Rabestand  versetzt  werden, 
kann  bei  vorhandener  BcdQrftigkeit  von  dem  Unterrichtsminister  eine  Pension  ent- 
weder auf  bestimmte  Zeit  oder  lebensl&nglich  bewilligt  werden. 

{  2.  Die  Pension  beträgt,  wenn  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  nach  voll- 
endetem zehnten,  jedoch  vor  vollendetem  elften  Dienstjahre  erfolgt,  'V^  ^Q<^  steigt 
von  da  ab  mit  jedem  weiter  zurtkckgelegten  Dienstjahre  um  Vm  des  im  §  4  bestimmten 
Diensteinkommens.  Über  den  Betrag  von  **/»  hinaus  findet  eine  Steigerung  nicht  statt 

In  dem  in  §  1  Absatz  2  erw&hnten  Falle  betr&gt  die  Pension  **lto,  in  dem 
Falle  des  §  1  Absatz  4  höchstens  **lio  des  vorbezeichneten  Diensteinkommens. 

§  3.  Bei  jeder  Pension  werden  ttberschietsende  Markbrache  auf  volle  Mark 
abgerundet 

§  4.  Der  Berechnung  der  Pension  wird  das  von  dem  Lehrer  zuletzt  bezogene, 
mit  der  ihm  verliehenen  Lehrerstelle  nach  Festsetzung  oder  mit  Genehmigung  der 
Schulaufsicbtsbehörde  dauernd  verbundene  Diensteinkommen  an  Geld,  an  freier 
Wohnung  und  Feuerung  bezw.  Miets-  und  FeuerungsentschAdigung,  sowie  an  Natu- 
ralien und  Ertrag  von  Dienstlftndereien  zu  Grunde  gelegt 

Aufserdem  kommt  die  aus  Staatsfonds  widerruflich  gew&hrte  Dienstalterszulage, 
welche  der  Lehrer  zur  Zeit  der  Pensionierung  bezieht,  in  Anrechnung. 

Naturalien  und  Ertrag  von  Dienstl&ndereien  kommen  mit  demjenigen  Betrage 
zur  Berechnung,  auf  welchen  deren  Geldwert  als  Teil  der  von  der  SchulauflBichts- 
behörde  festgesetzten  Besoldung  festgestellt  worden  ist  vorbehaltlich  der  Vorschrift 
des  §  45  des  Gesetzes  über  die  Zust&ndigkeit  der  Verwaltungsbehörden  und  -Gerichte 
vom  1.  August  1883  (GS  237). 

Dienstemolumente,  welche  ihrer  Natur  nach  steigend  oder  fallend  sind,  ins- 
besondere Einkaufte  an  Schulgeld,  werden  nach  der  bei  Verleihung  des  Rechtes  auf 
diese  Emolumente  deshalb  getroffenen  Festsetzungen  und  in  Ermangelung  derselben 
nach  ihrem  durchschnittlichen  Betrage  w&hrend  der  drei  letzten  Etatsjahre  vor  dem- 
jenigen, in  welchem  die  Pension  festgesetzt  wird,  zur  Anrechnung  gebracht. 

Diese  Vorschriften  gelten  auch  far  die  Berechnung  der  Pension  eines  Lehrers, 
mit  dessen  Schulamt  ein  kirchliches  Amt  vereinigt  ist,  dergestalt,  dafs  der  Berechnung 
das  Diensteinkommen  der  vereinigten  Stelle  als  ein  einheitliches  zu  Grunde  zu  legen  ist. 

f  5.  Bei  Berechnung  der  Dienstzeit  kommt  die  gesamte  Zeit  in  Anrechnung, 
während  welcher  ein  Lehrer  im  öffentlichen  Schuldienste  in  Preufsen  sich  be- 
fhnden  hat*) 

Die  Dienstzeit  wird  vom  Tage  der  ersten  eidlichen  Verpflichtung  far  den  öffent- 
lichen Schuldienst  an  gerechnet. 

Kann  jedoch  ein  Lehrer  nachweisen,  dafs  seine  Vereidigung  erst  nach  seinem 
Eintritte  in  den  öffentlichen  Schuldienst  stattgefunden  hat,  so  wird  die  Dienstzeit 
von  letzterem  Zeitpunkte  an  gerechnet 

i  6.  Bei  Berechnung  der  Dienstzeit  kommt  auch  die  Zeit  in  Anrechnung,  wäh- 
rend welcher  ein  Lehrer 

1.  im  Dienste  des  preursischen  Staates,  des  Norddeutschen  Bundes  oder  des 
Deutschen  Reiches  sich  befunden  hat,  oder 

2.  als  anstellungsberechtigte  ehemalige  Militärperson  nur  vorläufig  oder  auf 
Probe  im  Civüdienste  des  preufsischen  Staates,  des  Norddeutschen  Bundes  oder  des 
Deutschen  Reiches  beschäftigt  worden  ist,  oder 

1)  einschlieClBlich  des  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  an  einer  öffent- 
lichen Volksschule  erfolgten  Funktionierens  C£  6.  Okt  1891  vergl.  RG  23.  Febr.  1891. 
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3.  in  den  von  Preafsen  neu  erworbenen  Landesteiien  im  öffentlichen  Schul- 
dienste oder  im  unmittelbaren  Dienste  der  damaligen  Landesherrschaft  sich  be- 
funden bat. 

Ausgeschlossen  bleibt  die  Anrechnung  deijenigen  Dienstieit,  w&hrend  welcher 
die  Zeit  und  Kr&fte  eines  Lehrers  durch  die  ihm  abertragenen  Geschäfte  nur 
nebenbei  in  Anspruch  genommen  gewesen  sind. 

i  7.  Der  Dienstzeit  im  Schulamte  wird  die  Zeit  des  aktiven  Militärdienstes 
hinzugerechnet. 

§  8.  Die  Dienstzeit,  welche  vor  dem  Beginn  des  einundzwanzigsten  Lebens- 
jahres f&Ut,  bleibt  aufser  Berechnung. 

Nur  die  in  die  Dauer  eines  Krieges  fallende  und  bei  einem  mobilen  oder 
Ersatztruppenteile  abgeleistete  Milit&rdienstzeit  kommt  ohne  Rücksicht  auf  das 
Lebensalter  zur  Anrechnung. 

Als  Kriegszeit  gilt  in  dieser  Beziehung  die  Zeit  vom  Tage  einer  angeordneten 
Mobilmachung,  auf  welche  ein  Krieg  folgt,  bis  zum  Tage  der  Demobilmachung. 

§  9.  FOr  jeden  Feldzug,  an  welchem  ein  Lehrer  im  preuCsischen  oder  im 
Reichsheere,  oder  in  der  preufsischen  oder  Kaiserlichen  Marine  derart  teilgenommen 
hat,  dafs  er  wirklich  vor  den  Feind  gekommen  oder  in  dienstlicher  Stellung  den 
mobilen  Truppen  in  das  Feld  gefolgt  ist,  wird  demselben  zu  der  wirklichen  Dienst- 
zeit ein  Jahr  zugerechnet. 

Ob  eine  millUkrische  Unternehmung  in  dieser  Beziehung  als  ein  Feldzug  anzu- 
sehen ist,  und  wiefern  bei  Kriegen  von  längerer  Dauer  mehrere  Kriegsjahre  in  An- 
rechnung kommen  sollen,  dafür  ist  die  nach  ^  23  des  Reichsgesetzes  vom  27.  Juni 
187t  (RGBl  275)  in  jedem  Falle  ergehende  Bestimmung  des  Kaisers  marsgebend. 

§  10.  Die  Zeit  a.  eines  Festnngsarrestes  von  einjähriger  und  längerer  Dauer, 
b.  der  Kriegsgefangenschaft  kann  nur  unter  besonderen  Umständen  mit  königlicher 
Genehmigung  angerechnet  werden. 

§  11.  Von  dem  Unterrichtsminister  kann  bei  der  Anstellung  nach  Mafsgabe 
der  Bestimmungen  in  den  |§  5  bis  9  die  Anrechnung  der  Zeit  zugesichert  werden, 
während  welcher  ein  Lehrer  aufserhalb  Preufsens  im  Schuldienste  oder  im  In-  oder 
Auslande  im  Kirchendienste  gestanden,  oder  als  Lehrer  oder  Erzieher  an  einer 
Taubstummen-,  Blinden-,  Idioten-,  Waisen-,  Rettungs-  oder  ähnlichen  Anstalt  im 
Dienste  einer  Gemeinde  oder  eines  sonstigen  kommunalen  Verbandes  oder  im  Dienste 
einer  Stiltungsanstalt  der  bezeichneten  Art  sich  befunden  hat. 

Für  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  bereits  definitiv  angestellten 
Lehrer  kann  die  Anrechnung  der  im  ersten  Absätze  genannten  Zeit  bei  der  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  von  dem  Unterrichtsminister  genehmigt  werden. 

f  12.  Hat  der  Inhaber  eines  vereinigten  Kirchen-  und  Schulamtes  bei  der 
Versetzung  in  den  Ruhestand  eine  Pension  aus  kirchlichen  Blittehi  zu  beanspruchen, 
80  wird  der  Betrag  derselben  auf  die  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zu 
gewährende  Pension  angerechnet. 

§  13.  Die  Bestimmung  darüber,  ob  und  zu  welchem  Zeitpunkte  dem  Antrage 
eines  Lehrers  auf  Versetzung  in  den  Ruhestand  stattzugeben  ist,  erfolgt  durch  die 
Sehulanfsichtsbebörde. 

§  14.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  und  welche  Pension  einem  Lehrer  bei 
seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  zusteht,  erfolgt  durch  dieselbe  Behörde. 

f  15.  Die  Beschreitung  des  Rechtsweges  gegen  diese  Entscheidung  (§  14)  steht 
dem  Lehrer  sowie  den  zur  Unterhaltung  der  Schule  Verpflichteten  offen ;  doch  mufk 
die  Entscheidnng  des  Unterrichtsministers  der  Klage  vorangehen  und  letztere  sodann, 
bei  Verlust  des  Klagerechts,  innerhalb  sechs  Monaten,  nachdem  diese  Entscheidung 
den  Beschwerdeführern  bekannt  gemacht  ist,  erhoben  werden.  Der  Verlust  des 
Klagerechtes  tritt  auch  dann  ein,  wenn  von  den  Beteiligten  gegen  die  Entscheidnng 
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der  Scbulaufsichtsbehörde  Qber  den   Ansprach  auf  Pension  nicht  binnen  gleicher 
Frist  die  Beschwerde  an  den  Unterrichtsminister  erhoben  ist. 

§  16.  Die  Versetzung  in  den  Rahestand  tritt,  sofern  nicht  aaf  den  Antrag 
oder  mit  ausdrQcklicher  Zastimmung  des  Lehrers  ein  fraherer  Zeitpunkt  festgesetzt 
wird,  mit  dem  Ablauf  desjenigen  Vierteljahres  ein,  welches  auf  den  Monat  folgt,  in 
welchem  dem  Lehrer  die  Entscheidung  der  Schulaufsichtsbehörde  aber  seine  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  und  die  Höhe  der  ihm  etwa  zustehenden  Pension  bekannt 
gemacht  worden  ist. 

§  17.    Die  Pensionen  werden  monatlich  im  Toraus  gezahlt 

§  18.  Das  Recht  auf  den  Bezug  der  Pension  kann  weder  abgetreten  noch 
verpfändet  werden. 

§  19.  Das  Recht  auf  den  Bezug  der  Pension  ruht:  1.  wenn  ein  Pension&r 
das  Deutsche  Indigenat  verliert,  bis  zur  etwaigen  Wiedererlangung  desselben; 
2.  wenn  und  solange  ein  Pension&r  im  Reichs-  oder  Staatsdienste,  im  Dienste  einer 
Gemeinde  oder  eines  sonstigen  kommunalen  Verbandes,  im  Öffentlichen  Schuldienste 
oder  im  Kirchendienste  ein  Einkommen  bezieht,  welches  unter  Hinzurechnung  der 
Pension  den  Betrag  des  von  dem  Lehrer  vor  der  Pensionierung  bezogenen  pensions- 
f&higen  Diensteinkommens  übersteigt. 

§  20.  Ein  pensionierter  Lehrer,  welcher  in  eine  an  sich  zur  Pension  berech- 
tigende Stellung  im  öffentlichen  Volksschuldienste  wieder  eingetreten  ist,  erwirbt 
für  den  Fall  des  Zurücktretens  in  den  Ruhestand  den  Anspruch  auf  Gew&hrung 
einer  neuen  Pension  nur  dann,  wenn  die  neue  Dienstzeit  wenigstens  ein  Jahr  be- 
tragen hat. 

Bei  der  Pensionierung  aus  der  neuen  Stelle  ist  dem  Lehrer  eine  Pension  von 
Vao  seines  neuen  pensionsf&higen  Diensteinkommens  fQr  jedes  nach  der  früheren 
Pensionierung  zarQckgelegte  Dienstjahr  zu  gewähren. 

Insoweit  der  Betrag  der  neuen  Pension  und  der  früher  bewilligten  zusammen 
^'/«o  des  höchsten  Diensteinkommens,  von  welchem  eine  dieser  Pensionen  berechnet 
ist,  Qbersteigen  würde,  fällt  das  Recht  auf  den  Bezug  der  früher  bewilligten  Pen- 
sion hinweg. 

§  21.  Die  Einziehung,  Kürzung  oder  Wiedergewährung  der  Pension  auf  Grund 
der  Bestimmungen  in  den  §§  19  und  20  tritt  mit  dem  Beginne  des  Monats  ein, 
welcher  auf  das  eine  solche  Veränderung  nach  sich  ziehende  Ereignis  folgt. 

Im  Falle  vorübergehender  Beschäftigung  im  Reichs-  oder  Staatsdienste,  im 
Dienste  einer  Gemeinde  oder  eines  sonstigen  kommunalen  Verbandes,  im  öffent- 
lichen Schuldienste  oder  Kirchendienste  gegen  Tagegelder  oder  eine  anderweitige 
Entschädigung  wird  die  Pension  für  die  ersten  sechs  Monate  dieser  Beschäftigung 
unverkürzt,  dagegen  vom  siebenten  Monat  ab  nur  zu  dem  nach  vorstehenden  Be- 
stimmungen zulässigen  Betrage  gewährt. 

(§  22.  Ist  die  nach  Mafsgabe  dieses  Gesetzes  bemessene  Pension  geringer  als 
diejenige,  welche  dem  Lehrer  hätte  gewährt  werden  müssen,  wenn  er  am  31.  März 
1886  nach  den  bis  dahin  für  ihn  geltenden  Bestimmungen  pensioniert  worden  wäre, 
so  wird  diese  Pension  an  Stelle  der  ersteren  bewilligt.  Dieselbe  ist  dem  Lehrer 
auch  dann  zu  gewähren,  wenn  ihm  zur  Zeit  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  nach 
den  früheren  Bestimmungen  ein  Anrecht  auf  Pension  zugestanden  haben  würde, 
nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  jedoch  nicht. 

Die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  im  Gebiete  des  vormaligen 
Herzogtums  Nassau,  der  vormaligen  Freien  Stadt  Frankfurt  und  in  Hohenzollem- 
Hechingen  angestellten  Lehrer  sind  berechtigt  zu  verlangen ,  nach  den  bis  dahin 
für  sie  geltenden  Bestimmungen  pensioniert  zu  werden.) 

§  23.  Zusicherungen,  welche  in  Bezug  auf  dereinstige  Bewilligung  von  Pen- 
sionen an  einzelne  Lehrer  oder  Kategorieen  von  Lehrern  durch  den  König  oder  einen 
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der  Minister,  oder  durch  eine  Provinzialbehörde,  oder  mit  deren  Genehmigung  ge- 
macht worden  sind,  bleiben  in  Kraft 

§  24.  Vorstehende  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  an  den  §  1  beseichneten 
Schulen  definiti?  angestellten  Lehrerinnen  Anwendung. 

§  25.  Hinterl&fot  ein  pensionierter  Lehrer  eine  Witwe  oder  eheliche  Nach- 
kommen, so  gebührt  den  Hinterbliebenen  die  Pension  des  Verstorbenen  noch  fttr 
den  auf  den  Sterbemonat  folgenden  Monat 

Der  gleiche  Anspruch  steht  den  ehelichen  Nachkommnn  einer  im  Witwenstande 
yerstorbenen  Lehrerin  zu. 

An  wen  die  Zahlung  erfolgt,  bestimmt  die  Schnlaufsichtsbehörde. 

Die  Zahlung  der  Pension  fQr  den  auf  den  Sterbemonat  folgenden  Monat  kann 
auf  Verfügung  dieser  Behörde  auch  dann  stattfinden,  wenn  der  Verstorbene  Eltern, 
Geschwister,  Geschwisterkinder  oder  Pflegekinder,  deren  £rn&hrer  er  gewesen  ist, 
in  Bedürftigkeit  hinterläfst,  oder  wenn  der  Nachlafs  nicht  ausreicht,  um  die  Kosten 
der  letzten  Krankheit  und  Beerdigung  zu  decken. 

§  26.  Die  Pension  wird  bis  zur  Höhe  von  600  Mark  aus  der  Staatskasse, 
über  diesen  Betrag  hinaus  von  den  sonstigen  bisher  zur  Aufbringung  der  Pension 
des  Lehrers  Verpflichteten,  sofern  solche  nicht  vorhanden  sind,  von  den  bisher  zur 
Unterhaltung  des  Lehrers  w&hrend  der  Dienstzeit  Verpflichteten  gezahlt.  Die  auf 
besonderen  Rechtstiteln  beruhenden  Verpflichtungen  Dritter  bleiben  bestehen. 

(Das  Stelleneinkommen  darf  zur  Aufbringung  der  nach  diesem  Gesetze  zu 
zahlenden  Pensionsbetrftge  nur  insoweit,  als  dies  bisher  bereits  statthaft  war  *),  und 
nur  so  weit  herangezogen  werden,  dafs  es  nicht  unter  '/<  seiner  Höhe  und  unter  das 
Mindestgehalt  sinkt.)    [Aufgehoben.] 

Die  in  Gem&fsheit  des  §  22  nach  den  im  vormaligen  Herzogtum  Nassau  und 
in  der  vormals  Freien  Stadt  Frankfurt  geltenden  Vorschriften  berechneten  Pensionen 
fallen  der  Staatskasse  nur  insoweit  zur  Last,  als  sie  die  unter  Zugrundelegung  dieses 
Gesetzes  zu  bemessenden  Betrüge  nicht  übersteigen. 

Artikel  II.  Die  Pensionen  der  Lehrer  und  Lehrerinnen,  welche  aus  einer 
im  Artikel  I  §  1  genannten  Scbulstelle  vor  dem  Likrafttreten  dieses  Gesetzes  in  den 
Ruhestand  versetzt  sind,  werden  bis  zu  dem  Betrage  von  600  Mark  auf  die  Staats- 
kasse übernommen. 

Artikel  HL    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1886  in  Kraft. 

Mit  dem  gedachten  Zeitpunkte  treten  alle  dem  gegenwärtigen  Gesetze  entgegen- 
stehenden Bestimmungen,  sie  mögen  in  allgemeinen  Landes-  und  Provinzialgesetzen 
und  Verordnungen  oder  in  besonderen  Gesetzen  und  Verordnungen  enthalten 
sein,  aufser  Kraft. 

OVG  30.  April  1884  (Entsch.  XI,  138):  Küster  (Organisten  usw.) 
haben  als  solche  keinen  Anspruch  auf  Pension  aus  kirchlichen  Mitteln. 

Über  ßuhegehaltskassen  für  Lehrkräfte  öffentlicher  Volks- 
schulen Gesetz  vom  23.  Juli  1893  (GS  194;  CBl.  1893  S.  654  flf.): 

^§  1.  Behufs  gemeinsamer  Bestreitung  des  durch  den  Staatsbeitrag 
nicht  gedeckten  Teiles  der  Ruhegehälter  (vergl.  §  26)  wird  in  jedem 
Regierungsbezirk  eine  Ruhegehaltskasse  gebildet. 

,,§  5.  Die  den  Schulverbänden  usw.  zur  Last  fallenden  Ruhege- 
hälter werden  von  der  Kasse  an  die  Bezugsberechtigten  gezahlt. 


t)  Dies  war  z.  B.  in  Nassau  und  Schleswig-Holstein  nicht  der  FaU  Toigl.  Druck- 
sachen d.  Abgeordn.  Hs.  1884/85  III  A. 
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^§  6.  Für  jedes  Eechnungsjahr  wird  der  Bedarf  der  Kasse  unter 
Hinzuziehung  der  voraussichtlichen  Verwaltungskosten  berechnet. 

^§  7.  Den  Mafsstab  für  die  Verteilung  des  Bedarfs  auf  die  Schul- 
verbände  usw.  bildet  die  Jahressumme  des  pensionsberechtigten  Dienst- 
ein komraens  der  Lehrkräfte  öffentlicher  Volksschulen  unter  Abrechnung 
eines  Betrages  von  800  M.  für  jede  Stelle. 

fl§  8.    Der  Verteilungsplan  wird  von  der  Bezirksregierung  entworfen* 

^§11.  Die  in  dem  Verteilungsplane  festgestellten  Beiträge  werden 
von  den  Schulverbänden  usw.  in  vierteljährlichen  Vorauszahlungen  ein- 
gezogen bezw.  verrechnet"  (vergl.  CE  28.  Juli  1893). 

Über  Fürsorge  für  Hinterbliebene  von  Lehrern  vergl.  Schnei- 
der und  YOU  Bremen,  Volksschulwesen  I,  903 — 913.  Über  Lehrer- 
witwen- und  -Waisenkassen  (Verpflichtung  zum  Beitritt)  Gesetz  vom 
22.  Dez.  1S69  —  daselbst  S.  913-963. 

§  3.    Äufseramtliches  Verhältnis  der  Lehrer, 

„Es  kann  nicht  zugegeben  werden,  dafs  ein  Schullehrer  Nebenbe- 
schäftigungen und  Nebengewerbe  treibe,  die  der  Buhe  und  der  Samm- 
lung, der  Würde  und  dem  Anstand  entgegen  sind,  die  sein  Amt  er- 
fordert** (RV). 

Ausübung  der  Jagd.  MR  4.  Dez.  1829:  Lehrern,  welche  zugleich 
in  kirchlichen  Funktionen  stehen,  ist  die  Teilnahme  an  Jagdvergnü- 
gungen untersagt. 

CR  20.  Mai  1853:  Nur  in  Rücksicht  auf  die  Gesundheit  einzelner 
Individuen  und  auch  hier  nur  in  den  seltensten  Fällen  ist  den  Lehrern 
die  Betreibung  der  Jagd  zu  gestatten,  „da  es  keinem  Zweifel  unter- 
liegt, dafs  körperliche  Bewegung  auch  auf  andere  Weise  geschafft 
werden  könne**  (vergl.  Min.Bl.  d.  i.  V.  1853  S.  115). 

RV  Wiesbaden,  2.  Juli  1867:  „Die  Teilnahme  an  den  Jagdpachten 
bringt  den  Lehrer  leicht  in  unangenehme,  seiner  Stellung  in  der  Ge- 
meinde schädliche  Verwickelungen*'.») 

Gewerbebetrieb.  Nach  §  19  der  allgemeinen  Gewerbeordnung 
vom  17.  Jan.  1845  (GS  44)  bedürfen  Lehrer  sowie  alle  Mitglieder  ihres 
Hausstandes  zum  Gewerbebetrieb  2)  der  Erlaubnis  ihrer  vorgesetzten 
Dienstbehörde. 

ME  14.  Juni  1882:  Der  Betrieb  eines  Handels  durch  die  Ehefrau 
des  Lehrers  bedarf  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde;  vergl.  §  1 
Nr.  5  AV  23.  Sept.  1867  (GS  1619). 


1)  Ober  Yersagung  eines  Jagdscheines  bat  jedoch  die  Schulaufsicbtsbehörde 
nicht  XU  befinden  ME  17.  Febr.  1879. 

2)  Gartenkultur,  Obstbaumzucht  und  Seidenbau,  desgleichen  Betrieb  der  Acker- 
wirtschaft auf  eigenem  Schullande  werden  hierunter  nicht  betroffen. 
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CE  7.  Aug.  1872:  Die  Übernahme  von  Agenturen  in  Auswande- 
rungB- Angelegenheiten  ist  den  Lehrern  untersagt;  ebenso  die  Beteili- 
gung an  derartigen  Geschäften  CE  10.  Mai  1884. 

Der  Verkauf  von  Schreibmaterialien  an  Schüler,  lediglich  fttr  den 
Sohnlbedarf,  ist  den  Lehrern  in  kleinen  Städten  und  auf  dem  Lande 
gestattet  ME  8.  März  1842  (MBl  d.  i.  V.  90);  jedoch  nur  da,  wo  der 
anderweitige  Ankauf  mit  Schwierigkeiten  für  die  Schulkinder  verbun- 
den ist,  und  „solange  dadurch  keine  Unzuträglichkeiten  hervorgerufen 
werden**  ME  19.  Okt.  1865. 

Erteilung  von  Privatunterricht.  ME  6.  Okt.  1882:  Öflfent- 
liehe  Lehrer  bedürfen  des  in  §  16  der  Ministerialinstruktion  vom  31.  Dez. 
1839  für  Privatlehrer  vorgeschriebenen  Erlaubnisscheines  (Konzession) 
der  Ortsschulbchörde  zur  Erteilung  von  Privatunterricht  nicht,  da  sie 
ihre  wissenschaftliche  und  sittliche  Tüchtigkeit  nicht  besonders  nach- 
zuweisen haben,  wohl  aber  der  Erlaubnis  ihrer  vorgesetzten  Dienstbe- 
hörde (Rektor,  Lokalschulinspektor  usw.).  Klassenlehrern  ist  die  Er- 
teilung von  Privatunterricht  gegen  Entgelt  an  Schüler  ihrer  eigenen 
Klasse  nur  in  Ausnahmefällen,  z.  B.  nach  längerer  Versäumnis  der  Un- 
terrichtsstunden zu  gestatten. 

Eine  vokationsmäfsige  Verzichtforderung  auf  Privatunterricht  ist 
unzulässig  Sie  28.  Juni  1861. 

Nebenämter.  ME  14.  April  1863:  Die  Übernahme  von  Neben- 
ämtern seitens  der  Lehrer  ist  von  der  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Dienstbehörde  abhängig  vergl.  CE  31.  Okt.  1841  (MBl  d.  i.  V.  1842 
S.  10  und  15).  Eine  diesbezügliche  Klausel  in  der  Vokation  ist  jedoch 
unzulässig  und  wirkungslos  (daselbst  S.  10). 

Lehrer  in  den  Schulvorstand  zu  wählen  ist  durchaus  nach  dem 
Sinne  des  Ministers  ME  8.  Febr.  1893. 

Die  Übernahme  einer  Vormundschaft  (§  22  der  Vormundschaftsord- 
nung vom  5.  Juli  1875)  bedarf  der  Genehmigung  der  Dienstbehörde. 

ME  30.  Mai  1874:  Auf  Antrag  des  Oberpräsidenten  ist  die  Ver- 
waltung eines  Standesamtes  als  Beamter  oder  Stellvertreter  den  Leh- 
rern dann  zu  gestatten,  wenn  das  Amt  nach  Lage  der  örtlichen  Ver- 
hältnisse weder  Gemeindebeamten  noch  anderen  Personen  füglich  über- 
tragen werden  kann  und  besondere  Gründe  nicht  entgegenstehen. 

In  Übereinstimmung  mit  dem  Justizminister  verftigt  ME  24.  Nov. 
1873  die  Zulässigkeit  einer  Mandatsübernahme  als  Reichstagsabgeord- 
neter seitens  der  Lehrer,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  Dienstbe- 
hörde. Zur  Teilnahme  an  den  Sitzungen  ist  jedoch  jedesmaliger  Ur- 
laub rechtzeitig  nachzusuchen. 

Nebenamtliche  Unterrichtserteilung  in  Fortbildungsschulen,  soweit 
solche  öffentlich  sind,  steht  den  Lehrern  frei  ME  25.  Juni  1861,  vergl. 
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ME  3.  Juli  1875.    Die  Aufnahme  eines  hierauf  bezüglichen  Yennerks  in 
die  Berufangsarknnde  ist  statthaft. 

§  4,    Änderung  des  Dienstverhältnisses. 

Eonfessionsweohsel.  CK  24.  Juli  1847:  BeiEintritt  nnwesent- 
liohen  Glaabensweohsels  (z.  B.  bei  dem  Übertritt  eines  Lehrers  aus  der 
evang.  Landeskirche  zu  den  separierten  Lutheranern)  wird  nur  dann 
eine  Änderung  des  Amtsverhältnisses  (Versetzung  usw.)  herbeigef&hrt, 
wenn  daraus  ein  Nachteil  fttr  die  Wirksamkeit  des  Schullehrers  oder 
eine  Beschwerde  der  Gemeinde  hervorgeht.  Ist  nämlich  ein  Lehrer  als 
konfessioneller  Sohullehrer  einer  Gemeinde  angestellt  worden,  so  hat  er 
damit  auch  die  Verpflichtung  übernommen,  nicht  nur  in  den  eigentlichen 
Religionsstunden,  sondern  auch  in  den  übrigen  Unterrichtsgegenständen, 
welche  sich  mehr  oder  minder  auf  die  Grundlagen  der  ersteren  zurück- 
beziehen, nach  und  in  dem  Glauben  der  Gemeinde  zu  unterrichten. 
Sofern  er  nun  die  kirchliche  Gemeinschaft  mit  dieser  Gremeinde  auf- 
hebt, kann  ihr  nicht  mehr  zugemutet  werden,  ihre  Kinder  ihm  noch 
femer  anzuvertrauen. 

CR  15.  März  1851:  Eine  Disoiplinaruntersuchnng  wird  in  Fällen 
eines  Eonfessionswechsels  zwar  nicht  eingeleitet,  weil  dieses  ein  irgend- 
wie strafbares  Amtsvergehen  nicht  in  sioh  schliefst  (vergf.  Gutachten 
des  Eönigl.  Disciplinarhofs  vom  14.  Sept.  1850  und  Resolut  des  Staats- 
ministeriums vom  21.  Jan.  1851);  jedoch  hat  die  Aufsichtsbehörde  zu 
entscheiden,,  ob  die  Bestätigung  einer  Vokation  in  solchen  Fällen  für 
ungiltig  zu  erklären  und  der  Betreffende  aus  seinem  Amte  zu  entfer- 
nen ist.') 

Amtserledigung.  ME  11.  Nov.  1872:  Fällt  das  Amt  eines  Leh- 
rers dadurch  weg,  dafs  seine  Thätigkeit  entbehrlich  wird,  so  muJj9  ihm 
das  volle  Gehalt  dennoch  gewährt  werden,  bis  ihm  eine  andere  Lehr- 
thätigkeit  von  gleichem  Range  und  [etatsmäfsigem  Einkommen  über- 
tragen werden  kann;  vergl.  RG  19.  Mai  1881. 

Kündigung.  CE  10.  Febr.  1857:  Will  ein  Elementarlehrer  sein 
Amt  niederlegen,  so  hat  er  dieses  drei  Monate  vorher  zu  kündigen  und 
seine  Entlassung  am  Schluüs  des  |Unterrichtssemesters  [zu  gewärtigen. 
Lehrer,  welche  in  ein  anderes  Amt  eintreten  wollen,  sind  drei  Monate 
pach  ihrer  Kündigung  zu  entlassen;  vergl.  ME  19.  April  1870,  22.  Nov. 
1875.  Im  letzteren  Falle  darf  die  Regierung  die  Kündigungsfrist  ver- 
kürzen, falls  fbr  eine  Wahrnehmung  der  Geschäfte  des  abgehenden 
Lehrers  hinlänglich  gesorgt  ist  ME  13.  Aug.  1864. 

ALR  II  11  §  525  (vergl.  II  12  §  42):  Nimmt  ein  Lehrer  innerhalb 
zehn  Jahren  von  Zeit  seiner  Bestallung  einen  anderen  Ruf  an ,  so  ist 
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er  schuldig,  der  Eirchenkasse  und  der  Gemeinde  alle  bei  seinem  An- 
züge and  seiner  Einsetzung  verwendeten  Kosten  zu  erstatten. 
^^    Pensionierung.    Zwangsweise  Fensoniernng  bei  nnr  zeitweiliger 
Dienstantanglicbkeit  ist  nnzniässig  ME  31.  Ang.  1870. 

QME  7.  April  1864:  Unfreiwillige  Pensionierungen  sind  auf  Grund 
eines  Plenarbeschlusses  und  unter  Vorbehalt  des  Rekurses  an  den  Ober- 
präsidenten, dessen  Entscheidung  endgültig  ist  (vergl.  EO  29.  März 
1837  —  GS  70  — ),  von  der  Regierung  resolutorisch  festzusetzen;  vergl. 
ME  21.  Nov.  1883. 

CE  9.  Dez.  1843:  Beruht  die  Unf&higkeit  der  Lehrer  lediglich  in 
körperlichen  Gebrechen,  so  sind  diese  durch  eine  ärztliche  Unter- 
suchung und  durch  ein  Attest  des  zuständigen  Ereisphysikus  festzu- 
stellen, wonach  die  Pensionierung  vorzunehmen  ist. 

ME  13.  Nov.  1872:  Das  die  Dienstnnfähigkeit  aussprechende  Attest 
eines  Ereisphysikus  mufs  eine  genaue  Beschreibung  des  Erankheits- 
zustandes  enthalten,  sowie  eine  Angabe  der  Art  und  Weise,  wie  sich 
der  betreffende  Arzt  seine  Überzeugung  verschafft  hat. 

ME  18.  Febr.  1860:  Glaubt  die  Regierung  Zweifel  über  die  Rich- 
tigkeit der  Schlufsfolgerung  des  Sachverständigen  hegen  zu  dürfen,  so 
ist  vor  Aussprechung  der  Pensionierung  das  Superarbitrium  des  Medizinal- 
EoUegiums  der  Provinz  einzuholen. 

ME  30.  Nov.  1881:  Wenn  der  zu  pensionierende  Lehrer  Einwen- 
dungen gegen  die  Höhe  der  in  Aussicht  genommenen  Pension,  oder 
die  zur  Aufbringung  derselben  Verpflichteten  gegen  diese  oder  gegen 
die  Emeritierung  selbst  Einspruch  erheben,  hat  die  Regierung  gleich- 
falls durch  Plenarbeschlufs  zu  entscheiden. 

ME  15.  Nov.  1869:  Nur  ausnahmsweise,  wenn  nicht  blofs  persön- 
liche Verhältnisse,  sondern  ebensosehr  das  Sohulinteresse  es  bedingen, 
darf  von  der  ordnungsmäfsigen  Erledigung  einer  Lehrerstelle  Abstand 
genommen  und  zur  Bestellung  eines  Adjunkten  oder  Adjuvanten  ge- 
schritten werden. 

Versetzung.  ME  31.  Dez.  1861:  Im  Interesse  des  Dienstes  kann 
ein  Lehrer  auch  gegen  seinen  Willen  nach  einer  anderen  Stelle  ver- 
setzt werden.  Eine  Strafversetzung  im  Wege  des  Disciplinarverfahrens 
ist  jedoch  ausgeschlossen  vergl.  §  16  und  87  des  Gesetzes  vom  21.  Juli 
1852  (GS  465);  ME  17.  Aug.  1867.  Eine  Ausgleichung  von  Gehaltsdiffe- 
renzenist regierungsseitig  event.  in  Erwägung  zu  ziehen  ME  25.  Sept.  1869. 

Das  Disciplinargesetz  vom  21.  Juli  1852  (GS  465)  gilt  auch 
f&r  Lehrer.  Es  bestimmt  (unter  Fortlassung  der  hier  nicht  in  Frage 
kommenden  Punkte): 

§  2.  Ein  Beamter,  welcher  die  Pflichten  verletzt,  die  ihm  sein  Amt  auferlegt, 
oder  sich  darch  sein  Verhalten  in  und  aofser  dem  Amte  der  Achtung,  des  Ansehens 
oder  des  Vertrauens,  die  sein  Beruf  erfordert,  unwQrdig  zeigt,  unterliegt  den  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes. 
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i  3.  Ist  eine  der  unter  §  2  fallenden  Handlungen  (Dienstvergehen)  zugleich  in 
den  gemeinen  Strafgesetzen  vorgesehen ,  so  können  die  durch  dieselben  angedrohten 
Strafen  nur  auf  Grund  des  gewöhnlichen  Strafverfahrens  von  demjenigen  Gerichten 
ausgesprochen  werden,  welche  fQr  die  gewöhnlichen  Strafsachen  zuständig  sind. 

§  4.  Im  Laufe  einer  gerichtlichen  Untersuchung  darf  gegen  dm  Angeschul- 
digten ein  Disciplinarverfahren  wegen  der  nftmlichen  Tbatsachen  nicht  eingeleitet 
werden. 

Wenn  im  Laufe  eines  Disciplinanrerfahrens  wegen  der  n&mlichen  Thatsachen 
eine  gerichtliche  Untersuchung  gegen  den  Angeschuldigten  eröffnet  wird,  so  mufs 
das  Disciplinarverfahren  bis  zur  rechtskr&ftigen  Erledigung  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens ausgesetzt  werden. 

§  5.  Wenn  von  den  gewöhnlichen  Strafgerichten  auf  Freisprechung  erkannt 
ist,  so  findet  wegen  der  Thatsachen,  welche  in  der  gerichtlichen  Untersuchung  zur 
Erörterung  gekommen  sind,  ein  Disciplinarverfahren  nur  noch  insofern  statt,  als 
dieselben  an  sich  und  ohne  Beziehung  zu  dem  gesetzlichen  Thatbestande  der  Über- 
tretung, des  Vergehens  oder  Verbrechens,  welche  den  Gegenstand  der  Untersuchung 
bildeten,  ein  Dienstvergehen  enthalten. 

Ist  in  einer  gerichtlichen  Untersuchung  eine  Verurteilung  ergangen,  welche  den 
Verlust  des  Amtes  nicht  zur  Folge  gehabt  hat,  so  bleibt  derjenigen  Behörde,  welche 
fiber  die  Einleitung  des  Disciplinarverfahrens  zu  verfügen  hat,  die  Entscheidung 
darüber  vorbehalten,  ob  aufserdem  ein  Disciplinarverfahren  einzuleiten  oder  fortzu- 
setzen sei. 

§  6.  Spricht  das  Gesetz  bei  Dienstvergehen,  welche  Gegenstand  eines  Disciplinar- 
verfahrens werden,  die  Verpflichtung  zur  Wiedererstattung  oder  zum  Schadenersatze 
oder  eine  sonstige  civilrechtliche  Verpflichtung  aus,  so  gehört  die  Klage  der  Be- 
teiligten vor  das  Civilgericht  (jedoch  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  §  tOO). 

§  7.  Ist  von  dem  gewöhnlichen  Strafrichter  auf  eine  Freiheitsstrafe  von  längerer 
als  einjähriger  Dauer,  auf  eine  schwerere  Strafe,  auf  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte,  auf  immerwährende  oder  zeitige  Unfähigkeit  zu  öffentlichen  Ämtern, 
oder  auf  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  erkannt,  so  zieht  das  Straferkenntnis  den 
Verlust  des  Amtes  von  selbst  nach  sich,  ohne  dafs  darauf  besonders  erkannt  wird. 

§  8.  Ein  Beamter,  welcher  sich  ohne  den  vorschriftsmäfsigen  Urlaub  von  seinem 
Amte  entfernt  hält,  oder  den  erteilten  Urlaub  überschreitet,  ist,  wenn  ihm  nicht  be- 
sondere Entschuldigungsgründe  zur  Seite  stehen,  für  die  Zeit  der  unerlaubten  Ent- 
fernung seines  Diensteinkommens  verlustig. 

§  9.  Dauert  die  unerlaubte  Entfernung  länger  als  acht  Wochen,  so  hat  der  Be- 
amte seine  Dienstentlassung  verwirkt. 

Ist  der  Beamte  dienstlich  aufgefordert  worden,  sein  Amt  anzutreten  oder  zu 
demselben  zurückzukehren,  so  tritt  die  Strafe  schon  nach  fruchtlosem  Ablauf  von 
vier  Wochen  seit  der  Aufforderung  ein. 

§  10.  Die  Entziehung  des  Diensteinkommens  wird  von  deijenigen  Behörde  ver- 
fügt, welche  den  Urlaub  zu  erteilen  bat.  Im  Falle  des  Widerspruchs  findet  das 
förmliche  Disciplinarverfahren  statt. 

§  11.  Die  Dienstentlassung  kann  nur  im  Wege  des  förmlichen  Disciplinarver- 
fahrens ausgesprochen  werden.  Sie  wird  nicht  verhängt,  wenn  sich  ergibt,  dafs  der 
Beamte  ohne  seine  Schuld  seinem  Amte  fern  gewesen  ist. 

§  12.  Die  .Einleitung  des  Disciplinarverfahrens  wegen  unerlaubter  Entfernung 
vom  Amte  und  die  Dienstentlassung  vor  Ablauf  der  Fristen  (§  9)  ist  nicht  ausge- 
schlossen, wenn  sie  durch  besonders  erschwerende  Umstände  als  gerechtfertigt 
erscheint 

§  13.  Die  in  §  9  erwähnte  Aufforderung,  sowie  alle  anderen  Aufforderungen, 
Mitteilungen,  Zustellungen  und  Vorladungen,  welche  nach  den  Bestimmungen  dieses 
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Gesetzes  erfolgen,  sind  gültig  und  bewirken  den  Lanf  der  Fristen,  wenn  sie  dem 
Adressaten  unter  Beobachtung  der  fOr  gerichtliche  Insinuationen  Torgeschriebenen 
Formen  in  Person  zugestellt,  oder  wenn  sie  in  seiner  letzten  Wohnung  an  dem  Orte 
insinuiert  werden ,  wo  er  seinen  letzten  Wohnsitz  im  Inlande  hatte.  Die  vereideten 
Yerwaltungsbeamten  haben  dabei  den  Glauben  der  Oerichtsboten. 

§  14.  Die  Disciplinarstrafen  bestehen  in  Ordnungsstrafen  oder  Entfernung  aus 
dem  Amte. 

§  15.    Ordnungsstrafen  sind  Warnung,  Verweis,  Ocldbufse  .... 

i  (6.  Die  Entfernung  aus  dem  Amte  kann  bestehen ... .  2.  in  Dienstentlassung. 
Diese  Strafe  zieht  den  Verlust  des  Titels  und  Pensionsanspruches  von  selbst  nach 
sich ;  es  wird  darauf  nicht  besonders  erkannt,  es  sei  denn,  dafs  Tor  Beendigung  des 
Disciplinarverfahrens  aus  irgend  einem  von  dessen  Ergebnis  unabhängigen  Grunde 
das  AmtsTorhältnis  bereits  aufgehört  hat  und  daher  auf  Dienstentlassung  nicht  mehr 
zu  erkennen  ist.  Gehört  der  Angeschuldigte  zu  den  Beamten,  welche  einen  An- 
spruch auf  Pension  haben,  und  lassen  besondere  Umst&nde  eine  mildere  Beurteilung 
zu,  so  ist  die  Disciplinarbehörde  erm&chtigt,  in  ihrer  Entscheidung  zugleich  festzu- 
setzen, dafs  dem  Anueschuldigten  ein  Teil  des  regelmentsra&fsigen  Pensionsbetrages 
auf  Lebenszeit  oder  auf  gewisse  Jahre  als  UnterstOtzung  zu  verabreichen  sei. 

§  21.  Gegen  die  Verfügung  von  Ordnungsstrafen  findet  nur  Beschwerde  im  vor- 
geschriebenen Instanzenzuge  statt. 

§  22.  Der  Entfernung  aus  dem  Amte  roufs  ein  förmliches  Disciplinarverfahren 
vorhergehen.  Dasselbe  besteht  in  der  von  einem  Kommissar  zu  führenden  schrift- 
lichen Voruntersuchung  und  in  einer  mündlichen  Verhandlung  nach  den  folgenden 
n&heren  Bestimmungen. 

S  23.  Die  Einleitung  des  Disciplinarverfahrens  wird  verfügt  und  der  Unter- 
snchungskommissar  ernannt: ....  2.  von  dem  Vorsteher  der  Behörde,  welche  die  ent- 
scheidende Disciplinarbehörde  bildet  i§  24),  oder  von  dem  vorgesetzten   Ministen 

§  24.  Die  entscheidenden  Disciplinarbehörden  erster  Instanz  sind : . . . .  2.  die 
Regierungen,  die  Provinzialschulkollegien 

§  27.  Für  den  Fall,  dafs  bei  der  zuständigen  Disciplinarbehörde  die  beschlnfs- 
fähige  Anzahl  von  Mitgliedern  nicht  vorhanden  ist,  oder  wenn  auf  den  Antrag  des 
Beamten  der  Staatsanwaltschaft  oder  des  Angeschuldigten  der  Disciplinarhof  das 
Vorhandensein  von  Gründen  anerkennt,  aus  welchen  die  Unbefangenheit  der  zu- 
ständigen Disciplinarbehörde  bezweifelt  werden  kann,  tritt  eine  andere  durch  das 
Staatsministerium  substituierte  Disciplinarbehörde  an  deren  Stelle. 

§  31.  Uei  den  Provinzialbehörden  werden  die  Disciplinarsachen  in  besonderen 
Plenarsitzungen  erledigt,  an  welchen  mindestens  drei  stimmberechtigte  Mitglieder 
teilnehmen  müssen.  In  diesen  Plenarttitzungen  steht  bei  den  Regierungen  den  Mitgliedern 
nur  dasjenige  Stimmrecht  zu,  welches  ihnen  durch  die  allgemeinen  Vorschriften  für 
Verhandlungen  im  Plenum  beigelegt  ist.  Bei  den  übrigen  Provinzialbehörden  nehmen 
an  den  zur  Erledigung  der  Disciplinarsachen  bestimmten  Plenarsitzungen  nur  die 
etatsmäCsigen  Mitglieder  und  diejenigen  teil,  welche  eine  etatsmäCsige  Stelle  versehen. 
....  Alle  in  dieser  Weise  zur  Teilnahme  Berufenen  haben  ein  volles  Stimmrecht .... 

§  32.  In  der  Voruntersuchung  wird  der  Angeschuldigte  unter  Mitteilung  der 
Anklagepunkte  vorgeladen  und,  wenn  er  erscheint,  gehört;  es  werden  die  Zeui^en 
eidlich  vernommen  und  die  zur  Autklärung  der  Sache  dienenden  sonstigen  Beweise 
herbeigeschafft. 

Die  Verrichtungen  der  Staatsanwaltschaft  werden  durch  einen  Beamten  wahr- 
genommen, welchen  die  Behörde  ernennt,  von  welcher  die  Einleitung  des  Disciplinar- 
verfahrens verfügt  wird. 

Bei  der  Vernehmung  des  Angeschuldigten  und  dem  Verhöre  der  Zeugen  ist  ein 
vereideter  Protokollführer  zuzuziehen. 
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§  33.  Der  dem  Angeschuldigten  Torgesetzte  Minister  ist  erm&chtigt,  mit  RQck« 
sieht  auf  den  Aasfall  der  Yoruntersuchang  das  fernere  Verfahren  einzustellen  und 
geeignetenfalls  nur  eine  Ordnungsstrafe  zu  verhängen. 

Ist  eine  sonstige  Behörde,  welche  die  Einleitung  der  Untersuchung  TerfOgt  bat, 
der  Ansicht,  dafs  das  fernere  Verfahren  einzustellen  sei,  so  mufs  sie  darftber  an 
den  Minister  zu  dessen  Beschlufsnahme  berichten. 

In  beiden  Fftllen  erhält  der  Angeschuldigte  Ausfertigung  des  darauf  bezüglichen, 
mit  Gründen  zu  unterstützenden  Beschlusses. 

§  34.  Wird  das  Verfahren  nicht  eingestellt,  so  wird  nach  Eingang  der  von  dem 
Beamten  der  Staatsanwaltschaft  anzufertigenden  Anklageschrift  der  Angeschuldigte 
unter  abschriftlicher  Mitteilung  der  letzteren  zu  einer  von  dem  Vorsitzenden  zu  be- 
stimmenden Sitzung  zur  mündlichen  Verhandlung  vorgeladen. 

§  35.  Bei  der  mündlichen  Verhandlung,  welche  in  nicht  öffentlicher  Sitzung 
stattfindet,  gibt  zuerst  ein  von  dem  Vorsitzenden  der  Behörde  aus  der  Zahl  ihrer 
Mitglieder  ernannter  Referent  eine  Darstellung  der  Sache,  wie  sie  aus  den  bisherigen 
Verhandlungen  hervorgeht. 

Der  Angeschuldigte  wird  vernommen. 

Es  wird  darauf  der  Beamte  der  Staatsanwaltschaft  mit  seinem  Vor-  und  An-> 
trage  and  der  Angeschuldigte  mit  seiner  Verteidigung  gehört. 

Dem  Angeschuldigten  steht  das  letzte  Wort  zu. 

§  36.  Wenn  die  Behörde  auf  den  Antrag  des  Angeschuldigten  oder  des  Be- 
amten der  Staatsanwaltschaft,  oder  auch  von  Amts  wegen  die  Vernehmung  eines  oder 
mehrerer  Zeugen,  sei  es  durch  einen  Kommissar,  oder  mündlich  vor  der  Behörde 
selbst,  oder  die  Herbeischaffung  anderer  Mittel  zur  Aufklärung  der  Sache  für  an- 
gemessen erachtet,  so  erläfst  sie  die  erforderliche  Verfügung  und  verlegt  nötigen- 
falls die  Fortsetzung  der  Sache  auf  einen  anderen  Tag,  welcher  dem  Angeschuldigten 
bekannt  zu  machen  ist. 

§  37.  Der  Angeklagte,  welcher  erscheint,  kann  sich  des  Beistandes  eines  Ad- 
vokaten oder  Rechtsanwaltes  als  Verteidigers  bedienen.  Der  nicht  erscheinende 
Angeschuldigte  kann  sich  durch  einen  Advokaten  oder  Rechtsanwalt  vertreten 
lassen.  Der  Disciplinarbehörde  steht  es  jedoch  jederzeit  zu,  das  persönliche  Er« 
scheinen  des  Angeschuldigten  unter  der  Warnung  zu  verordnen,  daCs  bei  seinem 
Ansbleiben  ein  Verteidiger  zu  seiner  Vertretung  nicht  werde  zugelassen  werden. 

§  38.  Bei  der  Entscheidung  hat  die  Disciplinarbehörde,  ohne  an  positive 
Beweisregeln  gebunden  zu  sein,  nach  ihrer  freien,  aus  dem  ganzen  Inbegriff  der 
Verhandlungen  und  Beweise  geschöpften  Überzeugung  zu  beurteilen,  in  wieweit  die 
Anschuldigung  für  begründet  zu  erachten. 

Die  Entscheidung  kann  auch  auf  eine  blofse  Ordnungsstrafe  lauten. 

Die  Entscheidung,  welche  mit  Gründen  versehen  sein  mofs,  wird  in  der  Sitzung, 
in  welcher  die  mündliche  Verhandlung  beendet  worden  ist,  oder  in  einer  der  nächsten 
Sitzungen  verkündigt  und  eine  Ausfertigung  derselben  dem  Angeschuldigten  auf  sein 
Verlangen  erteilt 

§  39.  Über  die  mündliche  Verhandlung  wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches 
die  Namen  der  Anwesenden  und  die  wesentlichen  Momente  der  Verhandlung  ent- 
halten mufs.  Das  Protokoll  wird  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Protokollführer 
onterzeichnet 

§  40.    Das  Rechtsmittel  des  Einspruchs  findet  nicht  statt. 

§  41.  Gegen  die  Entscheidung  steht  die  Berufung  an  das  Staatsministerium 
sowohl  dem  Beamten  der  Stsatsanwaltschaft  als  dem  Beklagten  offen. 

§  42.  Die  Anmeldung  der  Berufung  geschieht  zu  Protokoll  oder  schriftlich  bei 
der  Behörde,  welche  die  anzugreifende  Entscheidung  erlassen  bat.  Von  selten  des 
Angeschuldigten  kann  sie  auch  durch  einen  Bevollmächtigten  geschehen. 
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Die  Frist  za  dieser  Aomeldung  ist  eine  rierwAchentliche,  welche  mit  dem  Ab« 
lanfe  des  Tages,  an  welchem  die  Entscheidung  verkündigt  worden  ist,  und  für  den 
Angeschuldigten,  welcher  hierbei  nicht  zugegen  war,  mit  dem  Ablaufe  des  Tages  be« 
ginnt,  an  welchem  ihm  die  Entscheidung  zugestellt  worden  ist. 

§  43.  Zur  schriftlichen  Rechtfertigung  der  Berufung  steht  demjenigen ,  der 
dieselbe  rechtzeitig  angemeldet  hat,  eine  fernere  Yierzehnt&gigo  Frist  offen. 

Diese  Frist  kann  auf  den  Antrag  des  Appellanten  angemessen  verlängert  werden. 

Neue  Thatsachen,  welche  die  Grundlagen  einer  anderen  Beschuldigung  bilden, 
dürfen  in  zweiter  Instanz  nicht  vorgebracht  werden. 

§  44.  Die  Anmeldung  der  Berufung  und  die  etwa  eingegangene  Appellations- 
schrift wird  dem  Appellanten  in  Abschrift  zugestellt,  oder  dem  Beamten  der  Staats- 
anwaltschaft ,   falls  er  Appellat  ist,  in  Urschrift  vorgelegt. 

Innerhalb  vierzehn  Tagen ,  nach  erfolgter  Zustellung  oder  Vorlegung  kann  der 
Appellat  eine  Gegenschrift  einreichen. 

Diese  Frist  kann  auf  den  Antrag  des  Appellaten  angemessen  verlängert  werden. 

§  45.  Nach  Ablauf  der  in  §  44  bestimmten  Frist  werden  die  Akten  an  das 
Staatsministerium  eingesandt. 

Das  Staatsminiflterium  beschliefst  auf  den  Vortrag  eines  von  dem  Vorsitzenden 
ernannten  Referenten. 

Ist  die  Berufung  von  der  Entscheidung  einer  Provinzialbehörde  eingelegt,  so 
Jcann  das  Staatsministerium  keinen  Beschlufs  fassen,  bevor  das  Gutachten  des  Dis- 
cipUnarhofes  eingeholt  ist. 

§  47.  Eine  jede  Entscheidung  einer  Disciplinarbehörde,  gegen  die  kein  Rechts- 
mittel weiter  stattfindet,  und  durch  welche  die  Dienstentlassung  ausgesprochen  ist, 
bedarf  der  Bestätigung  des  Königs,  wenb  der  Beamte  vom  Könige  ernannt  oder  be- 
stätigt worden  ist. 

§  48.    Die  Suspension  eines  Beamten  vom  Amte  tritt  kraft  des  Gesetzes  ein, 

1.  wenn  in  dem  gerichtlichen  Strafverfahren  seine  Verhaftung  beschlossen  oder 
gegen  ihn  ein  noeh  nicht  rechtskräftig  gewordenes  Urteil  erlassen  ist,  welches  auf 
den  Verlust  des  Amtes  lautet,    oder  diesen  kraft    des   Gesetzes  nach  sich   zieht; 

2.  wenn  im  Disciplinarverfahren  eine  noch  nicht  rechtskräftige  Entscheidung  ergangen 
ist,  welche  auf  Dienstentlassung  lautet. 

§  49 .  In  dem  im  vorhergehenden  Paragraphen  unter  Nr.  1  vorgesehenen  Falle 
dauert  die  Suspension  bis  zum  Ablauf  des  zehnten  Tages  nach  Wiederaufhobung 
des  Verbaftungsbeschlusses  oder  nach  eingetretener  Rechtskraft  desjenigen  Urteils 
höherer  Instanz,  durch  welches  der  angeschuldigte  Beamte  zu  einer  anderen  Strafe 
als  der  bezeichneten  verurteilt  wird. 

Lautet  das  rechtskräftige  Urteil  auf  Freiheitsstrafe,  so  dauert  die  Suspension, 
bis  das  Urteil  vollstreckt  ist.  Wird  die  Vollstreckung  des  Urteils  ohne  Schuld  des 
Verurteilten  aufgehalten  oder  unterbrochen,  so  tritt  für  die  Zeit  des  Aufenthalts 
oder  der  Unterbrechung  eine  Gehaltsverkürzung  nicht  ein.  Dasselbe  gilt  für  die 
im  ersten  Absätze  dieses  Paragraphen  erwähnte  Zeit  von  zehn  Tagen,  wenn  nicht 
vor  Ablauf  derselben  die  Suspension  vom  Amte  im  Wege  des  Disciplinarverfahrens 
beschlossen  wird. 

In  dem  §  48  unter  Nr.  2  erwähnten  Falle  dauert  die  Suspension  bis  zur  Rechts- 
kraft der  in  der  Disciplinarsache  ergehenden  Entscheidung. 

§  50.  Die  zur  Einleitung  der  Disciplinaruntersuchung  ermächtigte  Behörde 
kann  die  Suspension,  sobald  gegen  den  Beamten  ein  gerichtliches  Strafverfahren 
eingeleitet  oder  die  Einleitung  einer  DisciplinaruntersuchuDg  verfügt  wird,  oder  auch 
demnächst  im  Laufe  des  Verfahrens  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  verfügen. 

§  51.    Der  suspendierte  Beamte  behält  während  der  Suspension  die  Hälfte  seines 
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Diensteinkomiiipns.  Anf  die  fftr  die  Dienstnnkoatcn  besonders  angesetzten  Beträge 
ist  bei  Berechnung  der  Hälfte  des  Dienstein kommens  keine  Rücksiebt  zu  nehmen, 
r  Der  innebehaltene  Teil  des  Diensteinkommens  ist  zu  den  Kosten ,  welche  durch 
die  Stellvertretung  verursacht  werden,  der  etwaige  Rest  zu  den  Untersuchungskosten 
zu  verwenden.  Einen  weiteren  Betrag  zu  den  Stell vertretnngskosten  zu  leisten  ist 
der  Beamte  nicht  verpflichtet 

$  52.  Der  zu  den  Kosten  nicht  verwendete  Teil  des  Einkommens  wird  dem  Be- 
amten nicht  nachgezahlt,  wenn  das  Verfahren  die  Entfernung  aus  dem  Amte  zur  Folge 
gehabt  hat. 

Erinnerungen  über  die  Verwendung  des  Einkommens  stehen  dem  Beamten 
nicht  zu;  wohl  aber  ist  ihm  auf  Verlangen  eine  Nachweisung  über  diese  Verwendung 
zu  erteilen. 

§  53.  Wird  der  Beamte  freigesprochen,  so  mufs  ihm  der  innebehaltene  Teil 
des  Diensteinkommens  vollständig  nachgezahlt  werden. 

Wird  er  nur  mit  einer  Ordnungsstrafe  belegt,  so  ist  ihm  der  innebehaltene  Teil, 
ohne  Abzug  der  Stellvertretungskosten,  nachzuzahlen,  soweit  derselbe  nicht  zur 
Deckung  der  Untersuchungskosten  und  der  Ordnungsstrafe  erforderlich  ist. 

§  54.  Wenn  Qefahr  im  Verzuge  ist,  kann  einem  Ueamten  auch  von  solchen 
Vorgesetzten,  die  seine  Suspension  zu  verfügen  nicht  ermächtigt  sind,  die  Ausübung 
der  Amtsverrichtungen  vorläufig  untersagt  werden;  es  ist  aber  darüber  sofort  an 
die  höhere  Behörde  zu  berichten. 

§  S3.  Beamte,  welche  auf  Probe,  auf  Kündigung  oder  sonst  auf  Widerruf  an- 
gestellt sind,  können  ohne  förmliches  Disciplinarverfahren  von  der  Behörde,  welche 
ihre  Anstellung  verfügt  hat,  entlassen  werden. 

Dem  auf  Grund  der  Kündigung  entlassenen  Beamten  ist  in  allen  Fällen  bis  zum 
Ablaufe  der  Kündigung  sein  volles  Diensteinkommen  zu  gewähren. 

§  87.  Die  nachbenannten  Verfügungen,  welche  im  Interesse  des  Dienstes  ge- 
troffen werden  können,  sind  nicht  Gegenstand  des  Disciplinarverfahrens,  vorbehaltlich 
des  im  §  46  vorgesehenen  Falles: 

1.  Versetzung  in  ein  anderes  Amt  von  nicht  geringerem  Range  und  etats- 
mäfsigem  Diensteinkommen,  mit  Vergütung  der  reglementsmäfsigen  Umzugskosten. 
Als  eine  Verkürzung  im  Einkommen  ist  es  nicht  anzusehen,  wenn  die  Gelegenheit 
zur  Verwaltung  von  Nebenämtern  entzogen  wird  oder  die  Beziehung  der  für  die 
Dienstunkosten  besonders  angesetzten  Einnahmen  mit  diesen  Unkosten  selbst  fort- 
fällt 

2.  einstweilige  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  Gewährung  von  Wartegeld 
nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  der  Verordnungen  vom  14.  Juni  und  24.  Oktober 
1  b4S.  Wartegeldempfönger  sollen  bei  Wiederbesetzung  erledigter  Stellen ,  für  welche 
sie  sich  eignen,  vorzugsweise  berücksichtigt  werden. 

3.  gänzliche  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  Gewährung  der  vorschrifts- 
mätsigen  Pension  nach  Mafsgabe  der  §§  8S  ff.  dieses  Gesetzes. 

§  8S.  Ein  Beamter,  welcher  durch  Blindheit,  Taubheit  oder  ein  sonstiges 
körperliches  Gebrechen  oder  wegen  Schwäche  seiner  geistigen  oder  körperlichen 
Kräfte  zur  Erfüllung  seiner  Amtspflichten  dauernd  unfähig  ist,  soll  in  den  Ruhe- 
stand versetzt  werden. 

§  89.  Sucht  der  Beamte  in  einem  solchen  Falle  seine  Versetzung  in  den  Ruhe- 
stand nicht  nach,  so  wird  ihm  oder  nötigenfalls  seinem  hierzu  besonders  zu  be- 
stellenden Kurator  von  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  unter  Angabe  des  zu  ge- 
währenden Pensionsbetrages  und  der  Gründe  der  Pensionierung  eröffnet ,  daCs  der 
Fall  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  vorliege. 

§  90.  Innerhalb  sechs  Wochen  nach  einer  solchen  Eröfihung  kann  der  Beamte 
eine  Einwendungen  bei  der  vorgesetzten   Behörde  anbringen.    Ist  dieses  geschehen, 
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flo  werden  die  Verhandlungen  an  den  vorgesetzten  Minister  eingereicht,  welcher,  so- 
fern nicht  der  Beamte  von  dem  Könige  ernannt  ist,  über  die  Pensionierung  ent- 
scheidet. 

Gearen  diese  Entscheidung  steht  dem* Beamten  der  Rekurs  an  das  Staatsmini- 
sterium  binnen  einer  Frist  von  vier  Wochen  nach  Empfang  der  Entscheidung  zu. 

Des  Relcursrechtes  ungeachtet  kann  der  Beamte  von  dem  Minister  sofort  der 
weiteren  AmtSTerwaltnng  vorläufig  enthoben  werden. 

§  91.  Dem  Beamten,  dessen  Versetzung  in  den  Buhest  and  verfügt  ist,  wird 
das  volle  Gehalt  noch  bis  zum  Ablaufe  desjenigen  Vierteljahres  fortgezahlt,  welches 
auf  den  Monat  folgt,  in  dem  ihm  die  schliefsliche  Verfügung  über  die  erfolgte  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  mitgeteilt  worden  ist 

§  92.    Wenn  ein  Beamter  gegen  die  ihm  gemachte  Eröffnung  (S  89)  innerhalb  . 
-sechs  Wochen  keine  Einwendungen  erhoben  bat,   so  wird  in  derselben  Weise  yer- 
fttgt,  als  wenn  er  seine  Pensionierung  selbst  nachgesucht  hätte. 

Die  Zahlung  des  vollen  Gehalts  dauert  bis  zu  dem  im  §  91  bestimmten  Zeit- 
punkte. 

§  93.  Ist  ein  Beamter  vor  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  Pensionsberechti- 
gung für  ihn  eingetreten  sein  würde,  dienstunfähig  geworden,  so  kann  er  gegen 
seinen  WiUen  nur  unter  Beobachtung  derjenigen  Formen,  welche  für  die  Disciplinar- 
untersuchung  vorgeschrieben  sind,  in  den  Ruhestand  versetzt  werden. 

Wird  es  jedoch  für  angemessen  befunden,  dem  Beamten  eine  Pension  zu  dem 
iietrage  zu  bewilligen,  welcher  ihm  bei  Erreichung  des  vorgedachten  Zeitpunktes 
zustehen  würde,  so  kann  die  Pensionierung  desselben  nach  den  Vorschriften  der 
§S  88—92  erfolgen. 

§  95.  In  Bezug  auf  die  mittelbaren  Staatsdiener  bleiben  die  wegen  Pensionierung 
derselben  bestehenden  Vorschriften  in  Kraft. 

Wenn  jedoch  mittelbare  Staatsdiener  vor  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  eine 
Pensionsberechtigung  für  sie  eingetreten  sein  würde,  dienstunfähig  geworden,  so 
können  auch  sie  gegen  ihren  Willen  nur  unter  den  für  Beamte  im  unmittelbaren 
ßtaatsdienste  vorgeschriebenen  Formen  in  den  Ruhestand  versetzt  werden. 

§  100.  Alle  diesem  Gesetze  entgegenstehenden  Bestimmungen  sind  aufgehoben. 
Dagegen  wird  durch  dasselbe  in  der  Befugnis  der  Aufsichtsbehörden,  im  Aufsichts- 
wege Beschwerden  Abhilfe  zu  verschalen  oder  Beamte  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
in  einzelnen  Sachen  anzuhalten  und  dabei  alles  zu  thnn,  wozu  sie  nach  den  be- 
stehenden Gesetzen  ermächtigt  sind,  nichts  geändert. 

Disoiplinarverfahren.  ME  19.  März  1866:  Auch  wenn  ein 
angeschuldigter  Lehrer  gerichtlich  aufser  Verfolgung  gesetzt  ist,  nimmt 
das  Disciplinarverfahren  seinen  Lauf.  Denn  mit  alleiniger  Ausnahme 
freisprechender  Urteile  schliefsen  keinerlei  Beschlüsse  der  Grerichte 
das  freie  und  uneingeschränkte  Ermessen  der  Disciplinarbehorden  aus, 
da  Strafreohtspflege  und  Beamtendisciplin  völlig  selbständige  und  von 
einander  völlig  unabhängige  Gebiete  sind  ME  12.  Mai  1866  (vergl.  §  5 
des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1852). 

ME  8.  Jan.  1869:  Mit  den  Punktionen  der  Staatsanwaltschaft  wird 
in  Disciplinaruntersuchungen  in  der  Regel  ein  Mitglied  der  erkennenden 
Provinzialbehörde  betraut.  Wo  dies  nach  obwaltenden  Verhältnissen 
nicht  auszufahren  ist,  kann  ausnahmsweise  entweder  ein  ihr  unter- 
geordneter Beamter  mit  entsprechendem  Auftrage  versehen   oder  eine 
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koordinierte  Behörde  ersncht  werden,   einen  ihrer  Beamten  zur  Über- 
nahme der  Funktion  als  Staatsanwalt  zn  bestimmen. 

Das  formliche  Disciplinarverfahren  ist  überhaupt  nur  dann  einzu- 
leiten, wenn  die  vorläufigen  Verhandlungen  eine  sichere  Unterlage  fUr 
den  Antrag  auf  Amtsentsetzung  darbieten.  Wo  diese  Voraussetzung 
fehlt  und  die  von  einem  Lehrer  begangene  Dienstwidrigkeit  durch 
Warnung,  Verweis  oder  Ordnungsstrafe  angemessene  Rüge  erf&hrt,  ist 
nach  den  §§22  ff.  des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1852  nicht  vorzugehen. 

ME  18.  März  1874:  Die  Anmeldung  der  Berufung  gegen  ein  im 
Disciplinarverfahren  ergangenes  Urteil  genügt  zur  Wahrung  dieses 
Rechtsmittels  an  sich,  während  die  etwaige  Versäumung  der  gesetz- 
lich bestimmten  oder  auf  Antrag  gewährten  Frist  zur  Einreichung  einer 
Rechtfertigungsschrift  bezw.  das  Unterlassen  der  Einreichung  den  Ver- 
lust des  rechtzeitig  angemeldeten  Rechtsmittels  nicht  zur  Folge  hat. 

ME  23.  Nov.  1868:  Die  Vorschriften  des  Disciplinargesetzes  finden 
auch  auf  Lehrer  in  der  Provinz  Hannover  Anwendung  vergl.  Verord- 
nung vom  23.  Sept.  1867  (GS  1613)  und  Staatsministerialbeschluls  vom 
31.  Okt.  1868. 

ME  12.  Nov.  1878:  Bei  Amtssuspensionen  ist  fllr  eine  ge- 
hörige Stellvertretung  im  Schuldienste  rechtzeitig  Sorge  zu  tragen. 

ME  21.  Okt.  1861:  Die  Kosten  der  Stellvertretung  eines  vom  Amte 
suspendierten  Lehrers,  soweit  sie  aus  der  innebehaltenen  Oehaltshälfte 
nicht  gedeckt  werden,  fallen  lediglich  den  zur  Unterhaltung  der  Schule 
Verpflichteten  zur  Last  vergl.  ME  26.  Aug.  1864. 

ME  6.  Nov.  1860:  Vor  Bestimmung  von  Remunerationen  (fllr  Stell- 
vertretung) seitens  der  Regierungen  ist  der  Schulvorstand  mit  einer 
gutachtlichen  Aulserung  zu  hören. 

ME  13.  Mai  1880:  Die  Mitverwendung  des  zur  Lehrerbesoldung 
gewährten  Staatszuschusses,  welcher  während  der  Amtssuspension  ein- 
behalten worden,  zur  Deckung  der  Stellvertretungskosten  ist  keines- 
wegs ausgeschlossen  vergl.  ME  14.  Juni  1877. 

ME  26.  März  1881:  Wenn  einem  suspendierten  Lehrer  als  Unter- 
stützung auf  Lebenszeit  ein  Teil  der  gesetzlichen  Pension  gewährt 
werden  soll,  so  ist  dieser  Betrag  deshalb,  weil  der  Betreffende  im  Dis- 
ciplinarwege  aus  dem  Amte  entlassen  worden,  nicht  geringer  zu  be- 
messen, „denn  seine  Dienstvergehen  sind  durch  die  Dienstentlassung 
und  den  damit  verbundenen  Verlust  des  Pensionsanspruches  gesühnt". 

ME  20.  Juni  1871:  Wird  eine  Disciplinaruntersuchung  gegen  einen 
gleichzeitig  im  Kirchendienst  stehenden  Lehrer  eingeleitet,  so  teilt  die 
Regierung  nach  Ernennung  des  Untersuchungskommissars  die  Verhand- 
lungen dem  Konsistorium  usw.  zur  Beschlufsfassung  wegen  des  kirch- 
lichen Amtes  mit.  Gleichzeitig  mit  der  Vorlegung  der  Verhandlungenbei 
der  Regierung  macht  der  ernannte  Kommissarius  dem  Konsistorium  usw. 
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Anzeige.  Nach  Abfassung  der  erstinstanzlichen  Entscheidung  seitens 
der  Regierung  werden  die  Akten  zur  Entscheidung  über  das  Kirchen- 
amt  dem  Konsistorium  usw.  mitgeteilt. 

Entlassung.  KO  24.  Dez.  1836:  Wegen  Trunkenheit,  unred- 
lichen Schuldenmachens,  Hazardspiels,  Agiotierens  mit  Eisenbahn-  und 
anderen  Wertpapieren,  Verletzung  der  Amtsverschwiegenheit  sollen 
SohuUehrer  im  Wege  der  Disciplinaruntersuchung  ohne  Pension  ent- 
lassen werden. 

ME  5.  Juli  1862:  Entscheidung  über  die  Entlassung  eines  Lehrers 
hat  allein  die  Aufsichtsbehörde  zu  fällen  vergl.  ME  12.  Sept.  1870.  Den 
Frivatpatronen  steht  eine  Disciplinargewalt  über  die  von  ihnen  be- 
rufenen oder  mit  Grenehmigung  der  Aufsichtsbehörde  auf  Kündigung 
angenommenen  Lehrer  ebensowenig  wie  eine  Kündigung  oder  Entlassung 
derselben  zu  vergl.  ME  11.  Juli  1863  und  2.  Okt.  1868. 

Provisorisch  angestellte  Lehrer  können  ohne  weiteres  und  ohne 
Anspruch  auf  Pension  entlassen  werden  ME  23.  Febr.  1864,  vergl. 
16.  März  1859.  Einer  Disciplinaruntersuchung  bedarf  es  hierbei  nicht, 
sondern  nur  einer  Verfügung;  hingegen  ist  eine  gründliche  Ermittelung 
des  Sach Verhältnisses,  aus  der  sich  die  Notwendigkeit  der  Mafsregel 
ergeben  soll,  unerlälslich. 

Mit  Rücksicht  auf  des  Lehrers  Stand  und  Stellung  ist  ihm  eine 
Kündigung  seinerseits  nahe  zu  legen  ME   11.  Febr.  1841. 

(Über  Amtsentlassung  einer  Lehrerin  bei  Verheiratung  vergl.  GE 
15.  Juli  1892). 

3.  Kapitel.    Die  Sclmlgeiiielnde. 

§  1.     Organisation  und  Verwaltung  der  Schulgemeinde. 

Die  Schulgemeinde  ist  im  Bereich  des  allgemeinen  Landrechts,  in 
Neuvorpommern,  Hannover  und  Schleswig-Holstein  eine  Sozietät,  d.  h. 
die  Genossenschaft  aller  in  einem  Ortschaftsbezirke  ansässigen  selbst- 
ständigen Einwohner  (Tit.  6  Tl.  11  ALR:  Korporation.),  während  in 
den  linksrheinischen  Bezirken,  im  ehemaligen  Herzogtum  Nassau,  im 
Begierungsbezirk  Kassel,  in  Ost-  und  Westpreufsen  sowie  einzelnen 
Teilen  von  Schlesien  die  Schulgemeinden  mit  den  politischen  zusammen- 
fallen. 

Als   Voraussetzung    der  Mitgliedschaft  einer   Schulgemeinde   gilt 

1.  der  Wohnsitz  im  Schulbezirk, 

2.  bei  konfessionellen  Schulgemeinden  die  Angehörigkeit  zu  einem 
bestimmten  Religionsbekenntnis. 

Der  Schulbezirk  bildet  den  Umfang  der  Schulgemeinschaft  und 
wird  nach  §  18  1^.  K  der  Regierungsinstruktion  vom  23.  Okt.  1817 
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und  §  49  des  ZustÄndigkeitsgesetzes  vom  1.  Aug.  1883  von  der  Schul- 
aufsichtsbehörde abgegrenzt  und  organisiert. 

ME  10.  April  1 860 :  Die  Grenzen  der  Sohulgemeinde  sind  in  der 
Regel  mit  denen  der  politischen  Gemeinde  zusammenzulegen,  und  nur 
aus  gewichtigen,  im  öffentlichen  Interesse  liegenden  Gründen  ist  hier- 
von abzuweichen. 

ME  12.  Nov.  1873:  Aus-  und  Einschulungen  haben  sich  nicht  auf 
bestimmte  Persönlichkeiten,  sondern  auf  sämtliche  Konfessionsver- 
wandte des  betreffenden  Ortes  usw.  zu  erstrecken. 

ME  10.  Jan.  1866:  Die  Befugnis  der  Schulaufsichtsbehörde,  die- 
jenigen Einwohner  eines  Ortes,  für  welche  eine  besdndere  Konfessions- 
schule nicht  besteht,  der  Schule  einer  anderen  Religionspartei  zuzu- 
weisen,   steht  aufser  Zweifel  vergl.  ME  20.  Febr.  1877. 

ME  20.  Febr.  1868.  Über  Einschulung  von  Dissidenten  hat  unter 
„billiger  Berücksichtigung  der  von  den  Beteiligten  kundgegebenen 
Wünsche"  die  Regierung  zu  entscheiden  vergl.  0V6  4.  Febr.  1893. 

Da  die  Herstellung  gröfserer  Schulkörper  dem  Schulinteresse  zweifel- 
los entspricht  (ME  24.  Jan.  1873),  sind  konfessionell  getrennte  Schulen 
oder  Klassen,  besonders  dann,  wenn  für  die  einzelnen  pädagogisch  oder 
räumlich  schlecht  gesorgt  ist  (ME  10.  Nov.  1877),  möglichst  zu  einem 
simultanen  Organismus  zu  vereinigen,  wobei  flir  den  konfessionellen 
Religionsunterricht  ausreichend  zu  sorgen  und  im  übrigen  weniger  Ge- 
wicht darauf  zu  legen  ist,  ob  die  Kinder  in  den  sonstigen  Lehrgegen- 
ständen der  Volksschule  von  einem  katholischen  oder  evangelischen 
Lehrer  unterrichtet  werden  ME  16.  Juni  1873.  Auf  dem  Lande  jedoch, 
zumal  bei  weit  auseinander  liegenden  Ortschaften  zieht  ME  2.  Okt. 
1873  die  Herstellung  neuer  Schulen  und  Schulbezirke  der  Erweiterung 
schon  bestehender  vor. 

ME  8.  Jan.  1869:  Ordnungsmäfsig  mufs  jede  Ortschaft,  welche 
eine  eigene  Schule  nicht  besitzt,  einer  benachbarten  zugewiesen  werden, 
wodurch  die  volle  Zugehörigkeit  zur  Schulgemeinde  bedingt  wird. 

OYG  2.  März  1878:  Nach  §  18  der  Instruktion  vom  23.  Okt.  1817 
(GS  248)  hat  die  Regierung  die  im  Schulinteresse  notwendigen  Ein- 
richtungen selbständig  zu  treffen.  „Sie  hat  zu  bestimmen,  ob  ein  Schul- 
bezirk zu  teilen  ist  oder  nicht,  ob  in  einem  Schulbezirke,  falls  sie  die 
Vermehrung  der  Lehrkräfte  für  notwendig  erachtet,  die  Erweiterung 
der  bestehenden  oder  die  Errichtung  einer  neuen  Schule  erfolgen  soll. 
Sie  ist  berechtigt,  in  letzterem  Falle  anzuordnen,  in  welchem  Teile 
des  Schulbezirks  die  Schule  einzurichten  sei.^^ 

ME  8.  Juni  1868:  Die  Begründung  einer  neuen  Sohulgemeinde 
kann  nicht  versuchsweise  stattfinden,  sondern  sie  ist  eine  endgiltige, 
flir  die  Beteiligten  verbindliche  Anordnung,  gegen  welche  der  Rechts- 
weg unzulässig  ist  GEK  14.  Okt.  1871. 
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Die  Verwaltung  der  in  Schulgemeinschaften  befindlichen  Schul- 
anstalten wird  teils  von  den  Organen  der  betreffenden  Sozietät  oder 
politischen  Gemeinde  teils  von  besonderen  zu  diesem  Zwecke  geschaffenen 
Behörden  gefShrt,  und  zwar  in  Städten  von  den  nach  der  Instruktion  vom 
26.  Juni  18tl  gebildeten  Schuldeputationen,  auf  dem  Lande  von 
den  nach  der  Instruktion  vom  28.  Okt.  1812  angeordneten  Schulvor- 
ständen. (Vergl.  für  Hannover  Gesetz  über  die  Kirchen-  und  Schul- 
vorstände vom  14.  Okt.  1848,  5.  Nov.  1850  und  9.  Okt.  1864;  ffir 
Schleswig  §  64  der  Schulordnung  vom  24.  Aug.  1814;  für  Holstein 
Patent  vom  16.  Juli  1S64  —  Kuntze,  Volksschulwesen,  Nachtr.  II 1882 
S.  36  —  für  Nassau  Edikt  vom  24.  März  1817  §  13  und  Allgem.  Schul- 
ordnung §§  7—11.  13.  17.  21.  23.  25f.  30.  42f.  49f.  52—54.  61.  65.) 

Die  Verwaltungsthätigkeit  dieser  Organe  bezw.  Behörden  besteht 
in  der  Aufsicht  Über  die  äufsere  Verfassung  der  Schule,  der  Verwaltung 
des  Schulvermögens,  der  Aufstellung  des  Etats,  der  Ausschreibung  und 
Erhebung  der  Schulbeiträge  sowie  der  Entscheidung  über  etwaige  Re- 
klamationen. OVG  19.  Sept.  1876:  Die  Schulvorstände  werden  von  der 
Gemeinde  gewählt  oder  von  der  Obrigkeit  bestellt.  Ihr  Amt  ist  ein 
Ehrenamt,  zu  dessen  Annahme  jedes  Mitglied  der  Schulgemeinde  ver- 
pflichtet ist.O 

§  19  Tit.  12,  §  159  Tit.  11  Tl.  II  ALR:  Zur  Erledigung  besonderer 
Angelegenheiten  (wie  Schulbauten,  Erwerbung  und  Veräufserung  von 
Grundstücken,  Bewilligung  von  Gratifikationen  und  solchen  Gehaltszu- 
lagen, welche  nicht  von  Aufsich ts  wegen  angeordnet  werden  können) 
dürfen  neben  dem  Schulvorstande  Repräsentanten  der  Schulgemeinde 
gewählt  werden  vergl.  §  114  ff.  II  6  ALR. 

Prozesse  über  das  Schulvermögen  hat  der  Schulvorstand  zu  führen 
ME  22.  Aug.  1863:  In  der  Provinz  Preufsen  ist  nach  §  32  Nr.  3  der 
Schulordnung  von  1845  „zur  Anstellung  von  Klagen*'  (d.  h.  bei  Verfol- 
gung von  Rechtsansprüchen  vor  den  ordentlichen  Gerichten,  nicht  bei 
Klagen  vor  den  Verwaltungsgerichten  (vergl.  Entsch.  OVG  VI,  182,  186) 
die  „Approbation  der  Regierung*  erforderlich;  vergl.  aber  OVG  (I.  Sen.) 
13.  Mai  1891. 

Im  Verwaltungsstreitverfahren  kann  zwar  der  Schule  als  einem 
„selbständigen  Rechtssubjekt*'  ein  Mandatar  von  Amts  wegen  bestellt 
werden  ME  7.  Nov.  1881,  nicht  aber  einer  „Sohulgemeinde"  in  der  Pro- 
vinz Preufsen,  weil  eine  solche  im  Geltungsbereiche  der  Schulordnung 
von  1845  als  juristische  Person  nicht  besteht. 

ME  19.  April  1862:  Wo  nicht  die  Schulsozietät,  sondern  (nach  dem 
Kommunalprinzip)   die  politische  Gemeinde  die  Schulgemeinde  bildet 

1)  Aus  §§  12-18,  47—49  II  12  ALR  gebt  hervor,  dafs  die  SchuWorstände  nicht 
Vorsteher  der  Schalgemeinde  sondern  der  Schale  sind,  weshalb  ihnen  die  Rechte 
von  Korporationsvorständen  nicht  gebühren  vergl.  ME  22.  Sept.*  1859. 
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bat  bezOglieb  der  als  Kommunallast  obliegenden  ScbnlnnterbaltnngB- 
pfliobt  nicht  der  Schnlvorstand  einen  die  Grenieinde  bindenden  Bescblnfs 
zn  fassen;  sondern  dies  kann  nnr  in  denselben  Formen  nnd  dnrch  die- 
selben  Organe  gescbeben,  wiezn  reohtsgiltigen  Gtemeindebeschlflssen  Ober- 
haupt erforderlich  ist.  Demnach  ist  weder  der  Sohulpatron  noch  der 
Schnlvorstand  im  ganzen  befugt,  eine  Versammlung  der  zur  Schule 
gehörigen  Gemeinden  usw.  behufs  BesohlnJsfassung  Aber  einen  die  Schul- 
unterbaltnngslast  betreffenden  Gegenstand  mit  der  Wirkung  zu  berufen, 
dal«  die  ausbleibenden  Gemeindeglieder  durch  den  Beschlufs  der  er- 
schienen gebunden  sind. 

Interessenvertretung.  §§  12—18.  47.  49  II  12  ALR:  Die  Mit- 
glieder des  Schulvorstandes  sind  Vorsteher  und  Aufseher  der  Schule. 
Bei  kollidierenden  vermögensrechtlichen  Interessen  der  Schulgemeinde 
haben  sie  als  Vertreter  des  beteiligten  Schulinstituts  den  Vorteil  des 
letzteren  wahrzunehmen. 

In  Schlesien  ist  der  Schulvorstand  der  ausschliefsliche  gesetzliche 
Vertreter  der  Schulanstalt  OVG  (I.  Senat)  20.  Juni  1891. 

OVG  8.  Jan.  1879:  Bei  Feststellung  des  Geldwertes  der  Natu- 
ralien und  des  Ertrages  der  L&ndereien  (zum  Zwecke  der  Regu- 
lierung des  Lehrereinkommens)  sind  die  Beteiligten  einerseits  die  ein- 
zelnen Gemeinden  bezw.  Ortschaften,  anderseits  die  Schulstelle  bezw. 
der  Lehrer.  Einwohner  gutsherrlichen  Vorwerkslandes  werden  von 
dem  Grundherrn  vertreten. 

Rechtliches  Verhältnis  der  Schulpatrone  oder  Guts- 
herren zum  Schul  verbände.  In  gewissem  Sinne  ist  das  einzelnen 
Korporationen,  Inhabern  von  Pfrflnden,  Besitzern  von  RittergQtem  usw. 
nicht  selten  zustehende  Kollationsrecht  hinsichtlich  der  Lehrerstel- 
len analog  dem  Patronsrecbt  über  Kirchen  und  Kirohenstellen;  indessen 
kennt  das  Allgemeine  Landrecht  ein  besonderes  Schulpatronat  nicht; 
vergl.  ME  31.  Jan.  1876.  Nicht  einem  „Patron^,  sondern  nur  dem  Guts- 
herrn des  Orts,  an  welchem  die  Schule  sich  befindet,  sind  besondere 
Pflichten  und  Lasten  auferlegt,  und  nur  dann,  wenn  die  betreffende 
Schule  eine  Pfarrschule  und  der  Gutsherr  zugleich  Patron  der  Pfarr- 
kirche ist,  tritt  f&r  ihn  eine  Befreiung  von  solchen  Lasten  ein, 
welche  den  Mitgliedern  der  Schulgemeinde  hinsichtlich  der  Schulunter- 
haltung obliegen  ME  16.  Mai  1870. 

ALR  II12  §  33:  Gutsherrschaften  auf  dem  Lande  sind  verpflichtet, 
ihre  Unterthanen,  welche  zur  Aufbringung  ihres  schuldigen  Beitrags 
(zum  Unterhalt  des  Schullehrers)  ganz  oder  zum  Teil,  auf  eine  Zeit 
lang  unvermögend  sind,  dabei  nach  Kräften  zu  unterstützen.  0 

1)  Zu  diesen  sind  nach  OVG  24.  Jani  1893  nur  die  in  ihrem  natOrlichen  Zu- 
stande als  Banmaterialien  dienenden  wie  Steine,  Sanderde,  nicht  Holuiegel,  Kalk 
zn  z&hlen. 
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§  36  1.  6. :  Bei  Banten  nnd  Reparaturen  der  Schulgebände  müssen 
die  Magistrate  in  den  Städten  nnd  die  Gutsberrsehaften  auf  dem  Lande 
die  auf  dem  Gute  oder  Kämmereieigentum,  wo  die  Schule  sich  befindet, 
gewachsenen  oder  gewonnenen  Materialien,  soweit  solche  hinreichend 
vorhanden  und  zum  Bau  notwendig  sind,   unentgeltlich  verabfolgen. i) 

ME  28.  Febr.  1881:  Das  gutsherrliche  Verhältnis  und  die  auf  ihm 
begründeten  gutsherrlichen  Rechte  und  Pflichten  sind  insbesondere 
auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens  durch  die  neuere  Gesetzgebung 
keineswegs  gänzlich  beseitigt. 

Gutsherren  im  Sinne  des  Gesetzes  sind  nicht  nur  diejenigen,  denen 
früher  die  Patrimonialgerichtsbarkeit  2)  zustand;  denn  Gutsherr  ist  nicht 
gleichbedeutend  mit  Gerichtsherr  §§  87  ff.  Tit.  7;  §  23  ff.,  §  116 f. Tit.  17 
Teil  II  ALR.  Wie  aber  die  Gerichtsherrlichkeit  kein  Essentiale  der 
Gutsherrlichkeit  ist  und  vielfach  Güter  mit  gutsherrlichen  Rechten  be- 
standen, denen  eine  Gerichtsbarkeit  nicht  gebührte,  so  gewährt  ander- 
seits auch  die  Rittergntsqualität  an  sich  nicht  gutsherrliche  Rechte  über 
die  Schule,  vergl.  Entsch.  OVG  IV,  173  ff. 

ME  30.  April  1860:  „Ob  der  Besitzer  eines  Gutes  als  Gutsherr  anzu- 
sehen sei  oder  nicht,  kann  nur  aus  der  Gesamtheit  der  dem  Gute  ver- 
liehenen Rechte  beurteilt  werden;  indessen  legt  auch  für  sich  die  Eigen- 
schaft der  polizei-  oder  ortsobrigkeitlichen  Gewalt  3)  diesen  Charakter 
klar  ME  26.  Nov.  1862  vergl.  ME  25.  Jan.  I8661  Ebmeyer,  Rechts- 
verh.  135. 

In  der  Provinz  Posen  sind  als  Gutsherrschaft  im  Sinne  des  ALR  nur 
die  Besitzer  von  Rittergütern  anzusehen  ME  20.  Sept.  1881,  während 
Rittergutsbesitzer,  welche  in  diesem  Sinne  nicht  Gutsherren  sind, 
„associierte*'  (seil,  als  Hausväter  einer  Schulgemeinde)  heifsen  ME 
5.  April  1882.  Rittergntsqualität  hat  ein  abgetrenntes  Gut  dann, 
wenn  ihm  das  Recht  der  Kreisstandschaft  zuerkannt  worden  ist,  ganz 
unabhängig  davon,  ob  es  im  Grundbuche  als  „adliges  Gut^  be- 
zeichnet ist  oder  nicht.  Bei  Abzweigung  von  Gütern  ohne  Ritterguts- 
qualität (vergl.  ME  30.  April  1860  und  Entsch.  OVG  IV,  173  ff.)  entsteht 
ein  Teilnahmerecht  an  dem  gutsherrlichen  Verhältnis  in  Bezug  auf  die 
Schule  nicht;  vergl.  OT  7.  April  1873  (Entsch.  Bd.  69  S.  244). 

ME  18.  März  1862:  Die  eigentliche  Trägerin  eines  solchen  guts- 
herrlichen Rechtes  ist  immer  die  berechtigte  Sache  (hier  das  Grund- 
stück), während  alle  in  diesem  Rechte  enthaltenen  Befugnisse  jedesmal 

1)  Bezieht  sich  nicht  anf  Westfalen,    weil  dort  ein   Unterthanen verband,   wie 
ihn  ALR  ▼oraussetzt,  früher  nicht  bestand,  vergl.  OT  27.  Okt.  1862,  ME  5.  Mai  1865. 

2)  Aufgehoben  durch  Gesetz  vom  2.  Jan.  1849. 

3)  Dieselbe  ist  durch  Gesetz  vom  15.  April  1856  (GS  354)  in  den  6  östlichen 
Provinzen  wiederhergestellt,  nachdem  sie  durch  Art.  42  V(J  aufgehoben  worden  war. 

pETSBSiiiiE,  Der  Offonti.  Unterricht  II.  7 
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derjenigen  Person  zukommen,  welcher  die  Ansttbnng  dieses  Hechtes  zu- 
steht, also  auch  dem  Niefsbraucher,  Pächter  usw. 

ME  26.  Mai  1866:  Wenn  ein  Erbpaohtgut,  auf  dem  die  gutsherr- 
liohen  Rechte  und  die  Verpflichtungen  gegen  die  Ortsschule  beruht 
haben,  freies  Eigentum  des  Besitzers  geworden  ist,  so  ist  letzterer  zu 
einer  Schulbanlast  nicht  als  Hausvater  nach  §  34,  sondern  als  Gutsherr 
nach  §  36  II  12  ALR  heranzuziehen  vergl.  OT  24.  Juni  1857  (Entsch. 
Bd.  36  S.  149). 

ME  2.  Juli  1869:  Bei  Vorhandensein  zweier  Rittergüter  in  einem 
Schulverbande  triflFt  die  gutsherrliche  Verpflichtung  der  Materialienlie- 
ferung beide  Güter  nach  Verhältnis,  wenn  ein  solches  nicht  zu  be- 
stimmen ist,  zur  Hälfte. 

ME  10.  Mai  1864:  Nur  Gutsherrschaften  des  Schulortes,  d.  h.  Be- 
sitzer eines  Gutes,  auf  dessen  Grund  und  Boden  die  Schule  sich  befin- 
det (ME  21.  April  1865),  sind  von  Hausväterbeiträgen  frei  vergl.  0V6 
(I.  Sen.)  14.  Jan.  1891. 

Neben  den  gutsherrlichen  Verpflichtungen  kann  aber  ein  Grund- 
besitzer noch  als  Hausvater  und  Mitglied  eines  sich  über  das  Gut  er- 
streckenden konfessionellen  Schulverbandes  zu  den  Schulunterhaltungs- 
beiträgen  herangezogen  werden  ME  9.  Aug.  1859  vergl.  ME  5.  Aug. 
1861,  10.  Mai  1862,  7.  Dez.  1876.') 

Von  Dominien  können  fllr  eingezogene  Bauernhöfe  Schulunterhal- 
tungsbeiträge  nur  dann  erhoben  werden,  wenn  solche  dinglicher 
Natur  sind  oder  den  Charakter  von  Kommunallasten  haben  ME  26.  Mai 
1863,  vergl.  OVG  4.  April  1877  und  11.  Okt.  1882.  In  Schlesien  aber 
haben  nach  dem  Edikt  vom  14.  Juli  1749  (vergl.  Korn,  Ediktensamm- 
lung III,  317)  die  Dominien  fllr  eingezogene  bäuerliche  Hufen  (Rustical- 
hufen)  nicht  nur  die  Kommunallasten,  sondern  auch  die  von  den  Ge- 
meinden nach  Mafsgabe  des  Grundbesitzes  aufzubringenden  Sozietäts- 
beiträge,  zu  Schulunterhaltungskosten  jedoch  nur  nach  dem  Mafsstabe 
ihres  Rusticalbesitzes  (ME  27.  Febr.  1861)  zu  leisten  OT  (I.  Senat) 
3.  Febr.  1848. 

Nach  Teilung  gutsheiTlichen  Areals  sind  bei  vorkommenden  Bauten 
die  auf  dem  gesamten  Areal  thatsächlich  irgendwo  vorhandenen  Mate- 
rialien zu  liefern  ME  15.  Okt.  1864. 

Vk^enn  ein  gutsherrlicher  Besitz  so  vollständig  parzelliert  wird,  dafs 
ein  Restgut  nicht  verbleibt,  so  sind  die  auf  dem  Urbarium  beruhenden 
Verpflichtungen  gegen  die  Schule  auf  die  Dominial-Trennstückbesitzer 
zu  übertragen  und  unter  diese  von  der  Regierung  als  Schulaufsichts- 
behörde zu  verteilen  ME   12.  Jan.  1884. 


1)  Besitzer  selbständiger  Gutsbezirke  können  bei  der  Regierung  bezw.  dem 
Minister  Gesamteinscbulang  beantragen,  wenn  sie  nach  ihren  Schullasten  veranlagt 
sind  ME  23.  Jan.  1861. 
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§  2.   Rechtliche  Befugnisse  der  Schulgemeinde. 

Jedem  Mitgliede  einer  Schnlgemeinde  steht  es  frei,  seine  Kinder 
oder  Pflegebefohlenen  an  dem  öffentlichen  ünterriehte  teil- 
nehmen zu  lassen  vergl.  §  10  und  43  II  12  ALR,  KO  14.  Mai 
1825  Abs.  1,  Vü  Art.  21. 

Die  Schulgemeinde  hat  das  Recht,  ihre  äafseren  Schulange- 
legenheiten selbst  zu  ordnen  und  den  Verteilungsmalsstab  bei 
den  Schullasten  festzustellen  ALR  II  12  §  12  und  13,  II  14  §§  78  f., 
§§  11  ff.  des  Gesetzes  vom  14.  April  1856  (GS  353  ff.),  vergl.  GEK  14.  März 
1863,  14.  Okt.  1871,  OVG  19.  Sept.  1876.  Im  Geltungsgebiete  der 
Provinzial-Schulordnung  vom  11.  Dez.  1845  kann  unter  den  beteiligten 
Gemeinden  eine  Meinungsverschiedenheit  über  die  Verteilung  der  Schul- 
unterhaltungskosten (und  über  die  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Schul- 
beiträgen nach  der  von  der  Regierung  dieserhalb  getroffenen  Festsetzung 
nur  im  Wege  des  Verwaltungsstreitverfahrens  zum  Austrage  gebracht 
werden  ME  23.  Okt.  1880;  vergl.  §  18  und  46  des  Gesetzes  vom  1.  Aug. 
1883. 

ALR  II  12  §22:  Die  Bestellung  der  Schullehrer  kommt  in 
der  Regel  der  Gerichtsobrigkeit  zu.  Art  24  VU:  Der  Staat  stellt  unter 
gesetzlich  geordneter  Beteiligung  der  Gemeinden  aus  der  Zahl  der  Be- 
fähigten die  Lehrer  der  öffentlichen  Volksschulen  an.  Vergl.  für 
Schleswig-Holstein  §  34  der  Schulordnung  von  1814 :  Die  Lehrer  werden, 
soweit  es  an  jedem  Orte  herkömmlich  ist,  entweder  unmittelbar  er- 
nannt, oder  von  dem  Schulpatron  erwählt  und  vociert.  Für  Holstein 
insbesondere  vergl.  Patent  vom  16.  Juli  1864  §  1:  Die  Besetzung  der 
festen  Lehrerstellen  an  den  Flecken-  und  Landschulen,  soweit  diese 
nach  der  bisherigen  Vorschrift  landesherrlich  unmittelbar  oder  durch  die 
Kirchenvisitatorien  bezw.  den  Probsten  und  den  Amtmann  vorzunehmen 
gewesen  ist,  erfolgt  künftig  durch  Wahl  der  Schulkommunen  unter 
dreien  ihnen  von  den  Schulvisitatorien  zu  präsentierenden  Bewerbern. 
§  2:  Wahlberechtigt  sind  alle  mündigen  dispositionsfähigen  und  zu  den 
Schullasten  kontribuierenden  Mitglieder  der  Schulkommune  männlichen 
(reschlechts.  §  6:  In  den  klösterlichen  und  Gutsdistrikten  können  vor- 
stehende Bestimmungen  zur  Anwendung  kommen,  sofern  ein  Patronat  sich 
seines  Rechtes  zur  Vokation  des  Schullehrers  zu  Gunsten  der  Kommune- 
mitglieder begiebt.  Es  steht  dabei  dem  Patronate  frei,  sich  das  Recht 
der  Präsentation  vorzubehalten.  §  7:  Auf  die  Besetzung  der  Lehrer- 
stellen an  den  mit  eigenen  Schulen  versehenen  Armen-Arbeitshäusern 
leiden  vorstehende  Bestimmungen  keine  Anwendung  (Ges.-  und  Verordn.- 
Bl.  f  Holstein  und  Lauenburg  Nr.  128  S.  226). 

Für  Hannover  vergl.   Volksschulgesetz  vom   26.  Mai  1845  §  10: 
Hinsichtlich  derjenigen  Rechte,  welche  Behörden,  Patronen,  Gemeinden 
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oder  Einzelnen  bei  Besetzung  von  Sohulgtellen  zustehen,  behält  es  sein 
Bewenden. 

Da  die  Patrimonialgeriohtsbarkeit  aufgehoben  ist  und  Sohulunter- 
haltungspflicht  und  Stellenbesetzungsrecht  nicht  Korrelate  sind  (vergl. 
Gesetz  vom  2,  März  1850,  GS  77j,  üben  im  Geltungsbereiche  des 
ALB  Kommunen  nur  da  das  Wahl-,  Präsentations-,  Vorschlags-  oder 
Besetzungsreeht  aus,  wo  ihnen  solches  auf  Grund  eines  Herkommens 
im  rechtliehen  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  eines  örtlichen  Gewohnheits- 
rechtes, einer  Observanz  oder  eines  besonderen  Bechtstitels  gesichert 
ist;  vergl.  ME  6.  Aug.  1869,    19.  Mai  1871,  17.  Nov.  1881. 

Wo  dem  Magistrate  f&r  einzelne  Lehrerstellen  aus  Billigkeitsrflok- 
sichten  ein  Präsentationsrecht  zugestanden  worden,  kann  ein  mehreres  auf 
Grund  Bechtens  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  ME  22.  März  1869. 

Bei  organisch  verbundenen  Kirchen-  und  Schulämtern  gebührt  die 
Berufung  den  kirchlichen  Interessenten  ME  22.  Aug.  1860. 

Begelmäfsig  wird  es  keine  Schwierigkeit  haben,  zwischen  den  Be- 
teiligten ein  Einvernehmen  über  die  Person  des  in  dem  vereinigten 
Amte  Anzustellenden  zu  erreichen.  Sollte  ausnahmsweise  ein  solches 
nicht  zu  erzielen  sein,  so  würde  nur  übrig  bleiben,  eine  Trennung  der 
vereinigten  Amter  vorzunehmen  ME  24.  Juli  1884;  vergl.  ME  2.  Mai  1864. 

In  der  Bheinprovinz  gebührt  das  Wahlrecht  der  Lehrer  dem  Bürger- 
meister bezw.  dem  Schul  vorstände  ME  17.  Juni  1862,  vergl.  ME  14.  Okt. 
1867,  5.  April  1871,  §  53  des  Gesetzes  vom  15.  Mai  1856. 

Das  den  Gutsherrschaften  zustehende  Recht  auf  Anstellung  des 
Lehrers  ist  durch  die  in  §  46  der  Kreisordnung  vom  13.  Dez.  1872 
ausgesprochene  Aufhebung  der  gutsherrlichen  Polizeigewalt  nicht  be- 
schränkt ME  7.  April  1874. 

Soweit  es  sich  lediglich  um  Lehrerstellen  handelt,  ist  die  Konfession 
des  Berufungsberechtigten  unmafsgeblich  ME  2.  Juli  1872. 

Wird  das  Besetzungsrecht  von  der  Gutsherrschaft  nicht  ausgeübt 
oder  die  Berufung  ungebührlich  verzögert,  so  wird  zur  Besetzung  der 
Stelle  von  der  Regierung  ex  jure  devolutionis  geschritten  ME  27.  Dez. 
1871;  vergl.  ME  28.  Febr.  1881. 

Über  die  Besetzung  der  Lehrerstellen  in  Westpreufsen  und  Posen 
8.  0.  Seite  53  Gesetz  vom  15.  Juli  1886  (GBl  440  ff.  und  Schneider 
und  VON  Bremen,  Yolkssohulwesen  III  685). 

§  3.  Schulunterhaltimgspflicht 
Begriff.  Urteil  des  Kammergerichts  in  der  Revisio  monitorum 
zu  ALR:  „Eigentlich  gehörten  die  Unterhaltungskosten  des  Schulmeisters 
zum  Nachbarrecht^^  Süarez  ebendaselbst :  „Schulen  sind  Polizeianstalten 
und  müssen  wie  diese  von  der  Kommune  gemeinschaftlich  unterhalten 
werden". 
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Umfang.  ME  20.  Jnli  1880:  Die  gesetzliehe  Pflieht  zar  Unter- 
haltung der  Schule  beschränkt  sich  auf  solche  Anstalten,  deren  Ein- 
richtung die  Aufsichtsbehörde  überall,  auch  gegen  den  Willen  der  Be- 
teiligten, anordnen  und  erzwingen  darf.  Die  durch  Erweiterung  des 
Zieles  der  Volksschule  entstehenden  Mehrkosten  sind  nicht  den  Haus- 
vätern im  Sinne  des  ALR  aufzulegen,  sondern  event.  als  Kommunallast 
zu  übernehmen,  wozu  die  Genehmigung  durch  die  Eommunalaufsichts- 
behördezu  erwirken  ist;  vergl.  OVO  28.  Nov.  1877;  ME  8.  Mai  1883, 
4.  Dez.  1883,  14.  März  1885. 

BeiEinflihrung  des  Unterrichts  in  den  weiblichenHand  arb  e  i  t  en 
ist  die  Schulgemeinde  zur  Aufbringung  der  Remuneration  für  die  Lehrerin 
verpflichtet  OVG  29.  Sept.  1876.  Im  allgemeinen  steht  den  Regie- 
i-ungen  zu,  die  Aufbringung  der  durch  diesen  Unterricht  entstehenden 
Kosten  —  auch  was  den  Ankauf  der  zu  bearbeitenden  Stoffe  fQr  Töchter 
gänzlich  mittelloser  Eltern  anbetrifft  —  anzuordnen  ME  IS.  März  1861. 
Diese  Kosten  sind  in  der  nämlichen  Weise  wie  die  übrigen  der  ge- 
samten Schulverwaltung,  also  nötigenfalls  durch  Erhöhung  der  Schul- 
beiträge zu  beschaffen  ME  28.  Nov.  1873.  Letzteres  gilt  auch  hin- 
sichtlich der  Kosten  des  Turnunterrichts,  selbst  dann,  wenn  ein 
Vertreter  für  den  wegen  körperlichen  Leidens  zur  Erteilung  des  Unter- 
richtes nicht  fähigen  Lehrer  zu  bestellen  ist  ME  23.  Okt.  1875.  Für 
den  Religionsunterricht  der  Minderheit  sind  die  Kosten  gleich- 
falls von  der  ganzen  Schulgemeinde  aufzubringen  ME  11.  Mai  1859; 
vergl.  ME  7.  Aug.  1865,  5.  April  1883.  Nötigenfalls  sind  die  Gemeinden 
anzuhalten,  mit  einem  „Wanderlehrer^^  über  die  Erteilung  des  Religions- 
unterrichtes sich  zu  einigen,  wogegen  im  Weigerungsfalle  die  Aufsichts- 
behörde befugt  ist,  auf  Kosten  der  betreffenden  Gemeinden  im  Exekutions- 
wege  ein  solches  Übereinkommen')  abzuschliefsen  ME  20.  Aug.  1861. 

Rechtsquellen  zur  Bestimmung  der  Schullast  (Gesetz, 
Provinzialrecht,  Observanz,  Herkommen,  Ortsverfassung;  Gemeindebe- 
schlüsse, Verträge,  Vergleiche,  Behördliche  Verfügungen). 

ALR  II,  12  §  29:  Wo  keine  Stiftungen  ftlr  die  gemeinen  Schulen 
vorhanden  sind,  liegt  die  Unterhaltung  der  Lehrer  den  sämtlichen 
Hausvätern  jedes  Ortes')  ohne  Unterschied,  ob  sie  Kinder  haben  oder 
nicht,  und  ohne  Unterschied  des  Glaubensbekenntnisses  ob.  §  30:  Sind 
jedoch  ftlr  die  Einwohner  verschiedenen  Glaubensbekenntnisses  an  einem 

1)  Ein  solches  kann  immer  nur  als  ein  Yorübergehendes  Priyatyerhältnis  be- 
trachtet werden ,  weiches  eine  feste  Anstellung  oder  PensioDsberechtigung  nicht  ein- 
schliefst. 

2)  ALB  überträgt  die  Schnlangelegenheiten  einer  Gemeinschaft  wirtschaftlich 
selbständiger  Nachbarn  nicht  der  politischen  Gemeinde,  um  1.  die  Schullast  von  dem 
ständischen  Gemeinderecht  unabhängig  zu  machen,  2.  die  Errichtung  konfessioneller 
Schulen  zu  erleichtem. 
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Orte  mehrere  gemeine  Schulen  errichtet,  so  ist  jeder  Einwohner  nur 
zur  Unterhaltung  des  Schullehrers  seiner  Beligionspartei  beizutragen 
verpflichtet.  §  31 :  Die  Beiträge,  sie  bestehen  nun  in  Geld  oder  Naturalien, 
mtlssen  unter  die  Hausväter  nach  Verhältnis  ihrer  Besitzungen  und 
Nahrungen  (Einnahmen)*)  billig  verteilt  und  von  der  Gerichtsobrigkeit 
ausgeschrieben  werden. 

Art.  25  Vü:  Die  Schulunterhaltungskosten  werden  von  den  Ge- 
meinden, im  ünvermögensfalle  ergänzungsweise  vom  Staate  aufgebracht. 
Die  auf  Rechtstiteln  beruhenden  Verpflichtungen  bleiben  bestehen. 

OVG  2.  Mai  1891:  Über  die  Pflicht  zur  Schulunterhaltung  ent- 
scheidet in  erster  Linie  die  Schul  Verfassung;  vergl.  OVG  22.  Dez.  1884. 

Jn  den  Provinzen  Ost-  und  Westpreufsen  bestimmt  die  Schul- 
ordnung vom  11.  Dez.  1845:  Wo  Schulgeld  üblich  ist,  bleibt  seine  Er- 
hebung bestehen;  ftlr  Kinder  armer  Eltern  mufs  der  zur  gesetzlichen 
Armenpflege  Verpflichtete  dasselbe  entrichten.  Soweit  besondere  Stif- 
tungen und  durch  Rechtstitel  begründete  Leistungen  zur  Unterhaltung 
der  Schule  ausreichen,  hat  es  dabei  sein  Bewenden,  andernfalls  ist 
dieselbe  eine  Aufgabe  der  bürgerlichen  Gemeinde.  Die  Verteilung  der 
dazu  besonders  erforderlichen  Kommunalumlagen  erfolgt  principaliter 
nach  dem  Verhältnis  der  Grund-  und  Klassensteuer.  Unter  mehreren 
zu  einer  Schule  gehörigen  Gemeinden  werden  die  Beiträge  nach  Zahl 
der  Haushaltungen  verteilt.  Zu  Abgaben  und  Leistungen,  welche  nach 
dem  Verhältnis  des  Grundbesitzes  umgelegt  werden,  müssen  auch  Guts- 
herrschaften und  auswärts  wohnende  Eigentümer  von  den  in  ihrem  Besitze 
befindlichen  bäuerlichen  Grundstücken  beitragen.  Ausgenommen  hier- 
von auf  Grund  der  AUerh.  Kab.-Order  vom  14.  Juli  1836  sind  die  bei 
Gelegenheit  der  Regulierung  der  gutsherrliehen  und  bäuerlichen  Ver- 
hältnisse den  Gutsherren  als  Entschädigung  abgetretenen  bäuerlichen 
Grundstücke.  Die  Gutsherren  haben  das  Bauholz*)  oder  dessen  Geld- 
wert fQr  Bauten  und  Reparaturen  an  den  Schulgebäuden  auch  ohne  die 
in  §  36  II  12  ALR  enthaltene  Voraussetzung  (soweit  solches  „hin- 
reichend vorhanden"  ist)  und  ferner,  abgesehen  von  herkömmlich  weiter- 
gehenden Leistungen,  sofern  sie  zur  Gewährung  des  Deputat- Brenn- 
holzes verpflichtet  sind,  fttr  jede  Schulklasse  höchstens  15  Klafter  weiches 
Klobenholz,  frei  von  Anweisegeld,  zu  liefern.  Das  gleiche  Quantum 
Brennholz  und  eventuell  Bauholz  sowie  den  nötigen  Bauplatz  und  einen 
kulmischen  Morgen  Ackerland  bezw.  entsprechende  Geldrente  fttr  den 
ersten  Lehrer  gewährt  der  Fiskus  für  Schulen  in  Domänendörfern.  Für 
das  Schulbedürfnis  der  aufserhalb  eines  Kommunalbezirkes  auf  guts- 
herrlichem Vorwerkslande  wohnenden  Dienstboten,  Tagelöhner,  Ansiedler 


1)  Vergl.  C.  F.  Koch,  AUgem.  Landrecht,  2.  Aufl.  II,  2  S.  448  Anm.  14. 

2)  Vergl.  S.  96  Anm.  1. 
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und  herrsehaftliohen  Beamten  mub  entweder  durch  Errichtung  einer 
eigenen  Schule  oder  auf  dem  Wege  des  Vertrages  durch  Anschlufs  an 
eine  benachbarte  Schule  gesorgt  werden')*  In  allen  diesen  Fällen  ist 
der  Grundherr  verpflichtet,  die  erforderlichen  Kosten,  soweit  die  An- 
wohner zu  deren  Aufbringung  nicht  im  stände  sind,  ebenso  wie  die 
Kosten  der  Armenpflege  zu  bestreiten.  In  derselben  Weise  hat  der 
Grundherr  die  Einwohner  einer  auf  seinem  Besitze  neu  errichteten 
Kolonie  oder  Gemeinde  in  betreff  derSchuleinrichtungen  zu  unterstützen. 
Die  Schullehrer  erhalten  ihre  Besoldung  mit  Ausnahme  der  Natural- 
leistungen aus  der  Schulkasse,  in  welche  alle  Abgaben  nebst  dem  Schul- 
gelde fliefsen.  Das  letztere  wird  für  jedes  schulpflichtige  Kind  als  festste- 
hende Abgabe  in  der  Regel  jahrlich  pränumerando  erhoben.  (Nach  §t7  I.e. 
sind  die  Regierungen  ermächtigt,  je  nach  den  ortlichen  Verhältnissen 
zu  einer  Erhöhung  des  Lehrergehaltes  die  Gemeinden  zu  veranlassen.) 

In  Posen  sind  nach  MR  22.  Nov.  1819  nur  die  Vorschriften  des 
ALR  zur  Anwendung  zu  bringen.  Die  Hausväterbeiträge  werden  zu- 
meist nach  der  Klassensteuer  repartiert  und  sollen  die  Hälfte  dieses 
Satzes  fbr  gewöhnlich  nicht  übersteigen.  (Die  nach  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung  auszuwerfende  Landdotation  ist  nicht  überall  durch- 
gefllhrt.) 

In  Schlesien  ist  als  wesentliche  Grundlage  zur  Bestimmung  der 
Sohulunterhaltnngsbeiträge,  namentlich  in  Hinsicht  auf  die  Fixierung 
der  Lehrergehälter  das  Reglement  vom  18.  Mai  1801  anzusehen,  dessen 
Anwendung  auf  die  evangelischen  Landschulen  in  seinen  Paragraphen 
10—29  durch  den  Landtagsabschied  vom  22,  Febr.  1829  vorgesehen 
wurde. '^)  Als  Minimaleinkommen  eines  Lehrers  wird  festgestellt:  Ge- 
treidedeputat (15  Schefl^el  Roggen,  3  Schefi^el  Gerste,  Erbsen  und  Hafer, 
altschlesisch  Mafs),  Gartenland  von  einem  Scheffel  Aussaat,  Sommer- 
weide nebst  Futter  für  Durchwinterung,  Brennholz  (9  Klafter)  und 
50  Rthlr.  (150  M.)  bares  Geld.  (Hiervon  erhielten  nach  der  Verordnung 
vom  19.  Juni  1844  Adjuvanten  die  Hälfte.)  Die  Gesamtunterhaltung 
der  Schule  liegt  den  Gemeinden  und  Dominien  ob  nach  folgendem  Ver- 
hältnis: die  Gutsherren  haben  ein  drittel  (bei  evangelischen  Schulen 
ein  viertel)  des  baren  Gehaltes  und  des  Brennmaterials,  zum  Getreide- 
deputat und  Gartenland  nach  Malsgabe  des  katastrierten  Grundbesitzes 

1)  §  51  f  1.  c:  Eine  Umschulang  und  Regelung  der  Beitragsverh&ltnisse  kann 
im  Wege  eines  gütlichen  Vergleiches  stattfinden.  Einem  solchen  Vergleiche  ist  nur 
dann,  wenn  seine  Festsetzungen  «mit  dem  Interesse  der  beteiligten  Schulen  unver- 
einbar** sind,  die  Best&tigung  von  Aufsichtswegen  zu  versagen  ME  12.  Juni  1S60. 
(Die  Mitbenutzung  einer  öffentlichen  Schule  ist  kein  Gegenstand  des  Privatrechts,  wes- 
halb dem  nach  allgemein  gesetzlichen  Bestimmungen  und  öffentlichen  Rücksichten 
ausgeübten  Organisationärechte  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  nicht  mit  dem 
etwaigen  Einwände  der  Verjiikhrung  begegnet  werden  kann  ME  S.  Mai  1865.) 

2)  nicht  Gesetz  geworden  vergl.  OVG  27.  Dezember  1876. 
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einen  Beitrag  in  Konkurrenz  mit  der  Gemeinde,  Anfalr  des  Brenn- 
materials, soweit  im  Dorfe  Gespanne  bei  den  Wirten  nieht  vorhanden 
sind;  die  Gemeinden  zwei  drittel  bezw.  drei  viertel  des  baren  Ge- 
baltes und  des  Brennmaterials  *),  in  gleicher  Verteilung  unter  alle 
Stellenbesitzer  ^,  einen  Beitrag  zum  Getreidedeputat  und  Gartenland  in 
Konkurrenz  mit  dem  Dominium,  freie  Weide,  Anfuhr  des  Brennmaterials 
durch  die  Gespannwirte,  Fällen  und  Hauen  des  Holzes  durch  die  Ein- 
lieger  aufzubringen  und  zu  leisten.  3) 

Für  Brandenburg  bezeichnet  ME  25.  April  1831  die  Aufbringung 
der  Schulkosten  nach  den  Grundsätzen  des  ALR  als  die  allein  gesetz- 
mfifsige.  Diese  sind  jedoch  nicht  überall  durchgefbhrt.  Es  werden 
entweder  Hausvfiterbeiirfige  geleistet,  oder  die  ei-forderlichen  Kosten 
wie  andere  Kommunalbedflrfnisse  bestritten.  In  den  Neumärkischen 
Landesteilen  sind  durch  Gesetz  vom  5.  Nov.  1812  die  Lehrerstellen  mit 
2  Magdeburger  Morgen  „guten  Landes^  dotiert.  (Zur  Erhöhung  des 
Lehrereinkommens  erfolgte  1816  die  Stiftung  des  Provinzial-Schulfonds; 
1817  wurde  die  Verwendung  der  evangelischen  Rate  des  Neuzeller 
(Kloster-)  Fonds  fUr  Schulzwecke  des  Regierungsbezirks  Frankfurt  ge- 
nehmigt, aus  welchem  Fonds  nach  der  Verftlgung  vom  20.  März  1830 
auch  für  Schulen  privaten  Patronats  Zulagen  bewilligt  werden  können.) 

In  Pommern  haben  ftir  den  Regierungsbezirk  Stralsund  das  Ge- 
neral-Landschulreglement von  1763,  die  Bestimmungen  des  ALR  und  die 
Gemeinheitsteilungsordnung  vom  7.  Juni  1821  keine  Gültigkeit;  für  Nen- 
vorpommern  sind  vielmehr  das  Regulativ  vom  29.  Aug.  1831  und  als 
dessen  Ergänzung  die  Allerh.  Order  vom  15.  Aug.  1833  mafsgebend: 
Der  Bau  und  die  Unterhaltung  des  Schulhauses,  die  Beschaffung,  Um- 
friedigung und  Unterhaltung  des  Gartens,  die  Lieferung  des  Feuerungs- 
bedarfs und  der  Winterflltterung  sind  nach  dem  Werte  des  Grundbe- 
sitzes zu  tragen.  Gebäude  auf  fremdem  Boden  kommen  dabei  nur  nach 
halbem  Werte  zur  Berechnung.  Schulgeld  wird  nicht  gezahlt.  Der 
Lehrer  erhält  ein  Fixum,  welches  aufgebracht  wird  von  sämtlichen  Fa- 
milienvorständen (Hausvätern  im  Sinne  des  ALR),  mit  Einschlufs  der 
selbständig  wirtschaftenden  Witwen,  ohne  Unterschied,  ob  sie  Kinder 
haben  oder  nicht,  ohne  Unterschied  des  Standes  und  des  Glaubens,  als 
persönliche  Last  nach  dem  Steuerfufse,  wobei  jedoch  ein  anderer  Ver- 
teilungsmafsstab  nicht  ausgeschlossen  ist.  In  den  Städten  sind  die 
Kirch-  und  Küsterschulen  aus  dem  meist  zur  Schulkasse  vereinnahmten 
Schulgelde  und  dem   Kirchenvermögen,  wenn  dieses   nicht  ausreicht, 

1)  Nach  Reskr.  y.  18.  Juni  1838  steht  das  Holzdepntat  dem  Lehrer  zuo&cbst 
fttr  seine  persönlichen  Bedürfnisse  zu.  Das  Mehrerfordemis  ist  von  der  Gemeinde  nsw. 
SU  decken  vergl.  OVG  7.  Jan.  1891. 

2)  Alle  fünf  Jahre  findet  eine  neoe  Verteilung  statt. 

3)  Über  die  Anteile  bei  Bauten  ?ergl.  OVG  (I.  Scn  )  21.  Jan.  1891. 
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ans  städtisohen  Einkünften  oder  mit  Beihilfe  der  Bürgerschaft  zu  unter- 
halten. 

Für  die  Bezirke  Stettin  und  Eöslin  gelten  das  General- Landschnl- 
reglement  von  1763,  ALR  nnd  AK  15.  Aug.  1833.  Nach  §  101  flf.  der 
OemeinheitBteilungsordnung  ist  den  Landschullehrern  eine  bestimmte 
Fläche  Landes  auszuwerfen,  und  zwar,  wie  das  Erkenntnis  des  Königl. 
RevisionS' Kollegiums  vom  19.  März  1858  ausführt,  jedem  einzelnen 
Lehrer.  Das  bare  Gehalt  besteht,  abgesehen  von  stiftungsmäfsigem 
und  aus  kirchlichen  Ämtern  fliefsendem  Einkommen,  aus  dem  Schul- 
gelde, ftlr  welches  nach  dem  Landtagsabschied  vom  14.  Febr.  1830  ein 
nach  der  Kinderzahl  oder  den  vokationsmä&igen  ortsüblichen  Sätzen 
zu  ermittelnder  Betrag  von  den  zum  Schulverbande  gehörigen  Haus- 
Vätern  nach  Verhältnis  ihrer  Besitzungen  und  Nahrungen  und  nach 
ihren  sonstigen  Schulunterhaltungsbeiträgen  als  „Amtsgehalt*^  aufge- 
bracht werden  kann.  Für  städtische  Kirch-  und  Parochialschulen  ist 
nach  der  Pommerschen  Kirchenordnung  von  1690  Bl.  81.  82. 84.  89  und  59 
sowohl  die  Besoldung  der  Lehrer  als  auch  der  Bau  und  die  Unterhaltung 
der  städtischen  Schulgebäude  aus  der  KirchenkaBse  zu  bestreiten,  des- 
gleichen die  Beschaffung  der  Subsellien  ftlr  die  Schulzimmer.  Wo  die 
Kirche  dazu  nicht  vermögend  ist,  soll  der  Rat  als  Patron  der  Schule 
verpflichtet  sein,  von  dem  Stadteinkommen  oder  mit  Hilfe  der  Bürger- 
schaft zu  kontribuieren.  Die  anderen  Schulen  werden  entweder  völlig 
oder  mit  Zuflufs  des  Schulgeldes  aus  der  Kommunalkasse  besti-itten. 
In  betreff  der  Hergabe  eines  Bauplatzes,  der  Schulbauten  und  Repara- 
turen gelten  hier  die  Bestimmungen  des  ALR.  (Zur  Unterstützung  der 
Gemeinden  in  ihren  Leistungen  ftlr  das  Schulwesen  besitzen  die  Re- 
gierungen den  Gnadenschulfonds  und  den  Accise-Bonifikationsfonds.) 

In  Sachsen  hat  ftlr  die  ehemals  Königlich  sächsischen  Landes- 
teile die  Verordnung  vom  11.  Nov.  1844  (GS  698)  Geltung.  Danach 
haben  Rittergutsbesitzer  und  andere  ihnen  gleich  zu  achtende  Gutsbe- 
sitzer zu  allen  auf  dem  Parochialverbande  beruhenden  Leistungen  ftlr 
die  Schule,  einschliefslich  der  Hand-  und  Spanndienste  bei  den  Bauten 
und  der  Naturalleistungen,  jedoch  mit  Ausschlufs  der  ein  ftlr  allemal 
bestimmten  Beträge,  andere  Personen  nach  Verhältnis  ihres  in  der  Pa- 
rochie  liegenden  Grundbesitzes  zu  allen  Leistungen  ftlr  die  Schule  bei- 
zutragen. Regelmäfsige  Beiträge  zu  Schulzwecken  können  von  den  auf 
das  Grundstück  zu  verteilenden  Umlagen  in  Anrechnung  gebracht  werden. 
Verträge  über  das  Beitragsverhältnis  bleiben  in  Kraft;  Berufung  auf 
Specialobservanz  ist  unzulässig. 

Für  die  übrigen  Gebietsteile  der  Provinz  ist  nach  MR  24.  Aug.  1835 
über  die  Grundsätze  der  Unterhaltung  der  Elementarschulen  und  nament- 
lich der  Aufbringung  der  Lebrerbesoldungen  zunächst  auf  die  bestehende 
ProvinzialverfaBsung  und  in  jedem  einzelnen  Falle  auf  die  Lokalobser- 
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vanz  zurückzugehen,  das  ÄLR  hingegen  nur  da  anzuwenden,  wo  eine 
gütliche  Regulierung  bei  Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel  Schwie- 
rigkeit findet  und  auf  den  gemeinrechtlichen  Modus  ^^durch  allgemein 
grundsätzliche  Abschaffung  des  Schulgeldes  und  Substitnierungbestimmter 
Beiträge  in  Form  einer  direkten  Auflage"  zurückgegriffen  werden  mufe. 
In  den  Distrikten  „auf  dem  diesseitigen  Eibufer"  (dem  östlichen)  werden 
zu  den  Unterhaltungspflichtigen  Hausvätern  des  Ortes  in  der  Regel  nur 
die  im  gleichen  Jurisdiktionsverbande  stehenden  Insassen  gerechnet, 
die  sogenannten  Eximierten  aber  und  namentlich  auch  Domänenpächter 
und  -Käufer  nicht  darunter  verstanden.  Insbesondere  ist  die  Guts- 
herrschaft selbst  als  Patron  der  Schule  zu  speciellen  Leistungen  nur 
für  die  Beschaffung  des  Lokals,  sonst  aber  zur  Unterhaltung  der  Anstalt 
nicht  heranzuziehen.  Dagegen  sind  in  den  Gebieten  der  einstmaligen 
westfälischen  Zwischenregierung  die  Vorrechte  des  Standes  und  des 
Grundbesitzes  aufgehoben  und  demnach  sämtliche  Insassen  der  Schnl- 
sozietät  zu  den  Unterhaltungsbeiträgen  überhaupt  verpflichtet.  „Die 
Grund-  und  Rlassensteuer  braucht  dabei  nicht  notwendig  als  Reparti- 
tionsmafsstab  angelegt  zu  werden." 

Im  übrigen  sind  die  meisten  Schulen,  namentlich  auf  dem  Lande 
Parochialschulen,  und  beziehen  einen  grofsen  Teil  ihres  Einkommens 
aus  kirchlichen  und  anderen  Stiftungen  sowie  aus  Accidenzien.  Zur 
Verbesserung  des  Schuleinkoromens,  namentlich  in  dem  katholischen 
Teile  des  Regierungsbezirks  Erfurt,  werden  säkularisierte  Kirchenfonds 
stark  herangezogen. 

In  Westfalen  gilt  für  den  Bezirk  Münster  die  domkapitularische 
Verordnung  vom  2.  Sept.  1801,  wo  diese  nicht  ausreicht,  ALR»):  Die 
Unterhaltung  der  Elementarschulen  und  ihrer  Lehrer  gehört  zu  den 
Kirchspiellasten  und  wird  aus  extraordinären  Schätzungen  bestritten. 
Das  Schulgeld  ist  zwar  als  eine  Remuneration  für  den  Unterricht,  aber 
doch  als  feste,  die  Unterhaltung  des  Lehrers  für  alle  Fälle  sichernde 
Abgabe  zu  betrachten.  Für  arme  Kinder  ist  nach  RV  5.  Febr.  1825 
das  halbe,  unter  Umständen  aber  das  ganze  Schulgeld  aus  der  Armen- 
kasse bezw.  aus  Gemeindemitteln  zu  zahlen.  Nach  §§  28— 30  der  an- 
geführten Verordnung  sind  Lehrern  und  Lehrerinnen  Zulagen  von  30  bis 
90  M.  zu  gewähren,  deren  Summe  nach  dem  Landtagsabschied  vom 
8.  Juni  1839  auf  die  Grund-  und   Klassensteuer  verteilt  werden  darf. 

Im  Regierungsbezirk  Minden  kommen  im  allgemeinen  die  Grund- 
sätze des  ALR  zur  Anwendung,  und  die  Schulunterhaltungspflicht  wird 
nach  Verf.  vom  13.  Aug.   1840    durchweg  als  Sozietätslast  der  einer 

1)  Verf.  der  Minister  des  Innern  und  des  Kultus  vom  22.  April  1844  erkennt 
an,  dafs  Schulsozietäten  als  besondere  Korporationen  hier  nicht  existieren  und  nur 
in  F&llen,  wo  an  einem  Orte  verschiedene  Konfessionsschulen  bestehen,  eine  Repar- 
tition  der  Schullasten  auf  die  Interessenten  nicht  wohl  umgangen  werden  kann. 
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jeden  Schule  zugewiesenen  Einwohner  betrachtet;  jedoch  soll  Schul- 
geld erhoben  werden,  welches  fttr  unbemittelte  Kinder  aus  der  Armen- 
kasse zu  vergüten  ist.  Die  laufenden  Unterhaltungskosten  werden  fast 
überall  aus  dem  eigenen  SchulvermSgen  bezw.  den  eigentümlichen  Ein- 
künften der  Anstalt  bestritten. 

Im  Kegierungsbezirk  Arnsberg  haben  die  Schulgemeinden  nach 
der  Ministerial-Instruktion  für  die  Ortsschul vorstände  vom  6.  Nov.  1829 
eine  besondere  Repräsentation  und  Vermögensverwaltung  sowie  ein  ge- 
sondertes Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  erhalten  und  werden 
als  selbständige  Rechtssubjekte  neben  den  politischen  Gremeinden  we- 
nigstens von  den  Verwaltungsbehörden  angesehen.  (Schulgeld  wurde  teils 
direkt  erhoben,  teils  nach  den  Grundsätzen  des  ALR,  und  zwar  fflv 
arme  Kinder  nach  dem  Gesetz  vom  31.  Dez.  1842  gedeckt.)  Die  nach 
§§  31  und  34  II  12  ALR  aufzubringenden  Beiträge  werden  nach  dem 
Mafsstabe  der  Grund-  und  Klassensteuer  zu  gleichen  Teilen  veranlagt, 
teilweise  unter  Berücksichtigung  der  Klassifikation  nach  Vei*mögen  und 
Einkommen  und  der  Gewerbesteuer. 

In  der  Rheinprovinz  gilt  für  die  Kreise  Rees,  Essen  und  Duis- 
burg ALR  in  seinem  ganzen  Umfange,  wenn  auch  die  Schulbaukosten 
und  Normalgehälter  vielfach  durch  die  Givilgemeinde  ganz  oder  teil- 
weise beschafft  werden.  Im  Neuwieder,  Altenkirchener,  Wetzlarer  und 
einem  Teile  des  Koblenzer  Kreises  fliefsen  die  Schulunterhaltungskosten 
wesentlich  aus  Stiftungen  und  kirchlichen  Fonds,  oder  sie  werden  durch 
observanzmäfsig  unter  die  Parochianen  verteilte  Beiträge  aufgebracht. 

In  den  übrigen  Teilen  der  Provinz  gilt  noch  jetzt  die  französische  und 
die  grofsherzoglich  Bergisohe  Gesetzgebung,  welche  die  Schulen  völlig 
als  Anstalten  der  Givilgemeinde  betrachtet  (mit  Ausnahme  der  evan- 
gelischen Schulen  auf  dem  linken  Rheinufer,  welche  als  kirchliche  fort- 
bestanden). So  legt  die  Verordnung  vom  1 1 .  Floreal  X  Tit.  II  Art  3 
die  Herstellung  des  Schullokals  und  der  Lehrerwohnung  zu  den  Kom- 
raunallasten,  das  Dekret  vom  17.  Dez.  1811  die  sämtlichen  Einrich- 
tangs-  und  Unterhaltungskosten  der  Elementarschulen  den  bürgerlichen 
Gemeinden  auf. 

In  Schleswig-Holstein  werden  die  Leistungen  für  die  Distrikts- 
sohulen  nach  §  59  der  Schulordnung  von  1814  »)  folgender mafsen  verteilt: 
Die  Bau-  und  Reparaturkosten  der  Sohulhäuser,  die  Auslegung  und  der 
Ankauf  des  Schullandes  und  die  Lieferung  an  Korn  und  Feuerung  sind 
allein  von  den  Hufnern  oder  Bohlsbesitzern  und  den  ihnen  gleieh- 
zuachtenden  Parzellisten  und  Erbpäohtern,  in  der  Marsch  von  den 
Landbesitzern,  und  zwar  nach  Verhältnis  des  Landbesitzes  eines  jeden 
ohne  Zuthun  der  übrigen  Schulinteressenten,  das  bare  Lehrergehalt  aber 
von  allen   Interessenten,   Hufnern,  Katnern,    Kolonisten    und    Insten, 

1)  Yergl.  KuMTZB,  Volksschulwesen  1872  S.  311. 
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Landbesitzern,  Handwerkern  und  Tagelöhnern,  sie  mögen  Kinder  haben 
oder  nicht,  der  Kegel  nach  zu  gleichen  Teilen  aufisubringen ;  jedoch 
bezahlen  von  letzteren  Häuerinsten  und  Abnahmeleate  nur  dann  ihren 
Anteil,  wenn  sie  schulpflichtige  Kinder  haben.  Bei  den  Bauten  und 
Reparaturen  der  Schulwohnung  haben  diejenigen,  welche  keine  Geld- 
beiträge dazu  leisten,  Handdienste  unentgeltlich  zu  verrichten.  Lediglich 
die  adeligen  Gutsbesitzer  und  die  Besitzer  adeliger  Stammparzellen 
(jedoch  nicht  die  Besitzer  von  Kanzleigtttern)  sind  von  diesen  Schul- 
leistungen befreit. 

Fflr  Herzogtum  Lauenburg  bestimmt  die  Landschulordnung  von 
1S68  §  37:  Die  Verpflichtung,  die  Bedürfnisse  einer  Schule  zu  bestreiten, 
liegt  dem  Schulverbande  ob,  unbeschadet  der  Beihilfen,  welche  seither 
aus  anderen  Fonds  verfügbar  gewesen  sind  oder  ferner  verftigt  werden 
möchten.  Exemtionen  von  Schullasten,  soweit  sie  den  einem  Schul- 
verbände  schon  angehörenden  Gütern  und  Bauerstellen  etwa  bereits 
rechtlich  zustehen,  werden  durch  dieses  Gesetz  nicht  aufgehoben,  gelten 
jedoch  nicht  für  die  infolge  desselben  entstehende  Erhöhung  der  Dotation 
der  Schulstellen,  Vermehrung  des  Lehrerpersonals  oder  Aufbringung  von 
Pensionen.  Sämtliche  Leistungen  für  die  Landschulen  und  Landschul- 
lehrer  sind  Reallasten,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Schulgeldes  und 
der  etwaigen  Nebengebühr  an  Sohulbroten  und  sonstigen  kleinen  Natural- 
lieferungen.  Die  Verteilung  der  Realschullasten  geschieht  gewöhnlich 
nach  dem  Fufse  der  Kontribution  hinsichtlich  des  kontributionspflichtigen 
Schulhufenstandes.  Für  die  vorberegten  drei  Fälle  aber  ist  der  in 
einem  Schulbezirke  vorhandene  Grundbesitz,  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  Kirchenländereien,  der  Dienstländereien  der  Geistlichen,  der  Prediger- 
witwen- und  Schuldienstländereien ,  nach  seinem  Umfang  und  Wert 
ebenfalls  heranziehen,  und  zwar  bis  auf  weiteres  nach  Mafsgabe  der 
Verordnung  vom  1.  Juni  1814.  Die  der  Exemtensteuer  nicht  unter- 
liegenden landesherrlichen  Vorwerke  haben  in  den  augeführten  Fällen 
zu  den  Realschullasten  in  der  Weise  beizutragen,  dafs  bis  auf  weiteres 
ein  Areal  von  300  Morgen  Vorwerksländereien  einer  Schulhufe  gleich 
gerechnet  wird.  §  38 :  Die  Erbauung  und  Erhaltung  der  Schulgebäude 
liegt  den  ansässigen  Schulinteressenten  nach  dem  Schulhufenstande  ob ; 
jedoch  ist  das  dazu  erforderliche  Bauholz  von  den  zu  sonstigen  Schul- 
baukosten nicht  heranzuziehenden  Schulpatronen  zu  liefern.  Die  Bau- 
kosten für  diejenigen  Sohulhäuser,  die  zugleich  Küsterhäuser  sind,  sollen 
zu  V»  von  der  betreflfenden  Schulkommune,  zu  2/3  von  der  gesamten 
Kirchengemeinde  aufgebracht  werden,  wobei  jedoch  die  für  Einrichtung 
der  Schulstuben  erforderlichen  Geräte,  als  Tische,  Bänke  und  andere 
Utensilien,  ausschliefslich  auf  Kosten  der  Schulkommune  anzuschafi'en  sind. 

Für  Hannover  bestimmt  das  Volksschulgesetz  vom  26.  Mai  1845 
§  15:  Die  Verpflichtung  zur  Bestreitung  der  Schulbedürfnisse  liegt  dem 
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Sohnlverbande  ob,  soweit  nicht  einzelne  Personen,  Korporationen  oder 
Fonds  dazu  rechtlich  verbunden  und  im  stände  sind.  Exemtionen  von 
Schullasten  bleiben  zwar  weiter  bestehen,  gelten  jedoch  nicht  für  die 
weiterhin  entstehende  Erhöhung  derselben.  §  40:  Wenn  durch  eine 
Änderung  des  bisherigen  Schulverbandes  oder  durch  Vermehrung  der 
Schulbedflrfnisse  die  Aufbringung  gröfserer  Kosten  oder  eine  neue  Fest- 
stellung des  Beitragsfufses  erforderlich  wird  und  eine  gütliche  Verein- 
barung der  Schulinteressenten  nicht  zu  erreichen  ist,  so  sind  bis  zu  einer 
allgemeinen  gesetzlichen  Anordnung  die  Beiträge  der  einzelnen  zu  den 
Lasten  ihres  Schulverbandes  nach  den  jedesmaligen  Umständen,  jedoch 
unter  steter  Berücksichtigung  des  bereits  bestehenden  oder  in  der 
Umgegend  üblichen  Beitragsverhältnisses  zu  ähnlichen  Lasten  im 
Verwaltungswege  festzusetzen. 

In  Hessen-Nassau  beziehen  die  Elementarschullehrer  nach  §  27 
des  Schulediktes  vom  24.  März  1817  bares  Gehalt  aus  den  Gemeinde- 
kassen. Nach  §  8  des  Gesetzes  vom  10.  März  1862  sind  die  Gemeinden 
verpflichtet,  das  Einkommen  ihrer  Lehrer,  soweit  es  nicht  aus  an- 
deren fundationsmäfsigen  Mitteln  gedeckt  wird,  aus  eigenem  Vermögen 
aufzubringen.  Die  Kosten  der  Erbauung,  Einrichtung  und  Unterhaltung 
der  Schulhäuser  fallen  nach  §  3  der  Nassauischen  Schulordnung  von 
1817,  wenn  Observanzen  oder  besondere  Verpflichtungen  nichts  anderes 
bestimmen,  gleichfalls  den  Gemeinden  zur  Last.  (§  12  1.  c:  Zu  den  Kosten 
ftir  Anschaffung  und  Unterhaltung  des  Lehrapparates  und  der  Bücher- 
sammlung wird  durch  den  Gemeinderechner  ein  Schulgeld  erhoben  und 
auf  die  in  der  Gemeindekasse  zu  verrechnenden  Schulfonds  übernommen.) 
Andere  Bechtsquellen  zur  Festsetzung  der  Schullast.  §  4  der 
Einleitung  zu  ALR:  Insofern  durch  Observanzen  etwas  bestimmt 
wird,  was  die  Gesetze  unentschieden  gelassen  haben,  hat  es  bis  zum 
Erfolge  einer  gesetzlichen  Bestimmung  dabei  sein  Bewenden.  OT  18. 
Febr.  1837  (Entsch.  II,  232):  Observanzen  zu  Schulleistungen  haben 
auch  nach  Erlafs  des  ALR  Geltung.  ME  10.  Sept.  1860:  Zur  Bil- 
dung einer  Observanz  ist  bei  dem  Fehlen  diesbezüglicher  Gesetzesvor- 
schriften das  gemeine  Recht  mafsgebend,  welches  eine  longa  consuetudo, 
also  einen  Zeitraum  von  10  Jahren  erfordert  vergl.  Striethorst,  Archiv 
Bd.  43  S.  89;  Dernbürö,  Preufs.  Priv.-R.  I,  36. 

Vereinbarungen  bezw.  Verträge  über  die  Verteilungsart  der 
Schullasten  können,  wenn  durch  diese  das  Schulinteresse  selbst  ge- 
fährdet erscheint,  nach  ME.  15.  Dez.  1862  von  den  Regierungen  ab- 
geändert werden.  ME.  9.  März  1869:  Den  Schulverwaltungsbehördeu 
steht  die  Befugnis  zu,  über  das  Beitragsverhältnis  hinsichtlich  der  Sehul- 
lasten,  soweit  dieses  nicht  durch  Gesetz  bestimmt  worden,  nach 
Anhörung  der  Gemeinden  kraft  ihres  Aufsichtsrechtes  verbindliche 
Anordnungen  zu  treffen. 
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Erläuternng  der  geeetzliohen  Vorgchriften.  Nach  §§29  ff. 
ALK  II,  12  liegt  die  Unterhaltung  der  Schule  nicht  der  politischen 
Gemeinde  oder  den  Grundhesitzern  des  Schalbezirks  ob,  sondern  den 
zu  einer  Schule  gewiesenen  Einwohnern  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Verhältnis  zur  politischen  Gemeinde.  Die  Schullast  ist  daher  nach 
ALR  weder  eine  kommunale  noch  eine  dingliche  Last  der  bäuerlichen 
usw.  Grundstöcke,  sondern  eine  persönliche  der  Mitglieder  der  Schulge- 
meinde, vergl.  ME  31.  Aug.  1860.  Eine  Heranziehung  der  Grundbesitzer, 
welche  nicht  zu  den  Hausvätern  der  Schnigemeinde  gehören,  ist  nach 
den  in  ähnlichen  Fällen  ergangenen  Entscheidungen  der  Gerichte 
(z.  B.  OT  23.  Jan.  1837)  nur  dann  zulässig,  wenn  die  Schulabgaben 
als  dingliche  erachtet  und  in  das  betreffende  Hypothekenbuch  einge- 
tragen sind,  vergl.  ME  24.  April  1862,  3.  Aug.  1864,  13.  Juli  1880; 
6EK  14.  Okt.  1865.») 

OVG  30.  Sept.  1882:  Der  Ausdruck  „Hausvater"  in  ALR  ist  nicht 
nach  dem  gewöhnlichen  Spracbgebrauche  zu  erklären  (vergl.  Koch, 
Kommentar  zum  Landrecht,  5.  Aufl.  IV,  558);  auch  kann  hier  darunter 
nicht  pater  familias,  homo  sui  juris  im  römischen  Rechtssinne  verstanden 
werden,  da  die  privatrechtliche  Dispositionsfllhigkeit  ftlr  die  Steuerpflioht 
des  öffentlichen  Rechts  Oberall  bedeutungslos  ist.  Vielmehr  ist  der  Be- 
griff aus  dem  Gesetze  selbst  heraus  zu  erklären,  und  zwar  aus  den  Worten 
des  §  31 :  „nach  Verhältnis  ihrer  Besitzungen  und  Nahrungen",  wonach 
jeder  Einwohner  darunter  zu  verstehen  ist,  der  eine  Besitzung  oder 
Nahrung  hat.  Fflr  schulsteuerpflichtig  sind  also  alle  wirtschaftlich 
selbständigen  physischen  Personen  zu  betrachten,  welche  im  Schulbezirk 
ihren  Wohnsitz  haben.*) 

OT  7.  Sept.  1848:  Es  kommt  nicht  darauf  an,  ob  solche  physische 
Personen  verheiratet  sind  oder  nicht,  ob  sie  einen  eigenen  Haus- 
stand führen,  oder  Wohnung  und  Kost,  sei  es  gegen  Bezahlung,  sei  es 
als  Entgelt  f&r  ihre  Dienstleistung  von  einem  Dritten  erhalten;  ent- 
scheidend ist  allein  das  eigene  Einkommen,  die  wirtschaftliche  Selb- 
ständigkeit, vergl.  OT  8.  Sept.  1851,  13.  April  1866,  8.  Dez.  1866 
(Striethorst,  Archiv  Bd.  III  S.  269,  Bd.  62  S.  285,  Bd.  65  S.  49); 
OVG  17.  Jan.  1877,  23.  Febr.  1878  (Entsch.  II,  197  ff.);  ME  31.  Jan. 
1870,  4.  Sept.  1872,  11.  Jan.  1873. 

Der  Ausdruck  ,.IIau8väter"  schliefst  der  allgemeinen  Rechtsregel 
nach  (L.  195  pr.  de  verb.  sign.)  Personen  weiblichen  Geschlechtes 
nicht  aus,  zumal  in  §  34  ALR  1.  c.  überhaupt  von  „Einwohnern^^  ge- 

1)  Im  übrigen  mufs  eine  besondere  fiechtsbildung,  rechtsverbindliche  örtliche 
Gewohnheit  (Lokalobservanz)  nachgewiesen  werden. 

2)  Der  Wohnsitz  ist  nach  M£  18.  Dez.  1 860  da  anzunehmen,  wo  jemand  seinen 
Haustand,  den  Mittelpunkt  seiner  bürgerlichen  und  h&uslichen  Thfttigkeit  hat,  vergl. 
ME  8.  Okt.  1S72. 
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sproohen  ist  ME  24.  Sept.  1873.  Der  Ausdruck  „Familienvorstand"  in 
Art.  5  des  Regulativs  vom  29.  Aug.  183  t  *)  (über  die  Landschulen  in 
Neuvorpommern)  hat  im  wesentlichen  dieselbe  Bedeutung  wie  „Haus- 
v&ter"  in  ALR  und  ist  nur  mit  Rücksicht  auf  den  Zusatz  „mit  Ein- 
schlufe  der  Witwen  usw."  gebraucht  OVG  1.  Mai  1878.  (Die  Zahlung 
rückst&ndiger  Beiträge  liegt  nicht  der  Witwe  eines  inzwischen  ver- 
storbenen Mitgliedes  der  Schulgemeinde,  sondern  den  Erben  ob  ME 
28.  Juli  1860,  6.  März  1862.) 

Zu  den  beitragspflichtigen  Mitgliedern  der  Schulgemeinde  gehören 
auch  die  Bewohner  von  Vorwerken,  indem  nach  ME  24.  Sept.  1873  nur 
der  Gutsherr,  dessen  Rittergutsbesitz  die  Gntsherrschaft  in  Ansehung 
der  Schule  bildet,  der  Schulgemeinde  als  solcher  gegenübersteht.  „Im 
übrigen  ist  es  irrelevant,  ob  die  selbständigen  Einwohner  im  Bezirke 
des  Gutes  oder  im  Dorfe  wohnen,  sofern  Gut  und  Dorf  zu  derselben 
Schule  gehören",  ME  31.  Aug.  1860. 

Über  die  Gemeindeangehörigkeit  bezw.  die  Abgaben,  die  auf  all- 
gemein gesetzlicher  Verbindlichkeit  beruhen,  ist  der  Rechtsweg  unzu- 
lässig GEK  14.  Okt.  1871. 

Der  Schulsteuer  unterliegen  auch  Prediger,  Lokalschulinspektoren, 
Lehrer  und  vormals  unmittelbare  deutsche  Reichsstände  Entsch.  OVG 
I,  183,  IV,  178,  VII,  233,  II,  200  ff.  OT  8.  Sept.  1851,  7.  April  1873, 
vergl.  Striethorst,  Archiv  III,  266. 

Sind  die  Kennzeichen  eines  doppelten  Wohnsitzes  im  Sinne  des  §  15 
II  1  ALR  wirklich  vorhanden,  so  ist  dem  Betreffenden  an  jedem  Orte 
ein  Teil  des  Einkommens  zu  den  Schulsteuern  heranzuziehen,  welcher 
von  der  Regierung  nach  Lage  der  Verhältnisse  und  nach  billigen  Grund- 
sätzen zu  bemessen  ist  ME  3.  Sept.  1861  vergl.  ME  20.  Jan.  1873  und 
§  11  des  Gesetzes  vom  27.  Juli  1885  (GS  327). 

OVG  1.  Mai  1878:  Das  Gesetz  vom  18.  Juni  1840  über  die  Ver- 
jährungsfristen bei  öffentlichen  Abgaben  (GS  140)  findet  nach  §  14  auch 
auf  die  Steuern  Anwendung,  welche  von  den  Schulgemeinden  zur 
Unterhaltung  der  öffentlichen  Schulen  umgelegt  werden.  §  135  X 
Nr.  1  der  Kreisordnung  vom  13.  Dez.  1872  und  §  77  Nr.  1  des  Gesetzes 
vom  26.  Juli  1876  setzen  nur  an  Stelle  der  vorgesetzten  Behörde  die 
Verwaltungsgerichte  und  bestimmen,  dafs  die  Entscheidung  im  Ver- 
waltungsstreitverfahren erfolgen  solle.  Diese  tritt  bei  solchen  Steuern 
an  die  Stelle  des  Rekursbescheides  im  früheren  Reklamationsverfahren. 
„Gegenstand  der  Klage  kann  daher  nur  das  sein,  was  früher  Gegen- 
stand  der   Reklamation   war,  d.  h.   eine    bestimmte   Steuerforderung, 


1)  Art.  5:  „Die  fixe  Besoldung  des  Lehrers  tragen  sämtliche  Familienvorst&nde 
des  Schalbezirks,  mit  Einschlars  der  Witwen,  die  eine  Wirtschaft  selbständig 
führen  usw.*' 
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welohe  gestellt  worden  ist/^  und  nur  diese,  nicht  die  Stenerpflioht  in 
abstracto  kann  zum  Gegenstande  des  Streites  gemacht  werden. 

Die  Benutzung  und  Unterhaltung  einer  (konfessionellen)  Privat- 
schule  befreit  nicht  von  der  Beitragspflicht  f&r  die  öffentliche  Orts- 
schule ME  tO.  Mai  1860. 

Ein  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1873  erfolgter  Austritt  aus 
der  Kirche  hat  auf  die  Schulunterhaltungspflicht  keinen  Einflufs  GEK 
8.  Jan.  1876  vergl.  OVG  4.  Febr.  1893. 

Militärpersonen  sind  nach  demStaatsministerialbeschlufsvom  17.  Aug. 
1850  von  Schulsozietätsabgaben  freizulassen,  vergl.  ME  12.  Juli  1870. 
(Werftschreiber  und  Werft-Bureauassistenten  gehören  nicht  zu  den  servis- 
berechtigten  Milit&rbeamten  ME  3.  Juli  1882.) 

Der  Zeitpunkt  einer  Ausschreibung  von  Beiträgen  ist  fbr  die  Ent- 
scheidung der  Frage  mafsgebend,  welche  Ortschaften  zur  Schule  ge- 
hörig und  deshalb  beitragspflichtig  sind  ME  4.  Febr.  1864. 

Bei  Aufstellung  der  Gemeindehaushaltsetats  gebührt  den  ftar  das 
Elementarschulwesen  erforderlichen  Kosten,  namentlich  materiellen  In- 
teressen gegenüber,  der  Vorzug.  Die  Regierungen  haben  vermöge  der 
über  jene  Etats  zu  übenden  Aufsicht,  nötigenfalls  unter  Berichtigung 
derselben,  das  Geeignete  zu  veranlassen,  damit  die  Staatsfonds  durch 
ihre  Beihilfen  und  Zuschüsse  nicht  an  unrechter  Stelle  belastet  werden 
ME  24.  Febr.  1862  vergl.  ME  4.  Juli  1868. 

Erhaltung  und  Einrichtung  von  Schulanstalten.  ME  10.  April 
1869:  Eine  Zahl  von  20  Schulkindern  ist  grofs  genug,  um  eine  für  sie 
bestehende  eigene  Schule  auch  ferner  zu*  erhalten,  zumal  wenn 
die  Entfernung  von  der  nächstbenachbarten  Anstalt  eine  halbe  Stunde 
und  darüber  beträgt. 

ME  12.  Dez.  1862:  Die  Regierungen  haben  „mit  gewissenhafter 
Sorgfalt  darauf  zu  halten,  dafs  sowohl  die  Begründung  neuer  Schulen, 
als  die  Anerkennung  schon  bestehender  Privatunternehmungen  als  öffent- 
licher Schulen  bis  zur  Sicherung  der  erforderlichen  Mittel  eventuell  bis 
zur  Bewilligung  des  aus  der  Staatskasse  in  Aussicht  zu  nehmenden  Zu- 
schusses ausgesetzt  bleiben.^^ 

ME  15.  März  1864:  Es  hat  kein  Bedenken,  eine  säumige  Gemeinde, 
erforderlichenfalls  im  Wege  des  administrativen  Zwangsverfahrens  zur 
Ansammlung  eines  Baufonds  anzuhalten. 

ME  25.  Jan.  1860:  Der  Bau  einer  neuen  Schule  setzt  (auf  dem 
Lande)  das  Vorhandensein  einer  neuen  Sohulgemeinschaft,  mithin  die 
Ausschulung  derjenigen  Gemeindeteile,  welche  bisher  zu  einer  anderen 
Schule  gehört  haben,  voraus.  Dieser  Akt  ist  daher  vorzunehmen,  ehe 
mit  dem  Bau  einer  neuen  Schule  begonnen  wird. 

ME  15.  März  1864:  Erst  mit  der  Begründung  einer  selbständigen 
Schulgemeinde  wird  ein  rechtliches  Fundament  geschaffen,  auf  Grund 
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dessen  die  Gemeinde  zur  Herbeischaffang  erforderliolier  Einriohtangs- 
kosten  fttr  eine  zu  gründende  Schale  genötigt  werden  kann. 

ME  13.  Dez.  1877:  Bei  Errichtung  neuer  Schulen  unter  Trennung 
mehrerer  zu  einer  Schule  vereinigten  Gemeinden  müssen  die  bei  der 
alten  Schule  verbleibenden  Ortschaften  usw.  ftlr  den  Schulneubau  einen 
angemessenen  Beitrag  leisten,  da  sie  der  Beitragspflicht  zu  den  Kosten 
der  bei  ausbleibender  Trennung  notwendigen  Erweiterung  ihrer  Schul- 
gebftude  enthoben  werden,  anderseits  aber  an  letzteren  den  abzu- 
trennenden Gemeinden  ein  Wertanteil  zusteht,  welcher  fortan  dem 
Schulvermögen  der  Stammgemeinde  zuwächst  (vergl.  Seidel,  Schul- 
verordn.  1881  S.  50). 

ME  10.  Mai  1860:  Erstattungsansprüche  bei  Veränderungen  der 
Schulbezirke  gehören  vor  die  Verwaltungsgerichte.  ME  30.  März  1861 : 
Die  Forderung  einer  Ablösungssumme  von  selten  des  zurückbleibenden 
Teils  einer  Schulgemeinschaft  ist  gleichfalls  auf  den  Rechtsweg  zu  ver- 
weisen. Die  Entscheidung  erfolgt  nach  §  47  des  Zuständigkeitsgesetzes 
vom  1.  Aug.  1883,  soweit  es  Geltung  hat,  im  Verwaltungsstreitverfahren. 

Nach  §  135  X  Nr.  3  der  Kreisordnung  sowie  nach  §  47  des  Zu- 
ständigkeitsgesetzes vom  1.  Aug.  1883  findet  das  Verwaltungsstreitver- 
fahren nur  über  die  Notwendigkeit  und  die  Ausführungsart  der  Schul- 
bauten sowie  über  die  Beiträgspflicht  statt.  Für  die  hierüber  zu 
treffende  Entscheidung  ist  die  über  die  Schuleinrichtung  von  der  Schul- 
anfsichtsbehörde  erlassene  Anordnung  mafsgebend  vergl.  OVG  21.  Okt. 
1876  (Entsoh.  I,  192).  Gegen  den  Beschlufs  der  Regierung  steht  nur 
die  Beschwerde  bei  dem  Unterrichtsminister  offen. 

Nach  §  707  Tit.  11  und  §  19  Tit.  12  II.  ALR  ist  die  Regierung  im 
Schulinteresse  zu  einer  selbständigen  Prüfung  des  Bauprojektes  und 
eventuell  zu  einer  resolutorischen  Festsetzung  über  die  Notwendigkeit 
und  Art  des  Baues  berechtigt  ME  23.  Sept.  1862.  Der  Vorbehalt  des 
ordentlichen  Rechtsweges  ist  nach  §§  47  und  160  des  Gesetzes  vom 
1.  Aug.  1883  bei  Entscheidungen  in  Schulbausachen  aufgehoben  vergl 
OVG  18.  Sept.  1878. 

Die  Frage,  ob  im  Einzelfalle  ein  Neu-  oder  Reparaturbau  notwendig 
sei,  unterliegt  der  Prüfung  der  Verwaltungsgerichte  OVG  (I.  Sen.) 
25.  Nov.  18S5  (Entsoh.  XII,  223). 

Sollen  neben  den  bestehenden  Volksschulanstalten  besondere  Fabrik- 
schulen entstehen,  so  werden  die  beiderseitigen  Interessen  der  Gewerbe- 
treibenden und  der  Gemeinden  eine  dem  Bedürfnisse  entsprechende 
Einigung  in  der  Regel  ohne  Schwierigkeit  erzielen  lassen.  Wo  aber 
Mifsverstand  oder  ünwillföhrigkeit  die  Erreichung  des  notwendigen 
Zieles  verhindert  und  die  vorhandenen  Schuleinriohtungen  es  nicht  ge- 
statten, den  in  Fabriken  beschäftigten  Kindern  einen  täglich  dreistündigen 
Unterricht  in  der  bestehenden  Anstalt  erteilen  zu  lassen,  da  kann  die 

PjETKAsiuK,  Dor  Sffentl.  Unterricht  II.  b 
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Beschäftigung  schulpflichtiger  Kinder  in  Fabriken  überhaupt  nicht  ge- 
stattet werden,  Erlafs  der  Minister  des  Innern,  des  Unterrichts  und 
des  Handels  vom  4.  Dez.  1862. 

§  4.     Träger  der  Schullast 

Nach  OT  20.  Juni  1853  hat  die  von  der  zuständigen  Staatsbe- 
hörde anerkannte,  für  den  öffentlichen  Unterricht  eingerichtete  und  mit 
einem  Schulvorstande  versehene  Schulsozietät  (-Gemeinde)  die  Eigen- 
schaft einer  Korporation.  Aus  der  hiernach  den  Schulgemeinden  zuer- 
kannten korporativen  Selbständigkeit  folgt,  dafs  sie  nicht  integrie- 
rende Teile  der  politischen  Gemeinden  sind.  Die  Unterhaltung  der 
Schulen  ist  zunächst  also  Sozietätslast. 

Die  Schulsozietät.  ME  5.  April  1860:  Nicht  die  im  Schul- 
bezirke vorhandenen  Gemeinden,  sondern  die  vom  Staate  zu  einer  Schule 
gewiesenen  einzelnen  Hausväter  usw.  bilden  die  „Schulgemeinde"  im 
eigentlichen  Sinne  vergl.  OT  20.  Juni  1853.  Demnach  ist  es  für  die 
Verpflichtung  des  einzelnen  Hausvaters  zur  Unterhaltung  der  Schule 
ohne  Einflufs,  zu  welcher  politischen  Gemeinde  er  gehört.  In  Bezug  auf 
die  Schule  kommt  er  nur  als  Mitglied  der  Sozietät  in  Betracht  und 
kann  als  solches  nur  in  gleichem  Mafse  wie  die  übrigen  Mitglieder  der 
Korporation  zu  den  Schulbeiträgen  herangezogen  werden. 

ME  28.  Sept.  1880:  Als  Verteilungsmafsstab  ist  die  kombinierte 
Grund-,  Gebäude-,  Klassen-  und  Einkommensteuer,  geeignetenfalls  auch 
die  Gewerbesteuer  mit  Aussohlufs  der  Hausiergewerbesteuer  anzunehmen. 
Jedoch  ist  auch  die  Verteilung  nach  dem  Mafsstabe  der  Grund-  und 
Klassensteuer  (OVG  28.  März  1867)  oder  nach  Klassen-  und  Einkommen- 
steuer allein  als  dem  §  31  II  12  ALR  entsprechend  zu  betrachten,  da 
sie  das  gesamte  Einkommen  aus  Besitzungen,  Nahrungen,  Gewerbe  usw. 
berücksichtigen  OVG  15.  April  1885  (Entsch.  XII,  202).  Die  Grund- 
und  Gebäudesteuer  braucht  nicht  mit  dem  vollen  Betrage,  sie  mufs 
aber  mindestens  mit  der  Hälfte  desjenigen  Prozentsatzes  herangezogen 
werden,  mit  welchem  die  Klassen-  und  Einkommensteuer  zu  belasten 
ist.  ME  19.  März  1861:  Neben  der  Klassen-  bezw.  Einkommensteuer 
kann  nur  diejenige  Grundsteuer,  welche  von  innerhalb  des  Schulbezirk» 
gelegenen  Grundstücken  zu  entrichten  ist,  als  Verteilungsmafsstab  ange- 
wendet werden  vergl.  OVG  28.  März  1877,  14.  März  1885;  ME  30.  Nov. 
1883. 

ME.  15.  Aug.  1881:  Die  Schulunterhaltuogspflioht  liegt  allen  Mit- 
gliedern der  Sozietät,  auch  Geistlichen  und  Lehrern  ob  vergl.  OVG. 
10.  Okt.  1876,  7.  Febr.  1877. 

Eine  Beitragspflicht  der  Forensen  ist  aus  ALR  nicht  herzuleiten 
ME  20.  Aug.  1S61. 
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Pächter  können  nach  Verhältnis  der  von  dem  Pachtgrundstttok  zu 
erlegenden  Ornndsteuer  nicht  belastet  werden,  da  letztere  eine  auf  dem 
Eigentum  beruhende  Abgabe  ist  ME  19.  Eebr.  1863.  Auch  Nutzniefoer 
eines  Hauses  sind  zu  Quoten  der  Grundsteuer  nicht  heranzuziehen,  weil 
durch  diese  ein  Haus  oder  ein  anderes  Yermögensobjekt,  nicht  aber 
das  Wohnungsrecht  betroffen  wird  ME  15.  Sept.  1863. 

Die  politische  Gemeinde  als  Träger  der  Schullast.  Bei  einer 
Umänderung  des  landrechtlichen  Prinzips  von  der  persönlichen  Natur 
der  Schullasten  ist  die  Möglichkeit  geboten,  einerseits  die  Forensen  bezw. 
juristischen  Personen,  Aktiengesellschaften  usw.  in  gerechtem  Verhält- 
nis und  nach  ihrem  ganzen  Umfange  zu  den  Leistungen  für  die  Schule 
heranzuziehen,  anderseits  den  nicht  unbilligen  Beschwerden  über  die 
Belastung  der  Beamten  mit  Einschlufs  der  Geistlichen  und  Lehrer  ab- 
zuhelfen. Denn  weder  sind  die  Nachteile  ftar  die  Prästationsfähigkeit 
der  Gemeinden  zu  verkennen,  wenn  die  forensischen  Besitzer  umfang- 
reicher, meistens  in  angekauften  bäuerlichen  Grundstücken  bestehender 
Fabrikgelände  usw.  zu  denjenigen  Leistungen  nicht  beizutragen 
haben,  welche  als  persönliche  Last  von  den  Hausvätern  der  Schulsozietät 
aufgebracht  werden,  noch  sind  die  in  dem  Sozietätsprinzip  liegenden 
Härten  für  die  Beamten  zu  vermeiden,  da  jedes  andere  Mitglied  einer 
Sozietät  durch  seinen  Austritt  aus  dieser  seiner  Beitragspflicht  sich 
entziehen  kann,  der  an  einen  bestimmten  Wohnsitz  gewiesene  Beamte 
aber  nicht;  vergl.  ME  8.  Aug.  1859,  OVG  23.  Sept.  1893. 

Nach  gemeinem  Deutschen  Recht  gehören  zu  den  Aufgaben  der 
Gemeinde  nicht  allein  die  rein  ökonomischen  Angelegenheiten,  sondern 
namentlich  auch  das  Schulwesen  (vergl.  Beseleb,  Deutsches  Privat- 
recht I,  246),  und  die  Autonomie  der  Gemeinde  wird  hierin  nur  durch 
das  staatliche  Auüsichtsrecht  beschränkt.  Die  politischen  Gemeinden 
sind  deshalb  mit  Zustimmung  der  Eommunalaufsichtsbehörde  befugt, 
die  Schullasten  den  Schulsozietäten  abzunehmen  und  in  Eommunallasten 
zu  verwandeln  0?  wonach  alle  diejenigen,  welche  zu  den  letzteren  bei- 
zutragen haben,  nach  dem  Eommunalsteuerfufse  auch  die  Schulunter- 
haltungskosten zu  bestreiten  verpflichtet  sind;  vergL  OVG  28.  Nov. 
1877,  16.  Febr.  1881;  ME  20.  Juni  1874,  3..  April,  I.Juni  und  10.  Okt. 
1883  2). 

Den  Gemeinden  kann  das  Recht  nicht  bestritten  werden,  den  an 
Schulsozietäten  geleisteten  Zuschuls  ftirdas  Elementarsohulwesen  zurück- 

1)  ME  12.  Febr.  1S72:  Von  den  Scbulunterhaltungskosten  kann  ancb  ein  Teil 
aaf  den  Kommunaletat   Qbernoromen  werden. 

2)  Will  jemand  eine  Veranlagung  zu  den  Qemeindelasten  nicbt  anerkennen,  so 
bat  er  nacb  §§  18,  34  des  Gesetzes  vom  1.  Aug.  1883  zunäcbst  den  OemeiodeTor- 
steber  um  Bescbeid  anzugeben,  gegen  welcben  ibm  demn&cbst  die  Klage  bei  den 
Verwaltnngsgericbten  offen  stebt. 

8* 
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zuziehen  ME  8.  Febr.  1881.  YerBchiedene  (konfessionelle)  Sohulsozietftten 
mttssen  aber  von  der  bürgerlichen  Gemeinde  gleichmftfsig  berücksichtigt 
werden  ME  8.  Febr.  1881  vergl.  ME  22.  Juli  und  25.  Nov.  1862,  29.  Juli 
1865,  sofern  nicht  ganz  besondere  Rücksichten  der  Humanität  oder  recht- 
liche Verpflichtungen  der  Begünstigung  einer  Klasse  der  Einwohner  zu 
Grunde  liegen  ME  28.  Juli  1861.  Nötigenfalls  kann  der  beti-effende 
Posten  von  dem  Oberpräsidenten  zwangsweise  auf  den  Haushaltsetat 
gebracht  werden,  wogegen  eine  Beschreitung  des  Rechtsweges  nicht 
zulfiasig  ist  GEK  2.  Okt.  1858  (Just-Min.  Bl.  1859  S.77),  sondern  nur 
die  Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungsbehörde  GEK  9.  Jan.  1869 
und  8.  März  1873. 

ME  15.  Febr.  1878:  Wenn  in  einer  Gemeinde  Kommunalschulen 
bestehen  f&r  das  Bedürfnis  der  einen  Konfession,  für  das  der  anderen 
aber  Sozietätssohulen,  so  haben  die  letzteren  einen  rechtlichen  Anspruch 
auf  Unterstützung  seitens  der  Gemeinde  nicht.  Das  Paritätsprinzip 
führt  in  diesem  Falle  vielmehr  dahin,  dafs  die  Gemeinde  für  das  Schul- 
bedürfnis der  anderen  Konfession,  wenn  es  verlangt  wird,  ebenso  wie 
für  das  der  ersteren  sorgen  mufs,  d.  h.  durch  Einrichtung  von  Kommunal- 
schulen. Anstatt  der  vollständigen  Übernahme  der  Verbandsschulen 
in  den  kommunalen  Schulorganismus  kann  die  Gemeinde  auch  vor- 
ziehen, den  ersteren  eine  entsprechende  Unterstützung  zu  gewähren 
und  dabei  keine  oder  nur  eine  geringe  Einwirkung  auf  die  Schulen  zu 
beanspruchen.  Derartige  Regelungen  sind  indessen  Gegenstand  freier 
Vereinbarung  zwischen  der  Gemeinde  und  den  Vertretern  der  Ver- 
bands- (Sozietäts-)Schulen  vergl.  ME  31.  Dez.  1879. 

Die  Bestätigung  dahin  lautender  Beschlüsse  hat  nicht  nur  durch 
die  Schulaufsichtsbehörde,  sondern  auch  durch  die  Kommunalaufsichts- 
behörde zu  erfolgen  ME  30.  Dez.  1865.  Ministerieller  Genehmigung 
bedarf  es  nicht  ME  1.  Juni  1883. 

Bei  Übernahme  der  Schullasten  auf  den  Kommunal- 
etat  ist  zu  unterscheiden,  ob  die  Schulsozietät  bestehen  und  nur  das 
sogenannte  Schulkassendeficit  auf  den  Kommunaletat  übergehen,  oder 
ob  der  Verband  aufgelöst  und  unter  Übereignung  des  Schulvermögens 
an  die  bürgerliche  Gemeinde  die  Schule  als  Anstalt  der  letzteren  und 
die  Pflicht  der  Schulunterhaltung  als  Gemeindelast  übernommen  werden 
soll  ME  1.  Juni  1883. 

Macht  eine  Gemeinde  von  der  zu  letztgenannter  Entschliefsung  ihr 
zustehenden  Befugnis  *)  Gebrauch,  und  ist  der  Beschlufs  von  der  Kom- 
munalaufsichtsbehörde genehmigt,  von  den  beteiligten  Schulsozietäten 
und  der  Schulaufsichtsbehörde  nicht  beanstandet,  so  sind  die  Sohulab- 

1)  Vergl.  GEK  10.  Dez.  1870  (lust.-Min.  Bl.  1871  S.  49  und  daselbst  1856 
b.  383,  1860  S.  322,  1865  S.  275,  279). 
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gaben  in  allen  privatrechtlichen  wie  öffentlichen  Beziehungen  Kom- 
munalabgaben geworden  GEK  14,  Okt.  1871  vergl.  OVG  25.  Febr. 
1885,  4.  April  1891,  dagegen  OVG  25.  April  1891  (I.  Sen.). 

(Bei  Ausdehnung  eines  Schulbezirks  über  mehrere  Gemeinden  kann 
die  Repartition  mangels  anderweitiger  Vereinbarungen  nach  der  Zahl 
der  Haushaltungen  erfolgen  ME  13.  Jan.  1883.) 

Bei  Aufnahme  (konfessioneller)  Sozietätsschulen  in  den  Organismus 
städtischer  Anstalten  dürfen  nicht  höhere  Leistungen  von  der  Kommune 
verlangt  werden,  als  zur  etatsmäfsigen  Unterhaltung  der  Schule  erforder- 
lich sind  ME  7.  April  1873. 

Aus  §  4  Abs.  3  und  §  8  der  Städteordnung  erhellt,  dafs  zur  Ge- 
meinde im  Sinne  des  Gesetzes  aufser  den  Einwohnern  auch  die  Forensen 
und  juristischen  Personen  gehören,  welche  gleich  Erstgenannten  zu  den 
Schulleistungen  verpflichtet  sind.  Bei  letzteren  erstreckt  sich  die  Steuer- 
und  Dienstpflichtigkeit  (z.  B.  bei  Hand-  und  Spanndiensten)  auf  das- 
jenige Mafs,  welches  dem  von  ihnen  nach  ihrem  Grundbesitz,  Gewerbe 
oder  Einkommen  zu  zahlenden  Steuerquantum  entspricht  ME  30.  April 
1866  vergl.  ME  25.  Febr.  1863;  OVG  31.  Okt.  1877. 

Beamte  in  ihrer  Eigenschaft  als  Staatsdiener  sind  von  Schulunter- 
haltungsbei trägen,  soweit  diese  von  der  bürgerlichen  Gemeinde  auf- 
zubringen sind,  befreit  ME  8.  Aug.  1859  vergl.  ME  5.  Sept.  1872, 
6.  Okt.  1881,  vorausgesetzt,  dafs  sie  in  dem  betreffenden  Schulbezirke 
ihren  Wohnsitz  haben. 

Durch  Kommunalisierung  der  Schulen  wird  ihr  konfessioneller 
Charakter  nicht  in  Frage  gestellt  ME  13.  Jan.  1883. 

Der  Entscheidung  im  Verwaltungsstreitverfahren  unter- 
liegen nach  §§  18,  34,  46,  47,  160  des  Gesetzes  vom  1.  Aug.  1883 
(GS  237  ff.)  Streitigkeiten  über  Abgaben  und  sonstige  nach  öffent- 
lichem Recht  zu  fordernde  Leistungen  für  die  Volksschulen  und  darüber, 
wem  die  öffentlichrechtliche  Verpflichtung  zum  Bau  und  zur  Unterhal- 
tung der  Schulen  obliegt. 

Im  übrigen  ist  der  Rechtsweg  unzulässig  gegen  Bestimmungen 
der  Schulaufsichtsbehörde  über  Schulsteuern «),  besonders  über  den  Ver- 
teilungsmodus ^),  über  zu  bestimmende  öffentliche  Rechtsverhältnisse, 
z.  B.  die  Festsetzung  der  Lasten  bei  Umschulungen,  über  Erhöhung 
der  Lehrergehälter  3),  Einrichtung  der  Schulsozietäten  und  Organisation 
der  Schulen  im  Bezirk,*)  Anordnung  eines  gastweisen  Besuchs  fremder 
Schulen  und  Bestimmung  der  Vergütung,  Anordnung  einer  gleich- 
mäfsigen  Unterstützung  der  Schulsozietäten  durch  die  politischen  Ge- 

1)  ÜEK  8.  M&rz  1873,  14.  Okt.  1876,  9.  Okt.  1880. 

2)  GEK  14.  Dez.  1867. 

3)  GEK  14.  Sept.  1878. 

4)  GEK  14.  Okt.  1871,  11.  Okt.  t862,  11  No?.  1876. 
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meinden ;  zulässig  aber  bei  Aasprüohen  auf  Grund  notoriscber  Orts-  und 
Bezirksverfassung »),  bei  Vertrag,  Yerj&hrang  2),  Privileg  ^)  Prftgravation, 
gegen  Umlagen,  die  nioht  in  Gemäfsbeit  gesetzlicher  Bestimmung  an- 
geordnet sind  (jedoch  ohne  Aufhaltung  der  verwaltungsmäfsigen  Bei- 
treibung), Aber  Schulgeld  und  Schulbaukosten,  sowie  gegen  Festsetzung 
der  Lehrerpensionen.*) 

Kirchliche  Interessenten.  ALR  II  12  S  37:  Wo  das  Schul- 
haus zugleich  Kflsterwohnung  ist,  murs  in  der  Regel  seine  Unter- 
haltung auf  eben  die  Art,  me  bei  Pfarrbauten  vorgeschrieben  ist, 
besorgt  werden.  §  38:  Doch  kann  kein  Mitglied  der  Gemeinde 
wegen  Verschiedenheit  des  Religionsbekenntnisses  dem  Beitrage  zur 
Unterhaltung  solcher  Gebäude  sich  entziehen. 

ME  21.  Sept.  1863:  Wenn  die  Unterhaltung  einer  Schule  der 
Eirchengemeinde  obliegt,  so  hat  die  Schulsteuer  lediglich  den  Charakter 
einer  Kirchensteuer,  und  bezüglich  des  Verfahrens  wie  der  Verteilungs- 
grundsätze bei  Veranlagung  der  Steuer  kommen  nur  die  wegen  der 
Kirchensteuern  bestehenden  Vorschriften  zur  Anwendung. 

Gesetz  vom  21.  Juli  1846  betreffend  den  Bau  der  Schul-  und 
KQsterhftuser.  §  1:  Die  Bestimmung  des  S  37  II  12  ALR,  nach 
welcher  der  Bau  und  die  Unterhaltung  derjenigen  Schulhäuser,  die  zu- 
gleich Kfisterwohnungen  sind,  auf  eben  die  Art,  wie  bei  Pfarrbauten 
vorgeschrieben,  zu  besorgen  ist,  soll  fortan  nur  unter  nachstehenden 
Beschränkungen  und  Maßgaben  zur  Anwendung  kommen. 

§  2.  Einzelne  Ortschaften,  Gemeinden,  Teile  von  Gemeinden,  oder 
Einwohnerklassen,  welche  innerhalb  der  Parochie,  zu  der  die  Küsterei 
gehört,  mit  Genehmigung  der  Behörden  eine  eigene  öffentliche  Schule 
haben,  sind  von  Beiträgen  zu  denjenigen  Bauten  und  Reparaturen  an 
dem  Schul-  und  Küsterhause  frei,  welche  allein  durch  das  Bedürfnis  der 
Schulanstalt  veranlafst  werden. 

§  3.  Tritt  bei  dem  mit  der  Kflsterwohnung  verbundenen  Sehul- 
lokale  das  Bedürfnis  ein,  die  Sohulstube  zu  erweitern,  oder  Räume  ftar 
neue  Schulkiassen  oder  zu  Wohnungen  ftar  Lehrer  zu  beschaffen,  so 
können  weder  die  Kirchenkasse  noch  der  Patron  und  die  Eingepfarrten 
angehalten  werden,  die  hierzu  erforderlichen  Bauten  zu  bewirken.  In 
einem  solchen  Falle  sind  vielmehr  diejenigen,  welchen  in  Ermangelung 
eines  Küsterhauses  der  Bau  und  die  Unterhaltung  einer  gemeinen  Schule 
am  Orte  obliegen  würde,  verpflichtet,  jene  Bauten  nötigenfalls  durch 
Herstellung  besonderer   Gebäude   auszuführen   und    auch    künftig   zu 

1)  QEK  9.  Joni  t866. 

2)  6£K  10.  Okt.  1863. 

3)  QEK  U.  März  1871. 

4)  §  15  des  Gesetzes  vom  6.  Jali  1885.  Vergl.  im  Qbrigen  Ges.  vom  26.  Mai 
1887  aber  FeststelloDg  von  Anforderungen  für  Yolksschulen  (GS  175;  GBl  436  ff.). 
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unterhalten.  Insbesondere  müssen  dieselben,  wenn  ein  solober  Erwei- 
ternngsban  mit  dem  bestehenden  Sohal-  nnd  EOsterhanse  in  Verbindung 
gebracht  wird,  naoh  Verhältnis  dieses  Erweiterungsbaues  zur  Unter- 
haltung des  Schul-  und  Eüsterhauses,  sowie  im  Falle  eines  Neubaues 
dieses  Hauses  zu  dessen  Wiederherstellung  beitragen. 

§  4.  Ist  eine  Schule  in  Gemftrsheit  des  §  101  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung  vom  7.  Juni  1821  mit  Land  dotiert  worden,  so  sind 
nur  die  zur  Unterhaltung  der  Sehule  Verpflichteten  schuldig,  die  dem 
SehuUehrer  zur  Benutzung  jenes  Landes  etwa  nötigen  Wirtschaftsräume, 
als  Scheue  und  Stallung,  zu  bauen  und  zu  unterhalten. 

§  5.  Die  der  Sohulanstalt  vorgesetzte  Regierung  ist  befugt,  in  den 
Fällen  der  §§  2—4  das  Beitragsverhältnis  der  yerschiedenen  Verpflich- 
teten, bei  dem  Mangel  einer  gütlichen  Einigung,  auf  Grund  sachver- 
ständiger Ermittelungen  durch  ein  Resolut  vorläufig  festzusetzen  und  in 
Vollzug  zu  bringen.  Gegen  diese  Festsetzung  ist  der  Rekurs  an  das 
Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten 
zulässig.  Findet  sich  ein  Teil  durch  eine  solche  Entscheidung  der 
Verwaltungsbehörden  verletzt,  so  steht  ihm  frei,  gegen  den  anderen 
Teil  auf  Entscheidung  im  Rechtswege  anzutragen. 

§  6.  Soweit  ein  Provinzial-  oder  Lokalgesetz  oder  das  Herkommen 
mit  dem  §  37  II  12  ALR  flbereinstimmen,  treten  auch  an  ihre  Stelle 
die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes  §§  2—5.  Jedoch  soll  da, 
wo  das  bisherige  mit  der  gedachten  Vorschrift  des  ALR  übereinstim- 
mende Rechtsverhältnis  auf  einem  besonderen  Rechtstitel  bernht,  durch 
das  gegenwärtige  Gesetz  nichts  geändert  werden* 

Verordnung  vom  2.  Mai  181 1 :  Die  Verbindlichkeit  mancher  Tochter- 
gemeinden, zur  Unterhaltung  der  Schullehrer-  und  Eüsterwohnungen 
bei  der  Mutterkirche  beizutragen,  wird  bei  eintretender  Separation  durch 
diese  gänzlich  und  auf  immer  aufgehoben,  wogegen  die  Schullehrer- 
und Eüsterwohnung  bei  der  Tochterkirche  durch  verhältnismäfsige  Bei- 
träge aller  zu  derselben  eingepfarrten  Dörfer  gemeinschaftlich  unter- 
halten werden  mufs. 

Bei  Bauten  von  Lehrer-  und  Eüsteretablissements  „in  dem  bisherigen 
Umfange*^  ist  die  Heranziehung  kirchlicher  Interessenten  (die  „Summe 
aller  Eingepfarrten^^)  davon  abhängig,  daTs  diese  Gebäude  wesentlich 
kirchlichen  Charakter  (ME  2.  Juli  1864,  7.  Aug.  1865,  13.  Jan.  und 
16.  Juni  1871  vergl.  ME  12.  April  1859,  11.  Jan.  1862,  4.  Nov.  1865) 
oder  doch  (z.  6.  bei  Wirtschaftsräumen)  kirchlichen  Ursprung  haben 
(ME  9.  Juli  1861,  6.  Nov.  1862,  15.  Febr.  1868).  Handelt  es  sich  aber 
um  Erweiterung  des  Sohulbedürfnisses  oder  um  solche  rein  im  Schul- 
interesse liegenden  Bauten,  so  sind  kirchliche  Interessenten  als  solche 
nicht  beitragspflichtig  vergl.  ME  28.  März  1863,  9.  Juni  1864,  28.  Juni 
1865,  8.  Dez.  1869,  28.  Nov.  1871,  26.  Juni  1873;  OT  18.  Febr.  1861, 
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15.  Sept.  1862  (Strtethorst,  Archiv  Bd.  40  S.  276  ff.,  Bd.  47  S.  32  ff.^ 
21.  JaD.  1870. 

Der  Staat.  VU  Art.  25:  Die  Mittel  znr  Errichtung,  Unterhaltung^ 
und  Erweiterung  der  öffentlichen  Volksschulen  werden  von  den  Ge- 
meinden und  im  Falle  des  nachgewiesenen  Unvermögens  ergftnzungs- 
weise  vom  Staate  aufgebracht.  —  Der  Staat  gewährleistet  demnach 
den  VolksBchullehrern  ein  festes,  den  Lokalverhältnissen  angemessenes 
Einkommen. 

Eine  unmittelbare  Verpflichtung  des  Staates  tritt  gegenwärtig  nur 
bezüglich  der  Staatsbeiträge  zum  Lehrergehalt,  der  Lehrerpensionen  und 
der  Zuschflsse  zu  den  Elementarlehrerwitwen-  und  Waisenkassen  ein. 
Ohne  Verpflichtung  gewährt  der  Staat  Dienstaltevszulagen,  sonstige  Unter- 
stützungen an  Lehrer,  Emeriten  und  Lehrerwitwen  sowie  ergänzungs- 
weise Zuschüsse  und  Beihilfen  zu  Schulbauten.    (Vergl.  jedoch  Anhang.) 

CE  26.  Nov.  1 864 :  Die  Verhältnisse  der  an  Staatszuschüssen  ohne 
rechtliche  Verpflichtung  beteiligten  Gemeinden  sind  periodisch  zu  prüfen 
vergl.  ME  21.  Dez.  1872. 

ME  8.  Sept.  1874:  Bedürfniszuschüsse  als  Staatsunterstützungen 
können  auch  innerhalb  der  (zehnjährigen)  Bewilligungsperioden  zurück- 
gezogen werden,  wenn  die  Schulunterhaltungspflichtigen  inzwischen  in 
den  Stand  gelangt  sind,  jene  Beträge  aus  eigenen  Mitteln  aufzubringen» 

4.  Kapitel.    Ergänzung  des  Volksschnlunterrichts. 

§  1.  Forthüdungsschulen. 
a.  In  den  Städten.  Reichsgewerbeordnung  vom  1.  Juli  1883 
§  120:  Gewerbeunternehmer  haben  ihren  Arbeitern  unter  18  Jahren, 
welche  eine  von  der  Gemeindebehörde  oder  vom  Staate  als  Fortbildungs- 
schule anerkannte  Unterrichtsanstalt  besuchen,  hierzu  die  erforderlichen- 
falls von  der  zuständigen  Behörde  festzusetzende  Zeit  zu  gewähren. 
Für  Arbeiter  unter  18  Jahren  kann  die  Verpflichtung  zum  Besuch  einer 
Fortbildungsschule,  soweit  eine  solche  landespolizeilich  nicht  besteht, 
durch  Ortsstatut  begründet  werden.  §  142:  Ortsstatuten  können  die 
ihnen  durch  das  Gesetz  überwiesenen  gewerblichen  Gegenstände  mit 
verbindlicher  Kraft  ordnen.  Dieselben  werden  nach  Anhörung  der  be- 
teiligten Gewerbetreibenden  auf  Grund  eines  Gemeindebeschlusses  ab- 
gefafst  und  bedürfen  der  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbe- 
hörde. 0    Die  Centralbehörde  ist  befugt,  Ortsstatuten,    welche  mit  den 

1)  Nach  §  122  des  Gesetzes  Tom  1.  Aug.  1SS3:  des  Bezirksausschusses  ?ergl. 
§  57  Nr.  2  der  Verordnung  vom  9.  Febr.  1849  (GS  39).  Eine  Beschwerde  geht  nach 
§  121  des  Landesverwaltungsgesetzes  vom  30.  Juli  1SS3  an  den  Provinzialrat.  Für 
den  Stadtkreis  Berlin  treten  an  Stelle  des  Bezirksausschusses  bezw.  des  Provinzial- 
rates  nach  §  43  Abs.  2  des  letztgenannten  Gesetzes  der  Oberpr&sident  bezw.  der 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe  (vergl.  von  Brauchitsch,  Kommentar  I,  300). 
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Gesetzen  im  Widerspruch  stehen,  aufser  Kraft  zu  setzen.  §  147:  Mit 
Geldstrafe  bis  zu  300  Mark  und  im  Unvermögensfalle  mit  Haft  wird 

bestraft, wer  der  Aufforderungen  der  Behörde  unerachtet  den 

Bestimmungen  des  §  120  zuwiderhandelt.^) 

Erlafs  der  Minister  des  Innern,  des  Unteniehts  und  des  Handels  vom 
4.  Mftrz  1871 :  Obwohl  nach  der  Gewerbeordnung  (vergl.  §  6  GO  des 
Nordd.  Bds.  vom  21.  Juli  1869)  Gesellen,  Gehilfen  und  Lehrlinge  orts- 
statutarisch zum  Besuche  der  Handwerker-Fortbildungsschulen  bis  zur 
Vollendung  ihres  18.  Lebensjahres  verpflichtet  werden  können,  so  dürfen 
doch  die  vorkommenden  Schulversäumnisse  nicht  in  gleichem  Wege  mit 
Strafe  bedroht  werden,  da  es  hierzu  in  dem  angezogenen  Gesetz  an 
einer  Bestimmung  fehlt.  Die  Erfüllung  der  Verpflichtung  zum  Besuche 
der  erwähnten  Schulen  mufs  deshalb  durch  eine  von  der  kompetenten 
Polizeibehörde  auf  Grund  des  Gesetzes  über  die  Polizeiverwaltung  vom 
11.  März  1850  zu  erlassende  Verordnung  sichergestellt  werden,  vergl. 
ME  20.  April  1846  (MBl  d.  i.  V.  S.  56). 

§  57  der  Verordnung  vom  9.  Febr.  1849:  Durch  Ortsstatuten  kann 
flttr  alle,  welche  am  Orte  gleiche  oder  verwandte  Gewerbe  selbständig 
treiben,  die  Verpflichtung  festgesetzt  werden,  zur  Beförderung  solcher 
Einrichtungen,  welche  die  Fortbildung  der  Lehrlinge,  Gesellen  und  Ge- 
hilfen bezwecken,  unter  den  von  der  Kommunalbehörde  (mit  Genehmi- 
gung  des  Bezirksausschusses)  festzustellenden  Bedingungen  zusammen- 
zutreten und  dazu  Beiträge  aus  eigenen  Mitteln  zu  entrichten.  Diese 
Beiträge  sind  für  alle  Beteiligten  nach  gleichen  Grundsätzen  abzumessen. 
§  59:  Alle  Beiträge  (und  Vorschüsse)  der  selbständigen  Gewerbetreibenden 
und  Fabrikinhaber,  sowie  der  Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeiter 
können  eventuell  durch  exekutorische  Beitreibung  im  Verwaltungswege 
eingezogen  werden,  vergl.  ME  4.  Sept.  1876  und  28.  März  1878. 

Festsetzungen  über  die  Höhe  der  Beiträge  von  seiten  der  Arbeit- 
geber und  des  Schulgeldes  der  Arbeitnehmer  müssen  nach  der  Ver- 
fügung der  Minister  des  Innern,  des  Unterrichts  und  des  Handels  vom 
4.  März  1871  der  freien  Übereinkunft  zwischen  den  Genannten  und  den 
städtischen  Behörden  überlassen  bleiben. 

Ziele  und  Lehrpläne  gewerblicher  Fortbildungsschulen.  ME 
14.  Jan.  1884:  Die  gewerblichen  Fortbildungsschulen  haben  wesentlich 
die  Aufgabe,  den  Schüler  mit  den  für  seinen  gewerblichen  Beruf  er- 
forderlichen Kenntnissen  und  Fertigkeiten  auszurüsten,  soweit  dies  durch 
Schulunterricht  geschehen  kann.  Auswahl  und  Behandlung  der  Lehr- 
stoffe hat  also  auf  das  gewerbliche  Leben  direkten  Bezug  zu  nehmen. 

Bei  wöchentlich  sechs  Unterrichtsstunden  empfiehlt   sich  die  Be- 


1)  Vergl.  §  14S  Nr.  9  ebendaselbst. 
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flchränknng  auf  Deutseh,  Reebnen  nebst  den  Anfängen  der  Geometrie 
und  Zeiobnen  (letzteres  ,,f)lr  die  Mebrbeit  der  Handwerkslebrlinge^). 

Im  Deutschen  ist  zu  achten  auf  Reohtschreiben,  Interpunktion, 
grammatische  Grundlage  und  Verbesserung  der  Handschrift,  zweek- 
mäisige  Auswahl  geschichtlicher,  geographischer  und  naturgeschicht- 
licher Abschnitte  aus  dem  Lesebuche,  deren  Inhalt  zu  besprechen  und 
anzueignen  ist;  Anleitung  zum  schriftlichen  Gebrauch  der  Muttersprache 
auf  geschäftlichem  Gebiete  (Briefe,  Eingaben,  Aufsfttze  usw.).  Auch 
mag  in  der  einfachen  gewerblichen  Buchftihrung  entweder  hier  oder 
bei  dem  Rechnen  Unterweisung  erfolgen. 

Im  Rechnen  folgen  die  Grundarten  mit  benannten  und  unbenannten 
Zahlen,  gewöhnliche  und  Decimalbrüche,  Einprftgung  der  deutschen 
Mafse,  Gewichte  und  Münzen,  die  bürgerliehen  Rechnungsarten  und  bei 
den  Aufgaben  der  Regel  de  tri  die  Zins-,  Rabatt-,  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung in  steter  Berücksichtigung  der  Anforderungen  des  gewerblichen 
Lebens.  Das  schriftliche  Rechnen  ist  erst  bei  gröfseren  Zahlen  anzu- 
wenden, bei  der  Geometrie  so  weite  Förderung  zu  erzielen,  dafs  Umfang 
und  Inhalt  geradlinig  begrenzter  ebener  Figuren  und  des  Kreises, 
sowie  Oberfläche  und  Inhalt  von  Körpern  mit  ebenen  Flächen  und  der 
Kugel  von  den  Schülern  berechnet  werden  können. 

Im  Zeichnen  wird  Ll)ung  von  Augenmai's  und  Handfertigkeit 
durch  das  Auffassen  und  Darstellen  einfacher  Figuren  zuerat  erstrebt; 
sodann  Zeichnen  im  Umrisse  nach  einfachen  Holzmodellen  und  solchen 
Gegenständen,  deren  zweckmäfsige  Formen  und  Verzierungen  den 
Geschmack  zu  bilden  geeignet  sind.  Hieran  schliefsen  sich  Übungen 
im  Erkennen  und  Wiedergeben  der  Wirkung  von  Licht  und  Schatten, 
vorzugsweise  nach  Gipsmodellen;  ferner  Übung  im  Gebrauche  von 
Zirkel,  Lineal  und  ReiXsfeder  durch  Zeichnen  einfacher  Flächenmuster, 
sowie  Darstellung  einfacher  Körper  im  Grund-,  Auf-  und  Seitenriüs. 
Weiter  werden  auf  der  obersten  Stufe  (wenn  4  Stunden  flir  Zeichnen 
zur  Verfügung  stehen)  Körper  in  gerader  und  schiefer  Projektion  geo- 
metrisch dargestellt;  Abwickelungen,  Schnitte  und  Durchdringungen 
gezeichnet  und  Mafsskizzen  angefertigt,  beispielsweise  nach  Teilen  von 
Thüren  und  Fenstern,  Schränken,  Tischen  und  Stühlen  für  Tischler; 
Holzverbindungen  für  Zimmerer;  Schlössern,  Gittern,  Beschlägen  flir 
Schlosser;  Blechgeräten  für  Klempner;  Maschinenteilen  und  Werkzeugen 
für  Maschinenbauer.  Diese  Skizzen  werden  zu  Werkzeiohnungen  ver- 
wandt mit  den  erforderlichen  Ansichten,  Schnitten,  Abwickelungen  usw. 
in  der  für  das  betreffende  Gewerbe  am  besten  geeigneten  Darstellungs- 
weise. („Die  Fortschritte  in  dem  eigentlichen  Faehzeichnen  werden 
freilich  ganz  besouders  davon  abhängen,  dafs  mit  dem  Gewerbe  ver- 
traute Lehrkräfte  den  Unterrieht  erteilen.") 

Stehen  nur  4  Woohenstunden  zur  Vei'fügung,  so  ist  nicht  ratsam. 
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neben  dem  Deutschen  und  dem  Rechnen  etwa  noch  eine  Stunde  f&r  daB 
Zeichnen  zu  bestimmen,  da  hierbei  kein  merkbarer  Erfolg  zu  erreichen 
ist.  Dagegen  empfiehlt  es  sich  in  solchem  Falle,  den  Unterricht  auf 
den  unteren  Stufen  auf  Deutsch  und  Rechnen  zu  beschränken  und  auf 
der  oberen  mit  denjenigen  Schülern,  welche  in  jenen  Fächern  das  Not- 
wendigste gelernt  haben,  dem  Zeichnen  eine  ausgedehntere  Zeit  zu 
widmen. 

Bei  der  Minderheit  der  Anstalten,  welche,  zumal  in  gröfseren 
Städten,  über  eine  ausdehntere  Zeit,  reichere  Mittel  und  Lehrkräfte 
yerf&gen,  wird  eine  vielseitigere  Gestaltung  des  Lehrplanes  möglich  sein. 
Je  nach  seinem  besonderen  Berufe  kann  der  Schüler  hier  meist  unter 
einer  Reihe  von  Kursen  wählen.  Hier  werden  die  mathematischen 
Disciplinen  weitergeftlhrt,  Mechanik  und  Physik  hinzugenommen  werden 
können;  und  zu  dem  Freihandzeichnen  und  Zirkelzeichnen  kann  das 
Modellieren  treten  und  besonderer  Faehzeiohenunterricht  fbr  die  ein- 
zelnen Zweige  und  Oruppen  des  Handwerks  eingeftihrt  werden.  Das 
klare  Bewulstsein  von  der  besonderen  Aufgabe  der  gewerblichen  Fort- 
bildungsschule wird  sich  aber  auch  hier  darin  zeigen,  dafs  die  reicheren 
Kräfte  und  Mittel  mehr  zur  Vervollkommnung  des  Unterrichts  in  den 
wesentlichen  Disciplinen,  als  zur  Heranziehung  neuer,  dem  Gewerbe- 
stande ferner  liegender  Lehrfächer  benutzt  werden.  Wo  endlich  an  den 
Anstalten  sich  eine  ausreichende  Zahl  junger  Leute  findet,  die  sich  dem 
Handelsstande  widmen  wollen,  werden  Kurse  in  fremden  Sprachen, 
Handelsgeographie  usw.  mit  Nutzen  einzurichten  sein,  falls  nicht  die 
betreffenden  Städte  durch  besondere  Einrichtungen  diesen  Schülern 
Grelegenheit  zur  Fortbildung  geben. 

b.  Aufdem  Lande.  Bezüglich  der  Einrichtung  ländlicher  Fort- 
bildungsschulen fehlt  es  zur  Zeit  noch  an  gesetzlichen  Bestimmungen. 
Es  werden  dieserhalb  durch  den  Erlafs  der  Minister  des  Innern,  des 
Unterrichts  und  der  Landwirtschaft  vom  2.  Febr.  1876  (an  die]  Ober- 
präsidenten) Anregungen  gegeben,  zuvörderst  die  nächstbeteiligten  Ver- 
bände, d.  i.  die  Gemeinden  selbst  für  solche  Einrichtungen  zu  gewinnen ; 
überdies  werden  landwirtschaftlichen  Vereinen  usw.  aus  dem  Dis- 
positionsfonds des  landwirtschaftlichen  Ministeriums  Beiträge  bewilligt. 
Da  überall  den  Kreisvertretnngen  die  Befugnis  verliehen  ist,  Ausgaben 
im  Interesse  des  Kreises  zu  bewilligen,  so  sollen  sie  angeregt  werden, 
einen  Beitrag  für  die  Förderung  ländlicher  Fortbildungsschulen  auf 
ihren  Etat  zu  nehmen  und  als  Zusehuls  für  solche  Gemeinden 
zu  verwenden,  in  denen  jene  Einrichtungen  am  leichtesten  und  wirk- 
samsten ins  Leben  treten  können.  Doch  sind  in  der  Regel  nur  da 
Fortbildungsschulen  zu  errichten  oder  aus  Kreismitteln  zu  unterstützen, 
wo  die  Gemeinden  selbst  eine  Leistung  fftr  sie  übernehmen,  da 
nur   hierin  eine  Bürgschaft  ftlr   Gedeihen  und  Fortgang  der  Schulen 
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begründet  ist.  überdies  sind  die  verlangten  Opfer  gering,  zumal  die 
Räumlichkeiten  wie  auch  die  Lehrmittel  der  vorhandenen  Volksschulen 
fftr  die  Fortbildungsschulen  mit  benutzt  werden  können  und  die  Unter- 
haltungskosten sich  wesentlich  auf  die  dem  Lehrer  zu  gewährende  feste 
Remuneration  beschränken.  Denn  die  Volksschullehrer  des  Ortes  sind 
auch,  soweit  es  irgend  thunlich  ist,  als  Lehrer  an  den  Fortbildungs- 
schulen zu  verwenden,  wobei  es  jedoch  nicht  ausgeschlossen  ist,  dafs 
ausnahmsweise  ein  dafür  besonders  befähigter  anderer  Fachmann, 
namentlich  wo  es  sich  um  technische  Gegenstände  handelt,  den  Unter- 
richt übernimmt. 

Lehrgegenstände  ländlicher  Fortbildungsschulen  (da- 
selbst in  den  beigefügten  „Grundzügen")  sind:  Muttersprache,  Rechnen 
und  Raumlehre,  Naturkunde  auf  Grundlage  der  Anschauung  und,  wo 
es  angeht,  des  Experiments,  Erdbeschreibung  und  vaterländische  Ge- 
schichte, Singen,  Turnen,  Zeichnen.  (In  jedem  Falle  ist  aber  Sorge 
zu  tragen,  dafs  diese  Fortbildungsschulen  nicht  den  Charakter  von  Fach- 
schulen annehmen,  sondern  die  Befestigung,  Ergänzung  und  Erweiterung 
der  Volksschulbildung  und  die  Vertiefung  der  sittlichen  Tüchtigkeit 
als  ihre  Aufgabe  betrachten.) 

Die  Wahl  der  Schultage  steht  den  Gemeinden  bezw.  Schulvorständen 
frei,  doch  sind  am  Sonntage  die  Stunden  des  Hauptgottesdienstes  vom 
Unterricht  freizulassen; 

Die  ländlichen  Fortbildungsschulen  stehen  unter  Aufsicht  der  Re- 
gierung und  der  in  ihrem  Auftrage  handelnden  Kreis-  und  Lokalschul- 
inspektoren. Zu  Prüfungen  und  Revisionen  sind  möglichst  die  bewährten 
Landwirte  des  Bezirks  und  Vorstandsmitglieder  der  landwirtschaftlichen 
Vereine  hinzuzuziehen. 

Staatsbeiträge  für  Westpreufsen  und  Posen.  Gesetz  vom  4.  Mai 
f886  (GS  143)  §  1:  Zur  Einrichtung  und  Unterhaltung  von  Fortbildungs- 
schulen in  den  Provinzen  Westpreufeen  und  Posen  ist  der  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe  ermächtigt,  den  Gemeinden  laufende  Zuschüsse 
aus  Staatsmitteln  zu  gewähren,  geeignetenfalls  auch  solche  Schulen  aus 
Staatsmitteln  zu  enichten  und  zu  unterhalten.  §  2.  An  denjenigen 
Orten  jener  Provinzen,  in  welchen  die  Verpflichtung  zum  Besuche  der 
Fortbildungsschulen  nicht  durch  Ortsstatut  begründet  wird,  kann  von 
dem  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  den  Arbeitern  unter  18  Jahren 
(Tergl.  §  120  GO)  diese  Verpflichtung  auferlegt  werden. 

(Durch  AUerii.  Erlafs  vom  3.  Sept.  1884  ist  das  Fortbildungsschul- 
wesen  dem  Ressort  des  Ministeriums  für  Handel  und  Gewerbe  über- 
wiesen.)*) 


IJ   Über  Fachschulen   der   InniiDgen    (vergl.    §§    97  a.   98  a   GO)   siehe    unter 
„Fachschulen". 
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§  2.     ünterrichtsanstalten  für  nicht  vollsinnige  Kinder. 

Taubstammea-,  Blinden-  und  Idiotenanstalten  sind  meist  Internate, 
die  aus  Mitteln  der  Anstalt,  staatlichen,  provinziellen  und  kommunalen 
Zusohüssen,  Stiftungen,  Beiträgen  und  Sammlungen  sowie  dem  für  die 
Zöglinge  von  selten  der  Verpflichteten  gezahlten  Pflege-  und  Schulgelde 
unterhalten  werden.  Nach  §  4  Abs.  4  und  5  des  Gresetzes  vom  8.  Juli 
1875  betreffend  die  Dotation  der  Provinzial-  und  Kreis verbäude  ist  ein 
Teil  der  aus  Staatsfonds  dieserhalb  überwiesenen  Summen  zur  „Fürsorge 
bezw.  Gewährung  von  Beihilfen  für  das  (Irren-,)  Taubstummen-  und 
Blindeawesen",  sowie  zur  „Unterstützung  (milder  Stiftungen,)  von  Ret- 
tungs-,  Idioten-  (und  anderer  Wohlthätigkeits-J  Anstalten"  zu  verwenden. 

AUerh.  Erlafs  vom  27.  Juli  1885  (GS  350):  Die  Ausübung  der 
Schulaufsicht  über  Taubstummen-  und  Blindenanstalten  wird 
in  der  Provinzialinstanz  dem  Geschäftskreise  der  Provinzial-Sohul- 
koUegien  überwiesen.    Vergl.  ME  31.  Okt.  1881,  20.  Okt.  1885. 

Erlafs  der  Minister  des  Innern  und  des  Unterrichts  vom  12.  Jan.  1876: 
Die  Leitung  und  ein  wesentlicher  Teil  der  Beaufsichtigung,  sowie  die 
Anstellung  der  Lehrer  an  Taubstummenanstalten  steht  den  Vor- 
ständen der  Provinzialverbände  zu;  jedoch  ist  die  Genehmigung  der 
Reglements  ftlr  den  Unterricht  und  die  Bestätigung  der  Lehrpläne  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörde  dem  Provinzial-Schulkollegium  vorbehalten. 

Die  Anstellung  der  Lehrer  geschieht  durch  den  Provinzialausschufs, 
die  der  Hilfslehrer  (Hilfsarbeiter  und  Beamten)  durch  den  Landesdirektor 
§  5  Abs.  4  und  §  33  des  Reglements  betr.  die  dienstlichen  Verhältnisse 
der  Provinzialbeamten.  Hinsichtlich  der  Qualifikationsbediugungen  bei 
der  Anstellung  dieser  Lehrer  hat  die  Prüfungsordnung  für  Lehrer  und 
Vorsteher  an  Taubstummenanstalten  (vergl.  CE  27.  Juni  1878)  als 
Grundlage  zu  dienen  ME  26.  Juli  1879. 

Anstalten  für  Idioten.  Erlafs  der  Minister  des  Innern  und  des 
Unterrichts  vom  24.  Dez.  1859:  Da  genügende  Resultate  in  Erziehung  und 
Unterricht  nur  durch  uneigennützigste  Aufopferung  besonders  begabter 
Persönlichkeiten  erzielt  werden  können,  so  dürfen  Bildungs-  und  Er- 
ziehungsinstitute für  Schwachsinnige  nicht  etwa  mit  Irrenheilanstalten 
und  ähnlichen  Instituten  vereinigt  werden,  sondern  sie  bedürfen  einer 
selbständigen  Einrichtung  und  der  Leitung  eines  pädagogisch  durch- 
gebildeten Lehrers  und  Erziehers  von  besonderer  Vorliebe  und  Befähigung 
für  seine  Aufgabe. 

(Geschichtlich-statistischen  Überblick,  Reglements  und  Lehrpläne 
der  Taubstummen-  und  Blindenanstalten  vergl.  bei  Schneider  und 
V.  Bremen,  Das  Volksschulwesen  im  Preufsischen  Staate  III,  164 — 212, 
specieile  Lehrpläne,  Angaben  von  Lehrmitteln  und  Erziehungsmethoden 
daselbst  S.  606-671.) 
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II.    Der  VolksschulDnterricht  im  übrigen 
Deutschland. 

1.  Kapitel.    Ahrlts  des  deutsehen  Yolksscliulreelits.  0 

Die  Entwickelung  des  Volksschulwesens  in  den  einzelnen  Gebieten 
des  Deutschen  Reiches  hat  zwar  in  geschichtlicher  Beziehung  einiger- 
mafsen  einen  gleichartigen  Verlauf  genommen ;  in  verwaltungsrechtlicher 
und  gesetzgeberischer  Hinsicht  hat  aber  die  Selbständigkeit  der  Einzel- 
staaten sowohl  nach  der  sachlichen  Seite  wie  in  der  zeitlichen  Folge 
der  Entwickelungsstufen  der  Volksschule  grofse  Verschiedenheiten  be- 
dingt. Auch  die  Abgrenzung  des  Volksschulgebietes  ist  in  den  Bundes- 
staaten nicht  ohne  erhebliche  Abweichungen.  Deshalb  ist  es  nicht  leicht, 
ein  übersichtliches  Bild  über  das  Volksschulwesen  des  gesamten  Deut- 
schen Reiches  in  gedrängter  Kürze  zu  geben,  zumal  die  Rechtsquellen 
für  dieses  Gebiet  bezüglich  der  nichtpreufsischen  deutschen  Bundes- 
staaten sehr  zerstreut  liegen  und  nicht  immer  leicht  zugäng- 
lich sind. 

1.  Die  Schulpflicht.  Der  Grundsatz  der  allgemeinen  Schulpflicht 
ist  in  sämtlichen  Staaten  des  Deutschen  Reiches  durchgeführt,  und  ein 
gewisses  Mindestmafs  geistiger  Ausbildung  und  sittlicher  Erziehung  ist 
jedem  Kinde  überall  gesichert.  Die  Staatsregierungen  haben  es  schon 
seit  vielen  Jahrzehnten  nicht  mehr  dem  guten  Willen  und  der  Einsicht 
der  Eltern  und  Pfleger  überlassen,  ob  sie  den  Kindern  die  Gelegen- 
heit zur  Erwerbung  der  notwendigen  Kenntnisse  geben  wollen.  Be- 
stimmte Jahre  des  Kindesalters  sind  überall  der  Schulpflicht  vorbehalten, 
und  während  dieser  Zeit  erstreckt  sich  der  Schulzwang  mit  den  durch 
konfessionelle  und  örtliche  oder  sonstige  zulässige  Rücksichten  bedingten 
Maisgaben  auf  alle  in  den  vorgeschriebenen  Lehrplänen  der  Volksschule 
aufgenommenen  Unterrichtsgegenstände. 

Der  Schulpflicht  unterliegen  in  erster  Reihe  die  Kinder  der  Staats- 
angehörigen. Auf  Grund  von  Verträgen  zwischen  den  einzelnen 
Bundesstaaten,  mit  Ausschlufs  von  zwei  Staaten,  welche  „unter  An- 
gabe von  Gründen"  ein  Übereinkommen  abgelehnt  haben,  sind  auch 
die  Kinder  von  anderen  Reichsangehörigen  zum  Schulbesuche  ver- 
pflichtet. Die  Schulpflicht,  welche  auch  in  den  einzelnen  Landesteilen 
Preufsens  nicht  immer  mit  gleichen  Lebensjahren  beginnt  und  endet, 
erstreckt   sich   in  Bayern    vom  6.   bis   zum  zurückgelegten  13.  Jahre, 


1)  Yergl.  „Volks-  und  Mittelschulen  usw.  im  preursischen  Staate  von  Dr. 
E.  Schneider  und  Dr.  A.  Petersilie*'  (Berlin  1893)  und  „Zeitschrift  des  Königl. 
preufs.  Statist  Bureaus",  Jahrg.  18^4,  S.  157  ff. 
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ebenso  in  Elsafs-Lotbringen  ftlr  Mädchen,  in  WOrttemberg  und  Lippe- 
Detmold  vom  7.  bis  zum  14.,  in  den  übrigen  Bundesstaaten  vom  6.  bis 
14.  Lebensjahre.  In  einzelnen  Staaten,  wie  in  Elsafs-Lothringen,  Bayern, 
und  Württemberg,  ist  die  Entlassung  aus  der  Volksschule  von  einer 
Abgangsprüfung  abhängig.  Geistig  und  sittlich  nicht  genügend  reife 
Yolksschüler  können  überall  um  ein  Jahr  länger,  in  Baden  wenigstens 
die  Knaben,  in  Württemberg  sogar  um  zwei  Jahre  über  die  gesetzliche 
Schulpflicht  hinaus  in  der  Volksschule  zurückgehalten  werden.  Manche 
der  deutschen  Staaten  haben  auch  eine  über  das  schulpflichtige  Alter 
hinausgehende  Verpflichtung  zum  Besuche  von  Fortbildungs-,  Sonntags- 
und Feierabendschulen  eingeführt.  So  verlangt  Baden  einen  solchen 
Schulbesuch  von  den  Knaben  zwei  Jahre  lang,  von  den  Mädchen  ein 
Jahr;  Bayern,  Sachsen  und  Hessen  fordern  ihn  drei  Jahre  hindurch; 
Württemberg  hat  das  IS.  Lebensjahr  als  Grenze  hierfür  festgesetzt;  in 
Sachsen  Coburg-Gotha,  Schwarzburg- Sondershausen  und  Waldeck  (nur 
im  Winter)  besteht  ein  zweijähriger  Kursus  fttr  Knaben,  in  Sachsen- 
Meiningen  (im  Winter,  in  den  Städten  auch  im  Sommer)  für  beide  Ge- 
schlechter. 

Zeitliche  oder  vorübergehende  Befreiungen  von  der  Ableistung  der 
allgemeinen  Schulpflicht  in  der  Volksschule  werden  aus  gesundheitlichen, 
wirtschaftlichen  und  ähnlichen  Rücksichten  überall  gestattet,  haben 
aber  einen  Beschlufs  der  Sehulbehörden  zur  Voraussetzung,  so  daljs  ein 
Mifsbrauch  der  Sohulpflichtbefreiungen  ausgeschlossen  ist.  Selbstver- 
ständlich fällt  der  Zwang  zum  Besuche  der  Volksschulen  fort,  wenn 
und  soweit  fbr  die  ordnungsmäfsige  Beschulung  der  Pflichtigen  ander- 
weit gesorgt  ist  und  darüber  der  Nachweis  erbracht  wird. 

Unerlaubte  Schulversäumnis  wird  bestraft,  bei  den  Schülern  im 
Wege  der  disciplinarischen  Schulstrafen,  bei  den  schuldigen  Eltern  durch 
gerichtliche  oder  Polizeistrafen,  auch  durch  Entziehung  der  Armen- 
unterstützung (z*  B.  in  Elsafs-Lothringen)  usw. 

2.  Die  Schulbezirke.  Die  Abgrenzung  der  Schulbezirke  (Schul- 
sprengel und  dergl.)  und  damit  im  Zusammenhange  die  Umschreibung 
des  Kreises  der  Träger  der  Schulunterhaltungspflicht  ist  in  der  Regel 
Sache  der  Schulaufsichtsbehörde  und  pflegt  sich,  der  Natur  der  Volks- 
schule entsprechend,  den  politischen  Gemeinden,  Ortschaften  und  dergl. 
anzuschliefsen,  so  in  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Elsafs- 
Lothringen.  Die  Dichtigkeit  der  Besiedelung,  konfessionelle  Verhält- 
nisse u.  a.  m.  begründen  mancherlei  Ausnahmen  von  der  Regel.  In 
Bayern,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Sachsen-Coburg-Gotha,  Braun- 
schweig und  Schwarzburg- Sondershausen  soll  grundsätzlich  jede  Ge- 
meinde (politische  oder  bürgerliche)  eine  Volksschule  haben.  Bayern 
verlangt  eine  solche  auch  ftlr  jeden  Zweigort,  der  nach  fttnQährigem 
Durchschnitte   25  Kinder   über   eine  Stunde   weit   zur  Schule  sendet; 
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Württemberg  setzt  15  Familien,  Hessen  30  schulpflichtige  Kinder  als 
Mindestzahl  fbr  Gründung  einer  eigenen  Anstalt  fest.  Beide  Mecklen> 
bürg,  Oldenburg,  Braunschweig,  Sachsen  und  Württemberg  kennen 
Volksschulen  nur  als  Eonfessionsschulen ;  in  Hessen  ist  die  ,,gemein- 
same^^  Schule  (die  paritätische)  die  Begel;  Ausnahmen  sind  unter  Zu- 
stimmung der  politischen  Gemeinden  und  der  Schulvorstände  zugelassen. 
In  Bayern  ist  der  konfessionelle  Charakter  vorherrschend;  ausnahms- 
weise können  auf  Antrag  der  Gemeindebehörden  konfessionell  getrennte 
Volksschulen  mit  Genehmigung  der  kirchlichen  Oberbehörden  in  ge- 
mischte (simultane,  paritätische)  umgewandelt,  paritätische  konfessionell 
getrennt  werden.  Eine  solche  Trennung  ist  nach  zehnjährigem  Be- 
stehen einer  Anstalt  auch  in  Baden  angängig,  die  konfessionelle  Mischung 
von  kirchlicher  Genehmigung  hier  aber  unabhängig;  jedoch  kann  die 
konfessionelle  Minderheit,  wenn  sie  drei  Jahre  hindurch  über  20  Kinder 
oder  ebenso  viel  wie  die  Mehrheit  gestellt,  die  Errichtung  einer  be- 
sonderen Konfessionsschule  fordern. 

3.  Die  Lehrgegenstände.  Die  Lehrgegenstände  der  Volks- 
schulen sind  im  allgemeinen  in  allen  Staaten  dieselben  wie  in  Preufsen: 
Religion,  Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  Anfänge  der  Raumlehre,  Zeichnen, 
Geschichte,  Geographie,  Naturkunde,  Gesang,  Turnen,  weibliche  Hand- 
arbeiten. Nur  Mecklenburg-Schwerin  hat  auf  dem  Lande  für  Geschichte 
und  Naturkunde  keine  besonderen  Stunden  angesetzt  und  betreibt  Deutsch 
und  Geographie  nur  in  den  Domanialschulen  (ursprünglich  landesherr- 
lichen Patronates).  Raumlehre  hat  neben  dem  Rechnen  keine  Stelle  in 
Bayern,  wo  der  Unterricht  in  weiblichen  Handarbeiten  auch  nur  in 
Unterfranken  und  der  Oberpfalz  obligatorisch  ist.  Anderseits  hat  Braun- 
schweig neben  geordnetem  Religionsunterricht,  Bibelkunde  und  Religions- 
geschichte, Weltgeschichte,  „die  Lehre  vom  menschlichen  Körper  und 
der  menschlichen  Seele",  Hamburg  aufser  den  übrigen  Gegenständen 
des  Vülksschulunterrichts  Geometrie  und  Algebra,  Englisch  und  Fran- 
zösisch, Physik  und  Chemie,  indem  nur  bei  Wenigstbemittelten  die  An- 
eignung fremder  Sprachen  als  entbehrlich  erachtet  wird.  Die  Leitung 
und  Überwachung  des  Religionsunterrichtes  ist  meist  den  Geistlichen 
oder  den  Kirchenbehörden  vorbehalten,  und  letztere  haben  vereinzelt, 
z.  B.  in  Bayern,  das  Recht,  Anordnungen  über  die  Lehrbücher  zu  treflFen; 
in  Bayern,  Baden  und  Elsafs-Lothringen  ist  der  Katechismusunterricht 
Sache  der  Geistlichen,  die  Vorbereitung  dazu  Sache  des  Lehrers;  in 
Baden  trifft  die  geistliche  Behörde  die  Einrichtung  des  Lehrplans  für 
den  Religionsunterricht;  in  Bayern,  Württemberg,  Baden  hat  der  Lehrer 
dabei  mitzuwirken;  in  Hessen  darf  der  Geistliche  nur  auf  Grund  be- 
sonderer Abmachungen  den  Religionsunterricht  erteilen;  in  Bremen 
erhalten  die  älteren  Schüler  (von  12 — 14  Jahren)  diesen  Unterricht 
aufserhalb  der  Schule  bei  den  Geistliclien  ihrer  Konfession;  in  Sachsen 
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ist  der  konfessionelle  Religionsunterricht  anoh  fllr  dissidentisehe  Kinder 
obligatoriseh. 

Die  Yolkssohalen  sind  in  einzelnen  Staaten  ihrer  lehrplanmäfsigen 
Einriohtnng  naoh  in  verschiedene  Grade  geteilt;  so  bestehen  neben 
den  „einfachen"  in  Sachsen  ,,mittlere"  and  „höhere",  in  Baden,  Hessen, 
Oldenburg  und  Anhalt  „erweiterte"  bezw.  „gehobene",  die  nicht  nur 
klassenmftfsig,  sondern  auch  nach  ihren  Lehrzielen  (durch  Hinzunahme 
fremder  Sprachen  usw.)  und  ihrer  Lernzeit  über  den  Rahmen  eigent- 
licher Volksschulen  hinausgehen.  Auch  fUr  „Stadtschulen"  und  „Land- 
schulen" finden  sich  lehrplanmäfsige  Besonderheiten.  Diese  Abweichungen 
sind  aber  nicht  tiberall  charakteristisch,  weshalb  eine  Ausscheidung  der 
Schulen  der  höheren  Kategorie,  wie  z.  B.  bei  den  sogenannten  Mittel- 
schulen Preufsens,  vielfach  nicht  angängig  ist. 

4.  Die  Schulunterhaltung.  Die  Schulunterhaltungskosten  sind 
in  den  meisten  Staaten  grundsätzlich  von  den  Gremeinden  zu  tragen. 
Anteilweise  sind  auch  der  Staat,  in  wenigen  Bundesstaaten  auch  die 
gröfseren  Kommunalverbände  an  der  Aufbringung  beteiligt. 

In  der  Regel  hat  die  Schulaufsichtsbehörde  die  Befugnis,  die  Höhe 
des  Bedarfes  festzusetzen ;  wie  in  Preufsen,  so  hat  aber  auch  in  Bayern, 
Württemberg,  Baden,  Hessen  ü.  a.  die  Gesetzgebung  den  Organen 
der  Verwaltungsrechtspflege  bezw.  den  höheren  Selbstverwaltungs- 
behörden bestimmte  Befugnisse  zur  Beurteilung  der  Verpflichtung  der 
Gemeinden  usw.,  der  zulässigen  Höhe  der  von  der  Schulaufsichtsbehörde 
erforderten  Leistungen  und  dergl.  übertragen  und  damit  die  rein  bureau- 
kratische  Einwirkung  der  letzteren  beschränkt  oder  beseitigt. 

An  den  Deokungsmitteln  der  Schulunterhaltungskosten  ist  fast  in 
allen  Staaten  der  Ertrag  des  Schulvermögens  beteiligt,  oft 
auch  der  des  Kirchenvermögens.  „Örtliche  Stiftungen",  „Ortsfonds" 
(so  in  Baden),  „Landabfindungen"  und  dergl,  werden  nach  den  Gesetzen 
der  einzelnen  Staaten  überall  zunächst  zur  Deckung  der  Schulkosten 
herangezogen;  in  einzelnen  Fällen  ist  sogar  Vorsorge  getroffen,  dals 
die  Bestandteile  eines  vorhandenen  Schulvermögens  planmäfsig  ver- 
mehrt, oder  dafs  ein  solches  neu  begründet  werde. 

Ein  anderer  Teil  des  Bedarfes  wird  aus  dem  Schulgelde  ge- 
deckt. Wie  in  Preufsen,  so  ist  dessen  Erhebung  neuerdings  in  einigen 
andern  Staaten  des  Reiches  eingeschränkt  worden;  viele  haben  das  Schul- 
geld aber  beibehalten.  So  ist  es  in  Sachsen  eine  gesetzliche  Einrich- 
tung und  darf  von  den  Gemeinden  nicht  abgeschafft  werden,  ist  viel- 
mehr als  Decknngsmittel  der  Schulunterhaltungskosten  in  die  erste 
Stelle  gerückt.  In  Württemberg  mufs  es  erhoben  werden,  sobald  der 
Fall  des  „Gemeindeschadens"  eintritt,  d.  h.  sobald  Umlagen  zur  Deckung 
des  Schulbedarfs  notwendig  werden.  Das  Schulgeld  wird  in  der  Regel  zur 
Gemeinde-,  zuweilen  auch  zur  Staatskasse  erhoben ;  in  Bayern  und  Elsafs- 
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LotbriDgen  gebührt  es  aber  dem  Lebrer;  in  Baden  erhält  der  Lehrer 
ein  bestimmtes  Aversum,  welches  alle  drei  Jahre  festgesetzt  wird  und 
einen  Mindestbetrag  nicht  unterschreiten  soll.  Das  Sehnlgeld  ist  in 
Bayern  auch  ftlr  Kinder,  welche  die  Schule  nicht  besuchen  und  privatim 
unterrichtet  werden,  zu  zahlen;  ebenso  kann  in  Sachsen  durch  die 
Lokalschulordnungen  bestimmt  werden,  dafs  auch  Kinder,  welche 
die  Ortsschule  nicht  besuchen,  zur  Schulgeldzahlung  bis  zur  Hälfte 
des  höchsten  ortstlbliohen  Schulgeldsatzes  herangezogen  werden.  Die 
Schulgeldsätze  sind  meist  nach  dem  Höchstbetrage  begrenzt,  in  Württem- 
berg, Hessen  u.  a.  nach  Ortsklassen  bezw.  nach  der  Einwohnerzahl  der 
Orte,  in  Baden  nach  der  dreijährigen  Durchschnittszahl  der  Schulkinder; 
hier  und  da  ist  es  auch  nach  Schulklassen,  nach  den  Vermögens-  oder 
Steuerverhältnissen  und  nach  den  Familienverhältnissen  der  Schul- 
geldpflichtigen (Sachsen)  abgestuft.  Wo,  wie  in  Bayern,  Sachsen,  Baden 
und  Braunschweig,  das  Schulgeld  einen  bestimmten  Teil  des  Dienst- 
einkommens des  Lehrers  bildet,  ist  es  ftlr  Unbemittelte  aus  der  Orts- 
annenkasse und  dergl.  zu  zahlen. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Deckung  der  Schulkosten  durch 
die  öffentlich-rechtlichen  Kommunalverbände  und  den  Staat. 

Während  in  Preufsen  entweder  die  Sohulsozietäten  der  Haus- 
väter oder  die  politischen  Gemeinden  und  Gutsherrschaften 
die  Träger  der  Schulunterhaltungspflioht  sind,  herrseht  in  Sachsen  das 
Sozietätsprinzip ;  in  Anhalt  bestreitet  die  Staatskasse  die  Ausgaben, 
soweit  sie  nicht  durch  Dotationsvermögen  oder  infolge  rechtlicher  Ver- 
pflichtung gedeckt  werden,  wofür  sie  40  Prozent  des  Schulgeldes  be- 
ansprucht; in  allen  übrigen  Staaten  liegt  die  Schullast  den  politischen 
Gemeinden  ob.  Höhere  Kommunalverbände  haben  in  Bayern  und 
Elsafs-Lothringen  einen  Teil  der  Schulunterhaltung  zu  übernehmen. 
Die  Erhebung  der  Schulkosten  erfolgt  durch  Umlegung  von  Abgaben 
bezw.  Beiträgen,  wobei  jeder  Steuerzahler  entweder,  wie  in  Bayern 
und  Hessen,  nur  zur  Deckung  des  Bedarfes  der  Schule  seiner  Kon- 
fession herangezogen  werden  darf,  oder,  wie  in  Württemberg,  Baden, 
Elai]s-Lothringen,  die  Konfession  der  Gemeindebürger  keinen  Unter- 
schied in  der  Aufbringung  der  Schulkosten  begründet.  Der  MaTsstab 
der  zu  erbebenden  Umlagen  ist  in  verschiedenen  Staaten  besonders  ge- 
regelt, beispielsweise  in  Sachsen,  wo  die  Schulunterhaltungskosten  teil- 
weise zur  Hälfte  nach  dem  Verhältnisse  der  Steuereinheiten  des  Grund- 
besitzes, zur  anderen  Hälfte  nach  dem  Verhältnisse  der  über  14  Jahre 
alten  Gemeindemitglieder  aufzubringen  sind,  in  Baden,  wo  die  Zahl 
der  zur  Schule  gehörigen  Bevölkerung  den  Mafsstab  abgiebt,  in  Württem- 
berg, wo  die  Zahl  der  zum  Schulverbande  gehörigen  Familien  die 
Grundlage  bildet  usw.  —  Die  Kirchengemeinden  sind  herkömmlich 
verschiedenerorteu  an  der  Aufbringung  der  Lehrergehalte  und  an  der 
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Tragung  der  Baulasten  beteiligt,  wie  denn,  der  Entwiekelung  des  Volks- 
schulwesens in  Deutschland  entsprechend,  noch  zahlreiche  Lehrerstellen 
mit  einem  Eirohenamte  organisch  und  dauernd  verbunden  sind. 

Der  Staat  trägt  einen  Teil  der.  Sohnlunterhaltungslast  einerseits 
infolge  rechtlicher  Verpflichtung  als  Bechtsnachfolger  im  Eigentume 
früherer  Stiftungen,  Klöster  usw.  oder  als  Eigentümer  von  Gütern 
und  anderem  unbeweglichen  Vermögen,  anderseits  in  der  Form  von 
Beihilfen  und  Unterstützungen,  die,  wie  in  Preufsen,  so  auch  in  einzelnen 
anderen  Staaten  teils  nach  festgelegten  Grundsätzen  zu  gewähren  sind, 
teils  von  den  Verwaltungsbehörden  nach  dem  schwankenden  Bedürf- 
nisse bemessen  werden.  In  Bayern  erhalten  die  Kreise  den  gröJberen 
Teil  der  von  ihnen  zu  leistenden  Volksschulzusohüsse  aus  der  Staats- 
kasse; in  Baden  trägt  der  Staat  gesetzlich  den  Teil  der.  Schulkosten, 
welcher  noch  ungedeckt  bleibt,  wenn  die  Gemeinden  einen  bestimmten 
Höchstbetrag  durch  die  vorgeschriebenen  Umlagen  aufgebracht  haben, 
unter  besonders  ungünstigen  Steuerverhältnissen  sogar  die  ganze  Schul- 
last; in  Hessen  gewährt  die  Staatskasse  an  die  Gemeinden  zu  Schul- 
bauzwecken niedrig  verzinsliche  oder  zinsfreie  Darlehen;  in  Sachsen 
wird  alljährlich  der  dritte  Teil  der  in  jeder  Steuergemeinde  auf- 
kommenden Grundsteuer  an  die  Schulgemeinde  der  konfessionellen 
Mehrheit  überwiesen,  welche  diesen  Betrag  nach  dem  Verhältnisse  der 
Kinderzahl  gegebenen  Falls  mit  der  Schulgemeinde  dej  konfessionellen 
Minderheit  zu  teilen  hat;  in  Anhalt  und  Oldenburg  übernimmt  die 
Staatskasse  die  Pensionen  und  die  Versorgung  der  Witwen  und  Waisen 
der  Lehrer,  in  Sachsen-Meiningen,  Sachsen- Weimar-Eisenach,  Lippe, 
Hessen,  Baden  und  Württemberg  trägt  sie  nicht  unwesentlich  zu  diesen 
Leistungen  bei. 

Auf  dem  Gebiete  der  Volksschulunterhaltung  besteht  im  Deutschen 
Reiche  eine  sehr  grofse  Vielgestaltigkeit,  entsprechend  der  geschicht- 
lichen Entwiekelung  des  Volksschulweseus  und  des  Verwaltungsrechts. 
Einheitlieh  erscheint  aber  überall  der  Grundgedanke,  dafs  in  erster 
Linie  ein  engerer  Kreis  von  grundsätzlichen  Trägern  der  Sehulunter- 
haltungspflicht  in  den  Schulgeld  zahlenden  unmittelbaren  Schulinter- 
essenten sowie  in  den  politischen  Gemeinden  oder  Schulverbänden 
u.  dergl.  geschaffen  ist  und  erst  in  zweiter  Linie  die  höheren  Kommunal- 
verbände  und  der  Staat  zur  Deckung  der  Schullasten  herangezogen 
werden.  Aufser  durch  die  in  Gestalt  des  Schulgeldes  zu  zahlende  Ge- 
bühr als  Entgelt  für  die  Leistung  der  Schulveranstaltung  ist  die  ge- 
samte Bevölkerung  in  den  engeren  Kreisen  der  gemeindlichen  Or- 
ganisation überall  durch  Leistungen  ihrer  Steuerkraft  ganz  unmittelbar 
und  in  thunlichst  gleiohmälsigem  Umfange  mit  den  Interessen  und  dem 
Gedeihen  der  Volksschule  eng  verknüpft,  so  dafs  diese  eine  echt  volks- 
tümliche Erscheinung  im  deutschen  Volksleben  genannt  zu  werden  verdient. 
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5.  Die  Lehrkräfte.  Die  Yoraussetzung  für  die  Anstellang  als 
Lehrer  oder  Lehrerin  ist  überall  vollständige  nnd  planmä&ige  Vor- 
bildung und  Ablegnng  der  staatlicheraeits  verordneten  Prüfungen.  Bei 
Lehrern  verleiht  sonst  das  Bestehen  der  am  Schlüsse  der  Seminarzeit 
abzulegenden  ersten  Prüfung  (Entlassungsprttfung,  Seminarsohlulis- 
prüfungusw.)  das  Recht  zur  vorläufigen  (widerruflichen,  provisorischen 
usw.)  Anstellung  im  Sohulamte,  welche  in  Bayern  vier  Jahre,  in 
Sachsen,  Württemberg  und  Hessen  zwei  Jahre,  in  Baden  drei  bis  sechs 
Jahre  dauert.  Nur  in  Mecklenburg-Schwerin  hat  die  vorbereitende  nnd 
2 — 3  Jahre  dauernde  Schulamtsthätigkeit  nach  der  den  Präparanden- 
Unterricht  abschliefseuden  „Sohulassistentenprüfung^^  und  vor  dem  eigent- 
lichen von  einer  Aufnahmeprüfung  abhängigen  Seminarbesuche  ihre 
Stelle  gefunden.  In  Bayern  und  Hessen  ist  die  Ausbildung  auf 
einem  staatlichen  Seminare  obligatorisch.  In  Sachsen  müssen  nicht 
seminarisch  vorgebildete  Lehramtskandidaten  mindestens  19  (Lehre- 
rinnen 18)  Jahre  alt  sein,  wenn  sie  zur  ersten  Prüfung  zuge* 
lassen  werden  wollen.  Mitglieder  geistlicher  Orden  sind  in  Baden  und 
Hessen  vom  Lehramte  ausgeschlossen;  in  Bayern  müssen  Ordens- 
schwestern, um  zum  Lehramte  zugelassen  zu  werden,  die  zweite  (Be- 
ffthigungs-)  Prüfung  ablegen.  Die  Lehrerinnen  müssen  in  der  Regel 
unverheiratet  sein  und  während  der  Dauer  ihrer  Lehrthätigkeit  unver- 
heiratet bleibeu. 

Die  Pflichten  der  Lehrer  regeln  sich  im  allgemeinen  nach  den  für 
Staatsbeamte  geltenden  Gesetzen,  da  die  Lehrer  zwar  in  der  Regel 
nicht  als  Staatsdiener,  wohl  aber  als  mittelbare  Staatsbeamte  ange- 
sehen werden.  Hieraus  ergeben  sich  mancherlei  Beschränkungen  ihrer 
staatsbürgerlichen  Rechte;  so  dürfen  sie  Nebenbeschäftigungen  gegen 
Entgelt  nicht  oder  nur  unter  Zustimmung  der  Aufsichtsbehörde  über- 
nehmen, dürfen  nach  Reichsreoht  weder  zu  Schöfi^en,  noch  zu  Ge- 
schworenen berufen  werden,  dürfen  hier  und  da  Ämter  (auch  unbe- 
soldete) der  Selbstverwaltung  nicht  führen,  dürfen  nicht  Jagdpächter  im 
Schulsprengel  (Bayern)  sein  u.  dergl.  m.  Dagegen  haben  sie  gewisse 
Rechte  auf  strafrechtlichen  Schutz,  auf  Schutz  bei  der  Zwangsvoll- 
streckung, auf  Vergünstigung  bei  Ableistung  der  Militärdienstpflicht  usw. 
und  vor  allem  in  den  meisten  Staaten  das  wichtige  Recht  auf  den  Ge- 
haltsbezug, die  Pension  und  die  Versorgung  der  Witwen  und  Waisen. 
Das  Recht  auf  Pension  fehlt  den  Lehrern  in  Bayern  und  Württemberg; 
die  Pensionsgewährung  besteht  aber  auch  hier  thatsächlich,  da  in 
Bayern  die  ordentlichen  Lehrkräfte  als  Mitglieder  der  „Untei-stützungs- 
vereine')  für  dienstunfähige  Lehrer*  595—850,  die  nichtständigen 
355—595  M.  jährlich  erhalten,   in   Württemberg   aber  die  Regierung 

1)  Solche  Vereine  mQssen  nach  dem  Schuldotationsgesetze  vom  10.  November 
1861  in  jedem  Regierungsbezirke  vorhanden  sein. 
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dienstuntttohtig  Gewordenen  ein  Ruhegehalt  aus  der  PenBionskasse  an- 
weisen lä&t.  In  Meoklenburg-Sohwerin  ist  das  Pensionswesen  nur  bei 
den  Domanialschulen  geregelt ;  bei  den  ritterschaftliohen  und  städtischen 
hingegen  hängt  die  Pensionierung  von  dem  guten  Willen  und  den 
Mitteln  der  Patrone  ab,  während  Witwen  und  Waisen  nur  zum  kleineren 
Teile  auf  die  Gnade  der  Kommunen,  zum  gröfseren  auf  Selbsthilfe  an- 
gewiesen sind.  Weder  das  Recht  auf  Pension,  noch  deren  thatsäch- 
lichen  Bezug  genieüsen  in  Mecklenburg-Strelitz  die  Lehrer  und  deren 
Hinterbliebene  bei  den  Schulen  ritterschaftlichen  Patronates.  In  den 
flbrigen  Bundesstaaten  flieüsen  die  gesetzmäfsigen  Ruhegehalte  und 
Witwengelder  entweder  aus  den  gröfstenteils  staatlich  untei-stützten 
Pensionskassen  der  Eommunalverbände  und  Korporationen  oder,  wie 
in  Oldenburg  und  Anhalt,  unmittelbar  aus  der  Staatskasse.  Die  Pen- 
sionierung setzt  in  Sachsen-Altenburg  elQährige,  in  Sachsen  und  Elsaüs- 
Lothringen  zehnjährige,  in  Württemberg  neunjährige,  in  Baden  und 
Hessen  fbnQährige,  in  Bayern,  Weimar,  Lippe,  Reuls  und  Oldenburg 
keine  begrenzte  Dienstzeit  voraus.  Die  Höhe  der  Pension  ist  im 
Hindestbetrage  in  Sachsen  und  Braunschweig  auf  3373,  in  Altenburg 
auf  34,  in  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Weimar,  Gotha,  Koburg,  Lippe 
und  Reufe  auf  40,  in  Oldenburg  auf  50,  in  Sachsen-Meiningen  auf 
60  Prozent  des  Diensteinkommens,  der  Höchstbetrag  in  Sachsen  auf 
80,  in  Oldenburg  auf  90,  in  Württemberg  auf  92^ h^  in  Braunschweig, 
Hessen  und  Anhalt  auf  100  Prozent  des  Diensteinkommens  festgesetzt. 
Die  Pension  steigert  sich  mit  den  Dienstjahren  nach  verschiedenen  Ab- 
stufungen. Die  Lehrerinnen  erhalten  in  Baden  nach  40  Dienstjahren 
das  volle  Diensteinkommen  als  Pension ;  in  Württemberg  dürfen  sie  die 
Gewährung  eines  „Gratials"  von  40 — 60  Prozent  ihres  Gehaltes  aus 
der  Staatskasse  gewärtigen.  In  Bayern,  Württemberg,  Sachsen,  Braun- 
sehweig,  Oldenburg,  Reufs  und  Lippe  haben  die  Lehrer  zu  den  Pensions- 
kassen Beiträge  zu  entrichten;  in  Hessen  sind  die  Gemeinden  hierzu 
verpflichtet.    (Über  Preulsen  vergl.  w.  o.). 

Die  ordentlichen  Lehrkräfte  der  Volksschulen  im  Deutschen  Reiche 
sind  demnach  durchweg  fachlich  ausgebildet,  unabsetzbar  (bis  auf 
Mecklenburg)  oder  nur  dnroh  disciplinarischen  oder  Richterspruoh  nach 
ordnungsmäTsigem  Verfahren  aus  dem  Amte  zu  entfernen,  sobald  sie 
nach  Ablegung  der  zweiten  Prüfung  fest  angestellt  sind,  haben  recht- 
lichen Anspruch  auf  Diensteinkommen,  dessen  Beschlagnahme,  Ver 
pf&ndung  und  Übertragung  mehrfachen  Einschränkungen  unterliegt, 
im  Falle  der  Dienstunfähigkeit  in  den  meisten  Staaten  auf  Ruhegehalt 
und  im  Falle  des  Todes  auf  Versorgung  ilirer  Witwen  und  Waisen- 
Die  meisten  gesetzlichen  Rechte  der  Beamten  stehen  auch  ihnen  zur 
Seite.  In  beiden  Mecklenburg  sind  an  allen  drei  Gattungen  der  Volks- 
schule die  ordentlichen  Lehrer  auf  Kündigung  angestellt. 
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(6.  Das  PrivatBchulwesen.  Wie  in  Prearsen,  so  ist  auch  in 
den  Übrigen  deutschen  Staaten  das  Privatschnlwesenf  welches  der  Vor- 
gänger des  öffentlichen  Schulwesens  war,  durch  die  immer  mehr  ge- 
steigerte Pflege  der  öffentlichen  Volksschulen  nach  und  nach  so  sehr 
in  den  Hintergrund  gedrängt  worden,  dafs  es  heute,  von  einzelnen 
blühenden  Anstalten  abgesehen,  eine  erhebliche  Bedeutung  nicht  mehr 
hat.  Die  Gesetzgebungs-  und  Verwaltungspraxis  der  einzelnen  Staaten 
hat  auch  ihrerseits  dazu  beigetragen,  dals  fttr  das  Privatschulwesen 
wenigstens  nicht  ein  besonders  fruchtbarer  Boden  geschaffen  wurde; 
sie  hat  überall  an  die  Schulhalter  privater  Anstalten,  an  deren  Lehr* 
kräfte  und  die  Einrichtungen  dieselben  Anforderungen  gestellt,  wie 
auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Volksschulwesens,  und  eine  durch 
manche  formellen  Bestimmungen  noch  verstärkte  staatliche  Ein- 
wirkung der  Schulaufsichtsbehörden  geschaffen.  Personen,  welche 
Privatsohulen  errichten  oder  leiten,  oder  an  solchen  unterrichten  wollen, 
müssen  überall  ihre  sittliche  und  wissenschaftliche  Befähigung  nachge- 
wiesen haben,  als  Begründer  solcher  Anstalten  in  Bayern  und  Sachsen 
auch  einen  Ausweis  über  den  Besitz  der  erforderlichen  Mittel  bei- 
bringen. Die .  Errichtung  von  Privatschulen  durch  kirchliche  Korpo- 
rationen ist  in  Sachsen  und  Baden  nur  auf  Grund  eines  besonderen 
Gesetzes,  in  Bayern  nur  mit  Landesherrlicher  Genehmigung  zulässig. 
Mitgliedern  religiöser  Orden  kann  die  Lehrthätigkeit  in  Baden  durch 
die  Staatsregierung  in  einzelnen  Fällen  widerruflich  gestattet  werden. 
In  Gebieten  mit  nicht  deutscher  Volkssprache  ist  selbstverständlich 
auch  die  Beherrschung  der  deutschen  Sprache  Voraussetzung. 

Der  PrivatschuluDterricht  entbindet  von  dem  Besuche  der  öffent- 
lichen Volksschule,  in  einzelnen  Staaten  auch  von  der  Tragung  der 
Unterhaltungskosten  der  öffentlichen  Volksschulen.  Die  Privatschulen 
werden  der  fortdauernden  Schulaufsicht  des  Staates  unterworfen,  insbe- 
sondere in  Bezug  auf  Einrichtung  und  Einhaltung  des  Lehrplanes,  den 
Gang  des  Unterrichtes,  die  Wahl  der  Lehrer,  die  Lehrmittel  usw., 
so  dafs  die  Gewälir  dafür  geboten  ist,  dafs  der  Unterricht  in  Privat- 
schulen den  der  öffentlichen  Volksschulen  einigermafsen  ordnungsmä&ig 
ersetzt.  Die  regelmäfsige  Besichtigung  und  Prüfung  der  Privatschulen 
ist  allgemeiner  Grundsatz.) 

2.  Kapitel.    Die  einzelnen  Staaten. 

1.  Anhalt.  Die  Schulpflicht  beginnt  mit  dem  vollendeten  sechsten 
und  endet  mit  dem  vollendeten  vierzehnten  Lebensjahre.  In  den  ehe- 
maligen Herzogtümern  Dessau  und  Köthen  ist  der  Unterricht  in  den 
Landschulen  vorläufig  noch  halbtägig,  sodafs  jede  der  beiden  Klassen 
14 — 18  Stunden  wöchentlich  empfängt.  Die  Unterrichtsgegenstände 
sind  die  gewöhnlichen,  in  den  Realien  dem  Plane  des  Lesebuchs  eng 
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angelehnt  In  den  Städten,  zumal  im  Bernbargischen  Landesteil,  be- 
stehen neben  den  Volksschulen  vielfach  gehobene,  sogen.  Rektor- 
schalen,  deren  Oberklassen  den  Unterricht  anf  Latein  and  Französisch 
aasdehnen.    Tarnnnterricht  ist  nicht  überall  eingeführt 

Das  Rechtsverhältnis  der  Yolksschnllehrer  ist  das  der  übrigen 
Staatsbeamten.  Die  &ehaltsminima,  welche  anter  750  M.  nicht  hin- 
antergehen,  sind  nach  Dienstjahren  and  örtlichen  Verhältnissen  abge- 
staft.  Neben  dem  Gehalte  wird  eine  Tenerangszulage  (nicht  pensions- 
berechtigt)  von  90  M.  auf  dem  Lande,  von  120  M.  in  den  Grofsstädten 
gewährt.  Pensionsberechtigang  mit  vollem  Gehalte  tritt  nach  50  Dienst- 
jahren ein. 

An  der  Spitze  des  Schalverbandes  steht  der  Schulvorstand,  zu 
welchem  die  ersten  Lehrer  jeder  Anstalt  von  Amts  wegen  gehören.  Die 
Schalgemeinde  wird  vertreten  durch  die  Organe  der  bürgerlichen  Ge- 
meinde, bei  Sozietäten  mehrerer  Gemeinden  durch  Bevollmächtigte  der 
letzteren. 

Die  Bestreitung  der  Volkssehulkosten  regelt  sich  nach  dem  Gesetz 
vom  28.  Febr.  1873,  nach  welchem  sämtliche  Unterhaltungskosten,  die 
nicht  aus  eigenem  Schulvermögen  oder  rechtlicher  Verpflichtung  Dritter 
Deckung  finden,  aus  der  Staatskasse  bestritten  werden,  an  welche 
40  Procent  des  eingehenden  Schulgeldes  abzuführen  sind.  Auiserdem 
trägt  der  Staat  bei  Schulbauten  oder  gröfseren  Reparaturen  V«  der 
gesamten  Baulast. 

2.  Baden.  Gesetz  vom  26.  Februar  1894  (über  die  Aufsichts- 
behörden der  Volksschulen);  Gesetz  vom  8.  März  1868,  MV  11.  Sept. 
1868;  Schulordnung  für  die  Volksschulen  vom  27.  Februar  1894; 
Gesetz  vom  13.  Mai  1892:  Das  schulpflichtige  Alter  dauert  vom 
6.— 14.  Lebensjahr,  doch  können  Schwächliche  zu  Anfang  dispensiert, 
Knaben  wegen  Unflei&es  länger  zum  Schulbesuch  angehalten  werden, 
während  Mädchen  auch  dann  zum  Herbsttermine  zu  entlassen  sind, 
wenn  sie  erst  bis  zum  nächsten  31.  Dezember  das  14.  Lebensjahr  voll- 
enden. In  den  zumeist  aus  zwei  nach  Alter  und  Kenntnissen  abge- 
teilten Klassen  bestehenden  und  von  einem  Lehrer  besorgten  Land- 
schulen werden  Knaben  und  Mädchen  zusammen  unterrichtet.  Tren* 
nung  der  Geschlechter  erfolgt  erst  dann,  wenn  vier  oder  mehr  Lehrer 
an  einer  Anstalt  beschäftigt  sind.  Die  Unterrichtszeit  für  beide  Klassen 
der  einfachen  Volksschule  umfafst  28 — 32  Lehrstunden  wöchent- 
lich (mit  Ausschlufs  der  Stunden  für  Leibesübungen).  Unterrichts« 
gegenstände  sind  Religionslehre,  Sprachlehre  und  Schreiben  (5 — 6  Stun- 
den), Gröfsenlehre  (Rechnen  und  Raumlehre  3 — 4  Stunden),  Zeichnen, 
Gesang  und  Realien  (Naturgeschichte,  Naturlehre,  Erdkunde  und  Ge- 
schichte 2 — 4  Stunden).  Dem  Unterrichte  in  der  Sprachlehre  liegt  ein 
von  der  Oberschulbehörde  ausgearbeitetes   Lesebuch,   dem  Religions- 
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Unterricht,  welchen  in  den  oberen  Klassen  der  Pfarrer  erteilt,  .der  Kate- 
chismus, die  Bibel  (in  protestantischen  Schulen)  und  ein  Lehrbuch  für 
biblische  Geschichte  zu  Grande.  (Vergl.  Verf.  Ob.-Sch.-R.  12.  M&rz 
1894.)  Ein  Stunden-  und  Lehrplan  ist  in  allgemeinen  Umrissen  vor- 
gezeiohnet;  ein  vom  Kreissohulrat  zu  bestätigender  Lehrplan  wird  ftir 
jede  einzelne  Schule  besonders  ausgearbeitet.  In  weiblichen  Hand- 
arbeiten werden  die  Mädchen  vom  10.  bis  11.  Lebensjahre  an  von 
eigens  dazu  angestellten  Lehrerinnen  unterrichtet.  (Vergl.  Verfügung 
des  Oberschulrats  vom  3.  März  1894.)  Das  Turnen  der  Knaben  schliefst 
sich  an  das  militärische  Turnen  an  und  soll  eine  Vorschule  fUr  den 
Wehrdienst  bilden. 

Die  erweiterte  Volksschule,  welche  ftir  jeden  der  8  Jahr- 
gänge möglichst  eine  Klasse  bilden  soll,  verlängert  die  Unterrichtszeit 
und  dehnt  die  Lehrgegenstände  auch  über  das  Franzosische  und  Eng- 
lische aus  (vergl.  im  übrigen  Gesetz  vom  16.  Febr.  1872  und  §§  92—97 
des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1892). 

ME  28.  Febr.  1894:  Die  Anstellung  der  Hauptlehrer  geschieht 
durch  die  Oberschulbehörde ,  nachdem  diese  dem  Ortsschulrate  Gelegen- 
heit gegeben,  etwaige  Bedenken  vorzubringen.  Gemeinden,  welche  auf 
eigene  Kosten  ihre  Schulen  erweitern,  haben  das  Vorschlagsrecht. 
Endgiltig  angestellte  Lehrkräfte  erhalten  die  Eigenschaft  etatsmäfsiger 
Beamten.  Hinsichtlich  der  Gehaltsordnung  gelten  für  die  Lehrkräfte 
der  öffentlichen  Volksschulen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
24.  Juli  1888  und  vom  13.  Mai  1892.  Hauptlehrer  erhalten  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Ort  ihrer  Anstellung  1100 — 2000  M.  nach  der  Dienstzeit- 
indem  die  Zulagen  in  dreijährigen  Perioden  100  M.  betragen.  Haupt- 
lehrerinnen steigen  bis  zum  Höchstgehalte  von  1500  M.  An  mehr- 
klassigen  Volksschulen  beziehen  die  ersten  Lehrer  eine  Funktiouszulage 
von  100  oder  (wenn  mehr  als  4  Lehrerstellen  vorhanden)  200  M. 
Nicht  etatsmäfsigen  Lehrkräften  wird  eine  „Vergütung**  von  800  M. 
oder,  wenn  sie  die  Dienstprüfung  bezw.  ein  gleichwertiges  Examen  ab- 
gelegt haben,  von  900  M.  gewährt.  Für  Schulverwalter  kann  aus  be-. 
sonderen  Gründen  die  Vergütung  bis  zu  1100  M.  durch  die  Oberschul- 
behörde erhöht  werden. 

Zur  Fortbildung  der  Lehrer  besteht  in  jedem  Amtsbezirke  ein 
Leseverein,  dessen  Organisation  und  Verwaltung  den  Beteiligten  über- 
lassen, ferner  die  Einrichtung  alle  zwei  Jalire  vom  Kreisschulrat  zu 
leitender  Konferenzen,  von  fakultativ  zu  besuchenden  Kursen  an  der 
Turnlehrerbildungsanstalt,  an  der  Centralstelle  des  landwirtschaftlichen 
Vereins  (zum  Landwirtschaftsuntenicht  an  Fortbildungsschulen)  und  an 
der  Lehranstalt  für  kunstgewerbliches  Zeichnen  in  Karlsruhe. 

Ein  Hauptlelirer  kann  im  Interesse  des  Dienstes  nur  nach  Ver- 
nehmung des  Ortsschulrats  der  in  Aussicht  genommenen  Stelle,  gegen 
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seinen  Willen  nur  nach  Anhören  seines  bisherigen  Ortssehulrats  und 
unter  Beibehaltung  seines  bisherigen  festen  Einkommens  sowie  unter 
Vergütung  der  Umzugskosten  versetzt  werden.  Pensionslose  Entlassung 
ist  während  der  ersten  ftlnf  Dienstjahre  ohne  Angabe  von  Gründen 
statthaft,  nach  dieser  Zeit  nur  auf  disciplinarischem  Wege.  Lehrer, 
welche  nach  mindestens  ftlnQähriger  Dienstzeit  wegen  Krankheit  oder 
vorgerückten  Alters  ihr  Amt  nicht  mehr  verwalten  können,  werden 
mit  einem  Ruhegehalte  verabschiedet,  welches  sich  je  nach  den 
Dienstjahren  und  dem  früheren  Stelleneinkommen  (von  1300— 2100  M.) 
abstuft. 

Hinsichtlieh  der  Unterhaltungspflioht  vergl.  MV  11.  und  30.  Sept. 
1868,  11.  Febr.  1869  und  l.  Mai  1874;  §§  52-85  Ges.  13.  Mai  1892 
(MV  24.  Febr.  1894):  Zur  Bestreitung  der  Gehälter  und  anderer  Persona- 
aufwendungen  haben  die  Schulgemeinden  einen  bestimmten  Bausohbe- 
trag,  der  sich  nach  den  Lehrerstellen,  der  Einwohner-  und  Schülerzahl 
richtet,  in  die  Staatskasse  einzuzahlen.  Für  jedes  schnlbesuchende 
Kind  sind  von  den  Nächstverpflichteten  3,20  M.  an  die  Gemeinde  zu 
steuern.  Unvermögende  werden  von  dieser  Pflicht  befreit,  ohne  dafo 
dieser  Nachlafs  als  Armenunterstützung  gerechnet  wird.  Ausfälle  er- 
setzt die  Gemeinde.  Freie  Wohnung  ffir  die  Hauptlehrer  (§  39  b  und 
42)  ist  von  der  Schulgemeinde  zu  beschaffen.  Unmittelbar  an  die  For- 
derungsberechtigten sind  von  dieser  zu  entrichten:  Gehalte  für  Hand- 
arbeits-  und  Haushaltungslehrerinnen,  Mietsentsehädigungen  für  Lehr- 
kräfte, die  nicht  im  Genüsse  freier  Wohnung  sind,  sowie  Vergütungen 
für  Handfertigkeits-,  Haushaltungs-  und  Musikunterricht.  §  89:  Die 
Pflicht  zur  Beschaffung  und  Unterhaltung  der  Sehulgebäude  liegt  der 
Gemeinde  ob.  §  5  der  Landesherrlichen  Verordnung  vom  26.  Juni  1892: 
Beihilfen  zu  Schulbauten  gewahrt  das  Untemchtsministerium.  Städte, 
welche  der  Städteordnung  unterstehen,  haben  die  Aufwendungen  für 
das  Lehrpersonal  unmittelbar  aus  der  Gemeinde-  (bezw.  Schul-)  Kasse 
zu  bestreiten.  Ruhe-  und  Unterstützungsgehalte  für  diese  städtischen 
Lehrer,  jedoch  mit  Ausschlufs  derjenigen  Hauptlehrer,  die  auf  Antrag 
der  Stadtverwaltung  in  einstweiligen  Ruhestand  versetzt  sind,  zahlt  die 
Staatskasse.  Über  den  Aufwand  der  Gemeinden  vergl.  MV  17.  Mai 
1892;  über  Staatsbeiträge  zu  den  Gehältern  der  Volksschullehrer  vergl- 
MV  13.  Aug.  1884. 

Durch  Gesetz  vom  18.  Febr.  1874  wurde  die  nach  100 jährigem 
Bestehen  1868  aufgehobene  Fortbildungsschule  wieder  eingeführt, 
damit  sie  „die  in  der  Volksschule  erworbenen  Kenntnisse  in  der  Art 
und  Richtung  befestige  und  erweitere,  dafs  dieselben  dem  Schüler  stets 
in  ihrer  unmittelbaren  Beziehung  auf  die  Bedürfnisse  des  Lebens  er- 
scheinen, und  dafs  er  sich  ihrer  in  seiner  beruflichen  Thätigkeit  als 
Werkzeug  zu  bedienen  lernt". 
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3.  Bayern.  Die  Schulpflicht  dauert  nach  der  Verordnung  vom 
23.  Dez.  1802  vom  6.  bis  zum  vollendeten  12.  (seit  1856:  13.)  Lebensjahre 
f&r  den  Besuch  der  Werktagsschule,  bis  zum  16.  Jahre  fär  den  der 
Sonn-  oder  Feiertagsschule.  Der  Grundtypus  f&r  Stadt-  und  Land- 
schulen ist  die  dreiklassige  Volksschule,  welche  in  Vorbereitungs-  und 
Unterklasse  drei  Jahre,  in  Mittel-  und  Oberklasse  je  zwei  Jahre  Knaben 
und  Mädchen  zugleich  unterrichtet.  Nach  Zahl  der  Schüler  und  Lehr- 
kräfte teilen  sich,  zumal  in  gröfseren  Städten,  diese  drei  Hauptklassen 
in  sieben  Unterabteilungen,  indem  die  Vorbereitungsklasse  mit  einem 
Jahrgang  (dem  ersten)  von  der  in  zwei  Jahrgänge  zerlegten  Unterklasse 
auch  räumlich  getrennt  und  so  f&r  jede  Abteilung  ein  Jahreskursus  be- 
stimmt ist.  Die  Unterrichtszeit  umfafst  in  „ganzen^^  Schulen  täglich 
fttnf  Stunden,  mit  Ausnahme  des  Mittwochs  und  Sonnabends,  deren 
Nachmittage  frei  bleiben.  In  Halbtagsschulen,  welche  nur  am  Sonn- 
abend den  Nachmittagsunterricht  aussetzen,  erhält  jede  Abteilung  täglich 
drei  Stunden.  In  der  Sommerschule  auf  dem  Lande,  deren  Besuch  vom 
1.  Mai  bis  1.  November  ME  5.  Nov.  1810  regelt,  wird  jede  Abteilung 
in  der  Regel  täglich  zwei  Stunden  unterrichtet.  Der  1811  ausgear- 
beitete Normallehrplan  ist  für  Oberbayern  durch  RE  15.  März  1862, 
für  die  Oberpfalz  durch  RE  21.  Sept.  1869,  für  Unterfranken  durch 
RE  7.  Nov.  1870  verhältnismäfsig  umgestaltet  worden.  Als  ziemlich 
allgemein  geltende  Norm  eines  Stundenplans  kann  folgender  ange- 
nommen werden: 


Unterrichtsgegenstand 


Vorbereitgs.- 
Klasse 
l.  Jahr: 


Unterklasse 
2.U.  3.  Jahr: 


Religion  inkl.  Oed&chtnis- 

ttbungen    

Biblische  Geschichte.    .    . 

Lesen 

Schreiben 

Deutsche  Sprache.    .     .    . 

Rechnen 

Weltkunde 

Gesang 


Summe 


3 
3 

4(3) 
2 
6 

6  (5) 
l  (2) 
1  (2) 


Mittelklasse  I  Oberklasse 
4.  u.  5.  Jahr '.j  6.  u.  7.  Jahr; 


26 


20 


3 
3 

4(3) 

4 

3(4) 

5 

2 

2 


20 


26. 


Turnen  und  weibliche  Handarbeiten  sind  als  obligatorische  Lehr- 
gegenstände nicht  überall  eingeführt,  wenn  auch  ME  2.  Nov.  1868  den 
k.  Regierungen  zur  Pflicht  macht,  namentlich  die  Stadtgemeinden  zur 
Einführung  des  Turnunterrichts  f&r  die  männliche  Jugend  anzuhalten, 
und  der  Besuch  weiblicher  Arbeitsschulen,  wenigstens  in  Unterfranken 
(Lehrordnung  vom  7.  Nov.  1870)  und  der  Oberpfalz  (KE  29.  März  1871) 
für  alle  Schülerinnen  angeordnet  ist.  Dem  Unterricht  in  den  obliga- 
torischen Fächern  liegen  folgende  Lehr-  und  Lernmittel  zu  Grunde: 
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Luthers  kleiner  Eatechiflmus ;  der  grolise  und  kleine  Heidelberger  Ka- 
techismus ;  i>E  Harbe,  Diözesankatechismns ;  Zahn,  Biblische  Historien ; 
BüCHRUCKEB,  Die  biblische  Geschichte  nach  ihrem  Zusammenhang; 
Chr.  V.  ScHMiD,  Biblische  Geschichte  für  Kinder;  Brand,  Schullehrer- 
bibel; Steger,  Katechetische  Erklärung  der  Evangelien  und  Episteln; 
Böckh,  Erklärung  des  kleinen  Katechismus;  Kurtz,  Lehrbuch  der 
heiligen  Geschichte  (Religion  und  Biblische  Geschichte)  — 
Heinisch,  Lese-  und  Wandtafeln ,  Heinisch  und  Ludwig,  Erstes  Sprach- 
und  Lesebuch ;  dieselben,  Sprach-  und  Lesebuch  fttr  mittlere  und  höhere 
Klassen;  Wackernagel,  Lesebuch;  Oppinger,  Neue  Schreib-  und  Lese- 
schule; Schreibvorlagen  von  (Ebensperger),  Riedl,  Rügemer,  Dänner 
Sprachlehren  von  Klass,  Pürg,  Honig,  Jakobi  (Lesen,  Schreiben 
und  Deutsche  Sprache)  —  Rechenbücher  von  Heüner,  Weiss, 
Gull,  Engelbrbcht,  Seypried,  Hüther  (Rechnen)  —  Ludwig,  Das 
Nötigste  aus  dem  Menschenleben,  der  Naturkunde,  Geographie  und  Ge- 
schichte; Ebensperger,  Methodischer  Leitfaden  der  Erd-  und  Himmels- 
kunde; Burger,  Leitfaden  fttr  den  Unterricht  in  der  Geographie;  Zeid- 
ler,  Geographie  des  Königreichs  Bayern;  Schubert,  Geschichte  von 
Bayern;  Driendl,  Fttrstenbilder  (Weltkunde)  —  EIraussold,  Lieder- 
sammlung; Preis,  36  Schullieder  („Erlanger  Liederbüchlein*');  Erck 
und  Graef,  Singvögelein;  Renner,  Wandtafeln  für  den  Gesangunterricht. 
—  Der  Unterricht  in  der  Volksschule  soll  „von  der  in  neuerer  Zeit  ein- 
gerissenen Tendenz  blofser  Verstandesbildung  und  oberflächlicher  Viel- 
wisserei  auf  den  Standpunkt  gleichmäfsiger  Entwickelung  des  Geistes 
und  Herzens  zurückgeführt  werden^,  und  so  bezeichnet  es  der  Kultus- 
minister VON  Koch  am  7.  April  1865  im  Abgeordnetenhause  als  Auf- 
gabe der  Volksschule:  „nicht  minder  den  berechtigten  Anforderungen 
der  Zeit  eines  gehobenen  Kulturlebens  Rechnung  zu  tragen,  als  im  An- 
halt an  die  geschichtlichen  Überlieferungen  und  an  die  volkstümlichen 
Anschauungen  des  Landes  den  Charakter  einer  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsanstalt auf  sittlich-religiöser  Grundlage  zu  wahren^.  Über  die 
in  der  Klasse  durchgenommenen  Stoffe  werden  Schultagebficher  gef&hrt; 
über  Fahrung  und  Fortschritte  des  einzelnen  Kindes  giebt  die  Schul- 
matrikel Auskunft.  Die  Schulzucht,  Vielehe  sich  auch  über  die  Schul- 
r&ume  hinaus  geltend  machen  soll,  ist  durch  die  Ministerialentschlielsung 
vom  25.  M&rz  1815  und  die  unterfr&nkische  Disciplinarordnung  vom 
7.  Nov.  1870  genau  geregelt.  Die  Schulentlassung  geschieht  einmal 
im  Jahre  nach  voraufgegangener  Prüfung  durch  die  Distriktsschulin- 
spektion ;  der  hierbei  ausgehändigte  Entlafsschein  muls  bei  Verheiratung? 
Niederlassung  oder  militärischer  Aushebung  vorgelegt  werden. 

Die  Lehrer  haben  vor  ihrer  definitiven  Anstellung  eine  9 — 10jährige 
Vorbereitungszeit  im  Schuldienste  durchzumachen,  welche  nur  in  seltenen 
Fällen  (z,  ß.  bei  aufsergewöhnlichen  Leistungen)  abgekürzt  wird.    Nach 
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der  Abgangsprüfung  im  Seminar  werden  die  Schuldienstexpektanten 
von  der  Kreisregierung  bestimmten,  von  tOohtigen  Lehrern  verwalteten 
Schulen  zu  einjähriger  (selten  halbjähriger)  Lehrpraxis  zugewiesen^  da- 
nach 3 — 37-2  Jahre  als  Schulgehilfen  oder  -Praktikanten  verwendet. 
Vier  Jahre  nach  Austritt  aus  dem  Seminar  ist  am  Sitze  der  Ereis- 
regierung  die  Anstellungsprüfung  abzulegen  vor  einer  Kommission,  die 
unter  dem  Vorsitz  eines  Begierungskommissars  aus  einem  kirchenregi- 
mentlichen  Delegierten,  einem  Mitgliede  des  Kreisscholarchats,  einem 
Seminarinspektor,  Distriktsschulinspektor,  Musik-  und  Zeichenlehrer 
zusammengesetzt  ist.  Wird  die  Prüfung  bestanden  —  dreimaliges  Nicht- 
bestehen hat  die  gänzliche  Ausschliefsung  vom  Schulfach  zur  Folge  — , 
so  schliefst  sich  ihr  eine  fbnf-  bis  sechsjährige  Thätigkeit  als  Schul- 
verweser an,  nach  welcher  die  definitive  Anstellung  durch  die  Ereis- 
regierung  erfolgt;  vergl.  ME  20.  Juli  1855  und  6.  Jan.  1867.  Schul- 
gehilfen erhalten  430  M.,  Verweser  und  Lehrerinnen  515  M,,  ordentliche 
Lehrer  600  M.  als  Mindestgehalt,  daneben  Verweser,  Gehilfen  und 
Lehrerinnen  jährlich  90  M.  Zulage,  ordentliche  Lehrer  90  M.,  die  übrigen 
je  45  M.  Dienstalterszulage  nach  10,  13,  16,  20,  25  usw.  Dienst- 
jahren (ME  17.  Juni  1888).  Nach  Art.  8  des  Sohuldotationsgesetzes 
vom  10.  Nov.  1861  bestehen  in  jedem  Regierungsbezirk  Unterstützungs- 
vereine fllr  dienstunfähige  Lehrer,  welche  aus  Eintrittsgeldern  (2— 45  fl.) 
und  Jahresbeiträgen  (l '/?— 9  fl.)  der  Beteiligten,  Zuschüssen  aus  Central- 
und  Kreisfonds  sich  dotieren  und  Euhegehalte  von  210 — 350  fl.  nicht- 
ständigen, von  350—500  fl.  ordentlichen  Lehrkräften  gewähren. 

Nach  KE  10.  Mai  1810  wird  der  Schulsprengel  bestimmt  durch 
die  Grenzen  des  Gemeindegebietes;  nach  der  Verordnung  vom  22.  Jan. 
1815  soll  er  sich  in  der  Regel  mit  dem  Pfarrsprengel  decken. 
Konfessionsverwandte  Schulen  in  der  Nachbarschaft  können  mit  Er- 
laubnis der  zuständigen  Behörde  besucht  werden.  Ist  eine  politische 
Gemeinde  nicht  so  grofs,  dafs  sie  für  sich  eine  Schule  unterhalten 
könnte,  so  wird  aus  mehreren  Gemeinden  oder  Ortschaften  eine  Schul- 
gemeinde gebildet.  Schul-  oder  politische  Gemeinden  haben  neben 
privatrechtlieh  bestehenden  oder  auf  besonderen  Rechtstiteln  beruhenden 
staatlichen  Verbindlichkeiten  die  Pflicht  zur  Errichtung  und  Unter- 
haltung der  Volksschulen  in  erster  Linie.  Nur  bei  thatsächlichem  Un- 
vermögen können  die  den  Kreisen  aus  Centralfonds  bewilligten  Zuschüsse 
herangezogen  oder  Kreisumlagen  erhoben  werden  —  Art.  2  Abs.  3  des 
Dotationsgesetzes  von  1861:  Wenn  die  Zahl  der  Schüler  unter  einem 
Lehrer  nach  fünfjährigem  Durchschnitt  100  übersteigt,  so  kann  die  Ge- 
meinde zur  En-ichtung  einer  neuen  Lehrerstelle  angehalten  werden. 
Eine  Abhilfe  durch  Anstellung  von  Hilfslehrern  oder  zweokmäfsige  Zu- 
teilung zu  anderen  Schulsprengeln  ist  jedoch  nicht  ausgeschlossen. 
Abs.  4:  Befinden  sich  in  einer  Gemeinde  oder  einer  Ortschaft  oder  in 
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mehreren  im  Umkreis  einer  Stunde  gelegenen  Gemeinden  oder  Ort- 
4iohaften  zusammen  nach  einem  f&nQährigen  Durchschnitt  25  oder  mehr 
schulpflichtige  Rinder,  welche  eine  über  eine  Stunde  entfernte  Schule 
besuchen  müssen,  so  können  die  betreffenden  Gemeinden  zur  Errichtung 
einer  neuen  Schule  angehalten  werden.  —  Die  Verordnung  vom 
29.  Aug.  1873  stellt  es  den  Gemeinden  frei,  konfessionell  getrennte 
Schulen  in  paritätische  Anstalten  zu  verwandeln. 

Die  Sonntagsschule,  welche  nach  dem  Lehrplane  von  1811  den 
Yolksschulunterricht  fortsetzen  und  unvollendet  gebliebene  Kenntnisse 
erg&nzen  sollte,  ist  fUr  die  Knaben  meistens  durch  die  gewerblichen 
und  landwirtschaftlichen  Fortbildungsschulen  ersetzt. 

4.  Braunschweig.  Gesetz  vom  23.  April  1840  betr.  die  Schul- 
pfliohtigkeit  und  das  Schulgeld  in  den  Landgemeinden;  Gesetz  vom 
12.  Mai  1840  betr.  die  Schulpflichtigkeit  in  den  Städten  und  den  mit 
einer  Bürgerschule  versehenen  Flecken  (vergl.  Schulordnung  von  1753): 
Die  Schulpflicht  dauert  vom  Beginn  des  sechsten  Lebensjahres  bis  zur 
Konfirmation,  welche  in  der  Regel  nicht  vor  dem  vollendeten  14.  Jahr, 
zumeist  am  Sonntag  nach  Ostern  stattfindet.  Kinder,  welche  eine  höhere 
Lehranstalt  oder  genügenden  Privatunterricht  besuchen,  und  solche,  die 
wegen  Gebrechens  f&r  den  öffentlichen  Unterricht  nicht  geeignet  sind, 
werden  vom  Besuch  der  Volksschulen  dispensiert.  Auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  8.  Dez.  1851  und  vom  27.  März  1861  über  Landgemeinde- 
schulen führt  der  Konsistorialerlafs  vom  1.  April  1893  einen  einheit- 
lichen Stundenplan  ftlr  ein-  und  mehrklassige  Schulen  ein.  Unter- 
richtsfächer sind  Religion,  Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  Erdkunde, 
Greschichte,  Heimatskunde,  Naturkunde,  Zeichnen  und  Turnen.  An- 
schauungsunterricht und  Sprachlehre  sind  im  Anschluls  an  das  Lese- 
buch zu  betreiben.  Das  Gesetz  vom  19.  Mai  1892  fahrt  den  Hand- 
arbeitsunterricht f&r  Mädchen  als  obligatorischen  Lehrgegenstand  ein. 
Als  Hilfsmittel  f&r  den  Unterricht  sind  in  Stadt-  und  Landschulen  der 
Landeskatechismus  von  Ernesti,  die  biblischen  Geschichten  von  Bosse, 
das  Landesgesangbuch;  die  nach  der  gemischten  Schreib-Lesemethode 
angelegten  Fibeln  von  Lohmann,  Kost  und  Kühne;  die  Lesebücher 
von  Haesters,  Lenz,  Johansen,  Gittermann;  die  Rechenbücher 
von  Hentschel  und  Berthelt;  die  Liederbücher  von  S.  Müller  uüd 
Sölter;  die  I^itfäden  in  der  Geschichts-  und  Erdkunde  von  Sommer 
zu  Grunde  gelegt.  Die  in  der  Schule  durchgenommenen  Stoffe  werden 
nach  ihren  fortschreitenden  Abschnitten  in  dem  „Rechenschaflsbuch^^ 
monatlich  verzeichnet. 

Die  Anstellung  als  Lehrer  erfolgt  nach  dem  den  Seminarkursus 
abschliefsenden  Tentamen  zuerst  provisorisch,  nach  dem  in  einigen 
Jahren  abzulegenden  Schulamtsexamen  definitiv,  und  zwar  bei  den 
meisten  Lehrerstellen   durch   die   Regierung  auf  Vorschlag  des   Kon- 
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sifltoriams  und  Dach  Anhörung  der  betreffenden  Gemeinde,  bei  30  Proz. 
l&ndlioher  Sohulstellen  durch  das  Patronat,  bei  sämtlichen  Gemeinde- 
schulen  der  Stadt  Braunschweig  durch  die  Eonmiunalbehörde.  In  Sachen 
der  Amtsstellung  und  Disciplin  sind  die  Yolksschnllehrer  ungefähr  den 
Staatsdienern  gleichgestellt.  Geldstrafen  bis  zu  60  M.,  Versetzung  auf 
eine  gehaltlich  schlechtere  Stelle  und  Amtssuspension  mit  teilweiser 
Einziehung  des  Gehalts  können  im  Disciplinarwege,  Absetzung  und 
völlige  Gehaltsentziehung  nur  infolge  richterlichen  Spruches  verhängt 
werden  —  Gesetz  vom  4.  März  1895  über  die  Gehalts-  und  Pensions- 
verhältnisse der  Gemeindeschullehrer:  Auf  dem  Lande  beträgt  das  Ein- 
kommen neben  freier  Wohnung  1000—1900  M.,  bei  Ersten  und  Haupt - 
lehrern  nicht  unter  1600  M.,  bei  städtischen  und  Bürgerschulen  1050 
bis  2100  M.  (bei  akademisch  Geprüften  2400  M.),  je  nach  den  Dienst- 
jahren, neben  einem  Wohnungsgeldzuschuls  von  120  bis  180  M. 
Für  gleichzeitige  Verwaltung  eines  Kirchenamtes  werden  150  M. 
vergütet.  Aushilfslehrer,  die  das  Schulamtsexamen  bestanden  haben, 
erhalten  900  M.  Das  Bnhegehalt  beträgt  nach  fünf  Dienstjahren 
33*/s  Proz.  des  zuletzt  bezogenen  Einkommens  und  steigt  mit  jedem 
folgenden  Jahre  um  1  7«  Proz.,  bis  nach  50 jähriger  Dienstzeit  das  volle 
Gehalt  als  Pension  bezogen  wird. 

Gesetz  vom  8.  Dez.  1851  über  die  Gemeindeschulen:  Die  Pflicht 
zur  Schulunterhaltung  ruht  auf  der  bürgerlichen  Gemeinde  oder  dem 
Schulverbande.  Die  Mittel  zur  Unterhaltung  werden  aufgebracht  durch 
Dotationen,  Schulgeld,  Zuschüsse  aus  Gemeindekassen  und  aufser- 
ordentliche  Zuwendungen  aus  dem  Kloster-  und  Studienfonds.  Dem 
Schulvorstande  gehört  nach  Gesetz  vom  6.  April  1892  auch  der  Lehrer, 
bei  mehreren  der  dienstälteste  (und  zwar  bis  zu  seinem  30.  Lebensjahr 
nur  als  beratendes  Mitglied)  an. 

5.  Hansastädte,  a.  Hamburg.  Gesetz  vom  11.  Nov.  1870 
betr.  das  Unterrichtswesen.  (Ausgedehnt  auf  die  Vororte  durch  Gesetz 
vom  14.  Mai  1877.)  Nachträge  vom  11.  Febr.  1874,  8.  Nov.  1876,  17.  Juni 
1878:  Die  Schulpflicht  dauert  vom  vollendeten  6.  bis  zum  14.  Jahre.  Die 
Entlassung  findet  ausnahmslos  am  31.  März  nach  vollendetem  H.Lebens- 
jahre statt.  Die  Schulen  gliedern  sich  in  7  aufsteigende  Stufen.  Die 
Maximalfrequenz  jeder  Klasse  beträgt  50.  Der  Lehrplan  für  Volks- 
schulen von  1873  (mäTsig  abgeändert  1879)  nimmt  auch  die  Lehrgegen- 
stände der  sonstigen  Mittelschulen  auf,  also  neben  den  gewöhnlichen: 
Geometrie,  Algebra,  Englisch,  Französisch  („soweit  es  die  Verhältnisse 
gestatten"),  Naturgeschichte,  Physik  und  Chemie.  Die  Geschlechter  sind 
gesondert.  Die  Schulen  haben  sämtlich  evangelisch-lutherischen  Cha- 
rakter. Nach  dem  Gesetz  vom  Jahre  1878  ist  die  Hälfte  der  Lehrer- 
stellen mit  definitiven  Kräften  zu  besetzen.  Diese  teilen  sich  nach 
dem  Gesetz  vom  30.  Dez.  1892  in  2  Klassen.  Die  untere  bezieht  1800  M. 
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Einkommen,  das  alle  3  Jahre  um  250  M.  steigt  bis  2800  M.  Der  oberen 
Gehalt  steigt  im  selben  Mafsstab  von  2000—3000  M.  Das  Einkommen  der 
Hauptlehrer  beträgt  neben  Dienstwohnung,  für  welohe  700  Mark  ange- 
rechnet werden,  3300  M.  und  steigt  alle  drei  Jahre  um  300  M.  bis 
4500  M.  Das  Gehalt  festangestellter  Lehrerinnen  beginnt  mit  1200  M. 
und  steigt  alle  3  Jahre  um  200  M.  bis  2000  M.  Hilfslehrer  beziehen 
1400  H.,  Hilfslehrerinnen  1000  M. 

b.  Lübeck.  Nach  dem  Schulgesetz  von  1866  dauert  die  Schul- 
pflicht vom  vollendeten  6.  bis  zum  vollendeten  14.  Lebensjahr,  und  zwar 
nach  der  Senats  Verfügung  vom  26.  Jan.  1874  von  dem  auf  das  vollendete 
6.  Jahr  nächstfolgenden  Oster-  bezw.  Michaelistermin  bis  zu  dem  auf 
das  vollende  14.  Jahr  folgenden  Ostern.  Die  Lehrpläne  von  1875,  1876 
und  1886  ziehen  fremde  Sprachen  nicht  in  den  Unterrichtsbereich.  Lehr- 
plan vom  30.  März  1886;  Schulordnung  vom  1.  Juli  1895.  —  Das  Gesetz 
vom  10.  Nov.  1873  bestimmt  als  Gehalt  für  einen  Hauptlehrer  neben 
freier  Wohnung  2400  M.,  in  fÜnQährigen  Terminen  um  180  M.  steigend 
bis  3120  M.,  für  festangestellte  Lehrer  1800  M.,  steigend  bis  2520  M., 
für  nicht  festangestellte  720—1200  M.,  für  Lehrerinnen  300-720  M. 

c.  Bremen.  Die  Unterrichtspläne  (für  Landschulen  1861  neu 
herausgegeben)  verfolgen  die  gehobenen  Ziele  mehrklassiger  Volks- 
schulen mit  Ansschlub  fremder  Sprachen.  Religionsunterricht  wird  den 
Schülern  von  12—14  Jahren  aufserhalb  der  Schule  erteilt.  In  der 
Schuldeputation  sitzen  die  Lehrer  mit  beratender  Stimme. 

6.  Hessen.  Schulgesetz  vom  16.  Juni  1S74:  Die  Schulpflicht 
dauert  vom  vollendeten  6.  bis  zum  vollendeten  14.  Lebensjahre  und  kann 
bei  mangelhaften  Leistungen  in  den  Hauptfächern  (Religion,  Deutsch, 
Rechnen,  Schreiben)  um  ein  Jahr  verlängert  werden.  Zum  Besuch  der 
Fortbildungsschule  sind  Knaben  darnach  drei  Jahre  lang  verpflichtet. 
Die  Landschulen  sind  zumeist  in  Ober-,  Mittel-  und  Unterklassen  ge- 
gliedert. Die  Unterklasse  wird  in  4 wöchentlichen  Stunden  allein,  in 
S  weiteren  mit  den  anderen  Abteilungen  zusammen,  die  Oberklasse  in 
drei  Stunden  (bei  Raumlehre,  Geschichtsknnde  und  Naturlehre)  allein, 
die  Mittelklasse  stets  mit  den  anderen  zusammen  unterrichtet.  Lehr- 
gegenstände sind:  Religion  (Religionslehre,  Biblische  Geschichte,  Lieder, 
Sprüche),  Deutsclie  Sprache  (Lesen,  Schreiben,  Aufsatz-  und  Sprach- 
ttbungen).  Rechnen,  Raumlehre,  Zeichnen,  Geographie,  Geschichte,  Natur- 
beschreibung, Naturlehre,  Singen,  Turnen  (für  Knaben),  weibliche  Hand- 
arbeiten. In  3—4  Stunden  erteilt  den  Religionsunterricht  der  Geist- 
liche *).  Der  Fortbildungsschule  liegt  die  weitere  allgemeine  Ausbildung, 
namentlich  die  Befestigung  und  Weiterführung  in  den  für  das  bürger- 

1)  Vergl.  MV  27.  April  1891. 
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liehe  Leben  notwendigen  Kenntnissen  nnd  Fertigkeiten  ob,  wozu  ihr 
in  4 — 5  Wintermonaten  mindestens  4wöchentliohe  Abendstunden  zn  Ge- 
bote stehen. 

Gesetz  vom  11.  April  1896:  Das  Gehalt  eines  definitiv  angestellten 
Lehrers  beträgt  bei  gnter  Dienstfllhrung  1100—2000  M.,  das  einer 
Lehrerin  bis  1600  M.,  je  nach  der  Dienstzeit.  Daneben  wird  diesen 
Lehrern  freie  Wohnung  oder  Mielsentschädigung  von  120—550  M., 
Unverheirateten  von  100— 250  M.  gewährt.  (Gesetz  vom  9.  März  1879:) 
Schulverwalter  erhalten  700—800  M.  Definitiv  angestellte  Lehrer  be- 
ziehen bei  unverschuldet  eingetretener  Dienstuntaugliohkeit  in  den 
ersten  zehn  Dienstjahren  40  Proz.  ihres  Einkommens  als  Pension,  f&r 
jedes  weitere  Jahr  als  Zuschlag  l'/t  Proz.  bis  zur  vollen  Hohe 
ihres  Gehalts.  Nichtauskömmliche  Sätze  mttssen  angemessen  erhöht 
werden.  Dienstentlassung  ist  nur  nach  förmlichem  Disciplinar ver- 
fahren angängig  nachdem  das  Verwaltungsgericht  sein  Urteil  abge- 
geben. 

Die  Schulunterhaltungspflicht  ruht  auf  der  bürgerlichen  Gemeinde. 
Arme  Gemeinden  werden  vom  Staate  unterstützt.  Schulgeld  wird  nicht 
überall  erhoben.  Das  Vorhandensein  von  30  schulpflichtigen  Kindern 
in  einer  Gemeinde  verpflichtet  diese  zur  Errichtung  einer  eigenen  Volks- 
schule. Bestehen  mehrere  Konfessionsschulen  an  einem  Orte,  so  hört 
die  staatliche  oder  kommunale  Unterhaltung  oder  Unterstützungspflicht 
auf,  wenn  innerhalb  drei  Jahren  die  Sohülerzahl  der  einen  Konfession 
unter  30  gesunken  ist.  Jedes  Bekenntnis,  das  im  gleichen  Zeitraum 
über  50  schulpflichtige  Kinder  gezählt,  darf  die  Enichtung  einer  eigenen 
Schule  verlangen.  Konfessionell  getrennte  Anstalten  können  auf  Ge- 
meindebeschluls  zu  einer  paritätischen  Schule  vereinigt  werden.  Der 
Sohulvorstand  setzt  sich  aus  dem  Geistlichen,  dem  Gemeindevorsteher, 
dem  dienstältesten  Lehrer  (bezw.  zwei  Lehrern  bei  mehr  als  vier  Lehr- 
kräften), ferner  aus  3—6  Mitgliedern  zusammen,  die  der  Ortsvorstand 
erwählt.  Der  Vorsitzende  wird  von  der  obersten  Schulbehörde  nach 
Anhören  der  Kreisschulkommission  ernannt. 

7.  Lippe.  Gesetz  vom  11.  Dez.  1849.  Volkssohulordnung  von 
1873.  Die  Schulpflicht  dauert  vom  6.— 14.  Lebensjahre.  Die  Unter- 
richtsgegenstände sind  die  der  preulsisohen  Volksschule.  Als  Lehr- 
mittel bei  dem  Religionsunterricht  dient  Kohlrausch,  Biblische  Ge- 
schichten, bei  dem  Lese-  und  Realienunterricht  in  der  Oberklasse  ein 
Lesebuch,  in  der  Mittelklasse  ein  Kinderfreund,  in  der  Unterklasse  ein 
kleines  Lesebuch  nach  der  Lautiermethode.  —  Nach  dem  Gesetz  von 
1878  erhalten  Neben-  und  Hilfslehrer  ein  Gehalt  von  600  M.,  Haupt- 
lehrer neben  freier  Wohnung  900  M.,  in  5  jährigen  Perioden  um  150  M. 
steigend  bis  1500  M.,  für  Verwaltung  eines  Kirchenamtes  75  M.  Die 
Pensionierung  erfolgt  nach  dem  Gesetz  flir  Staatsdiener  (nach  10  Jahren 
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40  Proz.,  mit  jedem  weiteren  Diengtjahre  mehr  1  \li  Proz.  bis  80  Proz. 
des  Einkommens).  —  Im  Schulvorstande  sitzen  als  ständige  Mitglieder 
Prediger,  Ortsvorstand  und  Lehrer;  daneben  6— 8  Mitglieder  der  Sohul- 
gemeinde. 

8.  Sehanmburg- Lippe.  Die  Einrichtungen  entsprechen  den 
preufsischen. 

9.  Meoklenburg-Schweria  Die  Schulpflicht  umfalst  das  7.  bis 
13.  Lebensjahr  und  endet  meistens  mit  der  Konfirmation.  Der  Lehr- 
stoff beschränkt  sieh  auf  den  Katechismus,  auf  biblische  Oeschichte, 
Bibelkunde,  Kirchenlieder  und  Lesen,  Schreiben,  Rechnen  und  Singen. 
Hierzu  tritt  in  (landesherrlichen)  Domanialschulen  noch  der  Unterricht 
in  deutscher  Sprache,  Geographie  und  vaterländischer  Geschichte. 
Naturkunde  wird,  soweit  angängig,  beim  Gebrauch  des  Lesebuchs  be- 
trieben. Unterricht  in  weiblichen  Handarbeiten  f&r  Mädchen,  im  Turnen 
ftir  Knaben  ist  meist  eingefhhrt.  In  den  Fortbildungsschulen,  welche 
in  Städten  und  Flecken  eingerichtet  sind,  wird  in  Schön-  und  Recht- 
flohreiben,  geschäftlichem  Aufsatz,  Rechnen,  Freihand-  und  Rissezeichnen, 
Raumlehre,  Naturkunde  und  Geographie  unterrichtet.  —  Die  An- 
stellung der  Lehrer  erfolgt  bei  Domanialschulen  durch  den  Unterrichts- 
minister, bei  Ritterschaftsschulen  durch  die  Gutsobrigkeit  oder  den 
Kirchenpatron,  in  den  Städten  entweder  durch  den  Landesherrn  (Minister) 
oder  durch  den  Magistrat.  —  Domanialschulen  empfangen  durch  die  Ge- 
meinde ihren  Unterhalt,  wozu  aus  landesherrlichen  Mitteln  das  gesamte 
Brennmaterial,  die  Hälfte  des  Bargehalts  ftir  unverheiratete  und  Hilfs- 
lehrer, V4  des  Gehaltes  f&r  Handarbeitslehrerinnen  und  'V&  der  Ruhe- 
gehalte beigesteuert  wird.  Bei  Ritterschaftsschulen  liegt  die  Unter- 
haltungspflicht der  Gutsherrschaft  ob,  indem  nur  das  Schulgeld  (3  M. 
für  ein  Kind  jährlich)  von  den  Gntseinwohnern  zu  entrichten  ist. 

10.  Mecklenburg-Strelitz.  Die  Schulpflicht  dauert  vom  6.  Jahre 
bis  zur  Konfirmation.  Aufnahme  findet  zu  Ostern  statt.  In  den  ritter- 
und landschaftlichen  Schulen  dauert  der  Unterricht  im  Sommer 
an  4  Wochentagen  3  Stunden,  im  Winter  an  6  Tagen  vormittags  3, 
an  4  Tagen  nachmittags  2  Stunden.  Das  Schulgeld  beträgt  jährlich  3  M. 
ftlr  das  Kind.  Nach  der  Verordnung  vom  5.  Febr.  1869  erhalten  die 
Lehrer  freie  Wohnung  und  Feuerung,  Landdotation,  Naturalien,  Weide 
und  Winterfutter  und  90  M.  bare  Zulage.  Schullehrer  und  Patrone 
dürfen  zu  Ostern  auf  den  24.  Oktober  kündigen.  Nach  der  Patentver- 
ordnung vom  23.  Juli  1821  liegt  die  Sohulnnterhaltungspflicht  fast  ganz 
den  Gutsherren  ob.  In  den  Domanialschulen  wird  nach  der  Schul- 
ordnung vom  28.  Okt.  1826  im  Winterhalbjahr  vormittags  3  und  nach- 
mittags an  4  Wochentagen  ebenfalls  3  Stunden,  im  Sommerhalbjahr 
nur  vormittags  täglich  3  Stunden  unterrichtet.  Zu  den  gewöhnlichen 
Unterrichtsgegenständen  treten  f&r  Mädchen  auch  Näh-  und  Strickar- 

Petersiub,  Der  öffentl.  Unterricht  II.  10 
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beiten  hinzu.  Für  Lehrziel  und  Unterrichtsgang  dient  als  Anhalt  (seit 
1873)  der  „Einrichtungs-  und  ünterrichtsplan"  von  Beckström.  Seit 
1877  erhalten  die  Lehrer  eine  Zulage  von  50—150  M.  je  nach  dem 
Dienstalter.  Die  Volksschulen  in  Katzeburg  (Herzogtum)  nehmen 
nach  der  rev.  Schulordnung  vom  29.  Aug.  1872  (Abänderungen  des 
Beitragsfufses  der  Gemeinden  vom  24.  Mftrz  1874)  neue  Schüler  zu 
Ostern  und  Michaelis  auf  und  unterrichten  —  in  den  Bealien  im  An- 
sohlufs  an  das  Lesebuch  —  im  Winter  6  mal  vormittags  3,  4  mal  nach- 
mittags 2  Stunden  wöchentlich,  im  Sommer  täglich  4  Stunden  vor- 
mittags. 

11.  Oldenburg.  Volksschulgesetz  von  1855:  Die  Schulpflicht 
dauert  vom  vollendeten  6.— 14,,  in  den  Fürstentümern  fllr  Knaben  bis 
zum  vollendeten  1 5.  Lebensjahr.   Die  Lehrgegenstände  sind: 


A.  in  der  einklassigen  Schule 


fi.  in  der  zweiklassigen  Schule 


Unterklasse 

OberklMse 

6  Stunden 

6  Standen 

13        „ 

11 

,,  (3  Schreiben) 

5         „ 

4 

n 

3         „ 

4 

r> 

1         . 

1 

7? 

Eeligion 9  Stunden 

Lesen,  Schreiben, 

Deutsche  Sprache  ,    9        „ 
Rechnen  .....    5        „ 
Weltkunde  einschl. 
Anschauung  ...    4        „ 

Gesang 1        „ 

Zeichnen  (Formen- 
lehre)     —        fl 

Turn-  und  Handarbeitsunterricht  wird  zumeist  wöchentlich  in  einer  bis 
zwei  Stunden  erteilt.  Das  Lehrziel  im  Rechnen  ist  Fertigkeit  in  den 
4  Species  mit  Anwendung  auf  die  Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens, 
namentlich  auch  auf  Flächen-  und  Eörperberechnung;  in  der  Weltkunde 
Kenntnis  des  Wichtigsten  aus  Geographie  und  Geschichte,  namentlich 
des  engeren  und  weiteren  Vaterlandes,  und  der  Weltgeschichte.  Bei 
mehr  als  zwei  Klassen  kann  die  Oberklasse  nach  Geschlechtern  ge- 
trennt und  ftr  die  Mädchenklasse  eine  Lehrerin  angestellt  werden.  — 
Das  Einkommen  beträgt  bei  Stellen  auf  der  Geest  neben  freier  Wohnung 
und  Landdotation  für  Hauptlehrer  525 — 750  M.,  für  Nebenlehrer 
375—600  M.,  fllr  provisorisch  Angestellte  345  M.;  in  Städten  und  in 
der  Marsch  treten  zu  jenen  Gehaltssätzen  bei  Hauptlehrern  180 — 300  M., 
bei  Nebenlehrern  150  M.  und  bei  ungenügender  Landdotation  90—120  M. 
Entschädigung  hinzu.  Im  flbrigen  sind  die  Bestimmungen  des  Regulativs 
vom  3.  April  1S94  mafsgebend.  Als  Dienstalterszulagen  werden  vier- 
mal alle  5  Jahre  je  75  M.  gewährt.  Pensionen  werden,  wie  bei  Staats- 
4ienern,  aus  der  Staatskasse  gezahlt:  nach  zehnjähriger  Dienstzeit 
50  Proz.,  mit  jedem  weiteren  Jahre  1  Proz.  mehr  bis  90  Proz.  des  Ein- 
kommens. Die  Pensionierung  kann  mit  70  Lebensjahren  verlangt  werden. 
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12.  Beufs  ä.  L.  Gesetz  vom  4.  Dez.  1874:  Das  Minimal- 
einkommen  beträgt  neben  freier  Wohnung  oder  Mietsentschädigung 
(120—150  M.)  auf  dem  Lande  690  Mk.,  in  der  Stadt  780  M.  Für 
Eirohendienst  werden  240  M.  vergütet.  Die  Alterszulagen  sind  auf  dem 
Lande  viermal  in  f&nQährigen  Perioden  je  75  M.,  in  der  Stadt  nach 
den  ersten  5  Dienstjahren  210  M.,  sodann  dreimal  je  150  M.  Die 
Pension  beträgt  innerhalb  der  ersten  10  Dienstjahre  40  Proz.,  danach 
für  jedes  weitere  Jahr  1 V2  Proz.  mehr  bis  80  Proz.  des  letztbezogenen 
Gehalts.    Die  Jahresabgabe  zum  Pensionsfonds  beträgt  2  Proz. 

13.  Keufs  j.  L.  Volkssohulgesetz  vom  4.  Nov.  1870:  Das  Be- 
setzungsrecht steht  auf  dem  Lande  dem  Fürsten,  in  den  Städten  meist 
den  Eommunalbehörden  zu.  Das  Minimaleinkommen  beträgt  auf  dem 
Lande  800  M.,  in  Flecken  und  kleinen  Städten  850  M.,  in  Schleiz  und 
Lobenstein  900  M.  neben  freier  Wohnung.  Als  Dienstalterszulagen 
werden  in  fünfjährigen  Perioden  je  100  M.  bis  zu  600  M.  gewährt.  Die 
Pen sions Verhältnisse  sind  wie  bei  Staatsdienern  geordnet:  nach  40 jähriger 
Dienstzeit  als  Höchstbetrag  80  Proz.  des  letzten  Diensteinkommens. 

14.  Königreich  Sachsen.  Volksschulgesetz  vom  26.  April  1873 
nebst  Ausführungsverordnung  vom  25.  Aug.  1874:  Die  Schulpflicht 
dauert  vom  vollendeten  6.  bis  zum  vollendeten  14.,  bei  mangelhaften 
Leistungen  15.  Lebensjahre.  Zum  Besuch  der  Fortbildungsschulen  sind 
die  Knaben  noch  3  Jahre  lang  verpflichtet,  falls  nicht  in  anderer  Weise 
für  ihren  ferneren  Unterricht  gesorgt  ist. 

Als  Aufgabe  der  Volksschule  bezeichnet  es  das  Gesetz,  der  Jugend 
durch  Unterricht,  Übung  und  Erziehung  die  Grundlagen  sittlich-religiöser 
Bildung  und  die  für  das  bürgerliche  Leben  nötigen  allgemeinen  Kennt- 
nisse und  Fertigkeiten  zu  gewähren.  Wesentliche  Unterrichtsgegen- 
stände sind:  Beligions-  und  Sittenlehre,  Deutsche  Sprache  mit  Lesen 
und  Schreiben,  Bechnen,  Formenlehre,  Geschichte,  Erdkunde,  Naturge- 
schichte und  -Lehre,  Gesang,  Zeichnen,  Turnen  und  weibliche  Hand- 
arbeiten. Nach  dem  Normallehrplan  vom  5.  Nov.  1878  dürfen  in  einer 
Klasse  nicht  mehr  als  60  Schüler  sein.  Bei  6  und  mehr  Lehrern  soll 
die  Volksschule  einem  Direktor  unterstellt  werden.  Den  Unterricht  in 
der  Fortbildungsschule  regelt  der  Normallehrplan  vom  18.  Okt.  1881.  — 
Bei  Besetzung  ständiger  Lehrerstellen  geschieht  die  Wahl  durch  den 
Schulvorstand  oder  -Ausschufs,  die  Bestätigung  durch  die  oberste 
Schulbehörde.  Lehrerinnen  dürfen  in  Unter-  und  Mittelklassen  gemischter 
Anstalten  sowie  in  allen  Klassen  der  Mädchenschulen  verwendet  werden. 
Einkommensgesetz  vom  4.  Mai  1892:  Das  Mindestgehalt  einer 
ständigen  Lehrkraft  beträgt  aufser  freier  Wohnung  oder  Mietsentschä- 
digung 1000  M.,  worin  das  Kircheneinkommen  unter  900  M.  nicht 
eingerechnet  werden  darf.  Bei  mehr  als  40  Kindern  ist  diesen  Lehr- 
kräften das  Gehalt  durch  Zulagen  nach  5  Dieustjahren  auf  1200,  nach 
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10  auf  1350,  naoh  15  auf  1500  M.,  weiter  nach  je  5  bis  zum  30.  Dienst- 
jalir  um  100  M.,  bei  geringerer  Frequenz  in  den  angegebenen  Ab- 
sohnitten  um  je  75  M.  von  der  Sehulgemeinde,  bei  deren  Unvermögen 
aus  der  Staatskasse,  zu  erbeben.  G^etz  vom  25.  März  1892:  Pensions- 
berechtigt sind  Lehrer,  die  das  65.  Lebens-  oder  40.  Dienstjahr  zurttek- 
gelegt  haben,  und  solche,  die  naoh  10  Dienstjahren  dienstuntOehtig 
geworden.  Die  Pension  steigt  von  3<>/ioo  bis  ^^/loo  des  am  1.  Januar  des 
Vorjahres  reohtmftfsig  bezogenen  Diensteinkommens.  Früher  ohne  Ver- 
schulden dienstunfähig  Gewordene  erhalten  den  niedrigsten  Pensions- 
satz, und  zwar,  wenn  aufserdienstlich  verunglückt,  naoh  Befinden  des 
Ministers  unterstützungsweise.  ~-  Sämtliche  Volksschulen  sind  konfes- 
sionell. Jede  anerkannte  Religionsgesellsohaft  kann  mit  Genehmigung 
der  obersten  Schulbehörde  eigene  Schulen  f&r  ihre  Kinder  erriehten. 
Religionsunterricht  im  eigenen  Bekenntnisse  wird  der  Minderheit  an- 
heimgegeben; nur  Kinder  solcher  Dissidenten,  welche  keiner  bestätigten 
Religionsgesellschaft  angehören,  müssen  an  dem  Religionsunterricht 
einer  anerkannten  Konfession  teilnehmen.  Die  Kosten  f&r  Errichtung 
und  Erhaltung  der  Volksschulen  liegen  bei  einem  Mangel  besonderer 
Fonds  den  Schulgemeinden  ob.  Für  schulpflichtige  Kinder  wird  ein 
Schulgeld  erhoben,  welches  nach  den  Vermögensverhältnissen  der 
Beitragspflichtigen  abgestuft  werden  kann.  Ein  Fehlbetrag  bei  Unver- 
mögenden wird  von  der  Schulgemeinde  durch  Umlage  aufgebracht. 
Bedürftige  Kommunen  empfangen  zu  Schulbauten  und  Unterhaltungs- 
bedürfnissen Zuschüsse  aus  der  Staatskasse;  überdies  werden  nach 
Gesetz  vom  26.  April  1892  allen  Gemeinden,  die  nicht  über  5  M.  (aus- 
nahmsweise —  mit  ministerieller  Genehmigung  —  8  M.)  durchschnitt- 
lich pro  Kind  Schulgeld  erheben,  fttr  jede  ständige  Lehrerstelle  einfacher 
oder  mittlerer  Volksschulen  300  M.,  fttr  jede  Hilfslehrerstelle  150  M. 
Staatsbeihilfen  gewährt. 

15.  Sachsen- Altenburg.  Die  Schulpflicht  dauert  vom  6.  bis  14. 
Lebensjahr.  Die  Fortbildungsschulen  stehen  Knaben  und  Jünglingen 
(gegen  Eintrittsgeld)  f&r  unbeschränkte  Zeit  offen.  Die  Dienstanweisung 
fQr  die  Schullehrer  vom  11.  Okt.  1825  betont  als  Zweck  des  Unterrichts 
christlich-religiöse  und  sittliche  Ausbildung.  Die  Unterrichtsgegenstände 
sind  nach  der  Verordnung  vom  6.  Febr.  1877  in  den  Volksschulen 
die  gewöhnlichen,  in  den  Fortbildungsschulen:  Rechnen,  Deutsch, 
Buchführung,  Geschichte,  Geographie,  Geometrie,  Modellieren,  Frei- 
band- und  Linearzeichnen.  —  Die  Besoldungen  der  Landschullehrer 
betragen  nach  dem  Gesetz  vom  16.  Juli  1862  in  vier  Minimalklassen 
900—1050—1200—1350  M.  und  steigen  nach  25jährigem  Dienste  auf 
1150  bezw.  1300,  1500  und  1650  M.  Die  Pension  macht  bis  zum 
vollendeten  11.  Dienst  jähre  34  Proz.,  bis  zum  vollendeten  44.  88  Proz. 
de«  Gehaltes  aus.   (Vergl.  im  übrigen  Verordnung  vom  13.  Januar  1896.) 
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16.  Saohsen-Eoburg-Gotha.  a.  Eoburg.  Yolkasohulgesetz 
vom  27.  Okt.  1874:  Die  Unterrichtagegenatände  sind  die  gewöhnlichen. 
Der  allgemeine  Unterriehtaplan,  welcher  den  LehrstofF  ftlr  die  einzelnen 
Arten  und  Klassen  der  Yolkaschnle  nnd  die  zur  Verfügung  stehende 
Zeit  auf  jeden  Unterriohtszweig  verteilt,  wird  von  der  obersten  Schul- 
behörde  aufgestellt.  Die  Zahl  der  einem  Lehrer  zum  Unterricht  über- 
wiesenen Kinder  soll  in  der  Regel  80  nicht  übersteigen.  Nach  der 
Schulordnung  vom  26.  April  1876  gliedert  sich  die  einklassige  Schule 
in  drei  nach  Alter  und  Kenntnissen  gesonderte  Abteilungen.  Bei  fünf 
und  mehr  Lehrkräften  tritt  eine  Trennung  der  Geschlechter  wenigstens 
in  den  oberen  Klassen  ein.  Die  Fortbildungsanstalten  bestehen  mit 
unmittelbarem  Anschluis  bei  jeder  Volksschule.  Ihr  Besuch  ist  obli- 
gatorisch zwei  Jahre  lang.  Mindestens  in  den  Wintermonaten  wird 
zwei  Stunden  wöchentlich  Unterricht  erteilt;  die  Schul  vorstünde  können 
ihn  jedoch  auf  das  ganze  Jahr  und  auf  sechs  Wochenstunden 
ausdehnen. 

Das  Anfangs-  und  Mindestgehalt  beträgt  für  Hil&lehrer  und  provi- 
sorisch Angestellte  bei  Landschulen  500  M.  neben  freier  Wohnung,  in 
Koburg  800  M.,  in  den  übrigen  Städten  700  M.;  fttr  fest  angestellte 
Lehrer  in  Landorten  690 — 1050  M.  neben  freier  Wohnung,  in  Koburg 
.1050—1650  M.,  in  den  übrigen  Orten  850—1650  M.  je  nach  dem 
Dienstalter.  Das  Ruhegehalt,  bemessen  nach  den  Verhältnissen  der 
Staatsdiener,  kann  bis  zur  Höhe  des  Gesamteinkommens  steigen.  —  Die 
Bedttr&isse  der  Volksschulen  und  ihrer  Unterhaltung  sind  aus  Ge-^ 
meindemitteln  zu  bestreiten.  Bei  Unvermögen  werden  Zuschüsse  aus 
Bezirksfonds  gewährt. 

b.  Gotha.  Volksschulgesetz  von  1863:  Unterrichtsgegenstände 
sind  die  sonst  üblichen.  §  2:  Der  Religionsunterricht  wird  auf  der 
Grundlage  der  biblischen  Geschichte,  namentlich  des  neuen  Testaments  er- 
teilt. Mit  dem  Beginn  des  Konfirmandenunterrichts  hört  der  Schul- 
unterricht in  diesem  Gegenstande  auf.  §  3:  Die  Volksschule  soll  die 
Kinder  zum  bewulsten  sittlichen  Handeln  erziehen  und  ihre  geistigen 
Kräfte  gleichmäÜBig  entwickeln.  §  4:  Die  Schulpflicht  dauei*t  vom 
6.  Lebensjahre  an  8  Jahre.  §  18:  Aufnahme  findet  jährlich  einmal,  zu 
Anfang  des  Schuljahres  in  der  Woche  nach  Ostern,  statt.  §  19:  Die 
Entlassung  geschieht  zu  Ostern  nach  zurückgelegtem  14.  Lebensjahre.  — 
§  37:  Das  Wahlrecht  steht  den  Gemeinden  zu,  vorausgesetzt,  dals  sie 
bei  Erledigung  ihrer  Schulstelle  mindestens  seit  ftlnf  Jahren  keinerlei 
Staatsbeiträge  ftlr  ihr  Schulwesen  bezogen  haben.  Die  Wahl  bedarf 
der  landesherrlichen  Bestätigung.  §  39:  Falls  Gemeinden  oder  Patrone 
ihr  Wahlrecht  nicht  innerhalb  4  Monaten  nach  der  Vakanz  ausüben,  ge- 
schieht die  Besetzung  der  Stelle  durch  die  Staatsregierung.  §  42:  Fttr 
widerruflich  Angestellte  soll  das  Mindestgehalt  neben  freier  Wohnung 
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oder  Mietsentsohädigang  450  M.  (fbr  Vikare  oder  Hilfslehrer)  bezw. 
525  M.  (f&r  provisorisch  angestellte  Leher)  betragen.  Fest  angestellte 
Lehrkräfte  erhalten  auf  dem  Lande  bei  50  und  weniger  Sohfllern  neben 
freier  Wohnung  mindestens  600—870  M.,  bei  über  50  Schalern  mindestens 
600-960  M.,  an  Stadtschnlen  als  Mindesteinkommen  750—1200  M. 
je  nach  dem  Dienstalter.  Das  Ruhegehalt  betr&gt  nach  §  48  inner- 
halb der  ersten  zehn  Dienstjahre  40  Proz.  des  Einkommens,  fbr  jedes 
weitere  Jahr  1 '/«  Proz.  mehr.  —  Die  ünterhaltungspflicht  liegt  nach 
§  12  den  Gemeinden  ob,  soweit  nicht  andere  Fonds  oder  Rechtsverbind- 
lichkeiten Dritter  heranzuziehen  sind.  §  16:  Nachweislich  unver- 
mögenden Gemeinden  werden  Beiträge  aus  der  Staatskasse  bewilligt. 
17.  Sachsen-Meiningen.  V olksschulgesetz  vom  22.  März  1 875 : 
Die  Schulpflicht  dauert  8  Jahre.  Die  Einschulung  erfolgt  zu  Ostern 
für  die  Kinder,  welche  bis  zum  30.  Juni  6  Jahre  alt  geworden 
sind.  Am  gleichen  Termine  werden  diejenigen  entlassen,  die  zum  selben 
Datum  das  vierzehnte  Lebensjahr  vollendet  haben.  Zu  den  gewöhn- 
lichen Unterrichtsgegenständen  kommen  in  den  gehobenen  Volksschulen 
der  Städte  (Bürgerschulen)  Planimetrie  und  fakultativ  Latein,  Französisch 
und  Englisch  hinzu.  Zu  den  unentbehrlichen  Lehrapparaten  gehören 
zwei  Wandtafeln  (mit  und  ohne  Linien),  Schwamm,  Kreide,  Lese- 
maschine oder  auf  Pappe  gezogene  Lesetafeln  und  von  Landkarten  die. 
Planigloben,  die  Karten  von  Europa,  Deutschland,  Meiningen  und 
Palästina.  —  Die  provisorische  Anstellung  der  Schulamtskandidaten  vor 
dem  2.  Examen  erfolgt  unmittelbar  durch  die  Oberschulbehörde;  die 
definitive  als  Lehrer  geschieht  in  den  meisten  Städten  nach  Wahl  der 
Gemeindevertretung,  bei  allen  übrigen  Lehrerstellen  durch  die  Behörde 
nach  vorgängiger  Anhörung  der  Kommunalverwaltung.  Das  Minimal- 
gehalt definitiv  angestellter  Lehrer  beträgt  in  Städten  850—1200  M., 
fllr  Schuldirektoren  1 800—1 900  M.,  bei  anderen  Lehrerstellen  675—1 350  M. 
Bei  untadeliger  Führung  erhält  jeder  Hanptlehrer  nach  fünfjähriger 
Dienstzeit  70  M.,  nach  10 jähriger  100,  nach  15 jähriger  150,  nach 
20 jähriger  200,  nach  30 jähriger  300  M.  Alterszulage,  welche  bis  zu 
70  M.  von  der  Schulgemeinde,  zum  anderen  Teil  aus  der  Staatskasse 
aufzubringen  ist.  Nicht  definitiv  angestellte  Rektoren  und  akademisch 
gebildete  Hauptlehrer  haben  200  M.  weniger  zu  beanspruchen,  als 
definitiv  Angestellte.  Provisorisch  beschäftigte  Hauptlehrer  beziehen 
Remunerationen  von  600— 700  M.  Für  Kirchendienste  werden  100— 175  M. 
vergütet.  Dienstwohnungen  werden  auf  dem  Lande  und  in  kleinen 
Städten  zu  272—5  Proz.,  in  gröfseren  Städten  zu  5 — 10  Proz.  des 
Diensteinkommens  angerechnet.  Als  event.  Mietsentschädigung  werden 
10  —  12  Proz.  des  letzteren  gewährt.  Das  Ruhegehalt  beträgt  inner- 
halb der  ersten  zehn  Dienstjahre  60  Proz.,  danach  mit  jedem  weiteren 
Jahre  1  V^^  Proz.  mehr  bis  zum  vollen  Betrage  des  letztbezogenen  Gesamt- 
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einkommens.    Zurüoklegang  des  50.  Dienstjahres  berechtigt  znm  An- 
spruch auf  Pensionierung  mit  vollem  Gehalt. 

Die  Fortbildungsschulen,  deren  Besuch  2  Jahre  lang  nach  Ent- 
lassung aus  der  Volksschule  obligatorisch  ist,  unterrichten  auf  dem 
Lande  zumeist  nur  im  Winter,  in  Städten  das  ganze  Jahr  hindurch 
3—6  mal  in  der  Woche.  Die  Qeistlichen  und  Lehrer  sind  angewiesen, 
sich  ihrer  mit  Eifer  anzunehmen.  Unterrichtsgegenstände  sind  neben 
Lesen,  Schreiben  und  Rechnen  Übung  im  deutschen  Aufsatz,  Oeo« 
graphie,  Geschichte,  geometrische  Formenlehre  und  Zeichnen. 

18.  Sachse  n- W  e  i  m  a  r-E  i  s  e  n  a  c  h.  V olksschulgesetz  vom  24.  Juni 
1874.  Ausf&hrungsverordnung  vom  16.  Dez.  1874  und  ME  20.  März 
1875:  Die  Schulpflicht  dauert  yom  yoUendeten  6. — 14.  Lebensjahre,  fUr 
die  Fortbildungsschule  bei  Knaben  zwei  weitere  Jahre.  Zu  den  ge- 
wöhnlichen Unterrichtsgegenständen  deutscher  Volksschulen  treten  noch 
Zeichnen  und  Turnen  für  Mädchen  und  Knaben  und  f&r  die  letzteren 
Obstbaumzucht  hinzu.  Im  Turnen  werden  die  Frei-,  Ordnungs-  und 
Gerätübungen  nach  Anleitung  von  Hausmann,  „Das  Turnen  in  der 
Volksschule^^,  ausgef&brt.  Die  Unterrichtszeit  f&r  weibliche  Hand- 
arbeiten soll  wöchentlich  mindestens  drei  Stunden  betragen.  Auf  Grund 
des  allgemeinen  Unterrichtsplanes  wird  von  jedem  Lehrer  alljährlich 
ein  besonderer  Lehr-  und  Stundenplan  ausgearbeitet  und  von  dem  Orts- 
und Bezirksschulinspektor  nach  vorangängiger  Prüfung  genehmigt,  auf 
welchen  für  Religion  5,  Deutsch  8  bezw.  7,  Rechnen  5  bezw.  4,  Realien  6, 
Schreiben  2,  Gesang  2,  Zeichnen  2,  Turnen  2  Stunden  anzusetzen  sind. 
—  Das  Gehalt  provisorischer  Lehrer  beträgt  neben  Dienstwohnung  oder 
Mietsentschädigung  700  M.  Das  Minimaleinkommen  ordentlicher  Lehrer 
schwankt  zwischen  900  und  1710  M.  je  nach  Dienstalter  und  Orts- 
verhältnissen.  In  nicht  klassifizierten  Orten  ist  es  850  M.  einschliefslich 
der  auf  50  M.  veranschlagten  freien  Wohnung.  In  Weimar  und  Eisenach 
steigen  die  Gehalte  bis  2100  M.  Die  Pensionierung  geschieht  nach 
dem  Staatsdienergesetz,  wobei  das  Maximum  des  Ruhegehalts  von 
80  Proz.  des  Diensteinkommens  nach  37  Diensjahren  erreicht  wird.  — 
Die  Aufbringung  der  Schulunterhaltungskosten  ist  zunächst  Sache  der 
Schulgemeinde.  Die  finanzielle  Beihilfe  des  Staates  besteht  im  wesent- 
lichen in  Zuschüssen  zur  gesetzlichen  Minimalbesoldung.  Solange  jedoch 
die  Gemeinde  kein  angemessenes  Schulgeld  erhebt,  hat  sie  keinen  An- 
spruch auf  staatliche  Unterstützung. 

19.  Schwarzburg-Rudolstadt.  Der  Lektionsplan  von  1850 
schreibt  Unterrichtsgegenstände,  Stundenplan  und  Lehrbücher  vor.  Die 
Schulpflicht  dauert  vom  vollendeten  6.  bis  14.  Jahre  bei  Knaben,  bis 
13'/2  bei  Mädchen.  Die  Einschulung  erfolgt  zu  Ostern.  —  Die  Ver- 
ordnung von  1875  bestimmt  als  Mindlsstgehalt  bei  Landschulen  750  M., 
bei  Stadtschulen  850  M.    Das  Ruhegehalt   steigt   von   40    Proz.    des 
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Einkommens    nach     lOjfthriger     bis     100     Proz.     nach     50jftbriger 
Dienstzeit. 

20.  Schwarzburg-Sondershausen.  Gesetz  vom  6.  Mai  1852 
über  das  Volksscbulwesen;  ME  14.  März  1866:  Der  Besucli  der  Volks- 
schale  ist  obligatorisoh  bis  zum  14.,  derjenige  der  Fortbildungsschule 
bis  zum  16.  Lebensjahr.  Ein  Schulplan  regelt  Lehrziel  und  Stoffver- 
teilung. Als  Mittelpunkt  der  Lehrthätigkeit  ist  der  Religionsunterricht 
bezeichnet.  —  Die  Ernennung  der  Lehrer  geht  vom  Forsten  aus,  nach- 
dem der  Ortsschulvorstand  mit  seinen  Wünschen  gehört  worden  ist« 
Nach  dem  Gesetz  vom  6.  Juni  1883  ist  das  Mindestgehalt  in  Land- 
orten 750  M.,  in  Städten  900  M.  Alterszulagen  werden  vom  6.  Dienst- 
jahre an  in  5jährigen  Perioden  gewährt  Bei  sonderlichen  Bedürfnissen 
und  Ortsverhältnissen  erhalten  die  Lehrer  Lokalzulagen  bis  150  M.  Für 
Erteilung  des  Turnunterrichts  werden  75  bis  150  M.  besonders  vergütet. 
Alle  öffentlichen  Lehrer  stehen  in  dem  Rechtsverhältnisse  der  Staats- 
diener und  werden  hiernach  pensioniert.  —  Den  ünterrichtsbetrieb  der 
Fortbildungsschulen  regelt  der  Normallchrplan  vom  4.  Sepi  1876. 

21.  Wal  deck.  Schulgesetz  vom  1.  Okt.  1846  und  Schulordnung 
vom  9.  Juli  1855  ordnen  die  Schul-  und  Unterrichtsverhältnisse  des 
Landes,  das  seit  1 885  dem  mit  der  allgemeinen  Landesverwaltung  be- 
trauten Landesdirektor  in  Arolsen  auch  hinsichtlich  des  Elementar- 
schulwesens unterstellt  ist. 

22.  Württemberg.  Die  Schulpflicht  dauert  nach  der  Novelle  vom 
6.  Nov.  1858  vom  Anfang  des  7.  bis  zum  14.  Lebensjahr;  Entlassung 
vor  dem  14.  Jahr  wird  bei  genügenden  Kenntnissen  mit  Rücksicht  auf 
dringende  Familienverhältnisse  genehmigt.  Bis  in  das  18.  Lebensjahr 
ist  der  Besuch  der  Sonntagsschule  obligatorisch,  soweit  nicht  der  Unter- 
richt in  einer  höheren  Lehranstalt  oder  Gewerbeschule  oder  aber  ein 
nach  dem  Ermessen  der  Ortsschulbehörde  genügender  anderweitiger 
Unterricht  an  seine  Stelle  tritt.  Die  innere  Ordnung  der  Schule  be- 
stimmt der  Normallehrplan  vom  21.  Mai  1870,  welcher  zunächst 
fQr  einklassige  Schulen,  nach  der  begleitenden  Ministerialverfagung 
aber  auch  für  mehrklassige  Anstalten  roafsgebend  ist.  Das  Volksschul- 
gesetz vom  29.  Sept.  1836  bezeichnet  als  wesentliche  Unterrichtsgegen- 
stände Religions-  und  Sittenlehre,  Lesen,  Schreiben,  Deutsch,  Rechnen 
und  Singen.  Hinzugetreten  sind  die  Realien,  seit  1877  das  Turnen 
(fQr  Knaben),  weibliche  Handarbeiten  und  fakultativ  das  Zeichnen.  Bei 
dem  evangelischen  Religionsunterricht  soll  nach  dem  Eonsistorial- 
erlals  vom  5.  Juli  1870  Bibelkunde  nach  einem  für  statarisches  Bibel- 
lesen vorgeschriebenen  Plane  von  dem  Geistlichen,  die  Grundlegung 
durch  biblische  Geschichte,  Memorieren  und  kursorisches  Bibellesen  von 
dem  Lehrer  getrieben  werden.  Als  Hauptzweck  des  Unterrichts  wird 
die  Erzeugung  eines  biblischen  Christentums  und  praktische  Anleitung 
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znr  eigenen  Bibellektüre  bezeichnet.  Seine  Lehrmittel  sind  die  bib- 
liflohen  Geschichten  vom  Galwer  Yerlagsverein  nnd  Freihofer,  Biblische 
Greschichte.  Der  Religionsunterricht  katholischer  Kinder  soll  in  der 
Unterstufe  die  Hauptbegriffe  und  Wahrheiten  der  christlichen  Beligioxi 
und  die  Hauptbegebenheiten  der  Heilsgeschichte  als  ein  zusammen- 
hängendes Ganzes  zur  Erkenntnis  bringen,  daneben  die  einfachen 
Übungen  der  Religion  einleiten.  In  der  Oberstufe  sind  die  Kenntnisse 
der  biblischen  Geschichten  und  Heilswahrheiten  begründend  zu  ver- 
tiefen und  christlichkatholisches  Leben,  Gottesdienst  und  Sakramentsge- 
brauch darzulegen.  Der  israelitische  Religionsunterricht  erstreckt  sich 
auf  hebräische  Sprache  (6  Stunden  wöchentlich),  biblische  Geschichte, 
Bibellesen  und  systematischen  Unterrieht  in  der  mosaischen  Glaubens- 
und Sittenlehre. 

In  der  deutschen  Sprache  ist  Zweck  und  Ziel  des  Unterrichts 
Erwerbung  der  Lese-  und  Schreibefertigkeit,  Verständnis  des  Durch- 
genommenen, Fähigkeit  zu  mündlicher  und  schriftlicher  Wiedergabe 
und  Bekanntschaft  mit  den  zum  Verständnis  notigen  elementaren  Sprach- 
regeln. 

Das  Lesen  tritt  in  der  I.  Abteilung  als  Sehreibleseunterricht  auf; 
der  Unterricht  folgt  dem  Gange  der  Fibel.  In  der  11.  Abteilung  wird 
neben  fortgesetzter  Pflege  des  lautrichtigen  Lesens  das  sinnrichtige  an- 
geleitet. Den  Stoff  bieten  Lesebuch,  Bibel,  biblische  Geschichte  und 
auch  das  Gesangbuch.  Das  1843  von  einer  Kommission  neu  durch- 
gesehene und  verbesserte  Lesebuch  enthält  eine  Reihe  von  Stücken  aus 
der  Naturkunde,  der  Völker-  und  Weltkunde  und  aus  Geschichte  und 
Menschenleben  in  gebundener  und  ungebundener  Rede  von  bewährten 
Schriftstellern.  Der  Aufsatz,  schon  in  den  Unterstufen  vorbereitet 
durch  Behandlnng  ganzer  Sätze  und  Wiedergabe  kurzer  Lesestücke, 
schliefst  sich  bei  älteren  Schülern  an  den  gesamten  Sprach-  und  Real- 
unterricht an  durch  Beschreibungen  von  Tieren  und  Pflanzen,  durch 
Wiedergabe  kurzer  Erzählungen  und  als  Muster  von  einfachen  Briefen 
und  Geschäftsaufsätzen.  Die  Sprachlehre  soll  den  Lese- und  Schreib- 
unterricht unterstützen  und  mit  der  Unterscheidong  der  Sprachlaute, 
der  Silben,  den  Wortarten  und  ihrer  Flexion,  den  Wortfamilien,  dem 
einfachen  Satz  und  seinen  Bestandteilen,  den  zusammengezogenen,  zu- 
sammengesetzten Hanpt-  und  Nebensätzen  bekannt  machen  an  der  Hand 
geeigneter  Lesestücke. 

Der  Unterricht  in  den  Realien  ist  vorzubereiten  durch  den  An- 
schauungsunterricht, wobei  Sach-  und  Sprachunterricht  vereinigt  sind. 
Für  die  älteren  Schüler  wird  der  Stoff  im  Lesebuch  so  ausgewählt, 
dafs  die  heimatlichen  Gegenstände  und  Verhältnisse  unter  Erweiterung 
des  Blickes  auf  das  Allgemeine  vorgeführt  werden.  Die  einzelnen 
Fächer  treten  nicht  gleichzeitig  auf,   sondern  im  1.  Jahre  Geographie 
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und  Natuiiehre,  im  2.  (dem  letzten  Sehnljabr)  des  Sommers  Bilder  aus 
der  Naturgeschichte,  im  Winter  Qeschichte.  Die  Geographie  geht 
von  der  engeren  Heimat  zu  Deutschland  und  Europa  über  und  giebt 
einen  Überblick  der  übrigen  Erdteile  nach  Lage,  Gröfse  und  her- 
vorragendsten Eigentamliohkeiten  und  ein  Gesamtbild  von  der  Erd- 
oberflftohe.  Die  Naturlehre  betrachtet  nach  Hauptgesichtspunkten 
die  wesentlichsten  Erscheinungen  und  Kräfte,  die  Naturgeschichte 
die  im  Lesebuch  beschriebenen  Mineralien,  Pflanzen  und  Tiere,  letztere 
nach  Klassenrepräsentanten.  Die  Geschichte  behandelt  die  wich- 
tigsten Daten  und  Begebnisse  der  wflrttembergischen  und  allgemeinen 
Geschichte  an  der  Hand  des  Lesebuchs. 

Der  im  Jahre  1883  allgemein  verordnete  Turnunterricht  beginnt 
mit  dem  4.  Schuljahr  und  wird  nach  der  „Neuen  Turnsohule"  von 
Otto  Jäger  erteilt. 

Zum  Ausweis  über  das  tägliche  Lehrgeschäft  dienen  die  Schul- 
diarien, in  denen  mindestens  von  Woche  zu  Woche  das  in  jedem  Lehr- 
fache Durchgenommene  mit  genauer  Bezeichnung  der  Abschnitte  zu 
verzeichnen  und  als  „Bemerkungen"  die  in  Disciplin,  Lehrweise  usw.^ 
gemachten  besonderen  Erfahrungen  sowie  etwaige  ungünstige  Vorkomm- 
nisse bei  Schülern  hervorzuheben  sind.  Über  die  Schulzucht  und 
ihre  Handhabung  trifft  ME  22.  Mai  1880  eingehende  Bestimmungen. 
Danach  sind  Gegenstand  der  Schulzucht  nur  solche  Erscheinungen, 
welche  sich  als  Schulvergehen  darstellen,  d.  h.  als  Verletzung  der  be- 
sonderen durch  das  Zugehörigkeitsverhältnis  zur  Schule  begründeten 
Pflichten.  Zur  Kontrolle  der  Sohulver Säumnisse  ist  ein  Neglekten- 
buch  zu  f&hren,  in  welchem  der  Lehrer  die  erlaubten  und  die  gesetz- 
widrigen besonders  vermerkt.  Am  Monatsende  werden  die  letzteren  zu- 
sammengestellt und  dem  Ortssohulingpektor  zur  weiteren  Veranlassung 
übergeben.  Das  Strafverfahren  richtet  sich  hierbei  nach  §  453  R.  Str.  Pr.  0. 
bezw.  Art.  9  des  württ.  Gesetzes  vom  12.  Aug.  1879. 

Gesetz  vom  25.  Mai  1865:  Besteht  an  einer  Volksschule  nur  eine. 
Lehrerstelle,  so  ist  diese  mit  einem  Schullehrer  (definitiv  angestellten 
Hauptlehrer)  zu  besetzen.  Sind  zwei  Stellen  vorhanden,  so  mufs  die 
eine  mit  einem  Schullehrer  besetzt  werden,  während  die  andere  einem 
Lehrgehilfen  oder  Unterlehrer  übertragen  werden  kann.  Wo  3—5  Stellen 
bestehen,  kann  eine  mit  einem  unständigen  (widerruflich  angestellten) 
Lehrer  besetzt  werden.  An  Schulen  mit  mehr  als  5  Lehrern  kann  bis 
zu  5  weiteren  Lehrerstellen  noch  eine  zweite  einem  unständigen  Lehrer 
überti-agen  werden.  ME  11.  Sept.  1865:  Für  jede  Schule,  welche  fünf 
oder  mehr  zusammenhängende  Klassen  umfafst,  ist  aus  der  Mitte  des 
ständigen  Kollegiums  ein  Lehrer  als  Oberlehrer  in  widerruflicher  Eigen- 
schaft zu  bestellen  (auf  den  Vorschlag  der  Ortsschulbehörde  durch  die 
Oberschulbehorde),  welcher  für  die  Erhaltung  der  inneren  und  äufseren 
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Schulordnung  zu  sorgen,  die  unständigen  Lehrer  bezüglich  ihrer  ge- 
samten Schulthätigkeit  und  ihrer  beruflichen  Fortbildung  zu  überwachen, 
die  Entwürfe  der  Lehrpläne  für  die  Beratungen  im  Lehrerkonvent  vor- 
zubereiten und  Lehrgang,  Lehrverfahren  und  Schulzucht,  sowie  die 
äufsere  Ordnung  der  Anstalt  zu  überwachen  und  periodisch  zu  prüfen 
hat.  Alle  ständigen  und  unständigen  Lehrerstellen  werden,  soweit 
nicht  das  Ernennungsrecht  Standesherren  oder  Bittergutsbesitzern  zu- 
kommt, von  der  Oberschulbehörde  besetzt.  Zu  ständigen  Lehrern  werden 
nur  solche  ernannt,  welche  nach  mindestens  zweijährigem  unständigen 
Dienst  und  zurückgelegtem  24.  Lebensjahre  die  zweite  Dienstprüfung 
bestanden  haben.  Lehrerinnen  können  zu  definitiver  Anstellung  nicht 
gelangen.  Zur  Weiterbildung  im  Amte  dienen  in  erster  Linie  die 
Schullehrerkonferenzen,  welche  jährlich  4  mal  durch  den  Schulkonferenz- 
direktor, der  zumeist  Bezirksschulinspektor  ist,  abgehalten  werden  und 
in  theoretischen  Belehrungen  und  praktischen  Übungen  bestehen.  Für 
Teilnahme  an  diesen  Versammlungen  beziehen  die  Lehrer  Tagegelder 
(2,60  M.)  aus  den  Gemeindekassen.  In  jedem  Bezirk  bestehen  ferner 
Schullehrer- Lesegesellschaften,  welche  pädagogische  Zeitschriften  und 
Bücher  von  fachmännischem  und  allgemein  wissenschaftlichem  Inhalt 
aus  eigenen  Mitteln  anschaffen,  vorerst  unter  den  Teilnehmern  cirku- 
lieren  lassen  und  sodann  der  Bezirksbibliothek  einverleiben.  Alle  zwei 
Jahre  wird  von  der  Obersohulbehörde  ein  Thema  aus  dem  Gebiete  des 
Unterrichts-  und  Erziehungswesen  als  Preisaufgabe  ausgeschrieben  und 
die  beste  Arbeit  prämiiert.  Auch  ist  eine  Etatssumme  zu  Prämien  aus^ 
gesetzt,  welche  besonders  strebsamen  Lehrern  auch  als  Reiseunter- 
Stützung  zugewandt  werden  kann.  Im  übrigen  werden  Zeichen-  und 
Turnkurse,  Lehrkurse  zur  Weiterbildung  in  der  Naturkunde  oder  Mathe- 
matik, deutschen  Stilistik  und  Litteratur,  Sechswochen-Kurse  in  Physik, 
Mineralogie,  Geognosie,  Chemie  in  Stuttgart,  Landwirtschafts-Lehrkurse 
in  Hohenheim,  sowie  Lehrkurse  flir  Orgelspiel  und  Harmonielehre  (Stutt- 
gart) abgehalten  und  Wiederholungskurse  für  junge  Lehrer  eingerichtet, 
welche  drei  Wochen  lang  dem  Unterrichte  in  der  Seminarübungsschule 
unter  Leitung  des  Oberlehrers  anzuwohnen  und  teilweise  Lektionen 
selbst  abzuhalten  haben.  —  In  ihren  Rechtsverhältnissen  sind  die  Lehrer 
durch  das  Gesetz  vom  30.  Dez.  1877  den  Staatsdienern  im  wesentlichen 
gleichgestellt.  Nach  dem  Gesetz  vom  25.  Mai  1865  und  den  Novellen 
vom  18.  April  1872  und  22.  Jan.  1874  ist  das  Mindestgehalt  auf  dem 
Lande  und  in  kleinen  Städten  946  M.  neben  freier  Wohnung  und  steigt 
nach  der  Gröfse  des  Ortes  bis  zu  1386  M.,  wobei  die  Wohnung  oder 
die  Mietsentschädigung  den  Bedürfnissen  einer  Familie  durchaus  ent- 
sprechen soll.  Dazu  treten  als  staatliche  Dienstalterszulagen  nach  zurück- 
gelegtem 40.  Lebensjahr  100  M.,  nach  dem  45.  140  M.,  nach  dem  50. 
200  M.  Von  den  unständigen  Lehrern  beziehen  Unterlehrer  und  Amts- 
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Verweser  neben  eingerichtetem  Wohnzimmer  und  neben  Getreideliefenmg 
600—680  M.  Lehrgehilfen  und  Lehrerinnen  erhalten  neben  gleicher 
Naturalleifltung  500—580  M.,  wobei  den  letzteren  noch  als  Alterszulagen 
nach  dem  30.  Jahre  100  M.,  nach  dem  35.  125  M.  und  nach  dem  40. 
150  M.  gewährt  werden.  Nach  vollendetem  9.  Dienstjahre  hat  ein  Lehrer 
bei  Eintritt  nnversohuldeter  Dienstuntaugliohkeit  Anspruch  auf  lebens- 
längliches Rnhegehalt  aus  der  Schnllehrerpensionskasse.  Vor  dieser  Zeit 
kann  dienstunfSeihig  Gewordenen  eine  (Jntersttttzang  bis  40  Proz.  des  Ge- 
halts aus  der  Staatskasse  bewilligt  werden.  Auch  Lehrerinnen  haben, 
obgleich  ihnen  ein  Rechtsanspruch  auf  Pension  nicht  zusteht,  bei  Alter 
und  Gebrechlichkeit  die  Bewilligung  eines  jährlichen  Gratials  aus  der 
Staatskasse  zu  gewärtigen. 

Die  Verbindlichkeit  zur  Errichtung  und  Unterhaltung  der  Volks- 
schulen liegt  den  Gemeinden  ob.  Danach  sind  die  Kosten  fbr  Schul- 
bedilrfnisse,  soweit  nicht  rechtliche  Dnterhaltungspflichten  Dritter  oder 
besondere  örtliche  Stiftungen  oder  Einnahmen  hr  Schulzwecke  vor- 
handen und  ausreichend  sind,  aus  Gemeindemitteln  zu  bestreiten  und 
nötigenfalls  als  Gemeindelast,  ohne  Rücksicht  auf  das  Konfessionsver- 
hältnis der  Mitglieder,  nach  dem  Steuerfufse  umzulegen.  Ein  Schul- 
geld wird,  sobald  Umlagen  erforderlich  sind,  zur  Gemeindekasse  ver- 
einnahmt, und  zwar  fbr  jeden  WerktagsschOler  1,40—2,40  M.  nach  der 
Grobe  der  Ortschaft.  Zur  Einführung,  Erhöhung  oder  Aufhebung  des 
Schulgeldes  ist  ein  Gemeindebesohlufs  und  die  Genehmigung  der  Kreis- 
regierung erforderlich.  Diejenigen  Orte,  welche  den  ftlr  die  Volksschule 
nötigen  Aufwand  nicht  völlig  zu  bestreiten  vermögen,  erhalten  ange- 
messene Beiträge  zum  Gehalte  der  Lehrer  und  zu  den  Kosten  der  Schul- 
bauten aus  der  Staatskasse. 

IIL    Der  Tolksschulanterrleht  In  aurserdeatsclieii  Enltar- 

staaten. 

].  Belgien.  Gesetz  vom  20.  Sept.  1884,  4.  Jan.  1892,  15.  Sept. 
1895:  Li  jeder  leistungsfähigen  Gemeinde  muls  wenigstens  eine  Volks- 
schule sein,  deren  Kosten  die  Gemeinde  bestreitet.  Im  Notfalle  können 
mehrere  Gemeinden  zu  einem  Schulverbande  vereinigt  werden.  Bedürf- 
tige Gemeinden  unterstützt  die  Provinz  und  aushilfeweise  der  Staat. 
Kinder  armer  Eltern  müssen  auf  deren  Antrag  unentgeltlichen  Unter- 
richt empfangen.  Der  Schulbesuch  geschieht  vom  7.— 1 4.  Lebensjahre, 
jedoch  ist  er  nicht  obligatorisch.  Der  Primärunterricht  der  Volks- 
schulen umfafst:  Religion  und  Moral,  Lesen,  Schreiben,  die  Elemente 
der  französischen  oder  vlämischen  oder  deutschen  Sprache  (je  nach  dem 
örtlichen  Bedürfnis),  Elemente  des  Rechnens,  das  gesetzliche  Mals-  und 
Gewichtssystem,  Geographie,  belgische  Geschichte,  Zeichnen,  Gesund- 
heitslehre, Gesang  und  Turnen.    Der  Unterricht  in  Religion  und  Moral 
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wird  unter  Leitung  eines  Geistlichen  der  betreffenden  Konfession  in  den 
Sehulrftumen  erteilt;  Dispensation  findet  auf  sohriftlicben  Antrag  der 
Eltern  statt. 

Die  Befähigung  zum  Yolksschuldienste  wird  durch  mindestens 
zweijährigen  Seminarbesuch  und  den  Besitz  eines  Diploms  oder  Prtt- 
fungszeügnisses  erlangt. 

Erledigte  Lehrerstellen  müssen  innerhalb  40  Tagen  oder  einer 
längeren  von  der  Regierung  gesetzten  Frist  vom  Qemeinderat  wieder 
besetzt  werden,  widrigenfalls  von  der  Regierung  zur  Besetzung  der 
Stelle  geschritten  wird.  Der  Gemeinderat  kann  einen  Lehrer  mit  oder 
ohne  Gehaltsentziehung  auf  höchstens  drei  Monate  suspendieren.  Über 
Absetzung  oder  Weiterbelassung  hat  endgiltig  die  Regierung  zu  ent- 
scheiden. Das  Mindestgehalt  beträgt  fltr  Lehrer  1200  bis  2400  Frs.,  fllr 
Lehrerinnen  1200  bis  2200;  für  ünterlehrer  1000  bis  1400,  fllr  Unter- 
lehrerinnen  1000  bis  1200  Frs.,  je  nach  der  Gröfse  des  Ortes,  Acoi- 
dentien,  Schulgeld  usw.  mit  eingerechnet.  Daneben  werden  nach  guter 
Dienstleistung  allen  im  Lehramt  Angestellten  Zulagen  von  100—600  Frs.  je 
nach  der  Dienstzeit  verliehen.  Der  Fortbildung  der  Lehrer  dienen  die 
Bibliotheken,  deren  jeder  Bezirk  eine  besondere  hat,  und  Lehrerkonfe- 
renzen« deren  Programme  nach  AE  3.  Juli  1854  auch  Grundrisse  des  Gar- 
tenbaus und  der  Baumzucht  umfassen.  Das  Cirkular  der  Regierung  vom  . 
15.  Okt  1868  überläfst  es  den  Grouvemeuren  der  Provinzen,  hinsichtlich  der 
Privatbeschäftigung  der  Lehrer  je  nach  den  Umständen  zu  verfügen. 
Das  Handeltreiben  indessen  ist  den  letzteren  nicht  erlaubt.  Nach  den 
Konigl.  Verordnungen  vom  31.  Dez.  1842,  10.  und  27.  Febr.  1843  und 
10.  Nov.  1852  sind  in  den  Hauptstädten  Kassen  (caisses  de  pr6voyance) 
eingerichtet,  welche- den  ländlichen  Lehrern  samt  deren  Witwen  und 
Waisen  Pensionen  und  Unterstützungen  gewähren.  Der  Fonds  der 
Xasse  wird  gebildet  1.  aus  einem  jährlichen  Abzug  von  3  Proz.  der 
Einkünfte  der  Lehrer,  2.  aus  einem  aufserordentlichen  Abzug  von 
1 — 3  Zwölftel  von  jeder  Zulage,  3.  aus  Beisteuern  der  Provinz,  4.  aus 
Staatszuschflssen,  5.  aus  besonderen  Zuwendungen.  Auf  lebenslängliche 
Pension  haben  Anspruch:  Lehrer,  welche  60  Jahre  alt  sind  und 
mindestens^  30  Dienstjahre  zählen;  ferner  solche,  die  nach  12  Dienst- 
jahren ohne  eigenes  Verschulden  dienstunfähig  geworden  sind.  Auüser- 
dem  bewilligt  die  Kasse  Unterstützungen  auch  an  Lehrer,  welche  auf 
Pension  kein  Anrecht  haben.  Für  Lehrer  in  den  Städten  ist  nach 
Art.  27  des  Gesetzes  vom  23.  Sept.  1842  eine  Centralkasse  ge- 
gründet. 

2.  Dänemark.  Verfügungen  vom  29.  Juli  1814.  Gesetz  vom 
2.  Mai  1855  nebst  Zusätzen  vom  30.  Sept.  1864:  Die  Schulpflicht  be- 
ginnt mit  dem  Anfange  des  7.  Lebensjahres.  Nach  vollendetem  13.  Jahr 
kann  bei  genügenden  Leistungen  ein  Kind  auf  Wunsch  der  Eltern  oder 
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deren  Stellvertreter  aus  der  Sehule  entlassen  werden,  nach  vollendetem 
15.  Jahr  moTs  es  geschehen,  wenn  die  Eltern  es  verlangen  0-  Auf- 
nahmen neuer  Schüler  erfolgen  in  der  Regel  am  1.  Mai  oder  1.  No- 
vember, da  der  Kursus  halbj&hrig  ist.  Die  Volksschule  mit  einem 
Lehrer,  welche  auf  dem  Lande  die  Norm  bildet,  ist  in  zwei  Klassen 
geteilt,  welche  entweder  je  an  drei  vollen  Tagen  der  Woche,  öder  ab- 
wechselnd an  den  Vor-  oder  Nachmittagen  unterrichtet  werden.  Die 
Lehrstunden  sind  im  Sommer  von  8—11  und  von  1—4,  im  Winter  von 
9 — 12  und  von  1—3  oder  4.  ünterrichtsgegenstände  sind:  Religion 
nebst  biblischer  Geschichte,  Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  Gymnastik  und 
Gesang;  zumeist  auch  ein  kui*zer  Überblick  über  vaterländische  Ge- 
schichte und  Geographie.  Ein  besonderer  ordnungsmäfsiger  Unterrichts- 
plan wird  für  jede  Schule  von  dem  Lehrer  entworfen,  darnach  von  der 
Schulvorsteherschaft  und  der  Schuldirektion  bestätigt.  In  Bezug  auf 
Unterrichtsmethode  und  Wahl  der  Lehrbücher  herrscht  grofse  Freiheit, 
die  nur  bei  offenbaren  Mifsgriffen  und  Willkürlichkeiten  von  oben  her 
eingeschränkt  wird.  Die  Schulzucht  weist  in  Hinsicht  auf  Strafvoll- 
ziehung den  Lehrer  in  enge  Grenzen.  Das  im  Gesetz  von  1814  ver- 
ordnete Mulktsystem  belegt  Schulversäumnisse  bei  Mangel  ausreichender 
Gründe  mit  Strafe  von  3  Schillingen,  in  Wiederholungsfällen:  6,  12 
und  24  Schillingen  für  jeden  versäumten  Tag. 

Die  Lehrer  werden  mit  wenigen  Ausnahmen  von  der  Schuldirektion 
angestellt,  nachdem  die  Vakanz  in  den  Blättern  bekannt  gemacht 
worden  ist  und  die  Kommunalbehörde  in  Verbindung  mit  dem  Bischof 
drei  von  den  Bewerbern  vorgeschlagen  hat.  Jeder  in  einer  Seminar- 
prüfung bestandene  Kandidat  sowie  jeder  mit  höheren  wissenschaft- 
lichen Zeugnissen  Versehene  darf  sich  um  eine  Lehrerstelle  bewerben. 
Nicht  geprüfte  Bewerber  können  im  Notfalle  beschäftigt,  aber  nur  auf 
Kündigung  angestellt  werden.  —  Gesetz  vom  8.  März  1856:  Die  Ein- 
künfte der  Lehrer  bestehen  in  festem  Gehalt  an  barem  Gelde,  Ge- 
treideernte, „Festopfern^,  Accidentien  für  Küstergeschäfte  (mit  dem 
Lehramt  fast  stets  verbunden),  dem  Schulgelde  und  Alterszulagen 
(25—50  Rdlr.  je  nach  der  Dienstzeit);  ferner  in  freier  Wohnung  und 
Feuerung,  Landdotation  und  Naturallieferungen  (Viktualien,  Viehfutter). 
Alle  zehn  Jahre  bestimmt  das  Ministerium  ftir  jede  Lehrerstelle  eine 
„Regulierungssumme^,  welche  den  Geldbetrag  sämtlicher  Einkünfte  nach 
dem  Durchschnitte  festsetzt.  Festangestellte  Lehrer  sind  schon  nach 
zehnjähriger  Amtsthätigkeit  —  vom  zurückgelegten  30.  Jahre  an  ge- 
rechnet —  pensionsberechtigt.    Die   Höhe   des   Ruhegehalts,    die   der 

1)  Kinder,  welche  zu  Hause  oder  in  Anstalten  privaten  Unterricht  erhalten, 
mOssen  sich  den  halbjährigen  Prüfungen  der  öffentlichen  Schulen  unterziehen.  Die- 
jenigen, welche  hierbei  nicht  erscheinen  oder  nicht  bestehen,  werden  sofort  dem 
öffentlichen  Unterrichte  zugewiesen. 
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Minister  bestimmt,  kann  ^3  der  Begnliernngssumme  betragen,  welobe 
der  Lehrer  innerhalb  der  letzten  fünf  Jahre  bezogen  hat.  Lehrerinnen 
sind  zumeist  etwas  niedriger  dotiert  als  ihre  männlichen  Kollegen;  in- 
dessen beziehen  auch  sie  wie  diese  Alterszulagen  und  bei  unver- 
schuldeter Aulserdienstsetzung  Pension. 

Das  ganze  Land  ist  vom  Kultusministerium  im  Anschlüsse  an  die 
kirchliche  Einteilung  in  Schuldistrikte  oder  -Sprengel  geordnet. 
Jeder  Schuldistrikt  hat  wenigstens  eine  Schule  mit  einem  Lehrer. 
W&chst  im  Laufe  eines  Jahres  die  Zahl  der  schulpflichtigen  Kinder 
über  100,  so  wird  entweder  eine  Biskole  (Beischule)  gegründet  oder 
eine  neue  Schulstube  f&r  einen  Hilfslehrer  eingerichtet.  Ist  dies  aber 
der  dünnen  Bevölkerung  wegen  z.  B.  auf  den  Halden  und  Flugsand- 
feldern des  westlichen  Jütlands  nicht  angängig,  so  wird  ein  OmgaDgs- 
lärer  ftlr  zwei  oder  drei  Distrikte  angestellt,  der  nach  einem  bestimmten 
Turnus  ihre  Schulbedürfnisse  versieht.  Auf  eben  diese  Weise  werden 
auch  die  „Winterschulen"  abgewartet,  deren  Kinder  nur  im  Sommer 
die  entlegene  Hanptschule  besuchen.  —  Sämtliche  öffentliche  Schulen 
sind  konfessionell  und  zwar  lutherisch  nach  dem  Bekenntnis  der 
Augustana.  —  Das  Schulwesen  einer  jeden  Gemeinde  steht  unter  der 
allgemeinen  Kommunal  Verwaltung.  Zur  Aufsicht  des  Unterrichts  und 
des  Lehrers  ist  eine  besondere  Schulvorsteherschaft  eingesetzt,  zu  welcher 
neben  dem  versitzenden  Geistlichen  zwei  von  der  Gemeindeverwaltung 
gewählte  Mitglieder  gehören,  deren  eines  in  dieser  Körperschaft  Sitz 
und  Stimme  haben  mufs.  Die  Schulunterhaltungskosten  werden 
zum  größten  Teile  durch  Beiträge  gedeckt,  welche  durch  Umlage  in 
jeder  Gemeinde  erhoben  werden;  zum  anderen  Teile  durch  Zuschüsse 
des  Scbulfonds,  welcher  in  jedem  Amtskreise  besteht,  aus  der  Staats- 
kasse und  aus  Beiträgen  der  Städte  und  Landdistrikte  dotiert,  von  der 
Amtsschuldirektion  und  dem  Schulrate  verwaltet  wird  und  zur  Hergabe 
von  Alterszulagen  und  Pensionen,  von  Unterstützungen  kranker  oder 
unverschuldet  in  Not  geratener  Lehrer,  von  Beiträgen  zur  Besoldung 
der  Hilfslehrer,  zur  Errichtung  von  Arbeits-  und  Armenschulen,  höheren 
Volks-  oder  Bauernschulen,  zur  Anschaffung  von  Schulmaterial,  über- 
haupt zur  Verbesserung  des  Schulwesens  und  Erleichterung  ärmerer 
Kommunalbezirke  bestimmt  ist. 

In  den  Provinzstädten  bestehen  als  Volksschulanstalten  Frei- 
schulen, welche  den  auf  das  Minimum  der  Landschulen  beschränkten 
Unterricht  unentgeltlich  erteilen,  und  Bezahlungs schulen,  bürgerliche 
Realschulen  oder  -Klassen,  in  denen  ein  Schulgeld  von  1  bis  2  Bdlr. 
jährlich  erhoben  und  der  Unterrieht  auch  auf  Geographie,  Geschichte, 
Naturwissenschaften  und  Deutsch  ausgedehnt  wird.  Als  Gehalt  beziehen 
nach  dem  Gesetz  vom  8.  März  1856  an  Stadtschulen  fest  angestellte 
Lehrer,    wenn    sie    verheiratet   sind,   mindestens   300   Bdlr.  bar  und 
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50  Tonnen  Gerste  (=«  250  Rdlr.),  unverheiratete  als  Minimum  das  gleiche 
Quantum  Gerste  und  150  Rdlr.  bar.  —  In  Kopenhagen  sind  nach 
den  Gesetzen  vom  20.  März  1844  und  29.  Dez.  1857  ebenfalls  Frei- 
schulen  eingeführt,  mit  demselben  Unterrichtsmafs  wie  in  den  flbrigen 
Städten;  daneben  als  Bezahlungsschulen  1.  Tagklassen,  welche  6 
bis  7  Stunden,  und  zwar  in  Religion,  Schreiben,  Rechnen,  Gesang  und 
Gymnastik,  in  Dänisch,  Deutsch,  Geschichte,  Geographie,  Naturgeschichte 
und  Naturlehre,  in  Mathematik  und  Zeichnen  unterrichten  (fbr  Mädchen 
treten  anstatt  der  beiden  letztgenannten  Gegenstände  weibliche  Hand- 
arbeiten ein);  2.  Halbtagklassen,  in  denen  täglich  4  bis  5  Stunden, 
entweder  vor-  oder  nachmittags,  neben  den  ttblichen  Elementargegen- 
ständen auch  Geographie,  vaterländische  Geschichte  und  die  Grundlage 
der  Naturgeschichte  gelehrt  wird. 

3.  Frankreich,  a.  Schüler  und  Unterricht.  Das  Gesetz 
vom  28.  März  1882  bestimmt:  Der  Unterricht  ist  für  alle  Kinder  vom 
vollendeten  6.  bis  zum  vollendeten  13.  Lebensjahr  obligatorisch.  Vom  Be- 
such einer  Volksschule  entbindet  nur  ein  mindestens  gleichwertiger  Privat- 
unterricht zu  Hause  oder  in  einer  Anstalt,  worüber  eine  Prüfung  *)  Aus- 
weis zu  geben  hat.  Vor  dem  Beginne  jedes  Schuljahres  ist  dem  Maire 
Anzeige  zu  machen,  ob  die  Eltern  den  öffentlichen  oder  den  privaten 
Unterricht  für  ihre  Kinder  gewählt  haben.  Der  Unterricht  in  den 
Volksschulen  (6coles  primaires  dömentaires)  ^)  umfafst  nach  Art.  1  des 
Gesetzes:  Sittengesetze  und  Bürgerpflichten,  Lesen  und  Schreiben, 
Französische  Sprache,  Rechnen  und  das  metrische  System,  Geschichte 
und  Geographie,  besonders  vaterländische,  Anschauungsunterricht  und 
Grundzüge  der  Naturwissenschaften,  namentlich  in  ihrer  Anwendung 
auf  die  Gesundheitslehre,  die  Landwirtschaft  und  die  Gewerbe,  die 
Elemente  des  Zeichnens,  des  Modellierens  und  der  Musik,  Handfertig- 
keitsunterricht (in  den  Mädchenschulen:  Nadelarbeiten),  Turnen,  flir  die 
Knaben  soldatische  Übungen.  Art.  2:  Die  öffentlichen  Volksschulen 
sind  aufser  an  den  Sonntagen  noch  einen  Tag  in  der  Woche  (Donnerstags) 
geschlossen,  damit  die  Eltern,  welche  es  wünschen,  ihren  Kindern 
Religionsunterricht  aufserhalb  des  Schulhauses  geben  lassen  können. 

1)  M£  22.  Dez,  18S2  (Bulletin  525  8.  745  ff.)  regelt  das  Verfobren  einer 
solchen. 

2)  Vor  Erlafs  des  Gesetzes  vom  30.  Okt.  1886  gab  es  besondere  ^coles  enfantines 
oder  maternelles,  welche  Kinder  schon  im  zweiten  Lebensjahre  in  Obhnt  nahmen, 
gleichwohl  aber  den  Charakter  von  üntorrichtsanstalten  bereits  tragen.  Seitdem 
wird  dieser  Charakter  nur  den  classes  enfantines  zugesprochen ,  welche  nach  Art.  7 
des  Gesetzes  vom  16.  Juni  18SI,  ME  26.  und  29.  Mai  und  27.  Juli  1882  (Bull.  495 
S.  397  ff.;  504  S.  214  ff.)  den  Volksschulen  gleichsam  als  Vorstufen  anzugliedenii  in 
erster  Linie  von  weiblichen  Lehrkräften  zu  leiten  sind  und  Kinder  schon  im  fünften 
Lebensjahre  aufnehmen  dürfen.  Die  Einrichtung  dieser  Klassen  regelt  CE  25.  Jan. 
1882  (Bull.  477  S.  220  ff)  des  n&heren. 
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Der  MinisterialerlafB  vom  27.  Juli  1882  Ober  Einriohtang,  Aufgabe 
und  Ziel  der  Volksschule  0  bestimmt  Folgendes: 

Art.  1.  Der  Yolksschalunteriiclit  in  den  öffentlichen  Schulen  zerf&llt  in  drei 
Stufen:  1.  Unterstufe  (cours  Giemen taire),  2.  Mittelstufe  (c.  moyen),  3.  Oberstufe 
(c.  supärieur).  Die  Einrichtung  dieser  drei  Stufen  ist  vorschriftsm&rsig  für  alle 
Schulen  und  unabhängig  von  der  Zahl  der  Klassen  und  der  Schiller. 

Art.  2.  In  jeder  Gemeinde,  deren  Volksschulen  in  Ermangelung  von  Bewahr- 
anstalten Kinder  unter  dem  schulpflichtigen  Alter  aufnehmen,  kann  eine  Kinderklasse 
eingerichtet  werden*).  Wenn  in  einer  Schule  sich  mehr  als  zehn  Kinder  befinden, 
welche  nach  Erlangung  des  Prüfungszeugnisses  und  beendetem  Besuch  der  Oberstufe 
noch  weitere  Ausbildung  wünschen,  so  kann  für  diese  ein  Fortbildungskursus 
(c.  compl^mentaire)  von  der  Dauer  eines  Jahres  errichtet  werden*). 

Art.  3.    Die  Dauer  der  Lernzeit  verteilt  sich  auf: 

1.  Die  Kinderklasse:     1  oder  2  Jahre,  jenachdem  die  Kinder  im  Alter  von 
5  oder  6  Jahren  aufgenommen  werden, 

2.  die  Unterstufe:  2  Jahre  (8.  und  9.  Lebensjahr), 

2.  die  Mittelstufe:  2  Jahre  (tO.  und  11.  Lebensjahr), 

4.  die  Oberstufe:  2  Jahre  (12.  und  13.  Lebensjahr), 

5.  den  Fortbiidungskursus :  1  Jahr. 

Art.  4.  In  Schulen  mit  einem  Lehrer  und  nur  einem  Schulsaal  darf  keine 
Untereinteilung  stattfinden,  weder  in  der  Mittel-  noch  in  der  Oberstufe.  Die  Kinder 
unter  9  Jahren  dürfen  höchstens  in  zwei  Abteilungen  getrennt  werden. 

Art.  5.  In  Schulen  mit  zwei  Lehrern  erb&lt  der  eine  Mittel-  und  Oberstufe, 
der  andere  die  Unterstufe  und  event.  die  Kinderklasse. 

Art  6.    In  Schulen  mit  drei  Lehrern  bildet  jede  Stufe  eine  besondere  Klasse. 

Art.  7.    In  Schulen  mit  vier  Klassen  wird  die  Unterstufe  in  zwei  Klassen  geteilt. 

Art.  8.  In  Schulen  mit  fünf  Klassen  zerfällt  Unter-  und  Mittelstufe  in  zwei 
Abteilungen. 

Art.  9.  In  Schulen  mit  sechs  Klassen  entfallen  auf  jede  Stufe  zwei  Klassen, 
falls  nicht  die  Schülerzahl  der  Oberstufe  die  Vereinigung  zu  einer  Klasse  gestattet 

Art.  10.  Wenn  eine  Stufe  in  zwei  Klassen  geteilt  ist,  umfafst  jede 
einen  besonderen  Jahrgang.  Beide  folgen  demselben  Lehrplan;  Aufgaben  und 
Übungen  aber  steigern  sich  derart,  dafs  die  Schüler  des  zweiten  Jahrganges  das 
Pensum  des  ersten  wiederholen,  vertiefen  und  vervollständigen  können. 

Art.  lt.  In  Schulen  mit  mehr  als  sechs  KUssen  darf  keine  Stufe  mehr  als 
zwei  Jahrg&nge  umfassen.  Die  Klassen  über  sechs  hinaus,  die  Kinderklasse  nicht 
eingerechnet,  müssen  Parallelklassen  sein. 

Art.  12.  Beim  Beginn  eines  jeden  Schuljahres  werden  die  Schüler  nach 
ihren  Kenntnissen  durch  den  Hauptlehrer  und  unter  Aufsicht  des  Volksschulin- 
spektors klassenweise  eingeteilt  Das  Aufsteigen  in  die  Oberstufe  ist  von  einer 
PrtLfnng  abhibigig. 

Art  13.  Jeder  Schüler  erhält  bei  seinem  Eintritt  in  die  Schule  ein  besonderes 
Heft,  welches  er  während  der  ganzen  Schulzeit  in  stand  halten  mufs.  Die  erste 
schriftliche  Arbeit  eines  jeden  Monats  in  einem  jeden  Fache  wird  durch  den  Schüler 
in  dieses  Heft  eingetragen.    Dasselbe  bleibt  in  der  Schule  aufbewahrt. 

Art.  14.  Jede  Preisbewerbung  ist  ausdrücklich  untersagt,  wenn  an  ihr  nicht 
alle  Schüler  wenigstens  einer  Stufe  teilnehmen. 


t)  Yergl.  Chb.  Schbödbb  Das  Volksschulwesen  in  Frankreich  II.  S.  77  ff. 

2)  Vergl.  Art  7  des  Gesetzes  vom  16.  Juni  1881. 

3)  Vergl.  ME  15.  Jan.  18St. 

Fbtkbsilik^  Der  Gffentl.  üaterricht  II.  1 1 
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Art.  15.  Der  Unterricht  erstreckt  sich  auf  die  physische,  intellektuelle  und 
moralische  Erziehung  (siehe  Lehrplan). 

Art.  16.  Zu  Anfang  jedes  Schuljahres  yrirä  ein  genauer  Stundenplan  von  dem 
HaupÜehrer  aufgestellt  und  nach  seiner  Genehmigung  durch  den  Yolksschulinspektor 
im  Klassenzimmer  angebracht. 

Der  Stundenplan  muCs  folgenden  Gesichtspunkten  entsprechen: 

Die  Unterrichtszeit  ist  in  Übungsstunden  eingeteilt,  die  entweder  durch  Er- 
holungspausen oder  körperliche  Bewegung  und  Gesang  unterbrochen  werden. 

Die  Unterrichtsfächer,  welche  die  gröCste  Aufinerksamkeit  erfordern,  wie 
Rechnen,  Sprachlehre,  Aufiuitz  fallen  auf  den  Vormittag. 

Jede  Unterrichtsstunde,  Leseübung  oder  schriftliche  Arbeit  wird  mit  münd- 
lichen Erklärungen  und  Fragen  verbunden. 

Die  Verbesserung  der  schriftlichen  Arbeiten  und  das  Hersagen  und  Abfragen 
der  Angaben  findet  in  den  betreffenden  Unterrichtsstunden  selbst  statt  Nur  die 
Aufsätze  sind  vom  Lehrer  auCserhalb  der  Schulzeit  zu  verbessern.  In  der  Regel 
sollen  die  schriftlichen  Arbeiten  auf  der  Wandtafel  zu  derselben  Zeit  yerbessert 
werden,  als  das  Nachsehen  der  Hefte  geschieht. 

Die  30  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  sind  so  zu  verteilen: 

In  den  beiden  unteren  Stufen  mufs  entweder  in  Form  einer  freien  Besprechung 
oder  durch  geeignete  Lektüre  wenigstens  eine  Stunde  täglich  auf  die  Sittenlehre 
verwendet  werden.  In  der  Oberstufe  findet  möglichst  die  planmäfsige  Entwickelung 
dieses  Lehrstoffes  statt 

Der  Unterricht  im  Französischen  hat  täglich  wenigstens  zwei  Stunden  zu 
beanspruchen. 

Die  Realien  haben  je  nach  den  Stufen  t— P/t  Stunden  in  Beschlag  zu 
nehmen,  indem  '/4— 1  Stunde  dem  Rechnen  und  anschlieCsenden  Übungen,  der  Rest 
der  Naturlehre  und  Naturgeschichte  anheimfällt. 

Dem  Unterricht  in  Geschichte  und  Erdkunde,  welchem  sich  die  Unter- 
weisungen über  das  bürgerliche  Leben  anschlieCBen,  ist  etwa  eine  Stunde  täg- 
lich zu  Gebot  zu  stellen. 

Die  Zeit,  welche  dem  eigentlichen  Schönschreibunterricht  gewidmet 
wird,  ist  in  der  Unterstufe  auf  eine  Stunde  und  nach  dem  Hinzutreten  der  Diktat- 
und  Aufsatzübungen  stufenweise  kürzer  zu  bemessen. 

Der  Zeichenunterricht,  der  mit  den  einfachsten  Übungen  in  der  Unter- 
stufe beginnt,  soll  die  beiden  Oberstufen  wenigstens  2—3  Stunden  in  der  Woche 
beschäftigen. 

Der  Gesangunterricht,  welcher  unabhängig  von  den  täglichen  Übungen 
zwischen  den  einzehien  Unterrichtstunden  oder  am  Anfang  und  Schlnfs  des  Unter- 
richts vorgenommen  wird  ,  hat  1 — 2  Stunden  wöchentlich  auszufüllen. 

Auf  das  Turnen  ist  abgesehen  von  den  körperlichen  Übungen  bei  Gelegen- 
heit des  Stundenwechsels  täglich  oder  jeden  zweiten  Tag  eine  Stunde  des  Nach- 
mittags zu  verwenden'). 

Für  den  Handarbeitsunterricht  der  Knaben  und  der  Mädchen  sind 
schlierslich  2—3  Stunden  in  der  Woche  aufzuheben. 

Art  17.  Die  Anforderungen,  welche  an  die  Schulräumlichkeiten  zu  stellen 
sind,  werden  durch  besondere  Vorschriften  festgesetzt,  die  von  dem  Ausschusse  für 
Schulbauten  im  Ministerium  des  öffentlichen  Unterrichts  entworfen  werden. 

Der  in  Art.  15  genannte  Unterrichtsplan  begreift: 


1)  Bataillonsexerzieren  wird,    da   wo  dieser  Gegenstand  eingeführt  ist,   nur 
Donnerstags  und  Sonntags  betrieben. 
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I.  Phyiltehe  Eniehuir  und  Yorbereitug  lom  Beruf; 

Ziel.  St&rkuDg  des  Körpers  and  Forderung  physischer  Anlagen  zur  Her- 
Stellung  eines  möglichst  günstigen  Oesnndheitszustandes« 

Den  Kindern  sind  frühzeitig  Gewandtheit  und  Geschicklichkeit,  die  Fertigkeit 
der  Hand,  Behendigkeit  und  Sicherheit  der  Bewegungen  beizubringen,  welche 
wertvoll  für  alle,  notwendig  aber  für  Schaler  der  Volksschule  sind,  deren  Mehrzahl 
bestimmt  ist  für  handwerksmäfsige  Berufsarbeiten. 

Ohne  den  Charakter  einer  Erziehungsanstalt  zu  Terlieren  und  den  einer  Werk- 
statt anzunehmen,  kann  und  mufs  die  Volksschule  hinl&ngliche  Sorgfalt  auf  körper- 
liche Übungen  verwenden,  um  die  Knaben  für  die  zukünftigen  Arbeiten  des  Hand- 
werkers und  des  Soldaten,  die  Mädchen  für  Haushaltung  und  weibliche  Arbeiten 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  vorzubereiten. 

Das  Verfahren:  Der  Unterrichtsgang  für  das  Turnen  und  die  soldatischen 
Übungen  wird  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  durch  die  im  Gebrauch  befindlichen 
Handbücher  und  Anleitungen  der  betreffeuden  Lehrer  geregelt.  Da  die  Schüler 
diesen  Übungen  im  allgemeinen  guten  Willen  und  Lust  und  Liebe  entgegenbringen, 
wird  es  leicht  zu  erreichen  sein,  daCs  sie  diese  als  wirkliche  Erholung  be- 
trachten. 

Der  Handfertigkeitsunterricht  umfafst  einerseits  die  verschiedenen  Übungen, 
welche  Fingerfertigkeit  zu  erzeugen,  Geschicklichkeit  und  Genauigkeit  der  Be- 
wegungen hervorzubringen  im  allgemeinen  geeignet  sind;  anderseits  die  stufen- 
mäfsigen  Übungen  im  Modellieren,  welche  zurVervollst&ndigung  des  entsprechenden 
Zeichenunterrichts  und  besonders  des  gewerblichen  Zeichnens  dienen. 

Die  Handarbeit  der  M&dchen  begreift  aufser  N&hen  und  Zuschneiden  eine  be- 
stimmte Anzahl  von  Unterweisungen  und  Übungen,  welche  Ordnungsliebe  einzn- 
flöfsen,  die  wichtigsten  Eigenschaften  einer  Hausfrau  zu  vermitteln  und  vor  un- 
nützen und  schädlichen  Beschäftigungen  zu  bewahren  im  stände  sind. 

Lehrplan:  1.  Sorge  für  Gesundheit  und  Reinlichkeit.  Überwachung  der 
Spiele.    ZweckmäTsige  Ratschläge  über  Nahrung,  Körperhaltung  und  Kleidung. 

2.  Turnen  nach  den  für  Knaben  und  Mädchen  vom  Ministerium  herausge- 
gebenen Leitföden.  Unterstufe:  Vorübungen.Bewegungen  der  Arme  und  Beine. 
Übungen  mit  Hanteln  und  Stab.  Laufschritt  Wendungen.  Mittelstufe:  Beu- 
gungs-  und  Streckbewegungen.  Hantelübungen.  Übung  mit  Stäben,  Bingen,  an  Leiter, 
Schwungseil,  Schwebebalken,  Barren,  Reck,  Stange,  Schwebereck.  Oberstufe:  Die- 
selben Übungen.    Marschübungen.    Dauerlauf.    Springen.    Stabübungen. 

3.  Soldatische  Übungen.  Unterstufe:  |Marschübungen.  Ausrichten.  Rotten- 
bildung.  Soldatische  Vorübungen.  Mittelstufe:  Freiübungen.  Schrittarten.  Aus- 
richten. Marschieren.  Aufmarschieren.  Oberstufe:  Wiederholungen.  Fertigkeit  der 
Bewegungen  in  aufgelösten  Reihen.  Marschübungen.  Vorübungen  zum  Schiefsen. 
Kenntnis  der  Schufslinien ,   der  Zusammensetzung  des  Gewehrs. 

4.  Handarbeit  für  Knaben.  Unterstufe:  Übungen  zur  Entwickelung  der 
Handfertigkeit.  Zuschneiden  von  Pappe  zu  geometrischen  Körpern.  Korbflechten 
Verbindung  von  Halmen  verschiedener  Farben.  Modellieren,  Herstellung  geome- 
trischer Körper  und  einfacher  Gegenstände.  Mittelstufe:  Anfertigung  von  Papp- 
arbeit mit  bemalten  Mustern  und  farbigem  Papier.  Kleine  Drahtarbeiten.  Gitter. 
Verflechtung  von  Draht  und  Holz.  Käfige.  Modellieren,  einfache  Bauverzierungen 
Kenntnis  der  gebräuchlichsten  Werkzeuge.  Oberstufe:  Vereinigte  Zeichen-  und 
Modellierübungen.  Entwürfe  zur  Ausführung  von  Gegenständen,  Ausführung  nach 
Entwürfen.  Kenntnis  der  Werkzeuge  zur  Holzbearbeitung.  Stufenmäfsige  Übungen. 
Hobeln.  Sägen.  Zusammenfügung  von  Schachteln  und  Kisten.  Drechseln  einfacher 
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Gegenstände^  Kenntnis  der  haapts&chlicfadten  Workseoge  sur  flisenfoearbeitong.  Feil- 
.abungen.  Glätten  und  Abfeilen  von  Roh-  nnd  Gufseisen. 

5.  Handarbeit f Qr  Mädchen.  Unterstufa:  Stricken  und  Kenntnis  des  Stiches, 
der  Maseben.  Rippen,  Zulegen  und  Mindern.  Zeichenstiche  auf  Kane? as.  Grundregebi 
des  Nähens,  Säume  und  flberwendliche  Naht.  Abschneiden  und  Zusainmenffigen  von 
buntem  Papier.  Kleine  Modellierversuche.  Mittelstufe:  Stricken  und  Stopfen. 
Vorderstich,  Seitenstich,  Hinterstich,  fiberwendlicher  Stieb.  Einfache  Naht,  Saum, 
Doppelnaht,  überwendliche  Naht  bei  Kanten  und  Falten.  Anfertigung  einfacher  Näh- 
arbeiten. Flicken.  Oberstufe:  Stricken  von  Unterröcken,  Unteijacken,  Hand- 
jKchuhen.  Wäschezeichnen.  Steppen.  Einreihen.  Ausbessern  der  Kleider.  Kenntnis 
des  Zuschneidens  und  Anfertigung  leichter  Kleidungsstücke.  Die  einfachsten  Regeln 
der  Haushaltung  und  ihre  Anwendung  in  der  Küche,  im  Garten  und  Geflügelhof, 
bei  der  Behandlung  und  dem  Waschen  der  Wäsche,  bei  der  Kleidung  und  Ver- 
pflegung. 

IL  Intellektaelle  AnsbildaDg^ 

Ziel.  Vermittelung  einer  begrenzten  Menge  von  Kenntnissen,  die  dem  Kinde 
alles  verwertbare,  zum  Leben  nötige  Wissen  sichern,  seine  Fähigkeiten  fördern, 
seinen  Gesichtskreis  erweitem  und  seinen  Geist  ausbilden  und  schärfen. 

Das  Kind,  das  die  Volksschule  verläfst,  soll  nicht  vieles,  aber  sicher  wissen.  Der 
Unterricht,  den  es  zu  empfangen  hat,  sei  darum  begrenzt,  aber  nicht  oberflächlich. 
£r  soll  nicht  in  einen  Wissenskreis  einführen,  der  systematisches  Denken  in  sich 
schliefst,  sondern  die  Kenntnisse  für*s  Leben  mitgeben,  die  den  künftigen  Be- 
dürfnissen entsprechen,  dann  aber  auch  gute  Eigenschaften  überhaupt,  aufgeweckten 
Verstand,  klare  Gedanken,  Ordnung,  Urteil  und  Überlegung,  Folgerichtigkeit  im 
Denken  und  Reden  erzeugen  und  gewährleisten. 

Das  Verfahren.  Der  Lehrer  tritt  nach  und  nach  in  eine  Wechselbeziehung 
mit  seinen  Schülern,  welche  einen  beständigen  Gedankenaustausch  unter  schmieg- 
samen und  geistvoll  geordneten  Formen  unterhält.  Fortschreitend  vom  Bekannten 
zum  Unbekannten,  vom  Leichten  zum  Schweren  führt  er  sie  durch  Fragen  oder 
schriftliche  Arbeiten  zur  Entdeckung  der  Folgerungen  aus  einem  Grundsatze,  der 
Anwendung  einer  Regel,  oder  umgekehrt  zur  Auffindung  der  Grundsätze  und  Regeln, 
die  bereits  unbewufst  angewandt  werden.  Der  Unterricht  geht  überall  von  der  An- 
schauung aus  und  schafft  so  allmählich  den  Boden  für  Abstraktion,  Verallgemeine- 
rung und  Vergleichung. 

Der  Unterricht  in  der  Volksschule  ist  notwendigerweise  Massenunterricht.  Der 
^Lehrer  kann  sich  nicht  einzelnen  Kindern  widmen,  sondern  ist  für  alle  da.  Die 
Leistungen,  welche  bei  der  Gesamtheit  der  Klasse  erzielt  werden,  sind  der  Mafs- 
stab,  welcher  die  Wirksamkeit  des  Lehrers  richtet.  Wie  ungleich  also  die  Anlagen 
seiner  Schüler  auch  sein  mögen,  so  mufs  er  ein  bestimmtes  MaCs  von  Kenntnissen 
und  Fertigkeiten  allen  beibringen. 

Lehr  plan.  1.  Lesen.  Unterstufe:  Geläufiges  Lesen  nebst  Worterklärung. 
Mittelstufe:  Geläufiges  Lesen  und  Erklärung  des  Inhalts.  Oberstufe:  Lesen 
mit  Betonung. 

2.  Schreiben.  Unterstufe:  GroCse,  mittelgrofse  und  kleine  Schrift.  Mittel- 
stufe: Gewöhnliche  Schrägschrift .  Oberstufe:  Kursivschrift,  Rundschrift,  Mittei- 
fichrift. 

3.  Französische  Sprache.  Unterstufe:  Grundbegriffe  des  Haupt-,  Eigen- 
schafts- und  Zeitwortes  (Anfangsgründe  der  Flexion).  Bildung  der  Mehrzahl  und 
des  femininum.  Begriff  des  einfachen  Satzes.  Sprechübungen:  Fragen  und  Er- 
klärungen.   Wiedergabe  gelesener  und  erklärter  Sätze.     Gedächtnisübungen:    Vor- 
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tragen  leichter  Gedichte.  Schriftliche  Obnngen:  Rechtschreibung.  Wiedergabe  er- 
klärter Sitze.  Zergliedemngsftbangen:  Zerlegung  des  Satzes  in  seine  Bestandteile. 
Vorlesen  eines  Stückes  durch  den  Lehrer.  Mittelstufe:  Anfangsgründe  der 
Sprachlehre.  Abvandlnng  des  Zeitwortes»  Kenntnisise  ans  der  Satzlehre.  Wort- 
fiunilien.  Grundregehi  der  Zeichensetzung ,  Aussprache  und  Betonung.  Fragen 
aus  der  Sprachlehre.  Wiedergabe  Torgetragenerfirz&hlungen.  Inhaltsangabe  gelesener 
Stücke.  Vortrag  von  Fabeln,  Gedichten  und  Prosastücken,  Diktate.  Übungen  in 
der  Satzbildnng.  Gegenseitige  Verbesserung  der  Diktate  und  anderer  schriftlicher 
Arbeiten  durch  die  SchtÜer.  Freie  schriftliche  Wiedergabe  gelesener  oder  ange- 
hörter Stücke.  Aufsatzübungen  über  cin&che  und  bekannte  Gegenst&nde,  Wort- 
und  Satzzergliedemng.  Oberstufe:  Wiederholung  der  Wort- und  Satzlehre.  Kennt- 
nis der  hauptsächlichsten  Satzarten.  Bedeutung  der  Wörter  im  Satze.  Bauptregeln 
über  die  Anwendung  der  Wörter  und  die  Folge  der  Zeiten.  Ableitung  der  Wörter. 
Fortsetzung  und  Erweiterung  der  Sprachübungen.  Vortrag  über  gelesene  oder  er^ 
lebte  Stoffe,  über  Stücke  aus  der  Geschichte  oder  Litteratur.  Vortrag  ausgewählter 
Lesestücke,  Wecheelreden  und  Auftritte  ausMusterschriftstellem.  Diktate.  Schrift- 
liche Übungen  in  Ableitung  und  Zusammensetzung  der  Wörter.  Anwendung  der 
wichtigsten  Satzregeln.  AufiB&tze.  Übersicht  Über  die  Lektüre  und  die  Unterrichts-*- 
stunden  überhaupt  —  Fragen  über  die  sprachliche  Zergliederung  des  Gelesenen. 
Übungen  in  der  logischen  Zergliederung.  Vorlesung  dramatischer  und  geschichtlicher 
Stoffe  durch  den  Lehrer  und  durch  Schüler. 

4.  Geschichte.  Unterstufe:  Erz&hlungen  und  Besprechungen  über  die  be- 
rühmtesten Persönlichkeiten  und  wichtigsten  Begebenheiten  der  TateriAndischen  Ge- 
schichte. Mittelstufe:  Grundrifs  der  Geschichte  Frankreichs.  Oberstufe: 
Hanptübersicht  über  die  aUgemeine  Geschichte  (aus  dem  Altertum,  Ägypten,  Judaea, 
Griechenland,  Rom;  aus  dem  Mittelalter  und  der  Neuzeit  die  wichtigsten  Begeben- 
heiten in  ihren  Beziehungen  zur  französischen  Geschichte).  Wiederholung  der  Ge- 
schichte Frankreichs.    Eingehend:   Neueste  Geschichte. 

5.  Erdbeschreibung.  Unterstufe:  Die  Himmelsrichtungen.  Beobachtungs- 
übungen. Die  Jahreszeiten,  die  hauptsächlichsten  Lufta'scheinungen,  der  Gesichts- 
kreis, die  Eigenschaften  des  Bodens.  Erklärung  der  einfachsten  geographischen  Aus- 
drücke. Vorbereitung  der  Erdkunde  darch  Anschauung  und  Beschreibung.  Be- 
sprechung des  Heimatsortes.  Begriff  der  Eartendarstellung.  Grundzüge  des  Plan-  und 
Kartenzeichnens.  Die  Erdkugel;  Festland  und  Weltmeere.  Mittelstufe:  Beschrei- 
bung Frankreichs  und  seiner  Niederlassungen.  Natürliche  Beschaffenheit  des 
Landes.  Politische  Einteilung,  besonders  des  Kantons,  des  Departements  und  der 
Provinz.  Übungen  im  Kartenzeichnen  an  der  Wandtafel  und  im  Heft.  Oberstufe: 
Wiederholung  und  Erweiterung  der  Beschreibung  Frankreichs.  Natürliche  6e* 
schaffenheit  und  Einteilung  Europas.  Übersicht  über  die  anderen  Erdteile.  Die 
französischen  Kolonien.    Kartenzeichnen  aus  dem  Gedächtnis. 

6.  Unterricht  über  das  bürgerliche  Leben  und  gemeine  Recht.  Kenntnis  der 
Vollcswirtschaft.  Unterstufe:  Erklärung  sozialer  Ausdrücke  bei  Gelegenheit  dar 
Lektüre.  Mittelstufe:  Allgemeine  Übersicht  über  die  staatliche  Einrichtung 
Frankreichs.  Rechte  und  Pflichten  des  Bürgers.  Die  gesetzgebende  und  voll- 
streckende Gewalt.  Die  Rechtspflege.  Oberstufe:  Erweiterte  Kenntnis  der 
politischen,  administrativen  und  gerichtlichen  Einrichtung  Frankreichs.  Die  ein- 
fachen Begriffe  des  praktischen  Rechts.  Die  gewöhnlichsten  Verträge.  Belehrungen 
über  die  Grundbegriffe  der  Volkswirtschaft  (Der  Mensch  und  seine  Bedürfnisse;  dio 
Gesellschaft  und  ihre  Vorteile;  die  Arbeit  und  die  Vereinigung  zu  Gesellschaften. 
Die  Rohstoffe;  das  Kapital;  die  Produktion  und  der  Umschlag.  Kapitalsanlage,  Spar- 
kassen und  Lebensversicherungsgesellscbaften,  Unterstützungsvereine,  Altcrsver* 
sorgnngskassen. 
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7.  Rechnen.  Unterstufe:  Dbungen  im  Zfthlen  und  Zahlenschreibeo.  Kopf- 
rechnen. Übung  des  Einmaleint.  Schriftzeichnen:  Addieren,  Subtrahieren,  MoÜi* 
plisieren.  Kleine  Rechenaufgaben,  mündlieh  und  schrifdich.  Erkl&rung  der  Auf- 
gaben  und  des  Verfahrens  bei  der  Ausrechnung.  Vorlcenntnisse  Tom  Hafs*,  Ge- 
wichts- und  Mflnzsystem.  Mittelstufe:  Wiederholung  des  Vorbeigegangenen. 
Dividieren  mit  ganzen  Zahlen.  Allgemeine  Kenntnis  der  Brflche.  DedmalbrOche. 
Anwendung  der  4  Species  auf  die  letzteren.  R^ei  de  tri.  Einüsche  Zinsrechnung. 
Das  Mafs-  und  Gewichtssystem.  Aufgaben,  Ericl&rung  und  Aufldsung.  Kopfrechnen 
in  den  4  Species  und  mit  Decimalen.  Oberstufe:  Wiederholung  und  Erweiterung. 
Att&ncben  der  RechenTorteile.  Primzahlen.  Zerlegen  in  Faktoren«  Merkmale  der 
Teilbarkeit.  Der  Hauptdivisor.  Reduktion  und  ihre  Anwendung  auf  Zins-,  Rabatt-, 
Teilungs-  und  Mischungsrechnung.    Das  metrische  System.    Buchführung. 

8.  Raumlehre.  Unterstufe.  Dbungen  zur  Kenntnis  regelm&biger  Figuren. 
Die  Winkel.  Begriff  der  Ausdehnung.  Merkmale  der  Kdrper.  MeCsftbungen  und 
Mafsvergleichung  (Augenmab).  Entfemungsschfttzen.  Mittelstufe:  Darstellung 
planimetrischer  Figuren  und  ihre  einfachsten  Zusammensetzungen.  Belehrungen  Aber 
WOrfel,  Prisma,  Cylinder,  Kugel  und  deren  Grundeigenschaften.  Oberstufe:  All- 
gemeine Kenntnis  der  ebenen  Raumlehre  sowie  des  Rauminhalts.  (FOr  Knaben:) 
Anwendung  auf  das  einfachste  Verfahren  beim  Feldmessen.  Grundbegriffe  des 
Nivellierens. 

9.  Omamentzeichnen.  Unterstufe:  Ziehen  gerader  Linien  und  Zerlegen  der- 
selben. Beziehungen  der  Linien  zu  einander.  Bildung  und  Schätzung  der  Winkel. 
Anfänge  des  Omamentzeichnens.  Kreislinien,  regehn&fsige  Vielecke,  sternförmige 
Rosetten.  Mittelstufe:  (Freihandzeichnen:)  Die  gebrftuchlichsten  geometrischen 
Kurven.  Kurven  aus  dem  Pflanzenreich:  Stengel,  Bl&tter,  Blumen.  Abzeichnung 
von  Flachverzierungen  in  Gips.  Anfänge  des  geometrischen  Zeichnens  und  Grund- 
begriffe der  Perspektive,  geometrische  und  perspektivische  Darstellung  im  Umrifs: 
geometrische  Körper  und  einfache  Gebrauchsgegenst&nde.  (Geometrisches  Zeichnen:) 
Gebrauch  von  Lineal  und  Zirkel,  WinkebnaCB,  Gradmesser.  Oberstufe:  (Frei- 
handzeichnen:) Zeichnen  nach  Abdruck  und  Relief  von  Verzierungen  aus  dem 
Pflanzenreich:  Bl&tter,  Blumen,  Frflchte;  von  geometrischen  Verzierungen:  Gesimse, 
Randverzierung,  Herzformen,  Zacken.  GrundzQge  der  verschiedenen  Bauarten. 
Zeichnen  des  menschlichen  Kopfes;  sdne  Teile  und  Verhältnisse.  (Geometrisches 
Zeichnen:)  Ausführung  geometrischer  Linien  auf  Papier  mit  Instrumenten.  Grund- 
regeln des  Zeichnens  mit  Tusche  ohne  Schatten.  Zeichnen  von  Verzierungsent- 
warfen,  Steinplatten,  Täfelung,  Glasfenstem,  Thttrverkleidungen,  Zimmerdecken. 
Tuschen  solcher  Zeichnungen  mit  chinesischer  Tinte  und  mit  Farben.  Aufnahme 
und  geometrisch- graphische  Darstellung  geometrischer  und  sonstiger  Körper:  Holz- 
verbindungen, Quadersteine,  Schlosserarbeit,  Möbel  usw.  mit  MaTsangabe.  Gebrauch 
der  Tusche  zur  Artbezeichnung  der  Stoffe.    Tuschen  von  Plänen  und  Karten. 

10.  Naturlehre  und  Naturwissenschaften.  U nte rs tuf e :  Anschauungsunterricht 
in  den  Naturreichen.  Betrachtung  der  Gegenstände  und  gewöhnlichen  Naturer- 
scheinungen und  deren  Erklärung.  Belehrungen  aber  Umbildung  der  Rohstoffe 
und  gewöhnlichsten  Gebrauchsstoffe.  Anlegung  von  Sammlungen.  Mittelstufe: 
Allgemeine  Darstellungen  aus  der  Naturwissenschaft.  Der  Mensch.  DbersichÜiche 
Beschreibung  des  menschlichen  Körpers  und  seiner  Lebensfunktionen.  Das  Tier- 
reich. Kenntnis  der  Hauptverzweigungen  und  der  Einteilung  der  Wirbeltiere  in 
Klassen.  Genauere  Besprechung  je  eines  Tieres  als  Musterbild  jeder  Gruppe.  Das 
Pflanzenreich.  Die  Hauptteile  der  Pflanzen.  Einteilungen  des  Pflanzenreichs. 
Kenntnis  der  nützlichen  und  schädlichen  Pflanzen.  Die  Erscheinungsformen  (Zu- 
stände) der  Körper.  Experimente.  Oberstufe:  Wiederholung  und  Erweiterung 
des  vorhergegangenen  Stoffes.    Der  Mensch :  Belehrung  über  Verdauung,  Blutumlauf, 
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Atmungy  Nenren,  Sinneswerkseoge.  Die  einfachBten  GeBimdheitsregeln.  Die  Eigen- 
schaften des  Alkohols»  Tabaks  usw.  Das  Tierreich:  Einteilung  in  Hauptklassen. 
Natsliche  und  schädliche  Tiere.  Das  Pflanzenreich :  Die  wesentlichen  Teile  und  die 
Hanpteinteilnng  der  Pflansen.  Anlegen  ?on  Herbarien.  Das  Mineralreich:  Allge- 
meine Belehrung  aber  Ackerboden,  Qesteine,  Yersteinerungea  nnd  Gebirgsarten  mit 
besonderer  Racksicht  auf  die  Heimat.  Ausflttge  und  Anlage  von  Sammlungen.  Die 
Grundbegriffe  aus  der  Naturiehre.  Schwerkraft,  Hebel.  Die  einüachsten  Gesetse 
Ober  das  Gleichgewicht  der  FiOssigkeiten.  Der  Luftdruck,  das  Barometer.  Grund- 
begriffe und  Versuche  über  Wärme,  Lickt,  Elektricit&t,  Magnetismus  (Thermometer, 
Dampfmaschine,  Blitzableiter,  Telegraph,  KompaCs).  Einfachste  Kenntnisse  der 
Chemie.    Begriffe  aber  einfache  und  zusammengesetzte  Körper.    Metalle  und  Salze. 

11.  Acker-  und  Gartenbau.  Unterstufe:  Erste  Unterweisungen  im  Schul- 
garten. Mittelstufe:  Belehrung  Qber  die  Hauptarten  des  Bodens,  die  hauptsäch- 
lichsten Arbeiten  und  Ger&te  des  Acker-  und  Gartenbaues  (bei  Gelegenheit  des 
Anschauungsunterrichts,  der  Lektüre  und  der  Spaziergange).  Oberstufe:  Zu- 
sammenhangende Belehrungen  über  die. Landarbeit,  Ackeiger&te,  Entwässerung  und 
Düngnng,  Saat,  Ernte,  über  Haustiere  und  landwirtschaftliche  Buchführung. .  Garten- 
bau: Pflanzenvermehrung,  Veredelungsarten. 

12.  Gesang.  Unterstufe:  TrefiÜbungen.  Obung  leichter  Ges&nge  nach  dem 
Gehör.  Notenschreiben.  Takteinteilung.  Nachsingen  einstimmiger  Ges&nge.  Mittel- 
stufe: Tonübungen.  Unterweisung  In  Tonleitern.  Erklärung  der  Vorzeichen,  Ton- 
arten, Tonstufen  und  -Entfernungen.  Bedeutung  des  Schlüssels.  Treffübungen. 
Rhythmische  Übungen.  Trefffibungen  bei  F-Schlüssel.  Einübung  Ton  Liedern  ein- 
und  mehrstimmig.  Oberstufe:  Erklärung  der  Schlüssel.  Kenntnis  der  Ton- 
gattungen. Erklärung  der  Moll-Tonleiter.  Taktschlagen.  Gebrauch  des  Metronoras. 
Tonabstufungen.  Allgemeiner  Begriff  eines  Tonsatzes.  Anfangsgründe  der  Harmonie- 
lehre. Tonverbindungen.  Vollkommene  Accorde.  Umsetzung  derselben.  Septimen- 
accord  (Erklärung  nnd  Beispiele).  Nachsingen  und  Nachschreiben.  Chorgesänge, 
zwei-  bis  vierstimmig. 

HL  Siitllehe  Erziehnnf . 
Ziel.  Der  Unterricht  in  der  Sittenlehre  ist  dazu  bestimmt,  die  gesamten 
übrigen  Unterrichtsfächer  zu  verbinden  und  inhaltlich  zu  vertiefen.  Er  strebt  dahin, 
im  Menschen  den  Menschen  selbst  zu  entwickeln ,  d.  h.  die  Gesinnung,  die  Einsicht 
und  das  sittliche  Uewufstsein.  Er  hat  demnach  den  Endzweck,  den  Willen  heraus- 
zubilden und  aus  dem  Sittlichhandeln  eine  Gewohnheit  zu  erzeugen.  Die  Aufgabe 
des  Lehrers  bei  diesem  Unterrichte  ist  es,  das  Wesen  der  sittlichen  Gewohnheit  zu 
verkörpern  und  die  schon  vor  dem  Schulunterricht  durch  häusliche  Einwirkung  in 
das  Kind  gelegten  Keime  religiösen  Bewufstseins  zu  entwickeln.  Diese  Aufgabe 
kann  er  erfüllen,  ohne  persönlich  weder  Zu-  noch  Abneigung  zu  den  verschiedenen 
auf  das  religiöse  Bewufstsein  bezüglichen  Glaubenssätzen  kundzugeben,  mit  welchen 
seine  Schüler  die  Hauptgrundsätze  der  Sittenlehre  verbinden.  Er  nimmt  die  Kinder 
so  auf,  wie  sie  zu  ihm  kommen,  mit  ihren  Begriffen  und  ihrer  Sprache,  mit  den 
Glaubenslehren,  welche  sie  aus  dem  elterlichen  Hause  mitbringen,  und  hat  sie  nur 
anzuleiten,  daraus  den  kostbarsten  Inhalt  zu  ziehen,  nämlich  die  Lehren  erhabener 
Sittlichkeit.  Später,  wenn  sie  Bürger  geworden,  werden  sie  yielleicht  durch  ver- 
schiedene Auffassungen  von  Glaubenslehren  getrennt;  aber  wenigstens  soweit  werden 
sie  in  ihrer  Handlungsweise  übereinstimmen,  dafs  sie  das  Lebensziel  möglichst  hoch 
stellen,  dafs  sie  denselben  Abscheu  haben  vdr  dem,  was  niedrig  und  gemein,  dieselbe 
Bewunderung  für  das,  was  edel  ist,  erhaben  und  gut,  dasselbe  Feingefühl  in  der 
Hochschätzung  der  Pflicht,  welche  Anstrengung  es  auch  kosten  möge,  um  sich  einig 
zu  fühlen  im  gemeinsamen  Dienste  des  Guten,  Schönen  und  Wahren,  welches  auch 
eine  Form,  und  nicht  die  am  wenigsten  reine,  des  religiösen  Gefühles  ist 


Digitized  by 


Google 


168    I.  Hanptabteilg.   I.Abschn.  III.  Der  Yolksscbulanterr.  i.  aufserd.  Knltuntaaten. 

Das  Verfahren^  Der  Unterricht  mnfs  das  Innerste  der  Seele  treffen  and 
mnfs  es  fertig  bringen,  daCs  das  Herz  des  Kindes  durch  anmittelbare  Einwlrkang 
die  Erhabenheit  des  sittlichen  Gesetses  mit  empfindet  Dem  Lehrer,  welcher  nur 
wenig  Zeit  fftr  eine  so  grofse  Aufgabe  zur  Verfflgung  hat,  bietet  sich  hierzu  als  das 
sicherste  Mittel,  das  zarte  Werkzeug  ^es  Gewissens  auszubilden  und  dem  Geist  und 
Herzen  des  Kindes  eine  genfigende  Anzahl  guter  Vorbilder  und  Eindrücke,  gesunder 
Gedanken,  heilsamer  Gewohnheiten  und  edler  Entschlüsse  einzupr&gen. 

Lehrplan.  (Unterstufe:)  Kleine  Besprechungen.  Lesen  und  Erklären  Ton 
Erz&hlungen,  Beispielen,  Sprachen,  Gleichnissen,  Fabeln.  Praktische  Übungen, 
welche  die  Sittenlehre  in  der  Schule  selbst  beth&tigen,  wie  Beobachtung  der  sitt- 
lichen Anlagen,  rechte  Anwendung  der  Schulzucht,  stete  Berufung  auf  das  sittliche 
Gefühl  und  Urteil  der  Kinder  selbst,  Berichtigung  oberflächlicher  Vorstellungen  (Vor- 
urteile, Aberglaube  usw.),  Anleitung  zu  eigener  Beobachtung  Ober  die  Folgen  ton 
Tugend  oder  Laster  usw.  (Mittelstufe:)  MOndlicbe  Unterweisungen,  Lesen  mit  Er- 
klärung nach  folgenden  Gesichtspunkten: 

I.  Das  Kind  in  der  Familie:  Pflichten  gegen  Eltern,  Geschwister,  Dienstboten. 
Das  Kind  in  der  Schule:  FleiCs,  Arbeitsamkeit,  Anstand;  Pflichten  gegen  Lehrer 
und  Mitschüler.  Das  Vaterland:  seine  GröCbe  und  sein  Unglück;  Pflichten  gegen 
das  Vaterland. 

II.  Pflichten  gegen  sich  selbst:  Reinlichkeit,  Nachternheit,  M&fsigkeit  Ge- 
fahren der  Trunksucht.  Die  Lehren  Franklins ;  Vermeidung  der  Schulden,  verderb- 
liche Folgen  des  Spiels.  Der  Adel  der  Arbeit  —  Persönliche  Würde,  Selbstachtung, 
Bescheidenheit;  Vermeidung  des  Zornes,  der  Eitelkeit,  der  Lüge;  Abscheu  vor  Un- 
wissenheit und  Faulheit;  Mut  in  Gefahr  und  Unglück;  Geduld  und  Milde. 

III.  Pflichten  gegen  den  Nächsten:  Gerechtigkeit  und  Liebe.  Achtung  vor 
Leben,  Eigentum  und  Ehre  des  Nächsten.    Toleranz. 

IV.  Pflichten  gegen  Gott:  Ehrfurcht  und  Verehrung  vor  dem  Urgrund  aller 
Dinge  und  dem  voUkommenen  Wesen  (auch  dann  zu  pflegen,  wenn  der  Lehrer  selbst 
eine  andere  Vorstellung  von  der  Gottheit  haben  sollte).  Darlegung  des  Begriffes, 
dafs  die  erste  heilige  Verpflichtung,  welche  man  der  Gottheit  schuldet,  der  Gehor- 
sam gegen  die  göttlichen  Gesetze  ist,  wie  Gewissen  und  Vernunft  sie  offenbaren. 

(Oberstufe:)  Besprechungen,  Lektüre,  geeignete  Übungen.  Unterweisung  in  der 
allgemeinen  und  btürgerlichen  Sittenlehre  nach  folgendem  Plan: 

1.  Die  Familie:  Pflichten  der  Eltern  und  Kinder;  gegenseitige  Pflichten  der 
Herren  und  Diener. 

2.  Die  Gesellschaft:  Notwendigkeit  und  Vorteil  der  Gesellschaft '  Die 
Gerechtigkeit  als  ihre  Vorbedingung.  Gegenseitige  Verantwortlichkeit.  Erklärung 
und  Anwendung  des  Begriffes  Gerechtigkeit:  Achtung  vor  dem  Leben  und  der 
Freiheit,  der  Ehre  und  dem  Eigentum  anderer.  Rechtschaffenheit,  Billigkeit,  Zart- 
gefühl, Toleranz.  Erklärung  und  Anwendung  des  Begriffes  Nächstenliebe:  Wohl- 
wollen, Dankbarkeit,  Aufopferung. 

3.  Das  Vaterland:  Gehorsam  gegen  die  Gesetze,  Heeresdienst,  Zucht,  Auf- 
opferung, Fahnentreue.  Die  Steuern.  Das  Stimmrecht.  Die  Freiheit  des  Einzelnen, 
des  Gewissens,  der  Arbeit,  der  Vereinigung.  Die  Souveränität  des  Volkes.  Er- 
klärung des  republikanischen  Wahlspruches  „Freiheit,  Gleichheit,  Brüderlichkeit'^ 

Im  allgemeinen:  Unterschied  zwischen  Pflicht  und  Eigennutz,  zwischen  dem 
geschriebenen  und  dem  Sittengesetz. 

Die  Dienstaaweisung  vom  17.  Nov.  1883  über  den  Unterricht 
ia  der  Sittenlehre  hebt  hervor:  Die  Lehrer  sind  bei  diesem  neuen 
Unterrichtszweige  nicht  Verkündiger  einer  neuen  göttlichen  Botschaft. 
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Der  Gesetzgeber  hat  ans  ihnen  weder  Philosophen  noch  plötzlich 
Theologen  machen  wollen,  sondern  er  fordert  von  ihnen  nur  das,  was 
er  von  jedem  vernünftigen  Ehrenmann  fordern  kann,  nämlich  den  sich 
täglich  um  sie  scharenden  und  ihr  Zutranen  ihnen  im  vollsten  Mafse 
entgegenbringenden  Kindern  die  Grundzttge  der  Sittlichkeit  beizu- 
bringen. Es  handelt  sich  hierbei  nicht  um  den  Nachweis  einer  Beihe 
von  Wahrheiten,  sondern  um  eine  lange  Folge  sittlicher  Einflüsse, 
welche  auf  die  Kinder  mit  Geduld,  Festigkeit,  Hilde  und  überzeugen* 
der  Macht  ausgeübt  werden  müssen.  Andere  werden  später  das  Werk 
vollenden,  welches  die  Lehrer  angelegt  haben,  und  die  Sittenlehre  der 
Volksschule  durch  philosophische  oder  religiöse  Ausbildung  ergänzen. 
Was  aber  als  sittlich  gut  zu  erachten  und  wie  weit  in  dem  Unter- 
richte zu  gehen  sei,  das  ist  durchaus  dem  freien  Ermessen  der  Lehrer 
anheimgegeben,  wie  denn  auch  die  Schulbücher  über  Sittenlehre  und 
bürgerliches  Leben  nicht  etwa  eine  Art  von  neuem  Katechismus  sein 
sollen,  sondern  ein  Hilfsbuch  in  den  Händen  der  Lehrer  und  nichts 
mehr  als  ein  Werkzeug,  dessen  man  sich  bedient,  ohne  sich  daran  zu 
binden. 

Gesetz  vom  27.  Jan.  1880  Art.  l:  Der  Turnunterricht  ist  ge- 
setzlich vorgeschrieben  in  allen  öffentlichen  Knaben-Unterrichtsanstalten, 
welche  vom  Staate,  von  den  Departements  oder  den  Gemeinden  unter- 
halten werden.  Art.  2:  Dieser  Unterricht  wird  in  der  Art  und  nach 
den  Plänen  erteilt,  wie  sie  durch  den  Minister  des  öffentlichen  Unter- 
richts festgesetzt  werden. 

CE  20.  Mai  1880:  Zur  Teilnahme  am  Turnunterricht  sind  alle 
Knaben  verpflichtet  mit  Ausnahme  der  schwächlichen  und  kranken, 
welche  auf  Grund  ärztlichen  Attestes  davon  entbunden  werden.  Der 
Unterricht  wird  nach  dem  Handbuch  des  Turnens  erteilt,  welches  von 
der  Centralturnkommission  herausgegeben  ist  und  aus  den  beiden 
Teilen  besteht:    L  Das  Turnen,  IL  Die  soldatischen  Übungen. 

CE  3.  Nov.  1882  schreibt  als  notwendigste  Turngeräte  vor: 
Kleine  und  grosse  Kletterstange,  1  Leiter  von  Holz,  1  Barren,  12  Hanteln 
von  je  1  kg  Schwere,  12  von  2  kg,  Kletterseil,  Schwungseil,  l  glattes 
Seil,  1  Strickleiter,  ein  paar  Ringe  mit  Seilen,  ein  Schwebereck. 

CE  29.  März  1881  über  die  soldatischen  und  Schiefs- 
übungen:  „Es  handelt  sich  hier  nicht  allein  um  Gesundheit  und. 
Körperkraft,  um  die  körperliche  Ausbildung  der  französischen  Jugend, 
sondern  um  die  gute  Wirksamkeit  unserer  militärischen  Gesetze  und 
die  Zusammenstellung  und  Stärke  unseres  Heeres.^  Wenn  es  in  allen 
Schulen  erreicht  ist,  dafs  den  Knaben  die  männliche  Festigkeit  ge- 
geben und  das  vertraut  gemacht  ist,  was  sie  später  zu  thun  haben, 
„dann  werden  die  jungen  Leute,  wenn  sie  zu  den  Fahnen  kommen, 
nur  noch  ihre  besondere  soldatische  Erziehung  erhalten  müssen;  und 


Digitized  by 


Google 


170   I.  Hanptabteilg.  LAbsehn.  lU.  Der  Tolksscholunterr.  i.  aarserd.  Kultuntaaten. 

damit  wird  die  Lösung  der  Frage  über  Herabsetzung  des  Heeresdienstes 
unter  den  Fahnen  gefunden  sein^J) 

C£  1.  Juni  1862  Art.  1:  Bei  jeder  offentliehen  Yolkssehule  mufs 
eine  Bibliothek  eingerichtet  sein.  Art.  2:  Diese  steht  unter  Auf- 
sieht des  Hauptlehrers  in  einem  der  Säle  derjenigen  Schulanstalt, 
deren  Eigentum  sie  ist.  Art.  3:  Sie  umfafst  1.  die  Bücher,  welche  in 
der  Schule  im  Gebrauch  sind,  2.  die,  welche  der  Schule  durch 
den  Minister  oder  3.  durch  den  Präfekten  überwiesen  werden,  4.  einzelne 
geschenkte,  5.  aus  den  Mitteln  der  Bibliothek  selbst  beschaffte  Werke. 

Die  Bücher  werden  entweder  unentgeltlich  oder  gegen  einen  ge- 
ringen Jahresbeitrag  den  Kindern  und  auch  deren  Eltern  usw.  ge- 
liehen. 

ME  16.  Juni  1880  über  die  Wahl  der  Yolksschulbücher.  Art.  1: 
Jedes  Jahr  wird  in  jedem  Departement  ein  Verzeichnis  solcher 
Bücher  aufgestellt,  welche  zum  Gebrauch  in  Volksschulen  filr  geeignet 
erachtet  werden.  Art.  2.  Zu  diesem  Zwecke  legen  die  ordentlichen 
Lehrer  und  Lehrerinnen  eines  jeden  Kantons,  welche  das  Befähigungs- 
zeugnis besitzen,  in  der  allgemeinen  Lehrerversammlung  Listen  der 
Bücher  auf,  welche  nach  ihrem  Urteil  zur  Einführung  in  öffent- 
liche Volksschulen  geeignet  sind.  Art.  3:  Alle  so  aufgestellten  Ver- 
zeichnisse werden  dem  Inspektor  der  Akademie  übersandt.  Ein  Aus- 
schufs,  welcher  am  Hauptort  des  Departements  seinen  Sitz  hat  und  zu- 
sammengesetzt ist  aus  den  Volksschulinspektoren,  dem  Vorsteher  und 
der  Vorsteherin  des  Lehrer-  und  Lehrerinnenseminars  und  den  Lehrern 
dieser  Anstalten,  und  unter  dem  Vorsitz  des  Inspektors  der  Akademie 
beratet,  prüft  die  nach  Kantonen  aufgestellten  Verzeichnisse  und 
setzt  den  Entwurf  eines  Gesamtverzeichnisses  fest,  welches  durch  die 
Genehmigung  des  Rektors  der  Akademie  endgiltig  abgeschlossen  wird. 
ME  18.  Jan.  1887 :  Nur  die  auf  diese  Weise  approbierten  Lehrbücher 
dürfen  in  öffentlichen  Schulen  benutzt  werden. 

Die  Musterschulordnung  vom  18.  Juli  1882  bestimmt  über  die 
Schulzucht  in  Art.  16:  Die  einzigen  Strafmittel,  welche  der  Lehrer 
anwenden  darf,  sind  folgende:  Tadelstriche,  Verweis,  teilweise  Ent- 
ziehung der  Erholungspausen,  Nachsitzen  nach  der  Untemchtszeit  unter 
Aufsicht  des  Lehrers,  Ausschliefsung  auf  bestimmte  Zeit.    Die  letztere 

1)  Nachdem  das  Gesetz  rom  27.  Juli  1SS1  dem  Eriegsmimster  t  Million  Francs 
cor  Beschaffang  von  Flinten  fOr  die  SchieCsabongen  der  VoUuschüier  zur  VerfQgung 
gesteUt,  G£  30.  Aug.  1881  jeder  Schale  3  Flinten  cum  Gebrauch  überwiesen  und 
ME  21.  Jan.  1SS2  einen  Ausschufs  für  die  soldatische  Erziehung  der  Jugend  einge* 
setzt  hatte,  erschien  am  6.  Juli  18S2  das  Dekret  über  die  Schulbataillone,  wo- 
nach bei  Anstalten  des  Prim&r-  und  SekundärunterrichtB  200—600  Knaben  über 
12  Jahre  zu  Bataillonen  formiert  und  —  zumeist  von  Offizieren  des  stehenden 
Heeres  militärisch  exerziert  werden. 
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Strafe  darf  drei  Tage  nicht  überschreiten.  Der  Lehrer  mufs  die  Eltern 
des  betreffenden  Kindes,  die  Ortsbehörde  und  den  Yolkssohulinspektor 
davon  sofort  in  Kenntnis  setzen.  Eine  Ausschlieüsang  auf  längere 
Zeit  kann  nur  durch  den  Inspektor  der  Akademie  ausgesprochen 
werden.  Art.  17:  Es  ist  ausdrücklich  untersagt,  irgend  welche  körper- 
liche Züchtigung  vorzunehmen. 

b.  Das  Lehrerpersonal.  Das  Gesetz  vom  30.  Okt.  1886 
schreibt  vor:  Art.  26.  Die  Probelehrer  (stagiaires)  und  Probelehrerinnen 
unterrichten  im  Auftrage  des  Inspektors  der  Akademie.  Derselbe  kann 
auf  das  begründete  Gutachten  des  Yolksschulinspektors  diesen  Auftrag 
zurückziehen.  Die  Probelehrer  unterliegen  denselben  Disciplinarstrafen 
wie  die  ordentlichen  Lehrer,  mit  Ausnahme  der  Dienstentlassung. 
Art.  27 :  Die  Ernennung  der  ordentlichen  Lehrer  (titulaires)  geschieht 
durch  den  Prftfekten  im  Auftrage  des  Ministers  des  öffentlichen  Unter- 
richts und  auf  den  Vorschlag  des  Inspektors  der  Akademie. 

Art.  17:  In  öffentlichen  Schulen  jeder  Art  wird  der  Unterricht 
ausschlierslich  weltlichen  Personen  anvertraut.  Art.  20:  Niemand  kann 
zur  Erteilung  irgend  welchen  Unterrichts  in  einer  öffentlichen  Schule 
berufen  werden,  wenn  er  nicht  mit  dem  dieser  Thätigkeit  entsprechenden 
Befthigungszeugnis  versehen  ist,  wie  es  entweder  das  Gesetz  oder  die 
Bestimmungen  der  Unterrichtsverwaltung  vorschreiben.  Art.  23:  Zur 
Anstellung  als  titulaire  ist  eine  Probezeit  von  mindestens  zwei  Jahren 
an  einer  öffentlichen  oder  privaten  Schule  erforderlich.  Die  im  Seminar 
verbrachte  Zeit  wird  auf  die  Probezeit  in  Anrechnung  gebracht  f&r 
Seminaristen  vom  vollendeten  18,  für  Seminaristinnen  vom  vollendeten 
17.  Lebensjahre  an.  Nachlafs  der  Probezeit  kann  vom  Minister  nach 
dem  Gutachten  des  Departementsschulrats  bewilligt  werden.  Art.  7: 
Zum  Unterricht  in  Volksschulen  ist  das  Alter  von  18  Jahren  für 
Lehrer,  von  17  für  Lehrerinnen  erforderlich.  Vorsteher  einer  gewöhn- 
lichen Volksschule  müssen  21,  Vorsteher  einer  höheren  oder  einer  mit 
Internat  verbundenen  Anstalt  25  Lebensjahre  zählen.  Art.  6:  Der 
Unterricht  wird  erteilt  durch  Lehrer  in  den  Knabenschulen,  durch 
Lehrerinnen  in  den  Mädchenschulen,  den  Bewahranstalten,  Kinder- 
klassen und  gemischten  Schulen.  Der  Departementsschulrat  kann  vor- 
läufig und  stets  widerruflich  einem  Lehrer  gestatten,  eine  gemischte 
Schule  zu  verwalten  unter  der  Bedingung,  dafs  ihm  eine  Handarbeits- 
lehrerin beigegeben  wird.  In  Knabenschulen  können  weibliche  Personen 
zum  Unterrichte  als  Klassenlehrerinnen  (ac^ointes)  zugelassen  werden, 
falls  sie  Gattin,  Schwester  oder  direkte  Verwandte  des  Vorstehers  der 
Anstalt  sind.  Abweichungen  von  diesem  Vorbehalte  hat  der  Departe- 
mentsschulrat zu  genehmigen. 

Der  Fortbildung  der  Lehrer  dienen  die  nach  CE  3.  Juli  1882 
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an  den  Seminaren  eingerichteten  Tnrnkn r sc  Oi  die  an  eben  jene  An- 
stalten nnd  an  die  Specialschnlen  fttr  die  schönen  Künste  durch  Dekret 
vom  18.  Jan.  18S2  (Bull  477  S.  206  ff.)  in  die  Schulferien  veriegten 
Zeichenkurse,  die  nach  ME  3.  Okt.  1882  auch  VolksschuUehrem 
nach  Ablegung  einer  öffentlichen  Prüfung  zugänglichen  (8  Monate 
dauernden)  Kurse  an  der  Handferti^keits-Mustersohule  und 
die  Konferenzen.  ME  5«  Juni  1880  bestimmt  über  letztere  u.  a.: 
Pädagogische  Konferenzen  (retraites  pädagogiques)  für  Lehrer  und 
Lehrerinnen  öffentlicher  Schulen  werden  in  jedem  Kanton  abgehalten. 
(Zwei  oder  mehrere  Kantone  können  jedoch  unter  Umständen  hierbei 
vereinigt  werden.)  Vorsitzender  ist  der  Inspektor  der  Akademie,  in 
seiner  Abwesenheit  der  Volksschulinspektor.  Die  Mitglieder  der  Kon- 
ferenz ernennen  jährlich  einen  Stellvertreter  und  einen  Schriftführer 
aus  ihrer  Mitte.  Die  Gegenstände  der  Verhandlungen  sind  ausschliels- 
lich  aus  der  theoretischen  und  praktischen  Pädagogik  zu  entnehmen. 
Die  Teilnahme  ist  obligatorisch.  Dispensation  ist  in  besonderen  Fällen 
bei  dem  Inspektor  der  Akademie  nachzusuchen.  CE  10.  Aug.  1880: 
Die  Konferenzen  sollen  nicht  nach  gleichem  Plane,  sondern  nach  den 
Verhältnissen  eingerichtet  werden,  wie  sie  sich  in  den  einzelnen 
Gegenden  am  besten  entwickeln.  Sie  bezwecken,  die  Ergebnisse  der 
täglichen  Erfahrung  in  der  Schule  vorzubringen  und  die  praktischen 
Lehren  einander  mitzuteilen,  die  sich  im  Unterrichte  ergeben  haben, 
damit  sich  jeder  über  die  wirkliche  Lage  der  Volksschule  klar  werde.  — 
Der  Weiterbildung  im  Amte  dient  endlich  neben  den  in  jedem  Kreise 
vorhandenen  Lehrerbibliotheken  von  kleinerem  Umfange  das  weit- 
umfassende Pädagogische  Museum  zu  Paris,  welches  ein  un- 
schätzbares Material  von  Ausstellungsgegenständen,  geschichtlichen  und 
statistischen  Dokumenten  und  Unterrichts-Litteraturen  Frankreichs  und 
des  Auslandes  sein  eigen  nennt,  eine  Leihbibliothek  mit  mustergiltigem 
Katalog  zur  Verfügung  stellt.  Lese-  und  Zeichensäle,  Arbeitsräume  mit 
zoologischen,  botanischen,  mineralogischen  und  anatomischen  Samm- 
lungen, Gipsabgüsse  und  plastische  Bildwerke,  Geräte  und  Modelle  för 
den  Handfertigkeitsunterrioht  nebst  Proben  von  Leistungen  der  Zög- 
linge in  sich  schliefst  und  Laboratorienkurse  in  der  Handhabung  der 
Apparate  sowie  Vorträge  und  Übungen  in  Geographie,  Geschichte, 
Litteratur  und  Pädagogik  veranstaltet,  deren  Leitung  angesehene  Ge- 
lehrte in  die  Hand  nehmen. 

Über  das  aufserdienstliche  Verhältnis  bestimmt  Art.  25 
des  Gesetzes  vom  30.  Okt.  1886:  Den  Lehrern  und  Lehrerinnen  an 
öffentlichen  Schulen  jeder  Art  sind  kaufmännische  und  gewerbliche 
Geschäfte  sowie  die  Thätigkeit  in  der  Verwaltung  und  die  besoldeten 
Kirchenämter  untersagt.    Lehrer  an  Gemeindeschulen  können  die  Gte- 

1)  Mit  der  weitergehenden  Beminaristischen  Ausbildung  allmählich  fortfallend. 
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Bohäfte  eines  Schreibers  der  Mairie  ausüben  mit  Genehmigung  des 
Departementsschulrats. 

Über  Disciplinarmafsregeln  verlautet  daselbst  Art.  29:  Die 
Versetzung  aus  einer  Gemeinde  in  die  andere  im  Interesse  des  Dienstes 
wird  durch  den  Prftfekten  yeranlafst  auf  den  Vorschlag  des  Inspektors 
der  Akademie.  Art.  30:  Die  Disciplinarstrafen ,  welche  über  die 
Lehrpersonen  des  öffentlichen  Volkssohulunterrichts  verhängt  werden 
können,  sind  folgende:  Verweis,  Büge,  Entlassung  aus  dem  Dienst, 
Amtsentsetzung  bis  auf  die  Dauer  von  5  Jahren,  gänzliche  Amtsent- 
setzung. Art.  31 :  Die  Dienstentlassung  geschieht  durch  den  Präfekten 
auf  Antrag  des  Inspektors  der  Akademie  und  das  begründete  Gut- 
achten des  Departementssohulrats.  Berufung  steht  innerhalb  20  Tagen 
an  den  Minister  frei,  doch  hat  sie  keine  aufschiebende  Wirkung. 
Art.  32:  Amtsentsetzung  wird  ausgesprochen  durch  den  Departements- 
sohulrat,  nachdem  der  Beschuldigte,  dem  ein  Verteidiger  gestattet  ist, 
persönlich  geladen  und  das  Urteil  nach  Beweisgründen  gefällt  worden 
ist.  Berufung  steht  in  der  Weise  wie  bei  Dienstentlassung  offen. 
Art.  33:  In  schweren  und  dringlichen  Fällen  kann  der  Inspektor  der 
Akademie  die  vorläufige  Dienstenthebung  f&r-  die  Dauer  der  Unter- 
suchung verfügen.  Diese  vorläufige  Aufserdienstsetzung  zieht  den  Ver- 
lust des  Gehaltes  nicht  nach  sich. 

Die  ordentlichen  Lehrer  und  Lehrerinnen  sind  ihrem  Einkommen 
nach  in  5  Klassen  eingeteilt  und  erhalten  danach  neben  freier  Wohnung 
oder  vom  Präfekten  festgesetzter  Mietsentschädigung  1000—1200 — 
1500-1800—2000  Frs.  (Lehrer)  bezw.  1000—1200—1400—1500— 
1600  Frs.  (Lehrerinnen).  Als  Leiter  einer  Schule  von  mehr  als 
2  Klassen  erhalten  sie  eine  Zulage  von  200  Frs.,  bei  mehr  als 
4  Klassen  400  Frs.  Daneben  beziehen  die  Leiter  von  mehr  als  zwei- 
klassigen  Schulen,  Direktoren  und  Lehrer  an  höheren  Volksschulen 
eine  Teuerungszulage  von  100 — 800  Frs.  je  nach  der  Gröfse  des 
Ortes,  in  Paris  von  2000  Frs.,  die  übrigen  Lehrer  die  Hälfte  jener 
Sätze.  Hilfslehrer  und  -Lehrerinnen  erhalten  neben  freier  Wohnung 
oder  Mietsentschädigung  800  Frs.  und  als  Teueiomgszulage  V4  der 
vorgenannten  Sätze. 

Nach  dem  Gesetz  vom  17.  Aug.  1876  sind  Volksschullehrer  in 
ihren  Pensionsverhältnissen  den  aktiven  Staatsdienern  gleich  gestellt 
und  im  Alter  von  55  Jahren  nach  25  Dienstjahren  pensionsbe- 
rechtigt. Das  Ruhegehalt  wird  nach  sechsjährigem  Durchschnitt  des 
Einkommens  samt  Zulagen  aller  Art  berechnet  und  darf  für  Lehrer 
nicht  unter  600,  für  Lehrerinnen  nicht  unter  500  Frs.  betragen.  Die 
Jahre,  welche  ein  Lehrer  nach  vollendetem  20.  Lebensjahre  und  Er- 
werbung des  Befähigungszeugnisses  als  Zögling  eines  Seminars  zuge- 
bracht hat,  werden  in  die  Dienstjahre  mit  eingerechnet. 
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Das  Gresetz  vom  19.  Juli  1889  sur  les  döpenBes  ordinaires  de 
rinstrnotion  primaire  publique  et  les  traitements  du  personnel  de  ee 
Service  überträgt  von  der  Unterhaltungslast  den  Gemeinden 
die  Verpflichtung,  für  Wohnungsgelder  des  Lehrerpersonals,  Unter- 
haltung und  event.  Miete  der  Sohulräumliohkeiten,  fttr  Heizung  und 
Beleuchtung  der  letzteren  und  Beschaffung  des  gesamten  Unterrichts- 
materials aufzukommen,  während  die  Gehälter  der  Lehrkräfte  vom 
Staat,  die  Entschädigungen  für  Meister,  Werkfbhrer  usw.  des  Hand- 
fertigkeitsunterriohts  von  den  Departements  aufzubringen  sind.  Das 
Schulgeld  ist  und  bleibt  durch  Art.  1  des  Gesetzes  vom  16.  Juni  1881 
aufgehoben. 

Als  Fortbildungsschulen  in  unserem  Sinne  sind  die  cours 
complämentaires  anzusehen,  welche  in  organischer  Verbindung  mit  der 
eigentlichen  Volksschule  1 — 2  Jahre  über  das  schulpflichtige  Alter 
hinaus  die  aus  den  öcoles  primaires  ölementaires  Entlassenen  nach  erwei- 
tertem Lehrplane,  namentlich  in  den  realen  Gegenständen,  unterrichten 

4.  Grofsbritannien  und  Irland.  Elementarj  Education  Act 
vom  9.  Aug.  1870  und  15.  Aug.  1876:  Die  Sohoolboards  haben  in  ihren 
Bezirken  für  die  Beschulung  aller  Kinder  vom  vollendeten  5.  bis 
13.  Lebensjahr  zu  sorgen«  Schulpflicht  kann  von  den  königlichen 
Inspektoren  mit  Genehmigung  der  Councils  durch  die  fBje-laws' 
eingeführt  werden.  Fabrikkinder  haben  nach  dem  Gesetz  von 
1878  bis  zum  vollendeten  13.  Jahre  den  Unterricht  5  mal 
wöchentlich  zu  besuchen.  Eleinkinderschulen,  die  ihre  Zöglinge 
bis  zum  vollendeten  7.  Lebensjahr  unterrichten,  sind  womöglich  von 
der  eigentlichen  Volksschule  zu  trennen.  Der  Unterricht  wird  unter 
Aufsicht  und  Hauptleitung  eines  ordentlichen  Lehrers  teils  von  diesem 
selbst,  teils,  und  zwar  im  selben  Schulsaale,  von  Hilfslehrern  und 
Schulzöglingen  (männlichen  und  weiblichen)  erteilt  mit  der  Mabgabe, 
dab  f&r  60  Kinder  ein  Hanptlehrer,  für  jede  weiteren  40  ein  Schul- 
Zögling  —  jedoch  unter  einem  Hauptlehrer  nicht  mehr  als  drei  —  zu  be- 
stellen ist,  und  dafs  für  2  Zöglinge  ein  Hilfslehrer  angestellt  werden 
kann,  bei  durchschnittlich  220  Schülern  aber  ein  zweiter  geprüfter 
Lehrer  oder  ein  Hilfslehrer  angestellt  werden  muis.  Nach  Revised 
Code  of  Begulations  vom  Mai  1862  (für  Schottland  die  nämlichen 
Schulordnungen  seit  1872  und  1876  in  Geltung)  sind  Lehrgegenstände 
der  Volksschule:  Lesen,  Schreiben,  Grammatik,  Geographie,  Geschichte 
und  fakultativ  (für  Mädchen)  Näh-  und  Strickarbeit;  für  die  3  obersten 
Klassen  kommen  nach  örtlichen  und  persönlichen  Verhältnissen  hinzu: 
Englische  Litteratur,  Mathematik,  Latein,  Französisch  oder  Deutsch, 
Mechanik,  Animalische  Physiologie,  Physische  Geographie,  Botanik  und 
(für  Mädchen)  Hauswirtschaft  —  jedoch  mit  der  Beschränkung,  dafs 
den  Schülern  der  obersten  Stufe  nur  3  dieser  Fächer,  den  andern  nur 
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2  zü  betreiben  gestattet  ist.  Das  in  den  Hanptgegenstftnden  zu  er- 
reichende Ziel  in  den  nur  nach  Kenntnissen  abgeteilten  6  Stufen  ist 
in  den  Standards  of  Examination  (Prüfungsordnung)  von  1878  festge- 
setzt. Die  Verteilung  des  Stoffes  und  der  Unterrichtszeit,  sowie  die 
Wahl  der  Lehrmethode  ist  dem  Lehrer  fiberlassen ;  indessen  wird  z.  B. 
beim  Leseunterricht  die  Syllabiermethode  (Look-and-say)  von  Aufsichts 
wegen  bevorzugt.  Religionsunterricht,  Singen,  Zeichnen  und  Turnen 
bezw.  militärische  Exereitien  sind  zwar  nicht  obligatorische,  praktisch 
aber  zumeist  eingefthrte  Gegenstände.  (Vergl.  den  Bericht  der  Royal 
Commission  vom  23.  August  1895.) 

Die  Schulen  sind  in  ihrer  Einrichtung  und  Unterhaltung  entweder 
von  den  Gemeinden  abhängig  oder  von  den  grofsen,  über  das  ganze 
Land  verbreiteten  Schulgesellsohaften,  der  British  and  Foreign  School 
Society  (Dissenters,  gegr.  1805),  der  National  Society  for  Promoting  the 
Education  (Episcopale,  gegr.  1811)  und  The  Home  and  Colonial  Infant- 
School  Society  (gegr.  1836).  Anstellung  und  Besoldung  der  Lehrer 
liegen  in  den  Händen  der  Lokalschulbehörde.  Das  Durchschnitts- 
einkommen eines  geprüften  Lehrers  beträgt  115,  das  einer  Lehrerin 
70  Lstr.  Pensionen  werden  von  Unterstützungs-  und  Versicherungsgesell- 
schaften gewährt.  Staatliche  Beihilfen  (grants)  werden  den  Schulen 
je  nach  ihren  Leistungen  bewilligt. 

Abend-  und  Fortbildungsschulen  befinden  sich  gewöhnlich  in 
den  Lokalen  der  Tagschulen.  Ihre  Unterrichtsgegenstände  sind  die  ob- 
ligatorischen Fächer  der  6  Standards  (s.  o.).  Die  ^Zöglinge  stehen  im 
Alter  von  12—21  Jahren. 

Die  schottische  Schulordnung  und  das  Schulgesetz  vom  l.Okt. 
1878  stimmen  zumeist  wörtlich  mit  den  englischen  Verordnungen  Über- 
ein. In  Irland  sind  Unterrichtsgegenstände  und  Lehrplan  gleichfalls 
die  nämlichen. 

5.  Holland.  Gesetz  vom  17.  Aug.  1878:  In  jeder  Gemeinde  soll 
ftlr  den  Elementarunterricht  der  Knaben  und  Mädchen  hinreichend  ge- 
sorgt sein.  Beschlüsse  über  Einrichtung  der  Schulen  und  des  Unter- 
richts müssen  vom  ständigen  Ausschufs  bestätigt  werden.  Die  Lehrervor- 
stände und  Schöffenkollegien  haben  den  Schulbesuch  der  6— 12  jährigen 
Kinder  durch  Bekanntmachung  der  Schülerlisten  beziehentlich  durch 
indirekte  Zwangsmafsregeln  (Entziehung  öffentlicher  Unterstützungen 
usw.)  herbeizuftihren.  Die  Elementarfftcher  des  Volksschulunterriohts 
sind:  Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  Elemente  der  Geometrie,  der  hollän- 
dischen Sprache,  der  Geographie,  vaterländischen  Geschichte,  Naturge- 
schichte und  Naturlehre,  Gesang,  Turnen  und  weibliche  Handarbeiten. 
Als  höhere  Fächer  werden  gelehrt :  Elemente  des  Französischen,  Deutschen, 
Englischen,  der  allgemeinen  Geschichte,  elementare  Mathematik,  Frei 
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handzeiehnen  und  Elemente  der  Landwirtsohaft.  Die  inneren  Einrich- 
tungen des  Unterrichts,  Festsetzung  des  Stunden-  und  Lehrplanes  usw. 
hestimmt  das  Schöffenkollegium  mit  dem  Schulinspektor..  Auf  eine 
Lehrkraft  sollen  nicht  mehr  als  40  Schüler  entfallen.  Lehrerinnen 
werden  zumeist  in  den  unteren  Klassen,  in  reinen  Mädchenschulen  auch 
in  oberen  verwendet.  Das  Minimalgehalt  beträgt  700  fl.  Die  Vorsteher 
der  Schulen  erhalten  freie  Wohnung  oder  Mietsentschädigung.  Pensions- 
anspruch wird  mit  dem  40.  Dienst-  und  65.  Lebensjahr  erworben.  Mit 
jedem  Dienstjahr  wächst  sie  um  Veo,  jedoch  nicht  über  2/3  des  Gehalts. 
Die  Ruhegehalte  werden  aussohliefslieh  aus  der  Staatskasse  gezahlt. 
Das  Recht  der  Anstellung  oder  Entlassung  von  Lehrkräften  gebührt 
dem  Gemeinderat.  Als  Lehrer  sollen  nur  geprüfte  Individuen,  als 
Schulvorsteher  nur  solche,  die  ein  Eonkursexamen  bestanden  haben, 
gewählt  werden.  Zur  Aushilfe  im  Unterricht  können  die  letzteren  Lehr- 
amtszöglinge verwenden. 

6.  Italien.  Nach  dem  Gesetz  Gasati  vom  13.  Nov.  1859  soll  in 
jeder  Gemeinde  wenigstens  eine  Elementarschule  ftlr  Knaben  und  eine 
ftlr  Mädchen  bestehen.  Ortschaften  mit  mehr  als  4000  Seelen  sollen 
höhere  Elementarschulen  für  beide  Geschlechter  besitzen.  Das  Gesetz 
vom  15.  Juli  1877  macht  den  Schulbesuch  der  Kinder  vom  6. 
bis  9.  Jahre  obligatorisch  ftlr  die  niedere  Elementarschule.  Deren 
Lehrplan  umfafst  die  GrundbegriflFe  der  Menschen-  und  Bürgerpflichten, 
Lesen,  Schreiben,  die  Anfangsgründe  der  italienischen  Sprache,  des 
Rechnens  und  des  metrischen  Systems.  Der  höhere  Elementarkursus 
dauert  2  Jahre  und  erstreckt  sich  daneben  auf  grammatikalische  und 
stilistische  Übungen,  Schönschreiben,  Buchftihrung,  Elementargeographie, 
Elemente  der  vaterländischen  Geschichte  und  der  Naturwissenschaften. 
Knaben  werden  auch  in  Geometrie  und  Linearzeichnen,  Mädchen  in 
weiblichen  Handarbeiten  unterrichtet.  Schüler,  welche  die  niedere 
Elementarschule  absolviert  haben,  sind  zum  Besuch  der  Abendschulen, 
wo  solche  bestehen,  noch  ein  Jahr  lang  verpflichtet.  Zur  Bekleidung 
des  Lehramtes  ist  die  Zurücklegung  des  18.  Lebensjahres,  der  Besitz 
eines  Sittenzeugnisses  und  eines  Befähigungspatentes  erforderlich.  Die 
Yolksschullehrer  werden  von  den  Gemeinden  mit  Zustimmung  des 
Provinzialschulrates  gewählt  und  können  auf  Kündigung  angestellt 
werden.  Pensionsberechtigung  ist  ihnen  rechtlich  nicht  gesichert.  Durch 
Gesetz  von  1 878  ist  eine  Pensionskasse  fllr  Lehrer  öffentlicher  Elementar- 
schulen gegründet,  die  aber  nur  Lehrkräfte  bis  zum  55.  Lebensjahr 
berücksichtigt;  die  übrigen  sind  auf  die  gegenseitige  Unterstützung 
privatim  gebildeter  Gesellschaften  angewiesen.  Das  gesetzliche  Minimum 
der  Lehrerbesoldung  von  500  Lire  auf  dem  Lande  und  800  in  den 
Städten  wird  nur  an  wenigen  Stellen  tiberschritten. 

7.  Oesterreich-Ungarn.    Reichs  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai 
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1869.  Leitende  Gmnds&tze:  Jede  YolksBehule,  zu  deren  Gründung 
oder  Erhaltung  der  Staat,  das  Land  oder  die  Ortsgemeinde  die  Kosten 
ganz  oder  teilweise  beiträgt,  ist  eine  öffentliche;  ihre  Lehrämter  und 
ihr  Besuch  sind  Angehörigen  aller  Glaubensbekenntnisse  zugänglich. 
Die  Schulpflicht  dauert  vom  vollendeten  6.  bis  zum  vollendeten  14. 
Lebensjahre.  Der  Lehrstoff  ist  so  zu  verteilen,  dafs  jedem  dieser  Jahre 
eine  Unterrichtsstufe  entspricht.  Zu  den  allgemeinen  Lehrgegenständen 
der  Volkschulen  treten  das  Wissenswerteste  aus  Naturkunde  und  Ge- 
schichte, geometrische  Formenlehre,  Gesang,  Turnen  und  f&r  Mädchen 
überdies  weibliche  Handarbeiten  und  Haushaltungskunde.  Die  Bürger- 
schule 0  gewährt  in  den  nämlichen  Gegenständen  einen  eingehenderen, 
über  das  Lehrziel  der  gewöhnlichen  Volksschule  hinausreichenden  Unter- 
richt. Mit  einzelnen  Schulen  können  einerseits  Anstalten  zur  Pflege, 
zur  Erziehung  und  zum  Unterrichte  noch  nicht  schulpflichtiger  Kinder, 
anderseits  landwirtschaftliche  und  gewerbliche  Fachkurse  verbunden 
werden.  Den  Lehrplan  und  die  innere  Ordnung  jeder  Art  von  Volks- 
schulen bestimmt  der  Minister,  der  auch  über  die  Zulässigkeit  von  Lehr- 
und  Lesebüchern  entscheidet.  Auf  je  80  Schüler  mufs  eine  Lehrkraft 
ontfallen,  zwischen  der  Zahl  von  Lehrern  und  Unterlehrern  ein  festes 
Verhältnis  innegehalten  werden.  Die  Rechtsverhältnisse  des  Lehrer- 
standes sind  den  Landesverhältnissen  gemäfs  zu  ordnen,  stets  aber  die 
Sicherung  eines  Diensteinkommens,  welches  die  Beseitigung  aller 
hemmenden  Nebenbeschäftigungen  gestattet,  und  die  Pensionsberech- 
tigung für  Lehrer  und  deren  Hinterbliebene  ins  Auge  zu  fassen.  Die 
nächste  Verpflichtung,  ftlr  die  notwendigen  Volksschulen  zu  sorgen,  hat 
die  Ortsgemeinde,  danach  der  Schulbezirk,  subsidiarisch  das  Land. 

Nach  diesen  Grundsätzen  sind  die  Bestimmungen  der  Landesgesetz- 
gebung eingerichtet. 

a.  Oester reich.  Zur  Feststellung  aller  Schulpflichtigen  nimmt 
der  Ortsschulrat  jährlich  vor  Beginn  des  Schuljahres  eine  Schulbe- 
schreibung vor,  in  der  auch  die  Kinder  verzeichnet  sind,  für  welche 
«in  gesetzlicher  Befreiungsgrund  eintritt  oder  aber  der  Unterricht  in 
oiner  Fabrikschule  usw.  eingerichtet  ist.  In  Dalmatien,  Istrien,  Galizien, 
der  Bukowina  und  in  den  Landschulen  Krains  ist  der  Schulbesuch  nur 
6  Jahre  lang  obligatorisch.  Da,  wo  8  jährige  Schulpflicht  besteht,  kann 
der  Landesschulrat  für  Kinder  der  zwei  obersten  Jahresklassen  eine 
Verkürzung  der  vorgeschriebenen  Schulzeit,  z.  B.  durch  Verminderung 
der  wöchentlichen  Lehrstundenzahl,  Einschränkung  des  Unterrichts  auf 
das  Winterhalbjahr,  eintreten  lassen.  Die  Aufnahme  in  die  Volksschule 
wird  regelmäfsig  nur  bei  Beginn  des  Schuljahres  gestattet.  Der  Unter- 
richt einer  mehrklassigen  Volksschule  soll  in  der  Regel  ein  ganztägiger 


1)  nicht  Mittelschule  im  preaCtiBcben  Sinne,  sondern  gehobene  Volksschule. 
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sein,  80  dafs  Fortbestand  oder  Einf&brung  eines  halbtägigen  Unterriohts 
durch  den  Landessehulrat  nur  auf  bestimmte  Zeitdauer  oder  bis  zur 
Behebung  der  Hindernisse  eines  ganztägigen  bewilligt  werden   darf. 
Anfang  und  Dauer  der  täglichen  Schulzeit  wird  durch  den  Ortsschulrat 
festgesetzt.    Den  Stundenplan  entwerfen  von  Jahr  zu  Jahr  die  Lehrer^ 
welche  hierbei  lokale  oder  sogar  ganz  specielle  Bedürfnisse  zu  berück- 
sichtigen haben.    Die  Volksschulen  bestehen  aus  mehreren  Abteilungen 
oder  Klassen.    Eine  allgemeine   Volksschule,  welche   so   eingerichtet 
ist,  dafs  sie  zugleich  die  Aufgabe  der  Bürgerschule  lösen  kann,  hat 
8  Klassen.    Die  Verteilung  der  Schulkinder  auf  die  Klassen  findet  nach 
Alter  und  Kenntnissen  statt;  jede  Klasse,  welche  Kinder  verschiedener 
Alters-  oder  Bildungsstufen  in  sich  vereinigt,  zerfällt  in  Abteilungen 
oder  Gruppen.    Überfbllte  Klassen  sollen  in  parellele  Abteilungen  (mit 
eigenen   Lehrern   oder  mit   Wechselunterrioht)  aufgelöst  werden.    Als 
überfELllt  ist  eine  Klasse  zu  betrachten,  welche  mehr  als  80  Schulkinder 
aufweist.    In  einer  mehrklassigen  Schule  ist  jedem  Lehrer  oder  Unter- 
lehrer eine  Klasse  gan?   zu  übergeben,  sodab  er   nach  Thunlichkeit 
mit   der   Klasse   aufsteigen  kann.    In  den  drei  obersten  Klassen  der 
Bürgerschule  können  die  Lehrkräfte  als  Gruppen-  oder  Fachlehrer  be- 
schäftigt werden.   Auf  Grundlage  der  vom  Unterrichtsministerium  kund- 
gemachten  Lehrpläne   für  die   verschiedenen   Kategorieen   der  allge- 
meinen Volksschule  hat  die  Landesschulbehörde  Normallehrpläne   zu 
verfassen,  welche  in  allen  wesentlichen  Bestimmungen  bindend  sind. 
Innerhalb   dieser  Normen  stellt  den   Lehrplan  für  jeden  Bezirk  die 
Bezirkslehrerkonferenz  fest,  deren  Beschlüsse  jedoch  von  der  Bezirks- 
sohulbehörde   zu   genehmigen   sind.    Damit  auch  die  Schüler,  welche 
nicht  den  ganzen  Bildungsgang  einer  achtklassigen  Volksschule  voll- 
enden, mit  einem  möglichst  abgerundeten  Wissen  ins  praktische  Leben 
übertreten,  hat  nach  den  vorgezeichneten  Lehrplänen  der  Unterricht 
auf  allen  Stufen  in  konzentrischen  Kreisen  fortzuschreiten,  wobei  alle 
wissenschaftliche  Systematik  ausgeschlossen  ist. 

Im  Unterricht  achtklassiger  Volks-  bezw.  Bürgerschulen  ist  folgendes 
Lehrziel  zu  erreichen: 

Deutsche  Unterrichtssprache.  Richtiges  Lesen  und  genaues  Yerst&ndnis 
des  Gelesenen  und  Grehörten  mit  Rücksicht  auf  Inhalt  und  Form;  fehlerfreier  und 
gefälliger  Ausdruck  in  Wort  und  Schrift;  Geübtheit  in  der  Abfassung  der  im  bürger- 
lichen Leben  am  h&nfigsten  vorkommenden  Geschftftsaufs&tze.  Bekanntschaft  mit 
den  hauptsächlichsten  Erzeugnissen  der  neaeren  Litteratur,  soweit  sie  nicht  den 
Gesichtskreis  der  Schaler  übersteigen. 

Geographie  und  Geschichte.  Kenntnis  des  Wichtigsten  aus  der  mathe- 
matischen und  physikalischen  Geographie.  Obersichtliche  Kenntnis  Europas  und 
der  übrigen  Erdteile.  Genauere  Kenntnis  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie 
und  des  Heimatlandes.  Industrie  und  Handel,  sowie  die  charakteristischen  Erzeug- 
nisse der  Länder  sind  zu  berücksichtigen. 

Naturgeschichte.    Kenntnis  der  ¥richtig8ten  Körper  in  den  drei  Naturreichen 


Digitized  by 


Google 


7.  Oesterreich-ÜDg&ra.  179 

mit  Rücknebt  auf  deren  praktiscbe  Yerwendoog  und  Bedeutung  im  Haashalte  der 
Natur.    Belehrungen  über  den  menschlichen  Körper  und  dessen  Pflege. 

Naturlebre.  Kenntnis  der  wichtigsten  chemikalischen  und  physikalischen 
Yerftndemngen  mit  steter  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  bürgerlichen  Lebens 
nnd  auf  die  £rsebeinnngen  in  der  Natur. 

Arithmetik.  Fertigkeit  und  Sicherheit  in  den  elementaren  Rechnungsarten 
mit  benannten  Zahlen  und  in  den  gebräuchlichen  Vorteilen  und  Abkürzungen. 
Gewandtheit  in  den  Rechnungen  des  bürgerlichen  Lebens  und  in  der  einfachen  ge- 
werblichen Buchführung.  Geometrie.  Sicherheit  im  Erkennen,  Vergleichen,  Be- 
rechnen und  Ausmessen  Ton  Raumgröfsen. 

Freihandzeichnen.  Fertigkeit  im  Auffassen  und  Darstellen  ebner  geo- 
metrischer Gebilde,  Darstellung  räumlicher  GröCsen  nach  perspektivischen  Grund- 
sätzen, Gewandtheit  im  Zeichnen  nach  ornamentalen  Vorlegeblättem  und  ModeUen. 

Schreiben.  Aneignung  einer  deutlichen  und  gefälligen  Handschrift  und  der 
im  gewerblichen  Leben  vorkommenden  Schriftarten. 

Gesang.  Weckung  und  Bildung  des  Tonsinnes,  Veredlung  des  Gemüts  und 
Belebung  des  patriotischen  Gefühls.  Befähigung  der  Schüler  zum  Vortrage  ein-  und 
zweistimmiger  Lieder,  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Volksliedes. 

Die  Ziele  im  Religionsunterricht  werden  von  den  betreffenden  Kirchen- 
behörden festgesetzt. 

Zu  obigen  Gegenständen  treten  noch  für  die  Knaben  Turnübungen,  für  Mäd- 
chen weibliche  Handarbeiten  hinzu. 

Jede  Sohnle  soll  als  Lehrmittel  besitzen:  Apparate  für  den  ersten 
Leseunterricht;  Anschauungsmittel  für  den  ersten  Reohenunterrioht ; 
Bilder  f&r  den  Anschauungsunterricht;  einen  Globus;  von  Landkarten 
Planigloben,  die  Heimatprovinz,  Oesterreich,  Europa  und  Palästina;  Yor- 
legeblätter  für  den  Zeichenunterricht;  eine  kleine  Sammlung  von 
heimischen  Katurkörpern  und  einfachen  physikalischen  Apparaten. 

An  jeder  Schule  soll  eine  Schulbibliothek,  in  jedem  Bezirk  eine 
Lehrerbibliothek  bestehen. 

Über  Schulbesuch,  Betragen  und  Fortgang  jedes  Schulkindes  wird 
vierteljährlich  eine  „Klassifikation^^  zusammengestellt  und  den  Eltern 
usw.  mittels  der  „Schulnachrichten"  bekannt  gemacht.  Bei  der  Ent- 
lassung wird  ein  Zeugnis  über  die  Dauer  des  Schulbesuchs,  über  sitt- 
liches Verhalten,  Fleifs  und  Leistungen  in  den  einzelnen  Lehrgegen- 
ständen oder  lediglich  ein  „Abgangszeugnis"  ausgefertigt. 

Bei  der  Schulzucht  sind  als  Strafarten  zulässig:  Warnung,  Yer-: 
weis,  Anweisung  eines  besonderen  Platzes,  Nachsitzen,  Vorladung  vor 
die  Lehrerkonferenz  und  zeitweilige  Ausschliefsung.  Körperliche  Züch- 
tigung ist  unter  allen  Umständen  ausgeschlossen. 

Das  Lehrerpersonal  einer  Volksschule  besteht  aus  Lehrern  und 
ünterlehrern.  Bei  4  oder  5  Lehrerstellen  können  2  mit  ünterlehrern 
besetzt  werden,  bei  einer  gröfseren  Anzahl  V»  von  ihnen.  Der  verant- 
wortliche Leiter  mehrklassiger  Schulen  ist  ein  hierzu  bestimmter  Ober- 
lehrer, der  bei  Bürgerschulen  den  Titel  Direktor  führt.  Als  Religions- 
lehrer fungiert  gewöhnlich  der  Ortsgeistliche;  wo  ein  solcher  nicht 
vorhanden  ist,  kann  der  Beligionsunterricht  mit  Zustimmung  der  Eirchen- 
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behörde  dem  Lehrer  übertragen  werden.  An  Bargerschnlen  ist  nach 
Tbunlichkeit  ein  eigener  Katechet  anzustellen.  Bei  Erledigung  von 
Lehrerstellen  hat  der  Bezirksschulrat  einen  Eonkurs  auszuschreiben. 
Nach  Eingang  der  Bewerbungsgesuche  macht  letzterem  der  Ortsschulrat 
einen  Vorschlag  hinsichtlich  der  Besetzung.  Das  Präsentationsrecht 
steht  im  allgemeinen  dem  Erhalter  der  Schule  bezw.  dem  Patrone  zn. 
Gewählt  dürfen  nur  solche  Bewerber  werden,  welche  aufser  der  öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft  die  ausreichende  Befähigung  für  die  be- 
treffende Stelle  besitzen  (für  Stellen  von  unter-  oder  provisorischen 
Lehrern  das  Reifezeugnis  einer  Lehrerbildungsanstalt,  für  definitive 
Stellen  das  Lehrbefähigungszeugnis  f&r  allgemeine  Volksschulen  bezw. 
Bürgerschulen).  Das  Bestätigungsrecht  steht  in  Oberösterreich,  Steier- 
mark, Krain,  Schlesien  und  Dalmatien  dem  Landschulrat,  sonst  dem 
Bezirksschulrat  zu. 

Die  Bezüge  der  Lehrer  bestehen  aus  dem  Jahresgehalt  und  den 
Dienstalterszulagen.  Das  Mindestgehalt  wird  in  den  einzelnen  Gegenden 
je  nach  den  Teuerungsverhältnissen  und  den  Durchschnittspreisen  in 
jedem  Decennium  bemessen  und  schwankt  zwischen  300  und  900  fl. 
bei  Volksschulen,  zwischen  600  und  1000  fl.  bei  Bürgerschulen.  Dienst- 
alterszulagen werden  meistens  in  fÜnQährigen  Perioden  gewährt,  steigen 
aber  nach  dem  30.  Dienstjahre  nicht  mehr.  Oberlehrer  erhalten 
eine  Funktionszulage  von  50 — 200  fl.,  Direktoren  der  Bürgerschulen 
von  100 — 300  fl.  Die  Leiter  von  Schulen  sowie  alle  Lehrer  in  Ober- 
österreich und  Istrien  haben  eine  Dienstwohnung  oder  Mietsentschädigung 
zu  beanspruchen.  Soweit  eine  Lehrerstelle  mit  Schulland  dotiert  ist, 
sind  die  erforderlichen  Wirtschaftsräume  herzurichten.  Das  Gehalt  der 
ünterlehrer  ist  entweder  in  fixen  Summen  (200—600  fl.)  oder  in  Prozenten 
des  Lehrereinkommens  bestimmt.  Lehrerinnen  beziehen  nicht  über 
80  Proz.  des  Lehrergehaltes.  Nebenlehrer  (fllr  einzelne,  meist  fakul- 
tative Fächer)  und  Industrie-Lehrerinnen  erhalten  angemessene  Remune- 
ration. Allen  Mitgliedern  des  Lehrerstandes  sind  zur  Vermehrung  ihres 
Einkommens  solche  Nebenbeschäftigungen  gestattet,  welche  weder  dem 
Schuldienste  Abbruch  thun,  noch  dem  Anstände  und  Ansehen  der 
Lehrer  zuwider  sind. 

Die  Versetzung  aus  Dienstrücksichten  ohne  Gehaltsschmälerung 
kann  von  dem  Bezirks-  und  Landesschulrat  verjfbgt  werden;  Disciplinar- 
strafen  (schriftlicher  Verweis,  Aufschub  oder  Entziehung  der  Dienst- 
alterszulage, Strafeersetzung,  Dienstentlassung)  werden  nur  nach  einem 
Disciplinarverfahren  durch  den  Landesschulrat  verhängt. 

Vor  dem  vollendeten  10.  Dienstjahre  wird  dienstuntauglich  Ge- 
wordenen nur  eine  Abfertigung  vom  meistens  IV2  fachen  Betrage  des 
Jahresgehalts  gewährt.  Später  gebührt  den  Mitgliedern  des  Lehrer- 
standes eine  lebenslängliche  Pension,   welche,  je  nach  der  Dienstzeit 


Digitized  by 


Google 


7.  Oesterreich-Üngarn.  181 

bemessen,  von  einem  Drittel  des  Gkhalts  bis  zu  seinem  vollen  Betrage 
(naoh  Tollendetem  40.  Dienstjahr)  ansteigt. 

Znr  Errichtung  und  Erhaltung  öffentlicher  Volksschulen  sind  ver- 
pflichtet in  Böhmen,  Galizien,  Erain  und  Niederösterreich  die  Gemeinden, 
der  Bezirk  und  das  Land;  in  der  Bukowina,  in  Dalmatien,  Istrien, 
Kärnten,  Mähren,  Oberösterreieh,  SakEborg,  Sohlesien,  Steiermark  und 
Vorarlberg  die  Gemeinden  und  das  Land.  In  Görz  werden  die  Ausgaben 
ftlr  diese  Schulen  sämtlich  aus  dem  Bezirkssohulfonds  bestritten.  Recht- 
liche, stiftungs-  oder  gewohnheitsmäfsige  Verpflichtungen  zu  Schulunter- 
haltungsbeiträgen  bleiben  bestehen.  Schulgeld  wird  nur  noch  in 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  sowie  an  Bürgerschulen  in  Kärnten 
und  Vorarlberg  fiir  auswärtige  Schüler  erhoben. 

b.  Ungarn.  Gesetzartikel  38  (Volksschulgesetz)  von  1868:  Alle 
Kinder,  welche  nicht  genagenden  anderweitigen  Unterricht  empfangen 
und  dies  durch  Prüfungen  an  den  öffentlichen  Lehranstalten  nach- 
weisen, müssen  vom  6.— 12.  Lebensjahre  die  Alltagsschule,  vom  12.  bis 
zum  vollendeten  15.  Jahre  die  Wiederholungs-  oder  Fortbildungsschule  be- 
suchen. (Als  öffentliche  Schulen  gelten  die  Anstalten  des  Staates,  der 
politischen  Gemeinde  und  der  Konfession.)  Schülern  von  über  10  Jahren 
kann  in  ackerbautreibenden  Gemeinden  durch  die  Ortsschulbehörde  ge- 
stattet werden,  zwei  Monate  lang  während  der  gröüsten  Sommerarbeit 
nur  die  sonntägige  Wiederholungsschule  zu  besuchen.  Die  Zahl  der 
wöchentlichen  Lehrstunden  darf  in  einklassigen  ungeteilten  Alltags- 
schulen nicht  über  32  betragen;  in  geteilten  schwankt  sie  zwischen 
20  und  30.  In  der  Wiederholungssohule  dauert  der  wöchentliche  Unter- 
richt im  Winter  5,  im  Sommer  2  Stunden.  Nach  dem  Lehrplane  vom 
26.  Aug.  1877  1)  sind  obligatorische  Unterrichtsgegenstände:  Religions- 
und Sittenlehre,  Lesen,  Schreiben  und  Sprachlehre  in  der  Muttersprache, 
ungarische  Sprache^),  Kopf-  und  Zifferrechnen,  Kenntnis  der  vater- 
ländischen Mflnzen,  Mause  und  Gewichte,  die  Elemente  der  Geometrie, 
Denk-  und  Sprechübungen,  vaterländische  Geschichte  und  Geogi*aphie, 
das  Wichtigste  aus  der  allgemeinen  Geschichte  und  Geographie,  die 
Elemente  der  Physik  und  Naturgeschichte,  der  Landwirtschaft  und  der 
Gärtnerei,  die  wichtigsten  bürgerlichen  Rechte  und  Pflichten,  Gesang, 
Zeichnen  und  Turnen.  Der  Lehrstoff  ist  derart  zu  verteilen,  dafs  das 
vorgeschriebene  Lehrziel  der  Alltagsschule  in  sechs  Jahreskursen  er- 
reicht werde.  Als  Ziel  des  Unterrichts  bezeichnet  es  ME  1.  Jan.  1882: 
Der  aus  der  Elementarschule  tretende  Zögling  muJs  aufser  der  Fertig- 
keit im  verständigen  und  flieisenden  Lesen  und  im  korrekten  Ausdruck 
seiner  Gedanken  die  im  Leben  zur  Anwendung  gelangenden  Elemente 

1)  Der  Lehrplan  für  Elementarscbulen  mit  nichtungarischer  Unterrichtssprache 
erschien  1879. 

2)  soweit  sie  nicht  die  Muttersprache  ist;  vergl.  GA  XVIII,  1879. 
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des  Rechnens,  ferner  die  praktischen  Kenntnisse  sich  angeeignet  haben, 
die  er  in  seiner  Haushaltung  nnd  Wirtschaft  unmittelbar  nötig  hat;  auch 
mufs  ihm  ein  Begriff  geworden  sein  von  den  fundamentalen  Thatsachen 
der  Geschichte,  der  Geographie  und  des  Staatslebens.  Wichtiger  aber 
noch  ist  die  Erwerbung  praktischer  Kenntnisse  und  Fertigkeiten:  bei 
den  Knaben  in  der  Landwirtischaft,  bei  den  Mädchen  in  Haushaltung 
und  weiblichen  Handarbeiten  und  f&r  beide  Geschlechter  die  Aneignung 
der  Elemente  der  Physiologie  und  Gesundheitslehre.  —  Das  Hauptge- 
wicht des  Unterrichts  ist  auf  die  Muttersprache  zu  legen.  Als  besondere 
Hilfsmittel  hierbei  haben  Denk-  und  Sprechübungen,  Schreiben,  Lesen 
und  Sprachlehre  zu  gelten.  In  den  Realien  ist  bei  der  Mitteilung  geo- 
praphischer  und  physikalischer  Lehrstoffe  immer  von  der  Anschauung 
auszugehen  und  ein  Lehrbuch  erst  dann  in  die  Hand  zu  geben,  wenn 
die  behandelten  Gegenstände  auf  der  Landkarte  oder  im  Wege  des 
Experiments  bereits  völlig  erkannt  sind. 

Die  höheren  Volksschulen,  welche  Gemeinden  mit  5000  und  mehr 
Einwohnern  zu  errichten  verpflichtet  sind,  lehnen  sich  an  den  abge- 
schlossenen sechsjährigen  Lehrkursus  der  einfachen  Volksschule  an  und 
unterrichten,  Mädchen  und  Knaben  getrennt,  die  letzteren  in  Religions- 
und Sittenlehre,  Muttersprache,  ungarischer  Sprache,  Arithmetik  und 
Geometrie,  Physik,  Naturgeschichte  (mit  besonderer  Rücksicht  auf  Land- 
wirtschaftskunde und  Gewerbe),  Geographie  und  Geschichte,  in  den 
Grnndzügen  der  Landwirtschaft,  in  vaterländischer  Verfassungskunde, 
Schönschreiben,  Zeichnen,  einfacher  Buohfllhrung,  Turnen  und  Gesang ; 
die  Mädchen  in  Religions-  und  Sittenlehre,  Muttersprache,  ungarischer 
Sprache,  Geographie  und  Geschichte,  Physik  und  Naturgeschichte  (mit 
besonderer  Rücksicht  auf  weibliche  Beschäftigungen),  Schönschreiben, 
Zeichnen,  Gesang  und  weiblichen  Handarbeiten. 

In  beiden  Arten  der  Volksschule  soll  überdies  noch  ein  Zweig 
der  Hausindustrie,  welcher  der  Gegend  besonders  angemessen  ist,  be- 
trieben werden. 

Für  Knaben  dauert  der  Unterricht  in  der  höheren  Volksschule  3, 
ftlr  Mädchen  2  Jahre. 

(An  diese  dreiklassige  höhere  Schule  ftlr  Knaben  kann  je  nach 
den  örtlichen  Verhältnissen  noch  eine  landwirtschaftliche  oder  gewerb- 
liche Fachklasse  angeschlossen  werden.) 

Zum  Lehramt  an  Volksschulen  können  nur  geprüfte  Personen 
zugelassen  werden.  Die  Lehrer  werden  von  den  Gemeinden  auf 
Lebenszeit  gewählt.  Das  Bestätigungsrecht  ruht  bei  dem  Municipal- 
verwaltungsausschufe.  Aufser  politischen  und  kirchlichen  Ehrenämtern 
dürfen  die  Lehrer  keine  Nebenämter  ohne  Bewilligung  der  Schulbehörde 
bekleiden.  Das  Lehrereinkommen  wird  nach  den  Lokalverhältnissen 
durch  die  Ortsschulkommission  angesetzt  und  vom  Verwaltungsausschusse 
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bestätigt.  Das  Mindestgehalt  neben  freier  Wohnung  und  einem  Garten 
von  wenigstens  V4  Jooh  Umfang  beträgt  bei  einem  ordentlioben  Lehrer 
der  Elementarvolkssohnle  300  fl.,  einem  Hilfslehrer  200  fl.,  bei  Lehrern 
der  höheren  Yolksschnle  550  fl.,  bei  Hilfslehrern  250  fl.;  bei  Lehrern  an 
Bargersehulen  grofserer  Städte  800  fl.,  kleinerer  Städte  700  fl.,  bei 
Hilfslehrern  400  bezw.  350  fl.  Nach  6A  XXXII,  1875  sind  alle  definitiv 
angestellten  Lehrkräfte  an  öffentlichen  Volksschulen  pensionsfähig. 
Die  volle  Pensionsberechtigung  tritt  nach  vollendetem  65.  Lebens-  and 
40.  Dienstjahre  ein  und  gewährt  dem  Elementarlehrer  ein  Ruhegehalt 
von  300  fl.,  den  Lehrern  an  höheren  Volks-  und  Bflrgersehulen  ein 
solches  von  400  fl. 

Die  Schulnnterhaltnngspflicht  ruht  auf  der  politischen  Glemeinde. 
Ortschaften,  die  von  einander  höchstens  eine  halbe  Meile  entfernt  und 
zur  Errichtung  einer  eigenen  Schule  nicht  im  stände  sind,  können  eine 
Sozietätsschule  einrichten.  Die  politischen  Gemeinden  haben  auch  ftlr 
den  Unterricht  in  den  Meiereien  (Tanyen)  des  ungarischen  Tieflandes 
zu  sorgen,  indem  sie  entweder  Tanyaschulen  errichten  oder  Wander- 
lehrer anstellen.  Zu  den  Unterhaltungskosten  der  Gtemeindeschulen 
werden  Schulsteuern  ausgeworfen,  die  jedoch  5  Proz.  der  direkten 
Staatssteuer  nicht  überschreiten  dflrfen.  Nachweislich  unvermögenden 
Gemeinden  wird  von  Staats  wegen  Beihilfe  geleistet.  Auch  hat  der 
ünterrichtsminister  das  Recht,  flberall,  wo  er  es  ftir  nötig  befindet,  reine 
Staatsvolksschulen  auf  Staatskosten  zu  errichten,  wozu  die  Gemeinde 
gleichfalls  5  Proz.  der  direkten  Staatssteuer  beizutragen  hat.  Ein 
Schulgeld  wird  von  jedem  Zögling  erhoben  und  zur  Gemeindekasse 
vereinnahmt;  arme  Kinder,  denen  auch  die  Schulbedflrfnisse  unentgeltlich 
verabfolgt  werden,  sind  davon  befreit. 

8.  Rufsland.  Gesetz  über  die  Elementarvolksschulen  vom  25.  Mai 
1874  (a.  St.):  Die  Schulen  haben  den  Zweck,  die  religiösen  und  sittlichen 
Begriffe  im  Volke  zu  kräftigen  und  nützliche  Elementarkenntnisse  zu 
verbreiten.  Lehrgegenstände  sind:  Religion  (kurzer  Katechismus  und 
Hauptpunkte  der  biblischen  Geschichte),  Lesen  in  Büchern  mit  gewöhn- 
lichem und  kirchenslavischem  Druck,  Schreiben,  die  vier  Species  und 
(womöglich)  Kirchengesang.  Der  Unterricht  findet  in  russischer  Sprache 
statt.  Der  Religionsunterricht  wird  entweder  vom  Ortspfarrer  (Popen) 
oder  von  einem  besonderen  Religionslehrer  erteilt.  Als  Lehrziel  bestimmt 
die  Prüfungsordnung  vom  15.  Okt.  1874  (a.  St.) :  Der  Examinierte  mufs 
im  Stande  sein,  ein  seinem  Ideenkreise  zugängliches,  ihm  aber  nicht 
bekanntes  Buch  richtig  und  geläufig  zu  lesen  und  sein  Verständnis 
entweder  durch  zusammenhängende  eigene  Wiedergabe  des  Gelesenen 
oder  wenigstens  durch  richtige  Beantwortung  der  an  ihn  gestellten 
Fragen  nachzuweisen ;  eine  deutliche  Handschrift  mufs  er  lesen  können, 
ebenso  in  kirchenslavischer  Schrift  gedruckte  Evangelien-  und  Gebet- 
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bücher.  Einen  vorher  vorgelesenen  Absohnitt  soll  er  bei  m&fsig  sohnellem 
Diktat  deutlich,  ohne  Auslassung  oder  Wortentstellung  und  mit  Inter- 
punktionszeichen niederzuschreiben  vermögen.  —  Rechnen :  Anwendung 
der  4  Species  auf  einfache,  im  täglichen  Leben  vorkommende  Aufgaben ; 
Bekanntschaft  mit  den  russischen  Münzen,  Mafsen  und  Gewichten. 

Den  Unterricht  können  geistliche  und  weltliche  Personen  versehen. 
Die  Auswahl  von  Kandidaten  gebührt  in  erster  Linie  den  Landschaften, 
Gemeinden  oder  Patronen,  welche  die  Schule  unterhalten ;  die  Erlaubnis 
zu  unterrichten  erteilt  der  Yolksschulinspektor.  Nach  Ablauf  eines 
Probejahrs,  welches  unter  Umständen  erlassen  werden  kann,  erfolgt  die 
Anstellung  durch  den  Kreisschulrat. 

Eine  Pflicht  zur  Errichtung  und  Erhaltung  von  Schulen  besteht 
ftlr  die  Gemeinden  nicht;  ebensowenig  eine  Schulpflicht.  Landschaften, 
Gemeinden  oder  Privatpersonen,  welche  Schulen  errichten  wollen, 
bedürfen  dazu  der  Genehmigung  des  Yolksschulinspektors  und  des 
Adelsmarschalls.  Letztere  beiden  können  die  Schulen,  wenn  Unord- 
nungen vorkommen  oder  der  Unterricht  eine  „schädliche  Richtung^' 
nimmt,  zeitweise  schliersen.  Die  definitive  Schliefsung  hängt  von  dem 
Kreisschulrat  ab.  Regierungs-  und  geistliche  Behörden  eröffnen  und 
schliefsen  die  Yolkschulen  ihres  Aufsichtskreises  nach  eigenem  Er- 
messen, indem  sie  dem  Kreisschulrat  davon  Anzeige  machen. 

Über  Stadtschulen  bestimmt  das  Gesetz  vom  31.  Mai  1872 
(a.  St.):  Die  Schulen  haben  den  Zweck,  Kindern  aller  Stände  eine  intel- 
lektuelle und  religiös-sittliche  Elementarbildung  zu  geben.  Sie  werden 
in  ein-  bis  vierklassige  Anstalten  eingeteilt ;  Schulen,  welche  Zuschüsse 
aus  dem  Reichsbudget  nicht  beanspruchen,  können  5—6  Klassen  haben. 
Ein-  und  zweiklassige  Anstalten  sind  innerhalb  der  Klassen  in  drei 
auf  einander  folgende  Abteilungen  zu  sondern.  Der  volle  Lehrkursus 
dauert  6  Jahre.  Kinder  von  7  bis  10  Jahren  können  ohne  Aufnahme- 
examen in  die  Stadtschulen  eintreten.  Der  Lehrplan  vom  7.  Jan  1877 
(a.  St.)  verteilt  die  Stunden  auf  die  einzelnen  Fächer  und  Klasseuv 
wie  folgt: 
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In  den  rassiflchen  Unterrichtsslnnden  werden  aucb  kirehenslayisohe 
Bttcher  gelesen  und  ins  Rassische  übersetzt.  Ans  der  allgemeinen  Ge- 
schichte wird  nur  das  Notwendigste  mitgeteilt;  auf  die  vaterländische 
wird  näher  eingegangen.  Falls  Unterricht  in  Handwerken  von  den 
Beteiligten  gewünscht  wird,  kann  solcher  eingefllhrt  werden,  wenn 
letztere  die  Hälfte  aller  Kosten  zu  tragen  sich  verpflichten.  Diese  Lehr- 
stunden, sowie  die  im  Singen  und  Turnen  fallen  auf  die  schulfreie  Zeit. 
Auch  kann  in  den  oberen  Klassen  mit  Genehmigung  des  Unterrichts- 
ministers noch  in  anderen  Fächern  (z.  B.  in  populärer  Medizin)  unter- 
richtet werden  vergl.  ME  25.  Febr.  1882  (a.  St.). 

Die  Stadtschulen  sollen  eine  Bibliothek,  eine  auf  die  Umgegend 
möglichst  Bflcksicht  nehmende  naturhistorische  Sammlung  und  die  üb- 
lichen notwendigsten  Lehrmittel  besitzen. 

Die  Stadtschulen  werden  entweder  von  der  Begierung  oder  den 
Landschaften,  den  städtischen  Gemeinden,  Ständen  oder  Privatpersonen 
unterhalten.  Zur  Errichtung  von  Schulen  auf  Kosten  der  Begierung 
ist  die  Genehmigung  des  Ministers  erforderlich.  Das  Lehrpersonal 
wird  von  denen  angestellt,  welche  die  Anstalten  unterhalten,  falls  nicht 
die  Gemeinden  usw.  dieses  Recht  gegen  Eintausch  gröfserer  Bewegungs- 
freiheit der  Regierung  abtreten.  Die  Lehrer  und  Lehrgehilfen  stehen 
im  aktiven  Staatsdienst  und  sind  pensionsberechtigt. 

9.  Die  Schweiz.  Unterrichtsgesetze.  Zürich  1859  (1873)  — 
Lehrplan  1891  —  Bern  1856  —  Unterrichtsplan  1877  —  Luzern 
1879  —  Lehrplan  1881  —  Uri  1875  (1888)  —  Lehrplan  1882  - 
Schwyz  1877  —  Unterrichtsplan  1887  —  Obwalden  1875  —Lehr- 
plan 1876  —  Nidwaiden  1879  —  Lehrplan  1880  —  Glarus  1873 
(1885)  —  Lehrplan  1877  —  Zug  1850  (1882)  —  Lehrplan  1879  — 
Freiburg  1874  —  Lehrprogramm  1887  —  Solothurn  1873  — Lehr- 
plan 1885  —  Baselstadt  1S80  (1891)  —  Lehrplan  1884  —  Basel- 
land 1835  (1892)  —  Lehrplan  1887  —  Schaffhausen   1879  (1888) 

—  Lehrplan  1880  —  Appenzell  A,-Rh.  1878  —  Appenzell  L-Rh. 
1875  —  St.  Gallen  1862  —  Lehrplan  1865  —  Graubünden 
1853  —  Schulordnung  1867  —  Aargau  1865  (1869)  —  Lehrplan  1890 

—  Thurgau  1875  —  Lehrplan  1879  —  Tessin  1879  (1885)  —  Lehr- 
plan 1879  —  Waadt  1889  —  Lehrplan  1868  —  Wallis  1873  —  Lehr- 
plan 1878  —  Neuenburg  1889  —  Lehrplan  1890  —  Genf  1886 
(1890)  —  Lehrplan  1891.  —  Die  Schulpflicht  beginnt  mit  dem  7.  Lebens- 
jahre und  dauert  6  Jahre  in  Zürich,  Uri,  Ob-  und  Nidwaiden,  Zug, 
Baselland,  Appenzell  L-Rh.  und  Luzern;  7  Jahre  in  Schwyz,  Glarus, 
Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen,  Neuenburg  und  Genf;  8  bis  9  Jahre  in 
Baselstadt,  Schaffhausen,  Aargau,  Tessin,  Wallis,  Freiburg,  Solothurn, 
Graubünden,  Thurgau,  Bern  und  Waadt.  Unterrichtsgegenstfinde 
der   einfachen  Volksschule:  Muttersprache,  Rechnen   (Geometrie),  Ge- 
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schiohte,  Geographie  (meist  vaterländisohe),  Naturkunde,  Schonschreiben, 
Gesang,  Zeichnen,  Turnen.  Religion  ist  Überall  fakultativ.  Dazu 
kommen  stellenweise:  Buchführung,  Gesundheitslehre,  Yerfassungskunde, 
Obstbaumzucht,  Wirtschaftslehre.  —  In  den  gehobenen  Volksschulen 
ist  eine  Fremdsprache  obligatorisch. . 

10.  Skandinavien,  a.  Schweden.  Yolksschulgesetz  vom 
20.  Jan.  1882:  Jedes  Kirchspiel  soll  in  der  Begel  eine  Volksschule  be- 
sitzen. Jede  Volksschule  mufs  wenigstens  einen  seminaristisch  ge- 
prüften Lehrer  haben.  Ausnahmsweise  können  mehrere  zu  einer  Pfarrei 
gehörige  Kirchspiele  zu  einer  Sehulsozietät  vereinigt  oder  in  abgelegenen 
Orten  „kleine"  Volksschulen  errichtet  werden,  ftlr  welche  eine  Seminar- 
prüfung der  Lehrer  nicht  erforderlich  ist.  Bei  dünner  Bevölkerung,  in 
den  Gebirgsgegenden  und  Skären,  dürfen  die  (Klein-)Schulen  ambula- 
torisch sein,  d.  h.  an  wechselnden  Orten  des  Schulbezirks  im  Laufe  des 
Jahres  abgehalten  werden.  Jeder  Schulsprengel  hat  das  Recht,  nach 
Einvernehmen  mit  dem  Schulrate  das  Einschulungsalter  selbst  zu  be- 
stimmen, welches  indessen  über  das  neunte  Jahr  nicht  hinausgeschoben 
werden  darf. ')  Die  jährliche  Unterichtszeit  umfafst  je  nach  den  Ver- 
hältnissen 32^40  Wochen.  Im  allgemeinen  wird  zur  Zeit  der  nötigsten 
Landwirtschaftsarbeiten  der  Schulbesuch  älterer  Kinder  entweder  ganz 
ausgesetzt  oder  äulserst  eingeschränkt.  Die  täglichen  Unterrichtsstunden 
dürfen  in  den  Kleinschulen  nicht  mehr  als  fünf,  in  den  anderen  Volks- 
schulen nicht  über  sechs  betragen.  Der  Unterrichfszwang  ist  verbind- 
lich ftlr  alle  Kinder;  privatim  unterrichtete  haben  sich  bei  den  öffent- 
lichen Prüfungen  einzufinden  und  werden  bei  nicht  genügendem  Be- 
ftinde  in  den  öffentlichen  Anstalten  eingeschult.  Lehrgegenstände  der 
Volksschule  sind :  Religion,  Muttersprache  (Übungen  im  Lesen,  Sprechen, 
Schreiben),  Geographie,  Geschichte,  Naturlehre,  Rechnen,  Geometrie, 
Zeichnen,  Gesang,  Gymnastik  und  weibliche  Handarbeiten,  event.  Baum- 
zucht und  Gartenbau.  Hiervon  umfafst  der  Unterricht  in  den  Klein- 
schulen nur:  Anfangsgründe  der  Religionslehre,  Muttersprache,  Rechnen, 
Zeichnen,  Gesang  und  Gymnastik,  sowie  Denk-,  Sprech-  und  Anschau- 
ungsübungen. 

Hierbei  ist  die  Voraussetzung,  dafs  von  der  zumeist  6jährigen 
Schulzeit  2  Jahre  in  der  Kleinschule,  4  Jahre  in  der  eigentlichen  Volks- 
schule zugebracht  werden.  Der  Schulbesuch  darf  nicht  eher  beendet 
werden,  als  bis  eine  genügende  Kenntnis  und  Fertigkeit  in  den  oben- 
genannten Gegenständen  erreicht  ist.  Jedoch  kann  in  der  Entlassungs- 
prüfung  bei  schwächer  begabten  oder  armen  Schulkindern  auf  ein 
Minimum  herabgegangen  werden,  welches  verlangt:  Kenntnis  der  Re- 
ligionslehre in  dem  zum  Beginn  des  Konfirmandenunterrichts  erforder- 

1)  Im  aUgemeinen  wird  die  Zeit  vom  7.  bis  14.  Lebensijahre  als  das  Schulalter 
angesehen. 
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liehen  MaTse;  reines  und  geläufiges  Lesen  sowie  deutliches  und  ziem- 
lich fehlerfreies  Schreiben;  die  vier  Species  in  ganzen  Zahlen;  Kirchen- 
gesang  bei  den  stimm-  und  gehörbegabten  Kindern. 

Für  Schüler,  welche  die  Abgangsprüfung  bestanden  haben  und 
eine  weitere  Fortbildung  wünschen,  besteht  an  einigen  Schulen  eine  be- 
sondere Klasse,  die  sogen.  Fortsetzungsschule,  welche  in  wenigstens 
6  Wochen  jährlich  und  30  Stunden  wöchentlich  als  Lehrgegenstände 
betreibt:  Religion,  hauptsächlich  Bibellesen,  die  Muttersprache,  vor- 
zugsweise mit  schriftlichen  Übungen,  Rechnen  und  Geometrie  mit  Hin- 
sicht auf  praktische  Anwendung,  Zeichnen,  schwedische  Geschichte, 
Naturkunde  und  Naturlehre  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Acker- 
baues. 

Die  höheren  Volksschulen  haben  die  nämlichen  Lehrgegen- 
stände der  gewöhnlichen  mit  erweiterten  Zielen,  namentlich  in  der 
Muttersprache,  im  Rechnen,  in  Geometrie,  Geographie,  Geschichte  und 
Naturlehre,  wozu  als  besondere  Unterrichtsstoffe  Buchhaltung,  Staats- 
kunde, Kommunalverfassung,  Gesundheitslehre  und  Feldmefskunst  hin- 
zukommen. Die  Unterrichtszeit  in  diesen  Anstalten  dauert  in  der 
Regel  sechs  Monate  im  Jahre. 

Der  Normallehrplan  f&r  ständige  Schulen  verteilt  die  Stunden: 


Unierriobtsgegenstände 


in  der 
Kleintchule 


in  der  Volksschule 


t.  Jahr 


2.  Jahr  \\\,  Jahr 


Kateohisrnns 

Biblische  Geschichte     .... 

Lesen 

Bechtsehreiben 

Schönschreiben 

Qec^graphie 

Geschichte 

Natnrlehre 

Biemorieren  und  Denkübungen  . 

Rechnen 

(Geometrie 

Zeichnen 

Gesang 

Gymnastik 


IV« 

3V» 


Zusammen 


24 


iVi 

2 

1 


24 


3 
2 

6 

2V2 

2»/! 

2 


2 
2 
2 

28~ 


im 

im 

im 

2.  Jahr 

3.  Jahr 

4.  Jahr 

3. 

3 

3 

2 

2 

2 

5 

4Vi 

4 

2 

2 

2 

2 

IV« 

l 

2 

2 

— 

2 

2 

2 

2 

2 

4 

3 

3 
2 
2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

28 

28 

28. 

Die  Befähigung  zur  Verwaltung  einer  Lehrerstelle  an  gewöhnlichen 
Volksschulen  wird  durch  Seminarhesuch  und  Bestehen  einer  Prüfung 
erlangt.  Die  Bewerbungen  geschehen  bei  dem  Schulrat,  welcher  drei 
von  den  Kandidaten  zum  Vorschlag  bringt,  unter  denen  die  Wahl  von 
der  Gemeinde  vollzogen  wird.  Wenn  er  es  für  nötig  befindet,  kann 
der  Schulrat  dem  Erwählten  eine  Lehrprobo  auferlegen.  Zum  Unter- 
richt an  höheren  Volksschulen   sind  Universitätsstudien  sowie  Absol- 
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yierung  des  praktischen  Übungskurses  an  einem  Yolkssohullehrerseminar 
erforderlich.  Zur  Besetzung  solcher  Lehrerstellen  bringt  das  Stifts- 
konsistorium drei  Bewerber  in  Vorschlag,  unter  denen  der  Schulrat 
die  Auswahl  trifft.  Hinsichtlich  der  Besoldung  sind  die  geprüften 
Lehrer  und  Lehrerinnen  gleichgestellt.  Das  Mindestgehalt  beträgt 
500  Kr.  neben  freier  Wohnung  und  Heizung.  Hierzu  kommt  bei  den 
meisten  Stellen  Landdotation.  Nach  fünf  Dienstjahren  wird  das  Ge- 
halt auf  600  Er.  erhöht.  Jeder  Lehrer,  welcher  55  Lebens-  und  30  Dienst- 
jahre zählt,  darf  Pensionierung  mit  vollem  Ruhegehalt  beanspruchen. 
Dieses  beträgt  75  Proz.  seines  Lehrereinkommens,  darf  jedoch  nicht 
über  1000  Kronen  steigen.  Vor  der  angegebenen  Zeit  kann  unter  Um- 
ständen gleichfalls  Emeritierung  erfolgen,  jedoch  wird  die  Pension  fllr 
jedes  fehlende  Jahr  um  1  Proz.  vermindert.  Die  Pensionsberechtigung 
beginnt  mit  dem  vollendeten  10.  Dienstjahre. 

Die  Kosten  für  die  Volksschulen  werden  von  der  Kommune  be- 
stritten, bei  armen  Gemeinden  unterstützungsweise  bis  zur  Hälfte  bis  zu 
zwei  Drittel  vom  Staate.  Ein  Schulgeld  wird  erhoben,  für  arme  Kinder 
aus  Gemeindemitteln  ersetzt.  Höhere  Volksschulen  werden  vom  Staate 
subventioniert. 

b.  Norwegen.  Volksschulgesetz  vom  16.  Mai  1860;  Alle  Kinder 
vom  vollendeten  8.  Jahre  bis  zur  Konfirmation  (im  14.  oder  15.  Lebens- 
jahre) sind  schulpflichtig,  jedoch  kann  die  Entlassung  schon  nach 
zurückgelegtem  13.  Lebensjahre  stattfinden,  wenn  das  betreffende  Kind 
die  nötige  Kenntnis  und  Entwickelung  besitzt.  Die  Volksschulen  zer- 
fallen in  niedere  und  höhere;  in  Freischulen,  welche  unentgeltlich  unter- 
richten, und  ZahluDgsschulen,  welche  ein  (mäfsiges)  Schulgeld  bean- 
spruchen. Der  Zweck  des  Volksschulunteriichtes  ist  es,  die  häusliche 
Erziehung  darin  zu  unterstützen,  dafs  der  Jugend  eine  wahre  christ- 
liche Auftlärung  beigebracht  und  ihr  die  Kenntnisse  und  Fähigkeiten 
verschafft  werden,  welche  jedes  Mitglied  der  Gesellschaft  besitzen  mufs. 
Die  Lehrgegenstände  der  niederen  Volksschule  sind:  Lesen,  Christen- 
tumslehre, Grundzüge  der  Naturkunde,  Geschichte,  Geographie,  Gesang, 
Schreiben  und  Sehriftlesen ,  Rechnen  und,  wo  angängig,  Gymnastik 
und  militärische  Übungen.  In  der  höheren  Volksschule,  welche  Kinder 
von  12  Jahren  aufnimmt,  kommen  noch  hinzu:  Weltgeschichte,  Natur- 
geschichte, Zeichnen,  Vermessungslehre  und  event.  Chemie,  Physik  und 
eine  fremde  Sprache  (deutsch  oder  englisch).  0  Mit  Genehmigung  des 
Gemeindevorstandes  kann  die  Schulkommission  Handarbeitsschulen  ftlr 
Mädchen  und  allgemeine  Arbeitsschulen  neben  den  Volksschulanstalten 
einrichten.    Der  Unterricht  ist  möglichst  in  der  eigenen  Mundart  zu 


1)  Auf  diesem  (vereinzelten)  Standpunkt  sind  diese  Yolksschnlen  also  unseren 
Mittelschulen  etwa  gleichgestellt. 
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erteilen.  Erst  allmählich  sollen  die  Kinder  im  Verstehen  nnd  Schreiben 
der  gewöhnlichen  Bfloherspraohe  gettbt  werden.  Die  jährliche  Unter- 
richtszeit soll  nicht  unter  12  Wochen,  bei  Halbtagsschulen  nicht  unter 
9  Wochen  fllr  jede  Abteilung  betragen.  Die  Woche  wird  zu  33  Stunden 
gerechnet.  Alljährlich  soll  gegen  SchluÜB  der  Unterrichtszeit  im  Bei- 
sein des  Pfarrers  und  der  Schulkommission  eine  öffentliche  Prüfung 
stattfinden,  bei  welcher  sich  auch  die  privatim  unterrichteten  Schul- 
pflichtigen einzustellen  haben. 

Zur  Anstellung  als  Lehrer  ist  in  der  Regel  die  Erledigung  eines 
Kursus  an  einem  Stiftsseminar  oder  einer  Lehrerschule  erforderlich. 
Die  Anstellung  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  Volksschulen  geschieht 
durch  die  Stiftsdirektion  auf  Vorschlag  der  Schulkommission.  Letztere 
hat  das  Recht,  Hilfslehrer  anzustellen  und  zu  entlassen.  Definitiv  an- 
gestellte Lehrkräfte  können  nur  bei  Untanglichkeit  oder  Vergehen  und 
nach  übereinstimmendem  Verdikt  der  letztgenannten  Behörde  und  der 
Stiftsdirektion  des  Amtes  entsetzt  werden.  Nach  dem  Gesetz  vom  19.  Juni 
1878  erhalten  die  Volksschullehrer  neben  freier  Wohnung  und  Land- 
dotation ein  Bargehalt,  dessen  Minimum  der  Amtsvorstand  festsetzt, 
und  Alterszulagen  nach  5,  10  und  15  Dienstjahren.  Die  Pensionierung 
dienstuntauglich  gewordener  Lehrer  wird  in  jedem  Falle  vom  Storthing 
entschieden. 

Neben  diesen  Volksschulanstalten  ftlr  schulpflichtige  Kinder  be- 
stehen in  verschiedenen  Amtsbezirken  „Amtssehulen"  ftlr  Erwachsene, 
welche  ambulatorisch  sind  und  in  getrennten  Kursen  jährlich  etwa 
4  Monate  in  der  Muttersprache,  Geschichte  und  Geographie,  Kirchen- 
geschichte, Rechnen  und  Vermessungslehre,  Physik,  Chemie,  Gesang, 
Zeichnen,  Gymnastik  und  weiblichen  Handarbeiten  unterrichten.  Die 
Amtssohulen  werden  zu  ^j*  ihrer  Unterhaltungskosten  vom  Staate  sub- 
ventioniert unter  der  Bedingung,  dafs  Ordnung  und  Plan  der  Schule 
und  des  Unterrichts  vom  Amtsvorstand  gebilligt  und  vom  Könige  oder 
seinem  Bevollmächtigten  approbiert  werden,  und  dafs  die  Anstalt  von 
einer  Amtsschulkommission  verwaltet  wird,  welche  zugleich  das  Lehr- 
personal anzustellen  hat. 

Die  Stadtschulen  sind  nach  dem  Gesetz  vom  12.  Juli  1848  und 
dem  Ergänzungsgesetz  vom  22.  Mai  1869  in  gleicher  Weise  wie  die 
Landschulen  organisiert.    In  beiden  ist  der  Unterricht  unentgeltlich. 

In  den  niederen  Klassen  der  Volksschule  und  in  sämtlichen  Mäd- 
chenklassen können  Lehrerinnen  angestellt  werden. 

Die  ordentlichen  Lehrer  an  Stadtschulen  beziehen  neben  Dienst- 
bezw.  freier  Wohnung  oder  Mietsentschädigung  1000  Kr.,  die  Unter- 
lehrer wenigstens  400  Kr.  Gehalt. 

Die  Unterhaltungspflioht  ist  bei  Stadt-  und  Landschulen  Sache  der 
Gemeinden. 
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IL  Abschnitt.    Der  öffentliohe  Unterricht  in  den 
Mittelschulen. 

1.  Kapitel.    Preafsen. 

CE  15.  Okt.  1872:  Als  Mittelschulen  (Bürger-,  Rektor-,  höhere 
Knaben-  oder  Stadtschulen),  welche  einerseits  ihren  Schülern  eine  höhere 
Bildung  geben  sollen,  als  mehrklassige  Volksschulen  dies  vermögen, 
anderseits  die  Bedürfnisse  des  gewerblichen  Lebens  in  dem  soge- 
nannten Mittelstande  der  Gesellschaft  weiter  berücksichtigen,  als  es  den 
höheren  Lehranstalten  möglich  ist,  sind  Unterrichtsanstalten  anzusehen, 
die  folgenden  Anforderungen  entsprechen. 

1.  Die  Schulen  sollen  neben  den  Volksschulen  des  Ortes  bestehen 
und  mindestens  fünf  aufsteigende  Klassen  mit  einer  Maximalzahl  von 
je  fünfzig  Schülern  haben.  Es  kann  jedoch  gestattet  werden,  dab  die 
Oberstufen  einer  sechsklassigen  Volksschule  nach  dem  Lehrplane  der 
Mittelschule  arbeiten. 

2.  Der  Unterricht  in  der  Mittelschule  ist  im  Anschlufs  an  den  bei- 
folgenden Lehrplan,  welcher  auf  eine  sechsklassige  Anstalt  berechnet 
ist,  zu  erteilen.  Bei  fünf  Klassen  sind  die  Pensa  der  drei  Unterklassen 
auf  zwei  Klassen  zu  verteilen.  Bei  mehr  als  sechs  Klassen  findet  eine 
Erweiterung  des  Pensums  statt. 

Wo  die  lokalen  Verhältnisse  eine  besondere  Berücksichtigung  des 
Ackerbaues,  Fabrikwesens,  Bergbaues,  Handels  oder  der  Schiffahrt  in 
dem  Lehrplane  bedingen,  sind  die  erforderlichen  Änderungen  darin  vor- 
zunehmen. Demgem&Ts  ist  es  auch  je  nach  dem  Bedürfnis  zulässig, 
nur  eine  der  im  Lehrplane  bezeichneten  neueren  Sprachen  oder  eine 
andere,  dort  nicht  aufgeführte  zu  betreiben. 

3.  Die  Inventarien  der  Mittelschule  müssen  ihren  höheren  Lehr- 
zwecken entsprechen.  Insbesondere  sind  fUr  den  Unterricht  in  der  Geo- 
graphie und  Naturkunde  die  erforderlichen  Lehrmittel  zu  beschaffen. 
Auch  ist  für  eine  Bibliothek  Sorge  zu  tragen,  welche  die  größeren 
wissenschaftlichen  Werke  enthält,  deren  Benutzung  für  die  Lehrer 
notwendig  ist. 

4.  Der  Unterricht  ist  nur  von  solchen  Lehrern  zu  erteilen,  welche 
hierzu  nach  der  Prüfungsordnung  befähigt  sind. 

Lehrplan  für  die  HlttelscIiaieD. 

I.  Religion. 
In  den  drei  Unterklassen  (wöchentlich  je  3  Stunden):  Biblische  Geschichte 
alten  und  neuen  Testaments.  In  der  sechsten  Klasse  eine  kleine,  in  der  fünften 
eine  etwas  gröCsere  Anzahl  biblischer  Erzählungen,  womöglich  unter  Benutzung  guter 
Abbildungen;  in  der  vierten  eine  zusammenhängende  Darstellung  der  biblischen 
Geschichte.  Die  zehn  Gebote,  das  Glaubensbekenntnis  und  das  Vaterunser  werden 
ohne  die  Erklärung  der  Eonfessionskatechismen  angeeignet  und  nach  Wort-  und 
Sachinhalt  erklärt. 
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Sowohl  mit  dieser  Erkl&rojig  wie  mit  der  biblischen  Geschichte  werden  passende 
Bibelsprache  wie  einzelne  Verse  geistlicher  Lieder  in  Verbindung  gebracht:  einige 
daTon,  in  der  Tierten  Klasse  aach  eine  kleine  Zahl  (etwa  Tier)  ganzer  Lieder  gelernt; 
in  der  ftlnften  und  sechsten  kommen  einige  dem  Kindesalter  angemessene  Gebete 
zur  Aneignung. 

In  den  drei  Oberklassen  (wöchentlich  je  2  Stunden)  wird  die  heilige  Geschichte 
unter  Hinzunahme  des  Lehrinhaltes  der  heil.  Schrift  erweitert  und  erg&nzt.  Dabei 
kommen  das  christliche  Kirchenjahr  und  seine  evangelischen  Perikopen  zur  Be- 
handlung, ebenso  das  Notwendige  aus  der  Bibelkunde.  Den  eTangelischen  Schalem 
wird  Anleitung  zum  selbständigen  SchriftTerst&ndnis  durch  Lesen  und  Auslegen 
ausgewählter  Psalmen  und  anderer  zusammenhängender  Abschnitte  aus  den  prophe- 
tischen und  poetischen  Bachern  des  alten  Testaments  und  aus  dem  neuen  Testamente 
gegeben.  Hieran  reihen  sich  die  Geschichte  der  Pflanzung  und  Ausbreitung  der 
christlichen  Kirche  und  die  Hauptsachen  aus  der  Slirchengeschichte  in  Lebens- 
bildern. 

Die  Religionslehre  wird  nach  dem  Katechismus  der  betreffenden  Konfession 
unter  Beziehung  auf  biblische  Geschichte,  Bibelspruch  und  Kirchenlied  im  Zusammen- 
hange erklärt,  einzelne  Sprache,  Liederrerse,  auch  ganze  Lieder  werden  gelernt; 
aber  die  bedeutendsten  Liederdichter  werden  Nachrichten  gegeben. 

Die  Verteilung  dieses  Pensums  auf  die  einzelnen  Klassen  bestimmt  sich  nach 
der  Stelle  und  der  Bedeutung,  welche  seinen  Teilen  bei  den  einzelnen  Konfessionen 
zukommen. 

Der  gesamte  Religionsunterricht  wird  den  Schalem  in  konfessioneller  Sonderung 
erteilt. 

II.  Deutsch,  Lesen  und  Schreiben. 
Sechste  Klasse.     12  Stunden. 

Die  Schaler  lernen  die  Laute  und  ihre  Zeichen  in  der  deutschen  Schreib-  und 
Drackscbrift  kennen  und  werden  im  Lesen  so  weit  gefördert,  dafs  sie  kleine 
zusanmienhängende  Stacke  ohne  Stocken  langsam  vorlesen  können.  Sie  werden 
femer  angehalten,  einzelne  Wörter  und  dann  kleine  Stacke  aus  der  Fibel  und  vor- 
gesprochene Wörter  und  kleine  Sätze,  in  denen  Laut  und  Zeichen  abereinstimmen, 
zu  schreiben.  Endlich  werden  diese  Stunden  zu  Anschauungs-  und  Sprechabungen 
und  zum  Auswendiglernen  und  Vortragen  kleiner  Gedichte  benutzt.  Bei  dem  Unter- 
richte sind  Lesen  und  Schreiben  zu  verbinden  und  leicht  ins  Auge  fallende  Bilder 
zu  benutzen. 

Fanfte  Klasse.    12  Stunden  einschl.  3  Schreibstunden. 

Die  Arbeit  der  vorigen  Klasse  wird  nicht  sowohl  durch  Aufnahme  neuer 
Gegenstände  oder  Erweiterung  der  Ziele,  als  durch  erhöhte  Anforderungen  an  die 
Sicherheit  und  Selbständigkeit  der  Leistungen  sowohl  im  Lesen  als  im  Schreiben 
fortgewährt. 

Es  treten  drei  besondere  Stunden  far  die  Übung  im  Schreiben  ein. 

Vierte  Klasse.    12  Stunden  einschl.  3  Schreibstunden. 

Das  Hauptziel  dieser  Klasse  ist,  dafs  die  Schaler  leichte,  ihnen  bis  dahin  un- 
bekannte Sprachstacke  mit  Verständnis  bekundender  Betonung  geläufig  vorlesen  und 
mäbig  schwere  Diktate  orthographisch  richtig  niederschreiben  können.  Alle  Übungen 
massen  vorzugsweise  auf  diesen  Zweck  gerichtet  sein,  und  es  ist  hier  eher  zuzu- 
lassen, dafs  beim  Lesen  an  der  Betonung  als  an  der  Geläufigkeit  etwas  auszusetzen 
sei,  und  dafs  in  der  Orthographie  am  Wissen  etwas  fehle,  als  in  der  Sicherheit  in 
dem,  was  gelernt  ist. 

Aus  der  Grammatik:  Unterscheidung  der  Redeteile  und  das  Wichtigste  aus  der 
Lehre  vom  einfachen  Satze. 
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Obrigens  sind  Übungen  im  mündlichen  Nacherz&hlen  des  Gelesenen  and  im 
Vortrag  auswendig  gelernter  Gedichte  hier,  wie  in  allen  folgenden  Klassen  ein 
wichtiger  Teil  des  deutschen  Unterrichts. 

Die  schriftlichen  orthographischen  Obungen  werden  fleifsig  fortgesetzt  und  die 
Stilflbungen  mit  der  Wiedergabe  kleiner  von  dem  Lehrer  mitgeteilter  Erjs&hlungen 
oder  im  Unterrichte  vorbereiteter  Beschreibungen  begonnen. 

Dritte  Klasse.    8  Stunden  einschl.  3  Schreibstunden. 

Die  Lebre  vom  einfachen  Satze  und  von  der  Satzverbindung  sowie  die  Kenntnis 
der  Biegeformen  des  Nomons  und  des  Verbs. 

Die  Stilübungen  werden  fortgesetzt;  ihr  Gegenstand  sind,  wie  früher,  im  Unter- 
richte vorbereitete  £rz&hlungen  oder  Beschreibungen,  doch  werden  für  diese  etwas 
schwierigere  Stoffe  gewählt. 

Bei  der  Lektüre  und  Besprechung  wird  auf  Korrektheit  und  Geläufigkeit,  bei 
den  orthographischen  Übungen  auf  Kenntnis  der  Hauptregeln  und  Sicherheit  in 
deren  Gebrauch  gehalten. 

Zweite  Klasse.    6  Stunden  einschL  2  Schreibstunden. 

Die  Schüler  werden  in  das  Verständnis  von  Musterstücken  deutscher  Prosa 
und  Poesie  eingeführt  und  zu  ihrem  guten  Vortrage  angeleitet. 

Die  poetische  Lektüre  wird  so  ■  eingerichtet,  dafs  die  Schüler  an  ihr  eine 
hinreichend  deutliche  Vorstellung  von  den  wichtig&ten  Dichtungsarten  erhalten. 

Einführung  in  die  Lehre  vom  Satzgefüge  und  von  der  Interpunktion. 

Als  Stilübungen  dienen  abwechselnd  Übersetzungen  aus  dem  Französischen 
und  ganz  leichte  Aufsätze,  zu  welchen  der  Stoff  und  die  Disposition  in  der  Unter- 
richtsstunde unter  Anleitung  des  Lehrers  gefunden  wird;  Schilderungen  von  Selbst- 
erlebtem, namentlich  auch  in  Briefform,  und  leichte  Geschäftsaufsätze. 

Erste  Klasse.    5  Stunden.    (Keine  Schreibstunde.) 

Fortgesetzte  Erklärung  von  Masterstücken  deutscher  Prosa  und  Poesie.  Im 
Anschlüsse  an  die  poetische  Lektüre  wird  dem  Schüler  das  Unentbehrliche  über 
Versmafs  und  allgemeine  metrische  Gesetze,  sowie  über  die  bedeutendsten  deutschen 
Dichter  in  einer  seiner  Fassungskraft  entsprechenden  Weise  gegeben. 

Unterweisung  über  die  wichtigsten  Stilgattungen. 

Die  Auftatzthemata  werden  nur  Gebieten,  welche  den  Schülern  aus  dem  Unter- 
richte, aus  der  Lektüre  oder  aus  dem  Leben  hinlänglich  bekannt  sind,  entnommen, 
und  es  sollen  die  Schüler  auch  Anleitung  in  der  Anfertigung  von  Geschäftsaufsätzen 
und  Geschäftsbriefen,  die  im  gewerblichen  Leben  am  häufigsten  vorkommen  and 
specielle  Berufskenntnisse  nicht  erfordern,  hier  erhalten. 

Die  Auswahl  des  Lesebuches  ist  so  zu  treffen ,  dafs  die  Schüler  in  ihm 
Proben  aus  den  Meisterwerken  der  deutschen  Dichtung  und  Prosa  finden;  erfor- 
derlichenfalls ist  daneben  eine  gute  Gedichtsammlung  zu  gebrauchen.  In 
Schulen,  welche  mehr  als  sechs  Klassen  haben,  werden  Werke  wie  Minna  von 
Barnhelm,  Hermann  und  Dorothea,  Teil,  Wallenstein  usw.  im  Zusammenhange 
gelesen. 

III.  Rechnen  und  Raumlehre. 
Sechste  Klasse.    5  Stunden. 

Im  ersten  Semester  die  vier  Species  im  Zahlenkreise  von  1—20,  im  zweiten 
in  dem  von  1—100.    Die  Einübung  des  Einmaleins  fällt  in  dieses  Pensum. 

Fünfte  Klasse.    5  Stunden. 

Die  vier  Species,  im  ersten  Semester  im  Zablenkreise  von  1— 1000,  im  zweiten 
im  unbegrenzten  mit  unbenannten  Zahlen.    (Schriftliches  Rechnen). 

Auf  diesen  beiden  Stufen  Benutzung  der  Rechenmaschine. 
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Viarte  Klasse.    5  Standen. 
Die  vier  Spocies  mit  mehrfach  benannten  Zahlen.  Resoivieren,  Bednzieren,  Zeit- 
rechnung, einfache  Regel  de  tri. 

Dritte  Klasse.    5  Stunden.* 
Rechnen  3  Standen.    Die  Tier  Species  in  Decimalen  und  gemeinen  Brüchen. 
Raumlehre  2  Stunden.    Yeranschaulichung  der  Elemente  der  Formenlehre  an 
regelm&rsigen  Körpern. 

Zweite  Klasse.    5  Stunden. 

Rechnen  3  Stunden.  Einfache  und  zusammengesetzte  Regel  de  tri.  Zins- 
rechnung. 

Raumlehre  2  Stunden.  Planimetrie  bis  zur  Lehre  von  den  Linien  und  Winkeln 
im  und  am  Kreise.  Im  Anschlüsse  daran  Konstruktionsau^ben. 

Erste  Klasse.    6  Standen. 
Rechnen  3  Stunden.    Die  btbrgerlichen  Rechnungsarten,  Ausziehen  von  Qua- 
drat- und  Kubikwurzeln.  An&nge  der  Buchstabenrechnung  und  Algebra. 

Raumlehre  3  Stunden.  Die  Lehre  von  den  Parallelogrammen.  Berechnung  des 
Inhaltes  gradliniger  Figuren  und  des  Kreises. 

Die  Elemente  der  Stereometrie.  Berechnung  der  Oberfl&che  und  des  Inhaltes 
prismatischer,  pyramidaler  und  kugelförmiger  Körper. 

In  Mittelschulen  von  mehr  als  sechs  Klassen  wird  das  arithmetische  Pensum 
durch  FortfQhrang  der  Algebra  und  der  Buchstabenrechnung,  durch  die  Gleichungen, 
die  Hinzunahme  schwierigerer  Aufgaben  aus  den  bOrgerlichen  Rechnungsarten, 
namentlich  der  Wechsel-  und  Kursrechnung  erweitert,  das  geometrische  Pensum 
durch  schwierigere  Aufgaben  aus  der  rechnenden  Geometrie. 

IV.  Naturkunde. 
(Naturbeschreibung,  Physik,  Chemie.) 

Naturbeschreibung. 
Dritte  und  zweite  Klasse  je  2  Stunden. 
Beschreibung  ausgewählter  phanerogamischer  Gew&chse  mit  Angabe  ihrer  Nutz- 
anwendung im  menschlichen  Haushalte,   der  wichtigsten  heimischen  S&ugetiere  und 
Vögel  und  ausgewählter  Repräsentanten  der  tlbrigen  Tierklassen  in  stufenweis  er- 
weiterter Darstellung. 

Erste  Klasse.  2  Stunden. 
Fortgesetzte  Beschreibung  von  Pflanzen,  Anleitung  zum  Bestimmen  der  ein- 
heimischen unter  Hervorhebung  ihres  Nutzens  oder  Schadens,  Das  Allgemeinste 
aber  das  Leben  der  Pflanze.  Kenntnis  des  menschlichen  Körpers.  Dl&tetik.  Be- 
schreibung von  Tieren  in  der  Reihenfolge  des  Systems.  Die  wichtigsten  Mineralien. 
In  dem  gesamten  Unterrichte  sind  die  Schüler  zu  selbständiger  und  aufmerk- 
samer Beobachtung  der  Natur  anzuleiten. 

Naturlehre. 
Zweite  Klasse.    2  Stunden. 
Mechanische  Eigenschaften  der  festen,  flüssigen  und  luftförmigen  Körper.  Die 
einfachsten  Erscheinungen  des  Magnetismus. 

Erste  Klasse.    3  Stunden. 
Das  Wichtigste  ans  der  Lehre  von  der  Elektricität,  der  W&rme,  dem  Lichte 
und  dem  Schalle;  aufserdem  in  einer  besonderen  Stunde  die  Anfangsgründe  der 
Chemie. 

In  Schulen  mit  mehr  als  sechs  Klassen  werden  namentlich  die  Unterweisungen 
aus  der  Physik  und  Chemie  zu  einer  mehr  zusammenhängenden  Darstellung  dieser 
Pbterbilib,  Der  öffentl.  Unterricht  II.  13 
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Disciplinen  erweitert;  in  der  Naturbeschrcibang  treten  in  solchen  Schalen  Mitteilungen 
aber  Bau  und  BUdung  der  £rdrinde  hinau. 

Oberall  sind  bei  dem  Unterrichte  in  der  Naturkunde  gute  natüriiche  £xenpkre 
oder  Nach-  und  Abbildungen  zu  benutzen ,  in  der  Physik  aufserdem  das  Experiment 
der  Unterweisung  zu  .Grunde  zu  legen. 

y.  Geographie. 
Vierte  Klasse.  2  Stunden. 
Die  Heimat.    Das  Wichtigste  über  die  Erscheinungen  des  Luftkreises ,  über 
den  Horizont«  aber  Sonne,  Mond  und  Sterne,  Tages-  und  Jahreszeiten.  Einfahrung 
in  die  kartographische  Darstellung. 

Dritte  Klasse.    2  Standen. 
Gestalt  und  Bewegung  der  Erde.    Das  mathematische  Netz.    Übersicht   der 
Kontinente  und  Oceane.   Europa  im  allgemeinen;  besonders  physikalisch. 

Zweite  Klasse.    2  Stunden. 
Die  Hauptsachen  aas  der  physikalischen  und  politischen  Geographie  aller  fünf 
ErdteUe. 

Erste  Klasse.    2  Stunden. 
Deutschland.    Der  preufsische  Staat.   Übersichtliche  Wiederholung  des  ganzen 
bisherigen  Pensums  unter  Hertorhebung  der  mathematischen  Geographie. 

In  Schalen  mit  mehr  als  sechs  Klassen  mufs  aufser  einer  Erweiternng  des  Pen- 
sums eine  genauere  Darst^ung  der  fremden  L&nder  gegeben  werden. 

Durchweg  Benutznng  guter  Wandkarten,  Globen  und  Tellurien.  Auch  die 
Sckaler  mftssen  im  Besitze  gater  Atlanten  sein. 

VI.  Geschichte. 
Dritte  Klasso.    2  Standen. 
Biographieen  aus  der  Weltgeschichte  aller  Zeitalter.  Die  Geschichten  aus  der 
Heroenzeit  und  dem  Altertum  werden  ausführlicher  mitgeteilt;   aus  dem  Mittelalter 
und  der  neueren  Zeit  nur  die  Geschichte  der  bekanntesten  M&nner,  wie  Karls  dea 
Grofsen,  Friedrich  Barbarossas,  Friedrichs  des  Grofsen  und  ähnlicher. 
Zweite  Klasse.    2  Stunden. 
Biographieen  und  Lebensbilder  aus  der  Weltgeschichte  aller  drei  Zeitalter,  wo^ 
bei  die  Geschichte  der  Gründung  und  Ausbreitung  der  christlichen  Kirche  und  die 
Mitteilungen  über  die  Ereignisse  und  Männer  besonders  hervortreten,    welche  auf 
die  allgemeine  Geschichte  einen  vorzüglichen  Einflufs  geübt  haben. 

Erste  Klasse.    2  Stunden. 
Biographieen  und  Lebensbilder  aus  der   Weltgeschichte    aller  drei  Zeitalter^ 
wobei  jedoch    die  aus   der   vaterländischen  Geschichte    besonders    hervorgehoben 
und  Ereignisse,  wie  der  siebenjährige,  der  Befreiungs-,  der  deutsche,  der  deutsch - 
französische  Krieg  im  Zusammenhange  behandelt  werden. 

In  einer  Schule  mit  mehr  als  sechs  Klassen  sind  die  Mitteilungen  ausführlicher 
zu  geben,  und  es  kann  mehr  aus  der  Geschichte  des  Altertums  und  aus  der  der 
anfserdeutsehen  Völker  in  die  Darstellung  aufgenommen  werden. 

VII.  Fremde  Sprachen, 
a.  Französisch.  Englisch. 
Ziel:  Richtige  Aussprache  ond  Sicherheit  in  der  Orthographie  der  fremden 
Sprache,  sowie  die  Befthigung  des  Schülers,  in  derselben  leichte  prosaische  Schrift- 
steller ohne  Wörterbuch  geläufig  zu  lesen,  leichte  Geschäftsbriefe  selbständig  auf- 
zusetzen und  sich  innerhalb  der  Grenzen  des  gewöhnlichen  Verkehrs  einigermafsen 
zn  verständigen. 
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In  Schulen  mit  mehr  als  sechs  Klassen  ist  die  Befähigung  aum  VerBt&DdDis 
der  Dichter,  sowie  einige  Bekanntschaft  mit  der  Litteratur  der  fremden  Nationen 
ansnstreben  und  gesteigerte  Sicherheit  in  der  KonTorsalion  and  Korrespondenx  zvl 
erzielen. 

In  Schulen  mit  sechs  Klassen  beginnt  der  Unterricht  in  der  dritten.  £s  ist 
ihm  in  der  dritten  und  zweiten  ein  Elementarbuch,  in  der  ersten  eine  Schulgrammatik 
zu  Grunde  zu  legen.  Die  LektQre  ist  in  der  Mittelklasse  unter  Benutzung  eines 
leichten  Leaebuchs,  in  den  oberen  an  Litteratorproben  zu  Qben»  wie  sie  in  gröfseren 
Chrestomathieen  oder  in  kleineren  Schulbibliotheken  zusammengestellt  sind. 

In  Schulen  mit  mehr  als  sechs  Klassen  tritt  in  den  oberen  systematischer  Unter- 
richt in  der  Grammatik  ein.  Anrserdem  erweitert  sich  der  Lehrstoff  durch  Hinzu- 
nahme schwieriger,  namentlich  auch  poetischer  Lesestoffe  und  Mitteilungen  aus  der 
Litteraturgeschichte. 

b.  Lateinisch. 

Der  Unterricht  ist  fakultativ. 

Derselbe  hat  wesentlich  den  Zweck,  eine  Vorbereitung  für  die  unteren  Gym- 
nasialklassen zu  bilden,  und  es  ist  darum  auch  der  Lehrgang  dem  des  Gymnasiums 
(in  welches  die  Mehrzahl  der  SchQler  übergeht)  anzupassen. 

VIII.    Zeichnen. 
Dritte  Klasse.    2  Stunden. 
Linearzeichnen  nach  Vorzeichnung  des  Lehrers  an  der  Wandtafel,  unter  Hin* 
Weisung  auf  die  geometrische  Grundlage. 

Zweite  Klasse.    2  Stunden. 
Geometrische  Ansichten  von  einfach  gestalteten  Gegenstftnden  nach  gegebenem 
veijAngten  oder  erweiterten  MaTsstabe.  Kopieren  einfach  schattierter  Vorlegeblatter 
verschiedener  Art. 

Erste  Klasse.    2  Stunden. 
Elemente  der  Perspektive.     Zeichnen  von  Holzkörpern,    Gipsmodellen  und 
Naturgegenständen;  Schattieren  mit  schwarzer  Kreide,  Tusche  und  Sepia,  Kopieren 
ausgeführter  Ornamente,  Köpfe  usw. 

In  mehr  als  sechsklassigen  Schulen  Erweiterung  des  Pensums  nach  einem  für 
diese  besonders  zu  entwerfenden  Plane. 

IX.  Gesang. 
Sechste  Klasse.    2  Stunden.  _^       _ 

Stimm-  und  Treffübungen  innerhalb  des  Tonumfanges  von  c  bis  oT.  Als  Ton- 
arten kommen  vorzugsweise  in  Betracht:  G-,  F-  und  D-Dur.  Die  sämtlichen  Treff- 
ttbungen  sind  mit  bestimmter  taktischer  (2-  und  3  teiliger)  Betonung  auszuführen. 
Als  Tonzeichen  dient  die  Ziffer.  Es  wird  dnrchgehends  nur  in  den  Stärkegraden 
von  Mezzoforte  und  Piano  gesungen.  Einübung  von  etwa  6^8  Ghoralmelodieen 
und  einigen  (8—10)  einstimmigen  weltlichen  Gesängen  ans  dem  Bereiche  obiger 
Tonarten. 

Fünfte  Klasse.  2  Stunden.  ^ 
Der  bisherige  Tonumfang  wird  durch  die  Töne  cTund  f erweitert.  Die  Stimm- 
und  Treffübungen  erstrecken  sich  auf  die  Töne  von  c  bis  T.  Sämtliche  Übungen 
treten  in  bestimmter  taktischer  Form  auf.  Zwei-,  drei-  und  vierteiliger  Takt  unter 
der  Form  von  einfachen,  doppelten  und  dreifachen  Taktteilen  und  -Gliedern  ersten 
Ranges.    Die  Ziffer  dient  als  Tonzeichen. 

Einübung  von  8  bis  10  Ghoralmelodieen  und  ebenso  vielen  weltlichen  Liedern. 
Alles  ist  einstimmig  und  im  Bereiche  der  in  Klasse  VI  vorgekommenen  Tonarten 
auszuführen. 

13* 
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Vierte  Klasse.    2  Standen. 

Als  Tonzeichen  tritt  die  Note  auf.  Die  Stimm-  und  TrefiÜbnngen  werden  an 
der  G-Dnr-Tonletter  gemacht.  Auch  Gesftnge  aus  F-  und  G-Dor  können  nach  der 
Notenbezeichnang  eingeübt  werden,  jedoch  mit  der  durch  den  Standpunkt  der  Kinder 
gegebenen  Beschränkung. 

Die  bisherigen  rhythmischen  Tonverh&ltnisse  im  */4-,  */4-  und  V<-Takt  werden 
an  der  Note  yeranschaulicht  und  eingeübt 

Aus  dem  dynamischen  Elemente  tritt  poco-forte  und  forte  nebst  crescendo 
und  diminuendo  auf.  Acht  bb  zehn  Choralmelodieen  und  weltliche  Lieder  aus  G*, 
F-  und  G-Dur  werden  eingeübt    Alles  ist  noch  einstimmig  zu  singen. 

Dritte  Klasse.    2  Stunden. 

Stimm-  und  Treffübungen  in  den  Tonarten  C-,  F-  und  G-Dur.  Der  Tonum- 
fang erh&lt  eine  Erweiterung  durch  die  unterhalb  c  liegenden  Töne  h,  a,  g. 

Die  Töne  fis  und  b  in  der  G-  und  F-dur-Tonleiter  gelangen  jetzt  zur  gründ- 
licheren Anschauung  und  Einübung.  Auch  die  Übrigen  chromatischen  Töne  eis, 
gis  usw.  sind  vorzuführen. 

Vorführung  und  Einübung  des  V*'  und  'Ji-TtiktM  nebst  Einführung  der  Ton- 
dauer  von  Vl%  Taktteilen.  Vorführung  und  Einübung  der  Pausen  und  Pausezeichen. 
Einführung  in  den  zweistimmigen  Gesang. 

10  einstimmige  Choralmelodieen.  10—12  weltliche  Lieder  in  ein-  und  zwei- 
stimmigem Tonsatze. 

Zweite  Klasse.     2  Stunden. 

Stimm-  und  Treffübungen  in  den  Tonarten  D-,  B-,  A-  und  Es-Dur. 

Einführung  in  die  Terschledenen  Tempograde. 

Vierteilige  Gliederung  der  Taktteihioten  in.  den  bisherigen  Tonarten.  Vor- 
führung der  auf  vierteilige  Gliederung  des  Taktteiles  gestützten  punktierten  Form. 

Als  St&rkegrad  tritt  Forte  hinzu. 

10—12  teils  ein-,  teils  zweistimmige  Choräle.  10—12  zweistimmige  weltliche 
Lieder. 

Erste  Klasse.    2  Stunden. 

Es  werden  die  gebräuchlicheren  Molltonarten  A-,  D-,  G-  und  C-MoU  vorge- 
führt und  eingeübt. 

Einführung  in  den  dreistimmigen  Gesang  für  2  Soprane  und  1  Alt 

In  Schulen  mit  mehr  als  sechs  Klassen  kann  der  Gesang  für  gemischten  Chor 
eintreten.    Die  Bässe  haben  sich  alsdann  in  sehr  mäfsigem  Tonumfange  zu  ergehen. 

Das  Auswendigsingen  ist  vorzugsweise  auf  einstimmige  Choräle  und  Lieder, 
weniger  auf  drei-  und  vierstimmige  Tonsätze  anzuwenden. 

X.  Turnen. 
Wöchentlich  2  Stunden. 
In  der  sechsten  und   fünften  Klasse  Vorübungen  und  Tumspiele. 
In  den  vier  oberen  Klassen  systematischer  Unterricht  nach  dem  neuen  Leit- 
faden für  preufsische  Volksschulen,  dessen  Aufgaben  auf  der  Oberstufe  einer  mehr 
als  sechsklassigen  Schule  entsprechend  zu  ergänzen  und  zu  erweitem  sind. 

ME  3.  April  1873:  Da,  wo  den  Mittelsohnlen  wohleingeriohtete 
Volksschulen  vorarbeiten,  ist  es  unbedenklich,  die  ersteren  auf  zwei  oder 
drei  Klassen  zu  beschränken.  Dagegen  ist  die  Trennung  der  Ge- 
schlechter die  unabweisliche  Voraussetzung  fllr  die  Erreichung  der  im 
Normallehrplan  angegebenen  Ziele. 
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Übersicht  der  Lehrstoff-  und  Standenverteilung. 


Wöohentliohe  Stundensahl 


Lehrgegenstande 


Religion 

Deutseh,  einschl.  Lesen  und  Schreiben 

Bechnen 

Raumlehre 

Naturbescfareibong 

Phjsik  rChemie) 

Geographie 

Geschichte 

Französisch , 

Zeichnen 

Gesang 

Turnen 


Zusammen         32 


L 

II.        III. 

IV. 

V. 

VI. 

2 

2           2 

6           8 

3 

3 

3 

4 

12 

12 

12 

3 

3     1      3 

5 

5 

5 

3 

2     ,      2 

"" 

— 

— 

2 
3 
2 

2 
2 
2 

2 



— 

— 

2 

2 

__ 

^. 

2 

2 

2 

— 





5 

5 

5 

— 



_ 

2 

2 

2 

2 





2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

32 

32 

32 

28 

24 

24 

ME  19.  M&rz  1873:  Bei  Aufstellung  des  Lehrplanes  ftlr  die  Mittel- 
schule ist  die  Absicht  malisgebend  gewesen,  unter  Sicherstellung  der 
Yolksschulbildung  im  engeren  Sinne  der  Ausbildung  eines  tüchtigen 
Mittelstandes  möglichst  freie  Bahn  zu  geben  und  gleichzeitig  zu  ver- 
hüten, dafs  zwischen  den  eigentlichen  Volksschulen  und  den  Mittel- 
schulen ein  unterschied  entstehe,  wie  er  etwa  zwischen  letzteren  und 
Gymnasien  vorhanden  ist.  Es  ist  daher  gestattet  worden,  dafs  auch 
mehrklassige  Volksschulen  in  ihren  Oberklassen  nach  dem  Lehrplane 
der  Mittelschule  arbeiten.  Der  obligatorische  Unterricht  in  zwei  fremden 
Sprachen  wird  nur  in  neunklassigen  Mittelschulen  mit  einigem  Erfolge 
betrieben  werden  können.  Unbedenklich  aber  ist  bei  allen  Anstalten, 
dafs  die  Schüler,  welche  fElr  ein  Gymnasium  oder  eine  Real- 
schule vorbereitet  werden  sollen,  neben  dem  obligatorischen  Unterricht 
in  einer  neueren  Sprache  fakultativen  Unterricht  in  der  lateinischen 
erhalten. 

ME  23.  April  1873:  Bei  der  Bestimmung,  dais  der  Unterricht  in 
wenigstens  einer  fremden  Sprache  in  den  Lehrplan  der  Mittelschulen 
aufgenommen  werden  solle,  ist  nicht  nur  die  Rücksicht  auf  das  Be- 
dürfnis des  bürgerlichen  Lebens,  sondern  auch  auf  die  formal  bildende 
Kraft  dieses  Gegenstandes  ausschlaggebend  gewesen,  wie  es  auch 
hierbei  die  Absicht  war,  einem  Übergewichte  des  realen  und  technischen 
Unterrichts  über  den  in  den  ethischen  Lehrgegenständen  vorzubeugen. 

2.  Kapitel.    Das  Mittelscholwesen  im  übrigen  Deutschland. 

In  Anhalt  unterrichten  die  Mittelschulen  ihre  Zöglinge  bis  zum 
16.  Lebensjahre  in  den  Elementarfächern  der  Volksschule  und  in  Geo- 
metrie, Französisch  und  Latein.  In  Baden  ist  dasselbe  der  Fall  bei 
den  „Bürgerschulen".    In  Bayern  stehen  auf  dem  Standpunkte  von 
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Mittelsohulea  die  im  Lehrplan  vom  28.  Jan.  1809  (Niethammer-Mont- 
gelag)  als  „Realschulen^^  bezeichneten,  durch  die  Yerf&gung  vom  28.  Sept. 
1816  in  „höhere  Börgerschulen"  umgewandelten  Unterrichtsanstalten, 
welche  Kinder  im  Alter  von  10 — 13  Jahren  in  den  Elementargegen- 
st&nden  und  in  Französisch,  allgemeiner  Geschichte,  Eosmographie, 
Naturgeschichte  und  Zeichnen  unterrichten.  In  den  „Rektorschulen'' 
der  Hansastädte  treten  zu  den  gewöhnlichen  Unterrichtsfächern 
Latein,  Englisch  und  Französisch,  in  Hessen  Englisch  und  Französisch, 
während  in  den  oberen  Klassen  der  Mittelschulen  Mecklenburgs 
Latein,  Französisch  und  Englisch  hinzukommen.  Die  Erweiterung  des 
Unterrichts  in  Oldenburg  erstreckt  sich  nur  auf  Mathematik,  Natur- 
kunde und  Zeichnen  (event.  weibliche  Handarbeiten),  in  den  „höheren 
Volksschulen"  des  Königreichs  Sachsen  auch  auf  fremde  Sprachen; 
in  Württemberg  ist  gleichfalls  nur  die  Erweiterung  des  Real- 
und  Zeichenunterrichts  die  besondere  Aufgabe  der  Mittelschulen, 
während  Französisch  nur  fakultativ  und  nur  an  einigen  dieser  Anstalten 
betrieben  wird.  Die  meisten  Mittelschulen  sind  hier  nur  einklassig  und 
nehmen  ihre  Zöglinge  erst  im  Alter  von  10  bis  14  Jahren  auf. 

3.  Kapitel.    Das  Mlttelschalweseii  in  aufserdeatsclien  LSndern. 

a.  Belgien.  Das  Gesetz  vom  1.  Juni  1850  legt  dem  Unterricht 
der  höheren  Volksschulen  (öcoles  primaires  sup^rieures)  den  Charakter 
des  Mittelschulunterrichts  (enseignement  moyen)  bei  und  bestimmt  diesen 
in  seinen  Motiven  „ftir  die  mittlere  Klasse  der  Gesellschaft,  be- 
sonders flir  solche  jungen  Leute,  die  sich  keinem  gelehrten  Berufe 
widmen."  Daneben  soll  er  dazu  dienen,  die  Schüler  ftir  den  Unterricht 
in  den  klassischen  Sprachen  und  den  exakten  Wissenschaften  vor- 
zubereiten. Lehrgegenstände  sind:  Religion,  grundlegendes  Studium 
der  französischen  und,  je  nach  örtlichen  Bedürfnissen,  der  vlämischen 
oder  deutschen  Sprache,  Arithmetik,  Elemente  der  Algebra  und  Geo- 
metrie, Zeichnen  (besonders  Linearzeichnen),  Feldmefskunst  und  andere 
praktische  Verwendungsarten  der  Geometrie,  Schreiben,  Buchhaltung 
und  einige  Begriffe  des  Handelsrechts,  Mitteilungen  aus  den  Natur- 
wissenschaften, die  einer  praktischen  Anwendung  f&hig  sind,  Elemente 
der  Geographie  und  Geschichte,  besonders  der  vateriändischen,  Vokal- 
musik und  Turnen.  Zur  Aufnahme  in  die  Vorbereitungsklasse  ist  ein 
Alter  von  6  Jahren,  in  die  Mittelschule  selbst  ein  solches  von  10  Jahren 
erforderiich.  Die  letztere  umfafst  3  Klassen  oder  Studienjahre.  Die 
Schülerzahl  einer  Klasse  soll  nicht  über  50  betragen.  In  jeder  Mittel- 
schule sind  gemeinsame  Arbeitssäle  einzurichten.  Mit  Genehmigung 
des  Ministers  des  Innern  können  mit  diesen  Anstalten  Pensionate  und 
nach  der  Verordnung  vom  10.  Juni  1852  auch  Unterricht  in  den  klassi- 
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tichen  Sprachen  oder  in  der  Landwirtschaft,  oder  Lehrknrse  fttr  künf- 
tige VolkBSchallehrer  verbunden  werden, 

b.  InD&nemark  sind  die  Mittelschuleinriohtungen  teils  anf 
elementare  Anstalten  aufgesetzte  höhere  Bealklassen  oder  eigene  ,,höha^ 
BflrgeiBchnlen'^,  in  denen  anch  Mathematik,  Dentsch,  Englisch  and 
Französisch  gelehrt  wird. 

c.  Frankreich.  Nach  dem  Gesetz  vom  28.  Hftrz  t882  (vergl. 
Art.  3  des  Gesetzes  vom  30.  Oktober  1886)  begreift  der  Unterricht  in 
den  äcoles  primaires  sapörieores  aufser  der  Wiederholung  des  Elementar- 
kursus folgende  Gegenstände :  Angewandtes  Rechnen,  Elemente  der 
Algebra  und  Geometrie,  das  gewöhnliche  Rechnungswesen  und  die 
Elemente  der  Physik  und  Naturwissenschaft  in  ihrer  Anwendung  auf 
die  Landwirtschaft,  Industrie  und  Gesundheitspflege,  geometrisches  und 
Ornament-Zeichnen,  Modellieren,  französische  Geschichte  und  Litteratur, 
die  Hauptepochen  der  allgemeinen  Geschichte,  insbesondere  der  Neu- 
zeit, Handels-  und  Gewerbegeographie,  lebende  Sprachen,  Arbeiten  in 
Eisen  und  Holz  (ftir  Knaben),  Handarbeiten,  Zuschneiden  usw.  (ftlr 
Mftdchen).  Zur  Aufnahme  in  diese  Anstalten  ist  ein  Alter  von  minde- 
stens 12  Jahren  und  ein  Abgangszeugnis  der  Elementarschule  erforder- 
lich. Kein  Schüler  soll  diese  Schulen  länger  als  bis  zum  vollendeten 
t8.  Jahre  besuchen.  Der  Unterricht  ist  unentgeltlich.  Der  Staat  ver- 
leiht Stipendien  an  bedürftige  Schüler  und  trägt  zur  Unterhaltung  der 
Anstalten  bei. 

d.  Grofsbritannien.  In  England  sind  die  Unterrichts  Veran- 
staltungen für  den  höheren  Elementarunterricht  nicht  besondere  An- 
stalten, sondern  nur  Erweiterungen  der  Volksschule  in  deren  Unter- 
richtszeit und  Lehraufgaben;  in  Schottland  sind  es  besondere  Schulen. 
Hier  wie  dort  erstreckt  sich  der  Unterricht  auch  auf  fremde  Sprachen. 

e.  InOesterreich  nehmen  den  Standpunkt  deutscher  Mittelschulen 
wegen  des  Mangels  eines  fremdsprachlichen  Unterrichts  nur  zum  Teil  die 
Bürgerschulen  ein,  die  sich  entweder  mit  drei  selbständigen  Klassen 
an  den  ftlnften  Jahreskursus  der  gewöhnlichen  Volksschulen  anschlielsen, 
oder  als  besondere  Anstalten  von  8  zusammenhängenden  Klassen  zu 
einem  Gesamtorganismus  zusammengefafst  sind.  Die  Unterrichtsgegen- 
stände sind:  Religion,  deutsche  Sprache,  Geographie  und  Geschichte, 
Naturgeschichte  und  -Lehre,  Arithmetik,  Geometrie,  geometrisches  und 
Freihandzeichnen,  Schreiben,  Gesang,  Turnen  (ftlr  Knaben)  und  (ftlr 
Mädchen)  weibliche  Handarbeiten  sowie  Haushaltnngskunde. 

Die  Bürgerschulen  in  Ungarn,  welche  sich  hinsichtlich  des  Schul- 
alters und  der  Unterrichtsziele  an  das  vierte  Schuljahr  der  Elementar- 
schule ansohliefsen,  haben  gewöhnlich  einen  6jährigen  Lehrkursus  ftlr 
Knaben,  einen  4jährigen  ftlr  Mädchen;  jedoch  können  auch  solche  mit 
ein-  und  zweijährigem  Lehrkursns  eingerichtet  werden,  welche  dann 
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den  höheren  Volkssohnlen  gleichstehen.  Unterrichtsgegenstände  sind: 
Religions-  nnd  Sittenlehre,  Muttersprache,  deren  Stilistik  und  Litteratur, 
Ungarisch  (soweit  dieses  nicht  Muttersprache  ist)  bezw.  Deutsch,  Rechnen, 
Geometrie,  Geographie,  Geschichte,  Physik,  Naturgeschichte,  Chemie 
(die  drei  letztgenannten  Gegenstände  mit  Rücksicht  auf  Ackerbau, 
Gewerbe  und  Handel),  Landwirtschafts-  und  Gewerbekunde,  Statistik, 
Grundzttge  des  öffentlichen,  des  Privat-  und  Wechselrechts,  Buchflihrung, 
Zeichnen,  Schönschreiben,  Gesang,  Gymnastik  und  (für  Knaben)  Waffen- 
übung. Fakultative  Lehrgegenstände  können  sein  Lateinisch,  lebende 
Fremdsprachen,  wie  Französisch,  Englisch,  und  Musik.  Der  ministerielle 
Lehrplan  vom  26.  Aug.  1877  bestimmt  als  Stundenzahl  und  Lehrziele: 
in  Religions-  und  Sittenlehre  wöchentlich  eine  Stunde  in  jeder 
Klasse  —  (den  Lehrstoff  umgrenzt  die  betreffende  Kirchenbehörde);  in 
Geschichte  Kenntnis  der  Kulturgeschichte  Ungarns  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  sozialen  Verhältnisse  und  die  staatliche  Gesetzgebung; 
Bekanntschaft  mit  den  Perioden  der  europäischen  Geschichte,  welche 
zum  Verständnis  des  gegenwärtigen  Kulturzustandes  der  civilisierten 
Völker  notwendig  sind  (Klasse  I— III  wöchentlich  2,  IV— VI  3  Stunden) ; 
in  Muttersprache  und  Litteratur  gründliche  Kenntnis  der  Gram- 
matik und  Gewandtheit  in  klarem  und  korrektem  Ausdi-uck ;  auf  Lektüre 
und  Erklärung  beruhende  Kenntnis  der  verscbiedenen  Dichtungsarten 
und  deren  Entwickelung  in  der  Litteratur  (I — II  4,  III — VI  3  Stunden) ; 
in  Ungarisch  bezw.  Deutsch  sichere  Kenntnis  der  Sprache  auf 
grammatikalischer  Grundlage  und  Gewandtheit  im  schriftlichen  und 
mfindlichen  Ausdruck  (I— V  3,  VI  2  Stunden);  in  Geographie  nnd  Sta- 
tistik Bekanntscbaft  mit  den  natürlichen  und  staatlichen  Verbältnissen 
der  Erde,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Uogarn  (I— V  3,  VI  2  St.); 
in  Naturgeschichte  auf  Anschauung  und  Vergleichung  beruhende 
Kenntnis  der  wichtigeren  Gruppen  aus  der  Tier-  nnd  Pflanzenwelt, 
sowie  auf  Analysierung  des  tierischen  und  vegetabilischen  Organismus 
begründetes  Verständnis  der  Funktionen  im  Tier-  und  Pflanzenlebeu 
(I— III  2  St.);  in  Physik  und  Chemie  Kenntnis  der  Gesetze  in  den 
Naturerscheinungen,  soweit  diese  durch  Experimente  erkennbar  sind, 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  kosmischen  Phänomene;  Kenntnis 
der  chemischen  Elemente  und  Verbindungen,  die  im  gewöhnlichen  Leben 
von  Wichtigkeit  sind  (III  3,  IV  4,  V  u.  VI  3  St.);  in  Arithmetik 
und  Buchführung  Sicherheit  und  Gewandtheit  in  der  Ausführung 
arithmetischer  Operationen  und  Vertrautheit  mit  der  Lösung  der  im 
bürgerlichen  Leben  vorkommenden  angewandten  Aufgaben;  einfache 
und  doppelte  Buchführung,  namentlich  auch  bei  Sparkassen,  Banken 
und  Aktiengesellschaften,  Wechselgeschäft  und  Kontokurrent  (I — III  4, 
rV  6,  V  u.  VI  5  St.);  in  Geometrie  und  geometrischem  Zeichnen 
Kenntnis    der    Grundprobleme    der    konstruierenden    Planimetrie   und 
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ihre  praktische  Anwendung  (I  u.  II  4,  III  3,  IV— VI  2  St,);  in 
Staats-  und  rechtswisseasohaftliohen  F&ohern  die  Elemente 
der  Nationalökonomie;  ans  dem  nngarischen  Staatsrechte:  Bestand, 
Verfassung,  Reichstag,  Regierung  und  Verwaltung;  aus  dem  Privat- 
rechte: Gmndzüge  des  Erb-,  Vertrags-  und  Qrundbuchrechts ,  das 
materielle  Strafrecht;  aus  dem  formalen  Rechte:  Gerichtsorganisation 
und  kurze  Darstellung  der  Prozelsordnung;  die  Hauptzüge  des  Wechsel- 
rechtes  und  des  Eonkursgesetzes  (VI  2  St.);  in  praktischen  Gegen- 
ständen entweder  die  Elemente  der  Agrikulturkunde  (Pflege  des 
Ackerbodens,  Getreidebau,  Viehzucht,  Garten-  und  Weinbau,  Seiden- 
und  Bienenzucht,  Elemente  der  Forstkultur)  oder  die  Elemente  der 
Technologie  verbunden  mit  praktischer  Übung  eines  Industriezweiges 
(wenigstens  einer  hausindustriellen  Arbeit).  Für  Schönschreiben 
setzt  der  Lehrplan  in  I  und  II  eine  Stunde,  fbr  Freihandzeichnen 
in  in — ^VI  zwei  Stunden,  f&r  Gesang  in  I  und  II  zwei  Stunden,  in 
III— VI  eine  Lehrstunde,  ftlr  Turnen  und  Waffenübungen  in  I — VI 
zwei  Stunden  wöchentlich  an.  In  dem  Unterricht  der  Mädchen  bleiben 
Geometrie,  Nationalökonomie,  Staats-  und  Rechtswissenschaften,  Land- 
wirtschaftslehre, Technologie  und  Turnen  fort;  daftlr  treten  weibliche 
Handarbeiten  in  wöchentlich  2  Stunden  und  Küchengärtnerei  sowie 
Haushaltungskunde  in  III  und  IV  mit  gleichfalls  2  Stunden  wöchent- 
lich ein.  0 

f.  Skandinavien.  In  Schweden  sind  eigentliche  Mittelschulen 
nicht  vorhanden;  denn  die  sogen.  Volkshochschulen,  welche  der  schon 
erwachsenen  Jugend  einen  über  die  Volksschulziele  hinausgehenden 
ünten-icht  in  der  Muttersprache,  in  Rechnen,  Geschichte,  Geographie, 
Geologie,  Naturlehre,  Ackerbau,  Ökonomie,  Staatskunde  usw.  in  ein- 
oder  zweijährigen  Kursen  während  der  Wintermonate  erteilen,  sind  mehr 
Einrichtungen  von  Vortragscyklen.  In  Norwegen  sind  die  Mittel- 
schulen Eommunalanstalten  mit  der  Bestimmung,  sowohl  für  die 
Gymnasien  vorzubereiten,  als  auch  den  unmittelbar  in  Lebensberufe 
übertretenden  Schülern  eine  abgeschlossene,  ihren  Bedürfnissen  ange- 
pafste  allgemeine  Bildung  zu  verleihen.  Zur  Aufnahme  in  diese  An- 
stalten ist  ein  Alter  nicht  unter  9  und  nicht  über  16  Jahre  erforderlich 
(Ausnahmen  nur  bei  besonderen  Umständen  statthaft);  aufserdem  sind 
als  Vorkenntnisse   in   einer  Aufnahmeprüfung  nachzuweisen:  lautlich 


1)  Die  ungarische  Bdrgerschale  steht  nach  dem  Anscheine  dieses  Lehrplans 
und  nach  den  ME  5.  Sept.  1879  aufgeführten,  an  ihr  Abgangszeugnis  geknüpften 
Berechtigungen  etwa  auf  der  Stufe  deutscher  höherer  Lehranstalten.  Indessen  sind 
die  wirklichen  Leistungen  bei  der  OberbOrdung  ihres  Lehrplanes  (das  Gesetz  schreibt 
24—26  Wochenstunden  yor  —  der  Unterricht  in  der  YL  Klasse  beansprucht  32  Lehr- 
stunden ohne  die  fremdsprachlichen  Fächer)  weit  unter  diesem  Standpunkte; 
vergl.  Schmid  PE^  V  414. 
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i-eines  Lesen,  deutliche,  zasammenhängende  Schrift,  Addieren,  Sub- 
trahieren, Multiplizieren  unbenannter  ganzer  Zahlen,  einige  Bekannt- 
schaft mit  der  biblischen  und  vaterländischen  Geschichte  und  ann&hernde 
Kenntnis  der  Karte  von  Palästina  und  von  Norwegen.  Lehrgegenst&nde 
der  Mittelschule  sind:  Religion,  Muttersprache,  Geschichte,  Geographie, 
Rechnen,  Schreiben,  Deutsch,  Naturkunde,  Zeichnen,  Geometrie,  Latein 
bezw.  Englisch  und  Franzosisch.  Auf  ihr  Verlangen  können  die 
Schüler  vom  Unterricht  im  Französischen,  auf  Antrag  der  Eltern  usw. 
auch  in  anderen  Fächern  (z.  B.  aus  Gesundheitsrücksichten  oder  wegen 
anderweitiger  genügender  Ausbildung)  dispensiert  werden.  Latein  oder 
Englisch  wird  erst  vom  vierten,  Französisch  erst  vom  fünften  Schuljahre 
an  gelehrt.  Der  ganze  Kursus  soll  sechsjährig  sein;  wo  andere  niedere 
Schulen  als  Unterbau  dienen  können,  darf  er  auch  auf  drei  Jahre  be- 
schränkt werden.  Die  Unterrichtsziele  sind  in  den  einzelnen  Lehr- 
gegenständen folgende:  In  Religion  sichere  Kenntnis  des  wesent- 
lichen Inhaltes  der  biblischen  Geschichte  und  der  christlichen  Glaubens- 
und Sittenlehre  nach  dem  evangelisch-lutherischen  Bekenntnis.  In  der 
Muttersprache  deutliches  und  ausdrucksvolles  Lesen,  sprachrichtige 
und  orthographische  Behandlung  einer  leichteren  Aufgabe.  In  Deutsch 
sichere  Kenntnis  der  grammatischen  Elemente  und  Fähigkeit,  vorher 
nicht  gelesene  Stücke,  die  keine  besonderen  Schwierigkeiten  enthalten, 
richtig  und  gewandt  zu  lesen  und  zu  übersetzen,  sowie  mit  Hilfe  eines 
Wörterbuches  eine  schriftliche  Aufgabe  ohne  gröbere  Fehler  zu  erledigen. 
In  Latein  Aneignung  der  grammatischen  Formenlehre  und  der  wich- 
tigsten Regeln  der  Syntax,  möglichst  fehlerfreie  Lösung  einer  leichteren 
schriftlichen  Aufgabe  mit  Hilfe  von  Wörterbuch  und  Grammatik  sowie 
Übersetzung  und  Erklärung  leichterer  Schriftsteller.  Im  Englischen 
sichere  Kenntnis  des  Wesentlichen  der  Grammatik  und  Fähigkeit  zur 
Übersetzung  eines  leichteren  Stückes  sowie  zur  Lösung  einer  schriftlichen 
Aufgabe  mit  Hilfe  des  Wörterbuchs.  Im  Französischen  sichere 
Kenntnis  des  Wesentlichen  der  Formenlehre  und  Fertigkeit  in  der 
Übersetzung  eines  in  der  Schule  durchgenommenen  Stückes.  In  Ge- 
schichte klare  Übersicht  über  die  allgemeinen  Weltbegebenheiten 
und  vollständige  Kenntnis  der  nordischen,  namentlich  der  vaterländischen. 
In  Geographie  einigermajjsen  vollständige  Übersicht  über  die  physikali- 
sche und  politische  Geographie  sowie  vollständigere  Kenntnis  der  nordi- 
schen, hauptsächlich  der  vaterländischen.  In  der  Naturkunde  Übersicht 
über  das  Tier-  und  Pflanzenreich  mit  eingehenderer  Kenntnis  der  merk- 
würdigsten, namentlich  einheimischen  Arten  und  Geschlechter,  sowie 
Kenntnis  der  wichtigsten  Mineralien,  der  wichtigsten  Naturerscheinungen 
und  der  in  ihnen  wirkenden  Kräfte.  In  Mathematik  Einsicht  und 
Fertigkeit  im  praktischen  Rechnen  (mit  Einschlufs  der  Logarithmen) 
bei  Aufgaben  des  täglichen  Lebens,  im  Rechnen  mit  Bucbstabengrölsen 
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und  in  der  Losung  von  Gleichungen  ersten  und  zweiten  Grades ;  Fertig- 
keit im  Ausfahren  der  gewöhnlichen  und  praktisch  anwendbaren  Kon- 
struktionen und  Berechnungen,  sowie  Bekanntschaft  mit  der  ebenen 
Geometrie.  Im  Zeichnen  Übung  in  einfachen  Figuren  nach  Vorlagen 
und  schließlich  im  Schreiben  eine  reinliche  und  deutliche  Hand- 
schrift. 0 

III.  Abschnitt.    Der  öffentliche  Unterricht  in  den  höheren 

Mädchenschulen. 

1.  Kapitel.    PrenCsen. 
Lehrplan  für  die  höhere  Mädchenschule  (CE  31.  Mai  1894). 

A.    Stundentafel. 


Unterrichtsgegenstände 


|! 


Unterstufe 


Religion j     3 

Dentsoh 1;  10 

Franiösisoh !   — 

Englisch !   — 

Beohnen    

Gesohichte 

Erdkunde 

Katnrwitsenschaften    .     .     . 

Zeichnen 

Schreiben 

Handarbeit 

Singen 

Turnen     


Mittelstufe 

1     Oberstufe 

1 

1 

Summe 

VI 

V   1  IV 

III 

II 

I 

3 

3 

3 

2 

2 

2 

24 

5 

5 

5 

4 

4 

4 

64 

5 

5 

5 

4 

4 

4 

27 

— 



— 

.    4 

4 

4 

12 

3 

3 

3 

2 

2 

2 

24 

— 

2 

2 

2 

2 

2 

10 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

14 

2 

2 

2 

'    2 

2 

2 

12 

— 

1  2 

2 

,     2 

2 

2 

10(8) 

2 

— 

'  — 

— 

— 

7(9) 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

14 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

12(18) 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

18  (12) 

28 

30 

30 

,30 

30 

30 

238 

Zusammen      ,    18  |  20  |  22  || 

B.    Lehraufgabe. 

I.  Religion.  Allgemeines  Lehrziel.  (Für  Evangelische.)  Unter- 
stützt von  der  Gesamtthätigkeit  der  Schule  verfolgt  der  evangelische  Reli- 
gionsunterricht das  Ziel,  die  Mädchen  zum  Leben  in  Gottes  Wort  zu 
erziehen,  sie  in  das  Verständnis  der  heiligen  Schrift  und  in  das  Bekenntnis 
der  Gemeinde  einzufbhren  und  sie  so  zu  befähigen,  durch  ihren  Wandel 
und  durch  Beteiligung  am  gottesdienstlicben  Leben  der  Gemeinde  sowie 
an  christlichen  Liebeswerken  die  ihnen  im  Leben  zufallende  Aufgabe 
zu  lösen. 

Lehraufgaben.  Klasse  IX— VII  (Unterstufe):  Eine  mälsige,  all- 
mählich erweiterte  Auswahl  biblischer  Geschichten  des  alten  und  neuen 
Testaments,  welche  dem  Verständnis  dieser  Stufe  entsprechen,  ohne 

1)  Auch  dieser  Lehrplan  scheint,  zumal  auf  sprachlichem  Gebiete,  höhere 
Ziele  zu  erreichen,  als  Anstalten  solcher  Art  eigentlich  vorgesetzt  ist;  indessen 
geht  auch  hier  die  obL'gatorische  Leistung  über  den  Standpunkt  sonstiger  Mittel- 
schulen nicht  hinaus. 
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Betonung  des  inneren  Zusammenhanges  nnd  ohne  Anwendung  eines 
Lesebuches.  Passende  Bibelsprüche;  einzelne  Liederverse  nnd  6ebete. 
Zehn  Gebote  nnd  Vaterunser  ohne  Auslegung.  Klasse  VI — IV  (Mittel- 
stufe) :  Darstellung  der  Geschichte  des  Reiches  Gottes  in  einer  zusammen- 
hängenden Reihe  biblischer  Geschichten  nach  einem  Lesebuch.  Das 
erste  Hauptstück  mit  Luthers  Auslegung.  Das  zweite  Hauptstflek. 
Worterklftrung  des  zweiten  und  dritten  Hauptstückes.  Bibelsprüche 
Jährlich  etwa  4  Kirchenlieder.  Das  Kirchenjahr.  Oberstufe.  Klasse  III: 
Evangelische  Perikopen  in  reichlicher  Auswahl.  Gleichnisse.  Ein- 
gehende Auslegung  der  Bergpredigt.  Erklärung  des  zweiten  Haupt- 
stückes mit  Luthers  Auslegung.  Ordnung  des  Gottesdienstes.  Vier 
Kirchenlieder.  Klasse  II:  Zusammenhängende  Lesung  und  Erklärung 
eines  der  synoptischen  Evangelien.  Ausgewählte  Psalmen  und  pro- 
phetische Stellen  des  alten  Testaments.  Luthers  Auslegung  des  dritten 
Hauptstücks.  Das  vierte  und  fünfte  Hauptstück  ohne  Auslegung.  Vier 
Kirchenlieder.  Die  Geschichte  des  evangelischen  Kirchenliedes  in  einzel- 
nen Lebensbildern.  Luthers  Leben  und  Wirken.  Klasse  I:  Ausgewählte 
epistolische  Perikopen.  Wiederholung  des  Katechismus,  der  Bibel- 
sprüche und  Lieder.  Bilder  aus  der  Kirchengeschichte  in  strenger  Be- 
schränkung auf  die  ftlr  die  kirchlich -religiöse  Bildung  der  evangelischen 
Jugend  unentbehrlichen  Stoffe:  Pflanzung  und  Ausbreitung  der  christ- 
lichen Kirche  im  Anschlufs  an  die  Lektüre  ausgewählter  Abschnitte 
aus  der  Apostelgeschichte.  Ohristenverfolgungen.  Augustinus.  Winfried. 
Ansgar.  Adalbert  von  Prag.  Otto  von  Bamberg.  Anseimus.  Bern- 
hard von  Clairvaux.  Tauler.  Johann  Hufs.  Brüder  vom  gemeinen 
Leben.  Die  Reformation  (Luther,  Melanchthon,  Zwingli,  Calvin). 
Paul  Gerhardt.  Francke  (A.  H.).  Zinzendorf.  Oberlin.  Fliedner. 
Wichern.    (Über  katholischen  Religionsunterricht  vergl.  CBl  1894,  415  ff.) 

Methodische  Bemerkungen.  Das  Dargebotene  soll  überall 
schlicht,  klar,  anschaulich  sein  nnd  auf  das  Leben  bezogen  werden. 
Dogmatisieren  und  Schematisieren  ist  fernzuhalten.  Die  Forderung  des 
Wiedererzählens  biblischer  Geschichten  hat  sich  der  wachsenden  Sprach- 
fertigkeit der  Kinder  anzupassen.  Hauptaufgabe  bleibt  die  religiös- 
sittliche Erziehung,  und  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  ist  auch  der 
Gedächtnisstoff  zu  bemessen  und  zu  behandeln.  Die  dadurch  gebotene 
Beschränkung  wird  es  leichter  ermöglichen,  durch  häufige  Wiederholung 
das,  was  an  Liedern,  Bibelstellen  und  aus  dem  Katechismus  der 
Schülerin  mitgegeben  wird,  zu  einem  festen  Besitz  für  das  Leben  zu 
machen. 

AuDser  dem  biblischen  Lesebuch,  der  Bibel,  dem  Katechismus,  dem 
Gesangbuch  und  etwa  einer  kurzen  Zusammenstellung  der  zu  lernenden 
Lieder  und  Spi-üche  dürfen  Hilfsbüoher  nicht  benutzt  werden.  Die 
Kirchenlieder  sind  überall  in  der  beim  Gemeindegesang  eingeflihrten 
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Form  zu  lernen  nnd  aueh  im  Gesangnnterricht  zu  üben.  Bei  der 
Auswahl  des  Religionslehrers  kommt  es  nicht  auf  die  Art  seiner  Vor- 
bildung, sondern  darauf  an,  dafs  er  eine  lebendige,  warme  und  über- 
zeugte Persönlichkeit  sei. 

n.  Deutsch.  AllgemeinesLehrziel.  Fertigkeit  im  richtigen 
und  ungezwungenen  mündliehen  wie  schriftlichen  Gebrauch  der  Mutter- 
sprache. Weckung  und  Stärkung  des  Sprachgefühls.  Befähigung  zum 
sinnvollen  Lesen  und  Sprechen  einfacher  poetischer  und  prosaischer 
Stücke.  Vertrautheit  mit  einigen  Meisterwerken  unserer  klassischen 
Litteratur;  Bekanntschaft  mit  dem  Lebensgange  und  der  Bedeutung 
einiger  der  grofsten  Dichter  der  klassischen  Zeit.  Belebung  des  vater- 
l&ndischen  Sinnes  besonders  durch  Einführung  in  die  Welt  der  deutsehen 
Dichtung  und  Sage. 

Lehraufgaben.  Kl.  IX— VII  (Unterstufe):  Der  Unterricht  im 
Deutsehen  schliefst  die  Übungen  im  Sprechen,  Lesen  und  Schreiben  in 
sich.  Diese  Gegenstände  müssen  im  organischen  Zusammenhange  mit 
einander  bleiben.  Auch  den  Unterricht  im  Schönschreiben  in  Vm 
und  VII  hat  möglichst  der  Lehrer  des  Deutschen  zu  erteilen.  Für  die 
Sprechübungen  sind  konkrete  Gegenstände  nnd  gute,  nicht  überladene 
Bilder  zu  benutzen.  Lesen  bis  zu  voller  mechanischer  Geläufigkeit, 
zuerst  nach  der  eingeführten  Fibel,  später  nach  dem  Lesebuch.  Erste 
Übungen  in  der  mündlichen  Wiedergabe  des  Gelesenen.  Regelmäfsige 
häusliche  Abschriften  in  mäfsigem  Umfange.  Lernen  kleiner  Gedichte 
und  kurzer  erzählender  Prosastücke.  Die  einfachsten  Grundzüge  der 
Rechtschreibung.  In  VII  die  ersten  grammatischen  Belehrungen: 
Redeteile  und  Glieder  des  einfachen  Satzes.  Kl.  VI— IV  f Mittelstufe) : 
Reichliche  Übungen  im  sinngemäfsen  Lesen.  Erschliefsung  des  Lese- 
stückes durch  Zergliederung,  Zusammenfassung  und  Wiedergabe  des 
Inhaltes.  Rechtschreibe-  und  Interpunktionsübungen  in  wöchentlichen 
Diktaten.  Schriftliche  Wiedergabe  prosaischer  Lesestücke  erzählenden 
Inhalts  in  allmählich  gesteigerter  Selbständigkeit  des  Ausdrucks  und 
der  Darstellung.  Freie  Niederschriften  von  Erlebtem,  Gesehenem,  Er- 
fahrenem in  kurzer,  möglichst  zwangloser  Fassung  (in  der  Klasse).  Im 
Anschluls  an  typische  Beispiele  elementare  Belehrungen  über  die  Unter- 
Scheidung  der  starken  und  schwachen  Flexion,  den  einfachen,  er- 
weiterten und  zusammengesetzten  Satz  und  das  Wichtigste  aus  der 
Wortbildungslehre.  (Diese  grammatischen  Belehrungen  finden  gelegent- 
licli  der  Lesestunde  an  geeigneten  Prosastücken  und  Beispielen  statt. 
Ein  Leitfaden  ist  nicht  erforderlich.)  Fleifsige  Übung  im  Wiederer- 
^hlen.  Vortrag  einer  Auswahl  von  Gedichten  nach  einem  für  die 
Schule  fortzusetzenden  Kanon  mit  kurzen  Notizen  über  die  Verfasser. 
Kl.  III — I  (Oberstufe) :  In  III  ist  vorzugsweise  dem  Gebiet  der  deutschen 
Sage  (Nibelungen,  Gudrun),  Uhlands  Gedichten,    den  Freiheitssängen 
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und  der  deatschen  Eulturgesohlohte  mit  Berfloksiohtigatig  des  Franen- 
lebens  der  Lehrstoff  zu  entnehmen.  Elementare  Belehningen  fiber 
poetische  und  Stilformen  nnr,  soweit  sie  znr  Erl&ntemng  des  Gelesenen 
erforderlich  sind.  Klasse  II  und  I  benutzt  in  der  Regel  kein  Lesebuch 
mehr.  11  liest  geeignete  Abschnitte  aus  einer  guten  metrischen  Über- 
setzung der  Odyssee  nach  einer  Schulausgabe.  Schillersche  Balladen 
und  ein  Drama  von  Schiller;  ein  zweites  Drama  als  Privatlektllre. 
I  liest  neben  einer  reichlichen  Auswahl  Gk>ethescher,  Schillerscher 
und  Uhlandscher  Gedichte  abwechselnd  Hermann  und  Dorothea  und 
Iphigenie;  als  Privatlektttre  eins  der  beiden  vorbergenannten  Sttlcke, 
Lessings  Minna  von  Barnhelm  und  ausgewählte  Abschnitte  von  Dichtung 
und  Wahrheit  nach  einer  Schulausgabe.  Abweichungen  von  vorstehen- 
der Auswahl  der  Elassenlektttre  für  II  und  I  sind  unter  besonderen 
Umständen  nicht  ausgeschlossen.  In  allen  drei  Klassen  werden  die  zu 
lernenden  Gedichte  in  möglichst  engem  AnschlnÜB  an  den  Hauptlese- 
stoff bestimmt.  Wie  im  Aufsatz  alles  Rhetorische,  so  ist  im  Vortrage 
der  Gedichte  alles  Deklamatorische  zu  vermeiden.  Die  Au&ätze  be- 
schränken sich  auch  auf  der  Oberstufe  auf  freiere  Wiedergabe  aus 
dem  Gebiete  des  Lehrstoffes  und  des  der  Schülerin  vertrauten  Lebens. 
In  jedem  Vierte\jahr  ein  Klassenaufsatz.  Der  Umfang  aller  Aufsätze 
sei  mäfsig;  ihr  Inhalt  auch  anderen  Gebieten  als  dem  des  deutschen 
Unterrichts  entnommen  (z.  B.  der  Geschichte,  Erdkunde,  Naturwissen- 
schaft). Aufgaben,  welche  zu  ästhetischen  oder  moralisierenden  Aus- 
lassungen fahren  könnten,  sind  nicht  zu  wählen.  Es  empfiehlt  sich 
statt  der  Aufsätze  zuweilen  vorbereitete  Übersetzungen  ans  den  Fremd- 
sprachen anfertigen  zu  lassen.  Der  litteraturkundliche  Unterricht  hält 
sich  im  wesentlichen  an  das,  was  durch  die  Lektüre  während  der 
ganzen  Schulzeit  erworben  ist,  oder  was  auf  der  Oberstufe  in  der 
Klasse  oder  im  Hause  gelesen  werden  soll.  Dichter,  von  denen  die 
Schülerin  durch  Lektüre  keine  Anschauung  erhält,  sind  nicht  zu  be- 
handeln. Die  Jahreszahlen  beschränken  sich  auf  das  Notwendigste. 
Eine  zusammenhängende  Darstellung  des  Entwickelungsganges  der 
deutschen  Dichtung,  auch  nur  des  18.  oder  19.  Jahrhunderts  ist  aus- 
geschlossen. Eingehendere  Nachrichten  sind  in  I  zu  geben  von  dem 
Leben  und  Dichten  Lessings,  Schillers,  Goethes  und  Uhlands.  Klop- 
stock  und  Herder  im  Anschlufs  an  Lessing  und  Goethe,  soweit 
ihre  Bekanntschaft  fttr  deren  Verständnis  notwendig  ist.  Der  Zusam- 
menhang mit  der  politischen  Geschichte  und  der  allgemeinen  Kultur 
der  Zeit  ist  überall  zum  Bewufstsein  zu  bringen,  das  Gebotene  durch 
Mitteilung  von  Briefen,  durch  Bilder  u.  a.  möglichst  anschaulich  zu 
gestalten.  Was  der  Schülerin  von  der  epischen  Dichtung  des  Mittel- 
alters zu  wissen  nötig  ist,  erfahre  sie  gelegentlich  der  Besprechungen 
der  Nibelungen  und  der  Gudrun.    Walthcr  von  der  Vogelweide  schlielse 
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sieh  an  die  Behandlang  der  deutschen  Eaiserzeit  und  des  deutschen 
Frauenlebens  im  Mittelalter  an.  Luthers  Bedeutung  ftlr  das  geistige 
Leben  unseres  Volkes  hat  der  evangelische  Religions*  und  der  Geschichts- 
unterrieht  darzulegen.  Hans  Sachs  und  das  Volkslied  sind  mit  der 
Behandlung  von  Goethe  Jugend  zu  verbinden.  Ein  Leitfaden  für  den 
Litteraturunterricht  ist  ausgeschlossen,  ebenso  ein  besonderes  litterar- 
historisches  Lesebuch.  Dagegen  empfiehlt  sich  eine  Sammlung  von 
mftTsigem  Umfange,  welche  aufser  dem  Kanon  der  auf  der  Mittel- 
und  Oberstufe  zu  lernenden  Gedichte  eine  kleine  Auswahl  des  Besten 
aus  der  lyrischen  und  epischen  Poesie  des  18.  und  19.  Jahrhunderts 
und  aus  der  Spruchdichtung  Goethes,  Schillers  und  Rückerts  enth&lt. 
Methodische  Bemerkungen.  Das  Beste,  was  der  deutsche 
Unterricht  der  Schülerin  ins  Leben  mitgeben  kann,  ist  eine  verständ- 
nisvolle Liebe  zu  Worten  und  Werken  unserer  Muttersprache.  Des- 
halb hat  die  grammatische  Unterweisung  alles  zu  vermeiden,  was  nach 
systematischem  Regelwerk  aussieht.  Es  darf  nie  vergessen  werden, 
dafs  der  Schülerin  die  Sprache  selbst  bekannt  und  geläufig  ist,  und 
dafs  ihr  natürliches  Sprachgef&hl  nur  richtig  geleitet  zu  werden  braucht. 
Der  unbewnfst  erworbene  und  ungeordnete  Spraohsto£f  soll  durch  Zer- 
gliederung, Vergleiehung  und  Zusammenstellung  bewulst  gemacht 
werden.  Darum  ist  in  Aussprache,  Ausdruck  und  Vortrag  auch  alles 
Gemachte,  Gezwungene  und  Erkünstelte  zu  verwerfen  und  der  Schü- 
lerin in  ihren  mündlichen  und  schriftlichen  Äufserungen  die  mög- 
lichste Freiheit  zu  gewähren.  Auf  Einfachheit  der  Darstellung,  insbe- 
sondere des  Satzbaues  ist  zu  halten  und  dem  Eindringen  fremdartiger 
Wendungen  aus  dem  französischen  und  englischen  Unterricht  streng  zu 
wehren.  Fremdwörter,  für  welche  gute  deutsche  Ausdrücke  vorhanden 
sind,  die  den  vollen  Begriffsinhalt  und  -Umfang  decken,  sollen  ausge- 
merzt werden.  Indessen  ist  gerade  in  diesem  Punkte  ein  verständiges 
Mafshalten  geboten,  um  nicht  der  Willkür  Thür  und  Thor  zu  öffnen. 
Es  empfiehlt  sich,  dafttr  an  jeder  Schule  bestimmte  Normen  aufzustellen. 
Das  Lesebuch  sei  beschränkt  in  seinem  Umfange,  reich  und  deutsch 
in  seinem  Inhalte.  Für  die  Unter-  und  Mittelstufe  mufs  es  namentlich 
enthalten  eine  reiche  Auswahl  der  besten  echten  und  unverftlsohten 
deutschen  Märchen,  Sagen  und  Kirchenlieder,  gute  Schilderungen  des 
deutschen  Landes  und  Volkes,  Charakterbilder  deutscher  Männer  und 
Frauen.  Als  Hilfsbuch  ftlr  den  Unten-icht  in  den  sogen.  Realien  ist 
das  deutsche  Lesebuch  der  höheren  Mädchenschulen  nicht  bestimmt. 
Der  Kanon  der  zu  lernenden  Gedichte  beschränke  sich  auf  eine  mäfsige 
Anzahl  der  besten  Stücke,  die  wei*t  sind,  ein  Teil  des  geistigen  Lebens- 
gutes der  Schülerin  zu  werden.  Für  den  Text  sei  die  vom  Dichter 
gegebene  Fassung  bestimmend.  Die  gewählten  Gedichte  dürfen  dem 
weiblichen  Anschauungs-  und  Empfindungskreise  nicht  fern  liegen  und 
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der  gedächtniBmäfsigeii  Aneignung  nicht  allzu  grobe  Schwierigkeiten 
bieten.  Bei  der  Auswahl  ist  ausschliefslich  der  kttnetlerische  und 
ethische  Grehalt  mafsgebend.  Bei  der  Behandlung  von  Gedichten  ist 
alle  gelehrte  Erklärung  und  alles  Sprachliche,  das  nicht  für  das  poeti- 
sche Verständnis  unmittelbar  notwendig  ist,  vom  Übel.  Das  Gedicht 
soll  durch  das  Wort  des  Lehrers  nur  Licht  und  Leben  erhalten.  Die 
Unterweisung  in  den  Dichtungsformen  und  Dichtungsarten  ist  nie  Selbst- 
zweck, sondern  dient  lediglich  zur  Erklärung  des  Kunstwerkes.  Antike 
Metren  sind  auszuschliefsen ;  nur  der  Bau  des  deutsehen  Hexameters 
und  des  Distichons  möge  gelegentlich  der  Homerlektüre  und  an  Bei- 
spielen aus  der  deutschen  Spruchdichtung  erörtert  werden.  Es  sind 
im  deutschen  Unterricht  auch  die  Volkslieder  und  volkstümlichen 
Lieder  zu  besprecheu  und  zu  lernen,  die  fbr  den  Gesangunterricht  vor- 
zugsweise in  Betracht  kommen.  Der  deutsche  Aufsatz  soll  zum  wahren, 
schlichten,  natürlichen  Ausdruck  erziehen.  Die  Neigung  zum  unklar 
Schwärmerischen,  poetisch  Phrasenhaften  und  zum  Prunken  mit  unreifen 
oder  entlehnten  Ui-teilen  ist  nachdrücklich  zu  bekämpfen.  Daher  haben 
sich  die  Aufgaben  innerhalb  des  vorbezeichneten  Stoffes  zu  halten  und 
alles  Verstiegene  strengstens  zu  vermeiden.  Dispositionsübungen  sind 
nur  insoweit  anzustellen,  als  sie  die  Übersicht  über  ein  gröfseres  Gebiet 
erleichtern  und  den  natürlichen  Gang  der  Darstellung  hervortreten  lassen. 
Bei  der  Elassenlektüre  gröfserer  Kunstwerke  ist  nicht  der  ganze  Text 
in  der  Klasse  zu  lesen;  es  empfiehlt  sich  vielmehr,  nur  die  wichtigeren 
Partieen  nach  vorheriger  Besprechung  des  Inhalts,  und  nachdem  die 
Schülerin  in  häuslicher  Arbeit  sie  zu  verstehen  gesucht  hat,  vorlesen 
zu  lassen.  Die  gelesenen  Epen  und  Dramen  sind  den  Mädchen  zu 
einem  ihrem  Alter  entsprechenden  Verständnis  zu  bringen.  Die  Privat- 
lektüre ist  durch  Besprechung  des  Gelesenen  in  der  Klasse  und  durch 
gelegentliche  Aufsätze  fruchtbar  zu  machen.  Sie  hat  besonders  auch 
den  Zweck,  den  Geschmack  der  Schülerin  am  Echten  und  Einfachen 
zu  bilden  und  sie  für  die  spätere  Lebenszeit  vor  dem  zerfahrenen  Lesen 
seichter  Unterhaltungslektüre  möglichst  zu  bewahren. 

Je  reichere  litteraturgeschichtliche  Kenntnis  der  Lehrer  besitzt,  je 
umfänglicher  und  gründlicher  seine  Belesenheit,  je  lebhafter  und  ge- 
nauer seine  Anschauung  vergangener  Zeiten  und  Menschen  ist,  um  so 
leichter  wird  es  ihm  bei  methodischem  Geschick  werden,  die  litteratur- 
kundlichen  Unterweisungen  um  einige  persönliche  und  sachliche  Mittel- 
punkte zu  gruppieren  und  von  einem  Punkte  aus  die  Umgebung  zu 
beleuchten.  Der  Schein  der  Wissenschaftlichkeit  ist  um  der  Wahrheit 
willen  streng  zu  meiden.  Der  Lehrer  hat  hier  wie  in  der  Erklärung 
deutscher  Dichtungen  viel  erreicht,  wenn  es  ihm  gelungen  ist,  ver- 
gangene Zeiten  und  Menschen  lebendig  darzustellen  und  bleibenden 
Anteil  an  grofsen  Deutschen  und  an  ihrem  Wirken  zu  erwecken. 
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IIL/rV.  Französisch.  Englisch, 
All  gern  ein  es  Lehr  ziel  für  die  beiden  fremden  Sprachen. 
Der  Unterricht  in  den  fremden  Sprachen  hat  die  unmittelbare  Anfgabe, 
die  Schülerin  zu  befähigen,  einen  leichteren  iranzösischen  oder  eng- 
lischen Schriftsteller  zu  verstehen,  gesprochenes  Englisch  oder  Fran- 
zösisch richtig  aufzufassen  und  die  fremde  Sprache  in  den  einfachen 
Formen  des  täglichen  Verkehrs  mündlich  wie  schriftlich  mit  einiger 
(Jewandtheit  zu  gebrauchen.  Er  hat  die  mittelbare  Aufgabe,  das  Ver- 
ständnis für  die  geistige  und  materielle  Kultur,  fttr  Leben  und  Sitte 
der  beiden  fremden  Völker  möglichst  zu  erschließen. 

a.  Französisch.  Lehraufgabe.  Mittelstufe  (VI— IV):  Erste 
Aufgabe  ist  die  Erwerbung  einer  richtigen  Aussprache  durch  sorgfllltige 
und  planm&fsige  Einübung  der  fremden  Laute  zunächst  in  einem  kurzen 
propädeutischen  Kursus  (4— 6  Wochen)  unter  Ausschlufs  von  theoretischen 
Regeln  über  Lautbildung  und  Aussprache  und  ohne  sogen.  Lautschrift. 
Hierbei  ist  stets  vom  Laut,  nicht  vom  Buchstaben  auszugehen.  Von 
vornherein  ist  neben  der  richtigen  Aussprache  des  Einzellautes  und  des 
Wortes  Gewicht  zu  legen  auf  die  natürliche  Trennung  der  Sprech- 
silben, die  Bildung  und  Beobachtung  der  Sprechtakte  und  auf  den 
Satzaccent.  Im  Anschlufs  an  ein  Lese-  und  Lehrbuch,  das  die  Lektüre 
sogleich  in  den  Mittelpunkt  des  Unterrichts  stellt  und  die  allmähliche 
Erwerbung  elementarer  grammatischer  Kenntnisse,  eines  kleinen  ver- 
wendbaren Wortschatzes,  sowie  die  mündlichen  und  schriftlichen  Übungen 
möglichst  aus  den  Lesestücken  hervorgehen  läfst,  ist  nach  und  nach 
die  Kenntnis  der  regelmäfsigen  Formenlehre,  der  Hilfsverben  und  der 
einfachen  Wortstellung  zu  gewinnen.  Alles  Seltene  und  Ungewöhnliche 
ist  beiseite  zu  lassen.  Die  Konjugationsübungen  beschränken  sich  auf 
die  Verben  in  er  und  ir.  Dagegen  müssen  die  grofsen  bestimmenden 
Züge  klar  hervortreten  und  immer  wieder  eingeprägt  werden.  In  der 
Lektüre  auftretende  unregelmäüsige  Formen  werden  als  Vokabeln  be- 
handelt. Eine  Trennung  von  Grammatik-  und  Lektürestunden  findet 
auf  dieser  Stufe  nicht  statt.  Am  Schlüsse  des  Lehrbuches  empfiehlt 
sich  eine  kurze  systematische  Zusammenstellung  des  grammatischen 
Stoffes  nach  Redeteilen  unter  Voranstellung  typischer  Beispiele.  Die 
Sprechübungen,  auf  welche  vom  ersten  Tage  an  Gewicht  zu  legen  ist, 
schliefsen  sich  teils  an  den  Lesestoff,  teils  an  konkrete  Gegenstände, 
an  Vorgänge  des  Sehullebens  oder  an  gute,  nicht  überfüllte  Bildertafeln 
mit  Darstellungen  aus  dem  täglichen  Leben  an.  Sogen.  Questionnaires 
im  Anhange  an  Lesestücke,  oder  abgesondert,  sind  nicht  empfehlens- 
wert. Wenn  das  Lesebuch  kein  sachlich  geordnetes  Wörterverzeichnis 
enthält,  so  empfiehlt  sich  die  Anlage  eines  solchen  durch  die  Schülerin 
unter  Anleitung  des  Lehrers.  Wöchentlich  Diktate  kleiner  durchge- 
arbeiteter oder  besprochener  französischer  Texte  zur  Übung  des  Ohres 
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und  zur  Übertragung  des  Lautes  in  das  herkömmliche  Schriftbild. 
Übersetzung  deutscher  Sätze  nur,  soweit  sie  zur  Einttbung  gramma- 
tischer Formeln  und  Regeln  sich  als  notwendig  erweisen.  Häufige 
Übungen  in  der  mündlichen  Wiedergabe  anfänglich  ganz  kurzer,  all- 
mählich längerer  erzählender  Abschnitte,  die  im  Unterricht  behandelt 
worden  sind.  Erlernen  kleiner  Gedichte,  Kindersprttohe,  Bätsei,  Spiel- 
reime. 

Oberstufe  (III— I):  Lektüre  und  Grammatik  sind  getrennt,  doch 
bleibt  die  Grammatik  in  ihrer  Hilfsstellung.  Mögliebst  reiche  Lektüre 
ausgewählter  leichterer  Schriftwerke  im  Zusammenhang,  namentlich 
solcher  erzählender  und  schildernder  Art,  in  Originalausgaben  oder 
deutschen  Schulausgaben  ohne  Fufsnoten.  Die  historische,  novellistische 
und  |>oetische  Litteratur  des  19.  Jahrhunderts  ist  zu  bevorzugen.  Häu- 
fige Übungen  im  zusammenhängenden  Lesen  längerer  Abschnitte,  wo- 
bei namentlich  auch  auf  den  logischen  und  rhetorischen  Accent  zu 
achten  ist.  Die  Behandlung  französischer  Gedichte  schlie&t  sich  am 
besten  an  eine  gute  Schulsammlung  an,  welche  das  19.  Jahrhundert 
besonders  (berücksichtigt.  Grammatik:  Die  Verben  in  re;  gründ- 
liche Einprägung  der  notwendigen  unregelmäfsigen  Verben  unter  Aus- 
schluß aller  ungebräuchlichen  Zeitwörter  und  aller  seltenen  Formen. 
Auf  das  Gemeinsame  gewisser  Unregelmäfsigkeiten  ist  hinzuleiten.  Die 
syntaktischen  Hauptgesetze  in  Bezug  auf  den  Gebrauch  der  Hilfsverba, 
Wortstellung,  Tempora,  Indikativ  und  Konjunktiv,  in  induktiver  Be- 
handlung anschlieisend  an  Mustersätze.  Grundsätze  der  Syntax  des 
Artikels,  Adjektivs,  Adverbs,  der  Pronomina;  die  sogen.  Easusrektion ; 
die  Präpositionen ;  Syntax  des  Infinitivs  und  der  Participien  —  überall 
unter  Beschränkung  auf  das  Notwendige  und  Gebräuchliche  und  in  in- 
duktiver Lehrform,  sodafs  die  Regel  nicht  als  Verhaltungsmafsregel  zur 
Vermeidung  von  Fehlern  entgegentritt,  sondern  als  Ausdruck  des  sprach- 
lichen Thatbestandes.  Das  System  der  französischen  Grammatik  kann 
in  seinen  Hauptzügen  in  II  zum  Abschlufs  gebracht  werden.  In  der 
I.  Klasse  mögen  dann  noch  einzelne  Kapitel  der  Formen-,  Wort-  und 
Satzlehre  mit  der  besonderen  Absicht  sprachlich-logischer  Schulung  ein- 
gehender behandelt  werden,  um  so  die  Schülerin  auch  zur  Beobachtung 
der  ihr  verständlichen  Erscheinungen  in  der  jeweiligen  Lektüre  anzu- 
leiten. —  Fortsetzung  der  Diktate  leichter  französischer  Texte  in  steigender 
Selbständigkeit,  einfache  Briefe,  mündliche  Rückübersetzungen  in  das 
Französische.  Systematische  Vermehrung  des  Besitzes  an  Vokabeln  und 
idiomatischen  Wendungen;  freie  mündliche  Erzählungen,  Gespräche 
über  Gegenstände  und  Vorkommnisse  des  tägliclien  Lebens  nach  An- 
gabe und  Vorbereitung  durch  den  Lehrer.  Keine  Stunde,  wenn  sie  nicht 
ausschlieislich  schriftlicher  Arbeit  gewidmet  wird,  vergehe  ohne  fran- 
zösisches Gespräch;  nur  der   grammatische  Unterricht   ist  überall  in 
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deutscher  Sprache  za  erteilen.  Die  grammatische  Terminologie  sei  im 
Deutschen,  Französischen  und  Englischen  möglichst  die  gleiche.  Kurze 
litteraturgeschichtliche  Notizen  können  gelegentlich  der  Lektüre  gegeben 
werden.  Zusammenhängende  französische  Litteratur  gehört  nicht  zu 
den  Aufgaben  der  höheren  Mädchenschule;  dagegen  empfiehlt  es  sich, 
die  Schülerinnen  auf  gute  Erzeugnisse  der  neueren  französischen  Litteratur 
für  ihre  Privatlektüre  zu  verweisen  und  nach  dieser  Richtung  auch 
die  Schülerinnenbibliothek  zu  vermehren. 

b.  Englisch.  Lehraufgabe.  Der  Unterricht  beginnt  mit  dem 
Eintritt  in  das  siebente  Schuljahr.  Das  flir  das  Französische  Ange- 
führte gilt  in  sinngemäfser  Anwendung  auch  f&r  das  Englische.  Nur 
wird  bei  der  gröfseren  geistigen  Reife  der  Schülerinnen,  bei  der  kür- 
zeren Lehrzeit  und  bei  der  Verwandtschaft  des  englischen  und  deut- 
schen Sprachgeistes  alles  grammatische  Regelwerk  noch  mehr  beschränkt 
werden  und  die  mannigfache  Verwendung  zusammenhängenden  Lese- 
stoffes sowie  die  vielfältige  Übung  mündlichen  und  schriftlichen  Gebrauchs 
der  fremden  Sprache  noch  deutlicher  hervortreten  können.  Die  erste 
und  wesentlichste  Aufgabe  bleibt  auch  hier  die  Erwerbung  einer  rich- 
tigen Aussprache  in  einem  propädeutischen  Kursus  durch  sorgfältige 
und  planmäfsige  Einübung  der  fremden  Laute  unter  Ausschlufs  theore- 
tischer Regeln  und  ohne  Lautschrift,  sowie  die  Gewinnung  eines  be- 
schränkten Wortschatzes.  Versuche  im  Sprechen  in  jeder  Stunde  im 
Anschlufs  an  den  Lesestoff  und  an  Dinge  und  Vorkommnisse  des  täg- 
lichen Lebens.  Lektüre  und  Grammatik  werden  im  1.  Jahre  nicht  in 
gesonderten  Stunden  getrieben.  Die  grammatische  Aufgabe  bilde  für 
III  die  Formenlehre,  namentlich  die  schwache  und  starke  Flexion  des 
Zeitwortes  unter  strenger  Beschränkung  auf  das  Notwendige  und  Ge- 
bräuchliche und  mit  Berücksichtigung  der  wichtigsten  syntaktischen 
Verhältnisse,  die  zum  Verständnis  der  Formen  selbst  sowie  der  Lektüre 
notwendig  werden.  Systematische  Zusammenstellung  des  grammatischen 
Stoffes  an  der  Hand  des  Lehr-  und  Lesebuches.  Der  II.  Klasse  fällt 
zu:  die  Syntax  des  Verbum;  die  I.  vervollständigt  die  Syntax  der 
Redeteile  namentlich  nach  der  Seite  der  Pronomina,  des  Artikels  und 
der  Präpositionen.  Auch  hier  überall  induktives  Verfahren  im  Anschlufs 
an  Mustersätze.  —  Unter  den  schriftlichen  Arbeiten  steht  in  erster 
Reihe  das  dem  Lesestoff  unmittelbar  oder  mittelbar  entlehnte  Diktat 
kurzer  englischer  Texte,  das  allmählich  zu  orthographischer  Sicherheit 
erziehen  soll.  Mündliche  und  schriftliche  Wiedergabe  erzählender  Texte 
in  allmählich  freier  werdenden  Umbildungen  und  Nachahmungen ;  münd- 
liche Rückübersetzungen  ins  Englische;  leichte  Briefe.  Übersetzung 
deutscher  Einzelsätze  nur  zum  Zweck  grammatischer  Übung.  Syste- 
matische Erweiterung  des  Besitzes  an  Vokabeln  und  idiomatischen 
Wendungen  mit  vielseitiger  Benutzung  in  den  Sprechübungen.  —  Für 
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die  Lektüre  sind  in  II  und  I  ausgewählte  zusammenhängende  Schrift- 
werke in  Einzelausgaben  zu  benutzen  mit  Bevorzugung  der  historischen, 
novellistischen  und  poetischen  Litteratur  des  19.  Jahrhunderts.  (Zu- 
sammenhängende englische  Litteraturgeschiohte  hat  hier  keine  Stelle.) 
Gedichte  im  Anschlufs  an  eine  gute  Schnlsammlung.  Kurze  litteratur- 
geschichtliche  Notizen  gelegentlich  der  Lektüre.  Hinweise  auf  geeig- 
nete Privatlektttre  und  litterarisch  iWertvoUes  ftlr  die  spätere  Fort- 
bildung. 

MethodischeBemerkungen  über  beide  fremde  Sprachen. 
Der  Unterricht  erfordert  einen  Lehrer,  der  die  fremde  Sprache  mög- 
lichst leicht  und  sicher  handhabt.  Er  setzt  eine  gewisse  Selbständigkeit 
des  Lehrenden  dem  Pensum  gegenüber  voraus.  Nach  den  jeweiligen 
Bedürfnissen  des  Unterrichts  wird  der  Stoff  im  einzelnen  bemessen,  ge- 
sichtet und  mannigfach  verwendet  werden  müssen.  Der  neusprachliche 
Unterricht  verlangt  schlieislich  ein  nicht  geringes  Mafs  geistiger  Be- 
weglichkeit und  immer  reger  Hingabe  an  den  Gegenstand.  Die  schwie- 
rigste Aufgabe  fällt  dem  Unterrichte  im  ersten  Jahre  zu;  daA  hier 
Versäumte  ist  später  kaum  wieder  einzuholen.  Der  Lehrende  selbst 
mufs  phonetisch  hinreichend  geschult  sein,  um  die  Hilfen,  welche 
dem  Kinde  bei  der  ersten  Aussprache  fremder  Laute  und  Lautver- 
bindnngen  gegeben  werden  müssen,  und  die  Übungsweisen,  welche 
die  gelernte  Aussprache  befestigen  sollen,  selbständig  finden  und 
verwenden  zu  können.  Da  der  natürliche  Lautstand  der  Schülerinnen 
je  nach  Heimat  und  Herkunft  verschieden  ist,  lassen  sicli  einzelne  Ver- 
haltungsmafsregeln  nicht  geben.  In  den  unteren  Klassen  empfiehlt  sich 
eine  konsequente  Artikulationsgymnastik,  welche  auch  Ghorsprechen  ein- 
zelner Laute  und  Laut  Verbindungen  berücksichtigt.  Einfaches  Vorsprechen 
und  Nachsprechenlassen  genügt  im  Klassenunterrichte  nicht.  In  den  Ober- 
klassen ist  zuweilen  ein  kurzes  prosaisches  oder  poetisches  Lesestück  nach 
der  Seite  der  Aussprache  hin  genau  durchzuarbeiten,  auswendig  zu  lernen 
und  oft  zu  wiederholen.  Ausspraohefehler  sind  bei  der  Beurteilung  orthogra- 
phischen und  grammatischen  Fehlern  in  den  schriftlichen  Arbeiten  gleioh- 
zureohnen.  Für  die  schliefsliche  Beurteilung  der  Leistungen  einer 
Schülerin  ist  sehr  viel  weniger  die  gröfsere  oder  geringere  Geübtheit 
in  der  Übersetzung  eines  deutschen  Textes  in  die  fremde  Sprache,  als 
die  Sicherheit  und  Schnelligkeit  des  Verständnisses  eines  fremdsprach- 
lichen Textes  mafsgebend.  —  Die  grammatischen  Erörterungen  be- 
schränken sich  auf  das  Gebräuchliche;  allgemeine  Begriffsbestimmungen 
sind  mit  Mafs  zu  verwenden.  Die  Ergebnisse  der  geschichtlichen  Sprach- 
forschung gehören  nicht  in  den  Schulunterricht;  wohl  aber  wird  der 
mit  ihnen  vertraute  Lehrer  praktische  Hilfen  aus  ihnen  ziehen  können. 
Die  Hauptsohwierigkeit  der  Sprechübungen  liegt  in  der  Aufgabe,  nicht 
nur  einzelne  Begabte,  sondern  die  ganze  Klasse  zu  beteiligen  und  die 
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SelbBtthfttigkeit  anzuregen.  Auf  die  einzelne  Sohttlerin  kommt  natnr- 
gemftls  jedes  Mal  nur  wenig  Zeit;  es  sind  also  solche  Übungen  zu  be- 
vorzugen, an  welchen  alle  teilnehmen  können.  Der  Wetteifer  mag  durch 
Bede  und  Gegenrede  der  Schfllerinnen  selbst  unter  Leitung  des  Lehrers 
geweckt  werden.  Je  mehr  die  Schfllerinnen  von  vornherein  an  den 
Gedanken  gewöhnt  werden,  daiii  Französisch  und  Englisch  weniger 
aus  dem  Buche  als  aus  dem  Munde  des  Lehrers  zu  lernen  ist,  um  so 
schneller  wird  sich  der  Verkehr  zwischen  Lehrer  und  Schfllerinnen  in 
der  Fremdsprache  erreichen  lassen  und  die  Scheu,  sich  zu  äufsern,  ver- 
lieren« 

Wenn  auf  der.  Oberstufe  viel  gelesen  werden  soll,  so  ist  es  nicht 
möglich,  alles  zu  flbersetzen  und  alles  gleichm&big  zu  verarbeiten.  Der 
Lesestoff  des  Semesters  wird  also  von  Anbeginn  von  dem  Lehrer  nach 
verschiedenen  methodischen  Gesichtspunkten  zu  gliedern  sein.  Im  An- 
fange wird  es  sich  empfehlen,  gemeinsam  eine  gute  deutsche  Über- 
setzung festzustellen.  Ist  die  Übersetzung  zu  Hause  vorbereitet,  so  wird 
zuerst  flbersetzt  und  dann  gelesen.  Später  mögen  einzelne  Abschnitte 
zur  Vorflbersetzung  unter  die  Schfllerinnen  verteilt  werden.  Andere  Ab- 
schnitte werden  nur  gelesen  und  besprochen,  sobald  einige  Vertrautheit 
mit  dem  Stoff  und  seiner  Form  erreicht  ist.  Je  sicherer  der  Grund  in 
der  Aussprache,  in  den  Elementen  der  Grammatik  und  im  Wortschatz 
gelegt  ist,  um  so  weniger  wird  das  Lesen  durch  formale  Hindernisse  auf- 
gehalten, um  so  mehr  werden  bei  der  Erklärung  sachliche  Gesichtspunkte 
in  den  Vordergrund  treten  können.  Sobald  flbersetzt  wird,  ist  durchaus 
auf  einen  guten  deutschen  Ausdruck  hinzuarbeiten;  eine  Übersetzung, 
die  auf  halbem  Wege  stehen  bleibt,  ist  sachlich  wie  pädagogisch  wert- 
los. Können  von  gröfseren  Schriftwerken  nur  ausgewählte  Abschnitte 
in  der  Schule  gelesen  werden,  so  ist  streng  darauf  zu  achten,  dafs  die 
Auswahl  nach  bestimmten  sachlichen  Gesichtspunkten  erfolge,  und  dais 
immer  ein  möglichst  abgeschlossenes  Bild  gewährt  werde.  Zu  dessen 
Vervollständigung  mufs  auch  die  regelmäßig  zu  pflegende  unvorbereitete 
Lektflre  beitragen. 

V.  Bechnen. 

AllgemeinesLehrziel.  Sicherheit  und  Gewandtheit  im  Bechnen 
mit  Zahlen  und  in  dessen  Anwendung  auf  die  gewöhnlichen  Ver- 
hältnisse des  bflrgerlichen  Lebens,  namentlich  auf  dem  Gebiete  der 
Hauswirtschaft,  des  Spar-  und  Versicherungswesens,  der  einfachen  Ver- 
mögensverwaltung. Förderung  klaren  und  besonnenen  Denkens  durch 
vielseitige  Anschauung  und  Benutzung  der  Zahl.  Letzter  Zweck  bleibt 
die  Befähigung  der  Schfllerinnen  zu  selbständiger  und  schneller  Lösung 
der  ihnen  gestellten  Aufgaben. 

Lehraufgabe.     Das    Bechnen   mit    einfach    benannten    ganzen 
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Zahlen  bildet  das  Pensum  der  Unterstufe;  das  Reohnen  mit  mehrfach 
benannten  Zahlen,  mit  Deoimalbrüohen  und  gemeinen  Brflehen  und 
leiohte  angewandte  Aufgaben  das  Fensum  der  Mittelstufe.  Der  Ober- 
stufe fällt  zu  die  ausgiebige  Anwendung  des  so  erlernten  Rechnens 
auf  die  im  Anschauungskreise  der  Schülerinnen  liegenden  bürgerlichen 
Verhältnisse,  sowie  der  auf  Anschauung  zu  begründende  und  mit  Mefs- 
und  Rechenoperationen  in  beständiger  Verbindung  zu  haltende  Unter- 
richt in  der  elementaren  Raumlehre.  —  Besonderes  Gewicht  ist  zu  legen 
auf  die  Sicherheit  des  Kopfrechnens  im  Zahlenkreise  von  t — 1000;  auf 
das  angewandte  Rechnen  mit  Decimalbrttchen  bei  Münzen,  Mafsen  und 
Gewichten;  auf  die  Prozentrechnung  in  ihren  verschiedenen  Anwen- 
dungen; auf  Sicherheit  der  geometrischen  Grundbegriffe  und  der  ein- 
fachen Flächenberechnungen.  Auf  allen  Stufen  empfiehlt  sich  bei  der 
Auswahl  der  Aufgaben  die  Berücksichtigung  des  bürgerlichen  Haushalts. 
Methodische  Bemerkungen.  Auf  der  Unterstufe  wird  regel- 
mäfsig  nur  im  Kopf  gerechnet ;  in  IX  und  VIII  unter  Anwendung  einer 
Rechenmaschine.  Bei  Einftlhrung  einer  neuen  Rechnungsart  geht  auf 
allen  Stufen  das  Kopfrechnen  dem  schriftlichen  voraus;  dieses  ist  zu 
Gunsten  des  ersteren  möglichst  zu  beschränken.  Die  Aufgaben  aus 
dem  bürgerlichen  Leben  sind  stets  so  zu  wählen,  dafs  die  Schülerinnen 
mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen  bekannt  werden.  Aufgaben  mit 
unwahrscheinlich  grofsen  Zahlen  oder  unwahrscheinlichen  Bruchteilen 
sind  zu  vermeiden,  ebenso  nicht  gebräuchliche  Formen  und  Ausdrücke. 
Schematische  Regeln  sind  besonders  auch  bei  der  Bruchrechnung  und 
bei  der  Anwendung  des  Drei-  und  Vielsatzes  entbehrlich.  Algebraisches 
Rechnen  auch  in  seinen  Anfängen  ist  ausgeschlossen.  Es  kommt  alles 
darauf  an,  die  Schülerin  zum  sicheren  Überblick  über  die  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  und  Beziehungen  zu  befähigen  und  zur  ein- 
fachsten und  schnellsten  Lösung  der  Aufgabe  zu  führen. 

VI.   Geschichte. 

Allgemeines  Lehrziel.  Kenntnis  der  vaterländischen  Ge- 
schichte. Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Ereignissen  der  alten 
Geschichte  und  der  grofsen  modernen  Kulturvölker,  soweit  diese 
für  die  vaterländische  Geschichte  von  Bedeutung  sind.  Der  Unterricht 
erstrebt  Stärkung  und  Vertiefung  der  Liebe  zu  Vaterland,  Heimat  und 
Herrscherhaus,  Verständnis  fllr  das  Leben  der  Gegenwart  und  die  Auf- 
gaben unseres  Volkes.  Dieser  letzteren  hat  die  Schule  auch  mittelbar 
durch  die  Feier  der  vaterländischen  Gedenktage  zu  genügen. 

Lehraufgaben.  Der  Geschichtsunterricht  beginnt  mit  dem  zweiten 
Schuljahr  der  Mittelstufe.  Er  hat  zunächst  die  Aufgabe,  durch  Lebens, 
bilder  der  hervorragendsten  Gestalten  unserer  vaterländischen  Geschichte, 
ganz   besonders   der   Herrscher   und   Herrscherinnen   aus   dem   Hause 
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Hohenzollern  and  durch  ansohauliohe  Darstellung  klar  begrenzter  be- 
deutungsvoller Begebenheiten  und  Zustände  die  Schftlerinnen  mit  kräf- 
tigem persönliehen  Interesse  zu  crfttUen  und  ihnen  die  nötigsten  Halt- 
und  Mittelpunkte  zu  geben.  Der  Unterricht  der  Oberstufe  hat  einzelnes 
auszuftihren,  den  Znsammenhang  herzustellen  und  kulturgeschichtliche 
Ergänzungen  zu  geben.  Er  mündet  in  eine  zusammenhängende  Dar- 
stellung der  neuesten  deutschen  Oeschiohte  bis  zur  Gegenwart.  — 
Klasse  V  und  lY:  Lebensbilder  aus  der  vaterländischen  Geschichte 
bis  zur  Gegenwart.  Deutsche  Sagen.  Klasse  IQ:  Die  Hauptthatsachen 
der  griechischen  und  römischen  Geschichte  unter  Betonung  des  kultur- 
geschichtlichen, möglichst  durch  Anschauung  zu  vermittelnden  Stoffes, 
besondera  der  griechischen  Kunst  im  Perikleischen,  der  römischen 
Kultur  im  Augusteischen  Zeitalter.  Römer  und  Germanen.  Klasse  II: 
Deutsche  Geschichte  bis  zum  Westfälischen  Frieden  mit  Hervorhebung 
der  kulturgeschichtlichen  Momente  und  des  deutschen  Frauenlebens. 
Klasse  I:  Fortf&hrnng  der  deutschen  Geschichte  bis  zur  Gegenwart  mit 
wachsender  Hervorhebung  der  brandenburgisch-preufsischen  Geschichte 
(Friedrich  Wilhelm  L,  Friedrich  der  GroJse,  Französische  Revolution,  Zeit- 
alter der  uapoleonischen  Herrschaft  und  der  Befreiungskriege,  die  Kämpfe 
von  1864,  1866,  1870/71;  die  Einigung  Deutschlands,  das  neue  Reich  und 
seine  Eatwickelung);  Ausblicke  auf  die  Geschichte  Englands,  Frankreichs, 
Italiens,  Oesterreichs  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Methodische  Bemerkungen.  Dem  Geschichtsunterricht  fällt 
im  Verein  mit  dem  Unterricht  in  Religion  und  Deutsch  die  Aufgabe 
zu,  den  heranwachsenden  Mädchen  eine  höhere  sittliche  Auffassung  des 
Lebens  zu  vermitteln,  die  Liebe  zum  Vaterlande  und  zur  Menschheit 
in  ihnen  fester  zu  begründen.  Der  Lehrer  der  Geschichte  hat  sich 
zunächst  bewufst  zu  bleiben,  dafs  es  nicht  seine  Aufgabe  ist,  allgemeine 
Weltgeschichte  zu  lehren,  sondern  dafs  er  sich  im  wesentlichen  auf 
das  Vaterländische  im  weiteren  und  engeren  Sinne  zu  beschränken 
hat,  und  dafs  die  Geschichte  anderer  Völker  nur  soweit  heranzuziehen 
ist,  als  sie  fQr  das  Verständnis  unserer  Kultur  notwendig  wird.  Ab- 
gesehen von  dieser  unerläfslichen  Beschränkung  hat  der  Gesehiehts- 
unterricht  in  der  höheren  Mädchenschule  zu  beachten,  dafs  alle  ver- 
wickelten  Fragen  der  äufseren  und  inneren  Politik,  alle  strategischen 
Verhältnisse  und  militärischen  Einzelheiten  dem  Verständnis  der  Mädchen 
fremd  bleiben,  dafs  also  eingehendere  Darstellungen  von  Staatsverträgen, 
Verfassungskämpfen,  Schlachten  in  diese  Schule  nicht  gehören,  dafs  die 
politische  Geschichte  im  engeren  Sinne  nur  in  ihren  Hauptzflgen  zu 
durchmessen  ist,  dafs  es  überall,  der  weiblichen  Art  gemäfs,  auf  die 
Erweckung  eines  warmen  persönlichen  Interesses  an  den  grofsen  han- 
delnden Personen  und  Völkern,  ihren  Schicksalen  und  Thaten  ankommt. 
Die  Kulturzustände,  besonders  auch  Frauenleben  und  Frauenarbeit,  sind 


Digitized  by 


Google 


216  I.  Eauptabteilong.   III.  Abtcbnitt   Höhere  Mädchenschulen. 

ausgiebig  zu  berfioksiohtigen,  aber  auch  nngesohminkt  nnd  ohne  lange 
ästhetische  Entwiekelung  darzustellen.  Durch  lebendige  Schiiderungea 
unter  Zuhilfenahme  geeigneter  oharakteristischer  Abbildungen  sollen 
sie  den  Schfllerinnen  möglichst  deutlich  zur  Anschauung  kommen. 
Neben  Litteratur  und  Kunst  sind  nationale  und  häusliche  Sitten,  i*eli- 
giöse  und  sittliche  Auffassungen,  Handel  und  Gewerbe  nicht  aulser 
acht  zu  lassen.  Antike  Mythologie  gehört  nicht  in  diesen  Ge- 
schichtsunterricht. —  Die  während  der  Schulzeit  fest  einzuprägenden 
Daten  sind  auf  das  Notwendige  zu  beschränken,  in  den  Lehrplänen 
der  einzelnen  Anstalten  genau  festzusetzen  und  den  Schülerinnen  im 
Abdruck  zugänglich  zu  machen.  Besonders  sicheren  Takt  erheischt 
die  f)lr  Klasse  I  zu  fordernde  Belehrung  Aber  die  wichtigsten  wirt- 
schaftlichen und  gesellschaftlichen  Fragen  der  Gegenwart.  Sie  schliefist 
sich  am  besten  der  Darstellung  der  Verdienste  unserer  Herrscher  auf 
diesem  Gebiete  an.  Durch  allmähliche  Gewöhnung  ist  darauf  hinzu- 
wirken, dafs  die  Schülerinnen  der  beiden  Oberklassen  auch  in  zusam- 
menhängender Form  sich  über  einzelne  Personen  oder  Ereignisse  zu 
äuÜBem  wissen.  Das  Lehrbuch  sei  der  Mädchenschule  angepafst,  mög- 
lichst kurz  und  übersichtlich.  Es  enthalte  nur  die  zur  Einprägung  und 
Wiederholung  bestimmten  Thatsachen  in  einfachster  Form.  Die  Aus- 
führung der  Umrisse  ist  Sache  des  Lehrers. 

VIL    Erdkunde. 

Allgemeines  Lehrziel.  Verständnisvolle  Anschauung  der  um- 
gebenden Landschaft  und  der  Kartenbilder;  Kenntnis  der  physikalischen 
Beschaffenheit  der  Erdoberfläche  und  ihrer  politischen  Einteilung  im 
grofisen,  sowie  der^  Grundbegriffe  der  mathematischen  Geographie. 
Genauere  Kenntnis  der  physikalischen  und  politischen  Erdkunde  Deutsch- 
lands. 

Lehraufgaben.  Vorbereitung  durch  die  Heimatkunde  in  VIL 
In  Form  von  Sprechübungen  und  mit  Hilfe  einfacher  Anschauungsmittel 
wird  das  durch  zusammenhangslose  Anschauung  bereits  erworbene 
Heimatsbild  zu  einem  geordneten  Besitz.  Gleichzeitig  werden  die 
Schülerinnen  mit  den  wichtigsten  geographischen  Grundbegriffen  ver- 
traut gemacht.  (Kein  Lehrbuch.)  Mittelstufe.  Klasse  VI:  Befestigung 
der  Grundbegriffe.  Erste  Anleitung  zum  Verständnis  des  Reliefs,  des 
Globus  und  der  Karten.  Oro-  und  hydrographische  Verhältnisse  der 
Erdoberfläche  im  allgemeinen,  das  Bild  der  Heimat  nach  denselben 
Gesichtspunkten  im  besonderen;  ohne  Lehrbuch.  Klasse  V:  Preufsen  und 
Deutschland  physikalisch  und  politisch  unter  Benutzung  eines  Lehrbuchs« 
Weitere  Einführung  in  das  Verständnis  der  Kartenbilder.  Anfänge  im 
Entwerfen  von  einfachen  Umrissen  an  der  Wandtafel.  Klasse  IV:  Physi- 
kalische und  politische  Erdkunde  der  auferdeutschen  Länder  Europas. 


Digitized  by 


Google 


1.  Kapitel.   Pxearsen.  217 

Die  Länder  des  Mittelmeers.  Entwerfen  einfacher  Kartenskizzen  an 
der  Wandtafel  nnd  auf  Blättern.  Klasse  III:  Die  aateereuropäisehen  Erd- 
teile mit  besonderer  Berflcksichtigung  der  deutschen  Kolonieen  und  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Beziehungen  zu  Deutschland. 
Kartenskizzen.  Klasse  II:  Wiederholung  und  Ergänzung  der  Erdkunde  der 
aufserdeutsohen  Länder  Europas.  Wiederholung  und  Erweiterung  der 
Grundbegriffe  der  mathematischen  Erdkunde.  Kartenskizzen.  Klasse  I: 
Physikalische,  politische  und  Kulturgeopraphie  Deutschlands  im  Zu- 
sammenhange mit  der  vaterländischen  Oeschichte  der  neuesten  Zeit. 
Die  grofsen  Verkehrs-  und  Handelswege.    Kartenskizzen. 

Methodische  Bemerkungen.  Unbeschadet  der  Bedeutung  der 
Erdkunde  als  eines  Zweiges  der  Naturwissenschaft  ist  für  die  Schule 
vor  allem  der  praktische  Nutzen  ins  Auge  zu  fassen.  Der  erdkundliche 
Unterricht  soll  die  Schttlerin  im  eigenen  Vaterlande  heimisch  und  mit 
anderen  Kulturländern  bekannt  machen,  soll  sie  ttber  Gestalt  und  Be- 
wegung der  Erde,  Aber  die  Entstehung  der  Tages-  und  Jahreszeiten 
u.a.  belehren;  er  soll  ihr  aber  auch  die  notwendigsten  Kenntnisse  aus 
der  Volkerkunde,  der  Pflanzen-  und  Tiergeographie  sowie  die  Bekannt- 
schaft mit  den  wichtigsten  der  heutigen  internationalen  Handels-  und 
Verkehrsverhältnisse  vermitteln  und  so  an  seinem  Teile  zur  Einfbhrung 
der  heranwachsenden  Mädchen  in  das  Verständnis  der  Welt  und  des 
Lebens  beitragen.  Der  erdkundliche  Unterricht  mufs  stets  auf  die  An- 
schauung gegründet  sein ;  er  darf  sich  nirgend  in  die  lediglich  gedächt- 
nismäfsige  Aneignung  von  Namenreihen,  Flächen-,  Höhen-,  Längen- 
oder Einwohnerzahlen  verirren.  Eine  richtige  Anschauung  der  Baum- 
gröfsen  ist  am  besten  zu  gewinnen  durch  Anlegung  eines  bekannten 
Mafsstabes,  z.  B.  der  GröDse  Deutschlands,  der  Heimatprovinz  usw. ;  im 
flbrigen  wird  die  vergleichende  Übersicht  auf  Grund  einzelner  weniger 
absoluter  Zahlen  genflgen.  Unablässig  ist  darauf  zu  achten ,  dab  die 
Kartenbilder  von  der  Schülerin  verständnisvoll  angesehen  und  als  Zeichen 
betrachtet  werden,  welche  sie  allmählich  lesen  lernen  mufs.  Das  in  den 
Lehraufgaben  vorgeschriebene  Zeichnen  von  Skizzen  ist  für  Lehrer  und 
Schülerinnen  unentbehrlich ;  dabei  ist  aber  jede  Überspannung  der  An- 
forderungen streng  zu  meiden.  Namentlich  als  häusliche  Arbeiten 
dürfen  Kartenbilder  nie  aufgegeben  werden.  Mit  einfachen  Umrissen, 
Profilen  u.  a.  an  der  Wandtafel  und  auf  einzelnen  Blättern  wird  man 
sich  meist  begnügen  müssen.  Bei  Wiederholungen  ist  das  Zeichnen 
mit  zu  verwenden,  um  Gewilsheit  darüber  zu  erlangen,  bis  zu  welchem 
Grade  die  äufsere  Gestalt  sowie  Verhältnisse  der  Lage  und  Gröfse  er- 
fafet  worden  sind.  —  Sowohl  der  Unterriolit  in  der  Geschichte  als  in 
den  Naturwissenschaften  müssen  mit  dem  erdkundlichen  Unterricht  in 
Verbindung  bleiben,  nehmen  auf  diesen  Bezug  und  werden  von  ihm  er- 
gänzt. —  Das  Lehrbuch  sei  beschränkt  auf  den  ftlr  häusliche  Arbeit 
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und  für  Wiederholungen  notwendigen  Stoff  ^  der  Atlas  auf  eine  m&foige 
Zahl  deotlioher  Blätter.  Alle  Belebung  des  Stoffes  mufs  aneh  hier  vom 
Lehrer  aasgehen. 

YIII.   Naturwissenschaften. 

Allgemeines  Lehr  ziel.  Naturgeschichte:  Aufmerksame  und 
sinnige  Betrachtung  der  Natur.  Elementare  Vorstellungen  von  dem  Bau 
und  den  wichtigsten  Lebensvorgängen  der  Tiere  und  Pflanzen,  von  den 
Gegenseitigkeitsbeziehungen  der  verschiedenen  Lebewesen  und  von  ihren 
Beziehungen  zum  Menschen.    Allgemeine  Gesundheitslehre. 

Naturlehre:  Eine  durch  Versuche  vermittelte  elementare  Kenntnis 
der  wichtigsten  physikalischen  und  chemischen  Naturvorgänge  und  -Ge- 
setze, besonders  derer,  die  itir  das  häusliche  Leben  und  den  Verkehr 
von  Bedeutung  sind  und  den  Eultnrfortschritt  unserer  Zeit  bestimmen 
helfen. 

Lehraufgaben.  VI:  Beschreibung  vorliegender  einfacher  Bluten- 
pflanzen. Erklärung  der  wichtigsten  Formen  und  Teile  der  Wurzeln, 
Stengel,  Blätter,  Blüten  und  Frttchte.  Grundbedingungen  des  Pflanzen- 
lebens. Beschreibung  einiger  wichtiger  heimischer  Säugetiere  und  Vögel 
in  Bezug  auf  Gestalt,  Farbe,  Gröise  nach  vorhandenen  Exemplaren  oder 
guten,  genügend  grofsen  Abbildungen  nebst  Mitteilungen  über  ihre 
Lebensweise,  ihren  Nutzen  oder  Schaden.  V:  Erweiterung  und  Ergän- 
zung des  Pensums  der  vorhergehenden  Klasse.  Reptilien,  Amphibien, 
Fische.  Grundvorstellungen  vom  Korperbau  des  Menschen.  IV:  Ver- 
gleichende Beschreibung  verwandter  Arten  und  Gattungen  von  Blüten- 
pflanzen nach  vorhandenen  Exemplaren.  Lebenserscheinungen  der  Pflan- 
zen. Giftpflanzen.  Niedere  Tiere,  namentlich  nützliche  und  schädliche 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Insekten  und  ihrer  Bedeutung  im 
Haushalte  der  Natur.  Die  im  täglichen  Leben  am  häufigsten  vor- 
kommenden Mineralien  nach  Aussehen,  Gewinnung  und  Verwertung. 
III:  Die  wichtigsten  Kulturpflanzen  und  ihre  Verwertung.  Grundvor- 
stellungen aus  der  Anatomie  und  Physiologie  der  Pflanzen.  Das  Wich- 
tigste über  Kryptogamen  und  die  Pflanzenkrankheiten.  Bau  und  Leben 
des  menschlichen  Körpers  (zur  Unterweisung  in  der  Gesundheitslehre). 
II:  Die  wichtigsten  chemischen  Vorgänge  mit  Berücksichtigung  der 
Mineralogie  und  Geologie.  Physik:  Wärme,  Magnetismus,  Elektricität. 
I:  Physik:  Gleichgewicht  und  Bewegung  fester,  flüssiger  und  gasfor- 
miger Körper,  Schall,  Licht. 

Methodische  Bemerkungen.  Bei  der  gewaltigen  Fülle  des 
Stoffes  auf  diesen  Gebieten  und  der  verhältnismärsig  geringen  Anzahl 
der  verfügbaren  Lehrstunden  ist  auf  eine  angemessene  Auswahl  die 
gröfste  Sorgfalt  zu  verwenden.  Dabei  ist  das  Besti*eben  des  Lehrers 
dahin  zu  richten,  die  Schülerinnen  zu  eigenem  Beobachten  und  Denken 
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anzuleiten,  jede  Belastung  mit  gedftchtnigmäfsig  anzueignendem  Lehr- 
stoff aber  zu  meiden.  Der  Versuch  und  die  unmittelbare  Ansohauung 
sind  bei  allen  Belehrungen  in  den  Vordergrund  zu  stellen.  Es  ist  wttn- 
sehenswert,  einzelne  Versuche  von  den  Sehülerinnen  selbst  ausfahren 
zu  lassen*  Auf  die  Kenntnis  botanischer  und  zoologischer  Systeme  und 
Schemata  ist  kein  Gewicht  zu  legen.  Die  in  das  menschliche  Kultur- 
leben eingreifenden  Pflanzen  und  Tiere  stehen  in  erster  Linie;  die  hei- 
mische Natur  und  ihre  Lebensgemeinschaften  sollen  der  Schülerin  vor 
allem  bekannt  und  vertraut  werden.  Die  Naturgegenstände  selbst  sind, 
wo  sie  irgend  erlangt  werden  können,  den  Abbildungen  vorzuziehen. 
Die  Belehrungen  über  Bau  und  Leben  des  menschlichen  Körpers  und 
über  die  Gesundheitspflege  sind  einerseits  ohne  Ängstlichkeit,  ander- 
seits mit  Rücksicht  auf  weibliche  Empfindung  zu  geben.  In  der  Physik 
ist  mathematische  Betrachtungsweise  nur  da  gerechtfertigt,  wo  sie  sich 
mit  dem  geometrischen  Anschauungsunterricht  zwanglos  berührt.  Ein 
besonderes  Lehrbuch  ftlr  den  naturkundlichen  Unterricht  erscheint  ent- 
behrlich. Wird  ein  solches  benutzt,  so  sei  es  der  M&dchenschule  be- 
sonders angepabt,  kurz,  übersichtlich  und  ohne  wissenschaftlichen 
Schein. 

IX.  Zeichnen. 

Allgemeines  Lehrziel.  Sicherheit  in  der  richtigen  Abschätzung 
der  Gröfsen-  und  Richtungsverhältnisse  bei  ebenen  Gebilden  und  ein- 
fachen körperlichen  Gegenständen.  Befähigung  zur  sicheren  Wieder- 
gabe, Ergänzung  und  Umformung  gegebener  symmetrischer  Figuren,  ins- 
besondere von  Flachornamenten.  Richtige  Auffassung  und  Darstellung 
der  Umrisse  und  Beleuchtungsverhältnisse  einfacher  körperlicher  Gegen- 
stände. 

Lehraufgaben.  V  und  IV:  Vorübungen.  Zeichnen  ebener  gerad- 
und  krummliniger  Gebilde  nach  Wandtafeln  mit  Übungen  im  Abändern 
der  vorgeffthrten  Formen,  erläutert  durch  Zeichnungen  des  Lehrers  an 
der  Wandtafel.  Einfache  Flachornamente.  Der  Gebrauch  der  Grund- 
farben. V  widmet  je  nach  Bedürfnis  monatlich  einige  Stunden  dem 
Schönschreiben.  III—I:  Flachornamente  und  Blattformen.  Zeichnungen 
nach  einfachen  Modellen  und  nach  plastischen  Ornamenten  im  Umrifs, 
zuletzt  mit  Übungen  in  der  Wiedergabe  von  Licht  und  Schatten.  Für 
besonders  begabte  Schülerinnen  Ausführung  von  Zeichnungen  nach 
Gegenständen  der  Natur  und  des  Kunstgewerbes;  Übungen  im  Malen 
mit  Wasserfarben  nach  lebenden  Blumen,  Pflanzen  usw. 

MethodischeBemerkungen.  Die  allgemeinen  Ziele  des  Zeichen- 
unterrichts  sind  so  be8timmt,dar8  zu  ihrer  Erreichung  eine  besondere  künst- 
lerische Beanlagung  nicht  erforderlich  ist.  Den  über  den  Durchschnitt 
hinaus  befähigten  Schülerinnen  möge  nach  Erreichung  des  allgemeinen 
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Zieles  Anleitung  zu  einer  weitergehenden  Bethätigung  ihrer  Anlagen  ge- 
boten werden,  immer  aber  in  der  Richtung  des  Zeichnens  nach  der  Natur. 
Der  Zeichenunterricht  in  V  und  IV  ist  ausschliefslich  Klassenunterricht. 
Im  Freihandzeichnen  sind  Vorlagehlätter  nirgends  zu  benutzen,  vielmehr 
nur  grofse  Wandvorlagen  (Wandtafeln)  und  körperliche  Gegenstände. 
Das  Messen  am  Modell  und  jede  Benutzung  mechanischer  Hilfsmittel, 
wie  Zirkel  und  Lineal  sind  dem  Unterricht  in  der  Raumlehre  zu  über- 
lassen. Auf  das  Verständnis  f&r  Form  und  Farbe  sowie  auf  die  Bil- 
dung des  Geschmacks  im  Sinne  des  Einfachen  und  Echten  ist  durch 
Besprechungen  an  geeigneter  Stelle  hinzuwirken. 

X.  Schreiben. 

Allgemeines  Lehrziel.  Aneignung  einer  sauberen,  deutlichen, 
fliefsenden  und  gewandten  Schrift  in  allen,  auch  in  schnell  gefertigten 
Schriftsätzen  sowohl  in  deutschen  wie  in  lateinischen  Buchstaben.  Das 
Ergebnis  des  Schreibunterrichts  mufs  in  allen  Heften  der  Schfllerinnen 
zum  Vorschein  kommen.  Die  Schrift  sei  eher  grofs  als  klein  und  werde 
in  späteren  Kursen  auch  ohne  Linien  gefertigt. 

Lehraufgaben.  Der  Unterricht  im  Schreiben  ist  in  der  unter- 
sten Klasse  durch  die  eingeftlhrte  Fibel  bedingt  und  vom  Lesen  und 
von  den  Sprechttbungen  nicht  getrennt.  In  den  folgenden  Schuljahren 
wird  in  einem  kalligraphischen  Lehrgange  die  deutsche  und  lateinische 
Schrift  methodisch  durchgearbeitet.  Pflicht  jedes  Lehrers  ist  es,  sobald 
er  schriftliche  Arbeiten  fertigen  läfst,  auch  der  Schrift  der  Schülerin 
Beachtung  zu  widmen.  Schlechte  und  undeutliche  Schrift  bei  häus- 
lichen Arbeiten  ist  auch  noch  in  den  Aufsätzen  der  ersten  Klasse  Grund 
zur  Minderung  des  Prädikats.  Auch  im  Diarium  darf  die  Schrift  nicht 
vernachlässigt  werden. 

Methodische  Bemerkungen.  Statt  Griffel  und  Schiefertafel 
empfiehlt  sich  ftlr  den  Anfangsunterricht,  um  die  Schrift  von  vornherein 
leicht  zu  machen,  der  Gebrauch  von  Bleistift  und  Papier.  Der  Über- 
gang zum  Schreiben  mit  der  Feder  erfolge  so  früh  wie  möglich.  Ein 
Teil  jeder  Stunde  ist  auf  Taktschreiben  zu  verwenden.  Am  Schlüsse 
des  Kursus  sind  auch  solche  Übungen  vorzunehmen,  welche  auf  schnelles 
und  doch  gutes  Schreiben  hinzielen.  Es  ist  stets  darauf  zu  achten, 
dais  die  Buchstaben  selbst  wie  die  Zwischenräume  der  Linien  grofs 
genug  seien,  um  das  Auge  nicht  unnütz  anzusti*engen.  Auf  gute  Körper- 
haltung beim  Schreiben  ist  mit  Strenge  zu  achten. 

XL  Handarbeit. 

Allgemeines  Lehrziel.  Fähigkeit,  die  in  Haus  und  Familie 
üblichen  weiblichen  Handarbeiten  richtig  und  sauber  anzufertigen, 
schadhaft  gewordene  Stücke  auszubessern,  auch  fertige  Arbeiten  nach 
Material  und  Ausführung  zu  beurteilen. 
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Lehraufgaben.  YII:  Häkeln  (starke  Stahlhaken  mit  Holzgriff, 
starker  gedrellter  Baumwollenfaden).  VI  und  Y :  Stricken.  Ausbessem 
der  Strümpfe.  IV  und  III:  Näh-,  Zeichen-  und  Stopftnch.  II  nnd  I: 
Das  Hemd.    Ausbessern  der  Wäsche.    Das  Stioktuch. 

Methodische  Bemerkungen.  In  Klassen  ttber  20  Schülerinnen 
mufs  die  Handarbeitsstunde  doppelt  besetzt  sein.  Die  Lehrerin  soll 
durch  Mitteilungen  ttber  das  Material,  seine  Herkunft,  Herstellung  und 
Verwendung,  durch  Hinweise  auf  seine  kulturgeschichtliche  Bedeutung 
(Baumwolle,  Leinen),  auf  die  Technik  froherer  Zeiten  u.  a.  den  Unter- 
richt zu  beleben  verstehen.  Die  erziehende  Aufgabe  des  Unterrichts 
liegt  in  der  Pflege  weiblicher  Sorgfalt,  Sauberkeit  und  geduldigen  um- 
sichtigen Fleifses  bei  der  Herstellung  bescheidener  Arbeiten. 

Vorlesen  oder  fremdsprachliche  Unterhaltung  während  der  Stunden 
ist  unter  allen  Umständen  verboten. 

XIL  Singen. 

Allgemeines  Lehrziel.  Fähigkeit,  eine  durch  Vorschrift  fest- 
zusetzende Anzahl  von  Chorälen,  vaterländischen  und  Volksliedern  ohne 
Notenblatt  und  ohne  Textvorlage  richtig,  vollständig,  sicher  und  mit 
natttrlichem  Ausdruck  einstimmig  zu  singen.  Mehrstimmiger  Oesang 
ausgewählter  Volkslieder,  einfacher  Psalmen,  Hymnen  und  Motetten. 

Lehraufgaben.  In  den  drei  unteren  Klassen  wird  Gesangunter- 
richt in  besonderen  Stunden  nicht  erteilt.  Es  werden  leichte  Ghoral- 
melodieen  in  den  Religionsstunden,  kleine  Kinder-  und  Volkslieder  im 
Anschlüsse  an  den  Turnunterricht  und  den  deutschen  Unterricht  nach 
dem  Gehör  gesungen.  Der  Lehrer  singt  vor,  möglichst  ohne  Gebrauch 
eines  Instruments.  Es  ist  sorgfältig  darauf  zu  achten,  dafs  die  Texte 
eingeprägt  sind,  ehe  das  Lied  gesungen  wird.  Jede  theoretische  Unter- 
weisung, namentlich  auch  das  Notenlernen,  ist  hierbei  ausgeschlossen. 
Auf  deutliche  Aussprache  ist  von  Anbeginn  zu  halten.  Mittelstufe, 
VI — IV:  Notenlernen.  Versetzungszeichen.  Dur- Tonleiter  und  -Ton- 
arten. Einfache  melodische  nnd  rhythmische  Übungen.  Einstimmige 
€horäle,  einstimmige,  in  IV  auch  zweistimmige  Volkslieder,  einstim- 
mige Psalmen.  Oberstufe,  III— I:  Moll-Tonarten.  Fortsetzung  der  me- 
lodischen und  rhythmischen  Übungen.  Einstimmige  und  mehrstimmige 
Volkslieder,  Psalmen,  Hymnen  und  Motetten.  Wiederholungen  der 
Volkslieder  und  Choräle  aller  Stufen  bis  zum  sicheren  Besitz  nach  Wort 
und  Weise. 

Methodische  Bemerkungen.  Der  Gesangunterricht  in  der 
Schule  hat  weder  den  Zweck,  stimmliche  Knnstleistungen  zu  erzielen, 
noch  die  Schttlerinnen  zur  Wiedergabe  schwieriger  Tonsätze  zu  be- 
fähigen. Seine  erste  und  wichtigste  Aufgabe  bleibt  die  Einprägang 
«instimmiger  Choräle  und  schlichter  ein-  und  zweistimmiger  Volkslieder. 
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Bei  der  Erklärung  und  Einübung  der  Texte  hat  der  Religionsunter- 
rieht  und  der  deutsche  Unterricht  mitzuwirken.  Deshalb  ist  ein  nach 
Klassen  geordneter  Kanon  der  Kirchenlieder  und  Volkslieder,  mit  Ein- 
schlufs  der  vaterländischen,  in  jeder  Schule  festzustellen.  Als  Volks- 
lieder sind  auch  diejenigen  Lieder  Goethes,  Uhlakds,  Geibels  usw. 
zu  behandeln,  die  durch  ihre  Weisen  volkstümlich  geworden  sind. 
(Mädchen  und  Frauen  sind  ja  von  Alters  die  berufenen  Hüterinnen  des 
dichterischen  Schatzes,  der  im  Volksliede  ruht!)  Jede  Mädchenschule 
hat  die  Pflicht,  mit  dafär  zu  sorgen,  dafs  der  gemeinsame  Haus-  und 
Familiengesang  wieder  zu  Ehren  komme,  indem  sie  vorzugsweise  solche 
geistliche  und  weltliche  Lieder  übt,  die  nach  Wort  und  Weise  wert 
sind,  ein  Lebensgut  der  Schülerin  zu  werden.  Gegen  diese  Aufgabe 
tritt  die  Bücksicht  auf  die  Einübung  mehrstimmiger  Motetten  usw.  zu- 
rück. Auf  Mundstellung,  Tonbildung,  reine  ungekünstelte  Aussprache, 
richtiges  Atemholen  ist  auf  allen  Stufen  zu  achten.  Die  Entwickelung 
der  jugendlichen  Stimmen  ist  sorgfältig  zu  überwachen,  damit  zu  rechter 
Zeit  die  notwendige  Schonung  eintrete.  Übungen  im  Ghorgesange,  im 
Einzel-  und  Gruppengesange  müssen  mit  einander  abwechseln,  damit 
ein  lautes  und  reines  Singen  erzielt  werde. 

XIIL  Turnen. 

Allgemeines  Lehrziel.  Kräftigung  des  Körpers,  Natürlichkeit 
und  Anmut  der  Bewegungen,  richtige  Haltung,  Freude  an  frischer 
körperlicher  Thätigkeit. 

Lehraufgaben.  Auf  der  Unterstufe  nimmt  der  Turnunterricht 
überwiegend  die  Form  des  ungezwungenen,  von  Kinderliedern  beglei- 
teten Bewegungsspieles  an.  Erst  auf  der  Mittelstufe  erhält  er  strengere 
Formen.  In  einer  dem  fortschreitenden  Schulalter  entsprechenden  Weise 
sind  von  da  an  Ordnungsübungen,  Frei-  und  Gerätübungen,  unter  sich 
mit  Bewegungsspielen  abwechselnd,  zu  treiben,  bei  sorgfältiger  Beach- 
tung des  dem  weiblichen  Körper  Zuti-äglichen.  So  oft  die  Witterung 
es  erlaubt,  soll  wenigstens  ein  Teil  der  Turnstunde  mit  Laufspielen 
u.  a.  im  Freien  zugebracht  werden.  Nach  mehrstündigem  Sitzen  und 
einseitiger  Kopfarbeit  soll  das  Turnen  die  Lungen-  und  Herzthätigkeit 
beleben,  den  Blutumlauf  beschleunigen  und  das  jugendliche  Gehirn 
entlasten.  Zu  diesem  Zwecke  ist  es  nötig,  dafis  nur  ein  Teil  der  Stunde 
mit  Übungen  zugebracht  werde,  welche  die  gespannte  Aufmerksamkeit 
des  Mädchens  fordern,  und  dafs  in  dem  anderen  Teil  dem  natürlichen 
Bewegungsdrang  und  der  fröhlichen  Spiellust  des  jugendlichen  Alters 
kein  allzustrenger  Zaum  angelegt  werde.  Die  Einübung  verwickelter 
Reigen,  die  erfahrungsmäfsig  lange  Zeit  erfordert,  ist  ausgeschlossen. 

Auf  gute  Lüftung  und  Staubfreiheit  in  der  Turnhalle  ist  sorgsam 
zu  achten. 
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Methodische  Bemerkungen.  Der  Unterrioht  ist  dnroh  Leh- 
rerinnen zu  erteilen.  Bei  der  geringen  Zahl  eigentlicher  Turnstunden, 
die  an  sich  nicht  genügen  würde,  um  der  geistigen  Anstrengung  das 
Gegengewicht  zu  halten,  ist  es  unerläßlich,  dafs  während  der  grofsen 
Pansen  die  Schülerinnen  im  Hofe  oder  auf  dem  Spielplatze  Gelegenheit 
zu  freier  Bewegung  erhalten.  Wo  die  Örtlichkeit  es  zuläüst,  empfiehlt 
sich  die  Einrichtung  von  Spielnachmittagen  während  der  schönen 
Jahreszeit. 

Der  Anzug  der  Schülerinnen  sei  leicht  und  hindere  die  Bewegungen 
des  Körpers  nicht.  Auf  die  schweren  Nachteile  des  engen  Schnürens 
soll  die  Turnlehrerin  nachdrücklich  hinweisen.  Ihr  liegt  es  auch  ob, 
die  Schülerinnen  zu  anderen  Leibesübungen,  namentlich  Schwimmen 
und  Schlittschuhlaufen  zu  ermuntern. 

Bei  den  Spielen  ist  einerseits  alles  Gekünstelte,  anderseits  der 
sportmäfsige  Betrieb  zu  vermeiden. 

2.  Kapitel.    HShere  Hadchenschiileii  im  fibrigen  Deutschland. 

In  Anhalt  umfafst  der  Lehrplan  höherer  Mädchenschulen  aufser 
den  gewöhnlichen  Fächern  gehobener  Volkschulen:  Zeichnen,  Französisch, 
Englisch  und  Gymnastik;  in  Baden:  Französisch,  Englisch,  Stilbildung, 
Geschichte  der  Litteratur,  (meist  auch)  Mythologie,  Zeichnen  und  Musik; 
in  Bayern:  Litteratur,  Geschichte  einschl.  Mythologie,  Französisch, 
Englisch,  Italienisch  und  Tanz;  in  Braunschweig:  Litteraturge- 
schichte,  Mythologie,  Weltgeschichte,  Physik,  Französisch,  Englisch 
und  Turnen,  dazu  an  einigen  Stellen  Anthropologie,  eine  Übersicht 
über  die  Kunstgeschichte  und  Modellieren;  in  Hessen:  Französisch, 
Englisch,  Physik,  Elemente  der  Chemie  und  Turnen;  in  Mecklen- 
burg-Strelitz  auf  I  und  II  Französisch  und  (fakultativ)  Englisch; 
in  Oldenburg  von  VII  an  Französisch,  von  lY  an  Englisch;  in 
Sachsen  (Königreich  und  Herzogtümer)  und  Württemberg  gleich- 
falls Französisch  und  Englisch. 

IV.  Abschnitt.    Der  öffentliohe  Unterricht  in  den 
Lehrerbildungsanstalten. 

1.  Kapitel.     ÜberbUck   Aber  die  Lehrerblldang  im  Deatsehen 

Selclie. 

Schon  im  vorigen  Jahrhundert  bestanden  in  mehreren  deutschen 
Bundesstaaten  Lehrerbildungsanstalten.  Durch  die  Einführung  der 
allgemeinen  Schulpflicht  erhielt  die  staatliche  Fürsorge  für  das  Lehrer- 
bildungswesen in  fast  allen  deutschen  Staaten  einen  weiteren  Anstofs. 
Es  brach  sich  die  Auffassung  Bahn,  dafs  es  der  Staat,  welcher  den 
Schulbesuch  allgemein  verbindlich  mache,  nicht  dem  Zufalle  überlassen 
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könne,  ob  geeignete  Personen  zur  Ansttbnng  der  Lehrtbfttigkeit  an  den 
öffentlichen  VolksBcbalen  vorbanden  seien.  Je  mehr  sieb  der  Staat  der 
Scbnlbildung  annahm,  und  je  weniger  er  das  Recht  und  die  Pflicht 
übersehen  konnte,  nur  Lehrkräfte  von  geistiger  und  sittlicher  Tüchtigkeit 
zuzulassen  und  anzustellen,  um  so  mehr  mufste  ihm  obliegen,  für  aus- 
reichende Gelegenheit  zu  deren  gleichartiger  und  systematischer  Heran- 
bildung zu  sorgen;  er  hatte  selbst  Lehrerbildungsanstalten  zu  begründen 
und  mufste  auch  das  private  Lehrerbildungswesen  überwachen  und 
nach  festen  Grundsätzen  regeln. 

Diesen  Erwägungen  ist  in  weitem  Umfange  zuerst  langsam,  in  den 
letzten  Jahrzehnten  in  rascherem  Schritte  Folge  gegeben  worden.  Aber 
in  den  einzelnen  Staaten  wurde  mit  der  Errichtung  und  Ausbildung 
des  Seminarwesens  verschieden  vorgegangen,  je  nach  den  vorhandenen 
Anfängen,  an  welche  sich  die  planmäfsige  Neugestaltung  anzulehnen 
hatte,  und  je  nach  der  mehr  oder  minder  vollkommenen  gesetzlichen 
Ordnung  des  Yolksschulwesens  überhaupt  und  wohl  auch  je  nach  den 
verfügbaren  Mitteln.  Deshalb  ist  das  Lehrerbildungswesen  im  Deutschen 
Belebe  im  einzelnen  noch  vielfach  nach  verschiedenen  Grundsätzen 
geordnet  und  nur  in  dem  allgemeinen  Ziele,  einen  tüchtigen  und  leistungs- 
fähigen Schullehrerstand  heranzuziehen,  einheitlich.  Dieses  Ziel  wird 
erreicht.  Ein  äufseres  Kennzeichen  für  die  Gleichwertigkeit  der  Lehrer- 
bildung der  einzelnen  Bundesstaaten  sind  die  bestehenden  Vereinbarungen 
zwischen  vielen  von  ihnen,  wonach  die  in  dem  einen  erworbenen  Lehr- 
befähigungszeugnisse  auch  in  anderen  als  gültig  anerkannt  werden. 

In  einzelnen  Staaten  mit  ausgebildeter  Volksschulgesetzgebung  ist 
die  Begründung  und  Unterhaltung  von  staatlichen  Lehrerbildungsan- 
stalten von  vornherein  von  dem  Yolksschulgesetze  gefordert.  So  be* 
stimmt  das  Volksschulgesetz  von  Württemberg:  „Vom  Staate  werden 
eigene  teils  mit  den  Erziehungshäusern  in  Verbindung  gesetzte,  teils 
für  sich  bestehende  Anstalten  (für  Lehrerbildung)  unterhalten",  und 
weiter:  „Der  Unterricht  in  den  Staatsanstalten  wird  unentgeltlich  er- 
teilt. Auljserdem  werden  an  die  Zöglinge  zur  Bestreitung  des  mit  der 
Benutzung  der  Anstalt  verbundenen  Aufwandes  Unteratützungen  nach 
dem  Mafsstabe  der  Bedürftigkeit  bewilligt.  Die  Aufnahme  in  die  An- 
stalt begründet  die  Verbindlichkeit  des  Zöglings,  sich  dem  Dienste  an 
den  Volksschulen  des  Vaterlandes  zu  widmen.  Ein  Zögling,  welcher 
vor  seiner  Anstellung  oder  nach  dieser  vor  Erfüllung  einer  drei- 
jährigen Dienstzeit  als  Schulmeister  willkürlich  seinen  Beruf  verläfst 
oder  dem  vaterländischen  Schuldienste  sieb  entzieht  oder  wegen  Un- 
würdigkeit  zum  Schulamte  für  unfähig  erklärt  wird,  hat  den  Wert  der 
genossenen  Unterstützungen  zu  ersetzen."  Diese  und  ähnliche  Grund- 
sätze gelten  auch  anderwärts.  In  Bayern  haben  die  Zöglinge  der  Lehrer- 
seminare für  Unterricht,  Wohnung,  Heizung,  Beleuchtung  und  Waschen 
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des  Bettzeuges  nicht  zu  entrioliteii)  die  ttbrigen  Verpflegungskosten  aber 
selbst  zu  bestreiten.  In  Saohsea  zahlen  die  Seminaristen  ein  geringes 
Kostgeld;  bedürftige  und  tüchtige  Schüler  erhalten  namhafte  Unter- 
stützungen. In  Baden  ist  gleichfalls  die  Beköstigung  zu  vergüten,  jedoch 
erhält  die  Mehrzahl  Stipendien.  In  Hessen  haben  die  Seroinaristen  IFtir 
Bekleidung  und  Beköstigung  selbst  zu  sorgen.  Die  Bekleidung  ist  auch 
in  Anhalt  Sache  der  Zöglinge,  die  hier  zum  Teil  Stipendiaten  sind. 
Oldenburg,  das  nur  ein  Externat  besitzt,  gewährt  doch  Mittagstisch  in 
der  Anstalt,  und  Mecklenburg-Schwerin  liefert  seinen  Internen  alles  un- 
entgeltlich bis  auf  das  Brot. 

Die  lehrordnungsmäfsige  Einrichtung  der  Lehrerbildungsanstalten 
zeigt  mannigfache  Abweichungen  in  den  einzelnen  Bundesstaaten. 
Einige  von  ihnen  haben  sich  an  die  prenfsische  Gestalt  und  Lehr- 
ordnung angelehnt,  so  neuerdings  Württemberg  u.  a.  Andere  Staaten 
sind  ihre  eigenen  Wege  gegangen.  So  hat  Sachsen  seine  Seminare 
als  sechsklassige  (für  Lehrerinnen  ftinfklassige)  Anstalten,  in  welche 
der  Eintritt  mit  dem  vollendeten  14.  Lebensjahre  erfolgt,  ausgebildet. 
Dort  ist  das  Seminar  eine  den  Gymnasien  und  Realschulen  ähnliche 
und  in  gewissem  Sinne  gleichwertige  Anstalt,  in  welcher  auch  die 
lateinische  Sprache  Unterrichtsgegenstand  0  ist,  und  an  welcher  zwei 
Drittel  der  Lehrkräfte  die  Befähigung  als  Lehrer  höherer  Unterrichts- 
anstalten nachgewiesen  haben  müssen;  den  tüchtigeren  Zöglingen  ist 
der  spätere  Besuch  der  Universität  und  nach  zweijährigem  akademischen 
Studium  die  Ablegung  der  gesetzlichen  Prüfung  für  das  höhere  Lehrfach 
vorbehalten.  Sachsen,  das  wegen  seiner  dichten  Bevölkerung  in  den  In- 
dustriegegenden einklassige  Volksschulen  kaum  hat  und  in  den  zahl- 
reichen „höheren*^  Volksschulen  die  Mittelschulbildung  in  hervorragendem 
Umfange  pflegt,  war  hierdurch  auf  Einführung  jener  erhöhten  lehrplan- 
mäfsigen  Anforderungen  und  auf  die  getroffenen  Einrichtungen  hinge- 
wiesen, denen  entsprechend  es  dort  eine  besondere  Präparandenbildung 
nicht  giebt,  weil  diese  in  den  Lehrplan  des  Seminars  mit  aufgenommen 
ist.  —  In  Bayern  haben  die  Lehramtsbewerber  aufser  der  Volksschule  noch 
drei  auf  einander  folgende  Kurse  durchzumachen:  einen  dreijährigen 
Präparandenkurs,  einen  zweijährigen  Lehrknrs  in  den  Lehrerseminaren 
und  einen  mindestens  einjährigen  praktischen  und  Fortbildungskurs  an 
einer  Volksschule  unter  der  Leitung  eines  dazu  befähigten  Lehrers« 
Der  obligatorische  Präparandenkurs  wird  in  den  in  jedem  Kreise  vor- 


1 )  Die  Motive  des  Gesetzes  von  1 876  begrCkaden  die  Aufnahme  des  Lateinischen 
im  Gegensatze  zur  Botreibung  der  neueren  Fremdsprachen  also:  „Der.  Unterricht 
im  Latein  ist  zur  logisch -grammatischen  Schulung  des  Geistes  erforderlich:  Die 
Kenntnis  einer  modernen  Sprache  hat  nur  dann  einen  wirklichen  Wert,  wenn  die- 
selbe zur  Sicherheit  im  mündlichen  oder  schriftlichen  Ausdruck  gebracht  wird,  was 
ohne  Schädigung  nötigerer  F&cher  in  den  Seminaren  nicht  erreichbar  ist." 
Pbtbrsilie,  Der  öffentl.  Untetrlcht  II.  15 


Digitized  by 


Google 


226  I.  Haaptabteilg.  lY.  Abscbn.  Der  öffentl.  Unterricht  i.  d.  Lehrerbildungsanstalten. 

handenen  Pr&parandicn  bei  freiem  Unterrichte  und  Gewäbrüng  von 
Unterstützungen  an  arme  Zöglinge  zurückgelegt  und  soll  die  jungen 
Leute  mit  positivem  Wissen  in  den  Gegenständen,  welche  sie  in  der 
Schule  zu  lehren  haben,  ausstatten.  Der  Lehrkurs  der  Lehrerseminare 
ist  dagegen  dazu  bestimmt,  den  Zöglingen  die  eigentliche  p&dagogische 
Fachbildung  zu  erteilen,  namentlich  durch  den  Unterricht  in  den 
hierzu  erforderlichen  theoretischen  Kenntnissen.  Die  Aufnahme  in  das 
Seminar  hftngt  von  dem  Ergebnis  einer  Prüfung  in  sämtlichen  Lehr- 
gegenständen der  Präparandie  ab.  Den  Schlufs  des  Lehrkurs  bildet 
die  Seminarsehlufsprüfung,  deren  Vorschriften  sich  zur  Zeit  im  wesent- 
lichen an  die  preufsische  Prüfungsordnung  anschliefsen.  Nach  dem 
Bestehen  der  Schlufsprüfung  tritt  der  Lehramtsbewerber  in  den  ein- 
jährigen praktischen  Kursus  ein,  unter  gewissen  Voraussetzungen  mit 
Unterstützung  aus  Staatsmitteln.  Die  Praktikanten  haben  unter  Leitung 
des  Lehrers,  dem  sie  zugewiesen  sind,  alle  auf  den  unmittelbaren 
Unterricht  und  Schuldienst  bezüglichen  Angelegenheiten  zu  besorgen, 
sich  Übung  bei  den  öffentlichen  Gottesdiensten  anzueignen  und  sich 
durch  Selbststudium  theoretisch  weiter  zu  bilden.  Vier  Jahre  nach 
dem  Austritt  aus  dem  Seminar  hat  der  Lehramtsbewerber  die  eigentliche 
„Befthigungsprüfung^  abzulegen.  In  allen  wesentlichen  Stücken  besteht 
in  Hinsicht  auf  Ausbildung  und  Prüfung  zwischen  Lehrern  und  Lehrerinnen 
in  Bayern  kein  Unterschied. 

Eine  besonders  reiche  Entwickelung  hat  das  Seminar-  und  Lehrer- 
bildungswesen in  Württemberg  aufzuweisen.  Über  Aufnahme  in  eine 
Präparandenanstalt  und  damit  in  den  Stand  der  Volksschulaspiranten 
entscheidet  eine  Vorprüfung,  die  im  Frühjahre  jedes  Jahres  vor  einer 
Kommission  von  Seminarlehrern  abzulegen  ist.  Den  zweijährigen  Vor- 
bereitungskursuB  beschliefst  eine  Konkursprüfung,  die  nach  günstigem 
Ausfall  und  mit  Genehmigung  der  Oberschulbehörde  (Stuttgart)  die 
Aufnahme  in  ein  Seminar  eröffnet.  Hier  werden  die  Zöglinge  im  ersten 
Jahreskursus  in  den  allgemeinen  Gegenständen  des  Volksschulunter- 
richtes befestigt  und  auch  (in  einer  Wochenstnnde)  in  die  Kunst  des 
Vortrages  und  der  Fragebildung  eingeftlhrt. 

Im  zweiten  Jahre  erhalten  sie  Unterricht  in  der  praktischen 
Methodik,  die  sämtliche  Lehrfächer  umfassen  soll.  Im  dritten  Bil- 
dungsjahre treten  die  Aspiranten  als  „Lehrseminaristen*^  in  die  Übungs- 
schule, um  sich  hier  die  angeeignete  Methode  unterrichtend  (3— 5  Stunden) 
und  anhörend  (3 — 4  Stunden)  fester  einzuprägen.  Die  am  Schlufs  der 
Seminarjahre  erfolgende  erste  Dienstprüfung,  die  mündlich  und  schriftlich 
abzulegen  ist  und  beispielsweise  im  Religionsfache  Anforderungen  eines 
Gymnasialabiturientenexamens  stellt,  zieht  neben  praktischen  Lehr- 
proben aus  der  Schulkunde  auch  die  wesentlichen  Grundsätze  der 
Pädagogik  und  Didaktik  mit  hinein.    In  die  zweite  Dienstprüfung  darf 
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erst  nach  wenigstens  zweijähriger  anftrags-  und  probeweise  geübter  Be- 
thätignng  im  Lehramte  0  eingetreten  werden;  sie  setzt  eine  Vertiefung 
pädagogischer  Einsicht  neben  Erweiterang  des  allgemeinen  Wissens- 
kreises Toraus. 

Auch  die  zur  Fortbildung  bereits  im  Dienste  befindlicher  Lehrer 
hier  getroffenen  Einrichtungen  zeigen  eine  reichgegliederte  Gestaltung. 
So  sind  die  Bezirkskonferenzen,  die  neben  Bearbeitung  rein  lehrfach- 
licher Gegenstände  auch  oberamtsärztliche  Gutachten  Aber  schulgesund- 
heitliche  Fragen  zur  Besprechung  erhalten,  dazu  bestimmt,  Yerbesserungs- 
vorschläge  und  Anträge  an  die  Behörden,  Ausstellungen  von  Lehrmitteln, 
schrißlichen  Schfllerarbeiten  und  Leistungen  der  weiblichen  Arbeits- 
schulen in  ihren  Gesichtskreis  zu  ziehen.  Die  Lesegesellschaflen  bringen 
namentlich  neue  Erscheinungen  lehramtlich-wissenschaftlicher  Art  ihren 
Mitgliedern  durch  Umlauf  zur  Kenntnis.  Bearbeitungen  von  Preisauf- 
gaben der  Oberschulbehörde  und  durch  regierungsseitige  Unterstützungen 
ermöglichte  Bildungsreisen  sorgen  ftlr  fordersame  Anregung.  Besondere 
Kurse  für  Zeichnen  und  Turnen,  deren  Teilnehmer  aus  der  Staatskasse 
neben  Reisekostenentschädigung  Tagegelder  beziehen,  ferner  solche  zur 
Weiterbildung  in  der  Naturkunde  und  Mathematik,  in  der  deutschen 
Stilistik  und  Litteratur,  die  (für  katholische  Lehrer)  eingerichteten 
sechswöchigen  Lehrkurse  in  Physik  und  Chemie,  Geognosie  und 
Mineralogie,  die  landwirtschaftlichen  Lehrkurse  in  Hohenheim,  endlich 
die  Wiederholungskurse  für  jüngere  Schulmänner,  die  von  Seminar- 
lehrern in  Methodik  und  Technik  weitergebildet  und  aus  der  Staatskasse 
gleichfalls  mit  Tagegeldern  versehen  werden,  sorgen  ftlr  planmäfsige 
Weiterbildung  und  Ertüchtigung  des  Lehrerstandes. 

Auch  andere  Staaten,  wie  Anhalt  und  die  thüringischen  Herzog- 
tümer, darunter  namentlich  Gotha  und  Sachsen -Weimar -Eisenach, 
haben  Vorbildliches  in  den  Besonderheiten  ihrer  Seminareinrichtungen 
und  -Leistungen.  —  In  Schaumburg-Lippe  ist  das  Seminar  an  ein 
Realgymnasium  angelehnt.  —  Im  übrigen  Reiche  ist  die  Überein- 
stimmung der  Lehrordnungen  und  Einrichtungen  der  Seminare  mit  den 
preulsischen  gröfser,  wenn  auch  nicht  überall  vollständig.  —  Im 
allgemeinen  darf  gesagt  werden,  dafs  alle  Lehrerseminare  mindestens  einen 
zwei-,  meist  dreüährigen  Lehrgang  haben,  dem  eine  organisch  damit  ver- 
bundene oder,  wenn  selbständige,  doch  systematische  Präparandenbildung 
vorhergeht.  Die  Bildungszeit  eines  Lehrers  umfafst  demnach  im  ganzen 
überall  sechs  Jahre  und  schliefst  etwa  mit  dem  20.  Lebensjahre  ab. 

Die  Lehrerbildung  beruht  in  den  meisten  deutschen  Staaten  auf 
dem  Grundsatze  der  Konfessionalität.    Nur  in  Baden  und  Hessen  ist 


1)  Derartige  Besch&ftigung  als  «LehrgehUfe**  gewährt  neben  NatoraUeiatungen 
(freier  Wohnung,  Brennholz,  Getreide)  Bezttge  von  500—580  M.  j&hrlieh. 
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ihre  Gestaltung,  wie  auf  dem  gesamten  Yolksschulgebiete,  grundsätzlich 
paritätisch;  in  Elsafs-Lothringen  ist  der  anfänglich  eingenommene 
paritätische  Standpunkt  wieder  aufgegeben  worden. 

Die  meisten  Seminare  bestehen  entweder  für  Lehrer  oder  für 
Lehrerinnen;  nur  in  dem  katholischen  Seminare  des  Grofsherzogtums 
Oldenburg  werden  Lehrer  und  Lehrerinnen  gleichzeitig  ausgebildet. 

Der  äuiseren  Einrichtung  nach  sind  die  Anstalten  entweder  Internate 
oder  Externate  oder  in  diesem  Sinne  gemischte  Anstalten.  Früher, 
etwa  bis  vor  30  Jahren,  gab  man  der  Internatseinrichtung  den  Vorzug ; 
seitdem  ist  eine  Strömung  zu  Gunsten  der  Externate  kräftig  geworden, 
die  indessen  in  neuerer  Zeit  wieder  einer  ruhigeren  und  wohlwollen- 
deren Beurteilung  der  Internatseinrichtungen  Platz  zu  machen  scheint. 

Die  Lehrerinnenbildung  erfolgt  aufser  in  den  der  Zahl  nach 
beschränkten  staatlichen  Anstalten  in  Gemeinde-  und  Privatinstituten, 
denen  hierzu  die  Berechtigung  verliehen  ist.  Die  Prüfungen  vollziehen 
sich  aber  überall  unter  Mitwirkung  staatlicher  Beauftragter  und  nach 
denselben  Grundsätzen,  wie  bei  den  staatlichen  Anstalten. 

2.  Kapitel.    Die  Leltrerbildung  in  den  einzelnen  Staaten. 

§  1.    Preufsen. 

a.  Präparandenanstalten.  ME  9.  Juli  1873.  Die  staatlichen 
Präparandenanstalten  sind  Externate  und  werden,  sofern  sich  nicht 
Gemeinden  willig  finden  lassen, .  die  nötigen  Räume  unentgeltlich  herzu- 
geben, mietweise  untergebracht.  Die  Zahl  der  Zöglinge,  welche  in 
zwei  aufsteigenden  Klassen  unterrichtet  werden,  ist  auf  30—50  anzu- 
nehmen. Sie  zahlen  Schulgeld,  nicht  unter  36  M.  jährlich.  Der  Ertrag 
des  Schulgeldes  wird  zur  Unterstützung  armer  Zöglinge  verwendet  0 ; 
auüserdem  wird  fbr  diesen  Zweck  ein  Dispositionsquantum  angenommen, 
das  aber  nicht  über  90  M.  jährlich  auf  den  Kopf  der  aufzunehmenden 
Präparanden  zu  bemessen  ist. 

Die  Anstalt  hat  zwei  festangestellte  Lehrer,  deren  einer  ihr  Vor- 
steher ist  und  wöchentlich  26  Stunden  zu  erteilen  hat.  Der  andere 
ist  zu  wöchentlich  30  Stunden  verpflichtet.  Sofern  Mehrstunden  nötig 
sind,  können  besonders  zu  remunerierende  Hilfslehrer  angenommen 
werden. 

Die  Vorsteher  der  Präparandenanstalten  sind  im  Gehalte  den  ordent- 
lichen Seminarlehrem  gleichgestellt  und  rangieren  mit  diesen  nach 
ihrem  Dienstalter.  Sie  beziehen  also  neben  freier  Wohnung  oder 
Wohnungsgeldzuschufs  jährlich  1700—2700  M.,  im  Durchschnitt  2200  M. 
Die  Besoldung  des  zweiten  Lehrers  ist  auf  1200—1800  M.,  im  Durch- 


1)  M£  30.  NoY.  1883:  Von  diesen  Zuwendungen   sind  die  Angehörigen  der 
Zöglinge  fortlaufend  in  Kenntnis  zu  setzen. 
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schnitt  1500  M.  neben  einer  Mietentschftdigung  von  10  Proz.  des 
Gehaltes  zu  bemessen.  Für  Remunerationen  sind  höchstens  900  M. 
aufzuwenden. 

Bei  Neueinrichtungen  werden  die  Vorsteher  soweit  möglich  zunächst 
aus  dem  Kreise  der  Seminarlehrer  gewählt,  damit  die  Unterrichts- 
arbeit der  Anstalten  von  vornherein  in  das  richtige  Verhältnis  und  in 
lebendige  Beziehung  zum  Seminar  trete. 

Für  den  ünterrichtsbedarf  genügen  zwei  Lelirzimmer  und  ein  Musik- 
zimmer. (Die  Wohnung  ftlr  den  Vorsteher  wird  zu  3—4  Zimmern  an- 
genommen.) 

Die  Kosten  ftlr  die  erste  Einrichtung  einer  Anstalt  sollen  ein- 
schliefslich  der  Beschaffung  einer  kleinen  Orgel  den  Betrag  von  3000  M. 
nicht  überschreiten.  Die  Verwaltungskosten  sind  etwa  auf  210  M.  zu 
bemessen.  Für  Lehrmittel  sind  jährlich  ca.  300  M.  auszuwerfen.  Im 
übrigen  sind  die  Bedürfnisse  und  Verhältnisse  der  einzelnen  Anstalt  Air 
deren  Etat  mafsgebend. 

Die  dem  Unterrichtsminister  im  Staatshaushaltsetat  zur  Förderung 
des  Präparandenwesens  bewilligten  Fonds  überweist  dieser  (ME  27.  Mai 
1876)  den  einzelnen  Regierungen,  welche  die  (möglichst)  zu  Anfang 
des  Rechnungsjahres  darüber  getroffene  Verfügung  in  der  Rechnung 
ihrer  Hauptkasse  nachzuweisen  haben. 

Meldung  und  Aufnahme  der  Präparanden*  Zur  Verhütung 
von  Enttäuschungen  ist  es  unbedingt  erforderlich,  das  bei  der  Meldung 
zum  Seminar  verlangte  Gesundheitsattest  schon  beim  Eintritt  in  den 
Präparandenkursus  zu  beschaffen,  da  auch  verstecktere  Krankheiten 
oder  Krankheit-Keime,  wie  Anlage  zur  Tuberkulose  usw.,  vom  Lebr- 
faohe  ausschliefsen. 

ME  26.  Sept.  1872:  Zur  Aufnahme  in  Präparandenanstalten  ist 
ein  von  den  Eltern  oder  Vormündern  ausgestellter  Revers  über  irgend- 
welche späteren  Verpflichtungen  nicht  erforderlich  vergl.  ME  17.  Nov. 
1874  und  26.  Sept.  1878. 

Über  Organisation  undLehrplanO  einer  evangelischen 
Präparandenanstalt  bestimmt  CE  28.  Nov.  1878:] 

A.  Organisation. 

§  1.  Die  Anstalt  setzt  diejenigen  Kenntnisse  nnd  Fertigkeiten  voraus,  deren 
Aneignung  die  Allgem.  Bestimmongen  vom  15.  Okt.  1872  als  Aufgabe  und  Ziel  der 
prenfsischen  Volksschule  bezeichnen,  und  nimmt  die  Zöglinge  erst  nach  erfolgter 
Konfirmation  auf. 

§  2.  Die  Aufnahme  von  Zöglingen  geschieht  nur  einmal  im  Jahre  (zu  Ostern 
oder  Michaelis);  doch  ist  der  Eintritt  Einzelner  unter  besonderen  Verhältnissen 
aufser  der  Zeit  gestattet,  sobald  sich  aus  den  eingereichten  Attesten  kein  Bedenken 
ergiebt  und  die  Prüfung  befriedigend  ausf&Ut. 

§  3.    Der  Melduogstermin   wird  jedesmal  öffentlich   bekannt  gemacht.    Das 


1)  Kntwurf  eines  neuen  Lehrplans  vergl.  GBl  1894,  609  ff. 
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Aafnabmegesuch  ist  an  den  Vorsteher  der  Anstalt  zu  richten;  die  erforderlichen 
Atteste  sind  beizafQgen.  Ober  die  definitive  Anfnahme  entscheidet  das  Provinzial- 
Schallcollegiam. 

§  4.    Die  angemeldeten  Aspiranten  haben  eine  PrQfang  zu  bestehen. 

§  5.  Die  Zöglinge  werden  in  zwei  Klassen  unterrichtet.  Der  ganze  Kursus 
ist  dreijährig.  Die  zweite  Klasse  entb&lt  nur  eine  Abteilung  und  wird  in  der  Regel 
in  einem  Jahre  absolviert.  Der  Obertritt  in  die  erste  Klasse  erfolgt  nach  bestandener 
Prüfung.  Die  erste  Klasse  ist  in  zwei  Abteilungen  geteilt,  die  jedoch  in  den  meisten 
Unterricbtsgegenst&nden  kombiniert  werden. 

§  6.  Die  Zöglinge  erhalten  den  gesamten  fOr  die  Vorbereitung  zur  Anfnahme 
in  ein  evangelisches  Schullehrerseminar  erforderlichen  Unterricht.  Dafür  wird  ein 
jährliches  Schulgeld  gezahlt. 

{7.  Ist  die  Anstalt  Extemat,  so  haben  die  Zöglinge  für  Logis,  Kost,  Bekleidung; 
usw.  selbst  zu  sorgen;  sie  werden  jedoch  in  ihrer  Führung  auch  autserhalb  der 
Schulstunden  beaufsichtigt  Bedürftigen  und  würdigen  Pr&paranden  kann  das  Schul- 
geld erlassen  werden;  auch  können  diese  Unterstützungen  von  selten  des  Staates 
erhalten. 

§  8.  Am  Ende  jedes  Schuljahres  werden  Wiederholungsprüfungen  gehalten, 
die  sich  über  alle  Unterrichtsgegenst&nde  verbreiten. 

S  9.  Ober  Führung  und  Leistungen  erhalten  die  Zöglinge  halbjährlich  schrift- 
liche Censuren,  die  bei  der  Rückkehr  von  den  Ferien  mit  der  Unterschrift  des 
Vaters  oder  des  Vormundes  wieder  vorzulegen  sind. 

§  10.  Der  Obertritt  ins  Seminar  erfolgt  nach  bestandener  Aufnahmeprüfung. 
Zöglinge,  welche  nicht  bestanden  haben,  kehren  in  die  Anstalt  zurück,  um  sich  für 
die  Aufnahme  vollends  tüchtig  zu  machen.  Der  Lehrplan  ist  so  eingerichtet,  dafs 
der  Obertritt  ins  Seminar  sowohl  Ostern  als  Michaelis  erfolgen  kann. 

B.  Lehrplan. 
I.  Allgemeine  Grundsätze. 

Aufgabe  der  Anstalt  ist  es,  diejenige  allgemeine  Bildung  zu  gewähren,  welche 
eine  sichere  Grundlage  für  die  mehr  fachmännische  des  Volksschullehrers  abgiebt. 
Es  ist  eine  möglichst  gleichmäfsige  Ausbildung  der  Kräfte  zu  erstreben  und  guto 
Gesittung,  vaterländischer  Sinn  und  aufrichtige  christliche  Frömmigkeit  bei  den 
Zöglingen  zu  fördern. 

Unterrichtsgegenstände  sind:  Religion,  Deutsch,  Mathematik,  Geschichte,  Geo- 
graphie, Naturkunde,  Schreiben,  Zeichnen,  Singen,  Violinspiel,  Turnen,  Klavierspiel, 
Orgelspiel  und  Französisch.    Die  drei  letztgenannten  sind  fakultativ. 

Der  Unterricht  beginnt  jeden  Morgen  mit  einer  gemeinsamen  kurzen  Andacht. 
Das  Unterrichtsverfahren  ist  vorwiegend  elementar  entwickelnd.  Wo  es  dem  Gegen- 
stände entspricht,  wird  von  der  Anschauung  oder  dem  Beispiel  ausgegangen  und 
der  Schüler  angehalten,  aus  den  besprochenen  Beispielen  selbst  das  allgemeine 
Gesetz  herzuleiten,  sowie  entwickelte  Gedankenreihen  zusammenfassend  zu  wieder- 
holen. Auf  Selbstthätigkeit  im  Beobachten  und  Denken  und  auf  zusammenhängendes, 
korrektes,  wohlartikuliertes  und  fliefsendes  Sprechen  wird  groCser  Wert  gelegt  Bei 
Wiederholungen  werden  umfassendere  Aufgaben  gestellt,  bei  deren  Lösung  von 
selbständiger  Verarbeitung  Zeugnis  abzulegen  ist. 

Dem  Unterrichte  liegen  geeignete  Leitfäden  zu  Grunde. 

Die  Privatlektüre  der  Zöglinge  wird  so  geleitet  und  beaufsichtigt,  daCs  der 
Unterricht  dadurch  erwünschte  Ergänzung  findet.  Auch  sind  die  Zöglinge  zu 
nützlichen  Sammlungen  anzuleiten. 
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IL    Aufgaben  und  Ziele  der  einzelnen  Lehrgegenst&nde. 
1.  Religion. 

Biblische  Geschiebte.  Aufgabe.  Durch  den  Unterricht  in  der  biblischen 
Geschichte  sollen  die  Präparanden  zu  genauer  Bekanntschaft  mit  der  heiligen  Ge- 
schichte alten  und  neuen  Testaments  gelangen,  im  £rz&hlen  dieser  geübt  und 
zum  rechten  Verständnis  ihres  Inhalts,  sowie  zur  Erkenntnis  ihrer  hohen  Bedeutung 
für  das  religiöse  und  sittliche  Leben  geführt  werden. 

Verfahren.  Die  wichtigeren  Geschichten  werden  von  dem  Lehrer  im  An- 
schlüsse an  die  Ausdrucksweise  der  Bibel  erzählt,  in  ihrer  religiösen  und  sittlichen 
Bedeutung  eingehend  besprochen  und  von  den  Schülern  frei  wiedererzählt.  Die 
Erzählungen,  bei  welchen  der  geschichtliche  Charakter  vorwiegt,  werden  von 
den  Schülern  in  der  heiligen  Schrift  nachgelesen,  darauf  in  der  Unterrichtsstunde 
nach  ihren  Hauptmomenten  wiedergegeben  und  unter  Benutzung  der  Karte  durch 
Erläuterung  der  fremdartigen  Verhältnisse  von  selten  des  Lehrers  zum  rechten 
Verständnis  gebracht.  Leseabschnitte  werden  gelesen,  vom  Lehrer  entwickelt  und 
bei  der  Wiederholung  von  den  Schülern  selbständig  abschnittsweise  erklärt,  wobei 
durch  Fragen  stets  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Hauptsachen  hinzulenken  ist.  Sind 
diese  Abschnitte  von  besonderer  Wichtigkeit,  so  werden  sie  ganz  oder  teilweise 
memoriert;  dasselbe  findet  bei  den  Kernstellen  der  Erzählungen  statt.  Die  notwendigen 
bibelkundlichen  Mitteilungen  erfolgen  im  Anschlüsse  an  die  biblische  Geschichte. 

Lehrgang.  ?.  Klasse  (wöchentlich  3  Stunden).  Blbelkundliches  über  Wesen, 
Namen,  Ursprung,  Einteilung,  Grundsprachen  und  wichtige  Übersetzungen  der  heiligen 
Schrift.  Biblische  Geschichte  des  alten  Testaments  im  Zusammenhange.  Zu  ein- 
gehender Behandlung  kommen:  Schöpfung,  Sündenfall,  Kain  und  Abel,  Sintflut, 
Abrahams  Berufung,  Lots  Errettung,  Abrahams  Gehorsam,  Isaaks  Segen  über  seine 
Söhne,  Jakob  und  Esau,  Jakobs  Flucht  und  Heimkehr,  Joseph  in  Ägypten,  Mosis 
Geburt  und  Errettung,  Mosis  Berufung,  Gesetzgebung,  Josua,  Gideon  und  Simsen, 
Eli  und  Samuel,  David  und  Goliath,  Absaloms  Empörung,  Salomos  Gebet,  Naboths 
Weinberg,  Elias  Himmelfahrt. 

Bibelkundliche  Mitteilungen  über  die  verschiedenen  Bücher  des  alten  Testa- 
ments ,  besonders  die  fQnf  Bücher  Mosis  und  die  Psalmen.  Geographie  des  heiligen 
Landes.  Gottesdienstliche  Handlungen  der  Israeliten.  Erläuterung  und  teilweise 
Einprfigung  von  Psalm  t,  19,  23,  90,  104  und  t30. 

t.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  I.  Jahreskursus:  Jugendgeschichte 
Jesu  bis  zu  seinem  ersten  Wunder  in  Kana,  Bergpredigt,  Hauptmann  von  Gapemaum, 
Meeresstillung,  Gichtbrüchige,  Jairi  Tochter,  Jüngling  von  Nain,  Gleichnisse  (Mt.  13), 
Kananäisches  Weib,  Petri  Bekenntnis,  Christi  Verklärung,  Schalksknecht,  Arbeiter 
im  Weinberg,  Christi  Beise  nach  Jerusalem,  Leidensgeschichte,  Auferstehung,  Er- 
scheinungen Christi  nach  seiner  Auferstehung,  Himmelfahrt  Blbelkundliches  über 
die  vier  Evangelien  und  die  Apostelgeschichte.  II.  Jahreskursus:  Jugendgeschichte 
Jesu,  Gespräch  mit  Nlkodemus,  Jesus  und  die  Samariterin,  Jesus  in  Nazareth,  Petri 
Fischzug,  Johannis  Botschaft,  Teich  Bethesda,  Johannis  Tod,  Speisung  der  Fünf- 
tausend, Barmherzige  Samariter,  Blindgeborene,  Jesus  der  gute  Hirte,  Gleichnisse 
Lucae  14—16,  Pharisäer  und  Zöllner,  Jesus  und  die  Kinder,  Auferweckung  des 
Lazarus,  Jesu  Beise  nach  Jerusalem,  Leidensgeschichte,  Auferstehung,  Himmelfahrt, 
Ausgietsung  des  heil.  Geistes.    Inhalt  der  Apostelgeschichte. 

Lehrbuch:  Heil.  Schrift;  H.  Wbndbl,  Biblische  Geschichte. 

Katechismus.  Aufgabe.  Die  Schüler  sollen  den  lutherischen  Katechismus 
seinem  Wortlaute  nach  verstehen  und  seine  Begründung  in  der  Schrift  klar  erkennen 
lernen,  sodafs  sie  im  stände  sind,  über  die  Bedeutung  der  einzelnen  Worte  im  Kate- 
chismus Rechenschaft  zu  geben  und  Belegstellen  aus  der  Bibel  dazu  anzuführen. 
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Verfahren.  Den  Ausgangspunkt  für  dio  Erkl&rungen  bilden  entweder  passende 
Beispiele  aus  der  bibÜEchen  Geschichte  oder  zircckmftfsig  ausgewählte  BibelsprQche, 
deren  Beziehung  zu  dem  betreffenden  Katechisniusabschnitt  stets  klar  nachzuweisen 
ist.  Die  Erläuterungen  sind  kurz  und  bestimmt  zu  fassen,  auch  passende  Lieder- 
verse heranzuziehen.  Die  wichtigsten  Belegstellen  werden  sicher  memoriert.  Bei 
Wiederholungen  sind  die  Schaler  anzuhalten,  über  einzelne  Funkte  sich  im  Zu- 
sammenhange auszusprechen. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (wöchentlich  eine  Stunde).  Das  erste  Hauptstück  und 
der  erste  Glaubensari ikel.  1.  Klasse  (wöchentlich  eine  Stunde).  Der  zweite  und 
dritte  Glaubensartikel;  das  Gebet  des  Herrn;  vom  Sakrament  der  heil.  Taufe  und 
des  Altars.  (Die  Auswahl  der  zu  memorierenden  Bibelsprüche  ist  so  zu  treffen,  dafs 
die  eine  H&lfte  in  dem  einen  Jahr,  die  andere  im  darauffolgenden  zur  Einprfigung 
gelangt.) 

Lehrbuch:    H.  WBsrBL,  Luthers  kleiner  Katechismus. 

Kirchenlied.  Aufgabe.  Die  Prfiparsnden  sollen  eine  Anzahl  der  schönsten 
evangelischen  Kirchenlieder  kennen  und  im  einzelnen ,  wie  im  Zusammenhange  recht 
verstehen  lernen,  sie  ganz  oder  teilweise  sich  einprägen  und  mit  guter  Betonung 
und  gutem  Ausdruck  vorzutragen  im  stände  sein,  auch  mit  den  Verfassern  bekannt 
gemacht  werden. 

Verfahren:  Besondere  Stunden  werden  für  diesen  Gegenstand  nicht  ange- 
setzt. Jede  Beligionsstunde  beginnt  mit  der  Erklärung  oder  dem  .Vortrage  ein- 
zelner Liederverse.    Dem  Memorieren  geht  stets  eine  eingehende  Erläuterung  voraus. 

Lehrgang.  In  der  2.  Klasse  werden  memoriert  tO  Lieder,  in  der  1.  Klasse 
von  dem  1.  Jahreskursus  7,  von  dem  zweiten  9  Lieder. 

2.  Deutsche  Sprache. 

Aufgabe  des  deutschen  Sprachunterrichts  ist  es,  die  Schüler  zu  befähigen,  sich 
mündlich  und  schriftlich  korrekt,  sachgemäfs,  klar  und  fliefsend  auszudrücken  und 
poetische  und  prosaische  Stücke  der  deutschen  Nationallitteratur,  die  ihrem  Ge- 
dankengange nicht  fern  liegen,  richtig  aufzufassen,  gut  zu  lesen  und  zu  reprodu- 
zieren. 

Lektüre.  Den  lilittelpunkt  des  Sprachunterrichts  bildet  das  Lesebuch.  Eine 
besonders  eingehende  Behandlung  erflihrt  der  Normal-  und  Memorierstoff,  bei 
dessen  Auswahl  Form,  Inhalt  und  Verfasser  mafsgebend  sind.  Hinsichtlich  der 
Form  müssen  die  ausgewählten  Stücke  die  wichtigsten  Stilgattungen  und  die  Haupt- 
arten der  Poesie  repräsentieren.  Ihr  Inhalt  mufs  geeignet  sein,  dem  jugendlichen 
Geiste  eine  ideale  Richtung  zn  verleihen,  den  Gedankenkreis  zu  erweitern,  das  Ge- 
müt zu  beleben  und  den  Willen  nachhaltig  anzuregen.  Unter  den  Verfassern  darf 
keiner  der  bedeutenderen  nationalen  Schriftsteller,  die  im  Lesebuch  vertreten  sind, 
unberücksichtigt  bleiben. 

Die  unterrichtliche  Behandlung  der  ausgewählten  Stücke  besteht  vor- 
nehmlich in  Folgendem:  a.  im  guten  Vorlesen  von  selten  des  Lehrers;  b.  in  der  Er- 
klärung schwer  verständlicher  Ausdrücke,  bildlicher  Bcdcweisen,  Figuren  usw.;  ein 
wiederholtem  Lesen  durch  die  Schüler,  wobei  besonders  auf  richtige  Betonung  und 
ausdrucksvollen  Vortrag  zu  achten  und  zu  halfen  ist;  d.  in  der  Angabe  des  Haupt- 
inhaltes und  dem  Aufsuchen  der  Gedankenganges;  e.  in  der  freien  selbständigen 
Darstellung  des  Inhaltes  (entweder  in  gedrängter  Kürze  oder  mit  Hinzufügung  des 
zwischen  den  Zeilen  Gelesenen,  mit  Umschreibung  der  erklärten  Stellen,  nach  einer 
anderen  Disposition,  in  anderer  Bedeweise  usw.);  f.  in  der  mündlichen  und  schrift- 
lichen Lösung  angeschlossener  Aufgaben  (Nachbildungen,  ausführliche  Erklärungen 
von  einzelnen  Ausdrücken,  Synonymen,  Vergleichungen  zwischen  zwei  verwandten 
Sprachstücken  usw.).  —  Auch    über  Form  und  Verfasser  werden  die  nötigen  Mit- 
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teilungen  gemacht  Eine  Anzahl  der  behandelten  poetischen  Stücke,  namentlich 
Gedichte  erzählenden  Inhalt«,  werden  aaawendig  gelernt.  Der  abrige  Inhalt  des  Lese- 
buches bildet  den  Lesestoff.  Dazu  gehören  namentlich  die  historischen,  geogra« 
phischen  und  naturkundlichen  Abschnitte.  Diese  dienen  zur  Belebung  des  be- 
treffenden Unterrichts  und  werden  thunlichst  im  Zusammenhange  damit  behandelt. 
Die  Schaler  mOssen  stets  lautrichtig,  fliefsend,  logisch  richtig,  mit  Wohllaut  und 
Wohlklang  lesen. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Es  kommen  zur  Besprechung: 
Kleine  Erz&hlungen,  Fabeln,  Parabeln  und  Paramythieen,  M&rcheo,  Sagen,  historische 
Darstellungen,  poetische  Erz&hlungen,  Beschreibungen,  Schilderungen,  geographische 
Bilder,  beschreibende  Gedichte,  Lieder  und  lyrische  Lebensbilder.  1.  Kl  asse  (wöchent- 
lich 2  Stunden).  Aufser  gröberen  Erz&hlungen,  Beschreibungen,  historischen  Dar- 
stellungen und  geographischen  Bildern  werden  Betrachtungen  und  Abhandlungen, 
Sprichwörter  und  Reimsprüche,  Lieder  und  Elegieen,  Legenden,  Balladen,  Idyllen 
und  Abschnitte  aus  Dramen  besprochen.  —  Die  hervorragenderen  nationalen  Schrift- 
steller, welche  im  Lesebuch  rertreten  sind,  werden  auch  nach  ihren  äutseren  Lebens- 
umständen eingehender  behandelt,  namentlich  folgende:  Luther,  Simon  Dach,  Paul 
Gerhard,  Geliert,  Lessing,  Claudius,  Klopstock,  Yofs,  Herder,  Schiller,  Goethe, 
Pestalozzi,  Ernst  Moritz  Arndt,  Schenkendorf,  Kömer,  Rückert,  ühland,  Chammisso, 
Freiligrath,  Geibel,  die  beiden  Grimm,  Hebel,  Krummacher.  (In  I.  ist  der  Kursus 
zweij&hrig.  Die  Auswahl  ist  so  za  treffen,  dafs  im  zweiten  Jahre  zwar  die- 
selben Stilgattungen  und  Dichtungsarten,  aber  nicht  dieselben  Stücke  wieder  be- 
sprochen werden.) 

Lehrbücher:  Bock,  Deutsches  Lesebuch  (für  mittlere  und  obere  Stufen). 

Aufsatz.  Aufgabe.  Die  Stilübungen  zerfallen  in  kleinere  schriftliche  Ar- 
beiten, welche  sich  unmittelbar  an  die  Behandlung  der  Lesestücke  anschlietsen,  und 
in  gröfsere  Anfs&tze,  zu  welchen  die  Stoffe  teils  aus  den  Sprachstücken,  teils  aus 
dem  Unterrichte  in  den  Realien,  teils  unmittelbar  aus  dem  Leben  genommen 
werden. 

Verfahren.  Bei  der  Vorbereitung  des  Aufsatzes  werden  die  Schüler  zun&chst 
angeleitet,  das  Material  zu  der  Arbeit  herbeizuschaffen,  zu  erweitern  und  zu  vor- 
mehren. Hierbei  wird  zugleich  auf  die  Wahl  des  Ausdrucks,  auf  die  deutliche  und 
ansprechende  Einkleidung  des  Stoffes  in  die  sprachlichen  Formen  hingewiesen.  Da- 
rauf haben  die  Schüler  die  Reihenfolge ,  in  welcher  die  Hauptabschnitte  am  besten 
zu  behandeln  sind,  zu  finden.  Sie  fertigen  dann  eine  möglichst  vollständige  Dispo- 
sition an  und  führen  nach  dieser  den  Aufsatz  aus.  Von  den  so  entstandenen  Ar- 
beiten werden  mehrere  vorgelesen  und  eingehend  besprochen.  Nun  erst  wird  der 
Aufsatz  eingeschrieben  und  an  den  Lehrer  zur  Korrektur  abgegeben. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (2  Stunden  wöchentlich).  In  je  drei  Wochen  werden 
durchschnittlich  zwei  Arbeiten  vom  Lehrer  korrigiert.  Die  Aufsätze  bestehen  in  freien 
Nachbildungen  von  Erzählungen,  in  Beschreibungen  und  Schilderungen,  wozu  Stoff 
und  Disposition  gegeben  werden,  und  in  Umbildungen.  1.  Klasse  (wöchentlich 
t  Stunde).  In  14  Tagen  wird  durchschnittlich  ein  Aufsatz  korrigiert.  Die  Schüler 
fertigen  an:  historische  Darstellungen,  kurze  Biographieen,  geographische  Schil- 
derungen ,  leichte  Parallelen,  Cbarakterzeichnungen,  Erläuterungen  besprochener  Ge- 
dichte, Erklärungen  synonymer  Ausdrücke  und  von  Sprichwörtern  und  Sinnsprüchen, 
kleine  Abhandlungen  und  Briefe.  (AuCser  den  stilistischen  Übungen  werden  noch 
besondere  orthographische  angestellt,  und  zwar  wird  in  II.  ein  vollständiger  Kursus 
in  der  Orthographie  absolviert,  wobei  an  Musterbeispielen  die  orthographischen 
Regeln  entwickelt  und  dann  geübt  werden.  In  I.  kommen  die  gelernten  Regeln  zur 
Wiederholung  und  finden  Anwendung  in  Musterstücken.  Als  Leitfaden  dient: 
Wetzbl,  Handbuch  der  Orthographie. 
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Grammatik.  Aufgabe.  Durch  den  grammatischen  Unterrricht  soll  der 
Schüler  die  Gesetze  für  den  Gobraach  der  Muttersprache  kennen  lernen  und  be* 
flkhigt  werden,  den  Zusammenhang  der  einzelnen  Teile  der  Rede  sicher  aufzufassen. 

Verfahren.  Die  Schaler  werden  angeleitet,  aus  Musterbeispielen  die  Regel 
selbst  aufzufinden. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (wöcheutlich  l  Stunde).  Der  einfache  Satz  und  seine 
Teile,  der  zusammengezogene  und  der  zusammengesetzte  Satz  in  leichteren  Ver- 
bindungen. Die  Wortlehre.  1.  Klasse  (wöchentlich  t  Stunde).  Satz-  und  Wort- 
bildungslehre.   Die  Lehre  von  der  Interpunktion. 

Lehrbücher:  Enolibn,  Leitfaden  für  den  deutschen  Sprachunterricht.  Wbtzbl, 
Grundrifs  der  deutschen  Grammatik. 

Privatlektüre.  Die  Schülerbibliothek  enth&lt  gute  Jugend-  und  Volks- 
schrifton,  geographische,  historische  und  naturkundliche  Charakterbilder,  Biogra- 
phieen  berühmter  M&nner,  popul&re  Darstellungen  aus  der  Physik,  klassische  Schriften 
und  Übersetzungen  fremder  Klassiker,  die  dem  Verständnisse  der  Zöglinge  zugäng- 
lich sind.  Die  Auswahl  der  zu  lesenden  Bücher  ist  frei;  doch  hat  der  Lehrer 
mit  gutem  Rate  dem  Schüler  an  dio  Hand  zu  gehen.  In  der  Regel  wird  etwa  alle 
vierzehn  Tage  dem  Einzelnen  ein  Buch  verabfolgt.  Zur  Obung  im  mündlichen  Aus- 
druck müssen  die  Schüler  aus  den  gelesenen  Schriften  vor  der  Klasse  kleine  Epi- 
soden, kurze  Erzählungen,  leichte  Schilderungen  oder  Biographieen  zusammenhängend 
vortragen.  Um  den  Geschmack  zu  bilden,  wird  den  Schülern  die  Wahl  dieser 
Stoffe  freigestellt.  Damit  sie  das  Hauptsächliche  von  dem  Nebensächlichen  unter- 
scheiden lernen,  werden  sie  auch  angehalten,  schriftliche  Excerpte  anzufertigen. 

3.  Mathematik. 

Rechnen.  Aufgabe.  Die  Präparanden  sollen  Sicherheit  in  selbständiger 
Lösung  von  Aufgaben  aus  allen  elementaren  Rechnungsarten  erlangen  und  die  Ele- 
mente der  Buchstabenrechnung  kennen  lernen. 

Verfahren.  Gemäfs  dem  elementaren  Prinzip  der  Anschaulichkeit  wird  die 
Regel  aus  Beispielen  abgeleitet;  durch  mannigfache  mündliche  und  schriftliche 
Obungen  wird  unverlierbare  Sicherheit  erstrebt;  über  alle  Operationen  muPs  der 
Schüler  klare  Rechenschaft  geben  können;  er  ist  bei  allen  Lösungen  und  Beweis- 
führungen zu  bestimmtem  und  bündigem  Ausdruck  anzuhalten.  Die  Übung  im  schrift- 
lichen Rechnen  flUlt  hauptsächlich  der  häuslichen  Beschäftigung  zu,  und  um  dabei 
an  saubere  und  übersichtliche  Darstellung  zu  gewöhnen,  werden  in  besonderen 
Heften  und  an  der  Wandtafel  Musterbeispiele  gerechnet.  Stets  wird  vom  Schüler 
verlangt,  dafs  er  selbständig  das  eingeschlagene  Verfahren  zu  begründen  im  stände  sei. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (wöchentlich  3  Stunden).  Die  Bildung  der  Zahl  und 
ihre  Darstellung:  Die  vier  Species  in  ganzen  unbenannten  und  benannten 
Zahlen,  sowie  in  zehnteiligen  und  gewöhnlichen  Brüchen.  Aufserdem  alge- 
braische Aufgaben,  ohne  Anwendung  der  Buchstaben  und  Gleichungen,  durch 
einfache  Verstandesschlüsse  gelöst.  1.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Einfache 
und  zusammengesetzte  Regel  de  tri-Aufgaben  und  die  darauf  sich  gründenden  Rech- 
nungsarten des  bürgerlichen  Lebens  (Zins-,  Termin-,  Rabatt-,  Gesellschafcs-  und 
Mischungsrechnung),  abgekürzte  Rechnung  mit  Decimalen,  Ausziehen  der  Quadrat- 
wurzel.   Algebraische  Aufgaben  wie  in  II. 

Lehrbücher:  Stubba,  Übungshefte.  BOttnbb,  Elemente  der  Buchstabehrech- 
nung  und  Algebra. 

Geometrie.  Aufgabe.  Die  Schüler  sollen  die  räumlichen  Grötsen  richtig 
auffassen  und  berechnen  und  die  wichtigsten  Lehrsätze  über  Linien,  Winkel,  Drei- 
ecke, Vierecke,  Vielecke  und  den  Kreis  kennen  und  beweisen  lernen. 
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Verfahren.  Der  Unterricht  in  diesem  Gegenstande  hat  sich  von  bloCsen  Ab- 
straktionen fem  zu  halten  und  auf  Anschanong  za  bernhen.  Er  verfährt  streng 
entwickelnd,  gewöhnt  an  präciscn  Ausdrnck  und  l&fst  den  Schaler  selbst  die  ihm 
bisher  unbekannte  Wahrheit  finden.  Zugleich  wird  er  im  Zeichnen  geometrischer 
Figuren  geübt  und  erh&lt  Anleitung  zur  Lösung  von  Konstrnktionsaufgaben. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (wöchentlich  1  Stunde).  Vorbereitender  Anschau- 
ungskursus:  Allgemeines  aber  Ausdehnungen  und  Richtungen  im  Räume;  von  den 
Linien,  Winkeln,  den  Drei-,  Vier-  und  Vielecken  und  dem  Kreise;  deren  Konstruk- 
tion und  Berechnung;  vom  Körpermafse;  Einteilung  der  Körper;  Eigenschaftender 
Prismen,  der  Pyramiden,  des  Cylinders,  des  Kegels,  der  Kugel  und  der  regulären 
Polyeder;  Berechnung  dieser  Körper.  1.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Plani- 
metrie: Von  den  geraden  Linien,  den  geradlinigen  Winkeln,  den  Parallelen,  den 
Figuren  im  allgemeinen,  den  Dreiecken  insbesondere. 

Abteilung  A  aufserdem:  Die  wichtigsten  Sätze  aus  der  Lehre  von  den 
Parallelogrammen  und  dem  Kreise.  Fortgesetzte  Übung  im  Lösen  geometrischer 
Berechnungs-  und  Konstruktionsaufgaben. 

Lehrbacher:  W.  Adam,  Elementarer  Schulbedarf.    Kamblt,  Planimetrie. 

4.  Geschichte. 

Aufgabe.  Aufser  den  wichtigsten  Thatsachen  der  alten  Geschichte,  vorzugs- 
weise der  griechischen  und  römischen,  sollen  die  Präparanden  mit  der  Geschichte 
der  Pflanzung  und  Ausbreitung  des  Christentums  und  der  Völkerwanderung  und 
mit  den  Hauptpersonen  und  wichtigsten  Begebenheiten  der  deutschen  und  branden- 
bnrgisch-preubischen  Gesckdchte  bekannt  gemacht  werden. 

Verfahren.  Der  Stoff  wird  den  Schülern  in  lebensvollen  Bildern  vollführt, 
die  sich  um  wenige  Hauptpersonen  und  -Thatsachen  gruppieren.  Nach  dem  Vor- 
trage von  selten  des  Lehrers  folgt  eine  eingehende  Besprechung,  wobei  auch 
die  Karte  fleitsig  benutzt  wird.  Darauf  wird  von  den  Schülern  verlangt,  den 
betreffenden  Stoff  sich  so  einzuprägen,  dats  sie  einzelne  Partieen  im  Zusammenhange 
zu  erzählen  im  stände  sind.  Die  Hauptdaton,  Namon  und  Zahlen  werden  sorgfältig 
eingeprägt  und  durch  häufige  Wiederholung  befestigt.  Die  im  Lesebuche  darge- 
botenen historischen  Abschnitte  werden  zur  Belebung  des  Unterrichts  herangezogen. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Die  Völker  des  Morgen- 
landes. Griechen.  Römer.  Gründung  und  Ausbreitung  des  Christentums.  Die  alten 
Deutschen.  Die  Völkerwanderung.  Das  Frankenreich.  Bonifatius.  Muhammed. 
t.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Geschichtsbilder  aus  dem  Mittelalter  und  der 
neueren  Zeit 

Lehrbücher:  Andrae,  Erzählungen.    Pibbson,  Leitfaden. 

5.  Geographie. 

Aufgabe.  Die  Schüler  sollen  eine  genauere  Kenntnis  der  Heimatprovinz  und 
des  Deutschen  Reiches,  sowie  nähere  Bekanntschaft  mit  Europa  und  eine  allge- 
meinere mit  den  übrigen  Erdteilen  und  den  fünf  Weltmeeren  erlangen,  auch  mit 
den  Elementen  der  mathematischen  Geographie  wohl  vertraut  werden. 

Verfahren.  Zur  Vermittelung  der  richtigen  Auffassung  ist  von  Bekanntem 
auszugehen  und  femer  ein  vielseitiger  Gebrauch  von  geeigneten  Anschauungsmitteln 
(Globen,  Karten,  Bildern  usw.)  zu  machen.  Das  richtig  Angeschaute  müssen  die 
Schüler  selbständig  reproduzieren  und  selbstthätig  darstellen  (letzteres  durch  Karten- 
zeichnen). Allzugrobe  Fülle  von  Namen  und  Zahlen  ist  zu  vermeiden,  dagegen 
durch  anschauliche  Schilderungen  der  Unterricht  zu  beleben. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Allgemeine  Vorbegriffe  über 
Gestalt,  GröCse  und  Bewegung  der  Erde.    Das  geographische  Netz.    Verteilung  von 
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Wasser  and  Land.  Horizontale  und  vertikale  Gliederung  der  Erdoberfläche  im  all- 
gemeinen. Die  Zeichen  der  geographischen  Karte.  Kurze  Übersicht  der  fünf  Erdteile 
und  Geographie  der  Heimatprovinz.  1.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Geographie 
von  Deutschland  und  Europa.  Eingehendere  Betrachtung  von  Asien,  Afrika,  Amerika 
und  Australien.  Die  Hauptsätze  der  mathematischen  Geographie. 
Lehrbücher;  Dakusl,  Leitfaden.  Adamy,  Geographie. 

6.   Naturkunde. 

Aufgabe.  Die  Pr&paranden  sollen  den  Bau,  die  Eigenschaft,  das  Leben,  das 
Vorkommen  und  die  Benutzung  der  wichtigsten  KaturkOrper  kennen  lernen,  ihre 
charakteristischen  Merkmale  richtig  aufzufassen  befähigt  und  mit  ihrer  Einteilung 
vertraut,  auch  mit  den  wichtigsten  Lehren  aus  der  Physik  und  den  Grundlehren  der 
Chemie  auf  der  Basis  des  Experiments  bekannt  werden. 

Verfahren.  Bei  der  Katurbeschreibung  wird  mit  eingehender  Besprechung 
einzelner  Individuen  (hervorstechender  Typen),  die  entweder  in  natura  oder  in  guten 
Abbildungen  zu  genauer  Anschauung  dargeboten  werden,  begonnen.  Der  Lehrer 
macht  durch  Fragen  die  Schüler  auf  die  charakteristischen  Merkmale  aufmerksam, 
veranlagt  sie,  ihre  Wahrnehmungen  im  Zusammenhange  auszusprechen,  und  berich- 
tigt falsche  Auffassungen.  Das  auf  diese  Weise  im  Geiste  der  Schüler  entstandene 
Bild  wird  darauf  durch  weitergehende  Mittdlnngen  über  Leben,  Entwickelung,  Ver- 
breitung und  Benutzung  vervollständigt.  Nachdem  so  der  Schüler  die  Fähigkeit  er- 
langt hat,  die  einzelnen  Naturkörper  richtig  aufzufassen,  wird  er  auf  der  folgenden 
Stufe  angeleitet,  durch  Vergleichung  des  äufseren  und  inneren  Baues  ihre  Verwandt- 
schaft zu  erkennen  und  ihre  systematische  Einteilung  zu  verstehen.  Durch 
Anregung  und  Anleitung  zu  eigenen  Sammlungen  von  Naturkörpern  soll  Interesse 
an  der  Beschäftigung  mit  der  Natur  geweckt  und  ein  Grund  zu  selbständiger  Be- 
obachtung gelegt  werden.  Beim  Unterricht  in  Physik  und  Chemie  wird  von  der  an- 
schaulichen Erscheinung  an  einzelnen  Versuchen  ausgegangen',  und  die  Schüler 
werden  angeleitet,  denkend  die  stattfindenden  Vorgänge  zu  verfolgen,  deren  einzelne 
Momente  durch  Schlufsfolgerungen  aus  schon  gemachten  Erfahrungen  im  voraus  zu 
bestimmen,  die  Gesetze,  welche  den  Erscheinungen  zu  Grunde  liegen,  selbst  aufzu- 
finden und  aus  dem  Anschaulichen  zu  abstrahieren,  überhaupt  selbst  zu  sehen,  lu 
vergleichen  und  zu  schliefsen.  Die  künstlich  vor  den  Augen  der  Schüler  hervorge- 
brachten Erscheinungen  werden  mit  Vorgängen  im  Leben  der  Natur  und  der  Menschen 
verglichen.  Die  bei  den  Versuchen  benutzten  Apparate,  Präparate  und  Chemikalien 
werden  zu  genauer  Anschauung  dargeboten  und  nach  Einrichtung  und  Beschaffen- 
heit beschrieben.  Zeichnungen  an  der  Wandtafel  unterstützen  den  Unterricht.  Über 
die  gemachten  Erfahrungen  müssen  sich  die  Schüler  stets  im  Zusammenhange  aus- 
sprechen. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (wöchentlich  3  Stunden),  a.  Naturbeschreibung 
(2  Stunden).  Es  werden  einbeimische  Samenpflanzen,  welche  den  am  meisten  ver- 
breiteten Familien  angehören,  beschrieben,  b.  Physik  und  Chemie  (t  Stunde).  Einzekie 
Erscheinungen  der  Schwere,  Wärme,  Kohäsion,  Adhäsion,  des  Luftdrucks,  des 
Magnetismus,  der  Elektricität.  Einleitendes  zum  Verständnis  chemischer  Vorgänge 
und  Gesetze  sowie  der  Terminologie  in  der  Chemie.  1.  Klasse  (wöchentlich  3  Stunden). 

a.  Naturbeschreibung  (2  Stunden).  Wiederholte  Betrachtung  der  in  II.  beschriebenen 
Naturkörper  und  Beschreibung  verwandter  Arten  und  Gattungen.  Linn^  System. 
System  des  Tierreichs.  Anleitung  zur  Bestimmung  von  Pflanzen.  Der  Bau  des 
menschlichen  Körpers  (1.  Jahreskursus).    Die  wichtigsten  Mineralien  (II.  Kursus). 

b.  Physik  und  Chemie  (t  Stunde).  I.  Jahreskursus:  Wirkungen  der  Schwerkraft. 
Magnetische  und  elektrische  Erscheinungen.  Sauerstoff,  Wasserstoff,  Stickstoff, 
Kohlenstoff,  Schwefel,  Phosphor,  Chlor  und  ihre  wichtigsten  Verbindungen.  II.  Jahres- 
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knrstts:   Erscheinungen  des  Schalles,   des   Lichtes  und  der  W&rme.    Einiges  über 
Metalle  und  deren  Yerbindangen. 

Lehrbücher:  Schilling,  Kleine  Scholnatargeschichte.  BÄnitz,  Lehrbach  der 
Physik.   SoBLiCHTuio,  Chemische  Yersnche. 

7.  Schreiben. 

Aufgabe.  Die  Schüler  sollen  eine  deutliche,  reine  und  gel&ufige  Handschrift 
erlangen  und  auch  mit  Kreide  an  der  Tafel  schreiben  lernen. 

Verfahren.  Die  einzelnen  Buchstaben  werden  vor  den  Augen  der  Schüler 
TOffl  Lehrer  an  die  Wandtafel  geschrieben  und  ebenso  ihe  Bestandteile  einzeln. 
Darauf  folgt  eingehende  Besprochung  und  zusammenfassende  Beschreibung;  erst 
dann  tritt  die  Übung  ein.  Diese  findet  im  Heft  und  an  der  Wandtafel  statt 
und  erfolgt  zum  Teil  nach  Z&hlen.  Die  Korrektur  ist  hauptsächlich  Klassenkorrektur 
und  hat  den  Schüleni  zum  klaren  Bewutstsein  der  gemachten  Fehler  zu  verhelfen. 
Wie  bei  der  Einübung  hauptsächlich  auf  Deutlichkeit,  Genauigkeit  und  Bestimmtheit 
gesehen  wird,  so  bei  der  fortgesetzten  Übung  hauptsächlich  auf  Festigkeit  und 
Geläufigkeit. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Einübung  der  deutschen 
Schrift.  1.  Klasse  (wöchentlich  eine  Stunde).  Einübung  der  lateinischen  Schrift. 
Übung  in  zusammenhängender  deutscher  Schrift 

Lehrmittel  sind  die  Schreibhefte  von  Hbnzi. 

8.  Zeichnen. 

Aufgabe.  Durch  Übung  im  Linear-  und  Freihandzeichnen  soll  das  Wahr- 
nehmungsvermögen, das  Augenmafs,  die  Einbildungskraft  und  der  Schönheitssinn 
gebildet  werden  und  die  Hand  Sicherheit  in  der  Darstellung  geometrischer  Flächen- 
figuren und  einfacher  Gegenstände  nach  der  Natur  erlangen. 

Verfahren.  Der  Unterricht  ist  Klassenunterricht.  Die  von  sämtlichen 
Schülern  der  Klasse  gleichzeitig  zu  lösenden  Aufgaben  werden  erst  eingehend  be- 
sprochen, zum  Teil  an  der  Wandtafel  vorgezeichnet  und  dann  möglichst  korrekt 
und  sauber  ausgeführt.  Vorgefallene  Fehler  müssen  durch  geeignete  Fragen  vom 
Schüler  selbst  als  solche  erkannt  und  unter  allen  Umständen  von  ihm  selbst  ver- 
bessert werden.    Auch  im  Zeichnen  an  der  Wandtafel  wird  geübt 

Lehrgang.  2.  Klasse  i wöchentlich  2  Stunden).  Darstellen  der  geraden 
Linien  in  verschiedener  Richtung  und  Stärke  und  Teilen  derselben.  Winkelzeichnen 
und  Winkelteilen.  Zeichnen  geometrischer  Flächenfiguren.  Zusammengesetzte  symme- 
trischen Figuren  durch  Einzeichnen  in  ein  Quadrat  gewonnen.  Krumme  Linien 
und  krummlinige  Figuren.  1.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Zeichnen  recht- 
winkliger und  runder  Körper  nach  der  Vorderansicht  Zeichnen  symmetrischer 
Figuren,  charakteristischer  Formen  aus  der  Pflanzenwelt  und  leichter  Flächen- 
4)rnamente  nach  Vorlagen. 

Lehrmittel.  Domschks,  Wegweiser  und  Atlas  zum  Freihandzeichnen.  Vorlagen 
von  Hbedtlb,  Pbbdsxbb,  Taubikozb,  BrIübb,  Stohlmamn. 

9.  Musik. 

I.  Singen.  Aufgabe.  Die  Schüler  sollen  je  zwanzig  der  gangbarsten  Kirchen- 
inelodieen  und  bewährtesten  Volksweisen  aus  dem  Liederstoffe  der  Schule  auswendig 
singen  lernen  und  die  Fähigkeit  erlangen,  leichte  Volkslieder  und  Choräle  vom 
Blatt  zu  singen. 

Verfahren.  Bei  jedem  einzuübenden  Choral  und  jedem  Liede  werden  Tonart, 
Taktart  und  Lage  der  Intervalle  und  Tempo  besprochen.  Es  wird  angegeben,  wo  zweck- 
mäfsig  Atem  geholt  werden  kann ;  dann  wird  die  Melodie  satzweise  zunächst  auf  la 
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eingeObt.  Beim  Beginn  jeder  Singstunde  wird  eine  Tonleiter  geabt  oder  eine  Treif- 
übung  durchgenommen.  In  allem  wird  streng  auf  richtige  Intonation,  auf  Takt, 
rechte  Accentniemng  und  richtige  Aussprache  gehalten. 

Lehrgang.  £b  findet  in  dieser  IXsciplin  zunächst  eine  Kombination  beider 
Klassen  statt.    £s  wird  ein-  und  mehrstimmig  gesungen. 

Wöchentliche  Unterrichtszeit  2  Stunden.  Zur  Einübung  kommen  ca.  20  Chor&le 
und  20  Lieder.  Lehrmittel:  Dbahi*,  200  Ghoralmelodieen.  Baümbbt,  Deutsche 
Lieder. 

II.  Klayierspiel.  Aufgabe.  Die  Präparanden  sollen  s&mtUche  Dur-  und 
Moll- Tonleitern  sicher  spielen  und  leichtere  Etüden,  Sonatinen  und  Sonaten  gut 
vortragen  lernen. 

Verfahren.  Bei  jedem  Stück  wird  aufmerksam  gemacht  auf  Tonart,  Takt 
und  Tempo,  und  dann  wird  es  perioden-,  auch  teilweise  eingeübt,  zuweilen 
mit  einer  Hand,  zumeist  aber  mit  beiden  H&nden.  Streng  wird  auf  gute  Arm-  und 
Handhaltung,  sowie  auf  präcisen  Anschlag  und  leichtes  Spiel  geachtet. 

Lehrgang.  Die  Schüler  werden  nach  ihrer  F&higkeit  in  Abteilungen  gebracht. 
Jede  Abteilung  hat  wöchentlich  eine  Unterrichtsstunde.  Es  wird  vom  Leichteren 
zum  Schwereren  übergegangen.  Der  Lehrgang  schliefst  sich  einer  guten  KlaTierschule 
an.  An  zweckm&fsiger  Stelle  werden  eingelegt:  Sonatinen  von  Lichnbb,  Hillbb, 
Clsmknti,  Hatdn,  Mozabt;  Etüden  von  Löschhobn  und  Bbbtini. 

HI.  Yiolinspiel.  Aufgabe.  Die  Präparanden  sollen  die  gebräuchlichsten 
Dur-  und  Moll- Tonleitern  in  der  ersten  Lage  rein  ausführen,  eingeübte  Choräle  und 
Volkslieder  vortragen  und  unbekannte  von  Noten  spielen  lernen. 

Verfahren.  Vor  allen  Dingen  wird  auf  gute  Haltung  der  Violine,  guten, 
leichten  Bogenstrich  und  festen  Stand  des  ersten  Fingers  gehalten.  Dazu  tritt  das 
Hervorbringen  reiner  und  angenehm  klingender  Töne.  Guter  Vortrag  und  korrektes 
Zusammenspiel  wird  ernstlich  angestrebt. 

Lehrgang.  Nach  der  Fähigkeit  der  Schüler  werden  Abteilungen  gebildet. 
Jede  Abteilung  hat  wöchentlich  eine  Unterrichtsstunde. 

Neben  Choral-,  Lieder-  und  Tonleiterspiel  wird  nach  dem  Gange  einer  Violin- 
schule geübt. 

IV.  Allgemeine  Musiklehre.  Aufgabe.  Jeder  Präparand  soll  zur 
Kenntnis  der  verschiedenen  Schlüssel,  Takt-  und  Tonarten,  der  gewöhnlichen  Fremd- 
wörter und  Tempobezeichnnngen,  der  Intervallenlehre  und  der  Tonverwandtschaften 
gebracht  werden. 

Verfahren.  Durch  Beispiele  an  der  Notentafel  wird  das  rechte  Verständnis 
vermittelt  und  der  Schüler  zu  selbständiger  Lösung  gestellter  Aufgaben  angeleitet 
und  angehalten. 

Lehrgang.  Dem  Unterrichte  liegen  die  Harmonie-,  Melodie-  und  Formen- 
lehre von  WiDMANM  und  hauptsächlich  die  Musiktheorie  von  Dbaht  zu  Grunde.  Die 
wöchentliche  Unterrichtszeit  in  der  Harmonielehre  und  in  der  allgemeinen  Musik* 
lehre  ist  für  jede  Klasse  eine  Stunde. 

V.  Harmonielehre.  Aufgabe.  Die  Präparanden  sollen  den  Dur-  und 
Moll-Drei  klang,  sowie  den  Hauptseptimenaccord  in  allen  Lagen  und  Umkehrungen 
nennen  und  spielen  lernen. 

Verfahren.  Das  Bilden  der  Dreiklänge  und  Septunenaccorde  wird  nicht 
nur  besprochen,  sondern  auch  an  der  Tafel  und  auf  dem  Instrumente  veranschaulicht 
und  durch  Ausarbeiten  in  den  verschiedenen  Tonarten  befestigt. 

Lehrgang.  Er  schlieCst  sich  einer  gediegenen  Anleitung  an.  Wöchentliche 
Unterrichtszeit  für  jede  Klasse  1  Stunde. 

VI.  Orgelspiel.  Aufgabe.  Die  Präparanden  sollen  die  elementaren  Manual- 
und  Pedalflbungen  innehaben,  einen  ausgesetzten  vierstimmigen  Choral  ohne  Vor-^ 


Digitized  by 


Google 


2.  Kapitel.   Die  Lehrerbildang  in  den  einzelnen  Staaten.   1.  Preutsen.       239 

bereitnog  von  Noten  spielen  und  leichte  Oigelstflcke  aus  dem  Qed&chtnisse  vortragen 
lernen. 

Verfahren.  Es  wird  genau  auf  Fingersatz,  Fingerwecb sei,  genaues  Zusammen- 
spiel  beider  Hände,  sowie  auf  zweckmäfsigen  Gebrauch  des  FuCses  geachtet,  ße- 
sonders  sorgfältig  werden  die  ersten  Übungen  behandelt.  Über  den  Gebrauch  der 
Register  ist  das  Nötige  mitzuteilen. 

Lehrgang.  Die  Schaler  werden  nach  ihrer  Fähigkeit  in  Abteilungen  gebracht 
Jede  erhält  wöchentlich  ^ne  Unterrichtsstunde. 

Lehrmittel:  SchOtzb,  Orgelscbule.    Baumert,  Präludien. 

10.  Französische  Sprache. 

(An  diesem  Unterrichte  dürfen  nur  Zöglinge  teilnehmen,  deren  Leistungen  in 
den  abrigen  Lehrgegenständen  durchaus  genOgen.) 

Aufgabe.  Die  Schüler  sollen  Sicherheit  in  der  Elementargrammatik  erlangen 
und  befähigt  werden,  leichtere  Übungstücke  aus  dem  Französischen  ins  Deutsche 
und  umgekehrt  zu  übersetzen. 

Verfahren.  Die  Vokabeln  werden  sorgfältig  eingeprägt,  ihre  richtige  Aus- 
sprache und  Schreibweise  fieiCsig  geübt.  Zur  Vermittelung  des  Verständnisses 
der  grammatischen  Regeln  ist  vom  Beispiele  auszugehen.  Die  Übungsbeispiele 
müssen  fliefsend  übersetzt  werden.  Gleich  vom  Beginne  des  Unterrichts  an  werden 
die  Schüler  daran  gewöhnt,  leichte  französische  Sätze,  späterhin  Fragen  zu  ver- 
stehen. Die  einfachsten  Regeln  der  Wortstellung  geben  fortwährend  Veranlassung 
zum  Ver^^leiche  der  französischen  und  der  deutschen  Sprache.  Die  im  kleinen 
Lesebuche  dargebotenen  Stücke  werden  erst  wörtlich,  dann  in  gutes  Deutsch  über- 
setzt, darauf  aus  dem  Deutschen  zurückübersetzt.  Der  gelesene  und  allseitig  ver- 
arbeitete Stoff  giebt  das  Thema  zu  Gesprächen  mit  den  Schülern,  welche  die  er- 
lernten Wörter,  sowie  ihr  grammatikalisches  Wissen  in  Sätzen  fortwährend  mündlich 
und  schriftlich  anwenden  müssen. 

Lehrgang.  2.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Lektion  1-59  des  Elementar- 
buches von  Plobtz.  Einübung  aller  Formen  von  avoir  und  ötre.  Nach  Beendigung 
der  ersten  40  Lektionen  wird  das  Paradigma  der  1.  und  2.  Konjugation  gelernt. 
1.  Klasse  (wöchentlich  2  Stunden).  Lektion  60—91  des  genannten  Elementar- 
buches. Gründliche  Einübung  der  vier  Konjugationen.  Abteilung  A  arbeitet  aufser- 
dem  das  dem  Elementarbuche  angehängte  kleine  Lesebuch  durch. 

Lehrbuch:  Ploktz,  Elementarbuch  der  französischen  Sprache. 

11.  Turnen. 

Aufgabe  des  Turnunterrichts  ist  es,  die  Präparanden  zu  befähigen,  sämtliche 
in  dem  „Neuen  Leitfaden  für  den  Turnunterricht  in  den  preufsischen  Volksschulen'* 
verzeichneten  Übungen  auszuführen. 

Verfahren.  Jede  Unterrichtsstunde  beginnt  mit  Freiübungen  auf  der  Stelle, 
woran  sich  Gesang-  und  taktische  Elementarübungen  anschliefsen.  Die  darauf 
folgenden  Gerätübungen  finden  in  Abteilungen  statt. 

Lehrgang.  Sämtliche  Zöglinge  turnen  gemeinsam,  und  zwar  in  wöchentlich 
2  Stunden.    Die  Aufeinanderfolge  der  Übungen  bestimmt  der  Leitfaden. 

Leitende  Grundsätze  für  den  Präparandenunterrioht. 
ME  20.  Dez.  1877:  Es  ist  die  Aufgabe  der  Präparandenbildung,  die 
Schüler  in  den  sicheren  Besitz  der  für  die  Aufnahme  in  das  Seminar 
erforderlichen  Kenntnisse  zu  bringen,  ihre  geistigen  Kräfte  zu  üben  und 
sie  zu  mündlicher  und  schriftlicher  korrekter  Wiedergabe  der  angeeig- 
neten Lehrstoffe  zu  befilhigen,  während  es  dem  Seminarunterrichte  vor- 
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behalten  bleiben  mnfs,  den  Zöglingen  die  tiefere  Einsicht  in  den  Zn- 
sammenhang der  einzelnen  Lehrgegenstände  nnd  ihrer  Teile,  sowie 
die  Mitteilungen  über  deren  Behandlung  zn  geben,  wodurch  sie 
befähigt  werden  sollen,  später  selbst  zu  unterrichten.  Der  Unterricht 
der  Präparanden  hat  darum  nicht  eine  Lehrmethode  einzuschlagen, 
welche  erst  im  Seminarunterricht  ihre  Stelle  liat,  da  sonst  die  erforder- 
liche Vorbereitungskenntnis  nicht  erlangt  und  dem  Unterricht  im 
Seminar  selbst  die  nötige  Frische  und  Anteilnahme  entzogen  würde. 
Vielmehr  sind  f&r  ihn  die  Methoden  des  einfachen  Schuluntemchts  inne- 
zuhalten, wie  ein  solcher  in  den  obersten  Klassen  guter  Mittelschulen 
erteilt  wird. 

b.  Lehrerseminare.  Über  Einrichtung,  Untemchtsmethode  und 
Lernthätigkeit  vergl.  CBl  1862  S.  35  flF.,  1864  S.  345  «F.,  1865  8.  163  flF., 
578  flF.,  1872  S.  16  flF. 

Die  Seminare  sind  ihrer  Einrichtung  nach  Externate  oder  Inter- 
nate oder  beides  zusammen.  Der  Unterricht  ist  immer  unentgeltlich. 
Wohnung,  Beleuchtung  und  Heizung  ist  fttr  die  Internen  gleichfalls 
kostenlos.  Zur  Unterstützung  fllr  (bedürftige)  externe  Zöglinge  darf 
nach  ME  14.  Aug.  1876  aus  den  im  Seminaretat  ausgeworfenen  und 
vom  Minister  den  Provinzial-Schulkollegien  zu  halbjährlicher  Verrech- 
nung überwiesenen  Fonds  nur  der  Betrag  verwendet  werden,  wel- 
cher sich  aus  der  Multiplikation  der  Zahl  der  in  jedem  Semester 
wirklich  vorhandenen  Externen  mit  der  Hälfte  des  flir  derartige  Unter- 
stützungen bewilligten  jährlichen  Dnrchschnittssatzes  ergiebt.  Internen 
hingegen  werden  (ME  14.  Aug.  1882)  solche  Beträge  als  „Beihilfen"  zu 
den  Unterhaltungskosten  gewährt.  Kostgelderlasse  in  Form  von  Frei- 
stellen finden  nicht  statt. 

ME  25.  März  1874:  Die  Zahl  der  Lehrkräfte  umfafst  aufser  dem 
Direktor  und  dem  ersten  (wissenschaftlichen  oder  Ober-)  Lehrer  vier 
ordentliche  Seminarlehrer  (unter  denen  sich  der  Übungsschullehrer  be- 
findet) und  einen  Hilfslehrer. 

Dem  Bedürfnis  des  Seminars  nach  selbstthätiger  pädagogischer 
Ausbildung  der  Zöglinge  genügt  neben  der  einklassigen  eine  dreiklas- 
sige  Übungsschule  ME  8.  Juli  1873.  Die  Anstellung  eines  ständigen 
Lehrers  an  einer  solchen  ist  mit  der  zweckmäfsigen  Einrichtung  und 
einheitlichen  Leitung  der  seminarischen  Einweisung  in  den  prakti- 
schen Schuldienst  unverträglich.  Die  Übungsschule  soll  ein  möglichst 
treues  Bild  der  besten  Schule  des  Bezirks  darstellen  und  den  Semina- 
risten Gelegenheit  bieten,  sich  in  der  ihnen  später  obliegenden  Lehr- 
thätigkeit  zu  üben  ME  29.  Jan.  1873.  Diese  Schule  ist  im  Seminar- 
gebäude unterzubringen.  Ihre  Einrichtung  geschieht  entweder  von 
Staats  wegen  oder  durch  einen  Verti-ag  mit  der  Gemeinde,  durch  wel- 
chen die   Anstalt  in  das  Ressort  des  Provinzial-Schulkollegiums,  die 
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Sehulaufsioht  auf  den  Direktor  des  Seminars  übergeht.  Bei  solchen 
Verträgen,  welche  ministerieller  Qenehmigung  bedürfen  und  den  Vor- 
behalt einzuschliefsen  haben,  dafs  das  darin  getroffene  Abkommen  bei 
Verlegung,  Auflösung  oder  Umgestaltung  des  Seminars  nichtig  sei,  ist 
indessen  stets  daran  festzuhalten,  dals  die  Gemeinde  die  Summen 
herzugeben  hat,  um  welche  sich  durch  Einrichtung  der  Übungsschule 
ihre  Ausgaben  für  Schulzwecke  vermindern. 

ME  11.  Okt.  1865:  Zwar  sind  die  Seminare  in  erster  Linie  dazu 
bestimmt,  die  Bedürfnisse  des  eigenen  Bezirkes  nach  Schulamtskandi- 
daten  zu  befriedigen;  indessen  darf  die  Aufnahme  der  Zöglinge  doch 
nicht  geographisch  begrenzt  werden. 

GE  26.  August  1873:  Seminaraufnahmeprüfungen  sind  für  alle 
Schulaspiranten  verbindlich. 

Vorschriften  über  die  Aufnahmeprtifnng  an  den  königlichen 
Schullehrerseminaren  (GE  15.  Okt.  1872). 

§  l. 

An  jedem  Schullehrersominar  findet  allj&hrlich  einige  Zeit  Yor  dem  Beginn 
des  neuen  Kursus  eine  Aufnahmeprafung  statt  Der  Termin  wird  seitens  des  Pro- 
Tinzial-Schulkollegiums  durch  das  Regierungsamtsblatt  bekannt  gemacht 

§  2. 

Zur  PrQfung  sind  alle  Aspiranten ,  welche  den  Nachweis  ihrer  Unbescholten- 
heit, ihrer  Gesundheit  und  der  fOr  die  Kosten  des  Aufenthaltes  am  Seminar  aus- 
reichenden Mittel  führen  können  und  das  vorschriftsmäCsige  Alter  erreicht  haben, 
zuzulassen,  gleichviel  ob  sie  ihre  Vorbildung  in  Volksschulen,  Mittelschulen,  Real- 
schulen, Gymnasien,  Pr&parandenanstalton  oder  privatim  empfangen  haben. 

§3. 
Die  Meldung  geschieht  bis  spätestens  drei  Wochen  vor  dem  PrQfungstermine 
bei  dem  Seminardirektor,  welcher  die  eingereichten  Atteste  zu  prüfen  und  auf  Grund 
derselben,  wenn  die  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt  sind ,  die  Zulassung  zum 
Examen  zu  gestatten  hat.  Ein  Aspirant,  welcher  die  Prüfung  bereits  dreimal  ohne 
Erfolg  abgelegt  hat,  ist  abzuweisen. 

§  4. 
Der  Meldung  sind  folgende  Atteste  beizufügen: 

1.  das  Taufzeugnis  (der  Geburtsschein); 

2.  ein  Impfschein,  ein  Revaccinationsschein  und  ein  Gesundheitsattest,  aus- 
gestellt von  einem  zur  Führung  eines  Dienstsiegels  berechtigten  Arzte ; 

3.  für  die  Aspiranten,  welche  unmittelbar  von  einer  anderen  Lehr* 
anstalt  kommen,  ein  Führungsattest  von  dem  Vorstande  derselben,  für 
die  anderen  ein  amtliches  Attest  über  ihre  Unbescholtenheit; 

4.  die  Erkl&rung  des  Vaters  oder  Nächstverpflichteten,  dafs  er  die  Mittel 
zum  Unterhalte  des  Aspiranten  während  der  Dauer  seines  Seminar- 
kurses gewähren  werde,  mit  der  Bescheinigung  der  Ortsbehörde,  dafs 
er  über  die  dazu  nötigen  Mittel  verfüge. 

Der  Aspirant  muCs  bei  seinem  Eintritt  in  das  Seminar  das  17.  Lebensjahr  voll- 
endet und  darf  das  24.  noch  nicht  überschritten  haben;  doch  kann  die  Zulassung 
eines  älteren  Aspiranten  vom  Provinz ial-SchulkoUegium  genehmigt  werden,  wenn  sie 
in  Rücksicht  auf  seine  Persönlichkeit  und  seine  bisherigen  Lebensverhältnisse  unbe- 
denklich ist. 
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§5. 
Die  fOr  die  Aainabme  in  das  Seminar  geeignet  befundenen  Aspiranten  werden 
einer   ärztlichen   Untersuchung  durch  den  Anstaltsarzt   unterworfen,   von   deren 
Ergebnis  die  schliersliche  Entscheidung  abhängt. 

S  6. 
Die  Prüfung  wird  von  dem  Seminarlehrerkolleginm  unter  Vorsitz  eines  Kom- 
missars des  Provinzial-Schulkollegiums  abgehalten.    Den  Kreisschulinspektoren  und 
den  Pr&parandenbildnem  des  Bezirkes  ist  es  gestattet,  derselben  beizuwohnen. 

Die  Prüfung  ist  eine  schriftliche  und  eine  mündliche.  In  der  schriftlichen 
Prüfung  hat  der  Examinand  Über  ein  aus  seinem  Anschanungskreise  gewähltes 
Thema  eine  kleine  Ausarbeitung  zu  fertigen  und  eine  Anzahl  von  Fragen  aus  dem 
Gebiete  der  verschiedenen  Prüfungsgegenstände  zu  beantworten.  Die  Aufgaben  sind 
so  zu  stellen,  dafs  ihre  L<(sung  ganz  kurz  gegeben  werden  kann  und  nicht  mehr 
Zelt  als  zwei  bis  drei  Minuten  erfordert.  Die  Prüfungskommission  ist  befugt,  solche 
Prüflinge,  deren  Unreife  sich  in  den  schriftlichen  Arbeiten  zweifellos  herausstellt, 
Yon  der  ferneren  Prüfung  auszuschliefsen.  Die  mündliche  Prüfung  verbreitet  sich 
aber  sämtliche  obligatorische  Lehrgegenstände  des  Seminarunterrichts  mit  Ausschlufs 
der  Schulkunde.  Jeder  Seminarlehrer  prüft  in  den  Gegenständen,  in  denen  er  im 
Seminar  unterrichtet.  Die  Prüfung  ist  thunlichst  vor  dem  ganzen  Kollegium  abzu- 
halten. Im  anderen  Falle  werden  so  viele  Gruppen  gebildet,  als  Examinatoren  vor- 
handen sind ;  jedoch  mufs  jeder  Examinand,  über  dessen  Reife  unter  den  Prüfenden 
eine  Verschiedenheit  der  Ansicht  hervortritt,  in  den  Gegenständen,  in  denen  er  zu 
schwach  erscheint,  noch  einmal  vor  dem  ganzen  Kollegio  georüft  werden. 

§  8. 

Bei  der  Beurteilung  sind  die  Leistungen  in  1 .  Religion,  2.  Sprache,  3.  Rechnen 
und  Raumlehre,  4.  Musik,  5.  Realien  und  Geschichte  je  unter  eine  gemeinsame 
Hauptcensur  zu  bringen.  Aspiranten,  welche  in  einer  dieser  Hauptcensuren  das 
Prädikat  „ungenügend^*  erhalten  haben,  sind  zurückzuweisen,  sofern  sie  sich  nicht 
in  den  übrigen  Gegenständen  derart  unterrichtet  erwiesen  haben,  dafs  eine  Ergän- 
zung ihrer  Lücken  in  dem  betreffenden  Facho  von  ihnen  erwartet  werden  darf. 
Wenn  die  unzureichenden  Leistungen  in  der  Mnsik  im  Mangel  an  Gehör  begründet 
sind,  so  kann  gleichwohl  die  Aufnahme  stattfinden.  Wegen  ungenügender  oder 
ganz  mangelnder  Vorbildung  des  Aspiranten  im  Orgelspiele  darf  ihm  die  Aufnahme 
gleichfalls  nicht  verweigert  werden. 

§9. 

In  der  Aufnahmeprüfung  haben  die  Examinanden  die  nachstehend  bezeichneten 
Kenntnisse  und  Fertigkeiten  aufzuweisen: 

a.  in  Religion 

die  Evangelischen:  Bekanntschaft  mit  der  heiligen  Geschichte  alten  und  neuen 
Testaments,  einschlieCslich  der  zum  Verständnisse  derselben  nötigen  Kenntnis  ihres 
Schauplatzes.  Der  Aspirant  muGs  befthigt  sein,  die  bekanntesten  biblischen  Ge- 
schichten firei,  aber  im  Anschlüsse  an  die  Ausdrncksweise  der  Bibel,  zu  erzählen 
und  über  den  religiösen  und  sittlichen  Inhalt  derselben  Auskunft  zu  geben.  Er 
mufs  ferner  den  dem  Religionsunterrichte  im  Seminar  zu  Grunde  liegenden  Kate- 
chismus mit  den  Erklärungen  nach  Wort-  und  Sachinhalt  beherrschen,  namentlich 
über  die  Bedeutung  der  einzelnen  Worte  Rechenschaft  geben  können,  auch  zu  den 
Geboten,  den  Glaubensartikeln  und  den  Bitten  des  Vaterunsers  die  wichtigsten  Be- 
legstellen aus  der  heiligen  Schrift,  sowie  passende  Liederverse  auswendig  wissen 
und  Beispiele  aus  der  biblischen  Geschichte  zu  ihnen  angeben  können.  Er  mufs 
über  den  Inhalt  der  einzelnen  Bücher  der  heiligen  Schrift  eine  allgemeine,  über  das 
1.  Buch  Mosis,  die  Psalmen,  die  vier  Evangelien,  die  Apostelgeschichte  eine  etwas 
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genauere  Auskonft  zu  erteilen  im  stände  sein.  Er  mab  die  HaaptsaGben  Ton  der 
BeformationsgeBehicbte  wissen  and  etwa  20  geistliche  Lieder  inne  haben,  in  deren 
Inhalt  eingeführt  sein ,  sie  mit  guter  Betonung  und  gutem  Ausdruck  Tortragen» 
sowie  über  ihre  Verfasser  Bechenschaft  geben  können. 

Die  Katholiken: 

Der  Examinand  soll  im  stände  sein,  die  heiligen  Thatsachen  des  alten  und  neuen 
Testaments  im  Anschlüsse  an  die  Fassung  eines  guten  Historienbaches  mit  sinnge- 
m&ber  Betonung  zu  erz&hlen,  eine  solche  Kenntnis  von  dem  Schauplätze  be^tzen, 
wie  sie  zum  Verständnis  des  einzelnen  erforderlich  ist,  im  Auffinden  der  in  der 
Erz&hlung  enthaltenen  Glaubenswahrheiten  und  Sittenlehren  Übung  zeigen,  Zahl, 
Einteilung  und  Hauptinhalt  der  biblischen  Schriften  kennen.  Er  mufs  wortgetreue 
Kenntnis  des  gröfseren  Diöcesankatechismus  erlangt,  Verst&ndnis  des  Wort-  und 
Sachinhalts  und  Übung  im  Wiedergeben  der  einzelnen  Gedanken  mit  anderen  Worten 
und  nach  eigener  Fassung  erlangt  haben.  Er  soll  zwanzig  Liedertexte  auswendig 
wissen,  in  deren  Inhalt  eingeführt  sein  und  sie  mit  guter  Betonung  und  eben- 
solchem Ausdruck  Tortragen  können;  auch  dürfen  ihm  die  Dlöcesan-  und  die  vor- 
züglichsten Schutzheiligen  der  Kirche  in  ihrem  Leben  und  Wirken,  sowie  jene 
Gebete  nicht  fremd  sein,  deren  Verrichtung  dem  katholischen  Christen  geboten  ist. 

b.  im  Deutschen:  1.  Kenntnis  der  Wort-,  WortbUdungs-  und  Satzlehre. 
Präparand  mufs  die  einzelnen  Regeln  usw.  an  Sprichwörtern  und  Mustersätzen  aus 
den  Schriften  der  deutschen  Dichter  und  Volksschriftsteller  nachweisen  können. 

2.  Er  mufs  lautrichtig,  logisch  richtig  und  fliefsend  vom  Blatte  lesen  können 
und  über  das  Gelesene  Rechenschaft  zu  geben,  die  einzelnen  Wörter  zu  bestimmen, 
die  Sätze  zu  bestimmen  und  zu  analysieren  vermögen. 

3.  Er  mufs  die  Hauptarten  der  Poesie  an  Proben  aus  den  deutschen  Klassikern 
kennen  gelernt  haben  und  einige  Gedichte  erzählenden  Inhalts  von  Schiller,  Ohland, 
Rückert  usw. ,  die  seinem  Verständnisse  zugänglich  sind,  auswendig  wissen,  mit  Ver- 
ständnis und  gutem  Ausdruck  sprechen  und  über  ihren  Inhalt  Auskunft  geben 
können. 

4.  Er  mufs  orthographisch  und  grammatisch  richtig  schreiben  und  Aufsätze, 
deren  Sto£f  ihm  gegeben  ist  oder  in  seinem  Anschauungskreise  liegt,  fertigen  können. 

c.  im  Rechnen:  Gewandtheit  und  Sicherheit  im  Kopfrechnen,  Vertrautheit 
mit  der  Weise  des  Tafelrechnens.  Stoff:  die  vier  Species  mit  benannten  und  unbe- 
nannten Zahlen,  mit  ganzen  Zahlen  und  mit  gemeinen  und  Decimalbrüchen, 
Regel  de  tri,  die  bürgerlichen  Rechnungsarten  einschliefslich  der  zusammengesetzten 
Teilungs-  und  Mischungsrechnung.  Elementare  Lösung  algebraischer  Aufgaben. 
Der  Aspirant  mufs  zu  selbständiger,  sicherer  und  schneller  Lösung  der  ihm  ge- 
stellten Aufgaben  befähigt  sein  und  zeigen,  dafs  er  Einsicht  in  die  Gründe  des  Ver- 
fahrens gewonnen  habe. 

d.  in  der  Raumlehre:  Elemente  der  Planimetrie,  Flächen-  und  Raumbe- 
rechnungen. 

e.  in  der  Geographie:  Allgemeine  Bekanntschaft  mit  den  fünf  Erdteilen  und 
Weltmeeren,  nähere  mit  derjenigen  Europas  und  speciell  mit  der  deutschen.  Die 
Hauptbegriffe  aus  der  mathematischen  Geographie. 

f.  in  der  Geschichte:  Die  Hauptsachen  aus  der  alten  Geschichte  (wie  der 
Trojanische  Krieg,  die  Perserkriege,  die  Blüte  Griechenlands,  Alezander  der  Grofse, 
die  Gründung  Roms,  die  Könige,  die  Vertreibung  der  TarquinLer,  Gamillus,  die 
Punischen  Kriege  usw.).  Die  Pflanzung  und  Ausbreitung  des  Christentums,  die 
Völkerwanderung;  nähere  Bekanntschaft  mit  den  Hauptpersonen  und  Begebenheiten 
der  deutschen  und  der  brandenburgisch-preuCsischen  Geschichte  bis  zur  Gegenwart. 
(Verständnis  des  Zusammenhanges  ist  nicht  zu  fordern,  ebensowenig  Vollständig- 
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keit  der  Daten,  sondern  es  genQgt|,  wenn  der  Pr&parand  die  Geschichte '  bis  dahin 
in  guten  Lebrblldern  gelernt  hat.  Sicherheit  des  Wissens,  namentlich  auch  in  Be- 
zug auf  die  Hauptdata  ist  unbedingte  Forderung.) 

g.  in  der  Naturkunde:  Die  Naturgeschichte  der  drei  Reiche  soll  der  Pr&pa- 
rand an  herTorstechenden  Typen  und  Familien  kennen  gelernt  haben.  Nähere  Be- 
kanntschaft mit  den  Kulturpflanzen,  den  Giftpflanzen  und  der  Fauna  und  Flora  der 
Heimat.  Die  wichtigsten  physikalischen  Lehren.  Die  Elemente  der  Chemie.  (Es 
ist  wünschenswert,  dafs  der  Präparand  auf  der  Grundlage  des  Experiments  gelernt  hat.) 

h.  im  Schreiben:  Fertigkeit  im  Schnellschreiben  und  im  Schreiben  mitEHreide 
an  die  Wandtafel.  Pr&parand  mufs  jn  allen  seinen  Schriftsätzen  eine  deutliche, 
reine  und  ordentliche  Handschrift  haben. 

i.  im  Zeichnen:  Freihand-  und  Linearzeichnen;  einige  Übung  im  Zeichnen 
an  der  Wandtafel. 

k.  in  der  Musik:  Im  Gesänge  soll  der  Präparand  je  20  der  gangbarsten  Kirchen- 
melodieen  und  der  bewährtesten  Volksweisen  aus  dem  Liederstoffe  der  Schule  aus- 
wendig singen  können.  Der  Gesang  mufs  von  groben  VerstOfsen  gegen  Intonation, 
Takt,  Accentuierung  und  Aussprache  frei  sein.  Auch  soll  Aspirant  bereits  einige 
Übung  besitzen,  leichte  Choräle  und  Volkslieder  vom  Blatte  abzusingen.  Im  Klavier- 
spiel  soll  er  sämtliche  Tonleitern  in  Dur  und  Moll  mit  dem  richtigen  Fingersatze 
fest  einstudiert  haben,  [einige  leichte,  memorierte  StQcke,  Etüden,  Sonatinen  vor- 
tragen, auch  leichte  Klaviersätze  mit  einiger  Sicherheit  vom  Blatte  spielen  können. 
Im  Violinspiel  soll  Präparand  die  gebräuchlichsten  Dur-  und  Moll- Tonleitern  in  der 
ersten  Lage  und  bei  mäfsigem  Tempo  mit  Reinheit  ausfahren,  die  aus  dem  Ge- 
dächtnis zu  singenden  Choräle  und  Volkslieder  auf  der  Violine  vortragen  und  leichte 
Melodieen  ohne  erhebliche  Fehler  gegen  die  Intonation  von  Noten  unmittelbar  ab- 
spielen können;  Korrektheit  in  den  Grundlagen  der  Technik  des  Instruments  ist 
überall  erstes  Erfordernis.  In  der  allgemeinen  Musiklehre  genügt  die  Kenntnis  der 
verschiedenen  Schlüssel,  Takt-  und  Tonarten,  der  gewöhnlichen  Fremdwörter  und 
Tempobezeichnungen,  der  Intervallenlehre  und  der  Ton  verwand  tschaft.  In  der  Har- 
monielehre soll  der  Spieler  den  Dur-  und  Molldreiklang  sowie  den  Hauptseptimen- 
accord  in  allen  Lagen  und  Umkehrungen  nennen  und  spielen  können.  Im  Orgel- 
spiel mufs  Präparand  die  elementaren  Manual-  und  Pedalübungen  innehaben,  einen 
ausgesetzten  vierstimmigen  Choral  ohne  Vorbereitung  von  Noten  abspielen  und  leichte 
Orgelstücko  aus  dem  Gedächtnis  vortragen  können. 

1.  im  Turnen:  Der  Aspirant  mufs  sämtliche  in  dem  neuen  Leitfaden  für  den 
Turnunterricht  in  den  preufsischen  Volksschulen  verzeichneten  Übungen  auszuführen 
im  Stande  sein. 

Bedingungen  der  Aufnahme  in  das  Lehrerinnenseminar  der  Luisen- 
schule  in  Posen  (vergl.  Verf.  d.  Prov.-Sch.-Koll.  17.  Mai  1878). 

Die  Aufnahmeprüfung  in  das  Königliche  Seminar  für  Lehrerinnen  und  Erziehe- 
rinnen zu  Posen  ist  eine  mündliche  und  schriftliche. 

Zur  Meldung  ist  einzureichen : 

1.  ein  Zeugnis  über  sittliche  Unbescholtenheit, 

2.  ein  solches  über  den  bisher  erhaltenen  Unterricht, 

3.  ein  Tauf-  und  Konfirmationsschein, 

4.  ein  Gesundheitsattest  des  zuständigen  Kreisphysikus, 

5.  ein  Revaccinationsschein, 

6.  ein  selbständig  abgefafster  und  mit  guter  |Handschrift   geschriebener 
Lebenslauf. 

Zur  Aufnahme  ist  das  vollendete  secfaszehnte  Lebensjahr  erforderlich. 
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An  Vorkenntnissen  werden  verlangt  (im  allgemeinen  die  Leistungen  einer  guten 
höheren  Mftdchenscbule) : 

1.  In  der  Religion 

a.  von  den  Evangelisehen: 

Beiranntscbaft  mit  der  heiligen  Geschichte  alten  und  neuen  Testaments  und 
ihrem  Schauplatze. 

Die  Aspirantin  mufs  bef&higt  sein,  die  bekanntesten  biblischen  Geschichten  im 
Anschlüsse  an  die  Ausdrucksweise  der  Bibel  frei  zu  erz&hlen  und  Ober  den  religiösen 
und  sittlichen  Inhalt  derselben  Auskunft  zu  erteilen.  Sie  mufs  ferner  den  Kate- 
chismus mit  den  Erklärungen  nach  Wort-  und  Sachinhalt  beherrschen,  die  wichtigsten 
Belegstellen  aus  der  heiligen  Schrift,  sowie  passende  Liederverse  auswendig  wissen 
und  Beispiele  aus  der  biblischen  Geschichte  zu  denselben  angeben  können. 

Sie  mufs  aber  den  Inhalt  der  einzelnen  Bücher  der  heiligen  Schrift  eine  allge- 
meine, Ober  das  erste  Buch  Mosis,  die  Psalmen,  die  vier  Evangelien,  die  Apostelge- 
schichte eine  etwas  genauere  Auskunft  zu  erteilen  im  stände  sein,  die  Hauptsachen 
der  Reformationsgeschichte  wissen  und  etwa  20  geistliche  Lieder  inne  haben,  in 
ihren  Inhalt  eingeführt  sein,  sie  mit  guter  Betonung  und  gutem  Ausdruck  vor- 
tragen, sowie  über  die  Verfasser  Rechenschaft  geben  können. 

b.  von  den  Katholischen: 
Bekanntschaft  mit  den  heiligen  Thatsachen  alten  und  neuen  Testaments  im  An- 
schlufs  an  die  Fassung  eines  guten  Historienbuches,  Kenntnis  des  Schauplatzes 
derselben,  Übung  im  Auffinden  der  in  ihnen  enthaltenen  Glaubens-  und  Sitten- 
lehren, Zahl,  Einteilung,  Hauptinhalt  der  biblischen  Schriften,  wortgetreue  Kenntnis 
des  gröberen  Diöcesankatechismus ,  Verständnis  seines  Inhalts.  Auch  mufs  die 
Aspirantin  mit  den  Diöcesan-  und  den  vorzüglichsten  Schutzheiligen  der  Kirche 
in  ihrem  Leben  und  Wirken,  sowie  mit  den  Gebeten  bekannt  sein,  deren  Verrichtung 
katholischen  Christen  geboten  ist 

2.  Im  Deutschen: 

Aspirantin  mufs  lautrichtig,  logisch  richtig  und  fliefsend  vom  Blatte  lesen  und 
über  das  Gelesene  Rechenschaft  geben  können.  Sie  mufs  die  Hauptarten  der  Poesie 
an  Proben  aus  den  deutschen  Klassikern  kennen  gelernt  haben  und  einige  Gedichte, 
insbesondere  Balladen  von  Goethe,  Schiller,  Uhland,  Rückert  usw.,  die  ihrem  Ver- 
ständnisse zugänglich  sind,  auswendig  wissen,  mit  Verständnis  und  gutem  Ausdruck 
sprechen  und  über  ihren  Inhalt  Auskunft  geben  können.  Sie  mufs  im  Anschlüsse 
an  ein  gutes  Lesebuch  in  die  wichtigsten  Erscheinungen  der  deutschen  Litteratur- 
geschichte,  besonders  des  18.  Jahrhunderts,  eingeführt  sein.  Femer  mufs  Aspirantin 
Kenntnis  der  Wort-,  Wortbildungs-  und  Satzlehre  haben  und  die  einzelnen  Regeln 
aus  mustergtütigen  Beispielen  ableiten  können. 

Sie  mufs  orthographisch  und  grammatisch  richtig  schreiben  und  Aufsätze,  deren 
Stoff  ihr  gegeben  ist  oder  in  ihrem  Anschauungskreise  liegt,  fertigen  können. 

3.  Im  Französischen: 
Aspirantin  mufs  genaue  Kenntnis  der  Formenlehre  und  Syntax  bis  einschlierslich 
der  Lehre  vom  Subjonctiv  besitzen.  Sie  mufs  diesen  Besitz  durch  korrekte  münd- 
liche und  schriftliche  Übersetzungen  aus  dem  Deutschen  Ins  Französische  nachweisen 
und  endlich  mit  korrekter  Aussprache  einen  leichteren  französischen  Schriftsteller 
lesen  und  Übersetzen  können. 

4.  Im  Englischen: 
Sicherheit  der  Formenlehre  und  Syntax.    Korrektes  Lesen  und  Verständnis 
eines  leichteren  Schriftstellers. 
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5.  Im  Bechnen: 
Gewandtheit  und  Sicherheit  im  Kopfrechnen.    Yertraatheit  mit  der  Weise  des 
Tafelrechnens  innerhalb  der  vier  Species  mit  benannten  und  unbenannten  Zahlen, 
mit  ganzen  Zahlen,  gemeinen  und  Decimalbrflchen  an  Exempeln  aus  der  Begel  de  tri. 
Orflndliche  Kenntnis  des  Mafs*  und  Oewichtsystems. 

6.  In  der  Geschichte: 

Kenntnis  der  wichtigsten  Thatsachen  ans  der  alten,  mittleren  und  neueren  Ge- 
schichte, speciellere  Kenntnis  der  preufsischen  Geschichte. 

7.  In  der  Geographie: 

Die  Hauptbegriffe  aus  der  mathematischen  Geographie,  allgemeine  Kenntnis  der 
Erde  und  der  Erdteile,  speciellere  Kenntnis  Europas,  spedellste  Deutschlands  nach 
physikalischer  und  politischer  Beziehung. 

8.  In  den  Naturwissenschaften: 

Kenntnis  wichtiger  Beprftsentanten  aus  den  drei  Naturreichen,  sowie  der  wich- 
tigsten physikalischen  Gesetze. 

9.  Im  Zeichnen: 

Einige  Übung  im  Freihandzeichnen,  dargelegt  durch  eine  zur  PrQfung  mit- 
gebrachte Zeichnung. 

10.  In  der  Musik 

a.  im  Klavierspiel: 

Genaue  Kenntnia  der  Dur-Tonleitern  und  ihr  fliebendes  Spiel  durch  vier  Oktaven 
hindurch  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  richtigen  Fingersatzes.  Kenntnis 
s&mtlicher  Notenwerte  und  Pausen,  sicheres  Notenlesen,  Bekanntschaft  der  gebrftuch- 
lichsten  musikalischen  Fremdwörter. 

b.  in  der  Theorie  der  Musik: 

Kenntnis  der  Intervallenlehre,  der  Vorzeichen  s&mtlicher  Dur- Tonleitern, 
sowie  dieser  selbst.  Kenntnis  der  Dur-  und  MoUdreikl&nge,  sowie  der  Yerwandtschafts- 
verh&ltnisse  zwischen  Dur-  und  Moll. 

c.  im  Gesänge: 

Aspirantin  mnCs  eine  Reihe  vorgespielter  Töne  sicher  nachsingen  können. 

(Mangel  an  der  musikalischen  Fertigkeit  schliefst  zwar  nicht  von  der  Aufnahme 
ins  Seminar,  wohl  aber  von  der  Teilnahme  am  Klavierunterricht  ans.) 
Sonstige  Bedingungen. 

Für  Wohnung  und  Beköstigung  haben  die  Zöglinge  der  Anstalt  selbst  zu  sorgen. 

Das  Honorar,  welches  für  die  Zeit  des  zweijährigen  Unterrichts  288  Bfark 
betragt,  kann  den  Zöglingen,  welche  ein  Darftigkeitsattest  beibringen,  auf 
180  Mark  erm&fsigt  und  unter  der  Bedingung  gestundet  werden,  dafs  sie  sich  ver- 
pflichten, in  den  ersten  beiden  Jahren  nach  ihrer  Entlassung  jede  von  dem  Provinzial- 
SchulkoUegium  und  dem  Direktor  für  annehmbar  erachtete  und  ihnen  überwiesene 
Stelle  in  der  Provinz  Posen  anzunehmen  und  jenes  Honorar  in  den  ersten  drei 
Jahren  nach  ihrer  Entlassung  in  j&hrlichen  Baten  zu  60  Mark  an  die  Kasse  der 
Anstalt  zurückzuzahlen.  

In  daa  Lehrerinnensemiiiar  der  Augustasohule  zu  Berlin 
{Externat)  werden  ohne  vorgängige  Aufnahmeprflfiing  aufgenommen: 
jährlich  zehn  Zöglinge  der  Augustasohule  und  je  zwei  der  Elisabeth- 
schule  und  der  städtischen  höheren  Mädchenschulen  Berlins,  welche 
die  erste  Klasse  absolviert  und  nach  dem  Zeugnis  des  LebrerkoUegiams 
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der  betreffenden  Anstalt  die  Reife  fhr  das  Lehrerinnenseminar  erlangt 
haben.  

Zur  Aufnahme  in  das  Lehrerinnenseminar  zn  Droyfsig 
sind  mit  Ausnahme  der  Ausbildung  in  der  Mnsik  die  Kenntnisse  und 
Fertigkeiten  erforderlich ,  welohe  nach  den  Allgemeinen  Bestimmungen 
vom  15.  Oktober  1872*)  in  der  Aufnahmeprüfung  an  den  Königlichen 
SohuUehrerseminaren  verlangt  werden,  aufserdem  Fertigkeit  in  den  ge- 
wöhnlichen weiblichen  Handarbeiten. 

Ein  Anfang  im  Verständnisse  der  französischen  Sprache,  sowie  im 
Klavierspiel  und  Gesänge  ist  erwflnscht. 

Lehrordnnng  und  Lehrplan 
fQr  die  Königlichen  Schallehrerseminare  (G£  15.  Okt.  1872). 

»1. 
Jedes  Schallehrerseminar  ist  mit  einer  mehrklassigen  and  einer  einklassigen 
Seminar-Übangsschale  yerbanden. 

§2. 

Die  Arbeit  in  der  Übongsschale  wird  unter  Aufsicht  des  Seminardirektors  durch 
einen  besonderen  Lehrer  als  Ordinarius  geleitet. 

Diese  Funktion  ist  möglichst  einem  ordentlichen  Seminarlehrer  zu  fibertragen. 
Jedenfalls  ist  der  Ordinarius  der  Übnngsschule  fifitglied  des  Seminarlehrer- 
kollegiums. 

§3. 

Der  Unterrichtskursus  im  Seminar  dauert  drei  Jahre. 

§4. 

£s  ist  die  Aufgabe  der  Unterstufe  (dritten  Klasse) »  die  von  den  verschiedenen 
Bildungsstätten  her  zusammenkommenden  Zöglinge  zu  gleichm&fsiger  Bildung  und 
Leistungsfähigkeit  zu  fördern.  Sie  sollen  gelehrt  werden,  ihre  Kenntnisse  zu 
ordnen,  zu  erg&nzen  und  selbständig  zu  reproduzieren.  In  eine  Beziehung  zur 
Übungsschule  treten  die  Seminaristen  auf  dieser  Stufe  noch  nicht 

Auf  der  Mittelstufe  (zweiten  Klaaso)  erhalten  die  Zöglinge  die  Erweite- 
rung ihrer  Kenntnisse,  deren  sie  bedürfen,  damit  sie  diese  später  lehrend  mit- 
teilen können.  In  der  Übungsschule  hören  sie  den  Lektionen  der  Seminarlehrer  zu, 
leisten  in  diesen,  sowie  in  den  Pausen  Helferdienste  und  versuchen  sich  in  eigenen 
Lehrproben. 

Auf  der  Oberstufe  (ersten  Klasse)  findet  die  Unterweisung  der  Seminaristen 
ihren  Abschlufs,  wobei  ihnen  zugleich  Anleitung  ffir  ihre  selbständige  Weiter- 
bildung gegeben  wird.  Aufserdem  übernehmen  sie  unter  Leitung  und  Aufticht  der 
Seminarlehrer  und  des  Ordinarius  der  Übungsschule  fortlaufenden  Unterricht  in 
dieser. 

Es  ist  dafür  zu  sorgen,  dafs  kein  Seminarist  weniger  als  sechs  und  mehr  als 
zehn  Schulstunden  wöchentlich  zu  erteilen  habe,  und  ebenso,  dafs  keiner  die  An- 
stalt verlasse,  ohne  Gelegenheit  erhalten  zu  haben,  sich  im  Unterrichte  in  Religion, 
im  Rechnen,  im  Deutschen,  im  Singen  und  in  einem  ,der  anderen  Lehrgegenstände 
zu  üben. 

Es  mufs  daher  wenigstens  dreimal  im  Jahre  ein  Wechsel  in  der  Arbeittfer- 
teilung  eintreten. 


1)  Berlin  1872,  Verlag  Ton  W.  Hertz  (Bessersehe  Buchhandlung). 
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Mit  diesem  Wechsel  anter  den  Seminaristen  ist  jedesmal  eine  Prüfung  in  den 
einzelnen  Klassen  der  Übnngsschule  vor  dem  SeminarlehrorkoUegiam  za  verbinden, 
welche  die  von  dem  Unterrichte  zurttcktretenden  Seminaristen  in  Gegenwart  der  in 
ihn  neu  eintretenden  abzunehmen  haben. 

§5. 
Die  in  dem  Unterrichte  durchgearbeiteten  Ponsa  werden  vom  Lehrer  allwöchent- 
lich in  ein  dafflr  eingerichtetes  Klassenbuch  eingetragen,  welches  sowohl  bei  aufser- 
ordentlichen  Revisionen,  als  auch  bei  den  Schlufsprüfungen  als  Anhalt  dient.  Die 
letzten  werden  am  Ende  jedes  Semesters  vor  dem  Lehrerkollegium  abgehalten  und 
verbreiten  sich  über  sämtliche  Unterrichtsgegenstände. 

§6. 

Am  Ende  eines  Kursus  gehen  eeine  fSmtlicben  Mitglieder  ohne  weiterea 
in  den  nächsthöheren  über.  Hat  ein' Seminarist  die  Befähigung  dazu  nicht  erworben, 
so  ist  seine  Entlassung  beim  Frovinzial-SchulkoUegium  zu  beantragen;  doch  kann 
statt  jener  die  Genehmigung  nachgesucht  werden ,  dafs  der  Petreffende  den  Kursus 
einer  Klasse  noch  einmal  durchmache,  wenn  sein  Zurückbleiben  nicht  von  ihm  ver- 
schuldet ist. 

§7. 

Die  beiden  unteren  Klassen  erhalten  wöchentlich  je  24,  die  erste  14  Stunden 
mit  AusschluCs  der  in  den  technischen  und  fakultativen  Gegenständen. 

§  8.. 

Der  Unterricht  in  allen  Gegenständen,  welche  im  Lehrplanc  der  Volksschule 
vorkommen,  sowie  der  in  der  Pädagogik  ist  obligatorisch  für  alle  Zöglinge. 

Inwieweit  einige  Zöglinge  vom  Unterricht  im  Orgelspiel,  sowie  solche,  denen 
trotz  unzureichender  oder  völlig  mangelnder  Vorbildung  in  der  Musik  die  Aufnahme 
in  das  Seminar  gestattet  worden  ist,  von  dem  Musikunterricht  überhaupt  oder  von 
einzelnen  Zweigen  desselben  zu  dispensieren  sind,  ist  in  jedem  einzelnen  Falle  durch 
KonferenzbeRchlufs  festzustellen. 

§9. 

In  der  französischen,  bezw.  englischen  oder  lateinischen  Sprache  wird  fakul- 
tativer Unterricht  erteilt. 

An  diesem  sollen  indes  Zöglinge,  die  in  der  betreffenden  Sprache  noch  keinen 
Anfang  gemacht  haben,  nur  bei  besonderer  Begabung  ausnahmsweise  teilnehmen 
dürfen. 

In  der  Begel  ist  die  französische  Sprache  zum  Lehrgegenstand  zu  nehmen. 

§  10. 

Der  Unterricht,  welchen  die  Seminaristen  empfangen,  soll  in  seiner  Form  ein 
Muster  desjenigen  sein,  welchen  sie  als  Lehrer  später  zu  erteilen  haben.  Es  ist 
dabei  ebensosehr  auf  Korrektheit  in  der  Darbietung  des  Stoffes  durch  den  Lehrer, 
als  auf  solche  in  der  mündlichen  und  schriftlichen  Wiedergabe  seitens  der  Schüler 
zu  halten. 

Das  Diktieren  ist  ebenso  ausgeschlossen,  wie  das  Nachschreiben  der  Seminaristen 
während  des  Vortrags  durch  den  Lehrer.  Dem  Unterrichte  soll  jedoch  möglichst 
in  allen  Gegenständen  ein  kurzer  Leitfaden  zu  Grunde  liegen. 

Die  Unterweisung  giebt  überall  zugleich  mit  dem  Stoffe  auch  die  Methode  und 
leitet  zu  dessen  selbständiger  Durchdringung  an.  In  allen  Lehrstunden,  nicht 
nur  im  deutschen  Sprachunterricht,  werden  die  Seminaristen  in  freier,  zusammen- 
hängender Darstellung  des  durchgenommenen  Pensums  geübt. 

§  11. 
Zur  Förderung  der  Unterrichtsarbeit  dient  dem  Seminar  neben  einer  guten 
Bibliothek,  einem  physikalischen  Kabinett,  und,  wo  es  sein  kann,  einem  chemischen 
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Laboratorium  eine   zweck  mäfsige  Zusammenstellang  der  bew&hrteaten  Lebr-  und 
Anscbauungsmittel. 

»12. 

Wo  die  Errichtung  einer  Seminaristenbibliotbek ,  sei  es  auch  nur  in  Form 
einer  besonderen  Abteilung  der  ganzen  Bflchersammlung ,  noch  nicht  durchfahrbar 
ist,  wird  mindestens  dafür  Sorge  getragen,  dars  neben  den  Bedürfnissen  der  Seminar- 
lehrer auch  diejenigen  der  Zöglinge  in  der  Bibliothek  Berücksichtigung  finden.  Diese 
erfordern  sowohl  die  Anschaffung  von  Büchern,  in  denen  die  Seminaristen  einen 
würdigen  Unterhaltungsstoff,  als  von  solchen,  in  denen  sie  eine  geeignete  Ergänzung 
des  Unterrichtsstoffes  oder  eine  musterhafte  Darstellung  desselben  finden.  Es  ge- 
hören dahin  diejenigen  Werke  unserer  Klassiker  sowie  hervorragendsten  Dichter 
und  Yolksschriftstoller  neuerer  und  neuester  Zelt,  welche  dem  Verständnisse  der 
Seminaristen  zugänglich  sind  nnd  den  Bildungszweck  des  Seminars  fördern;  femer 
einige  Quellenschriften  zur  Geschichte  der  Pädagogik,  und  zwar  neben  den  be- 
deutendsten Arbeiten  der  herrorragenden  Pädagogen  der  letzten  drei  Jahrhunderte, 
wie  sie  in  guten  Sammelwerken,  z.  B.  der  pädagogischen  Bibliothek  von  Karl  Ricbteb 
dargeboten  sind,  auch  Muster  guter  Jugendschriften  von  den  ersten  Versuchen  der- 
selben aus  der  Zeit  der  Philantropiston  bis  zur  Gegenwart.  Endlich  gehören  dahin 
die  Muster  populärer  Darstellungen  aus  den  Gebieten  der  Welt-  und  Vaterlands- 
knnde  sowie  der  Kulturgeschichte,  also  Schriften  von  Schlbibbn,  TscHtmi,  Masiub, 
Bbbhm,  BossuilBSLBB,  RüSB,  Habtwio  MOllbb,  Vabnhagbn,  Adahi,  Wbbnbb  Hahn, 
FaBBiBANi)  Schmidt,  Wilpbbhahn,  Wilhelm  Baüb,  Fbbitao,  Ribhl;  Zusammen- 
stellungen, wie  die  von  Gbübb  u.  a.  m. 

§  13. 

Die  Benutzung  der  für  die  Privatlektflre  der  Seminaristen  ausgewählten  Bücher 
wird  planmäfsig  geordnet  und  im  Unterrichte  kontrolliert.  Die  Veranstaltungen  sind 
derart  zu  treffen,  dafs  die  Zöglinge  die  Wahl  zwischen  Gleichartigem  haben,  und  nur 
das  Lesen  solcher  Werke,  deren  Verwertung  im  Unterrichte  unentbehrlich  ist,  wie 
z.  B.  Minna  von  Barnhelm,  Wallenstein,  Hermann  und  Dorothea,  Pbstalozzis 
Lienhard  und  Gertrud  obligatorisch  gemacht  wird. 

§  14. 

Es  ist  den  Seminaristen  auch  anderweitige  Gelegenheit  und  Anleitung  zu  geben, 
in  privaten  Vereinigungen,  wie  gemeinsamen  Lesestunden  an  Sonntagsabenden, 
musikalischen  Übungen,  botanischen  Exkursionen  eine  gegenseitige  Förderung  ihres 
Bildungszieles  herbeizuführen. 

§  15. 

Mindestens  einmal  im  Monat  wird  der  Unterricht  an  einem  vollen  Schultage 
ausgesetzt.  Die  dadurch  gewonnene  Gelegenheit  zu  zusammenhängender  selbstän- 
diger Beschäftigung  darf  nicht  durch  Erteilung  von  besonderen  Aufgaben  für  diesen 
Tag  verkümmert  werden. 

§  16. 

Bei  Aafstellung  des  Lektionsplanes  wird  dafür  Sorge  getragen,  dafs  die  Seminaristen 
durch  ihre  Beschäftigung  in  der  Übungsschule  nicht  in  dem  Unterrichte,  den  sie 
selbst  empfangen,  verkürzt  werden.  Die  Lehrstunden  der  ersten  Klasse  fallen  daher 
ausschliefslich,  die  der  zweiten  wenigstens  teilweise  in  Zeiten,  wo  in  der  Übungs- 
schule nicht  unterrichtet  wird. 

§  17. 

Der  Unterricht  im  Seminar  wird  nach  einem  für  jede  Anstalt  besonders  auf- 
gestellten Lehrplane  erteilt,  für  welchen  ebenso,  wie  für  die  Einführung  neuer  Lehr- 
bücher ministerielle  Genehmigung  erforderlich  ist.  Soweit  es  die  Verhältnisse  des 
Seminars  gestatten,  hält  der  Lehrplan  desselben  die  nachstehend  für  die  einzelnen 
Gegenstände  bezeichneten  Aufgaben  und  Ziele  inne. 
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§  16. 

P&dagogik. 

Dritte  Klasse.    2  Stunden. 

Die  Zöglinge  erhalten  das  Wesentlichste  ans  der  Geschichte  der  Endehang 
und  des  Unterrichts  in  lebendigen  Bildern  der  bedeutendsten  M&nner,  der  beweg* 
testen  Zeiten,  der  interessantesten  und  folgenreichsten  Verbesserungen  auf  dem 
Gebiete  der  Volksschule  mitgeteilt.  Zar  Ergänzung  und  Veranschaulichung  dieser 
Bilder  dient  die  Einfahrung  in  die  Hauptwerke  der  pftdagogischen  Litteratur,  Tor- 
zugsweise  aus  der  Zeit  nach  der  Befonnation.  Die  Lektüre  wird  so  gew&hlt,  daCs 
sich  die  Besprechung  irgend  einer  pädagogischen  Frage  an  sie  knüpft,  und  derart 
behandelt,  dab  die  Seminaristen  den  Inhalt  eines  längeren  Schriftstückes  selbständig 
und  richtig  auffassen  lernen. 

Zweite  Klasse.    2  Stunden. 

Allgemeine  Erziehnngs-  und  Unterrichtslehre  (Der  Unterricht.  Die  Unter- 
richtsform. Die  Erziehung  durch  den  Unterricht)  unter  Hinzunahme  des  Notwen- 
digen aus  der  Logik  und  Psychologie. 

Erste  Klasse.    3  Standen. 

Specielle  Unterrichtslehre  (Methodik).  Das  Schulamt.  Die  SchulTorwaltung. 
Der  erweiterte  Amtskreis  und  die  Fortbildung  des  Lehrers.  —  Die  Seminaristen 
werden  mit  dem  in  ihrem  Vorbereitungsbezirke  geltenden  allgemeinen  Bestimmungen 
bekannt  gemacht    (2  Stunden.) 

Die  dritte  Stande,  welche  der  Ordinarius  der  Obungsschnle  erteilt,  hat  die 
Wahrnehmungen  zum  Gegenstande,  welche  von  ihm  selbst  in  Bezug  auf  die  Arbeit 
der  Seminaristen  in  der  Schule  gemacht,  und  welche  ihm  von  den  Fachlehrern  mit- 
geteilt worden  sind. 

§  19. 

Religion. 

Dritte  Klasse.    4  Stunden. 

Die  biblische  Geschichte  alten  Testaments  im  Zusammenhange.    3  Stunden. 

Es  werden  hier  wie  in  der  zweiten  Klasse  die  einzelnen  biblischen  Geschichten 
nach  ihrem  religiösen  und  sittlichen  Inhalte  entwickelt  und  fruchtbar  gemacht,  die 
Seminaristen  in  freier  und  würdiger  Erzählung  der  biblischen  Geschichte  geübt. 

Psalmen  und  andere  poetische  Stücke  des  alten  Testaments. 

Das  Kirchenlied  in  seiner  Entwickelnng. 

Die  in  den  Lehrplan  der  Schule  aufgenommenen  geistlichen  Lieder  werden 
unter  Hinzunahme  der  ihnen  nach  Form  und  Inhalt  nächststehenden  in  historischer 
Folge  so  erläutert,  dafs  sich  an  ihnen  die  Geschichte  der  kirchlichen  Dichtung 
▼eranschaulicht.  ~  1  Stunde. 

Die  gedächtnismäfsige  Aneignung  bezw.  Wiederholung  der  Lieder  verteilt  sich 
als  Pensum  auf  die  dritte  und  zweite  Klasse. 

Zweite  Klasse.    4  Standen. 

Die  biblische  Geschichte  neuen  Testaments  im  Zusammenhange,  unter  beson- 
derer Berücksichtigung  der  evangelischen  und  epistolischen  Perikopen.  Erklärung 
des  christlichen  Kirchenjahres  and  der  Ordnung  des  öffentlichen  Gottesdienstes. 

Die  Religionslehre  im  Znsamroenhange  auf  Grund  des  Katechismus  der  be- 
treffenden Konfession  unter  fortwährender  Beziehung  auf  die  biblische  Geschichte 
und  mit  Anleitung  für  die  Behandlung  des  Stoffes  in  der  Schule. 

Vom  zweiten  Semester  an  wird  mindestens  eine  Stande  zu  Mastcrlektionen 
und  Lehrproben  in  der  Obungsschnle  benutzt. 

Erste  Klasse.    2  Stunden. 

Bibelkunde;  in  den  evangelischen  Seminaren  Bibellesen.  (Apostelgeschichte, 
Paulinische  Briefe,  Stücke  aus  Hiob  und  Jesajah.) 
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Das  WesenUichste  aas  der  Eirchengeschichte. 

Die  Methodik  des  Religionsunterrichts,  yeransehaulicht  darch  Lehrproben, 
welche  alle  Stoffs  desselben  Torfahren:  Biblische  Geschichte,  Perikopen,  Bibelsprach, 
Schriftabschnitt,  Katechismus,  geistliches  Lied,  Kirchengeschichte.  ^  Anleitung  llkr 
die  Fortbüdang. 

Die  in  der  Schule  eingefQhrten  Beligionsbacher,  Katechismus  and  Historienbuch, 
sind  dem  Unterrichte  so  su  Grunde  zu  legen,  dab  der  Seminarist  sie  später 
selbständig  za  gebrauchen  und  zu  erklären  vermag.  Doch  hat  die  Unterweisung 
aach  stofflich  über  die  durch  diese  Bücher  gezogenen  Grenzen  hinauszugehen, 
weshalb  auch,  namentlich  fOr  die  Einführung  in  die  heilige  Geschichte  bezw.  Schrift, 
ansfthrlichere  Xidtfäden  zu  benutzen  sind. 

In  das  Pensum  der  katholischen  Seminare  fällt  noch  die  Aneignung  and  Er- 
klärung der  Gebete,  deren  Verrichtung  die  Kirche  als  religiöse  Pflicht  bezeichnet 

S  20. 

Deutsch. 

Dritte  Klasse.    5  Stunden. 

Der  einfache,  zusammengezogene  und  zusammengesetzte  Satz  in  leichteren 
Verbindungen.  Die  Wortarten,  Deklination,  Komparation,  Konjugation.  Die  Regeln 
der  Orthographie  und  Interpunktion  im  Zusammenhange. 

Im  Anschlüsse  an  die  Lektüre:  Übung  im  mündlichen  Vortrag  und  schriftlichen 
Ausdruck,  sowie  Ifitteilungen  über  Wesen  und  Form  der  Poesie;  die  Elemente  der 
Metrik,  das  Wichtigste  über  den  Reim.  Von  den  Dichtungsarten  der  lyrischen 
Poesie:  das  Lied;  der  epischen:  die  poetische  Erzählung,  Legende,  Sage,  Märchen, 
Ballade;  der  didaktischen:  Fabel  und  Parabel. 

Zweite  Klasse.    5  Stunden. 

Genanere  Kenntnis  des  zusammengesetzten  und  yerkürzten  Satzes,  ebenso  der 
Wortlehre,  der  Rektion  der  Zeitwörter,  Eigenschaftswörier,  Verhältniswörter.  Die 
Wortbildungslehre. 

Lektüre  wie  in  der  dritten  Klasse.  Die  zur  Besprechung  kommenden  Dich- 
tungen und  Prosastücke  sind  nach  Umfang,  Form  und  Inhalt  schwieriger  als  die  für 
die  dritte  Klasse  ausgewählten.  An  ihnen  werden  veranschaulicht:  lyrische,  epische 
und  dramatische  Poesie  im  allgemeinen;  Volkslied,  Ode,  Ballade,  Romanze,  Epos 
and  Drama. 

Leselehre  und  praktische  Anleitung  zur  Erteilung  des  Sprachunterrichts  in 
Mnsterlektionen  und  Lehrproben. 

Erste  Klasse.    2  Stunden. 

Wiederholung  des  bisherigen  Pensums.  Erweiterung  desselben  in  Bezug  auf 
Lektüre. 

Methodik  des  deutschen  Sprachunterrichts  im  Zusammenhange,  im  Anschlüsse 
an  Lehrproben. 

Für  den  deutschen  Sprachunterricht  gelten  folgende  Gesichtspunkte: 

a.  Es  wird  auf  flielsendes  und  korrelctes  Sprechen  ein  vorzügliches  Gewicht 
gel^,  doch  wird  das  Resultat  nicht  durch  einzelne  Redeübungen,  sondern  dadurch 
erzielt,  dars  wie  in  allen  Lehrgegenständen ,  so  besonders  im  Deutschen  die  Schüler 
zu  guten,  zusammenhängenden  Darstellungen  veranlafst  werden. 

b.  Für  die  schriftlichen  Arbeiten  ist  Korrektheit  in  der  Form,  Klarheit  im 
Ausdrucke,  Übersichtlichkeit  in  der  Anordnung  des  Stoffes  strenge  Forderung.  Ziel : 
das  Vermögen  des  Seminaristen,  Stoffe,  die  er  durchdrungen  hat,  unterrichtlich  dar- 
zustellen. In  dieser  Richtung  müssen  die  Aufgaben  für  die  einzelnen  Stufen  fort- 
schreiten.   Die  Stoffe  werden  allen  Unterrichtsgebieten  entnommen. 

c.  Die  Lektüre  der  Seminaristen  ist  teils  eine  private,  teils  vollzieht  sie  sich 
im  Unterrichte  selbst. 
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Im  ersteren  Falle  werden  ihnen  die  Bücher  aus  der  Anstaltsbibliotbek  gegeben: 
YorzQglich  die  Meisterwerke  unserer  Dichter  und  Prosaiker.  (Besonders  geförderte 
Schüler  können  dabei  reichlicheren  Stoff  erhalten.)  Die  im  Unterrichte  selbst  yor* 
genommenen  Lesestoffe  werden  nach  Form  und  Inhalt  erkj&rt.  Es  werden  solche 
Poesieen  und  Prosastücke  aus  den  Zeiträumen  der  deutschen  Litteratur  von  Luther 
an,  vorzugsweise  die  unserer  Klassiker  genommen. 

Die  Auswahl,  die  nur  nach  Form  und  Inhalt  Mustergiltiges  berücksichtigt,  wird 
so  getroffen,  dalJB  die  oben  bezeichneten  Dichtungsarten  vertreten  sind,  deren  Eigen- 
tümlichkeit dann  an  diesen  Beispielen  zu  veranschaulichen  ist.  Eine  Anzahl  der 
erki&rten  Gedichte  wird  memoriert  Die  Stoffe  werden  dem  in  der  Anstalt  ge- 
brauchten Lesebuche  entnommen.  Endlich  werden  die  Stoffe  des  Yolksschullesebnchs 
der  Provinz  unterrichtlich  durchgearbeitet  und  Anleitung  für  die  Fortbildung  gegeben. 

Neben  dem  Lesebuche  der  Übungsschule,  zu  dessen  zweckm&fsigem  Gebrauch 
im  Unterricht  die  Seminaristen  Anweisung  erhalten,  liegt  dem  deutschen  Unterricht 
im  Seminar  noch  ein  besonderes  Lesebuch  zu  Grunde. 

§  21. 

Geschichte. 

Dritte  Klasse.    2  Stunden. 

Bilder  aus  dem  Leben  der  wichtigsten  Kulturvölker  des  Altertums.  Aus- 
führlicher: Die  Geschichte  der  Hellenen  (Heroenzeitalter,  das  Zeitalter  der  Gesetz- 
geber,  von  den  Perserkriegen  bis  auf  Alexander  den  GroCsen),  der  Römer  (Sagen 
aus  der  Königszeit,  Geschichte  der  Republik  in  Lebensbildern,  Untergang  der  Re- 
publik, einiges  aus  der  Kaiserzeit  des  ersten  Jahrhunderts.) 

Zweite  Klasse.    2  Stunden. 

Land  und  Volk  der  alten  Deutschen.  K&mpfe  mit  den  Römern.  Völker- 
wanderung. Zeitalter  der  Karolinger.  (Ausführlich:  Ausbreitung  des  Christentums 
in  Deutschland,  Karl  der  GroCse).  Geschichte  der  grofsen  Kaiserhäuser;  Zeitalter 
der  Kreuzzüge;  bis  zur  Reformation. 

Erste  Klasse.    2  Stunden. 

Brandenburgisch-preufsische  Geschichte  bis  zur  Gegenwart  (An  den  betreffenden 
Stellen  ist  auf  die  bedeutendsten  Ereignisse  in  den  Nach  bariändern  Bezug  zu  nehmen. 

Die  methodische  Anleitung  beginnt  in  der  dritten  Klasse  mit  der  Übung  in 
zusammenhängender  freier  Geschichtserzählung,  setzt  sich  in  der  zweiten  Klasse  in 
Lehrproben  fort  und  schliefst  in  der  ersten  mit  der  Beurteilung  der  Leistungen  in 
der  Übungsschule. 

§  22. 

Rechnen. 

Dritte  Klasse.    3  Stunden. 

Die  Bildung  der  Zahl  und  ihre  Darstellung.  Die  vier  Species  in  unbenannten 
und  benannten  Zahlen.    (Die  Lehre  von  den  Decimalen.) 

Die  gemeinen  Brüche.  Regel  de  tri- Aufgaben.  Zusammengesetzte  Regel  de  tri. 
Die  Rechnungen  des  bürgerlichen  Lebens  (Zins-,  Termin-,  Rabatt-,  Gesellschafts-, 
Mischungsrechnung).    Quadrat-  und  Kubikwurzeln. 

Zweite  Klasse.    3  Stunden. 

Die  Lehre  von  den  Proportionen  und  von  den  positiven  und  negativen  Gröfsen. 

Gleichungen  ersten  Grades.    Potenzen  und  Wurzeln  —  2  Stunden.; 

Methoden  in  Musterlektionen  und  Lehrproben  veranschaulicht,  deren  Auf- 
gaben dem  Pensum  der  Volksschule  entnommen  sind.  Hierbei  werden  die  Seminaristen 
zugleich  mit  den  gebräuchlichsten  Rechenmaschinen  bekannt  gemacht  —  1  Stunde. 

Erste  Klasse.    1  Stunde. 

Sicherheit  in  der  Methode. 
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Neu  eingeführt  werden  die  Gleichungen  zweiten  Grades  und,  wo  es  erreichbar 
ist,  die  Lehre  von  den  Reihen  und  Logarithmen.    Anleitung  fQr  die  Fortbildung. 

Ziel:  Klare  Einsicht  in  das  Verfahren  und  Sicherheit  in  selbständiger  Lösung 
der  Aufgabe. 

§  23. 
Raumlehre. 
Dritte  Klasse.    2  Stunden. 
Die  Lehre  von  den  Linien  und  Winkeln,  dem  Dreieck,  Parallelogramm  und 
Kreise.    Konstmktionsaufgaben. 

Zweite  Klasse.    2  Stunden. 
Die  Lehre  von  der  Gleichheit  und  der  Ähnlichkeit  der  Figuren  und  Berechnung 
derselben.    Stereometrie  (Körperberechnung). 

Erste  Klasse. 
Die  Wiederholungen  des  Stoffes  der  Raumlehre  und  die  methodische  Anleitung 
zur  Behandlung  derselben  werden  in  der  Rechenstunde  gegeben.  — 

Auf  allen  drei  Stufen  werden  die  Zöglinge  im  Zeichnen  der  geometrischen 
Figuren  an  der  Wandtafel  geabt. 

Der  Unterricht  geht  von  der  Anschauung  aus  und  wird  an  der  Hand  guter 
Leitf&den  erteilt. 

Ziel:  Klare  Einsicht  in  die  Methode  des  Gegenstandes.  Möglichkeit  einer 
Weiterbildung  auch  in  neuen  Stoffen  und  BeflSihigung  zur  Erteilung  des  Unterrichts. 

§  24. 
Naturbeschreibung.    Physik.    Chemie. 
Dritte  Klasse.    4  Stunden, 
a.  Naturbeschreibung. 
Kenntnis  ausgewählter  einheimischer  Samenpflanzen,  welche  den  am  meisten 
verbreiteten  Familien  angehören.  Kenntnis  des  Linn6*8chen  Systems  und  des  Wich- 
tigsten aus  der  botanischen  Morphologie.^ 

Im  Winter:  Zoologie  —  2  Stunden. 

b.  Physik. 
Magnetische,  elektrische  und  mechanische  Erscheinungen. 

c.  Chemie. 

Die  einfachsten  Grundstoffe  und  ihre  Vorbindungen.  Berflcksichtigt  wird  be* 
sonders  die  mineralogische  Seite  derselben  —  2  Stunden. 

Zweite  Klasse.    4  Stunden, 
a.  Naturbeschreibung. 
Kenntnis  der  Hauptformen  der  Samen-  und  Sporenpfianzen,  Kenntnis  eines 
natürlichen  Systems.    Bau,  Leben  und  Verbreitung  der  Pflanzen. 

Im  Winter:  Erweiterung  des  Pensums  der  Zoologie.  Aufserdem  der  innere 
Bau  und  Lebensverrichtungen  des  menschlichen  Körpers  —  2  Stunden. 

b.  Physik. 

Die  Erscheinungen  des  Lichtes,  der  W&rme  und  des  Schalles. 

c.  Chemie. 

Erweiterungen  des  Pensums  der  zweiten  Klasse  mit  Hinzufügung  der  orga- 
nischen Chemie  —  2  Stunden. 

In  allen  drei  Disciplinen  wird  das  Methodische  auf  dieser  Stufe  gegeben;  es 
werden  Musterlektionen  erteilt  und  Lehrproben  abgenommen. 

Ergänzung  des  Pensums  nach  der  methodischen  Seite  des  Gegenstandes. 

Neu  eingeführt  wird  eine  Übersicht  des  Baues  der  Erdrinde.  Anleitung  zur 
selbständigen  Fortbildung. 
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£8  ist  die  besondere  Aufgabe  des  Unterrichtes,  fOr  die  Daratellang  der  Nator- 
Wissenschaften  Methoden  zu  finden,  dnrch  welche  dieselben  anch  auf  untere  Stufen 
schon  formeil  bildende  Kraft  erlangen.  Es  ist  daher  tlberail  Ton  der  Anschauung 
auszugehen.  Der  Untericht  in  der  Physik  und  Chemie  darf  nicht  oline  das  Experi- 
ment, der  in  der  Naturbesclureibung  nicht  ohne  das  Original  oder  die  Abbildung 
auftreten.    Reines  Qed&chtniswerk  ist  ausgeschlossen. 

Ziel:  Die  Befähigung  der  Zöglinge,  sich  selbständig  in  den  drei  Naturreichen 
zurechtzufinden,  an  der  Hand  guter  BQcher  weiter  zu  arbeiten  und  einen  anschau- 
lichen Unterricht  zu  erteilen. 

§  25. 
Geographie. 
'  Dritte  Klasse.    2  Stunden. 
Das  Wichtigste  aus  der  Heimatskunde  und  der  allgemeinen  Geographie.    Über- 
sichtliche  Kenntnis    der   Erdoberfläche.      Die    vier    aufsereuropäischen   Erdteile. 
Kartenlesen. 

Zweite  Klasse.    2  Stunden. 
Europa.    Deutschland.    Mathematische  Geographie.    Anleitung  zur  Erteilung 
des  geographischen  Unterrichts  in  Musterlektionen;  Abnahme  von  Lehrproben. 

Erste  Klasse.    1  Stunde. 
Fortgesetzte  methodische  Anleitung  namentlich  auch  in  Bezug  auf  die  unter- 
richtliche Verwertung  von  Atlanten,  Wandkarten,  Globen,  Tellnrien  und  anderer 
A  n  schaunngsmittel. 

Jeder  Seminarist  mufs  im  Besitze  eines  guten  Handatlas  sein,  den  er  während 
des  Unterrichts  benutzt.  Der  eingeführte  Leitfaden  ist  der  Schulauszug  des  gröCseren 
Werkes,  dem  der  Lehrer  in  seinem  Gange  sich  anschliefst. 

§  26. 

Zeichnen. 

Dritte  Klasse.    2  Stunden. 

Freihandzeichnen:    Darstellen  und  Teilen  der  Linien  und  Winkel.    Zeichnen 

der  geometrischen  Fiächenfiguren.   Zusammengesetzte  symmetrische  Figuren,  durch 

Einzeichnen  in  ein  Quadrat  gewonnen.    Zeichnen  rechtwinkliger  und  runder  Körper 

nach  der  Vorderansicht.    Zeichnen   symmetrischer  Figuren   und   Ornamente  nach 

Vorlagen.    Zeichnen  mit  Lineal,  Mafs  und  Zirkel,  Übungen  im  Ornament  und  im 

Zeichnen  an  der  Wandtafel. 

Zweite  Klasse.    2  Stunden. 
a.  Elemente  der  Perspektive,    b.  Freihandzeichnen  nach  Holzkörpem,  Gips- 
modellen, Naturgegenständen,  ausgeführt  mit  schwarzer  Kreide,  Tusche,  Sepia  usw. 
je  nach  Begabung  der  einzelnen  Zöglinge,    c.  Übung  im  Zeichnen  an  der  Wandtafel. 

Erste  Klasse.     1  Stunde, 
a.  Fortgesetzte  Übung,  besonders  an  der  Wandtafel,  auch  in  Objekten,  welche 
in   anderen  Unterrichtsstunden  zur  Veranschaulichung   dienen,    b.   Methodik  des 
Zeichenunterrichts,    c.  Anleitung  zur  Fortbildung. 

Ziel  des  Unterrichts  ist  die  Befähigung  des  Seminaristen,  die  Zeichnungen, 
welche  er  in  den  verschiedenen  Lehrgegenständen  (Geometrie,  Geographie, 
Anschauungsunterricht  oder  Sprechübungen)  an  der  Wandtafel  zu  zeichnen  hat, 
sauber  auszuführen  und  in  der  Volksschule  einen  verständigen  Zeichenunterricht 
erteilen  zu  können. 

§27. 

Schreiben. 

Dritte  Klasse.    2  Stunden. 

Zweite  Klasse.    1  Stunde. 

Ziel  ist  1.  daCs  die  Seminaristen  eine  gute  ausgeschriebene  Handschrift  erlangen 


Digitized  by 


Google 


2.  Kapitel.  Die  Lehierbildang  in  den  einzelnen  Staaten.    I.  Prenben.      255 

und  in  allen  ihren  Schriftsätzen,  auch  in  schnell  geschriebenen,  gut,  sanber  nnd 
ordentlich  schreiben; 

2.  dafs  sie  nicht  nnr  die  Vorschriften  für  die  Schreibstande,  sondern  aach, 
was  im  anderen  Unterricht  schnell  an  die  Wandtafel  zn  schreiben  ist,  sicher  und 
saaber  ausfahren; 

3.  dafs  sie  in  der  Yolksschale  einen  verständigen  Schreibonterricht  geben  können. 

§  28. 
Turnen. 
Dem  Tomunterricht  in  den  Seminaren  ist  der  ,Neae  Leitfaden  far  den  Turn- 
unterricht in  den  preufsischen  Volksschulen'  zu  Grande  zu  legen;   dabei  ist  nicht 
ausgeschlossen,  dab  da,  wo  es  dio  Verhältnisse  gestatten.  Ober  die  Grenzen  desselben 
hinausgegangen  werde. 

Die  unter  allen  Umständen  za  lösende  Aufgabe  bleibt  aber,  dafs  die  Seminaristen 
befähigt  werden,  den  Turnunterricht  zweckmäfsig  und  nach  dem  Leitfaden  zu  erteilen. 
Die  dritte  und  zweite  Klasse  haben  wöchentlich  je  zwei  Standen,  die  erste  eine 
Stande  praktisches  Turnen ;  daneben  erhält  letztere  in  einer  besonderen  Stunde  die 
nötigen  Belehrungen  über  den  Bau  und  das  Leben  des  menschlichen  Körpers,  Qber 
die  ersten  notwendigen  Hilfeleistungen  bei  Körperverletzungen,  über  die  geschicht- 
liche Entwickelung  des  Turnwesens,  Qber  Zweck,  Einrichtung  und  Betrieb  des 
Turnens,  sowie  über  die  Einrichtung  von  Turnplätzen  und  Turngeräten  für  Elementar- 
schulen. 

Den  Zöglingen  der  ersten  Klasse  wird  Gelegenheit  gegeben,  sich  unter  Aufsicht 
des  Seminarturnlehrers  im  Erteilen  von  Turnunterricht  an  Schüler  zu  üben. 

§  29. 
Musik. 

I.  Klayierspiel. 

In  der  dritten  Klasse  rein  technische  Übungen  für  Anschlag  und  Geläufigkeit; 
eigentliche  Etüden  in  einer  Stufenfolge,  wie  sie  in  den  besseren  Klarierschulen  ge- 
geben ist;  freie  Tonstücke,  aufsteigend  etwa  von  den  Clementischen  Sonatinen  in 
einer  Reihe,  worin  neben  bewährtem  Alteren  auch  das  berechtigte  Neue  Vertretung 
findet. 

In  der  zweiten  Klasse  Fortsetzung  der  Etüden,  bei  besonders  begabten  und 
geförderten  SchtÜern  selbst  bis  zum  Cramerscben  Werke  hin;  Sonaten  von  klassischen 
Meistern,  wie  Mozabt,  Hatdn,  Bebthoybn  usw.  nach  einer  vom  Lehrer  zu  treffenden 
progressiven  Anordnung. 

In  der  ersten  Klasse  bleibt  das  Klavierspiel  Privatübung. 

II.  Orgelspiel. 

Der  Seminarist  bat  von  Klasse  zu  Klasse  in  der  eingeführten  Orgelschule  nach 
dem  Mafse  seiner  Begabung  und  Vorbildung  fortzuschreiten.  Aufserdem  fallen  jeder 
Klasse  noch  besondere  Aufgaben  zu,  nämlich 

der  dritten :    fortgesetzte  Übung  sämtlicher  Nummern  des  Ghoralbuchs ; 

der  zweiten:  Einspielen  der  in  der  Harmonielehre  (s.  u.)  analysierten  oder 
transponierten  (kleinen)  Orgelsätze;  Abspielen  derartiger  Stücke  vom  Blatt.  Sichere 
Aneignung  eines  Vorspiels  zu  jedem  gebräuchlichen  Choral,  als  Ausrüstung  für 
würdiges  gottesdienstliches  Orgelspiel; 

der  ersten :  Choraltransposition,  Übung  im  Modulieren,  Erfinden  kleiner  Choral- 
einleitungen und  einfacher  Zwischenspiele. 

III.  Harmonielehre. 

Die  Seminaristen,  welche  zum  Organistendienste  nicht  aasgebildet  werden 
sollen,  haben  zwar  dennoch  an  dem  Unterrichte  teilzunehmen,  jedoch  nur  das  Pen- 
sum der  dritten  Klasse  und  aus  dem  der  ersten  den  geschichtlichen  Teil  zu  absolrieren. 
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Dritte  Klasse. 
Aafstellang  and  EinObungder  Dreikiänge  in  Dur  und  Moll,  der  Septimen* 
und  Nonenaccorde  nacb  ihren  Hauptformen  und  den  Grundgesetzen  ihrer  Verbindung. 

Zweite  Klasse. 
Befestigung  der  Zöglinge  in  der  Kenntnis  des  harmonischen  Materials  und  fort-^ 
währende  Verwendung   desselben  im  Setzen  von  Gbor&len,  sowie  im  Analysieren, 
Transponieren  and  Einspielen  kleiner  harmonischer,  vom  Lehrer  gegebener  OrgelsiUze. 
Erster  Kursus  der  Modulation. 

Erste  Klasse. 
Harmonisierung  des  Chorals  und  des  Volksliedes.  Erfindung  einfacher  Ghoral- 
einleitungen.  Bildung  von  kirchlich  wardigen  Z?rischenspielen.  Zweiter  Kursus  der 
Modulation.  Die  alten  Tonarten.  Einiges  zur  Kenntnis  der  wichtigsten  Formen 
der  Vokal-  und  Instrumentalmusik.  Bau  und  Pflege  der  Orgel.  Einiges  zur  Ge- 
schichte der  Musik. 

IV.  Violinspiel. 

Die  Seminaristen  werden  nicht  nach  Jfüireskursen ,  sondern  nach  dem  Mabe 

ihrer  Fertigkeit  in  Abteilungen  gesondert    Jede  Abteilung  hat  die  Aufgaben  der 

eingeführten   Eiementarviolinschule  von  Stufe  zu   Stufe  korrekt  zu  lösen.    Neben 

dieser  formalen  Aufgabe  sind  folgende  in  Bezug  auf  Stoff  und  Fertigkeit  zu  lösen: 

1.  feste,  ged&chtnismäfsige  Einübung  der  Choralmelodieen ,  sowie  der  in  der 
Dbungsschule  vorkommenden  Volkslieder; 

2.  Heranziehung  von  Duetten  in  systematischer  Folge; 

3.  Einführung  der  oberen  Abteilung  in  die  höheren  Lagen. 

V.  Gesang. 
(Dritte  Klasse  in  besonderem  Unterricht.) 

Elementarübungen  zur  Stimmbildung  und  selbstth&tigen  Auffassung  und  Dar- 
stellung der  melodischen,  rhythmischen  und  dynamischen  Tonverhältnisse.  Chor&lc 
und  Volkslieder,  erstere  einstimmig,  letztere  ein-,  zwei-  und  dreistimmig. 

Aufserdem  genfischter  Chor  kombinierter  Klassen. 

Weiterführnng  der  ElementarQbungen ,  und  zwar  1.  in  eigentlichen,  als  selb- 
ständige Tonstttcke  ausgeprägten  Vokalisen  und  Solfeggien,  2.  in  mehr  und  mehr 
eingehender  Behandlung  der  Intervalle,  besonders  aber  auch  der  Accorde  und  ihrer 
verschiedenen  G  estalten . 

Feste  Einprägung  der  gangbarsten  Kirchenmelodieen.  Mehrstimmige  Choräle' 
Figuralgesänge : 

1.  die  liturgischen  Chöre,  welche  die  erste  Klasse  auch  dirigieren  lernt; 

2.  andere  geistliche  Chorgesänge,  Motetten,  Psalmen  von  klassischen  Meistern; 

3.  weltliche  Chorlieder  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  edleren  Volks- 
und Vaterlandsliedes. 

Erste  Klasse  (in  besonderem  Unterricht): 

Methodische  Anleitung  zur  Erteilung  des  Gesangnnterrichts  in  der  Volksschule, 
verbunden  mit  praktischen  Übungen.  Ausführung  von  gemischten  Chorgesängen  in 
Gemeinschaft  mit  der  Oberklasse  der  Seminarschule. 

Der  Unterricht  hat  die  Ausbildung  der  Seminaristen  zu  guten  Gesanglehrem, 
zu  Kantoren  und  Organisten  zum  Ziele.  Die  Erreichung  derselben  darf  nicht  durch 
die  Ausbildung  einzelner  Zöglinge  zu  Virtuosen  beeinträchtigt  werden.  Auch  sind 
die  Seminaristen  zum  Verständnisse  der  Meisterwerke  zu  erziehen  und  dadurch  vor 
der  Neigung  zu  bewahren,  in  der  Kirche  der  Gemeinde,  im  Unterrichte  den  Schülern 
eigene  Kompositionen  statt  jener  zu  bieten. 

Die  Stundenzahl  von  je  5  für  die  beiden  unteren,  von  3  für  die  Oberklasso 
ist  so  zu  verstehen,  dafs  bei  Abteilungsunterricht  in  den  technischen  Gegenständen 
Jede  Abteilung  die  betre£Fende  wöchentliche  Stundenzahl  erhält. 
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§  30. 

Der  fremdsprachliche  Unterricht  wird  in  drei  Kursen  (mit  wöchentlich  3,  3  und 
2  Stunden)  erteilt,  welche  von  der  übrigen  Klasseneinteilung  unabhängig  zu  bilden 
sind,  und  in  welche  die  Seminaristen  je  nach  dem  Mafse  ihrer  Vorbildung  eintreten. 
Die  unterste  Abteilung  beginnt  mit  der  Elementargrammatik  der  betreffenden  Sprache. 

S  31. 

Die  Betreibung  von  Gartenbau,  Obstbaumzucht,  Seidenbau  soll  wie  bisher  auch 
weiterhin  eine  Pflege  im  Seminar  und  in  dem  naturkundlichen  unterrichte  desselben 
die  nötige  Ergänzung  finden.  (Die  nach  dieser  Seite  hin  getroffenen  Einrichtungen 
an  den  einzelnen  Anstalten  bleiben  in  Kraft.) 


AMgemeine  Gesiohtspunkte  für  den  Unterricht:  Der 
Lehrplan  des  Seminars  ist  so  angelegt,  daüs  die  Pensen  der  einzelnen 
Lehrgegenstände  sieh  anf  einander  beziehen  und  die  gesamte  Lehr- 
arbeit einer  Klasse  ein  in  sich  abgeschlossenes  Ganzes  bildet.  Anlser- 
dem  liegt  dem  Lehrplane  die  Absicht  zn  Grnnde,  die  Zöglinge  der 
obersten  Klasse  möglichst  von  Lernarbeit  zu  befreien,  um  ihnen  Zeit 
nnd  geistige  Freiheit  für  ihre  eigene  Lehrttbnng  zn  geben.  Das  Jahres- 
pensnm  ist  unter  allen  Umständen  zn  erledigen;  eine  Übertragung 
des  Reststoffes  anf  die  nächsthöhere  Klasse  ist  gänzlich  unstatthaft. 

Des  besonderen  ist  im  Geschichtsunterricht  Wesentliches  von 
Unwesentlichem  scharf  zu  scheiden;  beim  Rechnen  sind  mehr  Rechen- 
exempel  wirklich  auszuftlhren  als  zu  erläutern.  In  den  Realien  ist 
eine  Zersplitterung  und  ein  Aufgehen  in  Einzelheiten,  in  der  Physik 
namentlich  eine  zu  sehr  abstrakte  Behandlung  zu  vermeiden.  In  der 
Geographie  sind  die  vielen  erziehlichen  Momente,  welche  gerade  in 
diesem  Gegenstande  wirken  können,  in  Bewegung  zu  setzen  und  im 
Deutschen  nur  solche  Lesestücke  auszuwählen,  welche  sich  nach  ihrem 
vollen  Inhalte  derart  beherrschen  lassen,  dals  sich  das  Interesse  der 
Zöglinge  auf  den  Hauptpunkt  konzentriert.  0 

Das  pädagogische  Moment  des  Seminarlebens  (vergl. 
CBl.  1866  S.  tOl):  Die  gesamten  Lebensordnungen  des  Seminars  ergeben 
sich  aus  der  Aufgabe,  welche  es  zu  lösen  hat.  Das  Seminar  ist 
keine  blofse  Unterrichtsanstalt.  Erlangung  von  Kenntnissen  und  Fertig- 
keiten und  eine  Denk-  und  Sprachbildung,  wie  sie  der  Lehrerberuf 
erfordert,  bezeichnen  nur  das  nächste  Ziel  seiner  Wirksamkeit;  aber 
dessen  Erreichung  befähigt  für  sich  allein  noch  nicht  zu  einer 
erspriefslichen  Lehrerwirksamkeit.  Der  weitere  und  letzte  Zweck  der 
Seminarbildung  ist  der,  dals  in  den  Zöglingen  Leben  geschaffen  werde 
und  sittliche  Kräfte  zur  Entwickelung  gelangen,  welche  sie  antreiben 
und  befähigen,  als  Lehrer  der  breiteren  Volksschichten  an  ihrem  Teile 

1)  Ausführliche  Instruktionen  aber  Seminareinrichtungen,  Behandlung  der  ein- 
zelnen ünterrichtsgegenst&nde ,  sowie  Ober  Lehrmittel  siehe  Sohnbidsb  und  von 
BsuBN,  Yolksschulwesen  I,  459—506 
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die  Jugend  unterweisen  und  erziehen  zu  helfen  in  ohristlioher,  vater- 
Iftndiscber  Gesinnung  und  zu  h&uslieher  Tugend  und  Tttehtigkeit  in 
den  Berufsarien  des  bflrgerliehen  Lebens. 

Diesem  höchsten  und  letzten  Zwecke  des  Seminars  dienen  neben 
dem  Unterrieht  die  Lebensordnungen  des  Hauses  als  eine  Übungsstätte 
der  N&ehstenliebe,  des  Gehorsams,  der  Selbstverleugnung,  des  Fleifses 
und  aller  christlichen  Tugenden,  deren  Besitz  allein  zur  Führung  des 
Lehramtes  innerlich  befähigt.  Diese  häuslichen  Gesetze  sind  keine 
anderen,  als  die  in  dem  ethischen  Gemeinschaftsverhältnis  der  Familie, 
des  Staates  und  der  Kirche  begründeten.  Sie  sind  nur  dazu  bestimmt, 
den  Inhalt  jener  allgemeinen  Lebensordnungen  zu  den  besonderen  Auf- 
gaben des  Anstaltslebens  in  die  nächste  Beziehung  zu  setzen. 

§  2.    Das  Lehrerbildungswesen  im  übrigen  Deutschland, 

a.  Anhalt.  Die  Anstalten  sind  Internate  mit  vier-  bezw.  fünf- 
jährigem Lehrkursus,  indem  auf  die  Präparandenbildung  1  bezw.  2, 
auf  die  seminarische  4  bezw.  3  Jahre  verwendet  werden.  Fakul- 
tative Lehrgegenstände  sind  Latein  und  Französisch. 

b.  Baden.  DiePräparandenschulen  umfassen  nach  Verfügung 
des  Oberschulrats  vom  20.  April  1875  zwei  Jahreskurse,  nehmen  gut 
veranlagte  Knaben  nach  dem  14.  Lebensjahre  auf,  die  bereits  die 
oberste  Abteilung  einer  Volksschule  besucht  haben,  und  gewähren  un- 
entgeltlichen Unterricht  sowie  Unbemittelten  Stipendien.  Der  Lehr- 
plan vom  19.  Juli  1879  fllhrt  als  Unterrichtsfächer  auf:  Beligion,  Deutsch, 
Arithmetik,  Geometrie,  Geographie,  Geschichte,  Naturgeschichte,  Schön- 
schreiben, Zeichnen,  Turnen,  Theorie  der  Musik,  Klavierspiel,  Violin- 
spiel und  Gesang,  für  den  I.  Kursus  in  35  Stunden,  fbr  den  II.  in 
34  Stunden  wöchentlich.  —  Die  Lehrerseminare.  Lehrplan  und  Schul- 
ordnung vom  19.  Juli  1879.  Aufnahmebedingungen  sind  die  Zurttck- 
legung  des  16.  Lebensjahres,  körperliche  Gesundheit  und  entweder  das 
Abgangszeugnis  von  Präparandenschulen  oder  das  Bestehen  einer  Auf- 
nahmeprüfung. Die  Seminare  sind  Internate,  die  freie  Wohnung  und 
freien  Unterricht  gewähren.  Ausnahmsweise  und  widerruflich  kann 
auswärts  zu  wohnen  und  zu  speisen  gestattet  werden.  Der  Kursus  ist 
dreijährig.  Lehrgegenstände  sind:  Religionslehre,  Deutsche  Sprache, 
Arithmetik,  (reometrie,  Geographie,  Geschichte,  Naturgeschichte,  Natur- 
lehre, Erziehungs-  und  Unterriohtslehre  (im  2.  und  3.  Jahrgang),  Schön- 
schreiben (nur  im  1.  Kursus),  Zeichnen,  Turnen,  Gesang,  Klavier  und 
Orgel,  Violine,  Harmonielehre  und  Französisch  (fakultativ).  Landwirt- 
schaAslehre  ist  nicht  selbständiger  Unterriohtsgegenstand;  in  der  Natur- 
geschichte und  -Lehre  soll  aber  stets  auf  die  Landwirtschaft  Bezug  ge- 
nommen werden.    Auch  erhalten  die  Zöglinge  praktische  Anweisung 
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in  der  Obdtbaamznehtf   im  Gemttseban  und  in  der  Anpflanzung  land- 
wirtsehaftlieher  Produkte  flberhanpt. 

e.  Bayern.  Allerb.  Verordnung  vom  29.  Sept.  1866:  Kormatiy 
über  die  Bildung  der  SehuUehrer.  Deren  Ziel  ist,  dem  künftigen 
Lehrer  einerseits  wahre  religiöse  und  sittliehe  Erziehung  zu  geben, 
anderseits  ein  gründliehes  Wissen  und  Können  innerhalb  der  erforder- 
lichen Disciplinen.  Der  Besuch  einer  Präparandenschule  kann  nur  durch 
den  einer  Gewerbe-  oder  Lateinschule  ersetzt  werden.  Die  Präparanden- 
schule ist  in  drei  Jahreskurse  gegliedert.  Unterrichtsgegenstände  sind 
in  allen  drei  Kursen:  Beligion  (3  Stunden),  Deutsch  (6),  Bechnen  (4), 
Geographie  (2),  Geschichte  (2),  Naturgeschichte  (2),  Schönschreiben  (2), 
Zeichnen  (2),  Musik  (6).  Die  Schüler  des  dritten  Kursus  machen  am 
Schluüs  des  Schuljahres  die  Aufnahmeprüfung  fllr  das  Seminar. 
Wiederholung  des  Kurses  nach  ungenügendem  Ausfall  ist  nur  ein- 
mal gestattet.  Die  Aufnahme  in  das  Seminar  findet  zum  1.  Oktober 
statt.  Das  Seminar  ist  Internat  mit  zwei  einjährigen  Kursen.  Unter- 
richtsgegenstände: Beligion  (3  Stunden),  Deutsch  (4),  Mathematik  (3), 
Geographie  (1),  Geschichte  (2),  Naturgeschichte  (2),  Erziehungskunde 
(I:  5,  II:  4  Stunden),  Zeichnen  (2),  Musik  (6),  Turnen  (2). 

d.  Braunschweig.  Die  Präparandenanstalt  und  die  als  Seminar 
dienende  Bealschule  haben  3  Klassen  mit  Jahreskursen;  die  Lehrerinnen- 
seminare einen  dre\)ährigen  Kursus  und  als  Lehrg^enstände  aulser 
den  Disciplinen  der  höheren  Mädchenschule  Erziehungs-  und  Unterrichts- 
lehre. 

e.  Hamburg.  Bevidierter  Lehrplan  für  Seminare  von  1875.  Die 
Präparandenanstalt  hat  2,  das  Seminar  3  Klassen.  Für  Lehrerinnen 
besteht  ein  zwe^ähriger  Seminarkursus  mit  zwei  Abteilungen.  Die 
Präparanden  werden  nachmittags  und  abends  unterrichtet,  am  Tage 
meist  mit  praktischen  Lehrübungen  in  den  öffentlichen  Schulen  be- 
schäftigt. 

f.  Hessen.  Der  Seminarkursus  ist  dreijährig.  Hier  und  in  der 
Präparandenanstalt  ist  Französisch  fakultativer  Lehrgegenstand.  . 

g.  LippeundSchaumburg-Lippe.  Der  Seminarlehrplan  ist  dem 
preuisischen  analog. 

h.  Mecklenburg-Schwerin.  In  der  mit  dreijährigem  Kursus 
eingerichteten  Präparandenanstalt  wird  betrieben:  Katechismus,  Bib- 
lische Geschichte,  Bibelkunde,  Kirchenlied,  Deutsche  Sprache,  Schreiben, 
Bechnen,  Geographie,  Geschichte,  Naturgeschichte,  Zeichnen,  Musik  und 
Turnen.  Die  Zöglinge  der  obersten  Klasse  wohnen  wöchentlich  einige 
Stunden  dem  Unterrichte  in  der  Seminarübungsschule  bei  und  ver- 
suchen sich  selbst  im  Unterrichten.  Am  Schlufs  des  Kursus  findet  die 
Schulassistentenprüfung  statt,  deren  Bestehen  zur  vorübergebenden  Ver- 
waltung erledigter  Stellen  bef&higt.  Nach  zwei-  bis  dreijähriger  präk- 
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tischer  Th&tigkeit  ist  die  Aafnahmeprttfang  im  Seminar  abzulegen.  Bei 
dem  Lehrgang  dieser  Anstalt  kommen  Naturkunde  und  Harmonielehre 
hinzu  und  als  eigentliche  Fachgegenst&nde  Pädagogik,  Methodik  und 
Lehrflbungen  in  der  Seminarsohule.  Auch  werden  Lektionen  im  Garten- 
und  Obstbau  sowie  in  der  Ausführung  technischer  Arbeiten  erteilt. 

i.  Oldenburg.  Das  Seminar  hat  Tier  Klassen  mit  je  einjährigem  * 
Kursus.  Lehrgegenstände  sind :  Religion,  Pädagogik,  Deutseh,  Beohnen, 
Mathematik,  Oesehiehte,  Geographie,  Physik,  Chemie,  Naturgesehichte, 
Zeichnen,  Schreiben,  Singen,  Turnen,  Französisch  (fakultativ),  Musik 
(Orgel,  Klavier,  €teige)  und  Theorie  der  Musik. 

k.  Sachsen.  (Gesetz  vom  22.  August  1876  nebst  Ausf&hrungs- 
verordnung  vom  29.  Jan.  1877.)  Die  Lehrerseminare  haben  6  Klassen, 
deren  untere  drei  die  Präparandenbildung  vermitteln.  Obligatorisehe 
Lehrfitoher  sind:  Beligion,  Deutseh,  Latein,  Gresohichte,  Geographie, 
Arithmetik,  Geometrie,  Naturbesehreibung,  Katnrlehre,  Pädagogik  (Logik, 
Psychologie,  Methodologie  und  Katechetik,  Unterriohtslehre,  Gesehiehte 
der  Pädagogik,  Lehrübungen),  Sehreiben,  Turnen,  Zeichnen  und  Musik, 
(Harmonielehre,  Violinspiel  und  Gesang).  Fakultativ  sind  Stenographie 
in  V — in,  Harmonielehre  in  V — I,  Klavier-  und  Orgelspiel.  —  Latein 
ist  in  den  Lehrplan  (wieder)  eingestellt,  weil  es  zur  logisoh-gramma- 
tisehen  Sehulung  des  Geistes  für  unentbehrlich  gehalten  wird.  Eine 
moderne  Fremdsprache  ist  nicht  berfloksiehtigt,  da  ihrer  Kenntnis  in 
den  Gesetzesmotiven  nur  dann  ein  wirklioher  Wert  beigemessen  ist, 
wenn  sie  einigermafoen  beherrscht  wird,  was  ohne  Schädigung  anderer 
Fächer  auf  dem  Seminar  nieht  ||zu '  erreichen  sei.  Zur  praktischen 
Übung  dör  Seminaristen  ist  eine  vierklassige  Übungssehule  eingeriehtet. 
Sämtliche  Lehrerseminare  sind  Internate.  Wohnung  und  Unterricht  ist 
unentgeltlich,  f&r  Kost  wird  eine  geringe  Entschädigung  gezahlt.  Arme 
und  tfiohtigeSehttler  erhalten  (namhafte)  Stipendien.  —  Die  Lehrerinnen- 
seminare haben  fünf  Jahreskurse.  Der  Unterrieht  umfafst  hier  auch 
Französisch  und  (fakultativ)  Englisch  sowie  weibliche  Handarbeiten. 

1^  Sachse n-Kobu rg-G o t h a.  (§§  29 ff.  des  Volksschulgesetzes 
von  1863.)  Zur  Aufnahme  in  das  Seminar  ist  erforderlich  Vollendung 
des  16.  Lebensjahres,  Gymnasialvorbildung,  und  zwar  mindestens  die 
Stufe  für  Sekunda,  oder  die  Reife  fbr  die  Prima  des  Progymnasiums 
oder  eine  gleichwertige,  durch  ein  Examen  nachzuweisende  Vorbildung. 
Unterrichtsgegenstände  des  Seminars  sind  auüser  den  gymnasialen  Lehr- 
stoffen (mit  Aussehluis  der  fremden  Sprachen):  Pädagogik  und  deren 
Geschichte,  Anthropologie,  Psychologie,  Litteratur  und  Musik. 

m.  Sachs en-Meiningen.  Das  Seminar  hat  vier  Jahreskurse. 
Der  Unterricht  erstreckt  sich  auf  die  Lehrgegenstände  der  Volksschule 
und  auf  Pädagogik,  Musik,  Gartenbaukunde  und  theoretisohe  Unter- 
weisung in  der  Behandlung  der  Taubstummen.    Mit  dem  Seminar  ist 
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eine  Übungssohule  und  eine  TanbstnmmenanBtalt  verbunden.  In  beiden 
erbalten  die  Seminaristen  Lehrilbung.  —  Das  Lebrerinnenseminar  ist 
naob  preofsisebem  Muster  eingericbtet. 

n.  Sacbsen-Altenburg.  (Regulativ  vom  3.  Sept.  1858.)  Der 
Seminarknrsus  ist  fünfjäbrig.  Unterriebt  und  Wohnung  sind  kostenlos. 
Französiscb  ist  fakultativ.  Zur  Sobulkunde  werden  gereebnet:  Die 
Elemente  der  Antbropologie ,  Psychologie  und  Pädagogik,  ein  AbriTs  der 
(xesobicbte  des  Yolkssebulwesens  mit  den  darauf  bezflglioben  biographi- 
schen Notizen  und  eine  kurze  Darstellung  der  Kirchen-  und  Schulgesetze. 
Fio.  Sachsen-Weimar.  (ME  20.  März  1875.)  Der  Vorbereitungs- 
nnd  Seminarunterricht  dauert  6  Jahre.  Der  Unterricht  erstreckt  sich 
auch  auf  Landwirtschaft  und  Obstbau. 

p.  Württemberg.  Die  Fräparandenanstalten  sind  sämtlich 
Internate  mit  einer  oder  zwei  Jahresklassen.  Zur  Aufnahme  ist  die 
Ablegung  einer  Vor-  oder  Schulaspirantenprttfung  erforderlich,  welche 
an  einem  Seminar  und  vor  Seminarlehrem  abzulegen  ist  und  die  Kennt- 
nisse eines  tttchtigen  Yolksscbttlers  sowie  die  Anfangsgrunde  von  Kla- 
vierspiel  und  Zeichnen  voraussetzt.  Fast  sämtliche  Zöglinge  erhalten 
eine  Staatsuntersttttzung  (120  M.),  wovon  sie  den  Unterricht  und  Unter- 
halt zu  bestreiten  haben.  Die  Seminare  sind  Internate  mit  drei- 
jährigem Kursus.  Die  Aufnahme,  welche  nicht  vor  dem  16.  Lebens- 
jahre erfolgt,  ist  bedingt  durch  eine  Konkursprflfung  in  Deutsch, 
Rechnen,  Weltkunde,  Musik,  Schönschreiben,  Formenlehre  und  Zeichnen. 
Unterricht,  Wohnung  und  Heizung  sind  im  Seminar  unentgeltlich.  Zur 
Bestreitung  des  Kostgeldes  werden  Staatsstipendien  (ca.  150  M.)  ver- 
liehen. Das  Lehrpersonal  besteht  aus  5  ständigen  und  3  unständigen 
Lehrern,  und  zwar  aus  dem  theologisch  gebildeten  Vorstand  (fbr  Reli- 
gion und  Schulkunde),  einem  wissenschaftlich  gebildeten  Hauptlehrer 
(f&r  Deutsch,  Geschichte  und  Geographie),  3  seminarisch  gebildeten 
Oberlehrern  (f&r  Musik,  Mathematik  nebst  Naturkunde  und  Zeichnen), 
2  Unterlehrern  (für  Turnen,  Musik  und  Nebenfächer)  und  1  Hilfslehrer 
f&r  Musik.  Lehrfächer  sind  Religion  (Glaubens-  und  Sittenlehre, 
Bibelkunde),  Schulkunde  (Erziehungs-  und  Unterrichtslehre  nebst  Ele- 
menten der  Psychologie  und  Logik),  Geschichte  (allgemeine  und  be- 
sonders deutsche),  Geographie  (mathematische,  physikalische  und  poli- 
tische), Deutsche  Sprache  (Grammatik,  Litteraturgeschichte  und  Auf- 
satz), Mathematik  (Rechnen,  Arithmetik,  Algebra,  ebene  Geometrie  und 
Stereometrie),  Naturkunde  (-Lehre  und  -Geschichte),  Musik  (Gesang, 
Klavier,  Orgel,  Violine,  Harmonielehre),  Schön-  und  Rechtschreiben, 
Zeichnen  (Freihand-  und  geometrisches  Zeichnen)  und  Turnen.  Fakul- 
tativ ist  Französisch.  Die  praktische  Vorbildung  wird  schon  im  ersten 
Schuljahr  durch  Einf&hrung  in  die  Fragebildung  und  mit  Übung  des 
Vortrages  betrieben.    Im  2,  Jahre  tritt  der  Unterricht  in  Methodik,  im 
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3.  Jahre  die  eigene  Lehrthfttigkeit  als  „Lehrseminarist^*  in  der  drei- 
klaasigen  Seminarübungssohule  hinzu,  wo  3—5  Standen  zu  anterriehten, 
3 — 4  Standen  wöchentlich  zu  hospitieren  ist. 

Das  Seminar  für  weibliche  Sohulamtszöglinge  bat  einen  dreijährigen 
Kursus  und  gewährt  Unterricht  und  Wohnung  unentgeltlich.  Lehrfächer 
sind:  Religion,  Schulkunde,  Deutseh, Rechnen^ Realien,  Schön-  und  Recht- 
schreiben mit  Aufsatzttbungen,  Zeichnen,  Gesang,  Klavierapiel  und 
weibliche  Handarbeiten.  Aus  der  Staatskasse  werden  Stipendien  von 
ca.  140  M.  verliehen. 

§  3.    Das  Lehrerbildungswesen  aufserdeutseher  Kulturstaaten. 

a.  Belgien.  I.  Staatsnormalsehulen.  (Eönigl.  Verordnung  vom 
10.  April  und  20.  Nov.  1843).  Dreijähriger  Lehrkursus.  Obligatorische 
Lehrgegenstände:  Religion  und  Moral,  heilige  und  Kirchengeschiehte, 
Lesen,  Schreiben  und  Buohfbhrung,  französische,  vlämische  oder  deutsche 
Sprache  (je  nach  örtlichem  Bedürfnis),  Geographie,  Geschichte,  Arith- 
metik (mit  Anwendung  auf  Handel  und  Verkehr),  Feld-  und  Gartenbau, 
Pädagogik  und  Methodologie,  Kinder-  und  Scbulgesundheitspflege,  Ele- 
mente der  Verwaltungspraxis,  Erklärung  der  auf  den  Primärunterricht 
bezüglichen  Gresetze  und  Verordnungen,  Führung  der  Civilstandsregister, 
Abfassung  von  Protokollen  usw..  Zeichnen,  Vokalmusik  und  Gymnastik. 
Zöglinge  des  3.  Jahreskursus  üben  sich  in  den  städtischen  Volks- 
schulen. IL  Bischöfliche  Normalsohulen.  Unterrichtsfächer:  Reli- 
gion, heilige  und  Kirchengeschichte,  Methodik  des  Unterrichts,  Fran- 
zösisch (Lektüre  und  Grammatik),  Schönschreiben,  Arithmetik,  Geo- 
graphie, Landesgeschichte,  Buchhaltung,  Linearzeichnen  und  Feld- 
messen, Gregorianischer  Gesang,  Musik  (Orgel)  und  Gartenbau.  —  Der 
Kursus  ist  vierjährig  in  zwei  Abteilungen.  (Vergl.  Art.  21  ff.  Gesetz  vom 
20.  Sept.  1884.) 

b.  Dänemark.  Die  Seminare  haben  drei  Klassen  mit  einjährigen 
Kursen.  In  den  beiden  unteren  Klassen  soll  der  Unterricht  wesentlich 
allgemeine  Bildung  vermitteln,  in  der  ersten  Klasse  vorzüglich  in  den 
Fachwissenschaften  ausbilden.  Zur  Aufnahme  wird  verlangt:  fertiges 
Lesen  und  Schreiben,  einige  Kenntnis  der  vaterländischen  Geschichte 
und  Geographie,  gewisse  Beanlagung  fär  Gesang  und  Musik,  ein  Zeugnis 
über  Lust  und  Befähigung  zum  Lehrberuf  und  mindestens  einjährige 
Praxis  als  Schulgehilfe.  Unferrichtsgegenstände  sind  in  allen  3  Klassen: 
Religion,  Dänische  Sprache  und  Litteratur,  Rechnen  und  Mathematik, 
Schreiben,  Geschichte  und  Geographie,  Naturgeschichte  und  -Lehre, 
Erziehungs-  und  Unterriehtslehre,  Gesang,  Musik,  Zeichnen^  Gymnastik 
und  Kateohisation.  Die  Seminaristen  beteiligen  sich  am  Unterricht  der 
öffentlichen  Volksschulen  auch  selbstthätig.  (Vergl.  Gesetz  vom  9.  Aug. 
1879  und  29.  Juli  1881.) 
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0.  Frankreich.  Die  Aasbildung  der  Lehrkrftfte  gesohieht  in  den 
Seminaren,  Cooles  normales  primaires  und  snpörienres.  Zur  Anfnahme 
ist  erforderlich:  ein  Alter  von  16—18  Jahren,  eine  geaunde  Körperbe- 
BChaffenbeit,  ein  „brevet  ölcmentaire'^  (über  orthographische  Nieder- 
schrift, Schönschreiben,  französischen  Aufsatz,  arithmetische  Aufgaben, 
Erklftrung  eines  Lesestücks,  französische  Geschichte  und  Geographie, 
Naturgeschichte  und  physikalische  Kenntnisse;  ferner  eine  Freihand- 
zeicbnung  und  Turnübung  von  mftnnlichen,  eine  Eonturzeichnung  und 
Nadelarbeit  von  weiblichen  Bewerbern)  und  die  Verpflichtung  zu  min- 
destens 10 jähriger  Lehrthfttigkeit.  Die  Anstalten  sind  vorwiegend 
Internate;  Unterricht,  Wohnung  und  Kost  ist  unentgeltlich.  Der  Kursus 
dauert  drei  Jahre.  Der  Unterricht  umfafst:  Sittenlehre  und  Bürger- 
pflichten, Lesen,  Schreiben,  Französische  Sprache  und  Elemente  der 
Litteratur,  Geschichte,  besonders  fraqzösische,  Geographie,  Rechnen, 
das  metrische  System ,  elementare  Arithmetik  mit  Anwendung  auf  die 
Praxis,  Grundbegriffe  der  Algebra  und  der  Buchfllhrung,  elementare 
Geometrie,  Elemente  der  Physik  und  Naturwissenschaften  mit  ihren 
hauptsächlichsten  Anwendungen,  Zeichnen,  Gesang  und  Musik,  Päda- 
gogik, eine  fremde  Sprache,  Gartenbau,  Landwirtschaft,  Feldmessen 
und  Nivellieren,  Turnen  und  Handfertigkeitsunterricht  für  männliche, 
Hauswirtschaft  und  Nadelarbeiten  f&r  weibliche  Zöglinge.  —  Nach  Ab- 
lauf eines  jeden  Unterrichtsjahres  findet  eine  Prüfung  statt.  Zur  prak- 
tischen Übung  im  Unterrichten  ist  mit  jedem  Seminar  eine  Elementar- 
schule, bei  den  Anstalten  fßr  Lehrerinnen  aufserdem  noch  ein  Kinder- 
garten verbunden. 

Die  Normalschulen  höherer  Ordnung  sind  nach  gleichem  Muster 
eingerichtet  und  bilden  ihre  Zöglinge  zu  Lehrkräften  für  die  Semi- 
nare und  zu  Leitern  der  höheren  Volksschulen  sowie  der  Kinder- 
gärten aus. 

d.  Grofsbritannien  und  Irland.  Zur  Vorbildung  und  Aneig- 
nung allgemeiner  Kenntnisse  treten  die  Schulzöglinge  (Pupil  Teachers) 
auf  4  Jahre  bei  einem  Schulmeister  in  die  Lehre.  Zur  Aufnahme  in 
ein  Seminar  gehört  das  Bestehen  einer  Prüfung  in  den  Elementarfächern 
des  Volksschulunterrichts.  Als  freiwillige  Fächer  bei  der  Aufnahme- 
prüfung gelten  fremde  Sprachen  und  Naturwissenschaften.  Die  Seminare 
sind  Internate  mit  2  Klassenkursen.  Der  Lehrgang  und  die  Unter- 
richtsziele sind  nach  der  Prüfungsordnung  von  1878  in  den  einzelnen 
Fächern:  Lesen  und  Memorieren:  Deutliches  Lesen  mit  Beachtung 
der  Interpunktion  und  richtigem  Ausdruck.  Memorieren  eines  poetischen 
Stückes  von  wenigstens  300  Zeilen.  —  Schreiben:  Fraktur-  und  Kurrent- 
schrift. Diktatschreibon.  —  Schulmethode :  Behandlung  der  Elementar- 
fächer im  Unterricht  mit  Beziehung  auf  die  Entwickelung  der  geistigen 
Fähigkeiten  der  Kinder.    Methode  des  mündlichen  Unterrichts   über- 
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haupt.  DispoBitionsübang  einer  Lektion  über  Gesundheitspflege,  An- 
legung von  Ersparnissen,  Gemeinntltziges.  —  Grammatik  und  Aufsatz: 
Elemente  der  Grammatik.  Gründliche  Erklärung  einer  Stelle  aus 
MiLTOKS  Comns  oder  Lambs  Last  Essays  of  Elia.  Einfacher  Au&atz 
über  gegebene  Gegenstände.  —  Geographie:  Elemente  der  mathema- 
tischen und  physischen  Geographie.  Besehreibung'  und  Zeichnen  der 
5  Weltteile,  der  europäischen  Länder  und  besonders  Grolsbritanniens 
und  seiner  Eolonieen.  Politische  Geographie  des  britischen  Reiches.  — 
Geschichte:  Grundzüge  der  britischen  (oder  schottischen)  Geschichte.  — 
Arithmetik,  Algebra,  Flächenberechnung:  Schriftliches  und  Kopf- 
rechnen. Erklärung  und  Beweis  der  Regeln.  Algebra  bis  einschl. 
der  quadratischen  Gleichungen.  Messung  von  Ebenen.  —  Geometrie: 
Euklid,  B.  I  und  IL  —  Für  den  zweiten  Kursus  kommen  als  ge- 
steigerte Anforderungen  hinzu :  Abhaltung  von  Probelektionen,  Kenntnis 
der  Methoden  zur  Einrichtung  von  Elementarschulen,  Behandlung  des 
Unterrichts  in  Geographie,  Geschichte  und  Grammatik,  Handhabung 
der  moralischen  Disciplin;  Paraphrasen  über  Shakespeares  König  Lear 
oder  Bakons  Essays;  Physikalische,  politische  und  Handelsgeograpbie 
des  britischen  Reiches;  Specielle  Perioden  aus  der  Geschichte  von 
1603 — 1815;  Binomische  Grölsen,  Logarithmen,  Interessenrechnung; 
Messung  des  Kreises,  Cylinders,  Kegels  und  der  Kugel;  Euklid,  B.  I— lY, 
VI,  1 — 15;  Grundzüge  der  Nationalökonomie.  —  Des  weiteren  wird 
betrieben  Vokalmusik  ftlr  Kursus  I:  Diskant-  und  Bafsschüssel,  einfacher 
Takt,  Tonarten,  chromatische  Leiter,  Transponieren;  für  Kursus  II: 
Alt-  und  Tenorschlüssel,  schwierigere  Taktarten,  Einteilung  der  Inter- 
valle; Auflösung  von  Dissonanzen,  Anfänge  der  Harmonielehre.  —  Für 
beide  Kurse  Zeichnen:  Freihand-,  geometrisches,  perspektivisches 
und  Modellzeichnen. 

In  den  Lehrerinnenseminaren  werden  im  allgemeinen  die  gleichen 
Aufgaben  gelöst;  jedoch  treten  für  die  Herabminderung  in  Mathematik 
hinzu:  Haushaltungskunde,  Nähen,  Zuschneiden  und  Kenntnisse  in  der 
Leitung  und  Behandlung  von  Kleinkinderschulen. 

Aufser  den  Lektionen  haben  sich  die  Seminaristen  in  den  Practi- 
sing  Schools  teils  hörend  teils  lehrend  zu  beteiligen. 

In  Schottland  ist  bei  dem  Präparandenkursus  die  Aneignung 
einer  der  4  Fremdsprachen,  Griechisch,  Lateinisch,  Französisch  oder 
Deutsch,  obligatorisch.  Die  Seminare  sind  Externate,  die  Unterrichts* 
gegenstände  und  Lehrziele  wie  die  englischen  vergl.  CodeofRegulations, 
l.  Okt.  1878.  —  Stipendiaten  dürfen  mit  Erlaubnis  ihrer  Seminarbehörde 
die  Vorlesungen  der  philosophischen  Fakultät  besuchen. 

e.  Holland.  Die  Seminareinrichtung  gleicht  im  allgemeinen  der 
preufsischen.  Der  Lehrplan  umfafst  aufser  den  üblichen  Gegenständen 
auch  Neuere  Sprachen  und  Landwirtschaftskunde.    Auf  Pädagogik  und 
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Kenntnis  der  Methoden   wird   wie  in  den  prenüsisohen  Anstalten  be- 
sonderes Gewicht  gelegt. 

f.  Oesterreich.  Jede  vollständige  Bildnngsanstalt  f&r  Lehrer 
oder  Lehrerinnen  besteht  ans  vier  Jahrg&ngen  oder  Klassen  und  nach 
den  Umständen  auch  ans  einer  Vorbereitnngklasse.  Bei  den  Anstalten 
fttr  Lehrerinnen  können  Kindergärten  nnd  besondere  Lehrknrse  zur 
Ausbildung  von  Arbeitslebrerinnen  und  Eindergärtnerinnen  hinzutreten. 
Zur  Aufnahme  in  den  ersten  Jahrgang  ist  erforderlich :  Vollendung  des 
15.  Lebensjahres,  physische  Tüchtigkeit,  sittliche  Unbescholtenheit  und 
eine  in  der  Aufnahmeprüfung  oder  durch  Zurücklegung  der  Yorbereitungs- 
klasse  zu  erweisende  Vorbildung.  Das  Reifezeugnis  einer  „Mittelschule^^ 
(höhere  Lehranstalt)  berechtigt  zur  Aufnahme  in  den  obersten  Jahrgang. 
Der  Unterricht  ist  unentgeltlich.  Unbemittelte  tüchtige  Zöglinge  er- 
halten gegen  die  Verpflichtung  zu  mindestens  sechsjähriger  öffentlicher 
Lehrthätigkeit  Staatsstipendien.  Als  Lehrziel  ist  in  den  einzelnen 
Unterrichtsgegenständen  folgender  Standpunkt  vorgezeichnet:  Religion 
(nach  kirchenregimentlichem  Ermessen  und  der  Bestimmung  der  Landes- 
schulbehörde).  —  Erziehungs-  und  Unterrichtslehre:  Kenntnis  des  Men- 
schen und  seiner  Kräfte,  der  Ziele  und  Mittel  zu  ihrer  Ausbildung; 
Vertrautheit  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  erziehenden  Unter- 
richts überhaupt  und  der  Methodik  der  einzelnen  Lehrgegenstände  ins- 
besondere; Bekanntschaft  mit  den  in  Volksschulen  eingeführten  Schul- 
büchern und  mit  einzelnen  methodischen  Schriften,  Kenntnis  des  Wesent- 
lichen aus  der  Geschichte  der  Pädagogik  mit  besonderer  Berücksich- 
tigung der  historischen  Entwickelung  der  Volksschule;  Kenntnis  der 
österreichischen  Schulgesefzgebung;  Befähigung  zu  einer  entsprechenden 
Selbständigkeit  im  Unterrichten,  sowie  zur  Führung  des  Schulamtes 
(event.  bei  weiblichen  Zöglingen  in  der  Praxis  des  Kindergartens). 
—  Unterrichtssprache:  Kenntnis  der  Grammatik,  soweit  diese  zum 
richtigen  Ausdruck  in  Wort  und  Schrift  erforderlich  ist;  Korrektheit, 
Klarheit  und  möglichste  Gewandtheit  im  Gebrauch  der  Sprache;  Be- 
kanntschaft mit  den  hervorragendsten  Erzeugnissen  der  Litteratur  unter 
Berücksichtigung  der  Volksdichtung  und  vorzüglicher  Jugendschriften; 
Kenntnis  der  Hauptgattungen  der  prosaischen  und  poetischen  Kunst- 
formen. —  Geographie:  Verständnis  der  Karte,  des  Globus  und  der 
Hauptlehren  aus  der  physikalischen  und  mathematischen  Geographie; 
übersichtliche  Kenntnis  der  Erdoberfläche  nach  ihrer  natürlichen  und 
politischen  Gruppierung;  genaue  Kenntnis  Europas,  speciell  des  mittleren 
und  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  mit  Hervorhebung  des 
Heimatlandes ;  Übung  in  kartographischen  Darstellungen  und  im  Ver- 
gleichen geographischer  Verhältnisse.  —  Geschichte  und  vaterlän- 
dische Verfassungslehre;  Übersichtliche  Kenntnis  der  wichtigsten, 
namentlich  der  kulturhistorischen  Thatsachen  der  allgemeinen  Geschichte; 


Digitized  by 


Google 


266  I.  Haaptabteilg.  IV.  Abscbn.  Der  öffentl.  üntenieht  L  d.  Lehrerbildangsanstalten. 

Gesohiohte  des  Vaterlandes,  seiner  Verfassang  and  Staatseinrichtnngen 
(letzteres  nicht  in  M&dohenseminaren).  —  Mathematik  und  geometrisches 
Zeichnen:  Verständnis  der  arithmetischen  Operationen  mit  besonderen 
und  allgemeinen  Zahlen,  sowie  der  Lehre  von  den  Gleichungen  des 
1.  und  2.  Grades.  Fertigkeit  im  Kopfrechnen  und  in  den  bürgerlichen 
Rechnungen  mit  klarer  Einsicht  in  das  Verfahren.  Verständnis  der 
wichtigsten  Lehren  der  Planimetrie  und  Stereometrie  sowie  der  Grund- 
zilge  der  ebenen  Trigonometrie;  entsprechende  Geübtheit  in  der  Lösung 
von  Eonstruktionsaufgaben  (fällt  bei  Mädchen  fort).  —  Naturgeschichte: 
Bekanntschaft  mit  dem  inneren  Bau  und  den  Lebensverrichtungen  des 
menschlichen  Körpers,  sowie  mit  seiner  Entwickelung  im  Kindes- 
alter; flbersichtliche  Kenntnis  der  drei  Naturreiche  und  d^  geologischen 
Verhältnisse  des  Heimatlandes  (bei  Mädchen  auch  der  f&r  den  Haus- 
halt wichtigen  Naturkörper).  —  Naturlehre:  Kenntnis  der  wichtigeren 
physikalischen  und  chemischen  Erscheinungen  und  Gesetze  auf  Grund- 
lage des  Experiments.  Sicherheit  im  Erklären  der  im  täglichen  Leben 
vorkommenden  physikalischen  und  chemischen  Erscheinungen.  — Land- 
wirtschaftslehre  (nur  für  Knaben):  Verständnis  der  Hauptgrandsätze 
der  Bodenkunde,  des  Pflanzenbaues  und  der  Tierzucht.  Bekanntschaft 
mit  den  fllr  das  Land  wichtigen  landwirtschaftlichen  Erwerbszweigen 
und  den  einschlägigen  Gesetzen.  —  Schreiben:  Eine  deutliche  und 
gefällige  Handschrift;  Geübtheit  im  Schreiben  auf  der  SchultafeL  — 
Freihandzeichnen:  Fertigkeit  im  freien  Auffassen  und  Darstellen 
ebener  und  räumlich  elementarer  Formen  und  ihrer  Kombinationen,  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  korrekte  (rewandtheit  im  Tafelzeicbnen.  — 
Violinspiel  (nur  für  Knaben):  Befähigung  zum  sicheren  und  richtigen 
(rcbrauch  des  Violinspiels  beim  Gesangunterricht.  Tonbildung  und 
BogenfÜhrung;  Intervalle;  Skalen;  verschiedene  Stricharten ;  melodische 
Übungsstücke;  Duette  und  Terzette;  Einübung  von  Volks-,  Schul-  und 
Kirchenliedern;  methodische  Anweisung  über  den  Gebrauch  der  Violine 
beim  Gesangunterrioht.  —  Gesang:  Auf  der  unteren  Stufe  sind  zur 
Bildung  und  Entwickelung  der  Stimme  besondere  Übungen  vorzunehmen ; 
das  Volkslied  ist  zu  pflegen.  Auf  der  oberen  Stufe  ist  die  zum  Ghor- 
gesang  erforderliche  Fähigkeit  allmählich  herbeizuführen;  auDserdem 
ist  das  Wissenswerteste  aus  der  allgemeinen  Musiklehre,  der  Harmonie- 
lehre und  der  Musikgeschichte  gelegentlieh  zu  vermitteln.  (Den  Unter- 
richt der  Zöglinge  begleiten  methodische  Anweisungen  über  die  Er- 
teilung des  Gesangunterrichts.)  —  Weibliche  Handarbeiten:  Gründ- 
liche Kenntnis  der  für  die  bürgerliche  Haushaltung  notwendigen  Hand- 
arbeiten; Elemente  der  Kunstarbeiten.  —  Turnen:  Fertigkeit  in  muster- 
giltiger  Ausführung  der  in  Volksschulen  anzuwendenden  Übungsformen; 
Kenntnis  der  Bewegungsorgane  und  ihrer  Entwickelungsveränderungen ; 
Verständnis   der    Bewegungstechnik;    Fähigkeit,   diese    zu    zerlegen, 
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methodiseh  abzustufen  und  tnrnspraobliob  zu  bezeicbnen.  Vertrautbeit 
mit  den  nötigen  Hilfen;  Bekanntscliaft  mit  der  gcschiobtlieben  Ent- 
wiekelnng,  dem  Wesen  und  der  pädagogiseben  Aufgabe  des  Yolksebul- 
tumens,  dem  Bau  der  (Geräte  And  der  Einricbtung  von  Tnrnsfätten  (bei 
weiblioben  Zöglingen  nur  mit  Rüeksicbt  auf  das  Mädobenturnen). 

An  den  tbeoretisohen  Unterriebt  in  der  P&dagogik  und  Methodik 
sobliefoen  sich  im  3.  und  4.  Jahrgänge  praktische  Übungen  an.  Im  3. 
hospitieren  die  Zöglinge  in  der  Übungssohule.  Im  2.  Semester  des 
betreffenden  Jahrganges  können  sie  auch  zur]  Mithilfe  beim  Unter- 
riebt berangezogen  werden. 

Der  Unterricht  im  Orgelspiel  ist  fär  männliehe,  der  im  Elavier- 
und  Violinspiel  sowie  im  Französiscben  flir  weibliobe  Zöglinge  fakultativ. 

Die  Seminare  in  Ungarn  haben  einen  dreijftbrigen  Kursus.  Die 
ordentlichen  Unterrichtsftcher  sind  nacb  dem  Lebrplan  vom  13.  Juli 
1877:  Religions-  und  Sittenlehre,  Pädagogik  und  Methodik,  Geograpbie 
und  Geschichte;  Muttersprache,  Ungarisch  bezw.  Deutsch ;  Naturwissen- 
schaften und  deren  Anwendung  auf  Landwirtschaft  und  Gewerbe;  Land- 
wirtschaftskunde mit  Gartenbauübungen;  vaterländische  Yerfassungs- 
künde;  Mathematik  und  Geometrie;  Gesang  und  Musik  (besonders 
Violine  und  Klavier);  Kalligraphie  und  Zeichnen;  Turnen;  Haus- 
industrie. 

Fflr  weibliche  Seminaristen  ist  das  Internat  vorgeschrieben. 

g.  Skandinavien.  Schweden.  Verfttgung  vom  1.  Dez.  1865 
und  GE  31.  Mai  1878:  Der  Kursus  ist  vierjährig.  Zum  Eintritt  in  die 
unterste  Klasse  ist  an  Kenntnissen  erforderlich :  hinreichende  Bekannt- 
schaft mit  der  biblischen  Geschichte  und  Luthers  Katechismus;  genü- 
gende Fertigkeit  im  Lesen  deutscher  und  lateinischer  Druckschrift  und 
Fähigkeit,  das  Gelesene  mit  eigenen  Worten  nachzuerzählen,  sowie  Vor- 
gelesenes ziemlich  fehlerfrei  aufzuschreiben;  Fertigkeit  im  Rechnen  in 
den  vier  Species  mit  ganzen  Zahlen  und  einige  Kenntnis  von  Decimal- 
brttchen;  Bekanntschaft  mit  den  Umrissen  der  vaterländischen  Geo- 
graphie und  eine  gute  und  deutliche  Handschrift.  Unterrichtsgegen- 
stände des  Seminars  sind :  Keligion,  Schwedisch,  Rechnen  und  Geometrie, 
(beschichte  und  Geographie,  Naturwissenschaften,  Pädagogik  und 
Methodik,  Kalligraphie,  Zeichnen,  Musik  und  Gesang,  Gymnastik  und 
und  Waffenttbung,  Gartenbau  und  Baumzucht.  —  Die  praktischen 
Übungen  beginnen  in  der  3.  Jabresklasse. 

In  Norwegen  ist  nach  dem  Reglement  vom  3t.  Juli  1869  der 
Seminarkursus  zweijährig.  Lehrfächer  sind:  Ghristentumskunde  (Bibel- 
geschichte, Behandlung  einzelner  Schriften  und  der  Perikopen ;  Luthers 
Katechismus).  Die  Muttersprache  (Lesen,  Satz-  und  Wortlehre,  Recht- 
schreibung, Diktatscbreiben,  Wiedergabe  vorgetragener  Stücke) ;  Rechnen 
(4  Species,  geometrische  Proportionen,  einfache  Gleichungen,  Berech- 
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nung  des  Fläeheninlialts  reehtliniger  Figuren  sowie  des  Kubikinhalts 
regelm&fsiger  Körper) ;  Musik  (das  Wichtigste  aus  der  Theorie,  Vortrag 
von  Psalmen  und  Volksliedern,  mehrstimmiger  Gesang  event.  Orgel- 
spiel); Geographie  (allgemeine  Übersicht,  hauptsäohlieh  physikalisch 
und  mathematisch;  vaterlftndische  Erdkunde);  Geschichte  (nordische 
und  besonders  vaterländische;  aus  der  allgemeinen  eine  Auswahl  der 
wichtigsten  Erzählungen,  die  mit  der  Bibel-,  Kirchen-  und  Vaterlands- 
geschichte in  Verbindung  stehen);  Naturkunde  (gedrängte  Übersieht 
ttber  die  drei  Beiche;  ausführlichere  Darstellung  der  Einrichtung  des 
menschlichen  Körpers);  Schreiben  (Übung  der  lateinischen  Schrift); 
Zeichnen  (einfache  Vorübungen  aus  freier  Hand  zur  Bildung  von  Um- 
rissen); Leibes-  und  Waffenübungen;  [Gartenbau  (soweit  angängig); 
Erziehungs-  und  Unterrichtslehre  (die  wichtigsten  Grundsätze  der  Päda- 
gogik und  Methodik;  Lehrproben  in  der  Seminarttbungsschule). 

V.  Abschnitt.    Höhere  Lehranstalten. 

1.  Kapitel.    Preuben. 

§  1.    Einrichtung. 

Einrichtung  höherer  Schulen:  ALR  II  12  §§  1,2,  9—11, 
54—57,  59—65;  vergl.  Patent  v.  2.  Juni  1830  (filr  Hannover). 

ME  2.  März  1867:  Zur  Errichtung  von  Gymnasien  ist  die  Auf- 
stellung eines  Statuts  erforderlich,  in  dem  die  Anstalt  als  eigene  ju- 
ristische Person  qualifiziert,  ihr  konfessioneller  Charakter  bestimmt  be- 
zeichnet und  ihre  Dotation  nach  Malsgabe  der  besonderen  Verhältnisse 
gewährleistet  wird.  Eine  Verbindung  von  elementaren  Vorklassen  und 
parallelen  Realklassen  mit  dem  Gymnasium  kann  im  Statut  vorbehalten 
werden.  Neben  diesem  ist  ein  vollständiger  Etat  aufzustellen.  Er- 
hebungen von  Schülern,  welche  sich  nicht  mit  dem  Eintrittsgelde  oder 
der  Gebühr  ftir  Abgangszeugnisse  decken,  und  welche  in  dem  Schul- 
gelde nicht  zusammengefalst  sind,  dürfen  in  den  Etat  nicht  eingestellt 
werden.  Zur  Wahrnehmung  der  Schulinteressen  kann  ein  Schulkura- 
torium eingesetzt  werden,  das  im  Auftrage  der  Aufsichtsbehörde  und 
des  Magistrats  handelt  und  den  Direktor  sowie  den  Vertreter  des  könig- 
lichen Kompatronats  zu  Mitgliedern  hat. 

Über  Schuletats  vergl.  Wiese-Kübler,  Sammlung  der  Verordnungen 
und  Gesetze  für  die  höheren  Schulen  in  Preufsen,  3.  Aufl.  S.  38  ff. 

Über  Schullokale  CBl.  1868,  297  ff.  und  Wiese-Kübler  S.  41  ff. 

Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  vom  6.  Okt.  1859:  Die  äuüsere 
Ausstattung  einer  Schule  ist  nicht  das  Mafs  für  ihren  inneren  Wert; 
auch  mit  dürftigen  Mitteln  versehene  Anstalten  haben  durch  vorzügliche 
Befähigung  einzelner  Lehrer  und  durch  die  Anstrengung  einzelner  oder 
vereinter  Kräfte  bisweilen  in  einzelnen  Klassen  und  Gegenständen  Vor- 
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zflgliohes  geleistet.  Aber  das  Eintreten  von  günstigen  ümst&nden  der 
Art  kann  nicht  in  Rechnung  gebracht  werden.  Es  muls  vielmehr  zu 
den  Erfordernissen  einer  wohleingerichteten  Schule  gez&hlt  werden, 
dafs  in  der  Beschaffenheit  der  ihr  zu  Oebote  stehenden  Mittel  und  in 
der  von  dem  Patronate  thatsächlich  ihr  gewidmeten  Fürsorge  eine 
sichere  Garantie  dafür  gegeben  ist,  dafs  das  Bedürfnis  an  Liehrkräften 
immer  hinreichend  gedeckt  sei,  die  einzelnen  Lehrer  nicht  überbürdet 
werden  müssen,  einige  Sicherheit  gegen  den  bei  niedrigen  Besoldungen 
häufigen  Lehrerwechsel  vorhanden  sei,  und  für  alles  zum  Bestände 
einer  höheren  Lehranstalt  und  zu  einem  gedeihlichen  Unterricht  Er- 
forderliche an  Lokalen,  Apparaten  usw.  ausreichend  gesorgt  werde.  — 
Vom  Standpunkte  der  Unterrichtsverwaltung  kann  es  als  ein  Nachteil 
nicht  angesehen  werden,  wenn  Schulen,  welche  solchen  Anforderungen 
zu  genügen  aufser  stände  sind  und  nur  mit  Mühe  ihre  Existenz  als 
höhere  Lehranstalt  fristen,  in  die  Beihe  der  Mittelschulen  zurücktreten, 
die  bei  zweckm&fsiger  Einrichtung  und  Ausstattung  dem  Untemchts- 
bedürfnis  eines  grolsen  Teiles  des  Bttrgerstandes  besser  genügen. 

An  Lehrkräften  sind  im  allgemeinen  für  je  2  Klassen  3  Lehrer 
anzustellen.  ME  13.  Mai  1863:  Die  Verpflichtung  der  wissenschaftlieh 
gebildeten  Lehrer  an  höheren  Unterriohtsanstalten  darf  bei  dem  Direktor 
(Rektor)  über  14  bis  16,  bei  den  Oberlehrern  über  20  bis  24  Stunden 
nicht  hinausgehen,  während  den  an  solchen  fungierenden  Elementar- 
lehrern eine  wöchentliche  Stundenzahl  von  26  bis  28  auferlegt  werden 
kann.  Auch  die  Übernahme  der  höheren  Stundenzahl  von  22  bis  24 
kann  nur  solange  als  zulässig  erachtet  werden,  als  die  Frequenz 
der  einzelnen  Anstalten  gering  ist  und  nicht  Korrekturen  herbeiführt, 
welche  viel  Zeit  in  Anspruch  nehmen. 

AO  1.  Mai  1889:  Der  Religionsunterricht  hat  die  ethischen  Momente 
mehr  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  der  geschichtliche  die  vaterlän- 
dischen und  monarchischen,  vergl.  Vorschläge  des  Staatsministeriums 
vom  27.  Juli  1889,  GBl.  1890  S.  707  ff.:  Unter  merklicher  Verringerung 
des  Lehrstoffes,  namentlich  durch  Ausscheidung  des  die  religiösen  Streit- 
fragen behandelnden  kirchen-  und  dogmengeschichtlichen  Stoffes,  ist 
der  Unterricht,  soweit  er  die  Geschichte  voraussetzt,  auf  die  für  das 
kirchlich-religiöse  Leben  bleibend  bedeutsamen  Vorgänge  zu  beschränken. 

CE  7.  Dez.  1892:  Homer  in  der  Übersetzung  von  Voss)  als  Lektüre 
im  Deutschen  Unterricht. 

CE  12.  Febr.  1891:  Über  den  Wegfall  des  lateinischen  und  grie- 
chischen Aufsatzes. 

Über  das  Bifurkationssystem  (Spaltung  einer  auf  gemeinsamer 
Grundlage  —  Sexta  bis  Quarta  —  aufgebauten  Gymnasial-  und  Real- 
«nstalt  von  Tertia  ab)  vergl.  Wiese-Kübler,  Sammlung  der  Verord- 
nungen usw.  I  158  ff  und  CBl.  1878  S.  488  ff. 
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CE  7.  Jan.  1856:  In  kleineren  Städten,  wo  das  Gymnasium  auch 
die  Bedttrfnisse  derer  erfüllen  mnfs,  die  sich  nur  die  fbr  bürgerliche 
Berufe  nötige  allgemeine  Bildung  erwerben  wollen,  ist  die  Dispensation 
vom  Unterricht  im  Griechischen  mit  Genehmigung  des  Provinzial-Sohul- 
koUegiums  zulässig.  Jedoch  schliebt  die  Unkenntnis  des  Griechischen 
in  jedem  Falle  von  der  Teilnahme  am  Abiturientenexamen  aus  (vergL 
CO  13.  Mai  1865  und  CE  11.  Okt.  1865). 

CE  7.  Dez.  1882:  Der  Ersatzunterricht  fbr  das  Griechische  hat  an 
derselben  Stelle  des  Lehrganges  zu  beginnen,  an  welcher  der  Unter- 
richt im  Griechischen  anfängt,  und  hat  sieh  auf  die  gleiche  Zahl  von 
Stunden  zu  erstrecken.  Notwendiger  Gegenstand  des  Ersatzunterrichts 
ist  die  englische  Sprache.  Als  sein  Lehrziel  ist  dasjenige  Mals 
des  Wissens  anzusehen,  das  von  Schfllern  des  Realgymnajsiums  auf 
gleicher  Stufe  gefordert  wird. 

CE  6.  Juni  1890:  Über  den  Zeichenunterricht  und  seine  Wichtig- 
keit fdr  die  meisten  Unterrichtsgegenstände. 

Über  das  Turnen  vergl.  CBl.  1892  S.  740  flf. 

Verzeichnis  der  an  höheren  Lehranstalten  eingeführten  Schulbttcher 
CBl.  1890  S.  339—466. 

CE  11.  Juli  1893:  Grundsätze  bei  Beschaffung  neuer  Lehrbücher 
usw.  —  Über  Einführung  neuer  Lehr-,  Lese-  und  Übungsbücher  CE 
19.  März  und  1.  Juni  1893. 

Grundsätze  für  das  Verfahren  bei  Anstellung  wissenschaftlicher 
Lehrkräfte  höherer  Unterrichtsanstalten  CE  7.  Aug.  und  22.  Nov.  1892. 

ME  10.  Febr.  1892:  Die  Prüfung  der  Gehaltsverhältnisse  der  Lehrer 
höherer  Lehranstalten  und  die  Abstellung  etwaiger  MÜBstände  gehört 
zu  den  Befugnissen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde,  vergl.  Wiese- 
KOblee  II,  373  (3.  Aufl.). 

Über  Besoldungsverhältnisse  der  Leiter  und  Lehrer  höherer  Unter- 
richtsanstalten vergl.  Normaletat  vom  4.  Mai  1892  und  CE  2.  Juli  1892« 

Gesetz  vom  25.  Juli  1892  (GS  219)  über  das  Diensteinkommen 
der  Lehrer  an  nichtstaatlichen  öffentlichen  höheren  Schulen,  vergl.  CE 
21.  Okt.  1892  (AusfÜhrungsbestimmungen). 

AO  28.  Juli  1892:  Rangverhältnisse  der  Leiter  und  Lehrer 
höherer  Unterricbtsanstalten  vergl.  CE  31.  Aug.  1892. 

§  2.    Der  Unterricht  in  den  höheren  Lehranstalten. 

Als  höhere  Lehranstalten  gelten  in  Preufsen  Gymnasien,  Real- 
gymnasien, Oberrealschulen,  Realschulen  oder  Höhere 
Bürgerschulen. 

Die  Lehrplftne  und  Lehraufgaben  sind  durch  CE  6.  Jan. 
1892  festgelegt  und  bestimmen  Folgendes. 
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L  Allyemeiaa  Lehrpllae* 

A.   Lehrplan  der  Gymnasien. 
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Bemerknogen:  a.  Zu  diesen  Standen  treten  femer  als  allgemein  Terhind- 
lieh  hinzu  je  3  Stunden  Turnen  von  VI  bis  lA  und  je  2  Stunden  Singen  in  VI  nnd 
y.  Befreiungen  vom  Turnen  finden  nur  auf  Grund  Ärztlicher  Zeugnisse  und  in  der 
Regel  nur  auf  ein  halbes  Jahr  statt.  Die  fQr  Singen  beanlagten  Schüler  sind  — 
Einzelbefreiungen  wie  in  VI  und  Y  vorbehalten  —  auch  von  IV  bis  lA  zur  Teil- 
nahme an  dem  Chorsingen  verpflichtet. 

b.  Zur  Fortsetzung  des  Zeichnens  in  je  2  Stunden  sind  an  allen  Gymnasien 
bezw.  Progymnasien  bis  zur  obersten  Klasse  Veranstaltungen  getroffen;  ebenso  wird 
zur  Erlernung  des  Englischen  oder  des  Hebr&ischen  in  je  2  Stunden  von  IIA  bis 
I A  Gelegenheit  gegeben.  Die  Meldung  zu  diesem  Unterricht  verpflichtet  zur  Teil- 
nahme auf  mindestens  ein  halbes  Jahr. 

c.  BezQgUch  der  Trennung  der  Tertien  nnd  Sekunden  an  solchen  Anstalten, 
wo  diese  Klassen  noch  r&umlich  vereinigt  sind,  siehe  III,  I. 

d.  Durch  die  Klammern  zu  Deutsch  und  Lateinisch  soll  angedeutet  werden, 
dafs  diese  beiden  Gegenstände  thunlichst  in  einer  Hand  zu  vereinigen  sind. 

B.   Lehrplan  der  Realgymnasien. 


Unterriohtsgegenstände 

VI 

V 

IV 

HIB 

IIIA 

IIB 

IIA 

IB 

lA 

Religion  ... 

3 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

DeuUohu.Geechiehts- 

4 

3 

1 

ersählungen     .    . 

(3+1) 

(2+t) 

^ 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

Lateinisch  .     .     . 

8 

8 

1     7 

4 

4 

3 

3 

3 

3 

Französisch     .    . 

— 

— 

5 

5 

5 

4 

4 

4 

4 

Englisch     .    .     . 

— 

— 

— 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

Geschichte  nnd  fird- 
knnde.    .    .     . 

2 

2 

2 
2 

2 
2 

2 
2 

2 

1 

3 

3 

3 

Rechnen  nnd  Mathe 

matik       .    .    . 

4 

4 

4 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

Naturbesohreihnng 

2 

2 

2 

2 

2 

21 

3 

— 

— 

-- 

Physik    .... 

— 

^- 

— 

— 

— 

^1 

^1 

3 

Chemie  nnd  Minera- 

1 

• 

\ 

logie   .... 

_ 







— 



21 

V 

2 

Schreiben    .     .     . 

1      2 

2 









Zeichnen     .    .     . 

•    — 

2 

2 

2 

2 

2     1 

2 

2 

2 

Znsammen 

25     1 

25 

29 

30 

30 

30     1 

30 

30 

30. 
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Bemerkungen,  a.  Zu  diesen  Stunden  treten  als  allgemein  verbindlich  hinzu 
je  3  Stunden  Turnen  von  VI  bis  lA  und  je  2  Stunden  Singen  in  VI  und  Y. 

b.  Durch  die  Vereinigung  der  naturwissenschaftlichen  F&cher  in  einer  Hand 
soll  ermöglicht  werden,  jedem  einzelnen  derselben  zeitweise  die  Stunden  beider  zu- 
zuwenden. 

C.   Lehrplan  der  Oberrealschulen. 


Cnterriohtsgegenst&ndi     VI 


IV    .  HIB  I  niA 


I 


HB    I   IIA       IB        lA 


Keligion      .    .     . 

Deatsch  u.Ge8ohiobt8' 
enähluBgen .    . 

Französisch      .     . 

Englisch      .    .     . 

Geschichte  und  Erd- 
kunde.   .    .     . 

Rechnen  und  Mathe- 
matik .... 

Naturbeschreib  a  Dg 

Physik    .... 

Chemie  und  Minera 
logie   .... 

Schreiben    .     .     . 

Freihaudzeioh  n  en 


I        5  ]l       4  1 
(4+l)[|(3+^l)[| 


5 
2 


t] 


2     j      2 

—  2 


6  I 

4  i 

2  I 

i  I 


3    I 
5 
4 

2     , 
1 


'1    '     " 

1 

J  3) 


2 


2 


Zusammen        25     ,     25     |     28     ;     30     ;     3ü         30     ;    30     ;     30         30. 
Bemerkungen.    Zu  diesen  Stunden  treten  als  allgemein  verbindlich  hinzu 
je   3  Stunden   Turnen  von   VI  bis  I   A   und  je  2  Stunden  Singen  in  VI  und  V. 
Aufserdem  wird  als  wahlfreies  Fach  das  Linearzeichnen  von  III  A  bis  I  A  in  je 
2  Stunden  gelehrt. 

D.  Lehrplan  der  Realschulen  (Höheren  Bargerschulen). 
Für  diese  Schulen  gilt  der  Lehrplan  der  Oberrcalschule  von  VI  bis  II  B  einschl. 
Inwieweit  es  unter  Berücksichtigung  örtlicher  Bedürfnisse  angängig  ist,  diesen  Lehr- 
plan dahin  zu  ändern,  dafs  von  VI  bis  II  eine  Verstärkung  des  Deutschen  und  dem- 
entsprechend eine  Verminderung  des  Rechnens  und  der  Mathematik  bezw.  der  Natur- 
wissenschaften oder  des  Französischen  auf  den  betreflfenden  Stufen  eintrete,  bleibt 
der  Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde  überlassen.  Die  Wochenstundenzahl  für  die 
einzelnen  Klassen  darf  dadurch  nicht  erhöht  werden.  Eine  der  möglichen  Formen 
eines  solchen  Lehrplanes  findet  im  Nachstehenden  seinen  Ausdruck: 


Unterriohtsgegenstände 


VI      I     V 


Religion 

Deutsch  und  Geschichtserzählungen  . 

Französisch 

Englisch 

Geschichte  und  Erdkunde  .... 

Rechnen  und  Mathematik    .... 

Naturbeschreibung 

Naturlehre 

Schreiben  ...    * 

Freihaudzeichnen 


1^5+1) 


iH] 


Zusammen 


25     I     25 


IV 

III 

II 

2 

2 

2 

51 

5 

4 

61 

5 

4 

— 

5 

4 

2 

2 

2 

2 

2 

1 

5 

5 

5 

2 

2 

i) 

2 
2 

— 

2 

2 

1     28 

30 

29 

2 
3 

4 

4 
2 
2 
5 


29. 
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Bemerkungen.  Zu  diesen  Stunden  treten  als  allgemein  verbindlich  hinzu 
je  3  Stunden  Turnen  in  VI  bis  I  und  je  2  Stunden  Singen  in  VI  und  V.  Aufserdem 
als  wahlfreies  Fach  das  Linearzeichnen  (2  Stunden)  in  III  bis  I. 

n.  Besondere  LehrgegenstSlnde. 

1.  Beligion.  (Evangel.)  (Lehrziel,  Lehraufgaben  und  methodische  Bemer- 
kungen gelten  im  wesentlichen  für  die  entsprechenden  Stufen  an  allen  Arten  von 
höheren  Schulen.) 

Allgemeines  Lehrziel.  Der  evangelische  Religionsunterricht  an  höheren 
Schulen  verfolgt,  unterstützt  von  ihrer  Qesamtthätigkeit,  das  Ziel,  die  Jugend  in 
Gottes  Wort  zu  erziehen  und  zu  bef&higen,  dereinst  durch  Bekenntnis  und  Wandel 
und  namentlich  auch  durch  lebendige  Beteiligung  am  kirchlichen  Gemeindeleben  ein 
wirksames  Beispiel  zu  geben. 

Lehr  auf  gaben.  VI  (3  Stunden  wöchentlich):  Biblische  Geschichten  des 
Alten  Testaments  nach  einem  Lesebuch.  Vor  den  Hauptfesten  die  betrefienden  Ge- 
schichten des  Neuen  Testaments.  Aus  dem  Katechismus  Durchnahme  und  Aneig- 
nung des  t.  Hauptstücks  mit  Luthers  Auslegung.  Einfache  Worterklärung  des  2. 
und  3.  Hauptstücks.  Einprägung  einer  m&fsigen  Zahl  von  Katechismussprüchen  und 
von  4  Liedern,  zunächst  im  Anschlufs  an  die  Festzeiten  des  Kirchenjahres.  Y. 
{2  Stunden):  Biblische  Geschichten  des  Neuen  Testaments  nach  einem  Lesebuch. 
Aus  dem  Katechismus:  Wiederholung  der  Aufgabe  der  vorigen  Klasse;  dazu  Er- 
klärung und  Einprägung  des  2.  Hauptstücks  mit  Ldthebs  Auslegung.  Katechismus- 
sprüche und  Kirchenlieder  wie  in  VI;  Wiederholung  der  dort  gelernten  Lieder 
und  Einprägung  von  4  neuen.  IV.  (2  Stunden):  Das  Allgemeinste  von  der  Ein- 
teilung der  Bibel  und  die  Beihenfolge  der  biblischen  Bücher.  Übungen  im  Auf- 
schlagen von  Sprüchen.  Lesung  wichtiger  Abschnitte  des  Alten  und  Neuen  Testa- 
ments behufs  Wiederholung  der  biblischen  Geschichten.  Aus  d«n  Katechismus: 
Wiederholung  der  Aufgaben  von  VI  und  Y;  Einprägung  und  Erklärung  des  dritten 
Hanptstücks  mit  Lüthsbs  Auslegung  und  mit  Bibelsprüchen.  Einprägung  des  4. 
und  5.  Hauptstücks.  Katechismussprüche  wie  in  den  vorangehenden  Klassen  und 
Wiederholung  der  dort  gelernten.  Wiederholung  der  gelernten  Kirchenlieder  und 
Einprägung  von  4  neuen.  III  B  (2  Stunden):  Das  Reich  Gottes  im  Alten  Testa- 
ment; Lesung  entsprechender  biblischer  Abschnitte,  dazu  Psalmen  und  Stellen  aus 
Hieb.  Wiederholung  des  in  Yl,  Y  und  lY  gelernten  Katechismus  nebst  den  dazu 
eingeprägten  Sprüchen.  Wiederholung  der  früher  gelernten  Kirchenlieder,  Ein- 
prägung einiger  neuer  (2—4)  und  wertvoller  Liederstrophen.  Belehrungen  über  das 
Kirchenjahr  und  die  Bedeutung  der  gottesdienstlichen  Ordnungen.  III A  (2  Stunden) : 
Das  Reich  Gottes  im  Neuen  Testament;  Lesung  entsprechender  biblischer  Abschnitte. 
Eingehende  Behandlung  der  Bergpredigt.  Gleichnisse.  Sicherung  der  erworbenen 
Kenntnis  des  Katechismus  und  des  in  den  vorangegangenen  Klassen  angeeigneten 
Spruch-  und  Liederschatzes.  Erklärung  einiger  Psalmen.  Reformationsgeschichte 
im  Anschlufs  an  das  Lebensbild  Luthers.  IIB.  (2  Stunden):  Bibellesen  behufs  Er- 
gänzung der  in  Unter-  und  Obertertia  gelesenen  Abschnitte.  Erklärung  eines  der 
synoptischen  Evangelien.  Wiederholung  des  Katechismus  und  Aufzeigung  seiner 
inneren  Gliederung.  Wiederholung  von  Sprüchen,  Liedern  und  Psalmen.  IIA. 
(2  Stunden):  Erklärung  der  ganzen  Apostelgeschichte.  Lesung  von  Abschnitten 
anderer  neutestamentlicher  Schriften.  Wiederholung  von  Katechismus,  Sprüchen  und 
Liedern.  IB.  (2  Stunden):  Kirchengeschichte  unter  Beschränkung  auf  die  für  kirch- 
lich-religiöse Bildung  der  evangelischen  Jugend  unmittelbar  bedeutsamen  Stoffe: 
das  Judenchristentum,  die  Paulinische  Auffassung  der  Person  und  des  Werkes 
€hristi;  Augustinus,  Pelagius,  die  Entwicklung  der  römisch-katholischen  Kirche, 
Petersilie,  Der  öffentl.  Unterricht  IL  18 
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die  Reformation  and  ihre  Yorbereitong,  die  wichtigsten  Richtungen  in  der  Fort- 
entwickelang der  evangelischen  Kirche  (Pietismus,  Herrenhuter,  Spener,  Wichern); 
auch  neuere  Sekten,  wie  Methodisten,  Baptisten,  Irvingianer.  Erklärung  neutesta- 
mentlicher  Schriften:  des  Evangeliums  Johannis  und  leichterer  Briefe  (Galater-, 
Philipper-,  Jakobus-,  Erster  Eorintherbrief,  an  Philemon).  Hier  und  in  I  A  stellen- 
weise unter  Heranziehung  des  Urtextes.  lA  (2  Stunden):  Glaubens-  und  Sitten- 
lehre in  Gestalt  von  Erklärung  der  Artikel  I-XVl,  XVIH  und  XX  der  Conf. 
Aug.  nach  vorangeschickter  kurzer  Einleitung  Ober  die  drei  alten  Symbole.  Er- 
klärung neutestamentlicher  Schriften:  des  Römerbriefes  und  anderer  aus  dem  bei 
IB  angegebenen  Kreise. 

Methodische  Bemerkungen.  Durch  die  Aufstellung  der  Lehraufgaben 
wird  der  Gedächtnisstoff  auf  das  Notwendigste  beschränkt,  damit  die  ethische  Seite 
des  Unterrichts  um  so  mehr  in  den  Vordergrund  treten  könne.  Auf  die  lebendige 
Annahme  und  wirkliche  Aneignung  der  Heilsthatsachen  und  der  Christenpflichten 
ist  der  Nachdruck  im  Religionsunterrichte  zu  legen,  und  dieser,  soweit  er  sich  auf 
Geschichte  stützt,  auf  die  für  das  religiös-kirchliche  Leben  bleibend  bedeutsamen 
Vorgänge  zu  beschränken.  Für  keinen  Unterrichtszweig  gilt  so  sehr  wie  fOr  diesen 
die  pädagogische  Wahrheit,  dats  die  Grundbedingung  für  den  Erfolg  in  der  leben- 
digen Persönlichkeit  des  Lehrers  und  dessen  innerer  Erfüllung  mit  dem  Gegen- 
stande liegt.  Aber  auch  wo  diese  Grundbedingung  vorhanden  ist,  darf  es  an  der 
pädagogischen  Einsicht  nicht  fehlen,  welche  in  der  Schlichtheit  und  Einfachheit 
des  Darstellens  und  Fragens  den  Altersstufen  der  Schüler  gerecht  wird  und  das 
Dargebotene  ihrer  Auffassung  klar  und  anschaulich  zu  vermitteln  weifs.  Die  Be- 
schränkung des  Gedächtnisstoffes  macht  es  um  so  leichter  möglich,  das,  was  an 
Liedern  und  Bibolstellen  und  aus  dem  Katechismus  gelernt  wird,  in  einen  sicheren, 
durch  Wiederholung  gesicherten  Besitz  des  Schülers  zu  verwandeln,  der  diesem  in 
das  Leben  nachfolgt.  Der  unteren. Stufe  ist  die  biblische  Geschichte  des  Alten 
und  Neuen  Testaments  in  passender  Auswahl  und  Darstellung  nach  einem  zweck- 
mäfsigen  biblischen  Lesebuche,  sowie  die  Erlernung  der  für  diese  Stufe  geeigneten 
Kirchenlieder  nnd  der  lutherische  Katechismus  zugewiesen.  Der  Lehrer  hat  dafür 
zu  sorgen,  dafs  alle  Teile  dieses  Unterrichtes  in  lebendige  Beziehung  gesetzt  werden. 
Der  Mittelstufe  fällt  die  Befestigung  des  Katechismus,  die  Wiederholung  und 
Erweiterung  des  Lieder-  iind  Spruchschatzes  nnd  die  in  ihrem  Zusammenhange  über- 
sichtliche Geschichte  des  Reiches  Gottes  im  Alten  und  Neuen  Testament  zu. 
Hierzu  tritt  die  Einführung  in  das  Kirchenjahr  und  die  gottesdienstliche  Ordnung, 
sowie  eine  besonders  an  Luthers  Person  sich  anschliefsende  lebendige  Erzählung 
der  Reformation.  Ein  erster  Abschlufs  wird  in  dem  sechsten  Jahreskursus  erreicht, 
indem  ein  synoptisches  Evangelium  behufs  zusammenhängender  Auffassung  des 
Lebens  Jesu  gelesen  und  erklärt  wird.  Auf  der  Oberstufo  wird  die  Kenntnis 
der  Schriften  dos  Neuen  Testaments  in  dem  bei  den  besonderen  Lebraufgaben  be- 
zeichneten Umfange  erweitert,  wobei  dem  Lehrer  bei  der  Wahl  im  einzelnen  freie 
Bewegung,  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  seiner  Schüler,  zu  lassen 
ist.  Als  Einleitung  in  die  Geschichte  der  Kirche  dient  das  Losen  der  für  die  Ober- 
sekunda bestimmten  Apostelgeschichte. 

Die  Kirchengeschichte  soll  in  der  Prima  nur  in  ihren  Hauptmomenten  und  mit 
bestimmter  Ausscheidung  alles  dessen  gelehrt  werden,  was  nicht  von  unmittelbarer 
Bedeutung  für  die  reh'giös-kirchliche  Bildung  unserer  Jugend  ist.  Sie  bat  sich  also 
im  wesentlichen  auf  die  Darstellung  des  Urchristentums,  der  Reformation  und  ihrer 
Vorbereitung  und  auf  die  wichtigsten  Erscheinungen  der  neueren  Zeit  zu  beschränken. 
Die  christliche  Glaubens-  und  Sittenlehre  wird  nicht  nach  einem  System  und  Hilfs- 
buch, sondern  im  Anschlufs  an  die  evangelischen  und  apostolischen  Schriften  und 
an  die  Augustana  gelehrt,  indem  nach  kurzer  Einleitung  über  die  drei  alten  Symbole 
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insbesondere  die  Artikel  I — XYI  sowie  XYIII  und  XX  des  ersten  Teils  der  Augu- 
stana  erklärt  werden.  Auch  in  der  Prima  des  Gymnasiums  ist  bei  dem  Lesen  der 
nentestamentlichen  Schriften  im  allgemeinen  der  deutsche  Text  zu  Grunde  zu  legen. 
Jedoch  kann  hier  wenigstens  abschnittweise  der  griechische  Text  herangezogen 
werden,  um  den  Schaler  zum  Zurückgehen  auf  den  Urtext  anzuleiten.  Es  ist  aber 
vorzusehen,  dats  dadurch  der  Unterricht  nicht  einen  philologischen  Charakter 
annehme  nnd  sein  Hauptzweck  gefilhrdet  werde.  Aus  den  sogenannten  Einleitungs- 
wissenscbaften  für  die  biblischen  Bücher  ist  nur  das  Notwendigste  zu  geben.  Kri- 
tische Untersuchungen  auf  diesem  Gebiete  gehören  nicht  in  den  Bereich  der  Schule. 

Katholische  Beligion  (vergl.  CE  9.  Jan.  1803). 

Allgemeines  Lehrziel.  Der  katholische  Religionsunterricht  an  höheren 
Schulen  hat  als  wesentlicher  Bestandteil  des  Qesamtorganismus  der  Schule  nicht  in 
abgesonderter  und  vereinzelter  Stellung,  sondern  mit  allen  Zweigen  der  bildenden 
und  erziehenden  Thätigkeit  der  Schule  in  reger  Wechselbeziehung  eng  verbunden, 
die  besondere  fachnnterrichtliche  Aufgabe,  die  katholische  Jugend  nach  Mafsgabe 
ihrer  geistigen  Entwickelung  mit  den  Lehren  und  Vorschriften  wie  mit  dem  inneren 
und  äufseren  Leben  und  Wirken  der  katholischen  Kirche  bekannt  zu  machen,  sie 
in  der  Überzeugung  von  der  Wahrheit  und  dem  göttlichen  Ursprünge  des  Christen- 
tums und  der  Kirche  zu  befestigen  und  sie  anzuleiten,  diese  Überzeugung  durch 
das  Leben  in  und  mit  Christus  und  seiner  Kirche  treu  zu  bewahren,  sorgfältig  zu 
pflegen  nnd  stets  unverbrüchlich  zu  bekennen. 

Lehraufgaben:  VI  (3  Stunden  wöchentlich):  Die  notwendigen  Gebete; 
kurze  Anleitung,  der  heiligen  Messe  mit  Andacht  beizuwohnen.  Nach  Bedürfnis 
Beichtunterricht  oder  kurze  Wiederholung  desselben.  Katechismus:  das  erste 
Hauptstück  vom  Glauben.  Biblische  Geschichten  des  alten  Testaments  (nach  einer 
biblischen  Geschichte).  V  (2  St.):  Das  2.  und  3.  Hauptstück,  von  den  Geboten  und 
den  Gnadenmitteln.  Biblische  Geschichten  des  neuen  Testaments  bis  zur  Auferstehung 
Jesu  (nach  einer  biblischen  Geschichte).  IV  (2  St):  Erweiterter  Katechismus:  das 
erste  Hauptstück,  vom  Glauben.  Biblische  Geschichte :  Abschlufs  des  neuen  Testa- 
ments nebst  ergänzender  und  vertiefender  Wiederholung  der  gesamten  biblischen 
Geschichte  des  neuen  Testaments,  insbesondere  der  Zeit  der  öffentlichen  Lehr- 
thätigkeit  Jesu  (nach  einer  biblischen  Geschichte).  Erklärung  und  Einprägung 
einiger  Kirchenlieder.  HIB  (2  St.):  Erweiterter  Katechismus:  Das  zweite  Haupt- 
stück, von  den  Geboten;  dazu  Erklärung  des  Kirchenjahres  in  Verbindung  mit  dem 
ersten  Kirchengebote.  Biblische  Geschichte:  Ergänzende  und  vertiefende  Wieder- 
holung der  Geschichte  des  alten  Testaments,  mit  besonderer  Hervorhebung  seines 
vorbereitenden,  prophetischen  und  yorbildlichen  Charakters  in  einzelnen  hervor- 
ragenden Personen  wie  in  Ereignissen  und  gottesdienstlichen  Einrichtungen  (nach 
einer  biblischen  Geschichte).  Erklärung  und  Einprägung  weiterer  Kirchenlieder  und 
einiger  lateinischer  Hymnen.  III A  (2  St.):  Erweiterter  Katechismus:  Das  dritte 
Hauptstück,  von  den  Gnadenmitteln,  unter  Berücksichtigung  der  Liturgie  bei  dem 
heiligen  Metsopfer,  bei  der  Spendung  der  heiligen  Sakramente  und  bei  den  Sakra- 
mentalien. Einführung  in  die  Kirchengeschichte  mittels  hervorragender  kirchen- 
gescbichtlicher  Charakterbilder.  (NB.  Statt  des  erweiterten  Katechismus  kann  auch 
ein  entsprechendes  Lehrbuch  benutzt  werden.)  II B  (2  St.) :  Begründung  des  katho- 
lischen Glaubens  (Apologetik):  Die  Lehre  von  der  natürlichen  Kcligion,  von  der 
göttlichen  Offenbarung  und  von  den  Offenbarungsstnfen  (Uroffenbarung,  Judentum, 
Christentum);  die  Lehre  von  der  Kirche,  von  den  Quellen  des  katholischen  Glau- 
bens und  von  der  katholischen  Glaubensregel  (nach  einem  Lehrbuch).  Wiederholung 
der  wichtigsten  Gegenstände  aus  den  Lehraufgaben  der  mittleren  Klassen.  IIA  (2  St.) : 
Die  Glaubenslehre  von  Gott,  von  der  Schöpfung  und  von  der  Erlösung  (nach  einem 
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Lehrbuch).  (Eingehendere  Besprechung  finden  aufser  den  Unterscheidnngslehren 
die  Lehrpunkte,  welche  gegenüber  den  herrschenden  Zeitrichtnngen  eine  apologe- 
tische Behandlung  erfordern.  Ausführliche  Mitteilungen  aus  der  Kirchengeschichte 
bis  auf  Karl  den  Grofsen,  yomehmltch  durch  entsprechende  Charakterbilder  ein- 
zelner Persönlichkeiten  oder  Zeitabschnitte,  kirchlicher  Institute  usw.  (im  Anschlufs 
an  ein  Lehrbuch).  IB  (2  St.):  Abschlufs  der  Qlaubenslehre:  von  der  Heiligung 
und  der  Vollendung  (nach  einem  Lehrbuch).  Kirchengeschichtliche  Mitteilungen 
aus  der  mittleren  und  neueren  Zeit.  lA  (2  St.):  Die  allgemeine  und  die  besondere 
Sittenlehre  (nach  einem  Lehrbuch).  (Auch  diese  Torzngsweise  mit  Widerlegung  der 
das  sittliche  Leben  und  die  gesellschaftliche  Ordnung  gefährdenden  Grundsätze  und 
Bestrebungen  der  Gegenwart).  Zusammenfassende  Wiederholungen  aus  den  Lehr- 
aufgaben der  oberen  Klassen. 

Wo  durch  eigenartige  Verhältnisse,  insbesondere  durch  die  Vereinigung  ein- 
zelner oder  mehrerer  Klassen  im  unterrichte  eine  Abänderung  der  vorstehenden 
Lehraufgaben  notwendig  ist,  wird  der  Lehrer  die  aus  solchen  Verhältnissen  unver- 
meidlich entstehenden  Nachteile  durch  um  so  regeren  Eifer  und  durch  unterricht- 
liche Geschicklichkeit  nach  Kräften  auszugleichen  suchen  und  sich  dahin  bemühen, 
dafs  gleichwohl  mit  Ablauf  des  gesamten  Lehrkursus  das  ganze  Gebiet  des  Unter- 
richts behandelt  ist.  Wenn  der  Organismus  der  Anstalt  es  erfordert,  kann  die 
Kirchengescbichte  in  Obersekunda  allein  durchgenommen  und  für  die  beiden  Primen 
die  Glaubens-  und  Sittenlehre  vorbehalten  werden. 

Methodische  Bemerkungen.  Die  religiöse  Ausbildung  beruht  auf  allen 
Klassenstufen  zunächst  auf  der  Darlegung,  Erklärung  und  Begründung  des  posi- 
tiven kirchlichen  Lebrbegriffs.  Apologetische  Gesichtspunkte  sollen  daneben  im 
allgemeinen  erst  von  Untersekunda  ab  in  den  Bereich  des  Unterrichts  gezogen 
werden,  und  auch  dann  nur  insofern,  als  es  sich  um  die  Abwehr  von  solchen 
Irrtümern  handelt,  welche  entweder  schon  jetzt  im  unmittelbaren  Gesichtskreise  der 
Schüler  liegen  oder  sich  ihnen  doch  voraussichtlich  so  bald  aufdrängen,  dafs  deren 
Besprechung  und  Zurückweisung  unerläfslich  ist.  Dabei  mufs  wiederholt  auf  die 
Bedeutung  der  Besprechung  gegnerischer  Einwände  hingewiesen  und  nachdrücklich 
daran  erinnert  werden,  dafs  die  hier  als  erwiesen  vorausgesetzte  unfehlbare  Lebr- 
antorität  der  vom  Geiste  Gottes  geleiteten  Kirche  Jesu  Christi  die  volle  sichere 
Bürgschaft  des  christlichen  Glaubens  ist.  Bezüglich  des  Gedächtnisstoffos  versieht 
die  Aufstellung  der  Lehraufgaben  für  die  untere  und  mittlere  Stufe  durchweg  mit 
der  erforderlichen  Anweisung;  nur  auf  Untersekunda  sowie  auf  der  Oberstufe  hat 
der  Lehrer  die  MaCshaltung,  welche  dort  nur  im  allgemeinen  angegeben  ist,  im  ein- 
zelnen selbst  durchzuführen.  Nur  von  der  festen  Grundlage  sicherer  religiöser 
Kenntnisse,  gläubiger  Überzeugung  und  kirchlicher  Gesinnung  aus  kann  der  Reli- 
gionsunterricht bestrebt  sein  und  hoffen,  auch  die  andere  Seite,  nicht  den  letzten 
und  unwichtigsten  Teil  seiner  Aufgabe,  nämlich  die  religiöse  Erziehung  und  sitt- 
liche Veredlung,  mit  vollem  und  dauerhaftem  Erfolge  zu  verwirklichen.  Die  Glau- 
bens- und  Sittenlehre  kommt,  entsprechend  der  Dreiteilung  der  9jährigen  Unter- 
richtsanstalten und  durchgehends  im  Anschlufs  an  diese,  dreimal  zur  Behandlung, 
jedesmal  in  erweiterter  Form  und  in  gröfserer  Vertiefung.  Bei  der  Besprechung 
sind  auch  die  auf  anderem  als  dem  religiösen  Lebrgebiete  gewonnenen  Kenntnisse 
der  Schüler  thunlichst  zu  verwerten.  Im  Interesse  der  Schüler,  welche  nach  Be- 
endigung des  Untersekunda-Kursus  die  Anstalten  verlassen,  ist  dieser  Klasse  als 
vornehmstes  Lehrpensum  eine  populär  gehaltene  Begründung  des  katholischen  Glau- 
bens zugewiesen.  Auf  die  Lehre  von  der  Kirche  ist  bei  diesem  Unterrichtsstoffe 
vornehmlich  Gewicht  zu  legen;  denn  auf  dem  Gehorsam  gegen  die  Kirche  als  die 
von  Gott  beglaubigte  Hüterin  und  Erklärerin  der  göttlichen  Satzungen  beruht  nach 
katholischer  Lehre  das  wahrhaft  sittliche  Leben,  und  in  diesem   liegt  wieder   ein 
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besonderer  Schatz  gegen  die  verkehrten,  die  sittliche  Ordnung  gefährdenden  Rich- 
tungen der  Gegenwart 

Wie  der  Unterricht  in  der  Glaubens-  und  Sittenlehre  immer  auf  die  biblischen 
Geschichten,  so  mafs  umgekehrt  der  biblische  Geschichtsunterricht  stets  auf  die 
Glaubenswahrheiten  und  die  sittlichen  Vorschriften  zurückgehen.  In  dieser  Wechsel- 
beziehung kann  auf  der  Oberstufe  die  Besprechung  der  Glaubens-  und  Sittenlehre 
bei  einzelnen  Gelegenheiten  thunlichst  an  die  Lesung  oder  Mitteilung  ausgewählter 
kleiner  Abschnitte  der  heiligen  Schrift,  an  einzelne  Gleichnisreden  und  Begeben- 
heiten aus  dem  Leben  Jesu  geknüpft  werden. 

An  die  erste  Einführung  in  die  Kirchengeschichte  auf  der  Mittelstufe  schlieCsen 
sich  auf  der  Oberstufe  ausführlichere  Mitteilungen  aus  diesem  Unterrichtsgebiete 
an,  hier  wie  dort  vorwiegend  in  Form  von  Charakterbildern.  Das  Hauptziel  dieses 
Unterrichts  liegt  nicht  darin,  eine  möglichst  grofse  Summe  von  Einzelheiten  zu 
bieten,  sondern  die  Kirche  hochhalten  und  lieben  zu  lehren  und  in  ihrer  Geschichte 
insbesondere  die  Entfaltung  eines  Planes  der  göttlichen  Vorsehung  erkennen  zu 
lassen. 

2.  Deutsch. 

(Lehrziel,  Lebraufgaben  und  methodische  Bemerkungen  gelten  im  wesentlichen 
für  die  entsprechenden  Stufen  aller  höheren  Schulen.) 

Allgemeines  Lehrziel.  Fertigkeit  im  mündlichen  und  schriftlichen  Ge- 
brauche der  Muttersprache;  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Abschnitten  der 
Geschichte  unserer  Dichtung  an  der  Hand  des  Gelesenen;  Belebung  des  vaterländi- 
schen Sinnes,  insbesondere  durch  Einführung  in  die  germanische  Sagenwelt  und  in 
die  für  die  Schule  bedeutsamsten  Meisterwerke  unserer  Litteratur. 

Lehraufgaben.  VI  (4  bezw.  5  Stunden  wöchentlich):  Grammatik.  Rede- 
teile und  Glieder  des  einfachen  Satzes;  Unterscheidung  der  starken  und  schwachen 
Flexion.  (Terminologie  durchaus  in  Übereinstimmung  mit  dem  lateinischen  Unter- 
richt) Rechtschreibe  Übungen  in  wöchentlichen  Diktaten  in  der  Klasse.  Lesen 
von  Gedichten  und  Prosastücken  (Fabel,  M&rchen,  Erzählungen  aus  der  vaterländi- 
schen Sage  und  Geschichte).  Nacherzählen.  Auswendiglernen  und  Vortragen 
(Gedichte).  V  (3  bezw.  4  St):  Grammatik.  Der  einfache  und  erweiterte  Satz. 
Das  Notwendigste  vom  zusammengesetzten  Satz.  Rechtschroibe-  und  Inter- 
punktionsübungen in  wöchentlichen  Klassendiktaten.  Mündliches  Nach- 
erzählen; erste  Versuche  im  Schriftlichen.  (Im  ersten  Halbjahr  in  der  Klasse,  im 
zweiten  auch  als  Hausarbeit.)  Erzählungen  aus  der  alten  Sage  und  Geschichte. 
Sonst  wie  VI.  IV  (3  bezw.  4  St.):  Grammatik.  Der  zusammengesetzte  Satz. 
Das  Wichtigste  aus  der  Wortbildungslehre,  an  typische  Beispiele  angeschlossen. 
Abwechsebid  Rechtschreibeübungen  in  der  Klasse  und  schriftliches  freieres 
Nacherzählen  des  in  der  Klasse  Gehörten.  (Häusliche  Arbeit  alle  4  Wochen.) 
Lesen  von  Gedichten  und  Prosastücken.  Nacherzählen .  Auswendiglernen  und 
Vortragen  (Gedichte).  HIB  (2  bezw.  3  St.j:  Grammatik.  Zusammenfassender 
Dberblick  über  die  wichtigsten  der  deutschen  Sprache  eigentümlichen  grammatischen 
Gesetze.  Häusliche  Aufsätze  (Erzählungen,  Beschreibungen,  Schilderungen,  Über- 
setzungen aus  fremdsprachlicher  Lektüre)  alle  4  Wochen.  Behandlung  prosaischer 
und  poetischer  Lesestücke  (nordische,  germanische  Sagen,  Allgemein-geschicht- 
liches, Kulturgeschichtliches,  Stoffe  aus  Geographie  oder  Naturgeschichte ;  Episches, 
besonders  Balladen).  Belehrungen  über  die  poetischen  Formen,  soweit  zur  Erläu- 
terung des  Gelesenen  erforderlich.  Auswendiglernen  und  Vortragen  von  Ge- 
dichten wie  auf  den  Vorstufen.  III A  (2  bezw.  3  St.):  Häusliche  Aufsätze  wie 
HIB;  dazu  Berichte  über  Selbsterlebtes,  auch  in  Briefform.  Allmähliches  Hervor- 
treten der  poetischen  Lektüre  vor  der  prosaischen.  Lyrisches  und  Dramatisches, 
(insbesondere  Schillers  Glocke  und  Wilhelm  Teil)  mit  Anknüpfung  weiterer  Beleh- 
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rangen  über  Poetik  nnd  Bhetorik.  (In  Realanstalten  statt  des  Dramas  Homer  in  der 
Übersetzung  von  Voss.)  Auswendiglernen  und  Vortragen  von  Gedichten  und 
Dichterstellen.  IIB  (3  St.):  Praktische  Anleitung  zur  Aufsatzbildung  durch  Übungen 
in  Auffindung  des  Stoffes  und  dessen  Ordnung  in  der  Klasse.  Leichte  Auf- 
sätze abhandelnder  Art  alle  4  Wochen,  besonders  Vergleichungen  neben  erzählen- 
den Darstellungen  oder  Berichten  wie  in  III A,  nur  umfassender.  Übersetzungen 
aus  fremdsprachlicher  Lektüre  —  Jungfrau  von  Orleans  (in  Realanstalten  Wilhelm 
Teil),  Minna  von  Bamhelm,  Hermann  und  Dorothea.  Die  Erklärung  ist  in  mög- 
lichst einfacher  Weise  darauf  zu  richten,  dafs  das  Qanze  von  dem  Schüler  als  ein 
in  sich  abgeschlossenes  Kunstwerk  aufgefafst  werde.  Auswendiglernen  von 
Dichterstellen  und  erste  Versuche  im  Vortrag  kleiner  selbständiger  Ausarbeitungen 
über  Gelesenes.  IIA  (3  bezw.  4  St.):  Häusliche  nnd  Klassenaufsätze. 
Kleinere  Abhandlungen  aus  dem  den  Schülern  im  Unterricht  eröffneten  Gesichts- 
kreise. Etwa  8  Aufsätze  im  Schuljahr.  Einführung  in  das  Nibelungenlied  unter 
Mitteilung  von  Proben  aus  dem  Urtext,  welche  vom  Lehrer  zu  lesen  nnd  zu  erklären 
sind.  Ausblicke  auf  nordische  Sagen  und  die  grofsen  germanischen  Sagenkreise, 
auf  die  höfische  Epik  und  Lyrik.  Einzelne  sprachgeschichtliche  Belehrungen  durch 
typische  Beispiele.  Zusammenfassender  Rückblick  auf  die  Arten  derDichtung. 
Lesen  von  Dramen  (z.B.  Wallenstein,  Egmont,  Götz).  Gelegentliches  Aus- 
wendiglernen von  Dichterstellen  und  Vorträge  der  Schüler  über  den  Inhalt 
bedeutender  mittelhochdeutscher  Dichtungen  oder  gelesener  modemer  Dramen  and 
sonstiger  Dichtungen  nach  eigenen  Ausarbeitungen.  IB  (3  bezw.  4  St.):  Häus- 
liche und  Klassenaufsätze  wie  in  IIA.  Lebensbilder  aus  der  deutschen  Lit- 
teraturgeschichte  vom  Beginn  des  16.  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  knapper 
Darstellung.  Lektüre.  Lessingsche  Abhandlungen  (Laokoon).  Einige  Oden  SJop- 
stocks.  Schillers  und  Goethes  Gedankenlyrik.  Dramen,  namentlich  Iphigenie,  Braut 
von  Messina  (in  Realanstalten  auch  Sophokleische  Dramen  in  deutscher  Übersetzung). 
Proben  von  neueren  Dichtem.  Vorträge  der  Schüler  über  Leben  und  Werke  von 
Dichtern.  An  die  Stelle  der  genannten  Prosalektüre  tritt  unter  Umständen  hier, 
wie  in  lA,  die  Durcharbeitung  schwierigerer  Stücke  eines  Lesebuches  für  I.  lA 
(3  bezw.  4  St.):  Häusliche  und  Klassenaufsätze.  Lebensbilder  Goethes 
und  Schillers  und  ihrer  berühmtesten  Zeitgenossen  sowie  bedeutenderer  neuerer 
Dichter.  Loktüre  aus  der  „Hamburgischen  Dramaturgie'^  Lesen  von  Dramen,  ins- 
besondere auch  Shakespearescher  in  der  Übersetzung  (an  Gymnasien).  Vorträge 
der  Schfller  über  Leben  und  Werke  von  Dichtern  nach  eigener  Ausarbeitung. 

Methodische  Bemerkungen.  (Wegen  der  Stellung  des  deutschen  Unter- 
richts zu  den  übrigen  Lehrgegenständen  vergl.  Erläuterungen  III,  5.) 

Die  grammatische  Unterweisung  in  der  Muttersprache  ist  bestimmt,  dem 
Schüler  eine  objektive  Norm  für  die  Beurteilung  eigenen  und  fremden  Ausdruckes 
zu  bieten  und  ihn  auch  später  in  Fällen  des  Zweifels  zu  leiten.  Diese  Unter- 
weisung hat  sich  aber  auf  das  Notwendigste  zu  beschränken  und  immer  an  bestimmte 
Beispiele  sich  anzulehnen.  Die  Behandlung  der  deutschen  Grammatik  wie  die  einer 
Fremdsprache  ist  in  deutschen  Schulen  zu  verwerfen.  —  Die  stufenmäfsig  geord- 
neten schriftlichen  Übungen  sollen  aus  dem  Unterrichte  selbst  erwachsen.  Dadurch 
aber  ist  nicht  ausgeschlossen,  dafs  auf  den  oberen  Stufen  auch  Aufgaben  allge- 
meineren Inhalts,  sofern  eine  genügende  Vorbereitung  aus  dem  Unterrichte  im 
ganzen  vorausgesetzt  werden  kann,  zur  Bearbeitung  gestellt  werden.  Aufgaben, 
welche  an  das  Gelesene  sich  anschlieCsen ,  sind  besonders  auf  den  oberen  Stufen 
zu  empfehlen.  Indessen  mufs  dabei  vor  jeder  Überspannung  der  Anforderungen 
namentlich  in  Bezug  auf  den  Umfang  der  Arbeiten  dringend  gewamt  werden.  Be- 
züglich der  Verwertung  der  Übersetzungen  aus  den  Fremdsprachen  für  den  deut- 
schen Unterricht  und  der  Bearbeitung  eng  begrenzter  Wiederholungsaufgaben  in 
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anderen  F&chern  darf  auf  die  Erläuterungen  III,  5  verwiesen  werden.  Anleitung 
zur  Behandlung  der  gestellten  Aufgaben  ist  auf  allen  Stufen  erforderlich,  und  iwar 
sollen  die  Schfiler  dadurch  mehr  und  mehr  lernen,  unter  Führung  des  Lehrers  die 
Hauptgesichtspunkte  und  ihre  Ordnung  selbst  zu  finden. 

Auf  Einfachheit  der  Darstellung,  insbesondere  des  Satzbaues,  ist  zu  halten  und 
dem  Eindringen  fremdartiger  Periodenbildung  in  die  deutsche  Darstellung  entschieden 
zu  wehren.  Fremdwörter,  für  welche  gute  deutsche  Ausdrücke  vorhanden  sind, 
sollen  ausgemerzt  werden.  Indessen  ist  gerade  in  diesem  Punkte  ein  verständiges 
Matshalten  geboten;  und  so  empfiehlt  es  sich,  dafür  an  jeder  Schule  bestimmte 
Normen  aufzustellen.  —  Für  die  Pflege  des  mündlichen  Ausdrucks  ist  in  allen 
Fächern  und  auf  allen  Stufen  Sorge  zu  tragen.  Vor  allem  aber  mufs  der  Lehrer 
selbst  mit  gutem  Beispiel  vorangehen.  Jede  Nachlässigkeit  in  dieser  Beziehung 
wirkt  nachteilig  auf  den  Ausdruck  der  Schüler.  —  Sinngemäbes  Lesen  und  Vor- 
tragen  der  Schüler  mufs  geübt  werden.  Auf  den  oberen  Klassen  haben  sich  vor- 
bereitete, kurze  freie  Vorträge  über  Gelesenes  oder  Gehörtes  in  regelmäfsigen  Zwi- 
schenräumen anzuschlietsen.  Die  Beurteilung  der  Vorträge  erfolgt  durch  den  betref- 
fenden Lehrer.  —  Im  Auswendiglernen  ist  ein  Zuviel  nicht  angebracht.  Der  an  den 
meisten  Anstalten  eingeführte  Kanon  von  Gedichten  ist  erneuter  Prüfung  zu  unter- 
ziehen. —  Bei  dem  zu  Lesenden  ist  zu  scheiden  zwischen  Klassenlektüre  und 
Privatlektüro.  In  ersterer  ist  überall  das  für  die  betreffende  Stufe  Typische  heraus- 
zuheben, in  letzterer  die  Eigenart  des  Schülers  besonders  zu  berücksichtigen.  Ge- 
dichte, welche  in  der  Klasse  behandelt  werden,  sind  auf  den  unteren  und  mittleren 
Stufen  zunächst  von  dem  Lehrer  vorzulesen;  danach  sind  die  nötigen  sprachlichen 
und  sachlichen  Erläuterungen  anzufügen  und  Grund-  und  Teilgedanken  mit  den 
Schülern  aufzusuchen.  Nach  einem  wiederholenden  Lesen  durch  einen  Schüler  ist 
das  Gedicht  zum  Lernen  aufzugeben,  um  in  der  nächsten  Stunde  vorgetragen  und 
zusammenfassend  besprochen  zu  werden.  Auch  bei  dem  Lesen  gröfserer  Werke  auf 
der  Oberstufe  sind  vor  allem  die  leitenden  Grundgedanken  unter  Mitarbeit  der 
Schüler  hervorzuheben,  die  Hauptabschnitte  und  deren  Gliederung  aufzuzeigen,  und 
80  das  Ganze  zum  Verständnis  zu  bringen.  Der  Kunstform  ist  dabei  Beachtung  zu 
schenken.  Besonders  zu  empfehlen  ist  die  vergleichende  Zusammenstellung  von 
Gedichten,  welche  denselben  Gegenstand  behandeln.  Die  gelesenen  Epen  und  Dramen 
sind  nach  ihrem  ganzen  Aufbau  und  den  Charakteren  der  handelnden  Personen 
vollinhaltlich  zu  erläutern.  Die  auf  allen  Stufen  neben  der  Dichtung  zu  pflegende 
Prosalektüre  hat  den  Gedanken-  und  Gesichtskreis  des  Schülers  zu  erweitem  und 
zumal  auf  der  Oberstufe  den  Stoff  für  die  Erörterungen  wichtiger  allgemeiner  Ideen 
und  Begriffe  zu  bieten.  Zweckmäßig  geleitet,  kann  diese  Lektüre  in  der  Prima  die 
oft  recht  unfruchtbare  und  als  besondere  Lehraufgabe  hier  ausgeschiedene  philoso- 
phische Propädeutik  ersetzen.  (Wegen  der  Behandlung  des  Mittelhochdeutschen 
siehe  „Lehraufgaben*'.)  —  Behufs  zweckmäfsiger  Wahl  der  Privatlektüre  mufs  der 
Lehrer  dem  Schüler  als  Berater  helfend  zur  Seite  stehen. 

Der  Unterricht  im  Deutschen  ist  neben  dem  in  Religion  und  Geschichte  der 
ethisch  bedeutsamste.  Die  ihm  gestellte  Aufgabe  ist  aufserordentlich  schwierig 
und  kann  nur  von  einem  solchen  Lehrer  voll  gelöst  werden,  welcher,  gestützt 
auf  tieferes  Verständnis  unserer  Sprache  und  deren  Geschichte,  getragen  von  Be- 
geisterung für  die  Schätze  unserer  Litteratur  und  erfüllt  von  patriotischem  Sinn 
die  empfänglichen  Herzen  unserer  Jugend  für  deutsche  Sprache,  deutsches  Volkstum 
und  deutsche  GeistesgröCse  zu  erwärmen  vermag. 

3.  Lateinisch. 
A.  Gymnasium. 

Allgemeines  Lehrziel.  Verständnis  der  bedeutenderen  klassischen  Schrift- 
steller der  Römer  und  sprachlich-logische  Schulung. 
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Lebraufgaben.  IV  (8  Stunden  wöchentlich):  Formenlehre  mit  strengster 
Beschränkung  auf  das  KegelmäCsige  und  mit  Ausscbluts  der  Deponentia.  Aneig- 
nung eines  angemessenen  Wortschatzes  im  Anschlufs  an  das  Lesebuch  und  zur  Vor- 
bereitung auf  die  LektQre.  Das  Lese-  und  Übungsbuch  nimmt  seinen  Stoff 
▼orzugswoise  aus  der  alten  Sage  und  Geschichte,  um  damit  inhaltlich  und  sprach- 
lich eine  Vorstufe  far  den  Schriftsteller  zu  bilden.  Es  biete  möglichst  viel  zu- 
sammenh&ngenden  Inhalt,  zuerst  überwiegend  lateinische  Lesestacke,  dann  ent- 
sprechende deutsche.  Sämtliche  Abschnitte  werden  in  der  Schule,  anfange  unter 
Anleitung  und  Hilfe  des  Lehrers,  allmählich  immer  selbständiger  übersetzt  und  dann 
zum  Eückübersctzcn  aufgegeben.  Übungen  im  Konstruieren  und  Rückübersetzen. 
An  den  lateinischen  und  deutschen  Abschnitten  finden  regelmäfsige  mündliche  und 
schriftliche  Übungen  in  der  Klasse  statt.  Aus  dem  Lehrstoff  werden  hergeleitet 
einige  elementar-syntaktische  Regeln,  z.  B.  über  Orts-  und  Zeitbestimmungen,  den 
Abi.  instrum.,  die  gebräuchlichsten  Konjunktionen,  cum,  quamqaam,  ut,  ne,  und  einige 
Vorschriften  über  Wortstellung.  Wöchentlich  eine  halbstündige  Klassenarbeit  im 
Anschlufs  an  den  Lesestoff.  Reinschriften  derselben,  gegen  Ende  des  Schuljahres 
statt  dieser  auch  besondere,  in  der  Klasse  vorbereitete  Übersetzungen  als  Haus- 
arbeiten. V  (S  St.):  Wiederholung  der  regelmäfsigen  Formenlehre;  die  Deponentia; 
die  unregolmäfsigcn  Formen  (mit  Beschränkung  auf  das  Notwendige).  Aneignung 
eines  angemessenen  Wortschatzes,  unter  Ausschlufs  besonderer,  an  das  Gelesene 
nicht  angelehnter  Vokabularien.  Gebrauch  des  Lese-  und  Übungsbuches.  ~  Nach 
Bedürfnis  werden  ans  dem  Lesestoff  einige  syntaktische  Regeln,  z.  B.  Über  Accus, 
cum  Inf.,  Participium  conjunctum,  Ablat.  absol ,  Konstruktion  der  Städtenamen  und 
einige  notwendige  Stilregeln  abgeleitet.  Mündliche  und  schriftliche  Übungen,  sowie 
Reinschriften ;  abwechselnd  damit  besondere,  in  der  Klasse  vorbereitete  Übersetzungen 
als  Hausaufgaben.  IV  (7  St.):  Lektüre  im  ersten  Halbjahre  3,  im  zweiten  4  Stun- 
den. Cornelius  Nepos  oder  ein  geeignetes  Lesebuch.  Die  Vorbereitungen  der  Lektüre 
finden  im  ersten  Halbjahr  in  der  Klasse  statt.  Fieifsige  Übungen  im  Konstruieren, 
Übersetzen,  Rückübersetzen.  Gelegentlich  werden  weitere  stilistische  Eigenheiten, 
wichtigere  Phrasen  und  synonyme  Unterscheidungen  bei  der  Lektüre  gelernt.  Gram- 
matik im  1.  Halbjahr  4,  im  2.  drei  Stunden.  Wiederholung  der  Formenlehre.  Das 
Wesentliche  aus  der  Kasuslehre  im  Anschlufs  an  Musterbeispiele,  die  möglichst  aus 
dem  Gelesenen  entnommen  werden.  Syntax  des  Verbum  nach  Bedürfnis.  Münd- 
liche und  schriftliche  Übersetzungen  in  das  Lateinische  aus  einem  Übungsbuche, 
dessen  Inhalt  sich  an  das  Gelesene  anlehnt.  Wöchentlich  eine  kurze  Übersetzung 
ins  Lateinische  im  Anschlufs  an  die  Lektüre  als  Klassenarbeit  oder  als  Hausauf- 
gabe. In  jedem  Halbjahr  drei  schriftliche  Übersetzungen  ins  Deutsche.  HIB  (7  St.): 
Lektüre  4  Stunden.  Caesar  bell.  gall.  Anleitung  zur  Vorbereitung.  Übungen  im 
Konstruieren,  Übersetzen,  Rückübersetzen.  Gelegentliche  Ableitungen  von  Stilregeln. 
Grammatik  3  Stunden.  Wiederholung  der  Kasuslebre.  Hauptregeln  der  Tempus- 
und  Moduslehre.  Mündliche  und  schriftliche  Übersetzungen  aus  einem  Übungsbuche, 
dessen  Inhalt  an  Caesar  anknüpft.  Alle  8  Tage  eine  Übersetzung  ins  Lateinische, 
im  Anschlufs  an  Gelesenes  als  Klassenarbeit,  oder  eine  häusliche  Arbeit.  Alle  6  Wochen 
anstatt  der  Klassenarbeit  eine  schriftliche  Übersetzung  ins  Deutsche.  III A  (7  St.):  Lek- 
türe 4  St.  Caesar  bell,  gall.,  Ovid  Metam.,  Anleitung  zum  Übersetzen  in  der  Klasse.  Er- 
klärung und  Einübung  des  daktylischen  Hexameters.  Grammatik  3  St.  Wiederholung 
und  Ergänzung  der  Tempus-  und  Moduslehre,  Abschlufs  der  Verbalsyntax  in  ihren  Haupt- 
regeln. II B  (7  St.) :  L  e  k  t  ür  c  4  St.  Leichtere  Reden  Ciceros,  Auswahl  aus  Livius  undVer- 
gil,  (aus  letzterem  nach  einem  Kanon,  der  in  sich  abgeschlossene  Bilder  gewährt)  oder  aus 
Ovid.  Anleitung  zur  Vorbereitung.  Übungen  im  Übersetzen,  Auswendiglernen  einzelner 
dichterischer  Stellen.  Gelegentlich  werden  aus  dem  Gelesenen  stilistische  Regeln  und 
synonyme  Unterscheidungen  abgeleitet.    Grammatik  3  Stunden.   Wiederholungen 
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und  Ergänzungen.  Alle  8  Tage  eine  kurze  Übersetzung  ins  Lateinische  im  An- 
schlufs  an  Gelesenes  als  Elassenarbeit  oder  h&nsHche  Aufgabe;  alle  sechs  Wochen 
eine  schriftliche  Übersetzung  ins  Deutsche.  II  A  (6  St.):  Lektüre  5  Stunden.  Livius 
und  SalluBt  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  Geschichtsunterricht;  ausgewählte 
Reden  Giceros;  Vergil  nach  einem  Kanon.  Regelmäfsige  Übungen  im  Extemporieren. 
Auswendiglernen  einzelner  Stellen  aus  Vergil.  —  Stilistische  Zusammenfassungen 
und  grammatische  Wiederholungen  im  Anschlufs  an  Gelesenes.  Alle  14  Tage 
eine  schriftliche  Übersetzung  ins  Lateinische  als  häusliche  oder  Klassenarbeit.  Ge- 
legentlich eine  lateinische  Inhaltsangabe  lediglich  zur  Verarbeitung  des  Gelesenen. 
IB  (6  St.):  Lektüre  5  Stunden.  Tacitus,  Auswahl  aus  Giceros  Briefen  sowie 
aus  Horaz.  Ergänzende  Privatlektüre,  namentlich  aus  Livius.  Regelmäfsige  Übungen 
im  Extemporieren.  Auswendiglernen  einzelner  Stellen  aus  Horaz.  Ableitung  not- 
wendiger stilistischer  Regeln  und  synonymer  Begriffe. 

Alle  14  Tage  eine  Übersetzung  ins  Lateinische  im  Anschlufs  an  Gelesenes  ab- 
wechselnd als  Klassen-  und  als  Hausarbeit,  daneben  alle  6,  Wochen  eine  Über- 
setzung ins  Deutsche  als  Klassenarbeit.  Bei  Gelegenheit  dieser  schriftlichen  Übungen 
grammatische  und  stilistische  Wiederholungen.  1  A  (6  St):  Lektüre.  5  Stunden. 
Statt  Giceros  Briefen  eine  gröfsere  Rede,  sonstwie  in  IB.  Ergänzende  Privat- 
lektüre  namentlich  aus  Livius.  Übungen  wie  in  Unterprima;  desgl.  schriftliche 
Übungen.    Inhaltsangaben  wie  in  Obersekunda. 

B.  Realgymnasium. 

Allgemeines  Lehrziel.  Verständnis  leichterer  Stellen  der  in  Prima  ge- 
lesenen Schriftsteller  und  sprachlich-logische  Schulung. 

Lehraufgaben.  VI  (8  St,),  V  (8  St.)  und  IV  (7  St.)  wie  im  Gymnasium. 
HIB  (4  St.):  Lektüre.  Gaesar  bell.  gall.  oder  ein  geeignetes  Lesebuch  (2  St.). 
Grammatik.  Wiederholungen  der  Form-  und  Erweiterungen  der  Kasus- 
lehro.  Moduslehre,  soweit  wie  für  das  Lesen  erforderlich.  Übungen  im  schrift- 
lichen und  mündlichen  Übersetzen  aus  dem  Deutschen  (2  St).  III A  (4  St):  Loktüre. 
Gaesar  bell.  gall.  (2  St.).  Grammatik.  Das  Wichtigste  aus  der  Tempus-  und 
Moduslehre.  Sonst  wie  in  Untertertia.  Schriftliche  und  mündliche  Übersetzungen 
ans  dem  Deutschon  und  Lateinischen  (2  St.).  II  B  (3  St.):  Lektüre.  Gaesar  bell, 
gall.  mit  Auswahl,  Ovid  Metam.;  Erklärung  und  Einübung  des  daktylischen  Hexa- 
meters (2  St).  Grammatik.  Wiederholung  aus  der  Formenlehre  und  Syntax  bei 
Gelegenheit  der  alle  14  Tage  anzufertigenden  schriftlichen  Übungen.  (Ein  Übungs- 
buch wird  nicht  gebraucht)  Schriftliche  Übersetzungen  aus  dem  Lateinischen  (1  St.) 
IIA  (3  St):  Lektüre:  Caesar;  Ovid  Met,  nach  einem  Kanon.  Schriftliche  Übun- 
gen. Alle  14  Tage  eine  Übersetzung  aus  dem  Lateinischen.  Gelegentliche  gram- 
matische Wiederholungen.  lA  und  B  (je  3  St):  Lektüre.  Einfachere  Abschnitte 
aus  livius;  Cicero  in  Catilinam  I,  II  oder  III;  leichtere  Stellen  aus  Vergils  Aeneis 
nach  einem  Kanon.  Schriftliche  Übungen.  Alle  14  Tage  eine  Übersetzung  aus 
Livius.    Gelegentlich  grammatische  Wiederholungen. 

Methodische  Bemerkungen.  Zu  A.  1.  Grammatik,  Wortschatz 
und  schriftliche  Übungen.  Entsprechend  dem  allgemeinen  Lehrziel  ist  nach 
den  bezeichneten  Richtungen  die  Vorbereitung  auf  ein  gründliches  Verständnis  der 
Schriftsteller  und  die  sprachlich-logische  Schulung  fest  im  Auge  zu  behalten.  Dar- 
nach ist  von  VI  an  die  Auswahl  des  zu  Lernenden  und  der  Übungen  zu  bemessen ; 
diese  wird  überall  auf  das  Regelmäfsige  zu  beschränken  sein.  Grammatik  und 
die  dazu  gehörigen  Übungen  sind  nur  ein  Mittel  zur  Erreichung  des  bezeichneten 
Zweckes.  —  Bei  der  Wahl  der  Grammatik  ist  darauf  zu  achten ,  dafs  sie  in  ihrem 
ganzen  Aufbau  von  der  neben  ihr  gebrauchten  griechischen  nicht  allzu  ver- 
schieden ist. 
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untere  Stafe.  Als  Aasgangspunkt  für  den  ersten  Unterricht  in  VI  empfiehlt 
sich  im  allgemeinen  nicht  die  Regel,  sondern  der  von  dem  Lehrer  yorzaübersetzende 
und  von  dem  Schüler  in  der  Übersetzung  zu  wiederholende  lateinische  Satz.  Erst 
dann,  wenn  eine  Reihe  ausgewählter  Sätze  eingeübt,  die  Deklinationsformen  daraus 
erklärt  und  vergleichend  zusammengestellt  sind,  schliefst  sich  die  gedächtnismäCsig 
einzuprägende  Regel  an.  Der  anzueignende  Wortschatz  erglebt  sich  aus  dem  Ge- 
lesenen. —  Hand  in  Hand  mit  dieser  Vorbereitung  geht  die  mündliche  und  schriftliche 
Verarbeitung  des  Qelesenen  und  Gelernten  durch  umformende  Übersetzungen  teils 
in  der  Muttersprache,  teils  aus  derselben.  Die  Beschwerung  des  Unterrichts  mit 
besonderen  Feinheiten  der  Aussprache  empfiehlt  sich  nicht. 

Mittelstufe.  Ist  so  in  VI  und  V  Sicherheit  in  den  gebräuchlichsten  Formen 
und  in  den  für  das  Übersetzen  unentbehrlichsten  syntaktischen  Regeln  erreicht,  so 
schlieCst  sich  daran  auf  der  Mittelstufe  die  systematische  Einübung  der  weiter  not* 
wendigen  syntaktischen  Gesetze  an,  und  zwar  so,  daCs  auch  hier  immer  erst  von 
einer  Reihe  möglichst  aus  der  Lektüre  genommener  Mustersätze  für  die  Regel  aus- 
gegangen und  nach  Aufzeigung  derselben  zu  ihrer  Aneignung  geschritten  wird.  Be- 
sonderes Gewicht  ist  auf  gelegentliche  Zusammenfassung  von  Gleichem  oder  Ver- 
wandtem, Unterordnung  des  Besonderen  unter  das  Allgemeine  zu  legen.  Wort- 
schatz und  mündliche  oder  schriftliche  Übungen  sind,  immer  im  Zusammenhange 
mit  dem  Gelesenen,  stetig  zu  erweitern ;  die  Übungen  im  Übersetzen  ins  Lateinische 
haben  sich  in  der  Regel  an  ein  nach  dem  betreffenden  Prosaiker  zu  bearbeitendes 
Übungsbuch  anzulehnen. 

Oberstufe.  Hier  kann  in  der  einen  zur  Verfügung  stehenden  Stunde  nur 
die  Festhaltung  erlangter  Übung  und  die  gelegentliche  Zusammenfassung  und  Er- 
weiterung des  Gelernten  zur  Unterstützung  der  Lektüre  das  Ziel  sein.  Besondere 
Eigentümlichkeiten  im  Gebrauch  der  Redeteile,  stilistische  und  synonyme  Ablei- 
tungen sind  mit  Beschränkung  auf  das  Notwendigste  zu  behandeln.  Die  Texte  für 
die  häuslichen  oder  Klassen-Übersetzungen  ins  Lateinische  hat  in  der  Regel  der 
Lehrer,  und  zwar  imAnschlufs  an  Gelesenes,  zu  entwerfen.  Sie  sind  einfach  zu 
halten  und  fast  nur  als  Rückübersetzungen  ins  Lateinische  zu  behandeln. 

2.  Lektüre.  Je  sicherer  der  Grund  in  Grammatik  und  Wortschatz  gelogt 
ist,  um  so  weniger  wird  das  Lesen  durch  formale  Hindernisse  aufgehalten,  und  um 
so  mehr  werden  bei  der  Erklärung  überall  die  sachlichen  Gesichtspunkte  in  den 
Vordergrund  treten  können.  Etwaige  Versuche,  die  grammatische  Erklärungsweise 
in  Anwendung  zu  bringen,  sind  überall  streng  zurückzuweisen.  Das  inhaltliche 
Verständnis  dos  Gelesenen  und  die  Einführung  in  das  Geistes-  und  Kulturleben  der 
Römer  bilden  die  Hauptsache.  Auf  die  in  den  Lehraufgaben  betonte  Vorbereitung 
auf  neue  oder  schwierigere  Schriftsteller  in  der  Klasse  mufs  stets  gehalten  werden. 
Die  beste  Erklärung  ist  und  bleibt  eine  gute  deutsche  Übersetzung  des  Schrift- 
stellers. Diese  ist  in  gemeinsamer  Arbeit  von  Lehrer  und  Schüler  in  der  Klasse 
festzustellen  und  durch  den  Schüler  zu  wiederholen.  Die  systematisch  geordneten 
schriftlichen  Übersetzungen  aus  dem  Lateinischen  in  der  Klasse  bilden  den  Prüf- 
stein erreichter  Fertigkeit.  Sind  gewisse  Abschnitte  oder  ein  Ganzes  übersetzt,  so 
ist  mit  dem  Schüler  eine  Übersicht  über  den  Inhalt  und  seine  Gliederung  festzu- 
stellen. Auf  der  Oberstufe  ist  dabei  durch  den  Lehrer  aufser  dem  Grundgedanken 
auch  die  Kunstform  des  Gelesenen  den  Schülern  zum  Verständnis  zu  bringen.  Bei 
Schriftstellern  oder  Schriften,  welche  nicht  vollständig  gelesen  werden  können,  ist 
streng  darauf  zu  halten,  dafs  die  Auswahl  nach  bestimmten  sachlichen  Gesichts- 
punkten erfolge,  und  dafs  immer  ein  möglichst  abgeschlossenes  Bild  gewährt  werde. 
Zu  dessen  Vervollständigung  mufs  auch  die  regelmäfsig  zu  pflegende  unvorbereitete 
Lektüre  beitragen. 

Ein  zur  Konzentration  des  Unterrichts  überaus  wichtiger  Gesichtspunkt  ist  die 
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nähere  Verbindung  der  Prosalektftre  mit  der  Geschichte.  Dies  gilt  fOr  das  Deutsche, 
die  Fremdsprachen  und  besonders  für  das  Lateinische.  Dadurch  wird  es  ermöglicht,  ohne 
Überladung  des  Geschichtsunterrichts,  far  bedeutsame  Abschnitte  der  Geschichte  und 
hervorragende  Persönlichkeiten  einen  durch  individuelle  ZQge  belebten  Hintergrund 
zu  gewinnen.  Eine  zweckm&Cuge  Verwertung  von  Anschauungsmitteln,  wie  sie  in 
Nachbildungen  antiker  Kunstwerke  und  in  sonstigen  Darstellungen  antiken  Lebens 
so  reichlich  geboten  sind,  kann  nicht  genug  empfohlen  werden.  Das  Zurftcktreten 
Giceros  aus  seiner  hervorragenden  Stellung  in  der  SchnllektOre  ist  bedingt  durch 
dio  Änderung  des  Lehrziels.  Die  zu  lesenden  Beden  und  Briefe  sind  in  erster 
Linie  aus  sachlichen   Gesichtspunkten  zu  behandeln. 

Zu  B.  Für  die  Methode  gelten  hier  im  wesentlichen  dieselben  Gesichtspunkte 
wie  bei  den  Gymnasien,  selbstverständlich  unter  Beachtung  des  beschränkten  Lehr- 
zieles, der  Lehraufgaben  und  der  zur  Verfügung  stehenden  geringeren  Stundenzahl. 
In  III  und  II  B  ist  es  freigestellt,  die  gesamten  Stunden  zeitweise  entweder  auf  das 
Lesen  oder  dio  Grammatik  und  mündliche  oder  schriftliche  Übungen  zu  verwenden. 
In  I  gehört  die  ganze  Zeit,  abgesehen  von  den  schriftlichen  Übersetzungen  aus  dem 
Lateinischen,  dem  Schriftsteller,  und  nur  gelegentlich  sind  einzelne  Stunden  für 
grammatische  Wiederholungen  und  Zusammenfassungen  zu  verwerten. 

4.  Griechisch. 

Allgemeines  Lehrziel.  Verständnis  der  bedeutenderen  klassischen  Schrift- 
steller der  Griechen. 

L  e  h  r a  u  f  g  a  b  e  n.  III  B  (6  St.  wöchentlich) :  Die  regelmäfsige  Formenlehre  des 
attischen  Dialektes  bis  zum  verbum  liquidum.  Das  Nötigste  aus  der  Laut-  und 
Accentlehre  in  Verbindung  mit  der  Flexionslehre.  Auswendiglernen  von  Wörtern, 
soweit  sie  für  das  Lesen  nötig  sind,  mit  Ausschlufs  besonderer,  nicht  an  die  Lektüre 
gelehnter  Vokabularien.  Im  Anschlufs  an  das  Gelesene  sind  einzelne  syntaktische 
Begeln  abzuleiten.  —  Mündliche  und  schriftliche  Übersetzungen  ins  Griechische 
zur  Einübung  der  Formenlehre  alle  14  Tage;  teils  häusliche,  teils  Klassenarbeiten, 
und  zwar  von  Anbeginn  regelmäfsig  im  Anschlufs  an  den  Lesestoff  —  Lektüre  nach 
einem  geeigneten  Lesebuch;  diese  wird  sofort  begonnen  und  geht  möglichst  bald 
auf  zusanmienhängende  Lesestücke  über.  Der  Stoff  ist  der  griechischen  Sage  und 
Geschichte  zu  entnehmen.  Es  ist  darauf  zu  achten,  daCs  nur  solche  Wörter  vor- 
kommen, die  regelmäfsig  in  den  Schulschriftstellern  wiederkehren,  unter  Vermeidung 
aller  unregelmäfsigen  Formen.  III  A  (6  St.):  Die  Verba  in  (u  und  die  wichtigsten 
unregelmäfsigen  Verba  des  attischen  Dialektes.  Die  Präpositionen  zur  gedächtnis- 
mäCsigen  Einprägung.  Wiederholung  und  Ergänzung  der  Lebraufgabe  in  III  B.  Aus- 
gewählte Hauptregcln  der  Syntax  im  Anschlüsse  an  Gelesenes.  Mündliche  und 
schriftliche  Übersetzungen  in  gleichem  Umfange  und  nach  den  gleichen  Grundsätzen 
wie  in  der  Vorklasse,  desgl.  das  Wörtcrlernen.  Im  ersten  Halbjahr  3,  im  zweiten 
2  Stunden.  Lektüre.  Anfangs  nach  dem  Lesebuch;  bald  Xenophons  Anabasis. 
Anleitung  zur  Vorbereitung.  3  bezw.  4  Stunden.  II  B  (6  St.):  Lektüre.  Xenophons 
Anabasis  und  Hellenika  mit  Auswahl;  Homers  Odyssee.  Die  Vorbereitung  auf 
Homer  erfolgt  im  ersten  Halbjahr  in  der  Klasse.  Der  epische  Dialekt  wird  nicht 
systematisch  durchgenommen,  sondern  durch  Erklärung  und  gelegentliche  Zusammen- 
fassung bei  dem  Lesen  eingeübt.  Geeignete  Stellen  werden  auswendig  gelernt.  (4  St.) 
Grammatik.  Die  Syntax  des  Nomons  (Artikel,  Pronomen,  Kasuslehre);  die  not- 
wendigäten  Hauptregeln  der  Tempus-  und  Moduslehre.  Die  Durchnahme  der  Syn- 
tax erfolgt,  soweit  nötig,  systematisch ;  im  übrigen  wird  das  bereits  Vorgekommene 
zusammengefafst  und  an  Beispiele  angeknüpft.  Die  Formenlehre  wird  wiederholt 
und  nach  Bedürfnis  die  Prosalektüre  ergänzt.  Schriftliche  Übersetzungen  werden 
wie  bisher  gefordert;   gelegentlich   treten   auch   solche  aus  dem  Griechischen  ins 
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Deutsche  ein  (2  St.).  IIA  (6  St.):  Lektare.  Aaswahl  aus  Herodot,  Xenophons 
Memorabilien  und  Homers  Odyssee.  Von  besonderer  Erlernung  des  jonischen  Dia- 
lekts sowie  Yon  der  Übertragung  des  Herodot  ins  Attische  ist  abzusehen.  Auswen- 
diglernen geeigneter  Stellen  (5  St.).  Schriftliche  Übungen  im  Übersetzen  aus  dem 
Griechischen  in  Verbindung  mit  dem  Lesen  des  Prosaikers  alle  4  Wochen,  und  zwar 
gewöhnlich  in  der  Klasse.  Die  Grammatik  ist  auf  dieser  Stufe  zusammenfassend 
abzuschliefsen.  Weitere  Einführung  in  die  Syntax  der  Tempora  und  Modi;  Lehre 
vom  Infinitiv  und  Participium,  wobei  die  Eigentümlichkeit  der  griechischen  Sprache 
besonders  zu  betonen  ist.  Einübung  des  Gelernten  in  der  Klasse  zur  Unterstützung 
der  Lektüre  (1  St.).  I  A  und  B  (je  6  St.):  Lektüre.  Plato  mit  Auswahl  und  Thuky- 
dides,  letzterer  mit  Ausschlufs  schwierigerer  Reden;  Demosthenes  olynthische  und 
phillppisGhe  Reden.  Vorausgehende  Vorbereitung  In  der  Klasse.  Homers  Uias  und 
und  Sophokles.  Letzterer  ist  eine  Zeit  lang  mit  den  Schülern  gemeinsam  vorzube- 
reiten. Auswendiglernen  geeigneter  Stellen  aus  den  Dichtern  wie  früher.  Ergän- 
zende Privatlektüre.  Grammatische  Wiederholungen  aus  allen  Gebieten  je 
nach  Bedürfnis  (gelegentlich).  Übersetzungen  aus  dem  Griechischen  alle  4  Wochen; 
dieselben  sind  gewöhnlich  in  der  Klasse,  aus  dem  Schriftsteller  oder  nach  Dik- 
taten zu  veranstalten. 

Methodische  Bemerkungen.  Grammatik,  Wortschatz  und  schrift- 
liche Übungen.  Die  Auswahl  bemiCst  sich  hier  lediglich  nach  dem  Lehrziel. 
Auszuscheiden  ist  alles,  was  im  Lateinischen  bereits  vorweg  genommen  ist  und  nicht 
dem  Zwecke  der  Lektüre  dient;  insbesondere  fallen  fast  alle  allgemeinen  Begriffs- 
bestimmungen fort.  Bezüglich  der  aus  dem  Lesebuch  zu  gewinnenden  und  sodann 
fest  einzuprägenden  Formen  und  syntaktischen  Regeln  gilt  dasselbe  wie  für  das 
Lateinische,  nur  dafs  die  Rücksicht  auf  Übersetzungen  ins  Griechische  fast  ganz 
aufhört.  Die  dahin  zielenden  schriftlichen  Übungen  in  III A  und  IIB  sind  elemen- 
tarster Art  und  dienen  nur  der  Einübung  der  Formen  und  der  wichtigsten  Sprach- 
gesetze. Auf  der  Oberstufe  fallen  sie  gänzlich  fort  Lektüre.  Sie  mufs,  un- 
beschadet der  Gründlichkeit,  umfassend  betrieben  werden,  zumal  auf  der  Ober- 
stufe. Ilias  und  Odyssee  z.  B.  sind  thunlichst  ganz  zu  lesen.  Soweit  dies  in  der 
Ursprache  nicht  möglich  ist,  sind  zur  Ergänzung  von  dem  Lehrer  gute  Übersetzungen 
heranzuziehen.  Bei  der  Behandlung  Sophokleischer  Stücke  ist  nach  voraufgeschickter 
Übersetzung  und  Einzelerklärung  vor  allem  der  Ideengehalt  und  dann  das  Ver- 
ständnis der  Kunstform  dem  Schüler  zu  erschlietsen.  Das  Nämliche  hat  bei  den 
Platonischen  Dialogen  zu  geschehen,  deren  Auswahl  in  erster  Linie  im  Hinblick  auf 
den  pädagogisch  bedeutsamen  ethischen  Gehalt  zu  treffen  ist. 

5.  Französisch. 
A.   Gymnasium. 

Allgemeines.  Lehrziel.  Verständnis  nicht  zu  schwieriger  bedeutender 
Schriftwerke  der  letzten  drei  Jahrhunderte  und  einige  Geübtheit  im  praktischen 
mündlichen  und  schriftlichen  Gebrauch  der  Sprache. 

Lehrauf  gaben.  IV  (4  Stunden  wöchentlich):  Erwerbung  einer  richtigen  Aus- 
sprache durch  praktische  Übungen  zunächst  in  einem  kurzen  propädeutischen  Kursus 
unter  Ausschlufs  von  theoretischen  Regeln  über  Lautbildung  und  Aussprache.  Lese- 
übungen ;  erste  Versuche  im  Sprechen  in  jeder  Stunde.  Aneignung  eines  mäfsigen 
Wortschatzes.  Die  regelmäfsige  Konjugation  unter  vorläufiger  Beschränkung  auf 
den  Indikativ;  die  Hilfsverben  avoir  und  ötre.  Geschlechtswort,  Teilartikel  im  No- 
minativ und  Accusativ;  Deklination  des  Hauptwortes  auch  unter  Berücksichtigung 
der  wichtigsten  Unregelmäfsigkeiten ;  Eigenschaftswort,  seine  Veränderlichkeit, 
regelmäfsige  und  unregelmäfsige  Steigerung;  Grundzahlwörter.  Schriftliche  und 
mündliche  Übersetzungen  aus  dem  Elementar-  und  Lesebuch.    Übungen  im  Recht- 
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schreiben.  HIB  (3  St.):  Fortaetzung  der  Sprech-  und  Leseübnngen;  Erweiterung 
des  Wortschatzes.  Wiederholung  der  regelm&Tsigen  Konjugation  sowie  der  Hilfs- 
verben unter  besonderer  Beracksichtigung  der  Konjunktivformen;  Veränderungen  in 
der  Rechtschreibung  gewisser  Yerba  auf  er;  die  notwendigsten  unregelm&fsigen  Yerba. 
Die  letzteren  sind  gründlich  auswendig  zu  lernen;  auf  das  Gemeinsame  gewisser  Un- 
regelmäßigkeiten ist  hinzuleiten.  Schriftliche  und  mündliche  Übersetzungen  aus  dem 
Elementar-  und  Lesebuch.  Rechtschreibeübungen.  III A  (3  St):  Die  unregelmäfsigen 
Verben  in  logischer  Gruppierung  unter  Ausscheidung  der  minder  wichtigen  und  der 
selteneren  Komposita.  Ergänzung  der  Formenlehre.  Die  syntaktischen  Eaupt- 
gesetze  im  Gebrauch  der  Hilfsverben  avoir  und  6tre.  Wortstellung,  Tempora,  Indi- 
kativ und  Konjunktiv,  im  Anschlufs  an  Mustersätze.  Erweiterung  des  Wort-  und 
Phrasenschatzes.  Schriftliche  und  mündliche  Übersetzungen  ins  Französische;  Dik- 
tate ;  nachahmende  Wiedergaben.  Lektüre  leichter  geschichtlicher  oder  erzählender 
Prosa  und  einiger  Gedichte.  Übungen  im  richtigen,  betonten  Lesen  und  im  Sprechen 
(Frage  und  Antwort)  im  Anschlufs  an  Gelesenes  und  Vorkommnisse  des  täglichen 
Lebens  (in  jeder  Stunde).  IIB  (3  St.):  Befestigung  des  Konjunktiv;  Artikel,  Ad- 
jektiv, Adverb,  Kasusrektion,  Präposition,  Particip,  Infinitiv.  Wiederholung  des 
Fürworts,  soweit  es  auf  der  Unterstufe  gelernt  ist.  Erweiterung  des  Wort-  und 
Phrasenschatzes.  Schriftliche  und  mündliche  Übersetzungen  ins  Französische,  Dik- 
tate, nachahmende  Wiedergabe  von  Gelesenem  und  Vorerzähltem;  Lektüre  und 
Sprechübungen. 

Von  IV  bis  IIB  findet  im  allgemeinen  eine  Scheidung  der  Stunden  nach  den 
einzelnen  Unterrichtsstoffen  nicht  statt.  Die  Lektüre  und  die  sich  daran  an- 
schliefsende  Übung  im  Sprechen  stehen  im  Mittelpunkte  des  Unterrichts. 

IIA  bis  lA  (je  2  St):  Lesen  ausgewählter,  vorzugsweise  modern  französischer 
-Prosa,  teilweise  zur  Belehrung  des  geschichtlichen  Stoffes,  sowie  geeigneter  moderner 
Dichtungen  und  einzelner  klassischer  Dramen,  jedenfalls  einer  der  grofsen  Komö- 
dien Moli&res.  Auf  Gedankeninhalt  und  gute  Übersetzung  ist  besonderes  Gewicht 
zu  legen.  Synonymische,  stilistische  und  metrische  Regeln  nach  Bedürfnis  und  in 
mafsvoUer  Beschränkung  auf  das  Feststehende  und  Allgemeingültige  im  Anschlufs  an 
Gelesenes.  Gelegentlich  zusammenfassende  grammatische  Wiederholungen  nebst 
mündlichen  Übersetzungen  ins  Französische,  dazu  alle  14  Tage  eine  Übersetzung 
aus  dem  Französischen.  Fortgesetzte  Übungen  im  Sprechen  in  jeder  Stunde;  in 
der  Hauptsache  auch  hier  auf  Frage  und  Antwort  beschränkt. 

B.  Realgymnasium. 

Allgemeines  Lehrziel.  Verständnis  der  wichtigeren  Schriftwerke  der  drei 
letzten  Jahrhunderte  und  Übung  im  praktischen  mündlichen  und  schriftlichen  Ge- 
brauch der  Sprache. 

Lehr  aufgaben.  (Vorbemerkung.  Im  wesentlichen  sind  die  Lehraufgaben 
dieselben  wie  bei  A.  Der  Unterschied  bemifst  sich  nach  der  gröfseren  Stundenzahl 
und  der  Bedeutung  des  Faches  im  Organismus  der  Schule.  Aussprache-  und  Sprech- 
übungen, Grammatik,  schriftliche  Übungen,  Wortschatz  und  Lektüre  gewinnen 
gröfseren  Umfang  und  erfahren  eine  eingehendere  Behandlung.) 

IV  (5  Stunden  wöchentlich):  wie  im  Gymnasium.  HIB  (5  St.):  Grammatik  wie 
im  Gymnasium.  Die  wichtigeren  Regeln  über  die  Veränderlichkeit  des  Perfekt- 
particips;  gründliche  Einübung  der  Fürwörter,  Adverb;  die  Präpositionen  de  und  ä. 
(Im  übrigen  wie  im  Gymnasium.)  IIIA  (5  St.):  Die  unregelmäfsigen  Verben  wie  im 
Gymuasium.  Gruppierende  Zusammenfassung  der  gesamten  Formenlehre.  Haupt- 
gesetze über  den  Gebrauch  der  Hilfsverben  avoir  und  Hre  und  der  unpersönlichen 
Verben.  Tempora  und  Modi.  Erweiterung  des  Wort-  und  Phrasen  Schatzes.  Schrift- 
liche und  mündliche  Übersetzungen;  Diktate,  Lektüre,  Übungen  im  Sprechen  wie  an 
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Gymnasien,  nur  erweitert  und  eingehender  behandelt.  IIB  (4  St.):  Die  syntakti- 
schen Hauptgesetze  über  Artikel,  Adjektiv,  Adverb,  Fürwort,  Kasusrektion,  Infinitiv, 
Fr&positionen  und  Konjunktionen.  Erweiterung  des  Wort-  und  Phrasenschatzes. 
Im  übrigen  wie  in  IIIA.  IIA— lA  (je  4  St):  Die  Lektüre,  welche  auch  hier  wie 
an  Gymnasien  im  Mittelpunkt  des  Unterrichts  steht,  wird  ausgedehnter  und  eindring- 
licher behandelt,  so  dars  eine  reichere  Anschauung  von  der  Entwickelung  und 
Eigenart  der  französischen  Litteratur  in  den  letzten  Jahrhunderten  gewonnen  wird. 
Metrisches  Lesen;  Übungen  im  Vortrag  französischer  Verse.  Ergänzung  und  Wieder- 
holung der  wichtigeren  Abschnitte  der  Grammatik.  Neue  Gruppierung  und  tiefere 
Begründung  der  grammatischen  Erscheinungen ;  Hinzunahme  des  mehr  Phraseologi- 
schen. Aus  der  Stilistik,  Synonymik  und  Metrik  das  für  die  Lektüre  bezw.  die 
Schreibübungen  Notwendigste.  Erweiterung  des  Wortschatzes  auch  nach  der  tech- 
nischen und  wissenschaftlichen  Seite.  Schriftliche  und  mündliche  Übersetzungen 
ins  Französische,  Diktate,  Anleitung  zum  Aufsatz;  von  häufigen  kleinen  Wieder- 
gaben des  Gelesenen  bis  zur  freieren  Behandlung  von  eng  begrenzten  konkreten 
Thematen  fortschreitend.  Sprechübungen  in  jeder  Stunde  im  Anschlufs  an  Gelesenes 
sowie  an  Vorkommnisse  des  t&glichen  Lebens. 

C.    Oberrealschule. 

Allgemeines  Lehrziel.    Wie  am  Bealgymnasinm. 

Lehraufgaben.  Vorbemerkung.  An  den  lateinlosen  Schulen  hat  das  Fran- 
zösische die  Aufgabe  der  sprachlich-logischen  Schulung  zu  lösen;  auch  steht  ihnen 
für  den  Betrieb  des  Franzöachen  weit  mehr  Zeit  zur  Verfügung  als  den  lateinlehrenden. 
Daraus  ergeben  sich  notwendig  Verschiedenheiten  der  Behandlung  im  einzelnen  trotz 
der  im  wesentlichen  für  alle  Rcalanstalten  gleichen  allgemeinen  Nonnen.  An  den 
lateinlosen  Anstalten  murs  das  System  der  Grammatik  als  solches  zur  Erkenntnis  ge- 
bracht werden ;  das  Theoretische  ist  gründlicher  zu  befestigen,  das  Praktische  reich- 
licher zu  betreiben.  Dasselbe  gilt  von  Hilfsdisciplinen,  wie  Stilistik,  Metrik,  Synonymik. 
Lektüre,  Sprechübungen,  schriftliche  und  mündliche  Übersetzungen,  Diktate,  Auf- 
sätze wie  an  den  Realgymnasien,  jedoch  eingehender. 

Nach  Vorstehendem  genügt  es,  hier  nur  die  Abweichungen  der  grammatischen 
Aufgaben  zu  bezeichnen. 

VI  (6  Stunden  wöchentlich):  Im  Mittelpunkte  steht  die  Erlernung  der  regel- 
mäßigen Konjugation,  sowie  der  Hilfsverben  avoir  und  6tre.  Das  Notwendigste  aus 
der  Formenlehre  des  Substantivs,  des  Adjektivs,  der  Zahlwörter,  im  Anschlufs  an 
Gelesenes.  V.  (6  St.):  Systematische  Durchnahme  der  Grammatik.  Das  Geschlechts- 
wort; der  sogen.  Teilartikel  im  Nominativ  und  Accusativ;  das  Notwendigste  über  Ge- 
schlecht der  Substantiva;  Bildung  der  Mehrheit,  der  weiblichen  Form  des  Adjektivs; 
die  Steigerung  des  Adjektivs;  die  Fürwörter  unter  BerOcksichtigung  der  notwendigsten 
syntaktischen  Regeln;  die  Zahlwörter.  Wiederholung  und  Einprägung  der  regel- 
mäfsigen  Konjugation,  der  Hilfsverben  avoir  und  ötre.  Die  wichtigsten  unregelmäCsigen 
Verbalformen.  IV  (6  St.):  Wiederholung  der  Lehraufgabo  der  Quinta,  namentlich 
der  Fürwörter.  Bildung  und  Steigerung  des  Adverbs;  die  unregelmäCsigen  Verben 
in  logischer  Gruppierung.  Übersicht  der  Konjunktionen,  zusammengestellt  nach  ihrer 
Bedeutung  für  die  Satzarten.  Präpositionen  de  und  ä.  Überblick  über  die  gesamte 
Formenlehre.  III B  (6  St.):  Gebrauch  der  Hilfsverben  avoir  und  dtre.  Die  unpersön- 
lichen Verben.  Syntax  des  Verbs:  Gebrauch  der  Zeiten,  Indikativ,  Konjunktiv, 
Infinitiv,  Particip,  Konkordanz,  Rektion.  III  A  (6  St.):  Wortstellung.  Syntax  des 
Artikels,  des  Adjektivs,  des  Fürworts  mit  Ausnahme  der  demonstrativen  und  unbe- 
stimmten Fürwörter.  II  B  (5  St.):  Syntax  der  demonstrativen  und  unbestimmten 
Fürwörter,  Syntax  des  Adverbs;  die  wichtigeren  Präpositionen  nach  ihren  ver- 
schiedenen Bedeutungen.    Wiederholung  der  gesammten  Formenlehre  und  Syntax. 
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II A— I A  (je  4  St.):  wie  im  Realgymnasium.    Anf  die  Erweitening  des  Wortschatzes 
nach  der  Seite  des  Technischen  und  Kommerziellen  ist  besonderes  Gewicht  zu  legen. 

D.  Realschale. 
FQr  VI- IV  dieselben  Lehraufgaben  wie  in  der  Oberrealschule.  III  (6  Stunden 
wöchentlich):  Gebrauch  der  Hilfsverben  aToir  und  6tre.  Syntax  des  Verbs:  Gebrauch 
der  Zeiten,  Indikativ,  Konjunktiv,  Infinitiv,  Particip.  II  (6  St.):  Die  notwendigsten 
Regeln  von  der  Wortstellung.  Syntax  des  Artikels,  des  Adjektivs.  I  (5  St.):  Syntax 
des  Adverbs  und  der  FOrwOrter  (im  wesentlichen  Wiederholungen).  Von  den  unbe- 
stimmten Fürwörtern  werden  die  unwichtigeren  tibergangen.  Wiederholung  der  ge- 
samten Grammatik  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Pr&positionen.  Gelegent- 
liche Erklärung  noch  nicht  besprochener  Erscheinungen  bei  der  Lektüre. 

6.    Englisch. 
A.    Gymnasium. 

Allgemeines  Lehr  ziel.  Sicherheit  der  Aussprache  und  erste  auf  fester 
Aneignung  der  Formen,  der  notwendigsten  syntaktischen  Gesetze  und  eines  aus- 
reichenden Wortschatzes  beruhende  Übung  im  mündlichen  und  schriftlichen  Gebrauch 
der  Sprache,  sowie  Verständnis  leichterer  Schriftsteller. 

Lehraufgaben.  II A—IA  (je  2  Standen  wöchentlich):  Einer  besonderen  Ver- 
teilung des  Lehrstoffes  bedarf  es  nicht.  Der  Betrieb  ist  ein  wesentlich  empirischer 
und  murs  darauf  gerichtet  sein,  nach  sorgfältiger  praktischer  Einübung  der  Aus- 
sprache im  Anschlufs  an  das  Gelesene  einen  solchen  Grund  zu  legen,  dafs  daraaf 
mit  Erfolg  weiter  gebaut  werden  kann.  Lese-,  Schreib-  uud  Sprechübungen  sowie 
der  anzueignende  Wortschatz  dienen  lediglich  diesem  Zweck.  Die  notwendigsten 
grammatischen  Regeln  sind  induktiv  zu  behandeln  und  nach  einem  kurzen  Lehrbuch 
einzuprägen ;  alles  übrige  ist  bei  der  Lektüre  zu  besprechen.  Anfangs  ist  ein  Lese- 
buch zu  benützen,  im  letzten  Jahre  ist  ein  geeigneter  Schriftsteller  zu  lesen. 

B.    Realgymnasium. 

Allgemeines  Lehrziel.  Verständnis  der  wichtigsten  Schriftwerke  seit 
Shakespeare  und  Übung  im  praktischen  mündlichen  und  schriftlichen  Gebrauch  der 
Sprache. 

Lehraufgaben.  HIB  (3  Stunden  wöchentlich):  Erwerbung  einer  richtigen 
Aussprache  durch  praktische  Übungen  zunächst  in  einem  kurzen  propädeutischen 
Kursus  unter  Ausschlufs  theoretischer  Regehi  über  Lautbildung  und  Aussprache. 
Leseübungen;  erste  Versuche  im  Sprechen  (in  jeder  Stunde).  Aneignung  eines  be- 
schränkten Wortschatzes.  Durchnahme  der  regelmäfsigen  und  unregelmärsigen 
Formenlehre  unter  Berücksichtigung  der  Syntax  insoweit,  als  sie  zur  Erklärung  der 
Formen,  sowie  zum  Verständnis  der  Lektüre  dient.  Schriftliche  und  mündliche  Über- 
setzungen aus  dem  Elementar- und  Lesebuch.  Rechtschreibeübungen.  III A  (3  St.): 
Fortsetzung  der  Lese-  und  Sprechübungen  in  jeder  Stunde  und  Erweiterung  des 
Wortschatzes.  Syntax  des  Verbs,  namentlich  die  Lehre  vom  Infinitiv,  Gerundium, 
Particip,  den  Hilfsverben ;  Gebrauch  der  Zeiten ;  Konjunktiv.  Schriftliche  und  münd- 
liche Übersetzungen  in  das  Englische  und  aus  dem  Englischen;  Übungen  wie  in  III B. 
II  B  (3  St.):  Syntax  des  Artikels,  Substantivs,  Adjektivs,  Pronomens,  Adverbs  und 
Übersicht  der  wichtigeren  Präpositionen,  zum  Teil  wiederholend.  Schriftliche  und 
mündliche  Übungen,  nachahmende  Wiedergabe  von  Gelesenem,  Erweiterung  des 
Wort-  und  Phrasenschatzes.  Lektüre  leichterer  erzählender  und  beschreibender 
Prosa  und  einer  Auswahl  von  Gedichten.  Sprechübungen  in  jeder  Stunde  im  An- 
schlufs an  das  Gelesene  und  an  Vorkommnisse  des  täglichen  Lebens.  II  A — I A 
(je  3 St):  Die  Lektüre  steht  im  Mittelpunkt  des  gesamten  Unterrichts.    Lesen  aus- 
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gewählter,  Torzugsweise  modern  englischer  Prosa,  teilweise  zur  Belebung  des  ge- 
schichtlichen Stoffes,  sowie  geeigneter  Dichterwerke,  besonders  Shakespearescher 
Dramen  nach  einem  festzustellenden  Kanon.  Auf  Gedankeninhalt  und  gute  Über- 
setzung ist  besonders  zu  achten,  und  auch  darauf,  dafs  der  Schüler  ein  Bild  yon 
der  £igenart  der  englischen  Litteratur  und  ihrer  Entwickelung  seit  Shakespeare  in 
Haupttypen  erhält.  Stilistisches,  Synonymisches  und  Metrisches  nach  BedOrfnis  und 
unter  mafsvoller  Beschränkung  auf  das  allgemein  Gültige  und  Feststehende  im  An- 
schlufsandas  Gelesene.  Gelegentlich  Erweiterung  und  Vertiefung  der  früheren 
grammatischen  Lehraufgabo;  Etymologisches  und  Sprachgeschichtliches. 
Schriftliche  und  mündliche  Ü  ber Setzung en  ins  Englische,  freie  Wiedergabe 
von  Gelesenem,  Anleitung  zu  Aufsätzen,  an  konkrete  Themata  angelehnt  (besonders 
in  Anstalten,  wo  auf  das  Englische  ein  besonderes  Gewicht  gelegt  wird).  Elemente 
der  technischen  und  wissenschaftlichen  Terminologie.  Fortgesetzte  Übungen  im 
Sprechen  im  Anschlufs  an  Lektüre  und  tägliche  Vorkommnisse. 

6.  Oberrealschule. 

Allgemeines  Lehr  ziel:   Wie  im  Realgymnasium. 

Lehr  aufgaben.  Vorbemerkung.  Im  wesentlichen  sind  die  Lehraufgaben 
dieselben  wie  im  Realgymnasium.  Die  etwas  reichlicher  vorhandene  Zeit  hat  einer 
strengeren  grammatischen  Schulung,  einer  umfangreicheren  Lektüre  und  ausge- 
dehnteren schriftlichen  Übungen  zu  dienen,  welche  sich  auf  konkrete  technische 
Aufgaben,  Briefe  usw.  erstrecken  können.  Das  Idiomatische  ist  besonders  zu  be- 
tonen und  die  Aneignung  eines  reichlicheren,  auch  technischen  Wortschatzes  zu 
sichern.  Ausgedehntere  Sprechübungen.  —  Das  Grammatische  verteilt  sich  wie 
folgt:  III  B  (5  St.  wöchentlich):  Durchnahme  der  regelmäfsigen  und  unregelmäCsigen 
Formenlehre  (wie  auf  dem  Realgymnasium).  III  A  (4  St.) :  Syntax  des  Verbam,  ins- 
besondere die  Lehre  von  den  Hilfsverben,  von  dem  Infinitiv,  Gerundium,  Farticip, 
Gebrauch  der  Zeiten,  Konjunktiv.  Syntax  des  Artikels.  IIB  (4  St):  Syntax  des 
Substantivs,  des  Adjektivs,  der  Pronomina  und  Adverbien.  Wiederholungen  und  Er- 
gänzungen der  in  III  B  gelernten  Regeln  Besprechung  der  wichtigeren  Präposi- 
tionen. II  A-I  A  (je  4  St.):  In  den  drei  oberen  Klassen  Wiederholung,  Erweiterung, 
Vertiefung,  wo  es  die  Lektüre  oder  die  schriftlichen  und  mündlichen  Übungen  not- 
wendig machen. 

D.  Realschule. 

III  (5  Stunden  wöchentlich) :  Durchnahme  der  regelmäfsigen  und  unregelmäfsigcn 
Formenlehre  unter  Berücksichtigung  der  wichtigeren  syntaktischen  Regeln,  die  zum 
Verständnis  der  Formen  selbst  sowie  der  Lektüre  notwendig  sind.  Systematische 
Gruppierung  des  Zusammengehörigen  an  der  Hand  des  Lehrbuches.  II  (4t  St.):  Die 
Syntax  des  Verbs:  Hilfsverben,  Infinitiv,  Gerundium,  Farticip,  Gebrauch  der  Zeiten. 
Aus  der  Lehre  vom  Konjunktiv  das  Notwendigste.  I  (4  St.):  Besprechung  der  Syn- 
tax des  Artikels,  des  Substantivs,  Adjektivs,  Pronomens,  Adverbs;  im  wesentlichen 
Wiederholungen  der  bereits  in  III  gelernten  und  durch  die  Lektüre  ergänzten 
Regeln.  Besprechung  der  wichtigeren  Präpositionen  about,  after,  at,  by,  from, 
to,  with. 

Methodische  Bemerkungen  zu  Französisch  und  Englisch. 

1.  Grammatik,  Wortschatz  und  schriftliche  Übungen.  Die  Aufgabe 
der  sprachlich-logischen  Schulung,  welche  an  lateinlebrenden  Anstalten  vorzugsweise 
der  lateinischen  Grammatik  und  den  angeschlossenen  Übungen  zufällt,  ist  an  latein- 
losen durch  die  französische  Grammatik  und  die  entsprechenden  Übungen  zu  lösen. 
Der  Betrieb  der  französischen  Grammatik  an  letzteren  Anstalten  wird  sonach 
mehr  systematisch  sein  müssen.  Bei  der  Auswahl  der  französischen  und  eng- 
lischen  Grammatiken   ist    darauf  zu    sehen,    dafs   sie    in   ihrem   ganzen   Aufbau 
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«icb  nicht  za  sehr  unterscheiden,  und  dadi  die  Terminologie  hier  dieselbe  ist  wie  in 
den  anderen  Sprachen.  Französisch  oder  englisch  geschriebene  Grammatiken  sind 
auch  auf  den  Oberstufen  zu  verwerfen.  Die  grammatischen  Gesetze  haben  sich  auf 
das  Begelm&fsige  und  allgemein  Gebräuchliche  zu  beschränken,  wobei  Grundgesetze, 
abgeleitete  Regeln  und  Einzelheiten  zu  scheiden  sind.  Allgemeine  Begriffsbestim- 
mungen sind  an  lateinlehrenden  Schulen  ganz  zu  meiden,  an  lateinlosen  auf  das 
Notwendigste  zu  beschränken.  Die  Anordnung  des  syntaktischen  Stoffes  nach  Bede* 
teilen  ist  zu  bevorzugen.  Dabei  empfiehlt  sich  eine  zweckmäfsig  gruppierende  Zu- 
sammenstellung von  Verwandtem.  Die  Ergebnisse  der  geschichtlichen  Sprachfor- 
schung sind  mit  Vorsicht  und  nur  soweit  heranzuziehen,  als  durch  dieselben  im  An- 
schlurs  an  Gelerntes  das  Verständnis  von  Formen,  Regeln  oder  Wortbildungen  er- 
leichtert wird.  An  lateinlosen  Schulen  ist  eine  solche  Heranziehung  zu  unterlassen. 
Auszugehen  ist  auf  der  Anfangsstufe  fttr  Französisch  und  Englisch  von  der  An- 
leitung zu  einer  richtigen  Aussprache  unter  Vermeidung  von  allgemeinen  Aussprach» 
regeln  und  unter  Fernhaltung  aller  theoretischen  Lautgesetze  und  der  Lautschrift. 
Am  zweckmäfsigsten  erfolgt  die  erste  Anleitung  in  einem  kurzen  Lautierkursus. 
Vorsprechen  des  Lehrers,  Nachsprechen  des  Schttlers,  Chorsprecheu  und  -Lesen 
sind  die  Mittel  zur  Erreichung  einer  richtigen  Aussprache  in  der  Schule.  Ausbil- 
dung der  Hör-  und  Sprechfähigkeit  des  Schülers  ist  stets  im  Auge  zu  behalten.  An 
diesen  Kursus  haben  sich  alsbald  die  ersten  Versuche  im  Sprechen  im  Anschlnfs  an 
den  umzuformenden  Lesestoff  des  methodisch  angelegten  Elementar-  und  Lesebuchs 
anzulehnen,  welches  propädeutisch  die  Grundlage  für  Grammatik,  Lektüre,  münd- 
liche und  schriftliche  Übungen  zu  bilden  hat.  Für  das  Erlernen  der  Formen  und 
der  wichtigeren  syntaktischen  Regeln  kann  auf  eine  feste  gedächtnismäfsige  Ein- 
prägung  nicht  verzichtet  werden.  Das  Verständnis  ist  aber  induktiv  durch  Beispiele 
und  Mustersätze  vorzubereiten.  Auf  Aneignung  eines  festen  von  Stufe  zu  Stufe  zu 
erweiternden  und  auch  auf  den  Gebranch  im  täglichen  Verkehr  zu  bemessenden 
Wort-  und  Phrasenschatzes  in  beiden  Sprachen  ist  auf  allen  Stufen  streng  zu  halten. 
Dieser  Schatz  ist  durch  fortgesetzte  mündliche  und  schriftliche  Verwertung  in 
sicheren  Besitz  umzuwandeln.  Besondere,  die  Lektüre  und  das  Bedürfnis  des  täg- 
lichen Lebens  berücksichtigende  Vokabularien  sind  empfehlenswert.  Rechtschreibe- 
Obungen  sind  von  unten  auf  regelmäCsig  anzustellen  und  behufs  Gewöhnung  auch 
des  Ohrs  als  Diktate  bis  in  die  oberen  Klassen  fortzusetzen.  Die  sonstigen  schrift- 
lichen Übungen  haben  vielseitige  Verarbeitung  des  in  dem  Elementar-  und  Lesebuch 
oder  in  der  Grammatik,  der  Lektüre  und  dem  angeeigneten  Wortschatz  du'ge- 
botenen  Stoffes  zum  Zweck.  Auf  den  oberen  Klassen  empfehlen  sich  besonder» 
auch  Übungen  im  Rückübersetzen.  Diese  Rückübersetzungen  bilden  den  Übergang 
zu  freien  Arbeiten,  Briefen,  Inhaltsangaben,  kürzeren  geschichtlichen  Darstellungen 
in  der  Fremdsprache.  Wegen  der  Übersetzungen  ans  den  beiden  Sprachen  gelten 
dieselben  Bemerkungen  wie  bei  dem  Lateinischen. 

2.  Lektüre.  Auf  allen  Stufen  ist  in  beiden  Sprachen  die  prosaische  Lek- 
türe vor  der  dichterischen,  die  geschichtliche  und  beschreibende  vor  den  übrigen 
Gattungen  zu  bevorzugen,  der  Prosaiker  aber  thunlichst  nicht  neben  dem  Dichter 
zu  lesen.  In  den  oberen  Klassen,  zumal  an  Realanstalten,  sind  auch  die  übrigen 
Gattungen  zu  berücksichtigen.  Hier  gilt  es,  die  Bekanntschaft  mit  dem  Leben,  den 
Sitten,  Gebräuchen,  den  wichtigsten  Geistesbestrebungen  beider  Nationen  zu  ver- 
mitteln und  zu  dem  Zweck  besonders  moderne  Schriftwerke  ins  Auge  zu  fassen. 
Die  für  die  alten  Sprachen  geforderte  Verwertung  der  geschichtlichen  Lektüre  für 
den  Geschichtsunterricht  trifft  auch  hier  zu. 

3.  Übungen  im  mündlichen  Gebrauch  der  beiden  Sprachen.  Diese 
haben  auf  der  untersten   Stufe   bald  nach   den  ersten   Versuchen   in    der   Aus- 
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spräche  zu  beginnen  und  den  ganzen  Unterricht  von  Stufe  zu  Stnfe  zu  begleiten. 
Die  Form  dieser  Übungen  ist  wesentlich  die  der  Frage  und  Antwort;  der  Stoff 
dazu  wird  entweder  aas  der  LektQre  oder  den  Vorkommnissen  des  tftglichen  Lebens 
entnommen.  Die  mandlicben  Inhaltsangaben  sind  nicht  zu  verwerfen,  aber,  als 
Monologe  der  Schaler  weniger  geeignet »  Freude  am  Sprechen  und  Übung  im  prak- 
tischen Gebrauch  der  Sprache  zu  fördern.  Abgesehen  von  den  Stunden  fOr  schrift* 
liehe  Übersetzungen  soll  keine  Stunde  ohne  kurze  Sprech Qbungen  vergehen. 

7.   Geschichte. 

Vorbemerkung.  Lehrziel,  Lehraufgaben  und  methodische  Bemerkungen 
gelten  far  die  entsprechenden  Stufen  aller  Arten  von  höheren  Schulen. 

Allgemeines  Lehrziel.  Kenntnis  der  epochemachenden  Ereignisse  der 
Weltgeschichte,  insbesondere  der  deutschen  und  preufsischen  Geschichte  im  Zu- 
sammenhange ihrer  Ursachen  und  Wirkungen,  und  Entwickelung  des  geschicht- 
lichen Sinnes. 

Lehraufgaben.*)  VI  (t  Stunde  wöchentlich):  Lebensbilder  aus  der  vater- 
ländischen Geschichte,  vrobei  von  Gegenwart  und  Heimat  auszugehen  ist.  V  (1  St): 
Erzählungen  aus  der  sagenhaften  Vorgeschichte  der  Griechen  und  Bömer.  (Die 
eigentlichen  Sagen  des  klassischen  Altertums  sind  der  altsprachlichen  LektOre  und 
dem  deutschen  Unterricht  zuzuweisen.)  IV  (2  St.):  Übersicht  über  die  griechische 
Geschichte  bis  zum  Tode  Alexanders  des  Grofsen  nebst  Ausblick  auf  die  Diadochen- 
reiche  und  Übersicht  über  die  römische  Geschichte  bis  zu  dem  Tode  des  Augustus 
in  Anlehnung  an  die  führenden  Hauptpersonen.  Die  Behandlung  der  Zeit  vor  Selon 
einerseits  und  vor  dem  Auftreten  des  Pyrrhus  anderseits  ist  auf  das  knappeste  Mab 
zu  beschränken.  Bei  der  griechischen  Geschichte  ist  das  Notwendigste  über  die 
wichtigsten  orientalischen  Kulturvölker,  soweit  sie  nicht  schon  in  der  biblischen 
Geschichte  behandelt  sind,  einzuflechten.  Einprägung  der  unentbehrlichen  Jahres» 
zahlen  und  des  geschichtlichen  Schauplatzes  auf  allen  Stufen,  erstere  in  der  Be- 
schränkung, wie  sie  durch  die  Verfügung  vom  22.  Juli  1S91  gegeben  ist.  HIB 
(2  St):  Kurzer  Überblick  über  die  weströmische  Kaisergeschichte  vom  Tode  des 
Augustus,  sodann  deutsche  (beschichte  bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters.  Die 
aufserdeutsche  Geschichte  ist  nur  soweit  heranzuziehen,  als  sie  allgemeine  Bedeutung 
hat.  UIA  (2  St):  Deutsche  Geschichte  vom  Ausgange  des  Mittelalters  bis  zum  Be- 
gierungsantritt Friedrichs  des  Grofsen;  insbesondere  brandenburgisch* preuCBische 
Geschichte.  Die  aufserdeutsche  Geschichte  ist  nur  soweit  heranzuziehen,  als  sie 
zum  Verständnis  der  erstgenannten  notwendig  ist.  IIB  (2  St.):  Deutsche  und  preuCsi- 
sche  Geschichte  vom  Begierungsantritt  Friedrichs  des  Grofsen  bis  zur  Gegenwart 
Die  aufserdeutsche  Geschichte  wie  in  III A.  Friedrich  der  Grofse,  die  französische 
Revolution,  Napoleon  I.,  insbesondere  in  seinem  Verhältnis  zu  Deutschland,  das 
Unglück  und  die  Erhebung  Preufsens,  die  Befreiungskriege,  die  innere  Umgestaltung 
Preufsens,  die  Neuordnung  der  politischen  Verhältnisse  Deutschlands  IS  15,  die  Be- 
mtlhungen  um  Herstellung  des  Zollvereins  und  einer  gröfseren  nationalen  Einheit^ 


1)  In  ME  13.  Okt.  1895  (CBl.  716)  wird  erneut  vorgeschrieben,  dafs  in  der 
alten  Greschichte  die  kriegsgeschichtlichen  Einzelheiten  gegen  die  Verfassungs-  und 
Kulturverhältnisse  zurücktreten  sollen;  eine  breitere  Beschäftigung  mit  den 
Zeiten  vor  Solon  oder  Pyrrhus  verbiete  sich  deshalb  von  selbst;  auch  für  die  Zeiten 
nach  Solon  oder  Pyrrhus  sei  knappes  Mafsbalten  in  den  kriegsgeschichtlichen 
Einzelheiten  geboten.  Es  wird  auch  gestattet  dafs  die  alte  Geschichte  in  IIA  und 
IV  nur  bis  zum  Tode  des  Augustus  behandelt  und  die  Zeit  von  da  ab  bis  zum 
Untergange  des  weströmischen  Reiches  noch  der  Lehraufgabe  der  Unterprima  zu- 
gewiesen werde. 
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die  Thaten  Kaiser  Wilhelms  L  and  die  Grandung  des  Detttschen  Reiches  bilden  den 
Hauptinhalt  der  Lehraa%abe.  Im  Anschlafs  an  die  vaterländische  Greschichte  and 
die  Lebensbilder  der  betreffenden  Herrscher  vergleichende  Berflcksichtigang  anserer 
gesellschaftlichen  and  wirtschaftlichen  Entwickelang  anter  Hervorhebung  der  Ver- 
dienste der  Hohensollern  insbesondere  am  die  Hebung  des  Bauern-,  Barger-  und 
Arbeiterstandes.  IIA  (3  St.):  Hauptereignisse  der  griechischen  Geschichte  bis  zum 
Tode  Alexanders  des  Grofsen  und  der  römischen  Geschichte  bis  zum  Unteigange 
des  weströmischen  Kaisertums  nach  Ursachen  und  Wirkungen.  Besondere  Berück- 
sichtigung der  Yerfassungs-  und  Kulturverh&Itnisse  in  zusammenfassender  verglei- 
chender Gruppierung.  Ifi  (3  St.):  Geschichte  der  epochemachenden  weltbewegenden 
Ereignisse  vom  Untergange  des  weströmischen  Reiches  bis  zum  Ende  des  30j&hrigen 
Krieges,  im  Zusammenhange  ihrer  Ursachen  und  Wirkungen.  Im  übrigen  wie  in 
IIA.  Die  auberdeutschen  Verhältnisse  von  weltgeschichtlicher  Bedeutung,  die  Kreaz- 
zQge,  die  kirchlichen  Reformbewegungen,  die  Entdeckungen  des  U.  und  15.  Jahr- 
hunderts sind  von  allgemeinen  Gesichtspunkten  aus  zu  behandeln.  Geschichtlich- 
geographische Übersicht  der  1648  existierenden  Staaten.  lA  (3  St.):  Die  wichtigsten 
Begebenheiten  der  Neuzeit  vom  Ende  des  30j&hrigen  luieges,  insbesondere  der  bran- 
denburgisch-preufoischen  Geschichte  bis  zur  Gegenwart,  im  Zusammenhange  ihrer 
Ursachen  und  Wirkungen.  Im  übrigen  wie  in  IIA.  Im  Anschlufs  an  die  Lebens- 
bilder des  GroCsen  Kurfürsten,  Friedrich  Wilhelms  I.,  Friedrichs  des  Grofsen,  Fried- 
rich Wilhelms  III.  und  Kaiser  Wilhelms  I.  zusammenfassende  Darstellungen  wie  in 
IIB,  entsprechend  dem  Verständnis  der  höheren  Stufe  vertieft 

Methodische  Bemerkungen.  Der  propädeutische  Unterricht  in  VI  und  V 
hat  die  Aufgabe,  ausgehend  von  der  Gegenwart  und  der  Heimat,  die  grofsen  Helden- 
gestalten der  nächsten  und  ferneren  Vergangenheit  dem  Herzen  und  der  Phantasie 
der  Schüler  nahe  zu  bringen,  seinen  Gedankenkreis  damit  zu  erfüllen  und  den  ersten 
Grund  ffir  eine  geschichtliche  Betrachtung  zu  legen.  Begeisterung  des  Lehrers  selbst, 
schlichte,  aber  lebenswarme  Schilderung  der  vorgeführten  Helden  in  freier  Erzäh- 
lung ohne  Anschlufs  an  ein  Buch  thun  hier  fast  alles.  Für  den  Erfolg  dieses 
Unterrichts  ist  es  von  Wichtigkeit,  dafs  das  deutsche  Lesebuch  auf  diesen  Stufen 
im  engsten  Zusammenhange  mit  den  biographischen  Aufgaben  stehe.  Für  die  fol- 
genden Klassen  gilt  es  vor  allem  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Unterricht  in  IV 
bis  IIB  und  dem  auf  der  Oberstufe.  Handelt  es  sich  in  den  ersteren  wesentlich 
um  Überlieferung  und  Einprägung  der  wichtigsten  Thatsachen,  vielfach  in  Anlehnung 
an  hervorragende  Persönlichkeiten,  um  Festhaltung  der  chronologischen  Ordnung, 
so  fällt  auf  die  Oberstufe  die  ergänzende  Vertiefung  und  vergleichende  Durchdringung 
des  früher  Gelernten  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten.  Zwar  ist  das  Vorführen 
von  Thatsächlichem  und  das  gedächtnismätsig  geordnete  Festhalten  desselben  auch 
hier  erforderlich,  aber  die  inneren  Verhältnisse  müssen  vor  den  äufsoren  in  den 
Vordergrund  treten,  das  Verständnis  für  den  pragmatischen  Zusammenhang  der 
Ereignisse  und  für  ein  höheres  Walten  in  der  Geschichte,  die  Fähigkeit  zum  Be- 
greifen der  Gegenwart  aus  der  Vergangenheit  müssen  vor  allem  geweckt  werden. 
Auf  beiden  Stufen  hängt  der  Erfolg  in  erster  Linie  von  der  Lehrerpersönlichkeit 
ab,  welche  völlig  nur  in  dem  freien  Vortrage  zur  Geltung  kommt.  Zur  Belebung  des 
geschichtlichen  Unterrichts  empfiehlt  es  sich,  charakteristische  Anschauungsmittel 
heranzuziehen.  Besonders  sicheren  Takt  und  grofse  Umsicht  in  der  Auswahl  und 
Behandlung  des  einschlägigen  Stoffes  erheischt  die  für  Untersekunda  und  Ober- 
prima geforderte  Belehrung  über  wirtschaftliche  und  gesellschaftliche  Fragen  in 
ihrem  Verhältnis  zur  Gegenwart.  Je  mehr  hierbei  die  Tendenz  vermieden,  vielmehr 
der  gesamte  Unterricht  von  ethischem  und  geschichtlichem  Geist  durchdrungen  und 
gegenüber  den  sozialen  Fragen  der  Gegenwart  auf  die  geschichtliche  Entwickelang 
des  Verhältnisses  der  Stände  untereinander  und  der  Lage  des  arbeitenden  Standes 
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insbesondere  hingewiesen,  der  stetige  Fortschritt  Eum  Besseren  nnd  die  Yerderb- 
lichkeit  aller  gewaltsamen  Versuche  der  Änderung  sozialer  Ordnungen  aufgezeigt 
wird,  um  so  eher  wird  bei  dem  gesunden  Sinn  unserer  Jugend  es  gelingen,  sie 
zu  einem  urteil  Ober  das  VerhftngnisvoUe  gewisser  Bestrebungen  der  Gegenwart  zu 
befthigen.  Indem  an  der  Hand  der  Oeschichte  die  sozialpolitischen  Mafsnahmen 
der  europäischen  Kulturstaaten  in  den  beiden  letzten  Jahrhunderten  vor  Augen  ge- 
führt werden,  ist  der  Übergang  zur  Darstellung  der  Verdienste  unseres  Herrscher- 
hauses auf  diesem  Gebiete  bis  in  die  neueste  Zeit  herab  von  selbst  gegeben.  Selbst- 
▼erst&ndlich  ist  es,  daCs  solche  Belehrungen  in  Untersekunda,  der  Stufe  entsprechend, 
knapp  und  mehr  thatsftchlich ,  in  Oberprima  aber  ausgedehnter  und  mehr  pragma- 
tisch zu  behandeln  sind.  Sehr  zu  empfehlen  ist  die  vergleichende  und  den  Stoff 
nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  gruppierende  Zusammenfassung  geschichtlicher 
Thatsachen.  Dies  gilt  vorzugsweise  auch  fOr  Wiederholungen  in  den  oberen  Klassen. 
In  welcher  Weise  derartige  gruppierende  Wiederholungen  vorzunehmen  sind,  ist  in 
der  einschlftgigen  Litteratur  eingehend  dargelegt.  Der  mflndliche  freie  Vortrag  der 
Schaler  mufs  in  dem  Geschichtsunterrichte  besonders  geabt  werden. 

8.    £rdkunde. 

Allgemeines  Lehrziel.  Verst&ndnisvoUes  Anschauen  der  umgebenden  Natur 
und  der  Kartenbilder,  Kenntnis  der  physischen  Beschaffenheit  der  Erdoberfl&che 
und  ihrer  politischen  Einteilung  sowie  der  Grundzt^ge  der  mathematischen  Erdkunde. 

Lehraufgaben.  VI  (2  Stunden  wöchentlich) :  Grundbegriffe  der  physikalischen 
und  mathematischen  Erdkunde,  elementar  und  in  Anlehnung  an  die  nächste  örtliche 
Umgebung.  Erste  Anleitung  zum  Verständnis  des  Reliefs,  des  Globus  und  der  Karten. 
Oro-  und  hydrographische  Verhältnisse  der  Erdoberfläche  im  allgemeinen ;  nach  den- 
eelben  Gesichtspunkten  das  Bild  der  engeren  Heimat  insbesondere,  ohne  Zugrunde- 
legung eines  Lehrbuchs  und  thunlichst  (wie  auch  in  der  folgenden  Klasse)  in  Ver- 
bindung mit  Naturbeschreibung.  V  (2  St.):  Physikalische  und  politische  Erdkunde 
Deutschlands  unter  Benutzung  eines  Lehrbuchs.  Weitere  Einführung  in  das  Ver- 
ständnis des  Reliefs,  des  Globus  und  der  Karten.  Anfänge  im  Entwerfen  von  ein- 
fachen Umrissen  an  der  Wandtafel.  IV  (2  St.):  Physikalische  und  politische  Erd- 
kunde von  Europa  aufser  Deutschland,  insbesondere  der  um  das  Mittelmeer  gruppierten 
Länder.  Entwerfen  einfacher  Kartenskizzen  an  der  Wandtafel  und  in  Heften. 
HIB  (1  bezw.  2  St.):  Wiederholung  der  politischen  Erdkunde  Deutschlands;  physi- 
kalische und  politische  Erdkunde  der  europäischen  Staaten.  Kartenskizzen.  III A 
(1  bezw.  2  St.):  Wiederholung  der  physikalischen  Erdkunde  Deutschlands.  Erd- 
kunde der  deutschen  Kolonieen.  Kartenskizzen.  II  B  ( l  bezw.  2  St.) :  Wiederholung 
der  Erdkunde  Europas.^  Elementare  mathematische  Erdkunde.  Kartenskizzen.  (Dazu 
in  Realanstalten:)  Die  bekanntesten  Verkehrs-  und  Handelswege  der  Gegenwart. 
U  A— I:  Das  Wichtigste  aus  der  allgemeinen  Erdkunde  und  Begründung  der  mathe- 
matischen Geographie  (beide  mit  [Mathematik  oder  Physik  verbunden).  Sonstige 
Wiederholungen  im  Geschichtsunterrichte  nach  Bedürfnis.  (An  Realanstalten  über- 
dies:) Genauere  vergleichende  Übersicht  der  wichtigsten  Verkehrs-  und  Handelswege 
bis  zur  Gegenwart. 

Methodische  Bemerkungen.  Dem  Zwecke  dieses  Unterrichts  in  höheren 
Schulen  entsprechend  ist  vor  allem,  unbeschadet  der  Bedeutung  der  Erdkunde  als 
Naturwissenschaft,  der  praktische  Nutzen  des  Faches  ins  Auge  zu  fassen  und 
die  politische  Geographie  demgemäfs  nicht  zurückzustellen,  wonach  Lehrziel  und 
-Aufgaben  zu  bemessen  sind,  t^berall  ist  der  Gedächtnisstoff  auf  das  Notwendige 
zu  beschränken;  zu  verständnisvollem  Anschauen  der  umgebenden  Natur,  derRelief- 
und  Kartenbilder  ist  stets  hinzuleiten.  Zur  Gewinnung  der  ersten  Vorstellungen 
auf  dem   Gebiete  der  physikalischen   und   mathematischen   Geographie  ist  an  die 
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n&chste  örtliche  Umgebung  anzuknüpfen;  an  dieser  sind  die  allgemeinen  Begriffe 
mögliebst  Terst&ndlich  zu  machen.  Hierbei  ist  jedoch  jede  Künstelei  zu  vermeiden 
und  vor  sogen,  systematischen  Beobachtungen  zu  warnen.  Sind  die  ersten  Qrund- 
begri£fe  dergestalt  zum  Verständnis  gebracht;,  [so  sind  sie  an  dem  Belief  und 
dem  Globus  zu  veranschaulichen ;  dann  aber  ist  zur  Benutzung  der  Karte  anzuleiten, 
welche  der  Schüler  allm&hlich  lesen  lernt.  Das  in  den  Lehraufgaben  empfohlene 
Zeichnen  ist  für  diesen  Unterricht  sehr  wichtig;}  jedoch  ist  vor  Überspannung  der 
Anforderungen  zu  warnen.  Mit  einfachen  Umrissen,  Profilen  und  Ähnlichem  an  der 
Wandtafel  wird  man  sich  meist  begnügen  müssen.  Auf  der  Oberstufe  empfiehlt  sich 
das  Zeichnen  besonders  für  die  am  Ende  eines  Vierteljahres  in  zusammenhängenden 
Stunden  anzustellenden  Wiederholungen.  Ob  der  Unterricht  in  der  Erdkunde  von 
dem  Lehrer  der  Geschichte  oder  dem  der  Naturwissenschaften  zu  erteilen  sei,  h&ngt 
von  der  Persönlichkeit  ab.  Im  allgemeinen  dürfte  auf  der  unteren  Stufe  der  Lehrer 
der  Naturwissenschaften,  auf  der  mittleren  der  der  Geschichtslehre  dazu  geeignet 
sein.  Die  Wiederholungen  auf  der  Oberstufe,  soweit  sie  die  physikalische  und  poli- 
tische Erdkunde  betreffen,  müssen  von  dem  Lehrer  der  Geschichte,  die  in  der  allge- 
meinen und  besonders  der  mathematischen  Erdkunde  von  dem  Lehrer  der  Mathe- 
matik oder  Physik  angestellt  werden. 

9.    Mathematik. 

A.  Gymnasium. 
Allgemeines  Lehrziel.  Sicherheit  im  Rechnen  mit  bestimmten  Zahlen  und 
in  dessen  Anwendung  auf  die  gewöhnlichen  Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens. 
Arithmetik  bis  zur  Entwickelung  des  binomischen  Lehrsatzes  für  ganze  positive 
Exponenten;  Algebra  bis  zu  den  Gleichungen  zweiten  Grades  (einschliefslich).  Die 
ebene  und  körperliche  Geometrie  und  die  ebene  Trigonometrie.  Der  Koordinaten- 
begriff und  einige  Grundlohren  von  den  Kegelschnitten.  Auf  allen  diesen  Gebieten 
ist  nicht  blofs  ein  auf  Verständnis  beruhendes  Wissen  der  Sätze,  sondern  auch  Ge- 
wandtheit in  ihrer  Anwendung  zu  erreichen. 

Lehraufgaben.  VI  (4  Stunden  wöchentlich):  Wiederholung  der  Grundrech- 
nungen mit  ganzen  Zahlen,  unbenannten  und  benannten.  Die  deutschen  Mafse,  Ge- 
wichte und  Münzen  nebst  Übungen  in  der  decimalen  Schreibweise  und  den  einfachsten 
decimalen  Rechnungen.  V  (4  St):  Teilbarkeit  der  Zahlen.  Gemeine  Brüche.  Ein- 
fache Aufgaben  der  Regeldetri  (durch  Schlufs  auf  die  Einheit  zu  lösen).  Mafse, 
Gewichte  und  Münzen  wie  in  VI.  IV  (4  St):  Rechnen  (2  St).  Decimabrechnung. 
Einfache  und  zusammengesetzte  Regeldetri  mit  ganzen  Zahlen  und  Brüchen.  (Auf- 
gaben aus  dem  bürgerlichen  Leben).  Planimetrie  (2  St).  Lehre  von  den  Geraden, 
Winkeln  und  Dreiecken.  HIB  (3  St):  Arithmetik  (l  St.)  Die  Grundrechnungen 
mit  absoluten  Zahlen  unter  Beschränkung  auf  das  Notwendigste.  (Bei  den  Übungen 
sind  auch  Gleichungen  ersten  Grades  mit  einer  Unbekannten  zu  benutzen.)  Plani- 
metrie (2  St.).  Parallelogramme.  Kreislehre  1.  Teil.  III  A  (3  St.):  Arithmetik  (S. 
1  St.,  W.  2  St.).  Gleichungen  ersten  Grades  mit  einer  und  mehreren  Unbekannten. 
Dabei  Übungen  in  der  Bruchrechnung.  Potenzen  mit  positiven  ganzzahligen  Expo- 
nenten. Das  Notwendigste  über  Wurzelgröfsen.  Planimetrie  (S.  2  St,  W.  1  St). 
Kreislehre  2.  Teil.  Sätze  über  Flächengleichheit  von  Figuren.  Berechnung  der 
Fläche  geradliniger  Figuren.  Anfangsgründe  der  Ahnlichkeitslehre.  IIB  (4  St): 
Gleichungen  einschliefslich  einfacher  quadratischer  mit  einer  Unbekannten.  Definition 
der  Potenz  mit  negativem  und  gebrochenem  Exponenten.  Begriff  des  Logarithmus. 
Übungen  im  Rechnen  mit  (fünfstelligen)  Logarithmen.  Berechnung  des  Kreisinhaltes 
und  -Umfanges.  Definitionen  der  trigonometrischen  Funktionen  am  rechtwinkligen 
Dreieck.  Trigonometrische  Berechnung  rechtwinkliger  und  gleichschenkliger  Dreiecke. 
Die  einfachen  Körper  nebst  Berechnungen  von  Kantenlängen,  Oberflächen  und  In- 
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halten.  IIA  (4  St.):  Die  Lehre  von  den  Potenzen,  Worzeln  and  Logarithmen. 
Gleichungen  einschllerslich  der  quadratischen  mit  mehreren  Unbekannten.  Arith- 
metische nnd  geometrische  Reihen  erster  Ordnung.  AbschluCs  der  Ahnlichkeitslehre 
(Goldener  Schnitt;  einiges  über  harmonische  Punkte  und  Strahlen).  Ebene  Trigono- 
metrie nebst  Übungen  im  Berechnen  yon  Dreiecken,  Vierecken  und  regelm&fsigen 
Figuren.  I  fi  (4  St.):  Wiederholungen  des  arithmetischen  Pensums  der  froheren 
Klassen  an  Übungsaufgaben.  Zinseszins-  und  Rentenrechnung.  Imagin&re  GrOGsen, 
Yervollstftndigung  der  Trigonometrie  (Additionstheoreme).  Stereometrie  nebst  mathe* 
matischer  Geographie  der  Eugeloberfl&che.  I A  (4  St.) :  Binomischer  Lehrsatz  fOr 
ganze  positive  Exponenten.  Abschlurs  der  Stereometrie.  Der  Koordinatenbegriff 
und  einige  Grundlehren  von  den  Kegelschnitten. 

Methodische  Bemerkungen.  Der  Rechenunterricht  hat  Sicherheit  und 
Geläufigkeit  in  den  Operationen  mit  Ziffern  zu  erstreben.  Damit  er  mit  dem  da- 
rauffolgenden arithmetischen  Unterrichte  im  Einklang  stehe  nnd  diesen  vorzube- 
reiten und  zu  unterstützen  geeignet  sei,  mufs  sowohl  die  Wiederholung  der  Grund- 
rechnungsarten in  Sexta  als  auch  die  Behandlung  des  Bruchrechnens  in  Quinta  und 
Quarta  unter  Anlehnung  an  die  mathematische  Form  geschehen,  sodafe  dabei  auch 
die  Anwendung  von  Klammem  dauernd  geübt  wird.  Die  Kenntnis  der  deutschen 
Münzen,  Mafse  und  Gewichte  ist  durch  die  Anschauung  zu  vermitteln.  Auch  bei 
der  Einführung  in  das  Wesen  der  Brüche  ist  bei  allen  Erklärungen  dahin  zu  zielen, 
dafs  die  Schüler  mit  Bruchteilen  wie  mit  konkreten  Dingen  rechnen  lernen.  Eopf- 
rechenaufgaben  mit  kleinen  Zahlen  gehen  zur  Vermittelung  des  Verständnisses  auf 
allen  Stufen  den  schriftlichen  Aufgaben  mit  gröCseren  Zahlen  und  den  eingekleideten 
Aufgaben  voran.  Auf  der  Mittelstufe  ist  das  abgekürzte  Multiplizieren  und  Divi- 
dieren zu  üben.  Bei  der  Behandlung  der  sogen,  bürgerlichen  Rechnungsarten  sind 
alle  Aufgaben  auszuschliefsen,  denen  für  die  Schüler  unverständliche  Vorkommnisse 
und  Gepflogenheiten  des  rein  geschäftlichen  Verkehrs  zu  Grunde  liegen.  Der  eigent- 
liche Rechenunterricht  findet  in  Quarta  seinen  Abschlufs.  Die  Sicherheit  im  Rech- 
nen ist  aber  im  arithmetischen  Unterrichte  der  folgenden  Klassen  durch  fortge- 
setzte Übungen  zu  erhalten.  Der  geometrische  Unterricht  ist  neben  dem  Rechen- 
unterricht in  Quarta  zu  beginnen,  der  arithmetische  in  Untertertia.  Die  plan- 
mäCsige  Verteilung  des  mathematischen  Lehrstoffes  hat  den  Zweck,  den  aus 
Untersekunda  abgehenden  Schülern  eine  wenigstens  einigermafsen  abgeschlossene 
Vorbildung  mitzugeben.  Bei  der  durch  mancherlei  Rücksichten  gebotenen  Beibe- 
haltung von  drei  Stunden  und  bei  dem  Umfange  der  Lehraufgabe  für  Untersekunda 
ist  von  den  in  diesen  Klassen  unterrichtenden  Lehrern  eine  planmäCsige  Sichtung 
des  Lehrstoffes  unter  Ausscheidung  alles  nicht  unbedingt  Notwendigen  zu  fordern. 
So  sind  in  der  Planimetrie  nur  die  für  das  System  unentbehrlichen  Sätze  einzuprägen, 
alles  andere  ist  als  Übungsstoff  zu  behandeln.  In  der  Trigonometrie ,  welche  mög- 
lichst anschaulich,  d.  h.  geometrisch  zu  behandeln  ist,  sind  nur  die  Formeln  einzu- 
üben, welche  sich  auf  die  Funktionen  eines  Winkels  beziehen,  und  welche  zur  Auf- 
lösung der  Dreiecke  unbedingt  erforderlich  sind.  In  der  Stereometrie,  bei  welcher 
auf  die  Körperberechnung  der  Nachdruck  zu  legen  ist,  soll  mit  der  Betrachtung 
einfacher  Körper,  wie  Würfel  und  Prismen,  begonnen  und  zur  Behandlung  der  wich- 
tigsten Sätze  über  die  Lage  der  Linien  und  Ebenen  im  Räume  erst  dann  überge- 
gangen werden,  wenn  das  räumliche  Vorstellungsvcrmögen  der  Schüler  ausreichend 
geübt  ist  Im  übrigen  ist  zulässig,  dafs  da,  wo  die  Verbältnisse  es  gestatten,  gewisse 
Abschnitte  aus  der  Lehraufgabe  der  Untersekunda  schon  in  der  Obertertia  behan- 
delt werden,  um  jene  Klasse  tbunllchst  zu  entlasten.  Die  strengste  Einhaltung  der 
Jahreskurse  ist  unerläfsliche  Forderung.  Da  auf  dem  matb emetischen  Gebiete 
schwerer,  als  auf  einem  andern,  Lücken  im  elementaren  Wissen  und  Können  sich 
durch  Privatfleifs  ersetzen  lassen,  und  da  die  Schwierigkeit,  welche  dieser  Unter- 
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rieht  in  den  oberen  Klassen  xaweilen  macht,  erfahrangsm&fsig  fast  aasnahmslos  auf 
Lacken  in  den  Grandlagen  beruht,  so  wird  gewissenhafte  Strenge  in  der  Yersetsang 
zu  einer  um  so  dringenderen  Pflicht  gegen  die  Schüler.  Der  Wegfall  gewisser  früher 
in  Obersekunda  und  Prima  behandelter  Abschnitte  soll  Gelegenheit  bieten,  den 
übrigen  Lehrstoff  zu  vertiefen  und  zahlreichere  Übungen  anzuschließen;  dann  aber 
ergiebt  sich  auch  die  Möglichkeit,  die  Schüler  der  obersten  Klasse  in  den  besonders 
wichtigen  Koordinatenbegriff  einzuführen  und  ihnen  in  möglichst  einfach  gehaltener 
Darstellung  einige  Grundeigenschaften  der  Kegelschnitte  klar  zu  machen.  Selbstr 
▼erst&ndlich  ist  weder  in  analytischer  noch  in  sogen,  neuerer  Geometrie  ein  phin- 
m&fsiger  Unterricht  zu  erteilen.  Einige  Grundformeln  der  sphärischen  Trigono- 
metrie, die  zum  besseren  Verständnis  der  mathematischen  Erdkunde  erforderlich 
sind,  lassen  sich  in  einfacher  Weise  bei  Betrachtung  der  dreiseitigen  Ecke  ab- 
leiten. 

fi.  Realgymnasium  und  Oberrealschule. 

Allgemeines  Lehrziel.  Sicherheit  und  Gewandtheit  im  Rechnen  mit  be- 
stimmten Zahlen  und  in  dessen  Anwendung  auf  die  gewöhnlichen  Verhältnisse  des 
bürgerlichen  Lebens.  Allgemeine  Arithmetik  bis  zum  Beweise  des  binonischen  Lehr- 
satzes für  beliebige  Exponenten;  Algebra  Ibis  zu  den  Gleichungen  dritten  Grades 
einschliefslich.  Ebene  Geometrie  einschllefolich  der  Lehre  von  harmonischen  Punkten 
und  Strahlen,  Chordaleu,  Ähnlichkeitspunkten  und  Achsen;  körperliche  Geometrie 
nebst  den  Grandlehren  der  beschreibenden  Geometrie.  Ebene  und  sphärische  Tri- 
gonometrie. Einführung  in  die  Theorie  der  Maxima  und  Minima.  Analytische 
Geometrie  der  Ebene.  Für  Oberrealschulen  ist  femer  die  Behandlung  der  wich- 
tigsten Reihen  der  algebraischen  Analysis  verbindlich.  An  diesen  Anstalten  bleibt 
es  dem  Fachlehrer  überlassen,  auch  die  Gleichungen  vierten  Grades  zu  behandeln, 
sowie  die  Methoden  zur  angenäherten  Lösung  numerischer  algebraischer  und  trans« 
cendenter  Gleichungen  klarzulegen  und  zu  üben.  In  allen  diesen  Zweigen  ist  nicht 
nur  sichere  Kenntnis  in  der  Herleitung  der  Sätze,  sondern  auch  Übung  in  ihrer 
Anwendung  zu  erwerben. 

Lehrauf  gaben.  VI  und  V  (4  bezw.  5  St.  wöchentlich):  wie  im  Gymnasium. 
IV  (4  bezw.  6  St.):  Rechnen.  Decimalrechnung.  Einfache  und  zusammengesetzte 
Regeldetri  mit  ganzen  Zahlen  und  Brüchen.  (Aufgaben  aus  dem  bürgerlichen  Leben). 
Anfänge  der  Buchstabenrechnung.  Planimetrie.  Lehre  von  den  Geraden,  Winkeln, 
Dreiecken  und  Parallelogrammen.  Einführung  in  die  Inhaltsberechnung.  III  B 
(5  bezw.  6  St.):  Arithmetik.  Die  Grundrechnungen  mit  absoluten  Zahlen.  Be- 
stimmungsgleichungen ersten  Grades.  Anwendung  auf  Aufgaben  aus  dem  bür- 
gerlichen Leben  und  dem  sogenannten  kaufmännischen)  Rechnen.  Planimetrie. 
Kreislehre.  Sätze  über  Flächengleichheit  von  Figuren.  Berechnung  der  Fläche 
geradliniger  Figuren.  III  A  (5  St.) :  Arithmetik  (2  St).  Lehre  von  den  Potenzen  und 
Wurzeln.  Gleichungen  einschliefslich  einfacher  quadratischer  mit  einer  Unbekannten. 
Planimetrie  (3  St.)  Ähnlichkeit  der  Figuren.  Berechnung  regulärer  Vielecke  sowie 
des  Kreisinhaltes  und  -ümfanges.  II  B  (5  St.):  Das  Wichtigste  über  B^riff  und 
Anwendung  des  Logarithmus  nebst  Übungen  im  logarithmischen  Rechnen.  Quadra- 
tische Gleichungen.  Anfangsgründe  der  Trigonometrie  und  Berechnung  von  Drei- 
ecken. Die  einfachen  Körper  nebst  Berechnungen  von  Kantenläugen,  Oberflächen 
und  Inhalten.  II  A  (5  St.):  Schwierigere  quadratische  Gleichungen.  Arithmetische 
und  geometrische  Reihen  erster  Ordnung.  Zinseszins-  und  Rentenrechnung.  Lehre 
von  den  harmonischen  Punkten  und  Strahlen,  Chordalen,  Ähnlichkeitspunkten  und 
Achsen.  Konstruktion  algebraischer  Ausdrücke.  Goniometrie  (einschliefslich  der 
Additionstheoreme)|)nebst  schwierigeren  Dreiecksberechnungen.  Wissenschaftliche  Be- 
gründung und  Ausführung  der  Stereometrie.    I  B  (5  St.):   Kubische  Gleichungen. 
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Daza  an  Oberrealschulen  nach  dem  Ermessen  des  Fachlehrers  Gleichungen  vierten 
Grades  und  Methoden  zur  angenäherten  numerischen  Auflösung  von  Gleichungen 
beliebigen  Grades.  Die  wichtigsten  Sätze  über  Kegelschnitte  in  elementarer  syn- 
thetischer Behandlung.  Sphärische  Trigonometrie  nebst  Anwendung  auf  mathe- 
matische Erdkunde.  I  A  (5  St.) :  Elementare  Theorie  der  Maxima  und  Minima. 
Der  binomische  Satz  fOr  beliebige  Exponenten.  Dazu  an  Oberrealschulen  die  wich- 
tigsten Reihen  der  algebraischen  Analysis.  (Ob  und  inwieweit  dieses  Gebiet  auch 
an  Realgymnasien  zu  behandeln  ist,  bleibt  dem  Ermessen  des  Fachlehrers  über- 
lassen).   Analytische  Geometrie  der  Ebene. 

M;ethodische  Bemerkungen.  Bezüglich  des  Rechenunterrichtes,  welcher 
auf  den  Realanstalten  in  der  Regel  auf  Untertertia  seinen  Abschlufs  findet,  wird 
auf  die  Bemerkungen  zu  dem  Lehrplane  der  Gymnasien  verwiesen.  Der  frühere  Umfang 
des  mathematischen  Unterrichts  ist  nach  Stundenzahl  und  Lehraufgabe  im  wesent- 
lichen ungeändert  geblieben;  nur  ist  eine  Verschiebung  in  der  Verteilung  des  Lehr- 
stoffes zu  dem  Zwecke  eingetreten,  den  aus  Untersekunda  abgehenden  Schülern  eine 
nach  Möglichkeit  abgeschlossene  Vorbildung  zu  geben.  Hinsichtlich  der  Gestaltung 
des  Unterrichts  in  dieser  Klasse  finden  die  zum  Lehrplane  der  Gymnasien  gemachten 
Bemerkungen  entsprechende  Anwendung.  Die  gröfsere  Stundenzahl  ermöglicht  vor 
allem  eine  ausgedehntere  Übung  im  einzelnen«  Die  Verminderung  der  wöchentlichen 
Lehrstunden  in  der  Obertertia  der  Oberrealschule  um  eine  wird  die  Bewältigung 
der  Lehraufgabe  nicht  in  Frage  stellen,  sobald  die  gewährte  Zeit  gut  ausgenutzt 
und  der  Lehrstoff  auf  das  "Wichtigste  beschränkt  wird.  Der  weitere  Ausbau  der 
einzelnen  Gebiete  in  den  oberen  Klassen  wird  nach  den  Jahrgängen  der  Schüler 
etwas  verschieden  sein,  und  zwar  in  den  Oberrealschulen  bei  der  gröfsercn  Stunden- 
zahl weitergehend  als  in  den  Realgymnasien.  Im  allgemeinen  ist  aber  darauf  zu 
achten,  dafs  überall  auf  Sicherheit  der  Kenntnisse  und  Gewandtheit  in  deren  An- 
wendung das  Hauptgewicht  zu  legen  ist,  und  dafs  dieser  Gesichtspunkt  bei  der  Aus- 
wahl und  Ausdehnung  des  Lehrstoffes  mafsgebend  sein  mufs.  So  ist  z.  B.  bei  der 
sphärischen  Trigonometrie  nicht  die  Herleitung  und  Einübung  der  in  den  meisten 
Lehrbüchern  gegebenen  Formeln  erforderlich,  sondern  es  genügt,  wenn  die  Schüler 
die  ersten  Sätze  richtig  aufgefafst  haben  und  dadurch  zur  Berechnung  einfacher 
Angaben  mathematischer  Erdkunde,  wenn  auch  auf  etwas  unbequemerem  Wege,  be- 
fähigt werden.  Es  ist  femer  daranf  zu  achten,  dafs  der  Unterricht  auch  auf  der 
obersten  Stufe  nicht  einen  ausschliefslich  rechnenden  Charakter  annimmt,  sondern 
auch  hier  die  Übung  in  geometrischer  Anschauung  und  Konstruktion  fortgesetzt 
wird.  Besonders  ist  im  stereometrischen  Unterrichte  das  Verständnis  projektivischen 
Zeichnens  vorzubereiten  und  zu  unterstützen. 

C.  Realschule. 
Allgemeines  Lehrziel.  Sicherheit  und  Gewandtheit  im  Rechnen  mit  be- 
stimmten Zahlen  und  in  dessen  Anwendungen  auf  die  gewöhnlichen  Verhältnisse 
des  bürgerlichen  Lebens.  Allgemeine  Arithmetik  bis  zur  Kenntnis  der  Logarithmen. 
Algebra  bis  zu  leichten  Gleichungen  zweiten  Grades.  Grundlehren  der  ebenen  und 
körperlichen  Geometrie;  die  Anfangsgründe  der  ebenen  Trigonometrie. 

10.    Naturwissenschaften. 

A.    Gymnasium. 

Allgemeines  Lehrziel.    In  der  Botanik :  Kenntois  der  wichtigeren  Familien 

des    natürlichen    Systems.    Lebenserscheinungen    der    Pflanzen.    Besprechung   der 

wichtigsten  ausländischen  Nutzpflanzen.    Einiges  aus  der  Anatomie  und  Physiologie 

der  Pflanzen,  sowie  über  Kryptogamen  und  Pflanzenkrankheiten. 

In  der  Zoologie:   Kenntnis  der  wichtigsten   Ordnungen  aus   den   Klassen  der 
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Wirbeltiere  sowie  einzelner  Vertreter  aas  den  abrigen  Klassen  des  Tierreichs.  Orand- 
begriffe  der  Tiergeographie.  Kenntnis  vom  Bau  des  menschlichen  Körpers  nebst 
Unterweisungen  über  die  Oesundheitspflege. 

In  der  Mineralogie  (welche  nicht  als  besonderer  Unterrichtsgegenstand,  sondern 
in  Verbindung  mit  der  chemischen  Lehraufgabe  zu  behandeln  ist):  Kenntnis  der  ein- 
fachsten Kry stallformen  und  einzelner  besonders  wichtiger  Mineralien. 

In  der  Physils:  Kenntnis  der  wichtigsten  Erscheinungen  und  Gesetze  aus  den 
verschiedenen  Zweigen  der  Physik  und  der  Grundlehren  der  mathematischen  Erdkunde. 

In  der  Chemie:  Kenntnis  der  einfachsten  Lebren. 

Lehr  auf  gaben.  VI  (2  Stunden  wöchentlich):  Beschreibung  vorliegender 
Blatenpflanzcn ;  im  Anschlufs  daran  Erklärung  der  Formen  und  Teile  der  Wurzeln, 
Stengel,  Bl&tter,  Blaten,  leicht  erkennbaren  BlQtenstftnde  und  FrQchte.  Beschreibung 
wichtiger  S&ugetiere  und  Vögel  in  Bezug  auf  Gestalt,  Farbe  und  Gröfse  nach  vor- 
handenen Exemplaren  und  Abbildungen  nebst  Mitteilungen  über  ihre  Lebensweise, 
ihren  Nutzen  oder  Schaden.  V  (2  St.):  Vollständige  Kenntnis  der  äufseren  Organe 
der  BlQtenpflanzen  im  Anschlufs  an  die  Beschreibung  und  Vergleichung  verwandter, 
gleichzeitig  vorliegender  Arten .  Beschreibung  wichtiger  Wirbeltiere  nach  vorhandenen 
Exemplaren  und  Abbildungen  nebst  Mitteilungen  aber  ihre  Lebensweise,  ihren  Nutzen 
oder  Schaden.  Grundzdgo  des  Knochenbaues  beim  Menschen.  Übungen  im  ein- 
fachen schematischen  Zeichnen  des  Beobachteten,  wie  auch  in  den  folgenden  Klassen. 
IV  (2  St.):  Vergleichende  Beschreibung  verwandter  Arten  und  Gattungen  von  Bldten- 
pflanzen  nach  vorhandenen  Exemplaren.  Übersiebt  über  das  natarliche  Pflanzen- 
system. Lebenserscheinungen  der  Pflanzen.  Niedere  Tiere,  namentlich  nützliche  und 
schädliche,  sowie  deren  Feinde,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Insekten« 
HIB  (2  St.):  Beschreibung  einiger  schwieriger  Pflanzenarten  zur  Ergänzung  der 
Erkenntnisse  in  Formenlehre,  Systematik  und  Biologie.  Besprechung  der  wichtigsten 
ausländischen  Nutzpflanzen.  Einiges  aus  der  Anatomie  und  Physiologie  der  Pflanzen 
sowie  über  Kryptogamen  und  Pflanzenkrankheiten.  (Im  letzten  Vierteljahr:)  Über- 
blick über  das  Tierreich.  Grundbegriffe  der  Tiergeographie.  III  A  (2  St.):  Der 
Mensch  und  dessen  Organe  nebst  Unterweisungen  über  die  Gesundheitspflege. 
Vorbereitender  physikalischer  Lehrgang  Teil  I  (Mechanische  Erscheinungen;  das 
Wichtigste  aus  der  Wärmelehre).  II  B  (2  St ):  Vorbereitender  physikalischer  Lehr- 
gang Teil  II  (Magnetismus,  Elektricität;  die  wichtigsten  chemischen  Erscheinungen 
nebst  Besprechung  einzelner  besonders  wichtiger  Mineralien  und  der  einfachsten 
Krystallformen ;  Akustik;  einfache  Abschnitte  aus  der  Optik).  IIA  (2  St.):  Wärme- 
lehre, Magnetismus,  Elektricität.  Wiederholungen  der  chemischen  und  mineralogischen 
Grundbogriffe.  I  B  (2  St.):  Mechanik  (erforderlichen  Falls  mit  Ausschlufs  der  Wärme- 
theorie und  der  Wellenlehre).   Akustik.   lA  (2  St.):  Optik.   Mathematische  Erdkunde. 

Methodische  Bemerkungen.  Der  Unterricht  in  der  Zoologie  und  Botanik 
hat,  von  der  Anleitung  zur  Beobachtung  und  Beschreibung  einzelner  Pflanzen  und 
Tiere  ausgehend,  die  Schüler  durch  Vergleichung  verwandter  Formen  allmählich 
zur  Aneignung  der  wichtigsten  Begriffe  der  Morphologie  und  zur  Kenntnis  des  Systems 
hinzuführen.  Dabei  sind  die  Schüler  auf  allen  Stufen  im  einfachen  schematischen 
Zeichnen  des  Beobachteten  zu  üben.  Das  Hauptgewicht  ist  nicht  sowohl  auf  einen 
grofsen  Umfang  des  Lehrstoffes,  als  auf  dessen  unterrichtliche  Durcharbeitung  zu 
legen.  Zu  behandeln  sind  vorzugsweise  die  Vertreter  der  einheimischen  Tier-  und 
Pflanzenwelt,  daneben  aber  auch  einzelne  besonders  charakteristische  Formen  fremder 
Erdteile.  Beginnt  das  Sommerhalbjahr  so  zeitig,  daCs  die  Beschaffung  geeigneter 
Pflanzen  für  den  botanischen  Unterricht  noch  nicht  zu  ermöglichen  ist,  so  bleibt  es 
den  betreffenden  Lehrern  überlassen ,  die  erste  Zeit  des  Sommerhalbjahres  auf  Er- 
gänzung und  Wiederholung  der  zoologischen  Lehraufgabe  des  Winterhalbjahres  zu 
verwenden.    Der  Unterricht  in  der  Physik  und  Chemie  nebst  Mineralogie  hat  eine 
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nicht  nnbedentonde  Verschiebung  gegen  früher  erfahren.  Mafsgebend  für  diese  Ände- 
rungen war  der  Gedanke,  auch  den  SchQlern,  welche  nach  AbscfaluCs  der  Untersekunda 
die  Schule  verlassen,  ein  möglichst  abgerundetes  Bild  der  wichtigsten  Lehren  auf 
diesen  Gebieten  mit  ins  Leben  zu  geben.  Hierdurch  wurde  die  Anordnung  des 
Lehrstoffes  in  zwei  Kursen  bedingt.  In  dem  ersten,  welcher  das  zweite  Halb- 
jahr der  Obertertia  und  die  Untersekunda  umfafst,  sind  die  Grundlehren  zu  be- 
handeln, w&hrend  in  dem  zweiten,  welcher  sich  auf  jenem  aufbaut,  das  in  ihm  ge- 
wonnene Wissen  zu  vertiefen  und  zu  erweitem  ist.  Bei  der  gewaltigen  Falle  des 
Stoffes  auf  diesen  Gebieten  und  der  verh&ltnismafsig  geringen  Anzahl  der  dafQr  ver- 
fügbaren Lehrstunden  ist  auf  eine  angemessene  Auswahl  die  gröfNte  Sorgfalt  zu  ver- 
wenden. Dabei  wird  das  Bestreben  des  Lehrers  vor  allem  dahin  zu  richten  sein, 
daCs  die  Schüler  zu  eigenem  Denken  und  zum  Beobachten  angeleitet  werden,  jede 
Überlastung  mit  gedächtnismäfsig  anzueignendem  Lernstoff  aber  sorgsam  gemieden 
wird.  Der  Versuch  ist  bei  allen  Betrachtungen  in  den  Vordergrund  zu  stellen. 
(Die  Lehrbuchfrage  bedarf  einer  besonderen  Regelung.) 

B.  Realgymnasium  und  Oberrealschule. 

Allgemeines  Lehr  ziel.  In  der  Botanik:  Kenntnis  des  natürlichen  Systems; 
genauere  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  natürlichen  Familien  der  einheimischen 
Pflanzen.  Lebenserscheinungen  der  Pflanzen.  Besprechung  der  wichtigsten  aus- 
ländischen Nutzpflanzen.  Mitteilungen  über  die  geographische  Verbreitung  bekannter 
Pflanzen.  Einiges  aus  der  Anatomie  und  Physiologie  der  Pflanzen  sowie  über  Krypto- 
gamen  und  Pfianzenkrankheiten. 

In  der  Zoologie:  Kenntnis  des  Systems  der  Wirbel-  und  der  wirbellosen  Tiere. 
Grundbegriffe  der  Tiergeographie.  Kenntnis  Yom  Bau  des  menschlichen  Körpers 
nebst  Unterweisungen  über  die  Gesundheitspflege. 

In  der  Mineralogie:  Kenntnis  der  wichtigeren  Krystallformen  sowie  der  phy- 
sikalischen Eigenschaften  und  der  chemischen  Zusammensetzung  der  bekanntesten 
Mineralien. 

In  der  Physik:  Sichere  Kenntnis  der  wichtigsten  Erscheinungen  und  Gesetze 
ans  den  verschiedenen  Zweigen  der  Physik  sowie  der  mathematischen  Herleitnng 
der  Hauptgesetze.    Kenntnis  der  wichtigsten  Lehren  der  mathematischen  Erdkunde. 

In  der  Chemie:  Kenntnis  der  wichtigeren  Elemente  und  ihrer  bedeutendsten 
anorganischen  Verbindungen  sowie  der  Grundgesetze  der  Chemie.  (An  den  Ober- 
realschulen:)   Kenntnis  der  wichtigsten  organischen  Verbindungen. 

Lehraufgaben.  VI  und  V  (je  2  Stunden  wöchentlich):  wie  beim  Gymna- 
sium. IV  (2  St.):  Vergleichende  Beschreibung  verwandter  Arten  und  Gattungen  von 
Blütenpflanzen  nach  vorhandenen  Exemplaren.  Übersicht  über  das  natürliche 
Pflanzensystem.  Lebenserscheinungen  der  Pflanzen.  Wiederholungen  und  Erwei- 
terungen des  zoologischen  Lehrstoffes  der  früheren  Klassen  mit  Rücksicht  auf  die 
Erkennung  des  Systems  der  Wirbeltiere.  HIB  (2  St.):  Wiederholungen  und  Er- 
weiterungen des  botanischen  Lehrstoffes  der  frQheren  Klassen  mit  Rücksicht  auf  die 
Erkennung  des  natürlichen  Systems  der  Phanerogamen.  Gliedertiere.  III A  (2  St.): 
Beschreibung  einiger  schwieriger  Pflanzenarten  zur  Ergänzung  und  Wiederholung 
der  Formenlehre,  Systematik  und  Biologie.  Besprechung  der  wichtigsten  ausländi- 
schen Kulturgewächse.  Mitteilungen  über  die  geographische  Verbreitung  der  Pflanzen. 
Niedere  Tiere.  Erweiterung  und  Wiederholung  des  zoologischen  Lehrstoffes  der 
früheren  Klassen  mit  Rücksicht  auf  die  Erkennung  des  Systems  der  wirbellosen 
Tiere.  Wiederholung  des  Systems  der  Wirbeltiere.  (Dazu  in  der  Oberrealschule :) 
KurzgefaCste  Aufklärung  über  Gegenstand  und  Aufgabe  der  Physik.  Mechanische 
Erscheinungen,  einschliefslich  der  Hydrostatik  und  Aerostatik.  Wärmelehre.  (2  St. 
wöchentlich.)    IIB  (5  St.  bei  Realgymnasien,  6  St.  bei  Oberrealschnlen):  Einiges  aus 
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der  Anatomie  und  Physiologie  der  Pflanzen,  sowie  über  Kryptogamen  und  Pflanzen- 
krankheiten. Anatomie  und  Physiologie  des  Menschen  nebst  Unterweisungen  über 
die  Oesondheitspflege.  Magnetismus,  £lektricität,  Akustik,  wichtige  optische  Erschei- 
nungen. Propädeutischer  Unterricht  in  der  Chemie.  Elemente  der  Krystallographie. 
IIA  (5  bezw.  6  St.):  Wärmelehre  (mit  Ausschlufs  der  Wärmestrahlung.)  Magne- 
tismus und  Elektricität.  Allgemeine  chemische  Begriffe.  Metalloide.  Stöchiome- 
trische  Aufgaben.  IB  (5  bezw.  6  St.):  Mechanik  (einschliefslich  der  Wärmetheorie 
und  Wellenlehre).  Akustik.  Die  Metalle.  Einfache  Arbeiten  im  Laboratorium. 
lA  (5  bezw.  6  St.):  Optik.  Wiederholungen  aus  dem  ganzen  Gebiet.  Einzelne 
wichtige  Kapitel  aus  der  organischen  Chemie.  Einfache  Arbeiten  im  Laboratorium. 
Methodische  Bemerkungen.  Das  Streben  der  Lehrer  mnfs  stets  darauf 
gerichtet  sein,  die  Schaler  zur  Beobachtung  und  Beschreibung  einzelner  Naturkörper 
anzuleiten  und  durch  Vergleichung  verwandter  Können  zum  Verständnisse  des 
Systems  hinüberzufahren ,  auch  neben  dieser  Einführung  in  die  systematische  Ord- 
nung mit  den  wichtigsten  Erscheinungen  und  Gesetzen  des  Tier-  und  Pflanzenlebens 
bekannt  zu  machen.  Auf  Vollständigkeit  ist  kein  besonderes  Gewicht  zu  legen. 
Der  Stoff  ist  hauptsächlich  der  einheimischen  Tier-  und  Pflanzenwelt  zu  entnehmen, 
wie  sie  die  Umgebung  und  die  Sammlung  der  Schule  bietet,  doch  darfen  charakte- 
ristische Formen  anderer  Erdteile  nicht  unbeachtet  bleiben.  Auf  allen  Stufen  sind  die 
Schaler  im  einfachen  schematischen  Zeichnen  des  Beobachteten  zu  üben.  Bezüglich  der 
zeitlichen  Abgrenzung  des  botanischen  und  zoologischen  Unterrichts  in  den  einzelnen 
Klassen  gilt  dasselbe  wie  beim  Gymnasium.  Der  physikalische  Unterricht  erfolgt 
auch  an  Realgymnasien  und  Oberrealschulen  in  zwei  Kursen,  von  welchen  der  erste 
mit  der  Untersekunda  abschliefst.  In  ihm  ist  der  Unterricht  in  der  Art  zu 
erteilen,  dafs  in  einfachster  Weise  vom  Versuche  ausgegangen  wird.  (Die  Lehrbuch- 
frage bedarf  noch  einer  besonderen  Regelung.)  Auf  den  Realgymnasien  sind  in 
diesem  Kursus  auch  die  Grundlehren  der  Chemie  und  Mineralogie  zu  behandeln, 
während  in  dem  zweiten  mit  der  Obersekunda  beginnenden  Kursus  für  den  che- 
misch-mineralogischen Unterricht  besondere  Stunden  festgesetzt  sind.  Zur  sicheren 
Erledigung  der  nicht  unbedeutenden  Lehraufgabe  des  ersten  Kursus  ist  es  ratsam, 
in  der  Untersekunda  sämtliche  naturwissenschaftliche  Stunden  th unliebst  in  die 
Hand  eines  Lehrers  zu  legen,  um  dadurch  eine  gröfsere  Konzentration  des  Unter- 
richts zu  ermöglichen.  Auch  ist  es  unter  Umständen  statthaft,  den  Lehrplan  für  den 
naturwissenschaftlichen  Unterricht  in  der  Obertertia  und  Untersekunda  dieser  An- 
stalten ähnlich  dem  für  die  Gymnasien  vorgeschriebenen  zu  gestalten,  vorausgesetzt, 
dafs  dadurch  die  Lehraufgaben  der  genannten  Klassen  im  ganzen  keine  Kürzung 
erfahren.  In  den  Oberrealschulen  findet  von  vornherein  eine  Trennung  des  physi- 
kalischen Unterrichts  von  dem  chemisch -mineralogischen  statt,  und  zwar  erstreckt 
sich  der  physikalische  Unterricht  schon  in  der  Obertertia  über  das  ganze  Schuljahr. 
Der  Unterricht  in  der  Mineralogie  wird  am  besten  mit  dem  chemischen  verbunden 
und  ist  im  allgemeinen  auf  Oryktognosie  zu  beschränken.  Zu  behandeln  sind  die 
wichtigsten  Krystallformen  und  die  physikalischen  und  chemischen  Eigenschaften 
der  hauptsächlichsten  Mineralien.  An  den  theoretischen  Unterricht  in  der  Chemie, 
in  welchem  darauf  Bedacht  zu  nehmen  ist,  dafs  die  Schüler  nicht  etwa  durch  gleich- 
mäfsige  Behandlung  der  Elemente  und  ihrer  Verbindungen  mit  Lehrstoff  überladen 
und  zu  überwiegend  gedächtnismäfsiger  Aneignung  genötigt  werden,  sind,  zumal  an 
den  Oberrealschulen,  in  Prima  praktische  Übungen  im  Laboratorium  anzuschüefsen, 
in  welchen  die  Schüler  die  wichtigsten  Reaktionen  der  Metalloide  und  Metalle  durch- 
machen, einfache  qualitative  Analysen  ausführen  und  leichte  Präparate  herstellen. 
Derartige  praktische  Übungen  haben  bei  richtiger  Leitung  einen  nicht  zu  unter- 
schätzenden erziehlichen  Wert  und  können  unter  Umständen  auch  auf  das  Gebiet 
des  physikalischen  Unterrichts  ausgedehnt  werden. 
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G.  Realschule. 

Naturheschreibung.  Anleitung  zur  Beobachtung  und  Beschreibung  ein- 
zelner Pflanzen.  Kenntnis  der  wichtigeren  Fflanzenfamilien  und  Erscheinungen  aus 
dem  Leben  der  Pflanze.  Anleitung  zur  Beobachtung  und  Beschreibung  von  Yer» 
tretem  der  einzelnen  Klassen  der  Tierwelt.  Kenntnis  der  wichtigeren  Ordnungen 
der  Wirbeltiere  und  Insekten.  Bekanntschaft  mit  dem  Bau  des  menschlichen  Kör- 
pers. Kenntnis  der  einfachsten  Krystallformen,  sowie  einzelner  besonders  wichtiger 
Mineralien. 

Naturlehre.  Eine  durch  Versuche  yermittelte  Kenntnis  der  allgemeinen 
Eigenschaften  der  Körper,  der  Grundlehren  des  Gleichgewichts  und  der  Bewegung, 
der  Elektricit&t,  des  Magnetismus  und  der  W&rme,  sowie  der  einfachen  optischen 
und  akustischen  Gesetze;  femer  der  bekanntesten  chemischen  Elemente  und  ihrer 
hauptsächlichsten  Verbindungen. 

11.  Zeichnen. 
A.    Gymnasium. 

Allgemeine  Lehraufgabe.  Lehraufgabe  des  obligatorischen  Zeichnens  ist 
die  Ausbildung  im  Sehen  und  sicheren  Darstellen  einfacher  körperlicher  Gegenstände 
im  Umrifs.  In  dem  fakultativen  Unterricht  der  oberen  Klassen  (von  11 B  an)  erfolgt 
die  weitere  Entwickelung  des  Formen-  und  Farbensinnes  durch  Wiedergabe  von 
schwieriger  darzustellenden  Gegenständen  im  Umrifs,  anch  mit  RQcksicht  auf  die 
BelenchtuDgserscheinungen  und  die  Farbenwirkung.  Einzelne,  fQr  welche  das  geo- 
metrische Zeichnen  von  besonderem  Wert  ist,  werden  in  die  darstellende  Geometrie 
eingeführt. 

Bemerkungen.  Fflr  den  obligatorischen  Unterricht:  Zeichnen 
ebener  geradliniger  und  krummliniger  Gebilde  im  Klassen-  und  Abteilongsunter- 
richt  nach  grofsen  Wand  vorlagen  (Wandtafeln),  erläutert  durch  Zeichnungen 
des  Lehrers  an  der  Schultafel,  zugleich  mit  Abänderung  der  gegebenen  Formen. 
Vorlegeblätter  sind  ausgeschlossen.  Umrifszeichnen  nach  einfachen  Modellen,  pla- 
stischen Ornamenten  und  anderen  geeigneten  körperlichen  Gegenständen  im  Einzel- 
unterricht. Es  wird  durch  diese  Übungen  fQr  die  Schaler,  welche  an  dem  weiteren 
Zeichenunterricht  nicht  teilnehmen,  ein  gewisser  Abschlufs  erzielt,  während  ander- 
seits fQr  jeden,  der  eine  weitere  Ausbildung  im  Zeichnen  anstrebt,  eine  sichere 
Grundlage  gewonnen  wird.  Bei  dem  fakultativen  Unterricht  folgt  im  Freihand- 
zeichnen auf  ein  erweitertes  Umrifszeichnen  nach  Geräten,  Gefäfsen,  plastischen 
Ornamenten,  lebenden  Pflanzen  und,  je  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  SchQler, 
auch  nach  anderen  Gegenständen,  das  Ausführen  von  Zeichnungen  nach  Modellen 
und  nach  plastischen  Ornamenten  mit  der  Licht-  und  Schattenwirkung  und  darauf 
die  Darstellung  farbiger  Gegenstände ,  lebender  Pflanzen ,  Früchte  und  dergl.  mit 
Bleistift  und  der  Wasserfarbe.  Auf  das  Verständnis  für  Form  und  Farbe  sowie  auf 
die  Bildung  des  Geschmacks  durch  hierfür  geeignete  Besprechungen  ist  hinzuwirken. 
Im  geometrischen  Zeichnen,  soweit  es  an  Gymnasien  überhaupt  betrieben  werden 
kann,  giebt  zuerst  das  Zirkelzeichnen  Übung  im  Gebrauch  von  Zirkel,  Lineal 
und  Ziehfeder  durch  sorgfältiges  Zeichnen  von  Flächenmustern,  Kreisteilungen  und 
anderen  geometrischen  Gebilden.  Es  folgt  das  geometrische  Darstellen  von  Körpern 
in  den  verschiedenen  Ansiebten  mit  Durchschnitten  und  Abwickelungen  der  Flächen 
and  zum  Schlufs  die  Einführung  in  die  darstellende  Geometrie,  Schattenkonstruktion 
und  Perspektive. 

B.  Realgymnasium  und  Oberrealschule. 
Allgemeine  Lchraufgabe.    Die  Lehraufgabe  ist  im  allgemeinen  dieselbe 
wie  bei  den  Gymnasien,  nur  ist  sie   hier  vollständiger  und   umfassender  zu  lösen 
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Ansbildang  im  richtigen  Sehen  und  in  der  richtigen  Wiedergabe  der  verschiedensten 
körperlichen  Gegenstände  ans  freier  Hand  im  Umritt,  in  weiterer  Ausffthrang  unter 
Wiedergabe  der  Licht-  und  Scbattenwirkung  und  in  farbiger  Darstellung.  Ein« 
abnng  des  geometrischen  Darstellens  Ton  Körpern  und  Einfahrung  in  die  darstellende 
Geometrie,  Schattenkonstruktion  und  Perspektive. 

Bemerkungen.  Im  Freihandzeichnen  sind,  wie  beim  Gymnasium,  Yorlege* 
blfttter  nicht  zu  benutzen,  vielmehr  nur  grofse  Wandvorlagen  (Wandtafeln)  und 
körperliche  Gegenstände.  Das  Messen  am  Modell  und  jede  Benutzung  mechanischer 
Hilfsmittel,  wie  Zirkel  und  Lineal,  ist  gänzlich  zu  vermeiden.  Das  Zeichnen  nach 
Gegenständen  wird  im  einzelnen  geQbt  Der  Stoff  des  Unterrichts  verteilt  sich  in 
folgender  Weise:  FOr  Quinta  und  Quarta:  Zeichnen  ebener  und  krummliniger 
Gebilde  nach  Wandtafeln  mit  Übungen  im  Abändern  der  vorgeführten  Formen,  er- 
läutert durch  Zeichnungen  des  Lehrers  an  der  Wandtafel,  Zeichnen  von  Flachoma- 
menten  und  Blattformen.  In  der  Tertia:  Zeichnen  nach  einfachen  und  schwieri- 
geren Modellen  und  plastischen  Ornamenten  im  ümrifs,  zuletzt  Übungen  in  der 
Wiedergabe  von  Licht  und  Schatten  nach  einfachen  Modellen.  In  den  oberen 
Klassen:  Zeichnen  nach  plastischen  Ornamenten  .im  Umrifs  und  mit  Rücksicht 
auf  die  Beleuchtung,  Ausfahrung  von  Zeichnungen  nach  der  Natur  und  nach  kunst- 
gewerblichen Gegenständen.  Übungen  im  Malen  in  Wasserfarbe  nach  verschiedenen 
Gegenständen,  z.  B.  Früchten,  Blumen,  Pflanzen.  Das  Linearzeichnen  beginnt  in 
der  Obertertia  mit  Übungen  im  Gebrauch  von  Zirkel,  Lineal  und  Ziehfeder  an 
«Flächenmustem,  Kreisteilungen  und  anderen  gerad-  und  krummlinigen  Gebilden.  In 
der  Untersekunda  folgt  das  geometrische  Darstellen  einfacher  Körper  in  verschie- 
denen Ansichten  mit  Schnitten  und  Abwickelungen,  dem  sich  in  der  Obersekunda 
und  Prima  die  Einführung  in  die  darstellende  Geometrie,  Schattenlebre  und  Per- 
spektive anschliefst.  Das  Zeichnen  ganzer  Maschinen  und  Gebäude  nach  Vorlage 
ist  ausgeschlossen. 

G.  Realschule. 

Allgemeine  Lehraufgabe.  Die  Lehranfgabe  ist  dieselbe  wie  bei  den 
übrigen  Realanstalten  und  begrenzt  sich  nur  durch  den  Abschluts  des  Unterrichts 
nach  sechs  Jahren. 

Bemerkungen.  Für  das  Freihandzeichnen  gelten  die  obigen  allge- 
meinen Bemerkungen.  Der  Stoff  verteilt  sich  auf  die  einzelnen  Klassen  wie  bei  den 
übrigen  Realanstalten.  Auf  der  obersten  Stufe  wird,  wenn  Sicherheit  im  Umrifs- 
zeichnen  erzielt  ist,  die  Wiedergabe  von  Licht  und  Schatten  nach  hierfür  besonders 
geeigneten  Modellen  geübt.  Im  Li  nearz  e lehnen:  Übung  im  Gebrauch  von  Zirkel, 
Lineal  und  Ziehfeder  an  Flächenmustern,  Kreisteilungen  und  anderen  gerad-  und 
krummlinigen  Gebilden.  Sind  für  das  Linearzeichnen  in  den  oberen  Klassen  mehr 
als  zwei  Stunden  verfügbar,  so  tritt  das  geometrische  Darstellen  von  Körpern  in 
verschiedenen  Ansichten  mit  Schnitten  und  Abwickelungen  hinzu. 

12.  Turnen. 
Das  Turnen  in  den  Schulen  verfolgt  das  Ziel,  durch  zweckmätsig  ausgewählte 
und  geordnete  Übungen  die  leibliche  Entwickelung  der  Jugend  zu  fördern,  den 
Körper  zu  stählen,  Mut  und  Vertrauen  in  die  eigene  Kraft  zu  wecken,  raschen  Ent- 
schlufs  und  entsprechende  Ausführung  zu  sichern.  Dabei  ist  zugleich  die  Aneig- 
nung gewisser  Fertigkeiten  besonders  auch  in  Rücksicht  auf  den  künftigen  Dienst 
im  vaterländischen  Heere  zu  erstreben.  Dieses  Ziel  kann  nur  erreicht  werden,  wenn 
der  Turnunterricht  auf  Grund  eines  bestimmten  Lehrplanes  nach  sorgsam  erwägen- 
der Vorbereitung  des  Lehrers  für  jede  einzelne  Stunde  so  erteilt  wird,  dafs  der 
Übungsstoff  in  stufenmätsiger  Folge  und  angemessenem  Wechsel  ein  regelmäfsiges 
Fortschreiten  aller  Schüler  sichert,  diese  selbst  aber  angehalten  werden,  alle  Übun- 
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gen  genau  und  mit  Anspannung  ihrer  Er&fte  möglichst  vollkommen  auszuführen. 
Damit  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  vielmehr  bringt  es  die  Natur  der  Sache  mit 
«ich  und  wird  ausdrücklich  als  Aufgabe  bezeichnet,  dafs  das  Turnen  mit  firischem, 
fröhlichem  Sinne  betrieben  werde  und  der  Jugend  die  Lust  gew&hre,  welche  das 
Gefahl  gesteigerter  Kraft,  erhöhter  Sicherheit  in  der  Beherrschung  und  dem  Ge- 
brauche der  GUedmafsen  und  des  ganzen  Körpers,  sowie  vor  allem  das  BewuCst- 
sein  jugendlicher  Gemeinschaft  zu  edlen  Zwecken  mit  sich  fahrt.  Auf  der  Unter- 
und  Mittelstufe  ist  das  Turnen  in  Form  von  Gemeinübungen  unter  unmittelbarer 
Leitung  des  Lehrers  zu  betreiben.  Auf  der  Oberstufe  ist  Riegenturnen  sulässlg, 
sobald  die  Möglichkeit  vorhanden  ist,  in  besonderem  Unterrichte  tachtige  Vorturner 
auszubilden.  Bei  ganstlgem  Wetter  ist,  wo  es  nur  irgend  möglich,  im  Freien  in 
turnen. 

A.  Unterstufe.  Einfache  Frei-  und  Ordnnngsabungen.  Gangarten.  Übungen 
mit  Holz-  oder  leichten  Eisenstäben.  Leichte  Verbindungen  dieser  Übungeformen. 
Springabungen  mit  Benutzung  von  Schwingseil,  Frelspringel  usw.,  auch  von  festen 
Hindernissen.  Obungen  am  Kletter-  und  Steigegerüst.  Einfache  Hang-  und  Stütz- 
übungen  an  Reck  und  Barren.  Schwebe-  (Gleichgewichts-)Übungen.  Leichte  Auf- 
schwange am  Reck. 

B.  Mittelstufe.  Wiederholung  der  Frei-  und  Ordnungsabungen  der  Unter- 
stufe und  deren  Erweiterung  durch  schwierigere  Formen  und  Zusammensetzungen 
(Obungsgruppen).  Übungen  mit  dem  Eisenstabe.  Weitere  Übungen  an  den  schon 
auf  der  Unterstufe  benutzten  Geräten.  Sturmspringel  (Schrägbrett),  Springbock, 
Springkasten  und  Schaukelringe. 

G.  Oberstufe.  Weitere  Zusammensetzungen  von  Freiabungen;  Eisenstab-  und 
Hantelabungen,  namentlich  in  Verbindung  mit  Ausfallbewegungeo,  unter  Umständen 
auch  Keulenabungen.  Bei  den  Ordnungsabungen  sind  auch  die  rein  militärischen 
Formen  zu  beracksichtigen.  Erweiterung  des  Gerätturnens,  insbesondere  durch 
Hinzunahme  der  Übungen  am  Springpferd,  des  Stabspringens ,  Gerwerfens  usw. 
Planmäfsige  Pflege  der  Tumkar. 

Auf  der  Unterstufe  sind  die  Frei-  und  Ordnungsabungen,  auf  der  Oberstufe  die 
Gerätabungen  vorzugsweise  zu  pflegen.  Übungen  im  angewandten  Turnen  sind  auf 
allen  Stufen  vorzunehmen;  besonders  ist  der  Lauf  mit  allmählicher  Steigerung  durch- 
gehend zu  aben,  und  zwar  als  Dauer-  und  als  Schnelllauf. 

Turnspiele  werden  auf  allen  Stufen  in  geeigneter  Auswahl  vorgenommen. 


Gesichtspunkte  für  die  Bemessung  der  Hausarbeit. 
A.  Allgemeines.    Alle  Hausarbeiten  dienen  lediglich  entweder 
der  Anleitung  zu  Ordnung  und  Sauberkeit  (Reinschriften)  oder  der  Er- 
ziehung zur  selbständigen  geistigen  Thätigkeit. 

DemgemäXs  sind  die  Hausarbeiten  als  eine  wesentliche  Ergänzung 
des  Schulunterrichts  besonders  flftr  mittlere  und  obere  Klassen  zu 
erachten,  aber  unter  steter  Berücksichtigung  desselben  und  unter  Be- 
achtung der  körperlichen  und  geistigen  Entwickelung  sowie  der  Lei- 
stungsfähigkeit der  betreffenden  Altersstufen  zu  bemessen. 

Ein  Teil  der  sonst  zu  Hause  zu  bewältigenden  Arbeit  kann  bei 
richtiger  methodischer  Behandlung  des  Unterrichts  in  die  Schule  ver- 
legt werden.^ 

Die  nicht  schriftliche  Hausarbeit,  soweit  sie  die  Aneignung  des 
unentbehrlichen   Gedächtnisstoffes  und  die  Befestigung  des  Gelernten 


Digitized  by 


Google 


1.  Kapitel.  Prenfsen.  303 

betrifft  vereinfacht  sich  ia  demselben  Maise,  wie  der  ged&ehtnismäbi^e 
Lernstoff  auf  allen  Gebieten  gemindert  wird.  Eine  solche  Minderung  ist 
besonders  herbeizufbhren  in  der  Eeligion,  im  Deutschen,  in  den  Fremd- 
sprachen, der  Geschichte,  Erdkunde,  Naturbesehreibung  und  Chemie. 

Ein  wirksames  Mittel  zur  Verminderung  der  Hausarbeit  ist  die 
methodische  innere  Verknüpfung  verwandter  Lehrfächer  untereinander 
und  die  entsprechende  Gruppierung  des  Lehrstoffes.  Diese  sind  aber 
nur  zu  erreichen,  wenn  wenigstens  auf  den  unteren  Stufen  die  sprach- 
lich-geschichtlichen F&oher  einerseits  und  die  mathematisch-naturwissen- 
schaftlichen anderseits  in  jeder  Klasse  in  eine  Hand  gelegt    werden. 

B.  Besonderes,  a.  Untere  und  mittlere  Stufe:  Die  Hausarbeiten 
können  eine  gewisse  Einschränkung  erfahren,  wenn 

1.  in  VI  bezw.  V  im  Deutschen  und  in  den  Fremdsprachen  die 
Forderungen  im  wesentlichen  zurückgeführt  werden  auf  wiedergebende 
Reinschriften  der  in  der  Klasse  an  der  Wandtafel  oder  in  den  Schüler- 
heften vorgenommenen  schriftlichen  Übungen; 

2.  von  IV  bis  II  B  fernerhin  häusliche  deutsche  Aufsätze  allge- 
mein nur  alle  4  Wochen,  daneben  aber  in  der  Klasse  kürzere  Aus- 
arbeitungen über  durchgenommene  Abschnitte  aus  dem  Deutschen,  den 
Fremdsprachen,  der  Geschichte  und  Erdkunde,  sowie  der  Naturwissen- 
schaften verlangt  werden; 

3.  die  häusliche  Vorbereitung  auf  schwierigere  Schriftsteller,  be- 
sonders bei  Beginn  der  Lektüre,  nur  nach  vorheriger  Anleitung  des 
Lehrers  in  der  Klasse  gefordert  wird; 

4.  verwickeitere  Bechen-  und  mathematische  Aufgaben  möglichst 
vermieden,  jedenfalls  aber  nur  nach  vorheriger  Klarstellung  durch  den 
Lehrer  in  der  Klasse  zur  häuslichen  Bearbeitung  aufgegeben  werden. 

b.  Obere  Stufe:  Hier  entfallen  an  Gymnasien  alle  bisher  notwendigen 
häuslichen  Übungen  für  den  lateinischen  Aufsatz  und  ftlr  die  griechische 
und  französische  Versetzungsarbeit;  die  sonstigen  Klassenübnngen  und 
häuslichen  Arbeiten  bleiben.  Die  Übersetzungen  in  die  Fremdsprachen 
sind  in  der  Begel  nur  nach  Diktaten  des  Lehrers  und  im  Anschlufs  an 
die  Lektüre  zu  fertigen. 

Der  deutsche  Aufsatz,  welcher  auf  dieser  Stufe  vorzugsweise  Er- 
ziehung zu  selbständiger  Arbeit  bezweckt,  aber  nach  Inhalt  und  Umfang 
mafsvoll  zu  begrenzen  ist,  tritt  noch  mehr  als  bisher  in  den  Mittelpunkt 
des  gesamten  Unterrichts  und  entnimmt  aus  ihm  seinen  Stoff.  Mehr 
als  8  Aufsätze  im  Schuljahr  (6  zu  Hause  und  2  in  der  Klasse)  sind  nicht 
zu  fordern.  Danebenher  gehen  kleine  Ausarbeitungen  in  anderen  Fächern. 

In  der  Mathematik,  an  Bealanstalten  auch  in  den  Naturwissen- 
schaften sind  neben  den  regelmäfsigen  Klassenübungen  höchstens  alle 
4  Wochen  selbständigere  häusliche  Ausarbeitungen  von  nicht  zu  grolser 
Schwierigkeit  zu  fordern. 
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Eine  geordnete  deutsehe  und  fremdsprachliche  Prlvatlektflre  bildet 
in  den  oberen  Klassen  die  notwendige  Ergänzung  der  Schularbeit. 
Diese  Lektüre  ist  zwar  planmäfsig  zu  leiten;  indessen  ist  dem  Sehttler 
nach  seiner  Eigenart  eine  gewisse  Freiheit  der  Wahl  zu  gestatten, 
damit  das  rechte  Interesse  für  die  Sache  geweckt  und  Freude  an  der 
Arbeit  erzeugt  werde.  Die  Erziehung  zu  selbständiger  freier  Thätig- 
keit  ist  vor  allem  im  Auge  zu  behalten. 

Die  zweckmäfsige  Verwertung  der  Privatlektüre  zu  freien  Arbeiten 
im  Deutschen  bleibt  dem  Ermessen  der  betreffenden  Lehrer  überlassen. 

Erläuterungen  und  Ausführungsbestimmungen  zu  I  u.  IL 

1.  Um  für  die  nach  Vollendung  der  II B  ins  Leben  tretenden  Schüler 
einen  ersten  Abschlufs  in  der  Bildung  herbeizuführen,  welcher  sich 
organisatorisch  in  der  Scheidung  zwischen  Unter-  und  Oberstufe  geltend 
macht,  ist  eine  Trennung  der  Sekunden  bei  den  Lehrstunden  in  Ge- 
schichte, Erdkunde  und  Mathematik  überall  notwendig.  Eine  weitere 
Trennung  der  Sekunden  in  wissenschaftlichen  Lehrgegenständen  unter 
Berücksiclitigung  der  allgemeinen  pädagogischen  Bedürfnisse  und  der 
Schülerzahl  der  betreffenden  Klassen  bleibt  für  jeden  Fall  vorbehalten. 

2.  Die  Provinzial-SchulkoUegien  sind  ermächtigt, 

a.  in  sprachlich  gemischten  Bezirken  das  Deutsche  in  VI  und  V 
um  je  eine  Stunde  zu  verstärken  und  so  die  Wochenstunden  dieser 
Klassen  auf  26  zu  erhöhen; 

b.  an  allen  Realanstalten  die  für  das  Französische  und  Englische 
angesetzten  Stunden  gegen  einander  zu  vertauschen,  vorausgesetzt,  dafs 
eine  derartige  Abweichung  durch  die  Lage  des  Schulorts  und  seine 
Verkehrsverhältnisse  nahegelegt  wird; 

c.  an  allen  höheren  Schulen  die  Mathematik  und  Naturwissenschaft 
und  an  Gymnasialanstalten  überdies  das  Lateinische  und  Griechische 
unter  entsprechender  Verminderung  des  anderen  Faches  der  betreffenden 
Gruppe  bis  auf  die  Dauer  eines  Schuljahres  um  je  eine  Stunde  wöchent- 
lich zu  verstärken ;  desgleichen  zur  Beseitigung  besonderer  Schwächen 
einer  Klasse  auf  kürzere  Zeit  eine  weitere  Verschiebung  der  Wochen- 
stunden innerhalb  der  bezeichneten  beiden  Gruppen  zu  gestatten; 

(ME  13.  Oktober  1895  [GBl.  S.  716]  dehnt  die  erteilte  Ermäch- 
tigung zu  Abweichungen  von  den  für  die  einzelnen  Lehrfllcher  festge- 
setzten Wochenstunden  dahin  aus,  dafs  die  fQr  die  drei  obersten  Klassen 
[Obersekunda  bis  Oberprima]  der  Gymnasien  und  Realgymnasien  be- 
stimmten Wochenstunden  ftlr  das  Lateinische  je  nach  Bedürfnis  auf 
Antrag  der  Direktoren  um  je  eine  erhöht  werden  können;  jedoch  soll  an 
den  Gymnasien  bei  kombinierten  Sekunden  keine  und  bei  kombinierten 
Primen  nur  eine  Mehrstunde  eintreten  können;  bei  Ecalgymnasien  ist 
dies  etwas  anders  bestimmt.  Die  Mehrstunden  sollen  an  Gymnasien 
fllr  die  schriftlichen  Übungen  und  für  grammatische  und  stilistische 
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Wiederholungen  oder  Zasammenfassnngen  zur  Förderung  der  Lektüre, 
bei  Eealgymnasien  je  nach  Bedlirfnis  zur  Befestigung  und  Einübung 
der  Grammatik  oder  Lektüre  benutzt  werden.) 

d.  an  Realgymnasien  in  den  beiden  Sekunden  die  Stundenzahl  für 
das  Lateinische  unter  entsprechender  Verminderung  der  mathematischen 
bei  vorhandenem  Bedürfnis  wöchentlich  um  je  eine  zu  erhöhen. 

Vorausgesetzt  ist  bei  allen  diesen  Abweichungen  von  den  Lehr- 
plänen, dafs  die  Erreichung  des  allgemeinen  Lehrzieles  in  den  be- 
treffenden Fächern  auf  die  Dauer  nicht  beeinträchtigt  wird.  Über  die 
selbständig  genehmigten  Abweichungen  unter  a— d ,  über  deren  Gründe 
und  Erfolge  haben  die  Provinzial-SchulkoUegien  jedesmal  in  den  zu 
erstattenden  Verwaltungsberichten  sich  zu  äulsern. 

Des  weiteren  sind  diese  Behörden  ermächtigt,  die  in  dem  Zusatz 
zu  den  Lehrplänen  (A — D)  angegebenen  besonderen  Formen  eines  ge- 
meinsamen Unterbaues  höherer  Schulen  in  ihren  Bezirken  selbständig 
zuzulassen. 

3.  Aus  der  oben  erörterten  Organisation  ergiebt  sich  mit  Notwendig- 
keit gegenüber  der  früheren  eine  andere  Abgrenzung  der  Lehraufgaben  fltr 
fast  alle  wissenschaftlichen  Fächer  in  allen  höheren  Schulen  mit  Ausnahme 
der  Realschulen,  und  zwar  so,  dafs,  unbeschadet  der  Erreichung  des 
vollen  Lehrzieles  der  Prima  an  Vollanstalten,  nach  dem  sechsten  Jahr- 
gang überall  eine  einigermafsen  abgerundete  Vorbildung  erreicht  werden 
mufs.  Der  Versuch  dazu  ist  in  den  jetzigen  Lehraufgaben  gemacht; 
insbesondere  darf  in  dieser  Beziehung  auf  den  Abschluls  der  zusammen- 
hängenden grammatischen  Unterweisung  in  den  Fremdsprachen,  den 
Abschlufs  in  der  Geschichte  und  Erdkunde,  in  der  Mathematik  und  den 
Naturwissenschaften  hingewiesen  werden. 

An  die  Lehrer  tritt  die  Pflicht  heran,  diesen  Abschluls  durch  zweck- 
mäfsige  Methode  von  unten  auf  vorzubereiten  und  ihn  im  sechsten  Jahr- 
gange in  einem  gesicherten  Wissen  und  Können  zu  erreichen.  Die  Auf- 
sichtsbehörden haben  bei  ihren  Besichtigungen  diesem  Punkte  ihre 
unausgesetzte  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

4.  Ein  entschiedenes  Gewicht  legt  die  Unterrichts  Verwaltung  darauf, 
dafs  der  Religionsunterricht  an  den  einzelnen  Anstalten  nicht  zu  sehr 
zersplittert  und  nicht  als  vereinzeltes  Fach  behandelt,  sondern  ohne 
künstliche  Mittel  zu  allen  übrigen  Lehrgegenständen,  insbesondere  den 
ethischen,  in  engste  Beziehung  gesetzt  werde.  Darauf  hinzuwirken  ist 
besonders  Sache  der  Direktoren  und  Schulräte« 

Eng  damit  verbunden  ist  die  hier  anzuschlieijsende  erziehliche 
Pflicht  der  Schule.  Soll  die  höhere  Schule  auch  nach  dieser  Seite  ihre 
Aufgabe  lösen,  so  hat  sie  äufsere  Zucht  und  Ordnung  zu  halten,  Ge- 
horsam, Fleifs,  Wahrhaftigkeit  und  lautere  Gesinnung  zu  pflegen  und 
■aus  allen,  besonders  den  ethischen  Unterrichtsstoffen  fruchtbare  Keime 
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f&r  die  Charakterbildung  und  tüchtiges  Streben  zu  entwickeln.  Indem 
so  der  jugendliche  Geist  mit  idealem  sittlichen  Gedankeninhalt  erftlllt 
und  sein  Interesse  daf&r  nachhaltig  angeregt  wird^  erfährt  zugleich  der 
Wille  eine  bestimmte  Richtung  nach  diesem  Ziele.  Die  dem  Lehrer 
damit  gestellte  Aufgabe  ist  ebenso  schwierig  wie  lohnend  und  mufs 
immer  von  neuem  zu  lösen  versucht  werden.  Daljs  dabei  ein  liebe- 
volles Eingehen  auf  die  Eigenart  des  Schülers  notwendig  ist,  erscheint 
selbstverständlich. 

Erste  Voraussetzung  für  eine  auch  nur  annähernde  Lösung  der 
Aufgabe,  zumal  unter  den  heutigen  Verhältnissen  und  in  den  meist 
überfüllten  Klassen,  ist  eine  ernste  und  gewissenhafte  Vorbereitung 
des  Lehrers  auch  auf  seinen  Erzieherberuf.  Wie  der  angehende  Schul- 
mann jetzt  zu  einem  methodischen  Unterricht  angeleitet  wird,  so  wird 
er  auch  für  seine  pädagogische  Aufgabe  durch  Benutzung  aller  auf  der 
Universität  und  in  der  praktischen  Vorbereitungszeit  gebotenen  Hilfs- 
mittel, sowie  durch  eigene  Beobachtung  und  Übung  sich  mehr  und  mehr 
selbst  befähigen  müssen.  Dafs  sein  Beispiel  in  erster  Linie  von  ent- 
scheidendem Einflüsse  auf  seinen  Erfolg  ist,  hat  er  sich  stets  gegen- 
wärtig zu  halten. 

Eine  weitere  Voraussetzung  ist,  dafs  das  gesamte  Lehrerkollegium 
einmütig  nach  demselben  Ziele  hinstrebt  und  so  dem  Geiste  der  Schule 
eine  bestimmte  Richtung  giebt. 

Nicht  minder  hängt  die  Erreichung  dieses  Zieles  von  der  Stärkung 
des  Einflusses  und  der  gesamten  Wirksamkeit  des  Klassenlehrers  gegen- 
über dem  Fachlehrer,  besonders  auf  den  unteren  und  mittleren  Klassen, 
ab.  Die  Zersplitterung  des  Unterrichts  auf  diesen  Stufen  unter  zu  viele 
Lehrer  ist  ein  Hindernis  für  jede  nachhaltige  erziehliche  Einwirkung, 
ebenso  der  oft  von  Stufe  zu  Stufe  eintretende  Wechsel  der  Klassen- 
lehrer. 

Zur  Steuerung  dieses  Übelstandes  werden  die  Provinzial-Schul- 
koUegicn  angewiesen,  bei  Genehmigung  der  alljährlich  einzureichenden 
Lehrpläne  für  die  einzelnen  Anstalten  streng  darauf  zu  achten,  dafo 
der  ftlr  ein  Ordinariat  vorgeschlagene  Lehrer  sich  auch  dazu  eignet, 
und  dafs  er  in  dem  Umfange,  wie  dies  nach  seiner  Lehrbefähi- 
gung oder  praktischen  Bewährung  möglich  ist,  in  seiner  Klasse  Be- 
schäftigung gefunden  hat.  Soweit  zur  Zeit  noch  in  der  wissenschaft- 
lichen Vorbildung  der  Lehrer  Hindernisse  für  eine  ausgedehntere  Ver- 
wendung in  einer  Klasse  liegen,  mufs  auf  deren  Beseitigung  Bedacht 
genommen  werden. 

Dem  Klassenlehrer  vor  allen  liegt  es  ob,  mit  den  Familien  seiner 
Zöglinge  sich  in  Verbindung  zu  halten  und  den  Eltern  mit  Rat  und 
That  an  die  Hand  zu  gehen. 

Die  Zugehörigkeit  des  Schülers  zu  einer   bestimmten  kirchlichen 
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Gemeingchaft  legt  der  Schule  die  Pflielit  auf,  nicht  blofs  alle  Hemm- 
nisse der  religiös-kirchlichen  Bethätigung  zu  beseitigen,   sondern,    so- 
weit die  Schulordnung  dadurch  nicht  gestört  wird,    diese  Bethätigung  • 
auch  in  positiver  Weise  zu  fordern.    Die  Lehrerkollegien  werden  ge- 
wifs  gern  dazu  mitwirken,  dafs  diese  Absicht  thunlichst  erreicht  werde. 

5.  Das  Deutsche  hat  durch  Vermehrung  der  Wochenstunden,  zumal 
an  Gymnasien,  eine  weitere  Förderung  erfahren.  Es  ist  noch  mehr 
als  bisher  in  den  Mittelpunkt  des  gesamten  Unterrichts  gerückt,  und 
die  Leistungen  darin  sind  von  so  entscheidender  Bedeutung  bei  der 
Reifeprüfung,  dafs  ein  Schüler,  welcher  in  den  Gesamtleistungen  im 
Deutschen  nicht  genügt,  fernerhin  in  den  Prüfungen  für  nicht  bestanden 
erklärt  wird.  —  Die  diesem  Unterrichte  gestellte  besondere  Aufgabe 
der  Pflege  vaterländischen  Sinnes  und  des  nationalen  Gedankens  weist 
dem  Deutschen  eine  enge  Verbindung  mit  der  Geschichte  zu.  Durch 
lebendige  Veranschaulichung  deutscher  Heldensagen  mit  ihrem  Hinter- 
grunde, den  nordischen  Sagen,  bereitet  der  deutsche  Unterricht  ebenso 
auf  die  deutsche  Geschichte  vor,  wie  er  die  letztere  durch  Einführung 
in  die  bedeutendsten  Geisteswerke  unserer  Litteratur  inhaltlich  be- 
fruchtet und  belebt.  Durch  eine  planmäfsige  Pflege  einer  nicht  blofs 
richtigen,  sondern  auch  dem  Geiste  unserer  Sprache  angemessenen  deut- 
schen Übersetzung  aus  den  Fremdsprachen  sowie  durch  die  vorgesehenen 
regelmäßigen  deutschen  Elassenarbeiten  aus  den  meisten  übrigen  Fächern 
soll  der  Übung  im  schriftlichen  Ausdruck  eine  besondere  Unterstützung 
gesichert  werden.  Dasselbe  geschieht  bezüglich  des  mündlichen  Aus- 
drucks durch  geordnete  Übungen  im  freien  Vortrag.  Diese  Mittel  voll 
auszunützen  muüs  eine  vornehmliche  Sorge  der  Lehrer  sein.  Die  mit 
dem  Deutschen  in  VI  und  V  verbundenen  Geschichtserzählungen  liefern 
gleichzeitig  einen  passenden  Stoff  zum  mündlichen  oder  schriftlichen 
Nacherzählen.  Wo  entsprechend  vorgebildete  Lehrer  für  philosophische 
Propädeutik  vorhanden  sind,  bleibt  es  den  Direktoren  freigestellt,  die 
Grundzüge  der  letzteren  im  Anschlufs  an  konkrete  Unterlagen,  wie 
sie  z.  B.  einzelne  Platonische  Dialoge  bieten,  in  Prima  lehren  zu  lassen. 

6.  Die  Verminderung  der  Stunden  fllr  das  Lateinische  an  den  Gym- 
nasien um  15  und  an  den  Realgymnasien  um  11  wöchentlich  ist  in 
erster  Linie  durch  die  unabweisbare  Forderung  einer  Verminderung  der 
Gesamtstunden  und  der  Vermehrung  der  Turnstunden  geboten  gewesen. 
Bei  den  Gymnasien  kommt  überdies  noch  die  Notwendigkeit  der  Ver- 
stärkung des  Deutschen,  des  Zeichnens  und  der  Aufnahme  des  Eng- 
lischen in  den  Lehrplan  dazu. 

Eine  so  bedeutende  Verminderung  der  Wochenstunden  bedingte 
eine  Änderung  des  Lehrzieles.  An  dem  Gymnasium  mufste  nach  Weg- 
fall des  lateinischen  Aufsatzes  auf  stilistische  Fertigkeit  in  dem  bis- 
herigen Umfange  verzichtet  werden,  ein  Verzicht,  welcher  ohnehin  durch 
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die  abnehmende  Wertsohätznng  des  praktisehen  Gebrauchs  des  Lateini- 
schen und  die  auch  in  Gelehrten-  und  Lehrerkreisen  abnehmende  Fer- 
tigkeit darin  bedingt  war. 

Verständnis  der  bedeutenderen  klassischen  Schriftsteller  Borns 
und  die  geistige  Zucht,  welche  bewährtermalsen  durch  eindringliche 
Beschäftigung  mit  den  alten  Sprachen  erworben  wird,  ist  das  allge- 
meine Ziel  dieses  Unterrichts.  Innerhalb  dieser  Grenzen  ist  die  diesem 
Fache  zugewiesene  bedeutsame  Aufgabe  trotz  der  StundenyerminderuDg 
auch  fernerhin  zu  lösen.  Dies  setzt  allerdings  voraus,  dafs  der  gram- 
matische Lernstoff  und  der  anzueignende  Wortschatz  auf  das  Begel- 
mftlsige  und  ftlr  eine  gründliche  Lektttre  Notwendige  beschränkt  und 
die  schriftlichen  Übungen  lediglich  nach  dem  allgemeinen  Lehrziel  be- 
messen werden.  Die  eine  Stunde,  welche  in  den  drei  oberen  Klassen 
fernerhin  noch  flir  grammatische  Zusammenfassungen  und  mündliche 
wie  schriftliche  Übungen  bleibt,  soll  dazu  dienen,  die  erworbene  Sicher- 
heit festzuhalten  und  die  Lektüre  von  störendem  grammatischen  Bei- 
werk frei  zu  machen.  Aufgabe  der  Direktoren  und  Au&ichtsbehörden 
wird  es  sein,  allen  Versuchen  energisch  entgegen  zu  treten,  welche 
darauf  abzielen,  diese  den  schriftlichen  Übungen  gezogenen  Grenzen  zu 
überschreiten  und  die  Schriftstellerlektüre  durch  Hineinziehen  gramma- 
tischer Erörterungen  aufzuhalten,  welche  zum  Verständnis  des  Schrift- 
stellers nicht  unbedingt  nötig  sind.  —  Neben  der  schriftlichen  Über- 
setzung ins  Lateinische  ist  entsprechend  dem  allgemeinen  Lehrziel  auch 
der  Übersetzung  aus  dem  Lateinischen  eine  ebenbürtige  Stellung  zuzu- 
weisen. Damit  entfälltauch  die  einseitige  Wertschätzung  des  sogen.  Ex- 
temporales. Auf  eine  gute  deutsche  Übersetzung  aus  der  Fremdsprache 
ist  fernerhin  sowohl  bei  den  Zeugnissen  und  Versetzungen  als  auch  in 
der  Reifeprüfung  ein  weit  gröfseres  Gewicht  zu  legen.  Um  eine  solche 
Leistung  in  geordneter  Weise  von  unten  auf  vorzubereiten,  ist  ange- 
ordnet, dab  auf  allen  Stufen  auch  regelmäisige  schriftliche  Übersetzungen 
aus  dem  Lateinischen  neben  denen  ins  Lateinische  hergehen. 

Die  in  den  Lehraufgaben  für  das  Lateinische  und  Griechische  be- 
zeichneten Schriftsteller  und  Schriften  sind  solche,  die  in  den  betref- 
fenden Schuljahren  gelesen  werden  müssen.  Indessen  sind  dieProvin- 
zial-SchulkoUegien  ermächtigt,  auch  andere  Schriftsteller  oder  Schriften 
zuzulassen,  vorausgesetzt,  dafs  diese  nach  Form  und  Inhalt  zur 
SohuUektüre  auf  den  einzelnen  Stufen  sich  eignen  und  ein  Einlesen  in 
die  obligatorischen  Klassenschriftsteller  durch  diese  erweiterte  Lektüre 
nicht  behindert  wird. 

Was  die  Realgymnasien  angeht,  so  begründete  die  Zurück- 
ftihrung  der  Wochenstunden  auf  das  ungefähre  Mafs  der  Unterrichts- 
und Prüfungsordnung  von  1859  zugleich  die  Notwendigkeit  der  Be- 
schränkung des  Lehrziels.    Trotz  seiner  Verminderung  kann  bei  der 
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gesicherten  grammatischen  Vorbildung  in  VI  bis  IV  ein  gründliohes 
Verständnis  leichterer  Stellen  der  in  der  Prima  gelesenen  Stttcke  erreicht 
werden.  Damit  aber  ist  dem  praktischen  Bedürfnis  dieser  Schüler- 
kreise  genügt. 

7.  Das  Griechische  hat  4  Wochenstunden  verloren.  Nachdem 
auch  hier  der  grammatische  Lernstoff  und  der  anzueignende  Sprach- 
sehatz beschränkt  und  die  elementaren,  nur  auf  Einübung  der  Formen 
und  der  wichtigsten  grammatischen  Begeln  zu  bemessenden  Schreib- 
übungen der  Unterstufe  auf  ein  geringes  Mab  zurückgeführt  sind,  er- 
scheint die  sichere  Erreichung  des  alleinigen  Zieles  dieses  Unterrichts 
verbürgt,  ohne  dals  die  Gründlichkeit  der  Lektüre  Abbruch  erleide. 

8.  Den  Beginn  des  Franzosischen  auf  IV  zurückzulegen  war 
geboten,  weil  es  erfahrungsmäfsig  mit  gro&en  Schwierigkeiten  verknüpft 
ist,  in  den  unteren  Klassen  in  zwei  aufeinander  folgenden  Jahren  jedes- 
mal eine  neue  Fremdsprache  anzufangen.  Von  HIB  an  aufwärts  die 
entsprechenden  Lehraufgaben  allmählich  auszugleichen,  bleibt  den  Pro- 
vinzial-SchulkoUegien  überlassen. 

Die  Verminderung  der  Stunden  im  Französischen  an  allen  höheren 
Schulen  ist  lediglich  bedingt  durch  die  Notwendigkeit  der  Herabsetzung 
der  Gesamtstundenzahl.  Bei  der  erheblichen  Kürzung  des  grammati- 
schen Lernstoffes  und  bei  der  fortschreitenden  Durchbildung  der  sogen, 
neueren  Methode  ist  das  im  wesentlichen  auf  den  praktischen  schrift- 
lichen und  mündlichen  Gebrauch  der  Sprache  bemessene  Lehrziel  zu 
erreichen.  In  diesem  Vertrauen  fühlt  sich  die  Unterrichtsverwaltung 
bestärkt  durch  die  an  manchen  Anstalten  bisher  schon  erzielten  Erfolge 
und  durch  das  rege  Streben  der  Lehrer  der  neueren  Sprachen,  unter 
Benutzung  aller  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mittel,  teils  in  der  Heimat, 
teils  im  Auslande  für  den  praktischen  Gebrauch  der  Fremdsprache  sich 
zu  befestigen. 

9.  Das  E  nglisch  e  hat  an  Realanstalten  nur  eine  geringe  Minderung 
der  Wochenstunden  erfahren,  soll  aber  an  Gymnasien  von  IIA  bisIA 
als  wahlfreies  Fach  gelehrt  werden.  Demgemäfs  wird  bestimmt,  dafs 
es  an  allen  Gymnasien,  wo  geeignete  Lehrkräfte  sowie  die  Mittel 
zu  deren  Entschädigung  in  den  Anstalten  vorhanden  sind,  in  IIA  be- 
gonnen und  fortschreitend  bis  I A  weitergeführt  werde.  (Für  die  Provinz 
Hannover  bewendet  es  bezüglich  des  obligatorischen  Charakters  des 
englischen  Unterrichts  bei  dem  bisherigen  Zustande.)  An  gymnasialen 
Anstalten,  wo  das  Englische  bisher  schon  auf  einer  früheren  Stufe 
gelehrt  wurde,  ist  zu  prüfen,  ob  und  in  wieweit  dafür  ein  Bedürfnis 
vorliegt. 

10.  Wegen  des  Unterrichts  in  der  Geschichte  und  Erdkunde 
darf  auf  die  Lehranfgabe  und  die  methodischen  Bemerkungen  im  all- 
gemeinen verwiesen  werden.  —  Eine  besondere  Schwierigkeit  wird 
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dem  Unterricht  in  der  Erdkunde  durch  die  Verschiedenheit  der  Wand- 
karten und  Atlanten  bereitet.  Bei  Änderung  der  Lehrmittel  wird  darauf 
zu  halten  sein,  dafs  alle  Schüler  denselben  Atlas,  und  zwar  möglichst 
durch  alle  Klassen,  gebrauchen.  Auch  empfiehlt  es  sich,  bei  Neu- 
anschaffung Yon  Wandkarten  darauf  zu  sehen,  dafs  deren  System 
von  dem  der  im  Gebrauch  befindlichen  Atlanten  möglichst  wenig  ab- 
weicht. 

11.  Der  Wegfall  des  Zeichnens  in  VI  ist  durch  den  erfahrungsmafsig 
geringen  Erfolg  dieses  Unterrichts  auf  jener  Stufe  gerechtfertigt.  Wenn 
dagegen  an  Gymnasialanstalten  das  allgemein  verbindliche  Zeichnen 
um  je  zwei  Stufen  weiter  geführt  ist,  so  erschien  dies  durch  die  Be- 
deutung dieses  Faches  und  dessen  Unentbehrlichkeit  fllr  die  meisten 
Berufszweige  geboten. 

12.(15.)  Um  an  Gymnasien  eineÜberbttrdung  der  Schüler  mit  Unter- 
richtsstunden zu  verhüten,  ist  daran  festzuhalten,  dafs  derselbe  Schüler 
in  der  Regel  nur  an  dem  Englischen  oder  Hebräischen  teilnehmen 
darf,  und  dafs  eine  Beteiligung  an  beiden  Fächern  von  dem  Direktor 
nur  ausnahmsweise  gestattet  werden  kann.  Desgleichen  wird  eine  Be- 
freiung einzelner  Schüler  vom  Singen  in  IV  bis  I  dem  pflichtmäfsigen 
Ermessen  des  Direktors  tiberlassen.  An  der  Verpflichtung  zur  Teil- 
nahme an  dem  theoretischen  Gesangunterrichte  auch  von  seiten  dispen- 
sierter Schüler  wird  nichts  geändert. 

13.(16.)  Hinsichtlich  der  Lehr-,  Lese-  und  Übungsbücher  sowie  der 
sonstigen  Hilfsmittel  ist  die  Unterrichtsverwaltung  entschlossen,  im 
Interesse  der  Beteiligten  den  anerkannten  Mifsständen  bezüglich  der  zu 
grofsen  Zahl  der  Schulbücher  und  Hilfsmittel  sowie  der  einander  viel- 
fach aussohliefsenden  neuen  Auflagen  derselben  zu  steuern.  In  dieser 
Hinsicht  schien  es  vorläufig  genügend,  die  Provinzial-SchulkoUegien  auf 
diese  beiden  Gesichtspunkte  für  ihre  künftigen  Vorschläge,  die  Ein- 
führung von  Schulbüchern  betreffend,  hinzuweisen  und  insbesondere 
bezüglich  des  zweiten  Punktes  ihnen  zu  empfehlen,  darauf  in  geeigneter 
Weise  hinzuwirken,  dafs  die  Verfasser  einzuftlhrender  Schulbücher  sich 
verpflichten,  neue  Auflagen  nach  Form  und  Inhalt  in  irgend  einer 
äuJjserlich  erkennbaren  Weise  so  zu  gestalten,  dafs  die  alten  Ausgaben 
neben  den  neuen  von  den  Schülern  gebraucht  werden  können. 

14.  Für  die  Art  und  das  Mafs  der  von  den  Schülern  zu  fordernden 
Hausaufgaben  sind  die  in  den  Gesichtspunkten  für  die  Hausarbeit  nieder- 
gelegten Anweisungen  zu  beacliten.  Auf  Grund  dieser  und  unter 
Berücksichtigung  der  von  den  Provinzial-SchulkoUegien  vor  Beginn 
des  Schuljahrs  festgestellten  besonderen  Lehraufgaben  flir  jede  Anstalt 
werden  die  Lehrerkollegien  auch  fernerhin  jedesmal  einen  Arbeitsplan 
für  die  betreffenden  Klassen  bezüglich  der  Verteilung  der  Hausarbeit 
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ZU  entwerfen  haben.  Bei  dieser  wird  darauf  Bedacht  zu  nehmen  sein, 
dafs  bei  normaler  Leistungsfähigkeit  der  Schüler  eine  ÜberbOrdung 
nicht  stattfindet  und  an  jedem  Tage  ausreichend  Zeit  zur  £rholung 
bleibt.  Eine  wirksame  Überwachung  der  Einhaltung  des  gebotenen 
Mafses  ermöglichen  dem  Direktor  und  dem  Klassenlehrer  die  genau  zu 
führenden  Klassenbücher. 

CR  24.  Okt.  1837:  Die  Lehrgegenstände  in  den  Gymnasien, 
namentlich  die  deutsehe,  lateinische  und  griechische  Sprache,  die 
Religionslehre,  die  philosophische  Propädeutik,  die  Mathematik  nebst 
Physik  und  Naturbeschreibung,  die  Geschichte  und  Geographie  sowie 
die  technischen  Fertigkeiten  des  Schreibens,  Zeichnens  und  Singens 
machen  die  Grundlage  jeder  höheren  Bildung  aus  und  stehen  zu  dem 
Zwecke  der  Gymnasien  in  einem  ebenso  natürlichen  als  notwendigen 
Zusammenhange.  Die  Erfahrung  yon  Jahrhunderten  und  das  Urteil 
der  Sachverständigen,  auf  deren  Stimme  ein  vorzügliches  Gewicht  ge- 
legt werden  mufs,  spricht  dafbr,  dafs  gerade  diese  Lehrgegenständc 
vorzüglich  geeignet  sind,  um  durch  sie  und  an  ihnen  alle  geistigen 
Kräfte  zu  wecken,  zu  entwickeln  und  zu  stärken  und  der  Jugend,  wie 
es  der  Zweck  der  Gymnasien  mit  sich  bringt,  zu  einem  gründlichen 
und  gedeihlichen  Studium  der  Wissenschaften  die  erforderliche,  nicht 
blofs  formelle,  sondern  auch  materielle  Vorbereitung  und  Befähigung 
zu  geben.  —  Diese  Lehrgegenstände  sind  nicht  willkürlich  zusammen- 
gehäuft ;  vielmehr  haben  sie  sich  im  Laufe  von  Jahrhunderten  als  Glieder 
eines  lebendigen  Organismus  entfaltet,  indem  sie  mehr  oder  minder 
entwickelt  in  den  Gymnasien  immer  vorhanden  waren.  Es  kann  daher 
von  diesen  Lehrgegenständen  auch  keiner  aus  dem  in  sich  abge- 
schlossenen Kreise  des  Gymnasialunterrichts  ohne  wesentliche  Gefährdung 
der  Jngendbildnng  entfernt  werden,  und  alle  dahin  zielenden  Vorschläge 
sind  nach  näherer  Prüfung  unzweckmäfsig  und  unausftihrbar  erschienen. 
....  Kein  Lehrgegenstand  in  den  Gymnasien  ist  als  Zweck  ftlr  sich, 
sondern  jeder  nur  als  dienendes  ungeordnetes  Mittel  zur  Erreichung 
ihres  gemeinsamen  Zweckes  zu  betrachten  und  zu  behandeln. 

Um  ungeachtet  der  Mannigfaltigkeit  der  Lehrgegenstände  in  den 
Gymnasien  die  nötige  Einheit  im  Unterricht  und  in  der  Methode  zu  be- 
wirken, eine  möglichst  gleichmäßige  Ausbildung  der  Schüler  herbeizu- 
fahren  und  auch  ihnen  das  lebendige  Band,  welches  alle  Lehrgegenstände 
vereint,  ftlhlbar  zu  machen  und  zur  geistigen  Anschauung  zu  bringen,  hat 
das  Ministerium  schon  längst  ft!r  alle  Gymnasien  das  Klassensystem  und 
das  Klassenordinariat  angeordnet.  Bei  einer  sachgemäisen  DurchftLhrung 
dieses  Systems  müssen  in  derselben  Klasse  die  verwandten  Lehrgegen- 
stände nicht  getrennt  neben  einander  in  verschiedenen  Stunden,  sondern 
können  in  denselben  Stunden  mit  und  nach  einander  behandelt  werden. 
Hiernach  scheint  es  rätlich  und  thunlich,  in  den  beiden  unteren  Klassen 


Digitized  by 


Google 


312  I.  EauptabtcilQsg.  Y.AWbnitt  Höbcrc  Lehranstalten. 

das  Lateinische  und  DetitEche  so^ie  die  Geschichte,  Geographie  und 
Kalnrbeschreibung,  in  den  mittleren  und  oberen  Klassen  die  Geschichte 
und  Geographie  sowie  die  Mathematik  und  Physik  zu  einander  auf 
die  angedeutete  Weise  in  ein  näheres  Verhältnis  zu  bringen.  Ferner 
sind  zur  Vermeidung  der  wesentlichen  Nachteile,  welche  f&r  die  Einheit 
des  ünteiTichts  aus  der  Teilung  der  Lehrgegenstände  in  einer  und  der- 
selben Klasse  unter  zu  viele  Lehrer  erwachsen,  nicht  nur  die  Zweige 
eines  Lehrgegenstandes  und  die  verwandten  Lehrfächer,  sondern  auch 
die  einander  nahestehenden  Lehrobjekte  soviel  als  nur  irgend  möglieh 
einem  Lehrer  anzuvertrauen.  Dieser  Bestimmung  gcmäfs  soll  in  den 
beiden  unteren  Klassen  jedenfalls  das  Lateinische  und  Deutsche,  in  den 
beiden  mittleren  Klassen  das  Lateinische,  Griechische  und  Französische 
und  in  den  beiden  Oberklassen  das  Lateinische,  Griechische  und  Deutsche 
oder  auch  das  Griechische,  Deutsche  und  Französische  in  der  Begel 
einem  Lehrer  übertragen,  ferner  in  den  unteren  Klassen  die  Geschichte, 
Geographie  und  Naturbeschreibung  und  in  den  mittleren  und  oberen 
Klassen  die  Geschichte  und  Geographie  und  in  der  obersten  Klasse 
die  Mathematik,  Physik  und  philosophische  Propädeutik  soviel  als  mög- 
lich in  eine  Hand  gelegt  werden.  —  Diese  und  ähnliche  Veranstaltungen 
werden  jedoch  nur  in  dem  Mause  ihrem  Zwecke  entsprechen,  als  es  je 
länger  je  mehr  gelingen  wird,  für  das  schwierige,  aber  einflufsreiehe 
Geschäft  der  Klassenordinarien  tüchtige  Lehrer  von  allgemein  wissen- 
schaftlicher Bildung,  von  treuer  Liebe  und  Hingebung  ftlr  ihren  Beruf 
und  von  gereifter  Erfahrung  zu  gewinnen,  welche  die  ihnen  anver- 
trauten Lehrfächer  wahrhaft  durchdrungen  haben  und  beherrschen,  in 
wahrer  und  stets  wacher  Einsicht  von  dem  Zusammenhange  des  einzelnen 
mit  den  Übrigen  Lehrobjekten  und  mit  dem  gemeinsamen  Zwecke  des 
Gymnasialunterrichts  in  allen  Fächern  das  zur  allgemeinen  Entwickelung 
und  zuj  intensiven  Bildung  ihrer  Schüler  dienende  Material  auszu- 
wählen ,  das  Wesentliche  vom  Unwesentlichen  zu  sondern  wissen  und 
endlich  durch  die  Beinheit  .und  Würde  ihres  Charakters  wie  durch  den 
milden  Ernst  ihrer  ganzen  Haltung  eine  unauslöschliche  Ehrfurcht  vor 
der  sittlichen  Macht,  welche  das  Leben  der  Menschen  regiert,  in  der 
ihrer  väterlichen  Obhut  und  Pflege  übergebenen  Klasse  zu  erwecken 
vermögen. 

Die  häuslichen  Arbeiten  bilden  ein  notwendiges  Glied  in  dem 
Organismus  des  Gymnasialunterrichts.  Es  reicht  nicht  aus,  dafs  der 
Schüler  in  der  Lehrstunde  den  ihm  dargebotenen  Stoff  in  sich  auf- 
nehme, sich  aneigne  und  dem  Lehrer  gegenüber  in  der  Schule  auf  ge- 
eignete Weise  Zeugnis  ablege,  ob  und  inwieweit  ihm  dies  gelungen. 
Vielmehr  mufs  er  die  in  der  Schule  begonnene  Übung  und  Thätigkeit 
auch  aufserhalb  der  Klasse  fortsetzen  und  in  zweckmäfsiger  Ali  das  in 
sich  Aufgenommene  auch  wieder  darzustellen  und  seine  an  den  einzelnen 
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Lehrgegenständen  gewonnene  Bildung  durch  freie  häusliche  Arbeiten  zu 
beth&tigen  lernen.  Von  selten  der  Gymnasien  ist  daher  eine  umsichtige 
Sorgfalt  von  nöten,  dafs  in  Hinsicht  der  Aufgaben  zu  diesen  Arbeiten 
überall  das  richtige  Mafs  beobachtet  und  von  den  Schttlern  nichts  ver- 
langt werde,  was  ihrem  Bildungsstande  unangemessen  und  mit  der 
pflichtmä&igen  Rücksicht  auf  die  Erhaltung  ihrer  körperlichen  Gesund- 
heit unverträglich  ist.  Um  möglichen  Mifsgriffen  in  dieser  Hinsicht 
vorzubeugen,  ist  in  allen  Gymnasien  zu  Anfang  jedes  Semesters  in  einer 
Konferenz  für  alle  Lehrfächer  und  Klassen  alles,  was  Gegenstand  des 
häuslichen  Fleilses  sein  soll,  nach  Reihenfolge  und  Verteilung  der  Auf- 
gabe auf  Tage,  Wochen  und  Monate  in  möglichster  Bestimmtheit  zu 
verabreden  und  durch  Konferenzbeschlufs  anzuordnen.  Hierbei  ist  als 
Regel  festzuhalten,  dafs  keine  schriftliche  Arbeit  von  den  Schülern  ge- 
fordert werden  darf,  die  der  Lehrer  nicht  selbst  nachsieht.  Von  den 
Aufgaben  der  Lehrer  für  die  öffentlichen  Lehrstunden  darf  nicht  die 
ganze  häusliche  Arbeitszeit  in  Anspruch  genommen  werden,  sondern 
ein  angemessener  Teil  davon  mufs  der  Erholung  und  der  freien  Selbst- 
beschäftigung  der  Schüler  verbleiben,  und  auch  hierin  soll  eine  Ab- 
stufung nach  der  Verschiedenheit  der  Klassen  stattfinden.  Die  far  die 
Schüler  der  oberen  Klassen  empfohlene  Privatlektüre  der  griechischen, 
lateinischen  und  deutschen  Klassiker  darf  in  keinerlei  Art  erzwungen, 
sondern  mufs  in  sorgfältiger  Berücksichtigung  der  Persönlichkeit,  An- 
lagen und  Verhältnisse  der  Schüler  geleitet  werden.  Femer  ist  bei 
allen  Gymnasien  für  jede  Klasse  ein  Aufgabebuch  einzuführen,  in  welches 
jeder  Lehrer  sogleich  beim  Unterrichte  seine  Aufgabe  einträgt,  oder 
durch  den  Primus  der  Klasse  eintragen  läfst,  damit  jeder  Lehrer  der- 
selben Klasse  ersehen  könne,  wie  weit  der  häusliche  FIeüs  der  Schüler 
fQr  eine  bestimmte  Zeit  schon  von  den  übrigen  Lehrern  in  Anspruch 
genommen  ist,  und  damit  dem  Direktor  bei  der  Revision  der  Klassen 
die  Übersicht  der  häuslichen,  besonders  schriftlichen  Arbeiten  erleichtert 
und  er  in  den  Stand  gesetzt  werde  zu  beurteilen,  ob,  wieweit  und  von 
wem  gegen  den  Konferenzbeschlufs  gefehlt  ist.  Der  Klassenordinarius 
mufs  aufser  den  schriftlichen  Arbeiten,  deren  Korrektur  ihm  nachdem 
Lektionsplan  obliegt,  sämtliche  Hefte  seiner  Schüler  monatlich  wenigstens 
einmal  revidieren.  Ebenso  mufs  der  Direktor  monatlich  wenigstens 
einmal  in  einer  Klasse  die  Schulhefte  seiner  besonderen  Durchsicht 
unterwerfen,  um  dadurch  sich  nicht  blofs  von  dem  Fleifse  und  den 
Fortschritten  der  Schüler,  sondern  auch  von  der  Zweckmäfsigkeit  und 
der  Zahl  der  Aufgaben  Kenntnis  zu  verschaffen. 

Bei  Feststellung  des  von  den  Gymnasien  zu  erreichenden  Zieles 
sind  sechs  gesonderte,  einander  untergeordnete  Klassen  und  einjährige 
Lehrkurse  für  die  drei  unteren,  zweijährige  für  die  drei  oberen 
Klassen  in  Aussicht  genommen;   doch  ist  eine  Bestimmung,  dafs  die 
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Schüler  aus  der  dritten  und  zweiten  Klasse  immer  nur  erst  nach  zwei 
Jahren  versetzt  werden  dürfen,  nicht  anwendbar  einerseits,  weil  diesen 
Klassen  infolge  der  Versetzung  aus  der  nächstunteren  alljährlich  neue 
Schüler  zugeführt  werden,  welche  ohnehin  eine  Teilung  des  zweijährigen 
Kursus  notwendig  machen,  anderseits,  weil  in  diesen  Klassen  die 
körperliche  und  geistige  Entwickelung  der  Schüler  schon  soweit  ge- 
diehen ist,  dafs  ihnen  ohne  Gefahr  die  Möglichkeit  eröffnet  werden 
kann,  durch  erhöhten  Fleifs  auch  in  einem  kürzeren  Zeitraum  das 
Bildungsziel  ihrer  Klasse  zu  erreichen. 

Dem  angeordneten  Klassensystem  gemäfs  hat  die  Versetzung  aus 
einer  Klasse  in  die  andere  nicht  nach  einzelnen,  sondern  nach  allen 
Lehrgegenständen  zu  erfolgen,  weshalb  ein  jeder,  der  auf  Versetzung 
Ansprüche  macht,  wenn  auch  nicht  in  allen  Lehrobjekten  durchaus 
gleichmäfsig  fortgeschritten,  so  doch  in  den  Hauptlehrgegenständen  zu 
dem  fllr  die  nächsthöhere  Klasse  unentbelirlichen  Grade  der  Reife  ge- 
langt sein  mufs. 

Ob  und  in  wieweit  die  Schüler  der  ersten  Klasse  die  Gesarat- 
bildung, welche  der  Zweck  des  ganzen  Gymnasialunterrichtes  und  das 
notwendige  Erfordernis  zu  einem  gedeihlichen  wiBsenschaftlichen  Studium 
ist,  wirklich  erlangt  haben,  wird  durch  eine  Abgangsprüfung  ermittelt. 

Wenn  auch  die  Lehrerstellen  an  den  Gymnasien  dem  gröfsten  Teile 
nach  mit  Männern  besetzt  sind,  die  sich  durch  gründliche  gelehrte 
Bildung,  durch  reges  wissenschaftliches  Streben,  durch  echte  Religiosität, 
Sittlichkeit  und  Unbescholtenheit  des  Wandels,  durch  edle  würdige 
Haltung  sowie  durch  Fleifs,  Gewissenhaftigkeit  und  Treue  in  ihrem 
Beruf  auszeichnen,  so  erhebt  sich  doch  gegen  einen  Teil  dieser 
Männer  die  Anklage,  dafs,  während  das  Elementarschulwesen  in  Hin- 
sicht auf  Didaktik  und  Methodik  ungemein  verbessert  und  ein  Stand 
von  Lehrern  gebildet  worden,  die  wegen  ihrer  pädagogischen  Gewandt- 
heit und  wegen  ihres  Geschickes,  grofse  Massen  zu  beleben,  in  ihrem 
Kreise  sich  als  Meister  zeigen,  sehr  viele  und  besonders  die  jüngeren 
Gymnasiallehrer  das  Studium  der  Pädagogik  nicht  gehörig  beachten, 
die  schwere  Kunst  des  üntemchtens  vernachlässigen,  die  erfreulichen 
Fortschritte,  welche  die  Elementarschule  in  dieser  Beziehung  gemacht 
hat,  entweder  garnicht  kennen,  oder  doch  nicht  benutzen  und  sich 
gerade  den  wichtigsten  Teil  ihres  Berufes,  die  ihnen  anvertrauten  Lehr- 
fächer und  Klassen  in  der  rechten  Methode  zu  behandeln,  nicht  ge- 
bührend angelegen  sein  lassen.  Eben  diesen  Lehrern  wird  zum  Vor- 
wurfe gemacht,  dafs  sie  in  verkehrter  Methode,  aus  falscher  Gründlich- 
keit ihre  Schüler  mit  einer  erdrückenden  Masse  materiellen  Wissens 
überhäufen,  dafs  sie  in  Überschätzung  des  ihnen  angewiesenen  Lehr- 
faches sein  Verhältnis  zu  dem  Gesamtzwecke,  dem  es  als  untergeordnetes 
Mitglied  dienen  soll,  aus  den  Augen  setzen,  dafs  ihnen  endlich,  indem 
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sie  die  Lehrweise  der  Universit&tsprofessoren  nachahmen,  in  ihrem  Vor- 
trage die  belebende  Frisohe  und  Regsamkeit  sowie  das  Geschick  ab- 
gehe, sich  dem  jagendlichen  Geiste  anznschliefsen,  seine  Bedürfnisse 
und  Er&fte  richtig  zu  wttrdigen  und  eine  gröfsere  Masse  von  Schülern 
KU  durchdringen  und  zu  beseelen.  Wie  es  bei  einer  so  verkehrten 
Methode  nicht  anders  sein  kann,  ist  der  Erfolg  solchen  Unterrichts 
wenig  befriedigend  und  steht  besonders  in  den  alten  Sprachen,  in  der 
deutschen  Sprache  und  in  der  Geschichte  zu  den  grofsen  Anstrengungen, 
welche  sie  selbst  machen  und  auch  ihren  Schülern  zumuten,  in  keinem 
Verhältnis.  In  grofser  Selbstverblendung  suchen  sie  aber  den  Grund 
hiervon  ganz  und  garnicht  in  sich  selbst,  in  ihrer  Unkenntnis  der  Methode, 
in  ihrem  zweckwidrigen  Verfahren,  sondern  lediglich  in  der  geistigen 
Stumpfheit,  Gleichgültigkeit  und  Starrheit  ihrer  Schüler  und  werden 
deshalb  auch  nicht  müde,  über  deren  Schlaffheit,  Unfleifs  und  Regungs- 
losigkeit Beschwerde  zu  führen. 

Je  gröfsere  Schwierigkeiten  und  Hindernisse  sich  den  Gymnasien 
in  der  Mannigfaltigkeit  und  im  Umfange  der  Lehrobjekte,  in  der  Über- 
füllung  der  Klassen,  in  der  Verschiedenartigkeit  der  Schüler  einer  und 
derselben  Klasse,  in  der  oft  verkehrten  häuslichen  Erziehung  und  in 
der  materiellen  Richtung  der  Zeit  entgegenstellen,  um  desto  unerlftfs- 
lieber  ist  es,  dafs  der  Lehrer  selbst  aus  freiem  Entschlüsse  das  Wesen 
der  Methode  und  ihre  der  Verschiedenheit  der  Lehrobjekte  und  der 
Klassen  entsprechende  Gestaltung  zu  einem  ernstlichen  Studium  mache, 
um  desto  dringender  ist  es  zu  wünschen,  dafs  er  durch  sorgfältiges 
Achten  auf  sich  selbst  und  auf  den  gröfseren  oder  geringeren  Erfolg 
seines  Unterrichts  durch  sinniges,  liebevolles  Eingehen  in  die  Lehrweise 
Anderer,  die  für  Meister  im  Unterrichten  gelten,  durch  rastlose  Übung 
und  durch  eine  Strenge,  die  sich  selbst  nimmer  genügt,  seine  Methode 
zu  verbessern  und  dem  Inhalte  seines  Unterrichts  die  angemessenste 
Form  zu  geben  bestrebt  sei.  Eine  weitere  Hilfe  gegen  das  fragliche 
Übel  ist  von  den  Direktoren  zu  erwarten,  welche  nicht  nur  sich  selbst 
in  ihrem  Unterrichte  einer  zweckmftfsigen  Methode  befleiüsigen  und 
hierin  als  Muster  vorleuchten,  sondern  auch  durch  häufigen  Besuch  der 
einzelnen  Klassen  sich  von  der  in  ihnen  herrschenden  Lehrweise  in  ver- 
trauter Kenntnis  erhalten,  wahrgenommene  Mifsgriffe  rügen  und  abstellen 
und  jede  schickliche  Gelegenheit,  namentlich  die  vorschrißsmftfsigen 
Lehrerkonferenzen,  benützen  müssen,  um  alles,  was  die  Methode  des 
Unterrichts  und  dadurch  seinen  Erfolg  fordern  kann,  zur  Sprache  und 
zur  Beratung  zu  bringen. 

CR  7.  Jan.  1856:  Nur  der  Unterrieht  kann  auf  Erfolg  rechnen, 
welcher  das  wissenschaftliche  Material  mit  stetem  Hinblick  auf  seinen 
pädagogischen  Zweck  behandelt.  Dieses  wird  verfehlt,  wenn  z.  B.  die 
Interpretation  eines  Autors  nicht  sowohl  darauf  gerichtet  ist,  vermittelst 
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einer  grammatisch  genauen  und  das  Notwendige  gründlich  erörternden 
Erklfirnngsweise  in  das  Denken  und  Anschauen  des  Autors  lebendig  ein- 
zuftahren  und  mit  dem  Inhalt  und  Zusammenhang  seines  Werkes  bekannt 
zu  machen,  sondern  ihn  vielmehr  als  einen  Stoff  benutzt,  an  welchem 
die  grammatischen  und  lexikalischen  Kenntnisse  der  Schfiler  zu  fiben 
und  zu  erweitern  sind,  ein  Verfahren,  durch  welches  der  Jugend  keine 
Liebe  zu  den  klassischen  Schriftstellern  des  Altertums,  sondern  Ab- 
neigung gegen  sie  in  dem  Mafse  eingeflöist  wird,  dafs  die  Studierenden 
nach  beendetem  Gymnasialkursus  immer  seltener  zu  ihrer  Lektflre  und 
ihrem  tieferen  Studium  zurückkehren. 

Das  unabweisbar  hervortretende  Bedürfnis  grösserer  Konzentration 
des  gesamten  Unterrichtsstoffes  ist  nur  durch  das  einmütige  Zusammen- 
wirken des  ganzen  Lehrerkollegiums  zu  erreichen,  wobei  der  einzelne 
sich  willig  dem  Zweck  des  Ganzen  unterordnet,  kein  Lehrobjekt  sich 
isoliert  und  in  der  Lehrweise  sowie  in  der  Auffassung  der  Gegenstände 
ohne  Beeinträchtigung  der  persönlichen  Eigentümlichkeit  des  einzelnen 
Lehrers  eine  prinzipielle  Übereinstimmung  herrscht.  An  dieser  fehlt  es, 
wenn  z.  B.  die  verschiedenen  Lehrer  der  verschiedenen  Sprachen,  welche 
auf  den  Gymnasien  gelehrt  werden,  in  der  grammatischen  Theorie  und 
den  Grundregeln  wesentlich  von  einander  abweichen;  oder  wenn  z.  B. 
die  Aufserungen  des  Geschichtslehrers  über  die  Geschichte  des  alten  und 
neuen  Testaments  und  über  die  Thatsachen  der  Kirchengeschichte  mit 
dem  im  Widerspruch  stehen,  was  der  Religionslehrer  oder  auch  der 
Lehrer  des  Deutschen  bei  der  Besprechung  deutscher  Aufsätze  über 
dieselben  Gegenstände  vorträgt. 

Wenn  die  Ordinarien  der  Klassen  auch  durch  ein  bemerkbares 
Übergewicht  an  Lehrstunden  als  Hauptlehrer  sich  darstellen,  so  muUs 
der  UnteiTicht  dadurch  an  innerer  wie  äuiserer  Einheit  gewinnen, 
und  übermäfsige  Anforderungen  an  die  Schüler  werden  ebenso  leicht 
erkannt  als  vermieden  werden.  Die  Vielheit  der  Lehrer  wirkt  besonders 
nachteilig  auf  die  jüngeren  Schüler,  die  zur  Verarbeitung  dessen,  was 
ihnen  von  verschiedenen  Lehrern  mitgeteilt  wird,  noch  weniger  Geschick 
und  Übung  haben  als  ältere.  Womöglich  sind  deshalb  in  den  unteren 
Klassen  nicht  mehr  als  drei  Lehrer  neben  einander  zu  beschäftigen, 
wie  auch  ihre  Anzahl  in  den  oberen  Klassen  möglichst  zu  beschränken 
ist.  In  solchen  Fällen,  wo  es  die  Provinzial-Schulkollegien  fllr  vorteilhaft 
erachten,  ist  das  Aufsteigen  der  Ordinarien  und  übrigen  Lehrer  einer 
Klasse  mit  ihren  Schülern  in  einem  Turnus,  der  jedoch  nur  die  Klassen 
von  Sexta  bis  Tertia  umfassen  darf,  zu  genehmigen. 

Zur  Überbürdungs frage  vergl.  aus  dem  Gutachten  von  Prof. 
Dr.  Schiller  CBl.  1891  S.  262  ff.:  Das  vielgeschmähte  Auswendiglernen 
ist  überall  berechtigt,  wo  Vorstellungen  verknüpft  werden  müssen,  die 
nicht  anders  als  mechanisch  verknüpfbar  sind.    Die  hieraus  sich  er- 
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gebenden  Wiederholungen  werden  sich  allerdings  einem  bescheidenen 
Mause  von  Selbstthfttigkeit  schon  damit  nähern  können,  dafs  von  den 
Sohttlern  stets  Umgestaltungen  verlangt  werden,  die  das  eigene  Nach- 
denken herausfordern,  ohne  zugleich  beim  Nichtfinden  der  Losung  zu 
langem  Hinbrtlten  Veranlassung  zu  geben.  Solche  Übungen  sind  z.  B. 
freie  Inhaltsangaben  gelesener  Sttlcke,  wobei  die  Zusammenfassung  in 
recht  gutem  Deutsch  und  möglichst  kurzem  Ausdruck  die  eigentliche 
Aufgabe  ist.  Auch  Übungen,  den  Inhalt  eines  Lesesttlckes  (Gedichtes  usw.) 
in  1,  2,  3  S&tze  zusammenzuziehen,  sind  ausgezeichnete  Mittel,  die  Denk- 
fähigkeit zu  entwickeln.  Vielleicht  die  wertvollste  Thfttigkeit  bietet 
aber  eine  richtige  Benutzung  der  Schülerbibliothek.  Da  der  Ordinarius 
ganz  genau  seinen  Unterrichtsplan,  seine  Bibliothekbtlcher  und  seine 
Schüler  kennt,  so  ist  es  ihm  ein  leichtes,  die  Bücher  so  zu  verteilen, 
dafs  zunächst  ein  besserer  Schüler  ein  Buch  erhält,  das  im  Elassen- 
unterrioht  vorkommende  Stoffe  bietet.  Der  betreffende  Schüler  wird, 
im  richtigen  Augenblicke  aufgefordert,  zu  dem  Unterrichtsstoffe  gern 
etwas  beitragen,  und  allmählich  werden  alle  Schüler  zu  dieser  Selbst- 
thätigkeit  herangezogen  weiden  können.  Gänzlich  zu  verwerfen,  ja 
vielleicht  am  besten  zu  verbieten  sind  die  Massenwiederholungen  zu 
Probearbeiten  am  Ende  einer  Schulperiode;  denn  Willmann  sagt  mit 
Becht:  „die  Repetition  kommt  immer  zu  spät,  wenn  sie  erst  als  Be- 
dürfnis empfunden  wird.^'  Jene  Wiederholungen  sind  ein  roher  didak- 
tischer Materialismus,  haben  gar  keinen  bildenden  Wert,  geben  vielmehr 
zu  einer  ganz  falschen  Auffassung  der  Schul-  und  Hausarbeit  und  zur 
Überbürdung  Veranlassung.  Die  deutschen  Aufsätze,  musterhafte  Über- 
tragungen kleiner  fremdsprachlicher  Stücke  ins  Deutsche,  mathematische 
Aufgaben  können  die  Selbstthätigkeit  in  fruchtbarer  Weise  fördern. 
Bei  Durchführung  des  Elassenlehrersystems  läüst  sich  das  bunte  Vielerlei 
der  täglichen  Aufgaben  sehr  wirksam  beschränken,  indem  eben  nicht 
täglich  alle  Gegenstände  des  Stundenplanes  Hausarbeit  zugewiesen  er- 
halten« Eine  zu  grofse  Ängstlichkeit  bezüglich  des  Mehrerlei  der  täg- 
lichen Arbeit  ist  indessen  nicht  gerechtfertigt.  Dieses  bleibt  den  meisten 
Menschen  im  späteren  Leben  auch  nicht  erspart,  und  für  den  jungen 
Menschen  ist  eine  geordnete  Abwechselung  nicht  nur  willkommen,  sondern 
geradezu  notwendig,  wenn  ihm  nun  anderseits  Gelegenheit  zu  zusammen- 
hängendem Denken  und  zur  Vertiefung  in  einen  ihm  besonders  sym- 
pathischen Gegenstand  bleibt. 

Tiefgreifende  Änderungen  hierin  sind  wenig  erspriefslich,  wie  sich 
auch  unvermittelte  Sprünge  im  Schulwesen  stets  als  verfehlt  erwiesen 
haben.  Könnten  aber  der  pädagogischen  Theorie  die  praktische  Durch- 
ftahrung  der  Methodik  und  die  zugehörigen  Lehrer  gesichert  werden, 
so  wäre  dies  die  beste  und  nachhaltigste  Reform. 

CE  21.  Febr.  1890   (Über  Seminareinrichtungen  für  Kandi- 
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daten  des  höheren  Sohularnts):  Das  Proyinzial-SohulkoUegiam  hat  sorg- 
fältig zu  prüfen,  welche  Anstalten  flir  Seminarzwecke  hinsichtlich  der 
Direktoren  nnd  Lehrer  sich  am  meisten  eignen,  da  von  den  hierzu  aus- 
gewählten Persönlichkeiten  das  Gelingen  des  ganzen  Unternehmens  ab- 
hängt. Ein  Unterschied  zwischen  staatlichen,  städtischen  oder  stifti- 
schen Anstalten  ist  in  dieser  Hinsicht  nicht  zu  machen. 

G£  5.  April  1890:  Jeder  zu  Seminarkursen  ausgewählten  Anstalt 
sind  6  Kandidaten  zuzuweisen,  ein  oder  zwei  ttberschiefsende  einer  aus 
6  Teilnehmern  bestehenden  Gruppe  zuzuteilen,  fbr  3  bis  5  aber  eine 
neue  Seminareinrichtnng  zu  beschaffen. 

C£  15.  Mftrz  1890:  Ordnung  der  praktischen  Ausbildung  der  Kandidaten 
ffir  das  Lehramt  an  höheren  Schulen  (CBl.  1892  S.  612  ff.). 

§  1.  Zur  Erwerbung  der  Anstellungsfäbigkcit  an  höheren  Schulen  haben  sftmt- 
liche  Kandidaten  nach  bedingungslos  bestandener  wissenschaftlicher  Prüfung  fOr 
ihren  künftigen  Beruf  praktisch  sich  auszubilden.  Die  Ausbildung  erfolgt  unter  der 
Leitung  bewährter  Schulmänner  und  unter  der  Aufsicht  des  Proyinzlal-Schulkollegiums. 

§  2.  Die  praktische  Ausbildungszeit  dauert  zwei  Jahre  und  besteht  aus  einem 
Seminarjahr  und  einem  darauf  folgenden  Probejahr.  A.  Das  Seminarjahr  ist  dazu 
bestimmt,  die  Kandidaten  entweder  an  einem  der  Yorhandenen  pädagogischen  Semi- 
nare oder  an  einer  den  Zwecken  des  Seminarjahres  entsprechend  eingerichteten 
höheren  Lehranstalt  von  neun  Jahrgängen  bezw.  der  Vorschule  derselben  mit  den 
Aufgaben  der  Unterrichts-  und  Erziehungslehre  in  Ihrer  Anwendung  auf  höhere 
Schulen  und  insbesondere  mit  der  Methodik  der  einzelnen  Unterrichtsgegen stände 
bekannt  zu  machen,  sowie  durch  Darbietung  vorbildlichen  Unterrichts  und  durch 
Anleitung  zu  eigenen  Unterrichtsversuchen  zur  Wirksamkeit  als  Lehrer  zu  bef&higen. 
—  B.  Das  Probejahr  dient  vorzugsweise  der  selbständigen  praktischen  Bewährung 
des  im  Seminarjahr  erworbenen  Lehrgeschickes  und  wird  in  der  Kegel  an  solchen 
höheren  Lehranstalten  abgelegt,  welche  nicht  bereits  durch  die  Aufgaben  der  Semi- 
narausbildung in  Anspruch  genommen  sind.  Ein  Unterschied  zwischen  Anstalten 
mit  neun  Jahrgängen  nnd  solchen  mit  kürzerer  Lehrzeit  findet  hierbei  nicht   statt. 

A.  Das  Seminarjahr. 

§  3.  Die  Meldung  zur  Ableistung  des  Seminarjahres  haben  die  Kandidaten, 
soweit  sie  nicht  in  ordnungsmäfsiger  Weise  an  einem  der  zur  Zeit  bestehenden  päda- 
gogischen Seminare  Aufnahme  gefunden  haben,  unter  Beifügung  des  Prüfungszeug- 
nisses bezw.  einer  vorläufigen  Bescheinigung  über  die  bedingungslos  bestandene 
wissenschaftliche  Prüfung  spätestens  vier  Wochen  vor  Anfang  des  Sommer-  oder 
Winterhalbjahres  an  das  Provinzial-Schulkollegium  derjenigen  Provinz  zu  richten, 
in  welcher  sie  das  Seminarjahr  abzuleisten  wtlnschen. 

Dem  Minister  der  Unterrichtsangelegenheiten  bleibt  es  vorbehalten,  behufs  Ver- 
meidung einer  Überzahl  von  Kandidaten  in  einer  Provinz  solche  einer  anderen  Pro- 
vinz zuzuteilen. 

§  4.  Die  Überweisung  der  Kandidaten  erfolgt  zweimal  im  Jahre,  zu  Ostern 
und  Michaeli  durch  das  betreffende  Provinzial-Schulkollegium,  und  zwar  derart, 
daCs  die  zu  verschiedenen  Terminen  Eintretenden  auch  thuulichst  verschiedenen  An- 
stalten überwiesen  werden.  Mafsgebend  für  die  Überweisung  ist  im  übrigen  allein 
die  zweckmäfsige  Ausbildnng  der  Kandidaten. 

Solche,  gegen  deren  sittliche  Unbescholtenheit  erhebliche  Zweifel  vorliegen,  sind 
mit  Genehmigung  des  Ministers  von  der  Überweisung  auszuschliefsen. 
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Das  Provinzial-ScholkoUegium  bildet  anter  Beachtung  der  HaupÜehrbcfäbigung 
der  Kandidaten  und  unter  Bertkcksichtigung  der  für  die  Anleitung  in  der  Methodik 
der  einzelnen  Fächer  besonders  geeigneten  Lehrkr&fte  vor  jedem  Schulbalbjahr  ent- 
sprechende Gruppen  von  Seminaristen  und  überweist  diese  den  Anstalten  mit 
der  Mafsgabe,  dafs  auf  die  einzelne  Anstalt  im  Durchschnitt  je  sechs  Kandidaten 
jährlich  entfallen.  Ein  Wechsel  der  Anstalt  innerhalb  des  Seminarjabres  ist  nicht 
gestattet 

§  5.  Der  Direktor  und  die  von  dem  Provinzial-SchulkoUegium  besonders  beauf- 
tragten Lehrer  tragen  die  Verantwortlichkeit  für  die  planmäfsige  Unterweisung  und 
Übung  der  Kandidaten  (§  2  A)  nach  folgenden  näheren  Bestimmungen :  a.  Das  ganze 
Schuljahr  hindurch  mit  Ausnahme  der  Ferienzeit  finden  in  mindestens  zwei  Stunden 
wöchentlich  unter  Leitung  des  Direktors  oder  eines  der  beauftragten  Lehrer  mit  den 
Kandidaten  planmäfsig  geordnete  pädagogische  Besprechungen  statt.  Zu  diesen 
haben  aach  mit  Genehmigung  des  Direktors  die  übrigen  Lehrer  Zutritt  Gegen- 
stände dieser  Besprechungen  sind  vor  allem:  die  wichtigsten  Grundsätze  der  £r- 
ziehungs-  und  Unterrichtslehre  in  ihrer  Anwendung  auf  die  Aufgaben  der  höheren 
Schulen  und  insbesondere  auf  das  Unterrichtsverfahren  in  den  von  den  Kandidaten 
vertretenen  Hauptfächern  mit  geschichtlichen  Eückblickon  auf  bedeutende  Vertreter 
der  neueren  Pädagogik  (seit  dem  Beginne  des  XVI.  Jahrhunderts);  Regeln  für  die 
Vorbereitung  auf  die  Lehrstanden,  Beurteilung  der  von  den  Seminaristen  erteilten 
Lektionen  in  persönlicher  und  sachlicher  Beziehung,  Grundsätze  der  Disciplln,  mög- 
lichst im  Anschlufs  an  individuelle  Vorgänge;  kürzere  Referate  der  Seminaristen 
pädagogischen  und  schaltechnischen  Inhalts  (z.  B.  über  einzelne  Punkte  der  Allge- 
meinen Lehrpläne,  der  Prüfungsordnungen,  der  Verhandlungen  preufsischer  Direk- 
torenkonferenzen, der  amtlich  veröffentlichten  Speciallehrpläne  höherer  Schulen; 
über  wichtigere  neuere  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Pädagogik,  beachtens- 
werte. Methoden,  Unterrichtsmittel,  Apparate,  Grundsätze  der  Schulhygiene  usw.); 
eine  drei  Monate  vor  Schluts  des  Seminarjahres  von  jedem  Seminaristen  einzulie- 
fernde Arbeit  über  eine  vom  Direktor  gewählte  konkrete  pädagogische  oder  didak- 
tische Aufgabe.  Die  Bestimmung  der  Ordnung  im  einzelnen  und  die  Art  der  Unter- 
redungen bleibt  dem  Vorsitzenden  überlassen.  —  b.  Im  engen  Zusammenhange  mit 
diesem  Lehrgänge  findet  eine  geordnete  praktische  Beschäftigung  statt  Diese  be- 
steht zunächst  in  dem  Besuch  von  Unterrichtsstunden  des  Direktors  und  der  von  diesem 
bezeichneten  Lehrer,  dann  in  eigenen  unterrichtlichen  Versuchen  nach  besonderer 
Anweisung.  Die  letzteren  beginnen  im  zweiten  Vierteljahr  und  erstrecken  sich 
anfangs  auf  dem  Umfang  und  der  Zeit  nach  eng  begrenzte,  später  allmählich  erwei- 
terte Lebraufgaben,  für  welche  der  Seminarist  nach  Anweisung  des  beaufsichtigen- 
den Lehrers  sich,  soweit  der  Unterrichtsstoff  es  zuläCst,  schriftlich  vorzubereiten  hat. 
Den  Lehrversuchen  eines  der  Seminaristen  wohnen  auch  die  übrigen  bei,  soweit 
der  Direktor  nicht  anders  bestimmt.  Die  Untorrichtsorteilung  der  Seminaristen  voll- 
zieht sich  unter  steter  Leitung  des  Direktors  oder  eines  beauftragten  Lehrers  und 
ist  für  jeden  Seminaristen  auf  zwei  bis  drei  Stunden  wöchentlich  zu  bemessen.  Den 
Kandidaten  ist  Gelegenheit  zu  geben,  sich  mit  dem  Gebrauch  der  Unterrichtsmittel 
besonders  für  Naturwissenschaften  und  Geographie  vertraut  zu  machen.  Auch  sind 
die  Kandidaten  thunlichst  an  der  Leitung  von  Arbeits-  und  Spielstunden  zu  betei- 
ligen, sowie  zu  dem  Turnunterricht  und  zu  Schulausflügen  heranzuziehen.  Soweit 
die  örtlichen  Lehrcinrichtungen  es  gestatten,  empfiehlt  sich  das  zeitweise  Hospitieren 
an  Lehrerseminaren  und  Volksschulen.  Wie  Direktor  und  Lehrer  gehalten  sind, 
dem  zum  Besuche  ihrer  Lehrstunden  verpflichteten  Seminaristen  Aufschlufs  über 
den  Stand  der  Klasse,  die  gesteckten  Lehrziele  im  ganzen  und  die  gestellten  Lehr- 
aufgaben im  einzelnen  sowie  über  die  Art  der  Lösung  zu  geben,  so  werden  sie 
es  sich  auch  angelegen  sein   lassen,   den   Kandidaten   teils    unmittelbar  nach  der 
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Stande,  teils  in  den  Seminarbesprechungen  (§  5  a)  auf  diejenigen  M&ngel  aufinerksam 
za  machen,  welche  er  in  dem  eigenen  Unterricht  bezüglich  der  Yorbereitong, 
des  UnterrlchtSTerfahrens  und  der  erziehlichen  Behandlung  der  Schaler  oder  der 
eigenen  Haltung  Yor  der  Klasse  gezeigt  hat.  Die  beaaftragten  Lehrer  sind  Ter- 
pflichtet,  ihre  besonderen  Wahrnehmungen  dem  Direktor  am  Ende  jedes  Monats 
mitzuteilen  und  dessen  Weisungen  einzuholen.  —  c.  Zu  den  regelm&fsigen  Klassen- 
prüfungen sowie  zu  den  Verhandlungen  der  Lehrerkonferenz  sind  in  der  Regel  alle 
Seminaristen  als  Zuhörer  zuzuziehen;  soweit  Schüler  in  Betracht  kommen,  welche 
sie  unterrichten,  haben  die  Kandidaten  Auskunft  zu  geben. 

§  6.  Der  Direktor  und  die  mit  der  Anleitung  der  Seminaristen  beauftragten 
Lehrer  werden  in  ihrer  eigenen  Ünterrichtsabteilung  erforderlichenfalls  erleichtert. 

§  7.  Vier  Wochen  vor  Ablauf  des  Seminarjahres  erstattet  der  Direktor  auf 
Grund  seiner  eigenen  Beobachtungen  und  der  Urteile  der  beanftragten  Lehrer  an 
das  Provinzial-SchulkoUegium  einen  Bericht  Aber  die  Führung  der  Kandidaten,  ihre 
Th&tigkeit  w&hrend  des  Jahres»  das  von  jedem  einzelnen  bekundete  Streben  und  die 
erreichte  Stufe  der  praktischen  Ausbildung.  In  diesem  Bericht  sind  besondere  Be- 
weise  der  Tüchtigkeit  ebensowenig  zu  verschweigen  wie  auffallende  Mangel  der  Füh- 
rung, des  Strebens  und  der  Leistungen.  Dem  Berichte  beizufügen  sind  die  päda- 
gogischen Arbeiten  der  Kandidaten  mit  dem  Urteil  des  Direktors  (§  5  a)  und  die 
Meldungen  der  Kandidaten  zum  Probejahr.  Bei  der  Meldung  können  die  Kandi- 
daten hinsichtlich  des  Ortes  des  abzuhaltenden  Probejahres,  welches  in  der  Regel 
in  derselben  Provinz  wie  das  Seminarjahr  abzuleisten  ist,  Wünsche  zum  Ausdruck 
bringen,  welche  das  Provinzial-Schulkollegium,  sofern  es  sich  um  die  Erleichterung 
des  Unterhalts  der  Kandidaten  oder  um  ihre  Fortbildung  handelt,  thunlichst  berück- 
sichtigen wird.  Das  Provinzial-SchulkoUegium  hat  solchen  Kandidaten,  welche  es 
in  Cbereinstimmung  mit  dem  Bericht  des  Direktors  für  angeeignet  zum  Lehrerberuf 
hält,  den  Bat  zu  erteilen,  von  der  begonnenen  Laufbahn  Abstand  zu  nehmen. 

B.    Probejahr. 

§  8.  Auf  Grund  der  in  §  7  bezeichneten  Meldungen  überweist  das  Provinzial- 
SchulkoUegium  die  Kandidaten  zur  Fortsetzung  ihrer  Vorbereitung  einer  der  in  §  2b 
bezeichneten  Anstalten,  wobei  zu  beachten  ist,  daCs  an  Schulen  mit  neun  Jahrgängen 
nicht  mehr  als  drei,  an  solchen  mit  kürzerer  Lehrzeit  nicht  mehr  als  zwei  Kandidaten 
gleichzeitig  beschäftigt  werden  dürfen.  Bei  dieser  Zuweisung  sind  den  Dirigenten 
die  in  dem  Seminarjahr  erzielten  Erfolge  der  Kandidaten  und  ihre  etwaigen  be- 
sonderen Vorzüge  oder  Mängel  kurz  mitzuteUen  (§  7).  Ein  Wechsel  der  Anstalt 
im  Probejahr  ist  nur  ausnahmsweise  mit  Genehmigung  des  Provinzial-SchulkoUogiums 
zulässig. 

§  9.  Die  Kandidaten  sind  unter  genauer  Beachtung  ihrer  LehrbeHkhigung  so- 
fort mit  zusammenhängenden  grörseren  Lehraufgaben  zu  betrauen  und  mit  8  bis  tO 
Stunden  wöchentlich  zur  unentgeltlichen  Unterrichtserteilung  heranzuziehen.  Diese 
Thätigkeit  vollzieht  sich  unter  Leitung  des  Dirigenten  der  Anstalt  und  der  Ordi- 
narien und  Fachlehrer,  in  deren  Klassen  die  Kandidaten  unterrichten,  oder  deren 
Stunden  sie  stellvertretungsweise  übernehmen.  Die  Ordnung  der  Beschäftigang 
der  gesamten  Kandidaten  bestimmt  der  Dirigent,  welcher  dabei  im  aUgemeinen  darauf 
zu  halten  hat,  dafs  ihnen  Gelegenheit  gegeben  wird,  in  mehreren  Fächern  und 
in  mehr  als  einer  Klassenstufe  zu  unterrichten,  und  insbesondere,  daCs  Kandidaten» 
deren  Hanptlehrbef^higung  auf  Natur-  und  Erdkunde  sich  erstreckt,  zur  Übung 
im  Gebrauch  von  Anschauungsmitteln  und  der  igewöhnUchen  Apparate  auf  l&ngere 
Zeit  einem  geeigneten  Lehrer  überwiesen  werden. 

§  10.  Der  Dirigent  und  die  Lehrer  der  Anstalt,  deren  Unterricht  der  Kandidat 
zeitweise  stellvertretend  übernimmt,  haben  sich  stets  gegenwärtig  zu  halten,  dafs  der 
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einzige  Zweck  der  Zuweisung  die  möglicliste  Förderung  des  letzteren  in  seiner 
praktischen  Ausbildung,  nicht  aber  die  Erleichterung  der  betreffenden  Lehrer  ist. 
Zu  dem  Ende  haben  die  Dirigenten  den  Kandidaten  sogleich  bei  ihrem  Eintritt  die 
ihnen  gestellten  Aufgaben  genau  zu  bezeichnen,  sie  mit  der  DiscIpUnarordnung  der 
Schule  bekannt  zu  machen  und  unter  Berücksichtigung  der  Mitteilungen  des  Provinzial- 
SchulkoUeginms  Qber  den  Erfolg  des  Seminaijahres  (§  7)  mit  den  nötigen  Batschiftgen 
und  Weisungen  zu  yerseben.  Demnächst  werden  die  Dirigenten  die  Fahrung  und 
die  Th&tigkeit  der  Kandidaten  aberwachen,  diese  in  ihren  Lehrstnnden  öfters  be- 
suchen und  auf  etwaige  MiCsgriffe  aufmerluam  machen,  nötigenfalls  auch  unter  Hin- 
weis auf  die  Folgen  der  Nichtbeachtung  (§§  16, 17)  ernste  Mahnungen  ihnen  erteilen. 
Die  mit  der  Leitung  beauftragten  Lehrer  sind  verpflichtet,  den  Lehrstunden  der 
Kandidaten  w&hrend  des  ersten  Vierteljahrs  regelmftfsig,  später  mindestens  zweimal 
monatlich  beizuwohnen,  ihre  etwaigen  Korrekturen  öfter  zu  prüfen  und  ihnen 
auCserhalb  der  Lefarstunden  die  nötig  scheinenden  Bemerkungen  zu  machen.  Monat- 
lich werden  nach  Schlufs  der  üblichen  Konferenzen  die  betreffenden  Lehrer  ihre 
Beobachtungen  über  die  Th&tigkeit  der  ihnen  überwiesenen  Kandidaten  und 
deren  Streben  dem  Dirigenten  vortragen  und  das  weiter  Erforderliche  mit  ihm 
besprechen. 

§11.  Der  Kandidat,  welcher  durch  den  Dirigenten  zeitweise  mit  der  Beauf- 
sichtigung und  Förderung  einzelner  Schüler  beauftragt  wird,  hat  dem  Ordinarius 
der  Klasse  seine  Beobachtungen  mitzuteilen  und  dessen  Batschlftge  einzuholen. 

§  12.  An  einzelnen  von  dem  Dirigenten  besonders  bezeichneten  Lebrstunden 
haben  die  Kandidaten  zuhörend  teilzunehmen;  ebenso  sind  sie  verpflichtet,  den 
üblichen  Klassenprüfungen  und  den  Lehrerkonferenzen  nach  Anordnung  des  Dirigenten 
beizuwohnen  und  bei  Feststellung  der  Censuren  der  von  ihnen  beaufsichtigten  oder 
unterrichteten  Schüler  unter  Revision  des  Klassenordinarius  ihre  Stimme  abzugeben. 

§  13.  Wo  die  Verhältnisse  der  Anstalt  es  dringend  erheischen,  können  die 
Kandidaten  mit  Genehmigung  des  Provinzial-SchulkoUegiums  bis  zu  20  Stunden 
wöchentlich  herangezogen  werden;  sie  erbalten  dann  eine  angemessene  Vergütung. 
In  diesem  Falle  ist  ihnen  in  der  Lehrerkonferenz  volles  Stimmrecht  in  allen  Fragen 
einzuräumen,  welche  die  von  ihnen  geführte  Klasse  oder  die  von  ihnen  unterrichteten 
Schüler  betreffen. 

§  14.  Zum  Erweise  des  erreichten  MaCses  pädagogischer  Einsicht  haben  die 
Kandidaten  gegen  Ende  des  Probejahrs  einen  Bericht  über  ihre  eigene  unterrichtliche 
Thätigkeit  dem  Dirigenten  einzureichen. 

§  15.  Am  Schlüsse  des  Probejahrs  erstattet  der  Dirigent  einen  ähnlichen  Be- 
richt an  das  Provinzial-Schulkollegium ,  wie  in  §  7  vorgesehen.  Diesem  ist  die  in 
§  14  erwähnte  Arbeit  beizufügen. 

§  16.  Das  Provinzial-Schulkollegium  stellt  demnächst  auf  Grund  der  Berichte 
der  Dirigenten  über  das  Seminaigahr  und  das  Probejahr  und  auf  Grund  etwaiger  Be- 
obachtungen seiner  Departementsräte  das  Urteil  über  den  Verlauf  und  den  Erfolg 
der  gesamten  zweijährigen  praktischen  Ausbildung  fest  und  erkennt  dem  Kandidaten 
die  Anstellungsfähigkeit  entweder  zu  oder  ab.  Für  die  eigenen  Akten  bat  das  Pro- 
vinzial-Schulkollegium sein  Urteil  kurz  zu  begründen  und  die  betreffenden  Abschnitte 
der  Berichte  von  selten  der  Dirigenten  beizufügen. 

§  17.  Dem  für  anstellungsfähig  erklärten  £atndidaten  ist  über  seine  praktische 
Ausbildung  ein  nach  besonderem  Formular  anzufertigendes  Zeugnis  auszuhändigen, 
worin  nur  enthalten  ist:  das  Nationale  des  Kandidaten  mit  Angabe  der  Konfession 
oder  Religion,  der  äufsere  Verlauf  seiner  praktischen  Vorbildung  und  die  Bemerkung 
über  die  zuerkannte  Anstellungsfähigkeit.  Dieses  Zeugnis  ist  als  Ergänzung  zu  dem 
über  die  wissenschaftliche  Prüfung  bei  jeder  Bewerbung  um  eine  Lohrerstelie  mit 
Petkbsiub,  Dor  öffeutl.  üntorricht  11.  2 1 
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Yorsuiegen.  —  Die  Yersagnng  der  Anstellungsf&higkeit  ist  besonders  auszusprechen, 
wenn  der  Kandidat  nach  seiner  bisherigen  Th&tigkeit  wegen  grorsen  p&dagogisehen 
Ungeschicks  oder  fortgesetzten  Unfleirses  unter  Nichtachtung  erfolgter  Warnungen 
oder  wegen  erheblicher  sittlicher  M&ngel  oder  wegen  körperlicher  Gebrechen  zur 
Bekleidung  des  Amtes  eines  Jugendlehrers  unbrauchbar  erscheint.  Der  hierftber 
gefafste  Beschluß  des  ProYinzial- Schulkollegiums  ist  dem  Kandidaten  samt  den  £nt- 
scheidungsgrflnden  mitzuteilen. 

§  19.  Der  ünterrichtsminister  behält  sich  vor,  in  einzelnen  Fällen,  insbesondere 
bei  Berufung  von  Geistlichen  als  Eeligionslehrer  höherer  Schulen,  von  der  Ableistung 
der  zweijährigen  praktischen  Ausbildung  zu  entbinden. 

2.  Kapitel.    Der  hOhere  Schalnnterrlcht  Im  übrigen  Deatsehland. 

1.  Baden.  Es  bestehen  neunklassige  Gymnasien,  siebenklassige 
Progymnasien,  ftnfklaBsige  Pädagogien;  Realgymnasien,  höhere  Bürger- 
schulen und  kombinierte  Anstalten,  welche  in  den  unteren  Klassen  bis 
auf  das  Griechische  gemeinsamen  Unterrieht  haben  —  sämtlich  als 
„Mittelschulen^*  bezeichnet.  Die  Organisation  der  Gymnasien  beruht 
auf  AV  1.  Okt.  und  ME  2.  Okt.  1869,  11.  Juni  1872.  Zu  den  obli- 
gatorischen Fächern  zählen  philosophische  Propädeutik  (in  I),  fllr  die 
drei  Oberklassen  Englisch,  für  II  und  I  Hebräisch.  Neben  dem  ordent- 
lichen Schulbesuch  ist  auch  gastweise  die  Teilnahme  an  einzelnen 
Unterrichtsstunden  ausnahmsweise  gestattet.  Der  lateinische  Unterricht 
beginnt  in  Sexta,  der  französische  in  Quarta,  der  griechische  in  Unter- 
tertia. Die  philosophische  Propädeutik  soll  Logik,  Psychologie  und 
Methodologie  des  akademischen  Studiums  umfassen.  Nach  AV  10.  Mai 
1886  wird  fttr  jede  Gelehrtenschule  zur  Mitwirkung  bei  der  Beaufsichti- 
gung und  Leitung  ein  Beirat  bestellt,  der  aus  2  bis  4  vom  Obersehul- 
rat  aus  der  Zahl  der  Einwohner  zu  ernennenden  Mitgliedern,  dem 
Direktor  und  einem  Lehrer  der  Anstalt  sowie  einem  im  Gymnasialorte 
wohnenden  Arzte  besteht.  Zu  den  Befugnissen  dieses  Beirates  gehören 
die  Beratung  organisatorischer  Fragen  allgemeiner  Art,  Verhandlungen 
über  sanitäre  Mafsnahmen,  Beratungen  über  Handhabung  der  Disciplin 
u.  a.  —  Realgymnasien.  Lehrplan  vom  2.  Juli  1887;  AV  5.  Juni  1893. 
Der  Lehrkursus  ist  9jährig  in  6  Klassen,  von  denen  III  bis  I  je  zwei 
Jahreskurse  enthalten.  Die  Lehrgegenstände  in  Sexta,  Quinta  und 
Quarta  sind  dieselben  wie  in  den  entsprechenden  Gymnasialklassen^ 
weshalb  eine  wechselseitige  Versetzung  zwischen  beiden  Anstalten  statt- 
finden kann.  Lehrfächer:  Religion,  Deutsch,  Latein,  Französisch  (von 
IV),  Englisch  (von  Untertertia),  Geographie  (bis  HI),  Geschichte  (von  IV), 
Mathematik,  Naturbeschreibung  (bis  III),  Physik  (von  11),  Chemie  (in  I)» 
Schreiben  (in  VI  und  V),  Zeichnen,  Singen  und  Turnen.  —  Im  La- 
teinischen sind  von  III  an  zum  Unterschiede  von  den  Gelehrten- 
schulen für  den  Grammatikaiunterricht  alle  ferner  liegenden  Anomalieen 
auszuschliefsen.    In  Tertia  ist  Caesar  und  Ovid,  in  11  Cicero,  Livius^ 
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Sallnst,  Vergil,  in  I  Cicero  (pro  Roseio,  Milone,  Verrinae),  Liviua  und 
auch  Horaz  bestimmt,  daneben  Taeitns  nicht  ausgeschlossen.  Im  Fran- 
zösischen wird  die  schriftliche  Gewandtheit  bis  zn  freien  Arbeiten 
(Auftätzen)  gesteigert,  die  mündliche  Übung  schon  frtlh  begonnen,  jedoch 
die  grammatische  Behandlung  nur  deutsch  geleitet  Zur  Lektüre  dient 
namentlich  die  dramatische  Litteratur.  Im  Englischen  wird  in 
Tertia  der  Elementarkursus,  in  Sekunda  und  Prima  die  Sprachlehre 
zusammenhängend  behandelt.  Die  Sprechübungen  beginnen  in  Sekunda. 
Die  Geographie  verbreitet  sich  in  Untertertia  über  solche  aufsereuro- 
p&ische  Länder,  welche  für  Handel  und  Industrie  am  wichtigsten  sind. 
Eingehendere  mathematische  Geographie  ist  zum  Anschlufs  an  die  sphä- 
rische Trigonometrie  der  Prima  Torbehalten.  Das  Ziel  des  G  e  s  c  h  i  c  h  t  s- 
unterrichts  bildet  ein  solcher  Überblick  über  das  ganze  Gebiet,  dafs 
keine  wichtigere  menschliche  Entwickelnngsstufe  dem  Schüler  unbekannt 
geblieben  ist.  Kulturgeschichtliche  Betrachtungen  und  Einblicke  in  die 
weltgeschichtlichen  Gesetze  finden  daher  ebenso  ihren  Platz,  wie  der 
nationale  und  sittliche  Sinn  der  Jugend  an  rechter  Stelle  zu  pflegen 
ist.  In  II  und  I  wird  die  Geschichte  in  mehr  pragmatischer  Behandlung 
Torgetragen.  Der  Memorierstoff  wird  derartig  beschränkt,  dafs  die 
wichtigsten  Daten  um  so  geläufiger  werden.  Die  Mathematik  begreift 
in  VI  bis  IV  den  Elementarunterricht  (numerisches  Rechnen  und  geo- 
metrische Formenlehre),  in  III  bis  I  den  wissenschaftlich  begründenden 
und  den  technisch  darstellenden  Unterricht  (allgemeine  Arithmetik  und 
Algebra,  Geometrie  und  Trigonometrie  mit  Einschlufs  der  synthetischen 
Geometrie,  geometrisches  Zeichnen,  elementare  Projektionslehre  und 
darstellende  Geometrie).  Der  Unterricht  in  Naturgeschichte  verfolgt 
als  Hauptzweck  in  materieller  Beziehung  Anschauung  der  wichtigsten 
Gattungscharaktere  an  einzelnen  Hauptrepräsentanten  des  Tier-  und 
Pflanzenreiches,  in  formaler  Hinsicht  Erweckung  des  Beobachtungssinnes 
und  Anbahnung  eines  liebevollen  und  verständigen  Umganges  mit  der 
Natur.  Für  die  Physik  ist  ein  propädeutischer  Kursus  in  11,  eine 
systematische  Behandlung  in  Prima  bestimmt,  wobei  der  Unterprima 
die  Lehre  von  der  Wärme,  dem  Magnetismus  und  der  Elektricität,  der 
Oberprima  Mechanik,  Akustik  und  Optik  zufallen.  Mit  dem  Unterricht 
in  der  Chemie  auf  Prima  soll  die  fabrikmäfsige  Darstellung  der  wich- 
tigsten Stoffe  als  kurzer  Abriüs  einer  chemischen  Technologie  verbunden 
werden.  Für  freiwillige  Teilnehmer  können  auch  Übungen  im  Labo- 
ratorium eingerichtet  werden,  ohne  dafs  jedoch  der  übrige  Unterricht 
hierdurch  beeinträchtigt  werden  darf.  —  Anstalten,  welche  nur  6  bis 
7  Jahreskurse  haben,  sind  Realprogymnasien.  —  Oberreal- 
schulen haben  gleichfalls  neunjährigen  Lehrgang.  Die  Unterrichts- 
stoffe sind  dieselben,  wie  die  der  Realgymnasien,  jedoch  mit  Ausschlufs 
der  lateinischen  Sprache.  —  Realschulen  sind  nach  dem  Lehrplan  der 

21* 


Digitized  by 


Google 


324  I.  Hauptabteilang.   V.  Abschnitt.  Höhere  Lehranstalten. 

Oberrealsobulen  eingerichtete  Lehranstalten,  denen  die  zwei  oder  drei 
oberen  Jahreskurse  fehlen. 

2.  Bayern.  Gymnasien.  AV  vom  23.  Juli  1891:  Schulordnung 
für  die  humanistischen  Gymnasien.  Die  Anstalten  umfassen  9  Jahres- 
kurse oder  Klassen  (I  bis  IX).  Lehrgegenstände  sind  Beligion,  Deutsch, 
Lateinisch,  Griechisch,  Franzosisch,  Arithmetik,  Mathematik,  Physik, 
Geschichte,  Geographie,  Naturkunde,  Zeichnen,  Kalligraphie  und  Turnen; 
dazu  fakultativ:  Hebräisch,  Englisch,  Italienisch,  Zeichnen  (IV  bis  IX), 
Stenographie,  Gesang,  Instrumentalmusik  und  Schwimmen.  Lehrplan 
und  -Ziel.  Deutsche  Sprache.  I  bis  V:  Grammatischer  Unterricht 
im  Anschlüsse  an  einen  Leitfaden  oder  ein  Lesebuch.  Lektüre  von 
Musterstücken;  Wiedergabe  des  Inhalts;  Auswendiglernen  von  Gedichten. 
In  VI  bis  IX  Bekanntschaft  mit  den  bedeutendsten  Kunstformen  der 
Poesie  und  Prosa  und  mit  den  besten  Schriftstellern.  Die  Klassenlek- 
türe, die  in  sachlicher,  sprachlich-stilistischer,  ethischer  und  ästhetischer 
Beziehung  Musterwerke  der  Litteratur  zu  behandeln  hat,  erstreckt  sich 
auf  Klopstock,  Herder,  Vofs,  Goethe,  Schiller,  Bürger,  Körner,  Uhland, 
Platen,  Bückert,  Ghamisso,  Geibel  in  der  6.  und  7.  Klasse,  auf  schwie- 
rigere lyrische  Gedichte,  Dramen  der  deutschen  Litteratur  und  auch 
Shakespeares,  sowie  auf  Prosa- Abhandlungen  (von  Herder,  Lessing, 
Schiller)  und  hervorragende  Erzeugnisse  der  Bedekunst.  Ein  historischer 
Überblick  der  deutschen  Litteratur  wird  in  Vni  und  IX  gegeben.  In 
Yin  aufserdem  mittelhochdeutsche  Laut-  und  Formenlehre  sowie  aus- 
gewählte Stücke  des  Nibelungen-  und  Gudrunliedes.  Schriftliche 
Arbeiten  in  allen,  freie  Vorträge  in  den  drei  oberen  Klassen.  Latei- 
nische Sprache.  Ziel:  Fähigkeit  der  Übersetzung  und  Bekanntschaft 
mit  den  hauptsächlichsten  Werken  der  klassischen  Litteratur.  Der 
grammatische  Unterricht  hat  sich  wesentlich  auf  das  zur  Klassenlektüre 
und  zum  Verständnis  der  Autoren  Nötige  zu  beschränken.  Mit  und  in 
der  Lektüre  soll  zugleich  ein  Einblick  in  das  kulturelle  Leben  der 
Alten  gegeben  werden.  Schriftsteller  fttr  VI:  Caesar  (bellum  civile), 
Curtius,  Livius,  Ovid,  Elegiker;  VII:  Livius,  Sallust,  Cicero  (kleinere 
Beden  und  Cato,  Laelius),  Vergil;  VIII:  Ciceros  Beden  und  Briefe  (Aus- 
wahl) Quintilian,  Buch  X,  Tacitus'  Germania,  Horaz  (Oden  und  ars 
poetica);  IX:  Cicero,  Tacitus,  Horaz  (Satiren  und  Episteln),  Terenz, 
Plautus.  Griecliische  Sprache  (beginnt  in  Klasse  IV).  Ziel :  Ver- 
ständnis der  klassischen  Werke  der  griechischen  Litteratur.  Der  gram- 
matische Unterricht  soll  vor  allem  die  Sicherheit  der  Interpretation  vor- 
bereiten. Von  der  6.  Klasse  an  tritt  die  Lektüre  der  Klassiker  in  den 
Vordergrund.  Gelesen  werden:  Xenophons  Anabasis  (zuweilen  auch 
Arrian),  Odyssee  in  VI,  Ilias  in  VII,  Lysias,  Isokrates,  Lykurg,  De- 
mosthenes  (kleinere  Beden),  Homer,  Auswahl  aus  den  Lyrikern,  Euri- 
pides  oder  Sophokles  in  VIII,  Demosthenes,  Plato,  Thukydides,  Homer 
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Sophokles  oder  Aeschylns  in  IX.  Schriftliche  Übersetznngsflbnngen 
finden  in  beiden  klassischen  Sprachen  statt  and  werden  in  stilistischer 
Beziehung  stufenweise  gesteigert.  Französische  Sprache  beginnt 
in  Klasse  VI.  Ziel  des  Unterrichts  ist  rasches  Verständnis  des  Gelesenen 
und  Gesprochenen  und  einige  Gewandtheit  in  französischer  Übersetzung. 
Grammatisch  wird  in  VI  die  Formenlehre,  in  VII  und  VIII  die  Syntax 
behandelt;  zur  Einübung  der  Begeln  dienen  bis  IX  fortgesetzte  Übungen, 
Diktate  und  Sprechübungen.  In  VI  und  VII  werden  Lesebuch  oder 
Chrestomathie  benutzt,  kurze  Erzählungen  usw.  auswendig  gelernt  und 
vorgetragen ;  in  VIII  und  IX  folgen  als  Lektüre  gröfsere  chrestoroathische 
Abschnitte  oder  Montesquieu,  Grandeur  et  döcadence,  Voltaire,  Charles  XII, 
Michaud,  L  Croisade,  S6gur,  Napolöon,  Guizot,  Charles  I,  Villemain, 
Cours  de  littörature  fran^aise,  Mignet,  Revolution,  Thiers,  Expedition 
d'Egypte,  Dramen  von  Racine,  Corneille,  Moliöre,  Scribe  und  Sandeau. 
Arithmetik  umfafst  die  4  Species  in  ganzen  und  gebrochenen  Zahlen, 
Proportionen  und  Progressionen  mit  Anwendungen  auf  das  bürgerliche 
Leben.  Algebra  und  Geometrie  bewegt  sich  innerhalb  der  Ele- 
mentarmathematik unter  Ausschlufs  der  Kombinationslehre  und  ana- 
lytischen Geometrie.  In  Physik  werden  bei  Anwendung  einfacher 
Apparate  physikalische  Thatsachen  praktisch  demonstriert  und  dergestalt 
die  wichtigsten  Abschnitte  der  elementaren  Physik  behandelt  Die 
Mathematische  Geographie  wird  mit  Benutzung  eines  Telluriums 
und  Globus  gelehrt  und  durch  Beobachtung  des  gestirnten  Himmels 
unterstützt.  Geschichte  beginnt  in  III  und  berücksichtigt  bis  V  vor- 
zugsweise das  biographische  Moment,  zugleich  aber  die  Einprägung 
eines  festen  Grundstocks  historischer  Daten.  In  VI  bis  IX  wird  der 
Überblick  über  alte,  deutsche  und  bayerische  Geschichte  erweitert  und 
durch  Eingehen  auf  den  Zusammenhang  der  Thatsachen  vertieft.  Die 
Geschichte  Deutschlands  und  Bayerns  erfährt  besonders  eingehende  Be- 
handlung und  verwertet  kulturhistorische  Stoffe  dem  Klassenstandpunkte 
entsprechend.  Geographie  erstreckt  sich  auf  I  bis  V.  Anschauliche 
Kenntnis  der  natürlichen  Beschaffenheit  der  Erdoberfläche  und  der 
physikalischen  und  politischen  Verhältnisse  der  Erdteile  und  Länder 
ist  ihre  Aufgabe;  Globus  und  geographische  Anschauungsbilder  dienen 
als  Hilfsmittel.  Der  Unterricht  in  Naturkunde  bezweckt  die  Aus- 
bildung der  Sinneswahrnehmungen  zur  Beobachtung  von  Naturgegen- 
ständen und  vermittelt  nicht  die  Vorbereitung  für  ein  Fach,  sondern 
einen  wesentlichen  Bestandteil  der  allgemeinen  Bildung.  Mit  ihm  sollen 
Anleitungen  zu  verständiger  Anlage  und  Pflege  von  Sammlungen  ver- 
bunden werden.  —  Die  Wahl  der  erforderlichen  Lehrbücher  ist  dem 
Lehrerrat  aus  der  Zahl  der  vom  Königl.  Staatsministerium  zugelassenen 
gestattet.  Einführung  nicht  vorgesehener  Lehrmittel  bedarf  besonderer 
Genehmigung.    Lehrbücher  in  irgend  einem  Fache  durch  Diktate  zu 
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ersetzen  ist  nicht  gestattet.  Zar  Einübung  des  Lehrstoffes  und  zur  Be- 
urteilung der  Schttlerfortsehritte  werden  in  angemessenen  Zwisohen- 
r&umen  Extemporalien  geschrieben,  aufserdem  von  I  bis  Y  alle  14  Tage, 
Ton  VI  bis  EX  alle  Tier  Wochen  Hausaufgaben  geliefert.  Beide  Arten 
schriftlicher  Arbeiten  werden  sorgfältig  korrigiert  und  in  der  Klasse 
durchgesprochen.  —  Über  Turnunterricht  an  humanistischen  und 
Realgymnasien  vergL  CE  19.  Juli  1893.  —  Über  Progymnasien  und 
Lateinschulen  Tergl.  AO  25.  Juni  1894. 

Bealgymnasien.  Schulordnung  vom  28.  Jan.  1891.  Die  An- 
stalten sollen  neben  allgemeiner  Bildung  die  Yorbereitung  für  solche 
Berufsarten  gew&hren,  die  eine  nähere  Vertrautheit  mit  den  exakten 
Wissenschaften  erfordern.  Lehrfächer  sind  die  sonst  tlblichen.  —  Über 
6-  und  4 klassige  Realschulen  vergl.  Realschulordnung  vom  29.  April 
1877,  CE  22.  März  1886  und  23.  Juli  1888. 

3.  Braunschweig.  Die  Einrichtungen  der  Gymnasien  sind 
in  allen  wesentlichen  Punkten  den  preuiSsiisohen  angenähert.  Englisch 
ist  gröfstenteils  obligatorischer  Gegenstand.  Die  Auswahl  der  Lehr- 
bücher wird  zumeist  den  Lehrerkollegien  ttberlassen.  Sämtliche  Gym- 
nasien sind  Yollanstalten,  an  denen  eine  Verbindung  mit  Realklassen 
nirgends  stattfindet.  Das  Realgymnasium  ist  eine  Vorbereitungs- 
anstalt für  die  höheren  Stufen  des  bürgerlichen  Geschäftslebens  und 
fbr  den  Besuch  der  merkantilisch  •  technischen  Abteilung  des  CoUegii 
Garolini. 

4.  Hessen.  Gymnasien.  Lehrplan  vom  18.  Jan.  1893.  Die 
Gymnasien  sind  9  klassig  (VI  bis  la)  mit  je  einjährigen  Kursen.  Der 
Lehrplan  umfaTst  die  gewöhnlichen  Fächer  deutscher  Gelehrtenschulen. 
Griechisch  beginnt  in  III  b,  Französisch  in  IV;  Zeichnen  erstreckt  sich 
bis  Illa,  Schreiben  auf  VI  und  V.  Lehraufgaben.  Deutsche 
Sprache.  Der  Unterricht  hat  mit  den  Gesetzen  der  Sprache,  dem 
Sprachschatz  und  den  hervorragendsten  Erzeugnissen  der  heimischen 
Litteratur  bekannt  zu  machen.  Der  Mittelpunkt  desselben  ist  der 
Lesestoff.  Ziel  des  Leseunterrichts  ist  rasche  und  durchdringende  Er- 
fassung eines  Lesestückes  in  seinen  grammatischen,  logischen  und  stili- 
stisch-theoretischen Beziehungen.  In  VI  wird  das  Wichtigste  aus  der 
griechischen  Sage  behandelt,  in  V,  möglichst  in  Übereinstimmung  mit 
dem  Geographieunterricht,  eine  Anzahl  Bilder  aus  der  deutschen  Ge- 
schichte bis  Wilhelm  L  vorgeführt.  In  IV  wird  die  deutsche  Sage  ein- 
gehend, in  IV  und  III  die  deutsche  Grammatik  in  großen  Zügen,  in 
II  das  Wesen  der  Hauptdiohtungsarten,  in  I  Dispositions-  und  Stillehre 
entwickelt.  Zur  Lektüre  dienen  Lesebücher  und  von  II  an  Klassiker. 
Der  Obersekunda  wird  im  Anschlufs  an  die  Nibelungen  und  Walther 
von  der  Vogelweide  ein  Abrifs  des  Mittelhochdeutschen  sowie  eine  kurze 
Übersicht  der  Entwickelung  mittelhochdeutscher  Dichtung  geboten.   Der 
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Prima  ftUt  die  EinfllbruDg  in  die  hidtoriscbe  Entwiekelnng  und  die 
Kenntnis  der  neueren  Litteratnr  anbeim,  nnd  zwar  schliefst  der  eine 
Kursus  mit  Herder  ab,  der  andere  behandelt  Goethe  und  Schiller. 
Durch  alle  Klassen  gehen  Übungen  im  mündlichen  Vortrage  von  Ge- 
dichten, wozu  die  einzelnen  Anstalten  ftlr  jede  Stufe  einen  Kanon  auf- 
stellen. Die  schriftlichen  Arbeiten  beschränken  sich  in  VI  und  V  auf 
Klassenarbeiten  (orthographische  Übungen  und  Wiedergabe  kleiner  Er- 
zählungen) und  steigern  sich  stufenweise  zu  selbständigeren  Produk- 
tionen. Lateinisch.  In  III  wird  die  Grammatik  in  ihren  Haupt- 
punkten zum  Abschlufs  gebracht,  in  II  und  I  die  grammatische  Bildung 
befestigt  und  erweitert.  Die  schriftlichen  Übungen  schliefen  sich  in 
der  Regel  der  Klassenlektttre  an.  Die  Prosalekttlre  ist  in  beiden  klas- 
sischen Sprachen  planmäfsig  mit  dem  Geschichtsunterricht  zu  verbinden. 
Bei  der  Dichterlektflre  sind  Prosodie  und  Metrik  zu  behandeln.  Die 
Präparation  der  Schriftsteller  ist  im  allgemeinen  in  der  Schule  vorzu- 
nehmen. Mündliche  und  schriftliche  Übersetzungsübungen  sind  (in 
beiden  alten  Sprachen)  auch  unvorbereitet  anzustellen.  Griechisch. 
Tertia  absolviert  die  Formenlehre  und  die  Hauptregeln  der  Syntax, 
Sekunda  die  Lehre  vom  Nomen  und  vom  Verbum.  Homers  Odyssee 
wird  im  2.  Semester  der  Obertertia  begonnen.  Xenophon,  Herodot, 
Plato,  Thukydides,  Demosthenes,  Odyssee  und  Ilias  wie  auch  Sophokles 
bilden  die  Lektüre  der  Oberklassen,  woneben  auch  Tragödien  von 
Aeschylns  und  Euripides  nebst  Anthologieen  aus  Lyrikern  und  Elegi- 
kern  verstattet  sind.  Zur  Einübung  in  der  Grammatik  sind  im  weiteren 
Sohreibttbungen  bis  Untersekunda  zulässig.  Französisch.  IV  bis  II 
umfassen  den  eigentlichen  grammatischen  Unterricht.  Formenlehre  und 
Syntax  werden  streng  gesondert.  Schreibübungen  sind  in  den  unteren 
Klassen  reichlich  an  der  Wandtafel  und  in  Form  von  Diktaten  und 
anderen  Klassenarbeiten  anzustellen ;  bei  II  und  I  treten  häusliche  Ar- 
beiten hinzu.  Zur  Ausbildung  der  Aussprache  ist  frühzeitig  das  Ver- 
ständnis durch  das  Ohr  anzubahnen  und  freie  Wiedergabe  und  Retro- 
vertieren zu  üben.  Bei  der  Lektüre  sollen  in  den  Oberklassen  die 
wichtigsten  Gattungen  der  französichen  Litteratnr  in  ihren  Hauptreprä- 
sentanten vertreten  sein;  daneben  können  dramatische  und  historische 
Werke  ganz  gelesen  werden.  Geschichte.  In  IV  wird  die  griechi- 
sche und  römische  Geschichte  bis  auf  Augustus  gelehrt,  in  Untertertia 
deutsche  Geschichte,  mindestens  bis  zur  Reformation,  in  Obertertia  die 
neuere  bis  1815,  in  Untersekunda  die  neueste  bis  zur  Gegenwart  in 
gruppierender  Behandlung  und  die  griechische  Geschichte,  in  Ober- 
sekunda die  römische  bis  zur  Völkerwanderung  mit  besonderer  Her- 
vorhebung der  Verfassungsgeschichte;  in  Unterprima  das  Mittelalter 
und  die  neuere  Geschichte  bis  1648,  in  Oberprima  die  Neuzeit  bis  zur 
Gegenwart,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  Deutschland   und  Hessen 
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Auf  der  Oberstufe  sollen,  soweit  angängig,  Qnellenschriftsteller  nutzbar 
gemacht  werden.  Geographie.  In  VI  populäre  Belehrung  über  die 
allgemeinen  Verhältnisse  der  Erdoberfläche  und  ihre  Gestaltung;  Earten- 
lesen;  in  V  Hessen  und  Deutschland  ausführlich;  in  IV  die  anderen 
europäischen  Länder;  in  III  die  aufsereuropäischen  und  Wiederholung 
der  deutschen  Länder.  Der  Unterricht  in  der  Mathematik  steigt 
von  dem  dekadischen  Zahlensystem  und  den  4  Species  in  IV  durch  die 
Elemente  der  Arithmetik  und  Algebra  bis  zu  den  Grundregeln  von  den 
Kegelschnitten  und  den  Grundformen  der  sphärischen  Trigonometrie  in 
I  und  hat  in  Sekunda  und  Prima  seinen  Übungsstoff  auch  dem  Gebiete 
der  Naturwissenschaften  und  besonders  der  Physik  zu  entnehmen,  wes- 
halb namentlich  gewisse  rein  mathematische  Ableitungen  mechanischer 
und  physikalischer  Sätze  zur  Weckung  und  Bethätigung  des  mathe- 
matischen Könnens  verwertet  werden.  Naturwissenschaften.  Na- 
turgeschichte in  VI  bis  IV  ohne  jede  Systematik.  In  III:  allgemeine 
Zoologie,  anknüpfend  an  die  menschliche  Anatomie  und  Physiologie;  all- 
gemeine Botanik.  Systematische  Znsammenfassung  der  Voi-pensa.  In 
Untersekunda  vorbereitender  physikalischer  Lehrgang;  in  Obersekunda 
Wärmelehre,  Magnetismus,  Elektricität,  Wiederholung  der  chemischen 
und  mineralogischen  Grundbegriffe;  in  Prima  Mechanik  und  das  Not- 
wendigste aus  der  Akustik  und  Optik.  In  II  und  I  werden  vorzüglich 
eingehendere  Betrachtungen  wichtiger  Erscheinungsgruppen  angestellt, 
um  die  Schüler  mit  den  naturwissenschaftlichen  Methoden  und  dem  in- 
duktiven Schlufsverfahren  vertraut  zu  machen. 

Realgymnasien.  Lehrplan  vom  18.  Jan.  1893.  Die  Lehrfilcher 
sind  die  üblichen.  Lateinisch  wird  auf  VI  und  V  in  8,  IV  in  7,  III 
in  6,  II  und  I  in  5  Wochenstunden  betrieben.  Französisch  beginnt  in 
Quarta,  Englisch  in  Untertertia,  Physik  in  Unter-,  Chemie  in  Ober- 
sekunda. Deutsche  Sprache.  Im  wesentlichen  wie  am  Gymnasium. 
Als  Lektüre  werden  von  Obersekunda  an  auch  grölsere  Stücke  aus 
guten  Übersetzungen  griechischer  Epiker  und  Tragiker  gelesen.  In 
den  unteren  Klassen  soll  der  deutsche  Unterricht  in  der  Regel  von  dem 
Lehrer  des  Lateinischen  erteilt  werden.  Lateinisch.  VI  und  V: 
Formenlehre  und  einfachste  syntaktische  Regeln.  IV:  Kasuslehre  und 
wichtigste  Abschnitte  der  Tempus-  und  Moduslehre.  III  und  II:  Ab- 
schlufs  der  Kasus-,  Tempus-  und  Moduslehre.  In  I:  Vorwiegen  der 
Lektüre.  VI  bis  III:  Chrestomathie,  später  Cornelius  Nepos  oder  bellum 
gallicum.  II:  Caesar,  Ovids  Metamorphosen  und  Sallust.  I:  Sallust, 
Livius,  leichtere  Reden  Ciceros  und  Aeneis.  Lektüre  ist  möglichst  um- 
fangreich zu  betreiben.  Häufige  Übungen  im  Extemporieren  und  Retro- 
vertieren. Französisch.  In  IV  bis  II  der  eigentlich  grammatische 
Unterricht.  Erwerbung  eines  reichlichen  Wortvorrates.  Memorieren, 
Retrovertieren,  Variieren.    Schriftliche  Arbeiten  in  der  Schule  oder  zu 
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Hause.  Lektüre  von  Chrestomathieen  und  zusammenbängenden  pro- 
saischen und  poetischen  Werken.  Englisch.  Im  allgemeinen  wie  beim 
Französischen.  Geschichte.  In  IV  und  III  das  ganze  Gebiet  der 
altklassischen  und  vaterländischen  Geschichte  (bis  1815)  in  elementarer 
Behandlung.  Von  II  an  dieselbe  mehr  pragmatisch.  Dem  Unterrichte 
liegen  auf  allen  Stufen  kurzgefafste  Lehrbücher  zu  Grunde,  an  die  sich 
der  Vortrag  anschliefst  Von  Anfang  wird  das  freie  Nacherzählen  ge- 
übt. Geographische  Verhältnisse  hat  der  Geschichtsunterricht  überall 
zu  berücksichtigen.  Geographie.  VI.  Feststellung  geographischer 
Vorbegriffe.  Die  Heimat,  das  Grofsherzogtum,  die  angrenzenden  Länder, 
Kartenlesen.  V  und  IV.  Überblick  über  die  Erdoberfläche;  einiges  aus 
der  mathematischen  Geographie ;  Deutschland,  Oesterreich,  Niederlande, 
Dänemark.  III.  Europa  und  auisereuropäische  Erdteile.  II  bis  L  Wieder- 
holung und  Erweiterung.  Physikalische  und  Verkehrsgeographie.  In 
Oberprima:  das  Wichtigste  aus  der  mathematischen  Geographie  in  syste- 
matischer Behandlung.  Das  Hauptgewicht  des  geographischen  Unter- 
richts liegt  auf  der  Topographie.  Mathematik.  VI  bis  III  Rechnen. 
IV  bis  I  Allgemeine  Arithmetik,  Algebra,  Geometrie.  IV:  Elemente 
der  Planimetrie  bis  zur  Kongruenz  der  Dreiecke.  III:  Kongruenz  der 
geradlinigen  Figuren;  Kreissätze,  die  auf  Kongruenz  beruhen  (U). 
Gleichheit  der  Flächen,  Proportionen,  Ähnlichkeit;  Faktorenzerlegung. 
Einfache  Gleichungen  1 .  Grades  mit  einer  Unbekannten.  Einleitung  in 
die  Lehre  von  den  Potenzen  und  Wurzeln.  Ausziehen  der  Quadrat- 
wurzel (0).  II:  Proportionen  im  Kreis;  Berechnung  der  regelmäisigen 
Vielecke  und  des  Kreises.  Trigonometrie  der  Ebene.  Rechnen  mit 
Potenzen  und  Wurzeln.  Logarithmen.  Gleichungen  1.  Grades  mit  einer 
und  mehreren  Unbekannten.  Leichtere  quadratische  Gleichungen  (U). 
Lösen  planimetrischer  und  trigonometrischer  Aufgaben.  Elemente  der 
Stereometrie.  Quadratische  Gleichungen  mit  einer  und  mehreren  Un- 
bekannten. Komplexe  Zahlen.  Arithmetische  Reihen  1.  Grades.  Geo- 
metrische Reihen.  Zinseszins-  und  Rentenrechnung  (0).  I:  Abschlufs 
der  Stereometrie,  Elemente  der  sphärischen  Trigonometrie.  Diophan- 
tische  Gleichungen.  Das  Notwendigste  aus  der  Kombinationslehre;  figu- 
rierte Zahlen;  arithmetische  Reihen  höherer  Ordnung;  binomischer  Satz 
für  ganze  positive  Exponenten.  Gleichungen  3.  Grades  (U).  Elemente 
der  analytischen  Geometrie  und  der  Kegelschnitte.  Anfangsgründe  der 
Lehre  von  den  Determinanten  und  ihre  Anwendung  in  der  analytischen 
Geometrie  und  bei  Lösung  von  Gleichungen.  Die  Reihen  für  e^,  sinx, 
cosx,  logx.  Die  Binominalreihe.  Für  die  Methode  des  Unterrichts  be- 
stimmend ist  der  Umstand,  dafs  die  Mathematik  neben  der  Grammatik 
ganz  besonders  dazu  berufen  ist,  den  Verstand  zu  bilden  und  an  streng 
richtiges  Denken  und  Schliefsen  zu  gewöhnen.  Deshalb  ist  der  innere 
Zusammenhang  der  Operationen  stets  zu  erfassen  und  die  Lösung  der 
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Aufgaben  richtig  zu  formulieren.  Naturwissenschaften«  a.  Natur- 
geschichte.  Lehrziel:  Kenntnis  der  hauptsächlichsten  Tier-  und 
Pflanzenformen,  namentlich  der  einheimischen  und  besonders  wichtigen. 
Bekanntschaft  mit  den  unterscheideudeu  Merkmalen  und  den  hierauf 
begründeten  Systemen.  Kenntnis  der  Hauptorgane  des  menschlicheu, 
tierischen  und  pflanzlichen  Körpers  und  ihrer  Verrichtungen.  Bekannt- 
schaft mit  den  wichtigsten  Krjstallformen,  den  physikalischen  Eigen- 
schaften und  der  chemischen  Zusammensetzung  der  bekannteren  Mine- 
ralien und  Felsarten,  b.  Chemie.  Lehrziel:  Kenntnis  der  Elemente 
und  ihrer  anorganischen  Verbindungen,  sowie  der  stoichiometrischen 
Gesetze,  c.  Physik.  Lehrziel:  Kenntnis  der  wichtigsten  physikali- 
schen Erscheinungen  und  ihrer  Gesetze  auf  Grund  des  Experiments. 
Mathematische  Begrtlndung  der  Hauptsätze  der  Mechanik  und  deren 
Anwendung  auf  die  mathematische  Geographie,  die  Gesetze  der  Spie- 
gelung und  Brechung  der  Lichtstrahlen.  Der  Unterricht  in  den  Natur- 
wissenschaften soll  dem  Schüler  einen  gewissen  Schatz  von  Kenntnissen 
überliefern  und  ihn  beobachten  und  Beobachtetes  geistig  verwerten 
lehren.  Aus  der  grofsen  Fülle  des  Stoffes  ist  nur  relativ  weniges  her- 
auszuheben, dies  aber  eingehend  zu  behandeln  und  in  Zusammenhang 
zum  Ganzen  zu  bringen.  Diese  Beschränkung  trifft  besonders  die  be- 
schreibenden Naturwissenschaften.  Zeichnen.  Der  Unterricht  im 
Freihandzeichnen  ist  für  alle  Klassen  verbindlich.  Übung  des  Auges 
und  der  Hand,  Entwickelung  des  Sinnes  ftlr  Raumverhältnisse  und  För- 
derung des  Verständnisses  für  schöne  Formen  sind  seine  Aufgabe.  Er 
geht  aus  von  Flächenfiguren,  Ornamenten,  Modellen  und  anderen  kör- 
perlichen Objekten,  wobei  zu  dem  übrigen  Klassenunterrichte  möglichst 
viele  Beziehungen  hergestellt  werden.  Im  Anfangskursus  sind  die  wich- 
tigsten Lehren  über  Schattengebung  und  Linearperapektive  durch  prak- 
tische Anweisung  geläufig  zu  machen.  In  II  und  I  ist  die  weitere 
Entwickelung  des  Formen-  und  Farbensinnes  zu  verfolgen.  Auch  ist 
eine  elementare  Einleitung  in  die  Kunstgeschichte  hier  am  Platze. 
Realschulen  II.  Ordnung.  Französisch  beginnt  in  VI,  Englisch  in 
IV,  Physik  und  Chemie  in  II.  Naturgeschichte  wird  nur  bis  Tertia 
getrieben.    Lateinische  Sprache  tritt  nicht  auf. 

5.  Königreich  Sachsen.  Gymnasien.  Lehrordnung  vom 
28.  Jan.  1893.  Lehrfächer:  Religion,  Deutsch,  Lateinisch,  Griechisch, 
Französisch,  Hebräisch,  Geschichte,  Geographie,  Rechnen  und  Mathe- 
matik, Naturkunde  und  Physik.  Hebräisch  ist  nur  für  die  künftigen 
Theologen  obligatorisch.  Fakultativ  sind  Stenographie,  Englisch  und 
Zeichnen  für  die  Mittel-  und  Oberklassen.  Die  Jahreskurse  gehen  von 
Ostern  zu  Ostern  (Gesetz  vom  22.  Aug.  1876  §  39).  Ausnahmsweise 
können  besonders  begabte  und  fleifsige  Schüler  nach  halbjährigem 
Klassenbesuche  versetzt  werden.    In  Oberprima  hat  aber  ]eder  Schüler 
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ein  ganzes  Jahr  zu  verbleiben.  (Die  beiden  Fürsten-  und  Landesschulen 
Meüben  und  Grimma  haben  keine  Unterklassen,  jedoch  denselben  Lehr- 
plan wie  die  übrigen.)  Lehrplan.  Religio d.  Erweckung  nnd  Be- 
lebnng  des  christlich-religiösen  Sinnes  nnd  Begründang  evangelischen 
Glaubens.  VI  bis  III  A.  und  N.  T.  Katechismus,  Bibelsprüche,  Kirchen- 
lieder, Kirchenjahr.  II  und  I  Heilsgeschichte,  Apostelgeschichte,  Bilder 
aus  der  Kirchengeschiohte,  eingehendere  Behandlung  der  Beformation 
und  der  reformatorischen  Schriften  Luthers  (II);  Erklärung  der  Confessio 
Augustana,  eingehendere  Behandlung  der  Unterscheidungslehren,  Er- 
gänzung der  Reformationsgeschichte,  Überblick  der  Kirchengeschichte 
des  18.  und  19.  Jahrhunderts,  Behandlung  der  wichtigsten  Glaubens* 
und  Sittenlehren.  Daneben  auf  allen  Klassen  Schriftlektüre.  Von 
Obersekunda  ab  sind  besonders  wichtige  Abschnitte  des  N.  T.  in  der 
Ursprache  zu  lesen.  Deutsch.  VI  bis  III  Formen-  und  Wortbildungs- 
lehre, Syntax,  Lesen,  Erklären,  Memorieren,  Deklamieren;  Diktate, 
Aufsätze.  Kunstformen  der  Epik  und  Lyrik.  Einführung  in  die  deutsche 
Heldensage.  II:  Lektüre  gröfserer  lyrisch-philosophierender  Gedichte 
von  Schiller  und  einzelner  Dramen  (Teil,  Jungfrau  von  Orleans,  Götz 
von  Berliehingen,  Egmont).  Übungen  im  freien  Vortrag.  Stilistik; 
Stilgattungen,  Stilgesetze;  Dispositionsübungen,  Aufsätze  (U.).  Über- 
blick über  die  Entwickelnng  der  deutschen  Sprache  und  Litteratur  bis 
zum  Ausgange  des  Mittelalters.  Kurze  Einführung  in  die  Anfangs- 
gründe des  Mittelhochdeutschen.  Nibelungen  und  Walther  von  der  Vogel- 
weide in  Auswahl.  Dispositionslehre.  Logische  Übungen.  Aufsätze. 
Übungen  im  einfachen  Vortrage  (0).  Prima:  Das  Wichtigste  ans 
der  Litteraturgeschichte  von  Luther  bis  Klopstock.  Klopstock  und 
Lessing.  Schwierigere  philosophierende  Gedichte,  auch  Abhandlungen 
und  Dramen  von  Schiller.  Freie  Vorträge  mit  Übungen  im  Protokollieren 
und  Referieren.  Logisch-rhetorische  Übungen.  Disponieren.  Auftätze. 
Oberprima:  Eingehendere  Behandlung  von  Goethes  Leben  unter  Hervor- 
hebung seiner  Beziehungen  zu  Herder,  Wieland,  Schiller  und  den  Roman- 
tikern. Lektüre  und  Besprechung  der  wichtigsten  gröfaeren  Werke 
von  Goethe,  Schiller,  mindestens  einer  Tragödie  Shakespeares  und  auch 
Behandlung  ausgewählter  Abschnitte  aus  Herders  Schriften.  Mit  Ge- 
nehmigung des  Ministers  kann  in  Oberprima  eine  besondere  Stunde 
philosophische  Propädeutik  angesetzt  werden.  Sonst  sind  auf  Prima 
die  Hauptregeln  der  Logik  und  Psychologie  im  Anschlufs  an  die  Dis- 
ponierflbungen  und  Besprechung  der  Arbeiten  gelegentlich  zu  behandeln. 
Lateinisch.  VI:  Regelmäfsige  Formenlehre;  Syntaktisches;  Über- 
setzungsübungen. V:  Unregelmäfsige  Formenlehre;  Hauptregeln  der 
Syntax;  Übersetzungen.  IV:  Hauptregeln  der  gesamten  Syntax;  ein- 
gehendere Behandlung  des  Nomens;  Wiederholung  der  Formenlehre. 
Übersetzungen.   Nepos  oder  Lesebuch.   Ulb:  Wiederholung  der  Syntax, 
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besonders  der  Kasuslehre.  Syntax  des  Verbnms  und  Satzlehre.  Bellum 
gallicum.  Einflihrung  in  die  Prosodie.  Leichtere  poetische  Stücke 
(Chrestomathie).  Illa:  Bellum  gallicum  und  civile  oder  eine  leichtere 
Rede  Cieeros.  Leichtere  Stücke  einer  poetischen  Chrestomathie.  Pro- 
sodische Regeln  und  Übungen.  Wiederholung  des  syntaktischen  Pensums. 
IIb :  Cato  major,  pro  Roscio,  Ligario,  Mareello,  Archia,  de  imperio  Cn. 
Pompei;  Curtius;  Ovid.  Wiederholung  der  gesamten  Syntax,  besonders 
schwierigerer  Abschnitte.  IIa:  Sallust,  Livius;  pro  Sulla,  Philippica 
I,  II,  VII;  Aeneis;  Auswahl  aus  CatuU,  TibuU,  Properz.  Ergänzende 
Zusammenfassung  der  Grammatik;  Stilistik.  Ib:  Cicero,  iTusculanae 
disputationes,  de  oflficiis;  pro  Sestio,  Murena,  in  Verrem  IV,  V,  pro 
Milone;  Livius;  Horaz;  (Plautus;  Terenz).  Grammatisch-stilistisches, 
Archäologisches,  Litteratur-  und  Kunstgeschichtliches  gelegentlich.  la: 
Tacitus;  (ergänzende  Chrestomathie  nachklassischer  Prosaiker).  Aus- 
wahl aus  Cieeros  Briefen;  Quintilian  X;  Cicero,  de  oratore  I.  Oden, 
Satiren  und  Episteln  von  Horaz.  Gelegentliches  wie  in  Unterprima. 
Regelmäfsige  schriftliche  Übersetzungen  ins  Deutsche  finden  nur  in  den 
Unterklassen  statt,  regelmäfsige  prosodisohe  Übungen  nur  in  Obertertia 
und  Untersekunda;  dagegen  Scripta  und  Extemporalien  sowie  auch 
Hausarbeiten  in  allen  Klassen.  Griechisch.  Lehrziel:  Eingehendere 
Bekanntschaft  mit  Homer,  Sophokles,  Demosthenes,  Überblick  über  die 
klassische  Litteratur,  Sicherheit  in  den  Elementen  der  griechischen 
Sprache  und  Kenntnis  des  griechischen  Lebens  und  der  Entwickelung 
des  gi-iechischen  Geisteslebens.  III:  Formenlehre,  Hauptregeln  der 
Syntax,  Übungsbuch;  Einftihrung  in  Xenophons  Anabasis.  U:  Syntax 
des  Noraens,  Hauptregeln  der  Tempus-  und  Moduslehre;  Xenophons 
Anabasis  oder  Hellenika;  Einführung  in  die  Odyssee  (U.).  Abschlufs 
des  syntaktischen  Unterrichts;  Lysias,  Herodot,  Hellenika,  Odyssee  (0.). 
Ib:  Syntaktisch-stilistisches;  leichtere  Staatsreden  des  Demosthenes, 
Piatons  Apologie,  Kriton,  Laches,  Phaedon,  Thukydides  VI  und  VII 
oder  Plutarch;  Ilias  oder  ein  Stück  von  Euripides  oder  ausgewählte 
lyrische  Gedichte.  la:  Syntaktisch-stilistisches;  Demosthenes  gröfsere 
Staatsredeu,  Piatos  Protagoras,  Gorgias,  Auswahl  von  Thukydides  I  bis 
V,  Sophokles,  Aeschylus.  —  In  Illb  bis  IIa  Extemporalia  und  Scripta. 
Schriftliche  Übersetzungen  ins  Deutsche  an  Stelle  der  Scripta  in  I. 
Das  Nötige  über  griechischen  Tempelbau,  Einrichtung  des  griechischen 
Theaters,  die  namhaftesten  bildenden  Künstler  und  plastischen  Werke 
gelegentlich.  Französisch.  Gute  Aussprache,  Sicherheit  in  gramma- 
tischen Elementen,  Geübtheit  im  schriftlichen  und  mündlichen  Gebrauch 
der  Sprache,  Bekanntschaft  mit  einigen  Hauptwerken  des  klassischen 
Zeitalters  sind  das  Ziel  dieses  Unterrichts.  In  allen  Klassen  ist  das 
Gelernte  durch  Diktate,  Scripta  und  Extemporalien  nach  einem  festen 
Plan  einzuüben.    An  Stelle  der  Scripta  können  in  I  kurze  freie  Arbeiten 
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treten.  Durchgeheiids  sind  Sprechübungen  zu  betreiben.  Bei  der  Lektüre 
klassischer  Dichtungen  sind  besonders  schöne  Stellen  möglichst  wenig 
durch  grammatische  und  ähnliche  Zwischenbemerkungen  zu  stören. 
Englisch  (nur  f&r  solche,  die  am  hebr&isohen  Unterricht  nicht  teil- 
nehmen): Richtige  Aussprache;  Bekanntschaft  mit  den  grammatischen 
Elementen  und  Verständnis  leichter  Prosawerke.  Hebräisch:  Einige 
Sicherheit  im  Lesen  und  Übersetzen  leichter  Prosastellen  des  A.  T.; 
Elemente  der  Grammatik.  Rechnen  und  Mathematik.  Volle  Sicher- 
heit im  Rechnen  mit  bestimmten  Zahlen  und  in  der  Anwendung  dieser 
Fertigkeit  auf  die  Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens.  Arithmetik 
und  Algebra  bis  zu  der  Zinseszins-  und  Rentenrechnung  und  den 
Gleichungen  2.  Grades.  Geometrie,  das  Wesentlichste  aus  der  Plani- 
metrie, Stereometrie  und  der  ebenen  Trigonometrie;  Koordinatenbegriff 
mit  Anwendung;  Grundlehren  von  den  Kegelschnitten.  Beim  Zahlen- 
rechnen sind  grofse  Zahlen  möglichst  zu  vermeiden;  Logarithmen  mit 
mehr  als  fftnf  Stellen  werden  nicht  benutzt.  Die  Hauptlehren  der 
mathematischen  Geographie  finden  hier  ihre  Stelle.  Naturkunde  und 
Physik.  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Erscheinungen  und  Ge- 
setzen aus  den  verschiedenen  Gebieten  der  Physik  und  den  Grundlehren 
der  Chemie.  Überblick  über  die  verschiedenen  Naturreiche.  In  allen 
Klassen  ist  auf  Anschaulichkeit  des  Unterrichts  und  eigenes  Beobachten 
der  Schüler  besonderes  Gewicht  zu  legen.  Der  physikalisch-chemische 
Unterricht  hat  auf  allen  Gebieten  von  den  beobachteten  Erscheinungen 
auf  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Gesetze  hinzuleiten.  Geographie. 
Lehrziel :  Die  zur  allgemeinen  Bildung  erforderliche  Bekanntschaft  mit 
den  Grundregeln  der  mathematischen  und  den  Hauptsachen  der  physi- 
kalischen und  politischen  Geographie.  Genauere  Kenntnis  von  Mittel- 
europa. Besprechung  typischer  Landschaften,  Hinweisung  auf  Kultur- 
und  Verkehrsverhältnisse  haben  den  Unterricht  zu  beleben.  Das  Un- 
entbehrlichste aus  der  Geologie,  Anthropologie,  Tier-,  Pflanzen-  und 
Handelsgeographie  wird  bei  Behandlung  der  geschichtlich  bedeutenden 
Kulturländer  gelegentlich  mitgeteilt.  Soweit  thunlioh,  ist  der  geogra- 
phische Unterricht  in  Tertia  einem  naturwissenschaftlich  gebildeten 
Lehrer  zu  übertragen.  Geschichte.  VI:  Die  wichtigsten  griechischen 
Sagen.  Bilder  aus  der  griechischen  und  älteren  römischen  Geschichte 
bis  auf  die  Punisehen  Kriege.  V :  Bilder  aus  der  späteren  römischen  und 
der  älteren  deutschen  Geschichte  bis  zu  Karls  des  Gr.  Tod.  IV :  Fortsetzung 
der  deutschen  Geschichte  in  Einzelbildern  bis  zum  Ende  des  SOjährigen 
Krieges  unter  besonderer  Rücksicht  auf  Sachsen.  Illb :  Überblick  über 
die  deutsche  Geschichte  von  1G48  bis  1871.  Illa:  Griechische  Ge- 
schichte bis  zum  Tode  Alexanders  d.  Gr.  mit  kurzem  Überblick 
der  Diadochenzeit  bis  301.  Berücksichtigung  der  orientalischen  Ge- 
schichte.   IIb:  Römische  Geschichte  bis  31  a.Chr.    Wiederholung  der 
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gesamten  deutsohen  Geschichte.  IIa :  Geschichte  des  Mittelalters,  insbe- 
sondere des  deutschen.  Das  Wichtigste  aus  der  römischen  Eaiserzeit. 
I:  Geschichte  der  neueren  Zeit  bis  1871  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
Deutschland.  Wiederholung  der  alten  Geschichte,  insbesondere  der 
Abschnitte  ihres  Yerfassungslebens.  (Wiederholungen  aus  der  Geographie 
in  II  und  I.)  Der  Geschichtsunterricht  hat  den  besonderen  Zweck, 
die  Liebe  zum  Vaterlande  zu  wecken  und  fllr  die  idealen  Aufgaben 
der  Menschheit  zu  begeistern.  Auf  der  Oberstufe  sind  die  bedeutenden 
Persönlichkeiten  in  den  Vordergrund  zu  rticken.  Bei  Behandlung  der 
Kulturverhältnisse,  Verfassungsgeschichte,  Volkswirtschaftsprobleme  ist 
überrnftlsige  Gründlichkeit  und  Vorwegnähme  zu  vermeiden.  Die  Ge- 
dächtnisarbeit ist  auf  das  Unerläfsliche  zu  beschränken.  In  allen  Klassen 
sind  die  Schüler  im  zusammenhängenden  Nacherzählen  des  Vorge- 
tragenen zu  üben. 

Realschulen.  Gesetz  über  die  Realschulen  I.  und  IL  Ordnung 
vom  15.  Febr.  1884.  a.  Realgymnasien.  Lehrfllcher  dieselben  wie 
in  preufsischen  Anstalten.  Im  Deutschen  haben  die  drei  oberen 
Klassen  einen  zusammenhängenden  Kursus  der  Litteraturgeschiehte. 
Der  grammatische  Unterricht  ist  wesentlich  im  Anschluß  an  den  latei- 
nischen zu  erteilen.  Im  Lateinischen  gilt  als  Lehrziel  eine  ziemlieh 
fehlerlose  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  und  Extemporieren  leichterer 
Abschnitte  aus  Cicero,  Livins,  Vergil  und  Horaz.  Im  Französischen 
und  Englischen  wird  Bekanntschaft  mit  dem  Wesentlichsten  aus  der 
Litteraturgeschiehte  und  Fertigkeit  im  Gebrauch  der  Sprache  erstrebt. 
Geographie  beginnt  in  VI  mit  Entwickelung  der  geographischen  Be- 
griffe an  der  Hand  der  Orts-  und  Heimatkunde  und  schliefst  in  Ober- 
sekunda ab.  In  Mathematik  wird  mit  Gleichungen  4.  Grades  und 
der  einfachsten  unendlichen  Reihe  abgeschlossen,  b.  Realschulen 
II.  0.  (Realschulen  mit  Latein  und  Höhere  Bürgerschulen).  Der  Unter- 
richt in  der  Muttersprache  bildet  den  Mittelpunkt  des  gesamten  spraeh- 
lichen  Unterrichts  und  dient  zur  formalen  Geistesbildung  wie  zur  Vor- 
bereitung auf  den  fremdsprachlichen  (Französisch  und  Englisch).  Die 
Naturbeschreibung  erstreckt  sich  über  alle  Klassen  und  erstrebt  aufser 
übersichtlicher  Kenntnis  der  Botanik,  Zoologie,  Anthropologie  und  Mine- 
ralogie auch  einen  Überblick  über  Bau  und  Entwickelung  des  Erd- 
körpers. Physik  und  Chemie  sollen  thunlichst  mit  einander  verbunden 
werden.  In  Rechnen  und  Matliematik  tritt  das  kaufmännische  Rechnen 
in  den  Vordergrund.  In  den  Kreis  dieses  Untemehts  werden  auch  die 
Elemente  der  ebenen  Trigonometrie,  Logarithmen  und  Progressionen 
hineingezogen.  —  Die  Realschulen  sind  meist  kommunale  Anstalten. 
Seminaristisch  gebildete  Lehrer,  die  nach  CE  1.  Juni  1865  ein  zwei- 
jähriges Universitätsstudium  absolviert  haben,  sind  in  den  Lehrerkollegien 
der  Realschulen  zahlreich  vertreten. 
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6.  Württemberg.  Gymnasien.  Normallehrplan  von  1852, 
vergl.  ME  19.  Juni  1873,  Dienstvorscbrift  von  1878.  Tumordnung  vom 
16.  April  1864.  Unterrichtsf&oher:  Lateinisch,  Griechisch,  Französisch, 
Dentsch,  Religion,  Geschichte  nnd  Geographie,  Arithmetik,  Tarnen; 
fakultativ:  Freihandzeichnen  und  geometrisches  Zeichnen  in  Latein- 
schulen —  Lateinisch,  Griechisch,  Geschichte,  Geographie,  Mathe- 
matik, Physik,  Chemie,  Beligion,  Deutsche  Sprache  und  Litteratur,  fran- 
zösische Sprache,  philosophische  Propädeutik,  Naturgeschichte  und 
Turnen;  fakultativ:  Hebräisch,  Englisch,  Italienisch,  Musik  und  Zeichnen 
in  Gymnasien.  Die  lateinische  Lektüre  verbreitet  sich  über  Sallust, 
Livius,  Cicero,  Tacitus,  Yergil,  Ovid,  Horaz ;  die  griechische  über  Xeno- 
phon,  Herodot,  Thukydides,  Demosthenes,  Lysias,  Plato,  Homer,  So- 
phokles, Euripides. 

Realschulen.  Normalverordnung  vom  16.  Nov.  1835,  MV  12.  Juli 
1844,  20.  April  1872,  14.  Febr.  1876.  Realgymnasien.  Die  Grund- 
lage der  gesamten  Ausbildung  ist  die  lateinische  Sprache,  welche  durch 
alle  10  Klassen  (I  bis  X)  geht.  Mit  Klasse  IV  beginnt  das  Französische, 
mit  VII  das  Englische,  Geometrie  mit  VI,  Zoologie  und  Botanik  mit  V, 
Zeichnen  mit  IV.  Den  Hauptbestandteil  des  Lehrplans  bilden  in  den 
oberen  Klassen  Algebra,  Geometrie,  Stereometrie,  Trigonometrie,  Physik, 
analytische  und  darstellende  Geometrie,  Chemie,  Mineralogie,  Geognosie 
und  Geologie.  Realschulen.  Lehrfächer:  Deutsche  und  französische 
Sprache,  Mathematik,  Naturwissenschaften,  Zeichnen,  Religion,  Ge- 
schichte, Geographie,  Singen,  Kalligraphie,  Turnen  und  (zumeist  auch) 
Englisch.  Die  Unterrealschule  umfafst  bei  vollständigen  Anstalten  die 
Klassen  I  bis  VI,  die  Oberrealschule  Klasse  VII  bis  X.  Die  Bürger- 
schule hat  9  Klassen.  Ihr  Lehrplan,  der  dem  ftir  Realschulen  durch- 
aus ähnlich  ist,  führt  das  Französische  als  fakultatives  Lehrfach. 

Lehrkräfte  der  höheren  Bildungsanstalten  sind  aufser  den  Direktoren 
oder  Rektoren  die  Hauptlehrer  (Professoren),  Präoeptoren  und  Real- 
lehrer (an  kleineren  Latein-  und  Realschulen),  Kollaboratoren  und 
Elementarlehrer.  Die  letzteren  sind  Vorbereitungslehrer  für  Gelehrten- 
und  Realschulen.  Kollaboratoren  sind  Lehrer  an  den  untersten  Ab- 
teilungen der  Latein-  und  Realschulen,  die  ein  Examen  für  untere 
Klassen  abgelegt  haben. 

Zur  Ausbildung  der  Lehrkräfte  höherer  Unterrichtsanstalten  besteht 
am  Sitze  der  Landesuniversität  ein  philologisches  Seminar  und  der 
philologisch-pädagogische  Cötus  des  evangelisch  theologischen  Seminars. 
ME  30.  Okt.  1853;  Revidierte  Statuten  von  1854  (neugedruckt  1885). 
MV  2.  März  1876,  6.  Mai  1876.  (MV  14.  Juli  1868:  Statuten  für  die 
katholischen  Lehramtskandidaten  des  Wilhelmstifts  in  Tübingen.)  Die 
Seminaristen  können  den  Unterrichtsstunden  an  Gymnasien  beiwohnen 
und  in  Gegenwart  des  Rektors  sich  im  Lehrfach  üben.    Die  an  der 
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Universität  eingerichteten  Earse  in  neueren  Sprachen  sind  für  sie  un- 
entgeltlich. Der  Studiengang  der  Lehramtskandidaten  im  evangelischen 
Seminar  ist  4j&hrig  und  umschliefst  Vorlesungen  üher  Encyklopädie 
und  Methodologie  der  philologischen  Disciplinen,  klassische  Litteraturen 
und  Archäologie,  politische  Geschichte,  deutsche  Grammatik  und 
Litteratur. 

3.  Kapitel.    Der  hOhere  Schulnnterrlcht  In  anJDserdentsehen 

Enlturstaaten. 

1.  Belgien.  Enseignement  moyen  nach  dem  Gesetz  vom  I.Juni 
1850  umfafst  die  königlichen  Athenäen  und  die  provinzialen  oder 
kommunalen  Colleges  oder  Gymnasien.  Der  Unterricht  in  den 
Athenäen  ist  humanistisch  und  realistisch.  Die  humanistische 
Abteilung  begreift  nach  ME  18.  Juli  1869  1  Vorbereitungs-  und  6 
lateinische  Klassen,  von  denen  die  2.  „Poesie",  die  1.  „Rhetorik"  heilst. 
Unterrichtsgegenstände  sind:  Beligion,  die  Regeln  der  Rhetorik  und 
Poesie,  Griechisch,  gründliches  Studium  der  lateinischen  und  franzosi- 
schen, sowie  der  vlämischen  und  deutschen  Sprache  (ftir  die  Landes- 
teile, wo  letztere  Idiome  im  Gebrauch  sind),  Elementarmathematik 
(Arithmetik,  Algebra  bis  zu  den  Gleichungen  des  2.  Grades  einschliefs- 
lich,  Geometrie,  Stereometrie  und  geradlinige  Trigonometrie)  und  die 
Grundbegriffe  der  Physik,  die  wichtigsten  Thatsachen  aus  der  all- 
gemeinen und  der  belgischen  Geschichte,  alte  und  neue  Geographie, 
insbesondere  vaterländische,  allgemeine  Kenntnis  der  konstitutionellen 
und  administrativen  Einrichtungen  des  Landes,  neuere  Sprachen,  wie 
das  Vlämische  und  Deutsche  in  den  Landesteilen,  wo  sie  nicht  ge- 
sprochen werden,  und  das  Englische,  die  Elemente  der  graphischen 
Künste  (Zeichnen  und  Schönschreiben),  Vokalmusik  und  Gymnastik. 
Griechisch  beginnt  in  der  5.  Klasse,  Französisch  geht  durch  alle  sieben ; 
Physik  wird  nur  in  Prima  getrieben.  Die  realistische  Abteilung 
zerfällt  in  eine  höhere  mit  2  Sektionen,  der  kaufmännisch-gewerblichen 
und  der  wissenschaftlichen,  und  eine  niedere,  welche  3  Studieiyahre  ein- 
schliefst, die  als  Grundlage  der  höheren,  je  2  Studienjahre  umfassenden 
Sektionen  gelten.  Unterrichtsgegenstände  sind:  Religion,  Rhetorik, 
Französisch  oder  Vlämisch  oder  Deutsch  (in  den  entsprechenden  Landes- 
teilen), das  praktische  Studium  eben  dieser  Sprachen  in  den  Provinzen, 
in  denen  sie  nicht  gesprochen  werden,  Elementarmathematik  (mit  Ein- 
schlufs  der  analytischen  Geometrie),  beschreibende  Geometrie,  sphärische 
Trigonometrie  mit  ihren  Anwendungen  auf  Künste,  Handel  und  Ge- 
werbe, die  Elemente  der  Physik,  der  Mechanik,  Chemie,  Naturgeschichte 
und  Astronomie,  Buchhaltung,  Elemente  des  Handelsrechts  und  der 
politischen  Ökonomie,  Elemente  der  neueren  Geschichte  und  Geographie, 
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beMndeis  der  belgitehen,  Elemente  der  graphiseben  KCnste  (Zeiehnen 
OAd  SehSiuwIffeiben),  Vokalmmik  und  Turnea. 

Die  EinrMitimgeii  der  Colleges  siiid  dieeelben  wie  die  der  Athenilen. 

Im  eiBfelneii  bestimmt  der  Ar  alle  AMtalten  gleiebgefcrmte 
Stndienlebrplan  im  Lateinisehen  Ar  YII:  Lesen  lateiniadier 
Texte»  regelmilMge  Formen,  da«  Hilfeieitwort;  VI:  Ergininng  der 
Lexigraphie,  einiges  ans  der  Syntax,  lateiniselie  tbiraes,  grammatisebe 
und  sjntaktiMie  Analyse,  Cbrestematiiie,  Gediebtnisllbnngen;  Y:  Bepe- 
tition  der  Lexigrapbie,  nnregelmifrige  Formw,  elementare  Syntax, 
Übersetnngen  nnd  Anftitae,  Pbftdms,  Comelim  Nepos;  IV:  Bepetitionen 
der  Syntax,  sebwierigere  Absehnitte,  Prosodie,  Caesar,  einige  Briefe 
von  Cioero,  einige  Stfloke  ans  Ovids  Metaaeorpboeen;  III:  Bepetitionen 
der  Syntax,  Stilistik,  Übnngen  in  Versen,  Livins,  Sallnst,  Vergil, 
korsorisebe  Lektflre  von  Caesar,  Nepos  nsw.,  Notisen  Ober  gelesene 
Sebriftsteller;  D:  Kompositionen  nnd  En&hlnngen,  Metrik,  Stilistik, 
Htterarisebe  Analysen,  Cieero,  Aenels,  Boras,  kursorisebe  LektMre  von 
Caesar,  Qn.  Cnrtins,  Balhist,  Cieero,  Mitteiinngen  ans  der  Natargesehiebte; 
I:  Lateinisebe  VortrS^,  litterarisebe  Analysen,  CSeero  pro  Mikme, 
Horas,  Satiren,  Episteln,  ars  poStfea,  Answabl  ans  Vergil,  Livins,  Cieero. 

Anstalten  snr  Heranbildung  höherer  Lehrkräfte.  AO 
16.  April  1851,  1.  Sept.  1852,  ».  Jnli  nnd  S.  Okt.  1854,  30.  Jnni  nnd 
1.  Jnli  1855;  ME  1.  Okt.  1850.  a.  Normalsebnle  fflr  die  hnma- 
nistiseben  Studien.  Znr  Anfeahme  gthM  ein  Alter  von  18—33 
Jabren,  das  Besteben  einer  Anfiiabm^rttAing  nnd  ministerielle  Ckh 
nehmignng.  Letztere  riohtet  sich  aaoh  dem  jeweiligen  Bedflrfiiis  der 
Unterriebtsanstalten.  Znr  Anfnahmeprflfting  gebort  eine  lateinisebe  Kom- 
position, eine  Überselanng  ans  dem  Lateinisehen,  ans  dem  GMeebiseben, 
eine  franzSsiscbe  Komposition,  twei  Fragen  ans  der  alten  €ksebiebte, 
eine  mllndliehe  Prfifhng,  in  der  besonders  die  Beftbignng  mm  Lebr- 
faeb  erprobt  werden  soll.  Der  Unterriebt  in  der  Anstalt  daneit 
4  Jahre.  Der  theoretisehe  erstreekt  sieb  anf  lateinisebe  nnd  grieehisehe 
Spraebe  nnd  Litteratnr,  alte  Litteratnrges^iebte  nnd  theoretisehe  Prin- 
zipien der  Klassiker,  GesebicbtederfransSmsohenLittaratnr,  vliraisebe, 
dentsebe  nnd  englisebe  Litteratnr,  Philosophie  (Anthropologie,  Logik, 
Moral),  alte  Gesebiehte,  r&misebe  Altertiraer,  Qesehichte  des  Mittelalters, 
Oesehiehte  Belgiens,  physikalisehe  nnd  politisehe  Geographie  mit  Bttek- 
siebt  anf  den  geographiseben  ünterriebt  in  den  Gymnasien,  allgemeine 
Grammatik  nnd  Hanpttheorieen  der  grieebisoben,  lateinisehen  nnd 
fransfisiseben  Syntax,  PByebologie,  Pädagogik  nnd  Methodenlehre.  Der 
Unterrieht  in  vlSmiseber,  dentseher  oder  engliseher  Litteratnr  ist  fakul- 
tativ. Gesebiehte  nnd  Geographie  sind  nur  für  solebe  verhindlieh,  welehe 
steh  dem  Unterrieht  in  Gesehiebte  widmen  wollen.  Die  Vorlesungen 
itber  Latein,  Grieebiseh,  Vlflmisoh,  Dentseh,  Engliseh,  Geographie,  all- 

Fetxbsilib,  Dor  SfFentl.  Unterricht  II.  22 
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gemeine  Grammatik,  Psychologie,  Pädagogik  und  Methodenlehre  werden 
im  Seminare  seihst  gehalten,  die  übrigen  an  der  Universität  (Lüttich). 
Als  Lehrkräfte  fungieren  ein  Direktor,  Professoren,  und  mattres  de 
ooaförence  ftir  praktische  Lehrübungen,  philosophische  und  historische 
Besprechungen.  Die  Professoren  gehören  zumeist  der  philosophischen 
Fakultät  zu  Lüttich  an.  Die  Vorlesungen  sind  unentgeltlich.  Jeder 
Zögling  erhält  zu  seinem  Unterhalt  5G0  Frs.  Stipendien,  b.  Normal- 
schtile  fflr  die  exakte»  Wissenschaften.  L  Jahrgang:  Analy- 
tische Geometrie,  algebraische  Analysis,  DiflFerential-  und  Integralrechnung, 
die  ersten.  Elemente  der  Mechanik,  die  Elemente  der  beschreiben- 
den Geometrie;  Experimentalphysik;  Übungen  zur  Elementarmathe- 
miatik ;  Linear-  und  architektonisches  Zeichnen.  II.  Jahrgang:  Mathe- 
matische Methodologie;  analytische  Statik;  Anwendungen  der  be- 
schreibendeii  Geometrie;  anorganische  und  organische  Chemie;  die 
Elemente  der  Astronomie;  Übungen  in  der  Elementarmathematik  und 
Differentialrechnung;  Handhabung  der  physikalischen  Instrumente; 
-cjiemische  Experimente.;  Freihand-  und  Linearzeichnen.  III.  Jahrgang: 
Elemente  der  Anthropologie  und  Logik;  2.  Teil  der  Integralrechnung; 
Elemente  der  analytischen  Dynamik;  maschinelle  und  industrielle 
Mechanik;  Feldmessen  und  Nivellieren^  allgemeine  Prinzipien  der  Natur- 
geschiehiei  und  Bestimmung  der  einheimischen  Kulturpflanzen,  Tiere, 
Erdarten  und  Mineralien;  Maschinjenzeichnen;  Repetitionen  und  prak- 
tische Übungen.  Die  Vorlesungen  werden  von  Professoren  der  Universität 
Gent  gehalten.  (Vergl.  im  übrigen  E.  Greyson,  L'enseigneraent  public 
en  Belgique.    Brüssel  1894.) 

2.  Dänemark.  Gelehrtensohulen.  Gesetz  vom  I.April  1871, 
Gesetz  vom  5.  Aug.  1871,  CE  12.  Juli  1871.  Zur  Aufnahme  in  die 
unterste  Klasse  gehört  das  zurückgelegte  12.  Lebensjahr  und  an  Kennt- 
nissen eine  orthographische  Niederschrift,  Elementares  aus  der  deutschen 
und  französischen  Grammatik,  der  Geographie,  Weltgeschichte,  Religion 
und  Naturgeschichte.  Die  Schulen  haben  6  Klassen  mit  einjährigem 
Kursus;  der  Unterricht  zerfällt  in  2  Abteilungen,  die  linguistisch-historische 
und  mathematisch-naturwissenschaftliche,  und  wird  in  I  bis  IV  durch- 
weg gemeinschaftlich,  in  V  und  VI  ftlr  „Studierende"  und  „Realschüler" 
besonders  erteilt.  —  Über  Schulgeld  vergl.  Gesetz  vom  22.  Aug.  1 872. 
—  Der  Rektor  leitet  die  innere  Organisation  der  Schule;  zu  seinen 
Obliegenheiten  gehört  die  Auswahl  der  Lehrmittel  und  des  Bibliothek- 
bestandes, die  Handhabung  der  Disciplin,  die  Verteilung  der  Unter- 
richtsstoffe auf  die  Lehrkräfte  und  die  Aufstellung  des  Stundenplanes. 
Ihm  steht  das  Lehrerkollegium  beratend  zur  Seite,  über  dessen 
Konferenzen  Protokoll  geführt  wird.  Unterrichtsfächer  sind:  Die 
Muttersprache  einschliefslich  des  [Altnordischen  und  Schwedischen, 
Deutsch,  Französisch,  Englisch,  Latein,  Griechisch,  Religion,  Geschichte^ 
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^Geographie,  Arithmetik,  Geometrie,  Reohnen,  Naturgeschichte,  Natur« 
lehre.  Zeichnen,  Schreiben,  Gesang  nnd  Gymnastik.  Diese  Fächer  sind 
obligatorisch,  nur  ist  den  Schülern  der  V  und  Vldie  Auswahl  zwischen 
Deutsch  und  Englisch  freigestellt«  Für  die  linguistisch-historische  Ab* 
teilung  fällt  in  I  bis  IV  das  geometrische  Zeichnen  und  die  Naturlehre  fort, 
ftlr  die  mathematisch-naturwissenschaftliche  durchweg  das  Griechische. 
Letzteres  beginnt  (für  die  Humanisten)  erst  in  II!;  von  den  lebenden 
Fremdsprachen  werden  in  I  bis  IV  nur  Deutsch  und  Französisch  ge- 
trieben; Religion  tritt  nur  in  I  bis  III  auf.    Lehr  plan  im  einzelnen: 

Dänisch:  I  und  II:  Grundbegriffe  der  Grammatik ;  in  den  oberen 
Klassen  reichliche  Lektüre,  an  der  vor  allem  der  ästhetische  Sinn  und 
Geschmack  der  Schüler  zu  bilden  ist;  Aufsätze  über  allgemeine  und 
den  Sohulwissensohaften  entnommene  Aufgaben;  Litteraturgeschichte, 
erläutert  durch  Lektüre ;  (zuweilen)  Deklamation  Homerischer  Dichtungen 
in  einer  Übersetzung;  Übungen  in  mündlichen  Vorträgen. 

Deutsch.  Als  Unterrichtsziel  (in  VI)  wird  Fertigkeit  der  Über- 
setzung und  ziemlich  fehlerfreier  schriftlicher  Ausdruck  angesehen; 
auch  soll  das  Wesentlichste  aus  der  deutschen  Litteraturgeschichte  zur 
Aneignung  gelangt  sein.  In  den  oberen  Klassen  werden  von  deutschen 
Klassikern  namentlich  Schiller  nnd  Goethe  gelesen.  Sohreibübungen 
beginnen  schon  in  I;  in  den  oberen  Klassen  wird  auf  sie  die  Hälfte 
aller  Stunden  verwendet.  Gewöhnlich  werden  alle  14  Tage  Stilübungen 
angefertigt. 

Französisch.  Der  Unterricht  beginnt  in  III  mit  Leseübungen; 
danach  wird  mit  Grammatik  und  Lektüre  (meist  Chrestomathieen)  bis 
VI  fortgeschritten.  Überall  mündliche  und  schriftliche  Übersetzungen« 
In  den  oberen  Klassen  werden  hin  und  wieder  Sprechübungen  veranstaltet. 

Englisch,  namentlich  im  Realkursus  gepflegt,  wobei  eine  ziemliche 
Fertigkeit  im  schriftlichen  und  mündlichen  Ausdruck  das  Lehrziel  ist. 

Lateinisch  beginnt  in  I  und  soll  bis  IV  soweit  gefordert  sein, 
dalis  der  Schüler  „ein  Pensum  lesen  könne,  welches  an  Umfang  wenigstens 
ein  Buch  des  Livius  oder  zwei  Bücher  des  bellum  gallicum,  50  Kapitel 
Cioeronischer  Reden  und  ein  Buch  der  Aeneis  oder  800  Verse  der 
Methamorphosen  Ovids  ausmacht^^  Grammatik  und  Übersetzungen  ins 
Lateinische.  In  III  Lektüre  eines  Elementarbuches,  in  IV  Nepos  oder 
Caesar  oder  auch  die  1.  Catilinarische  Rede,  Phädrus  und  Ovids 
Metamorphosen,  in  V  und  VI  Sallust  oder  Livius,  Ciceros  Reden  und 
einige  seiner  philosophischen  Schriften,  Vergil,  Horaz,  Tacitus.  Kur- 
sorisch wird  vieles  aus  Curtius,  Sueton,  Cicero,  Seneca  oder  Plinius  ge- 
lesen. Gewohnheit  ist  gleichzeitige  Lektüre  von  Dichtern  und  Prosaikern. 
In  den  unteren  Klassen  wird  von  dem  Lehrer  vorübersetzt,  in  den  höheren 
soll  es  die  Präparation  zum  Verständnis  und  zu  fertiger  Übersetzung 
bringen.    Grammatik  wird  in  allen  Klassen  getrieben.    Ausarbeitung 
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von  Exerdtien.  An£i&tze  werden  nioht  hei^estellt  In  der  hnmani- 
stiaoheii  V  und  VI  wird  die  Lektüre  auf  70  Kapitel  von  Oieeres  philo- 
sopbiflehen  und  rbetorisehen  Bohriften,  50  Kapitel  seiner  Reden,  1  Bnoh 
de«  Livins,  1  dee  Taeitns,  S  Biloher  der  Aeneie,  Episteln  nnd  ars 
po^tiea  TOA  Horai,  mweilen  aueh  ein  Bnoh  seiner  Oden  ausgedehnt. 

Grieehiseh  beginnt  in  III.  Dnreharbeitiing  eines Elementarbnehes 
bis  lY;  Anabasis,  Memorabilien,  Odyssee  in  V,  Ilias,  Beredet,  Plato, 
altisebe  Bedner,  Lyriker  und  znmeist  aneh  Sophokles  oder  Enripides 
in  VL  Grieehisehe  Sebreibübnngen  sp&rlieb.  Übersetznngen  ans  einem 
Elementarbaeh  ins  Orieebisohe  mttndlieh. 

Hebräiseh  fakultativ  in  VI  bis  snr  elementaren  Vorbereitung 
alttestamentlieher  Lektüre. 

Religion«  Zuerst  ein  Kateofaismus,  dann  ein  syslematisebes  Lebr- 
bueb  (sumeist  Kurtz  in  diniseher  Übersetzung);  etwas  ans  dem  N.  T. 
in  der  Urspraobe;  zuweilen  ein  kurzer  Überbliek  der  Kirebengesebiehte. 

Gesehiebte.  Fragmentarlsehe  Übersiebt  der  Welt-  und  vater- 
Iftndisehen  Gesehiebte;  sodann  ausibhrlieher  die  alte  und  diedftpisehe; 
im  obersten  Kursus  Kultur^  und  Litteraturgesebiebte.  Genaues  Memo- 
rieren von  Namen  und  Daten  neben  lebendiger  Ansohauung  und  Dureh- 
dringung  gesehicbtlieher  Begebenheiten;  als  Endziel:  klare  Übersiebt 
des  Wesentllehea  im  Zusammenhange. 

Geographie  bis  IV  in  S  Kursen.  I  bis  II  die  ersten  Elemente, 
Weltbau,  Erde;  einzelnes  aus  dem  Besonderen.  III  und  IV:  pbyslkalisehe 
und  politisehe  Geographie. 

Mathematik,  a.  Arithmetik  von  I  bis  VI.  Die  Baupts&tze  von 
den  Eigensehaften  der  Zahlen,  die  4  Speeies,  Potenzen,  Wurzeln,  Ent- 
wiekelung  von  GrSAien,  Logarithmen,  b.  Ge(Mnetrie:  auf  Ansebauung 
gettfltzte  erste  geometrisebe  Begriffe;  Einteilung  der  Körper,  Flftehen, 
Linien,  planigeometriseber  Kursus;  Bereehnung  von  Linien,  Fliehen 
und  Volumina.  (Fttr  die  realistisehe  Sektion:)  Arithmetik  und  Algebra 
in  weiterem  Umfange  (Permutation,  Kombination,  Kettenbrüehe, 
unbestimmte  Gleiehungen  1.  Grades,  Determinanten);  Stereometrie  mit 
synthetiseher  Entwiekelung  der  Kegelsehnitte,  Trigonometrie,  analytisehe 
Geometrie,  angewandt  auf  gerade  Linie  und  Kreis;  Parabel,  Ellipse, 
Hyperbel;  Projektionslehre. 

Natur  lehre  in  III  bis  VL  Znnftebst  Überbliek  über  physisebe 
Kritfte  und  TbAtigkeiten,  sodann  kurze  Darstellung  der  anorganisehen 
Chemie.  Kursus  in  Astronomie  und  mathematiseher  Geographie.  Lehr- 
ziel des  ganzen  Unterrichts:  Klare  Anschauung  der  duroh  Experimente 
darstellbaren  Hauptphftnomene  und  Naturgesetze.  —  Ftlr  die  realistisehe 
Abteilung  im  weiteren  (VI):  mechanische  und  chemische  Physik,  Optik 
in  mathematiseher  Behandlung  mit  Experimentierttbungen;  Astronomie 
(mathematisch);  Meteorologie. 
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Natargesohiehte  in  I  bis  lY:  Zoologie,  Botanik,  Mineralogie 
in  Umriaien. 

Das  LebrerkoUegiam  an  dieften  Oelebrteneobalen  ergintt  sieb 
au  pbilologisoben  Lebrern,  die  Aaeb  4*  bis  6jAbrigen  akademieoben 
Studien  das  ,,pbilologisob*bistorisebe  Sebttlamtsexamm*^  and  die  pAda^^ 
gogisob-praktisehe  PrOfang  bestanden  habea,  ans  matbematisoh« 
pbysikaliseh  gebildeten  Lehrkrifken,  die  das  polyteebnisebe 
Examen  oder  eine  ^yMagisterkonferenz^^  absolvierten,  und  nngeprttften 
Hilfslebrern,  meist  Kandidaten  der  Tbeologie,  die  eine  gewisse 
LebrbeOhignng  naebgewiesen  baben  mflssen.  Sämtlieben  Lehrkräften 
ist  die  Ablegnng  eines  Probejahrs  Torgesobrieben. 

Höhere  Realsebnlen.  AO  18.  Sept.  1855;  Gesetie  rom  28.  Mai 
1859,  19.  Mai  1870,  25«  Ang.  1871«  Unterriobtsgogenstände:  DAniseb, 
Dentseb,  Französisch,  Englisch,  Religion,  Qeschiobte,  Geographie,  Mathe- 
matik, Natnrlebre,  Natnrgesobiehte,  Sehreiben,  Zeichnen,  Gesang  und 
Gymnastik. 

3«  Frankreich.  Lyceen.  A.  L'enseignement  secondaire 
classiqne.  Lehrpline  vom  2.  Ang.  1880,  22.  Jan.  1885;  ME  28.  Jan. 
und  12.  Ang.  1890,  8.  Ang.  1895» 

Division  ilömentaire.  Klasse  IK  bis  YIL  IX  ist  Yorklasse 
der  Elementurabteilnng  mit  dem  ersten  Lese«  nnd  Scbreibnnterricht  in 
der  Muttersprache.  Wöchentlich  finden  10  Lektionen,  die  meistea  zn 
2  Stunden,  statt,  also  an  den  5  Schdltagen  (der  Donnerstag  fllllt  flberall 
ans)  je  4  Standen.  Die  LehrOeber  sind  in  beiden  Klassen  Mutter- 
sprache, moderne  Sprachen  (Englisch  oder  Dentseb,  Italienisch  oder 
Spanisch),  Geschichte,  Geographie,  Mathematik  (Rechnen),  Naturwissen- 
schaften nnd  Zeichnen. 

Division  de  grammaire.  Klasse  VI  bis  lY.  LehrgegenstAnde: 
Französisch  (in  VI  nnd  V  je  3,  in  IV  2  Stunden),  Lateinisch  (in  VI 
und  V  je  10,  in  IV  4  Standen),  CMechisch  (von  Y  an;  in  Y  2,  in  IV 
6  Standen),  moderne  Sprachen  (17«  Stunden  und  1  Stande  Gonförence), 
Geschichte,  Geographie,  Matematik  nnd  Naturwissenschaften,  Zeichnen 
(Vk  Stunden).  Den  Unterricht  erteilen  Professoren  (Klassenlehrer)  und 
Fachlehrer.  Die  mit  Erfolg  bestandene  Schlufsprüfung  in  IV  berech- 
tigt zum  Eintritt  in  III. 

Division  supörieure.  Klasse  ni  bis  la.  In  III  Französisch 
(2  Standen),  Latein  (5  Stnnden),  Griechisch  (5  Stunden),  Mathematik 
und  Naturwissenschaften  (3  Stunden),  moderne  Sprachen  (2  Vs  Stunden), 
Geschichte  {V/t  Standen),  Geographie  (V^  Stande),  Zeichnen  (2'/)  Stun- 
den). In  II  wird  der  Unterricht  bei  Lateinisch,  Griechisch,  modernen 
Spraehen,  Geschichte  und  Geographie  ebenso  Tcrteilt;  für  Französisch 
sind  3,  für  Mathematik  und  Naturwissenschaften  2  Stunden  angesetzt; 
Zeichnen  ist  von  hier  an  (in  2  Standen)  fakultativ.    Klasse  Ib  (Rhä- 
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torique)  Französisch,  Latein,  Griechisch  (je  4  Stunden),  moderne  Spra- 
chen (2V2  Stunden),  Geschichte  und  Geographie  (27«  Stunden,  dazu 
1  Stunde  Gonförence),  Mathematik  und  Naturwissenschaften  (1 V«  Stunden), 
wobei  in  10  Lektionen  zu  je  1 V»  Stunden  Kosmographie  getrieben  wird. 
Ib  (classe  litt^raire  par  ezcellence)  erstrebt  zusammenhängenden  Über- 
blick des  gesamten  klassischen  Sprachunterrichts  und  möglichste  Voll- 
kommenheit im  französischen  und  lateinischen  Ausdruck.  Klasse  la 
(Philosophie)  betreibt  Psychologie,  Logik,  Moral,  Geschichte  der  Philo- 
sophie im  Auszuge,  Erklärung  philosophischer  Werke,  zusammen  in  6 
bezw.  (im  2.  Semester)  T'/a  Stunden,  ferner  in  3  bezw.  (im  2.  Semester) 
1 V-2  Stunden  Geschichte  bis  zur  Gegenwart,  namentlich  um  richtige  na- 
tionalökonomische  Kenntnisse  zu  gewinnen,  Physik  nebst  Elementen  der 
Anatomie  und  Physiologie  (4*/«  Stunden)  und  Chemie,  wobei  in  12  Stunden 
Hygiene  behandelt  wird.  Moderne  Sprachen  sind  hier  in  1  Stunde 
wahlfrei.  Die  Klassen  der  division  supirieure  haben  zwar  ihren  Haupt- 
lehrer, sonst  aber  Faohlehrereystem.  Im  Ansehlufs  an  die  Fächer  der 
la  bilden  in  abgesondertem  Unterricht  die  Mathämatiques  älömentaires 
und  speciales  ebenfalls  Jahresklassen  zur  Vorbildung  für  die  polytech- 
nische Schule  oder  die  realistische  Abteilung  der  fccole  normale  sup6- 
rieure  und  zur  Ablegung  der  2.  Stufe  des  baccalaur6at  classique  oder 
moderne  (vergl.  B.  Heinzig,  Neue  Jahrbücher  1893  p.  602  und  1896 
p.  57  und  ME  12.  Juni  1895  in  Rev.  Intern.  1895). 

Zur  lateinischen  Lektüre  werden  benutzt:  Nepos,  Phaedrus,  Meta- 
morphosen, Auswahl  von  Ciceros  Briefen,  Qu.  Gurtius,  bellum  gallicum, 
Vergils  Eklogen,  Auswahl  der  Metamorphosen,  Cicero  in  Catilinam,  de 
amicitia,  Sallust,  Vergils  Georgica,  Livius  narrationes  excerptae,  Ciceros 
Verrinen,  de  senectute,  Vergils  Aeneis  I  bis  III,  Horaz  Oden,  Ciceros 
Scipionis  somnium,  Caesars  Kommentarien,  Auswahl  aus  Plinins  maj.,  Ta- 
citus  Annalen,  Vergils  Aeneis  IV  bis  X,  Horaz  Satiren,  Episteln  und 
ars  poetica;  zur  griechischen  Lektüre:  Aesops  Fabeln,  Plutarchs  Ci- 
cero, Herodot,  Plutarchs  Biographieen ,  Homers  Ilias,  Piatons  Apologie, 
Odyssee,  Thukydides,  Demosthenes  olynthische,  philippische  Reden  und 
Kranzrede,  von  Sophokles  eine  Tragödie,  Aristophanes  im  Auszuge  0 ; 
zur  französischen  Lektüre:  F6n61ons  Fabeln  und  Musterstücke,  Lafon- 
taines Fabeln  und  Musterstücke  in  Poesie  und  Prosa,  Racines  Esther, 
F6n61ons  T^lömaque,  Racines  Athalie,  Voltaires  Charles  XII,  Boileaus 
Satiren,  F6n61ons  lettres  h  TAkadömie,  Bossuets  Discours,  Voltaires  Siöde 
de  Louis  XIV,  Th6atre  classique,  Boileaus  öpltres,  J.-B.  Rousseaus 
Oeuvres  lyriques,  Bossuets  Oraisons  funöbres,  F6n61ons  Dialogues  sur 
TEloquence,  Montesquieus  Grandeur  et  döcadence,  Lafontaines  Fabeln, 
Musterstücke  aus  Pascal,  Labruyöre,  S6vign6,  Massillon,  Fontenelle, 
Buflfon. 

1)  durch  ME  S,  Aug.  1895  wieder  eingestellt. 
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Verteiluag  der  übrigen   Lehrgegenstände   naoh   ihren   Aufgaben. 

FranzöBisobe  Grammatik.  (Auf  den  einzelnen  Stufen :)  Gram- 
matisebe  Grundlage.  Lesen,  Erklären,  Auswendiglernen  von  Muster- 
stfioken.  Aufsatzflbungen  (Erzäblungen,  Briefe,  Bescbreibungen).  Ele- 
mente der  Stilistik  und  Rhetorik.  Aufsätze  (Reden,  Analysen,  Abhand- 
lungen); Auf  den  oberen  Klassen  wird*das  Wesentliche  der  Geschichte 
der  französischen  Sprache  behandelt. 

Lateinische  Grammatik.  (Auf  den  einzelnen  Stufen:)  Dekli- 
nation und  Konjugation.  Vollendung  der  Wortlehre,  Beginn  der  Syntax. 
Fortsetzung  und  Schlufs  der  Syntax.  Repetition  der  Syntax.  Repe- 
tition  der  ganzen  lateinischen  Grammatik.  Elemente  der  Prosodie.  Be- 
arbeitung von  Themen.    Litterarische  Analyse  einiger  Autoren. 

Griechische  Grammatik.  (Auf  den  einzelnen  Stufen:)  De- 
klination, Konjugation  bis  zum  2.  Aorist.  Beschlufs  der  Konjugationen, 
Repetition,  Elemente  der  Syntax.  Wiederholung  der  Flexionen,  leich- 
tere Abschnitte  der  Syntax.  Im  übrigen:  Bearbeitung  von  Themen  in 
III  und  II;  litterarische  Analysen;  Versionen. 

(Das  Memorieren  der  Regeln  soll  auf  das  Notwendigste  beschränkt 
werden,  da  man  die  Grammatik  aus  der  Sprache,  nicht  umgekehrt  lerne; 
deswegen  solle  man  zu  der  abstrakten  Regel  nur  vom  konkreten  Texte 
aus  übergehen.    Vergl.  Zevort,  L'enseign.  sec.  1890.) 

Geschichte.  Umrifs  der  alten  Geschichte  und  Geographie  als 
Einleitung  in  die  Geschichte  Frankreichs.  Geschichte  und  Geographie 
des  Mittelalters.  Geschichte  Frankreichs  bis  Franz  I.  Französische 
Geschichte  bis  1815.  Geschichte  und  Geographie  der  Neuzeit.  (Programm 
vom  2,  Aug.  1880:  Der  kriegsgeschichtliohe  Kleinkram  soll  zu  Gunsten 
der  Kulturgeschichte  geopfert  werden.  In  der  Geschichte  Frankreichs 
soll  die  Entwickelung  der  modernen  Gesellschaft  klar  hervortreten.) 

Geographie.  Allgemeine  Begriffe,  Haupteinteilung  des  Globus, 
Umrisse  und  Einteilung  von  Europa.  Frankreichs  Grenzen,  Berge, 
Flüsse,  alte  Provinzen;  die  Departements  mit  ihren  Hauptstädten. 
IV:  Amerika.  III:  Asien,  Afrika,  Australien.  II:  Europa.  Ib:  Phy- 
sikalische und  politische  Geographie  Frankreichs.  Die  aufsereuropäi- 
schen  Besitzungen  Frankreichs.  Industrielle  und  Handelsgeographie 
Frankreichs. 

Mathematik.  Die  4  Species.  Das  metrische  System  fhr  Mafse 
und  Gewichte.  VI  und  V  (je  7*2  Stunde) :  Arithmetik.  IV  (P/'i  Stunden): 
Geometrie.  III:  Allgemeines  aus  Geometrie  und  Physik.  II  (1  Va  Stunden): 
Algebra  und  Geometrie.  Ib  (l'/s  Stunden):  Arithmetik  und  Algebra; 
Repetitionen  der  Geometrie. 

Naturwissenschaften.  VI  (1  Stunde):  Zoologie.  V  (l  Stunde): 
Geologie  und  Botanik.  Ib:  Kosmographie.  la:  Physik,  Chemie;  Ele- 
Elemente  der  Anatomie  und  Physiologie;  Hygiene. 
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Deatsoh.  Wortlehre^  Orthographie,  Lese-  nnd  SpreehCbongen. 
Syatex;  Überietzongen.  Bepetitionen  der  Grammatik;  Leeen  und  £r- 
kUren  deatseher  KlaeBilLer.  Engliseh.  Aoesprache,  Wortbildung,  Syn- 
tax; Lese-  nnd  Spreehübnngen.  Yergleiehnng  der  Bichntohen,  liUeiai- 
sehen  nnd  franzosisohen  Elemente  im  Englieehen.  Leee-  nnd  Über^ 
settnngBttbnngen.  Bepetitionen  der  Grammatik;  Lektflre  englieeher 
Klassiker. 

Philosophie.  la:  Studium  des  mensehliohen  Geistes  nnd  der 
Spraehe;  MetlM)den  des  Erkennens  in  den  verschiedenen  Wissenschaften; 
Studium  der  Hauptfragen  der  Moral  nnd  Religionsphilosophie.  Abhand- 
lungen Ton  Plato,  Aristoteles,  Cicero,  Baeo,  Deseartes,  Paseal,  Male- 
branche, Bossnet,  Leibnis  nnd  Euler. 

B.  L'enseignementsecondaire  moderne.  ME  15.  Juni  1891. 
Die  unterste  Klasse,  VI,  setzt,  wie  der  Enseignement  dassique,  die 
Kenntnisse  der  Division  öUmentaire  voraus.  Unterrichtsgegenstinde : 
Philosophie  (Ib  und  la),  Französisch  (VI  bis  Ib),  moderne  Sprachen 
(Deutsch  oder  Englisch,  Italienisch,  Spanisch,  Bnssisch;  VI  bis  la),  Ge- 
schichte (VI  bis  la),  Elemente  des  Bechts  nnd  der  Wirtschaftslehre  (Ib 
und  la),  Kulturgeschichte  (Ib),  Geographie  (VI  bis  la),  Moral  (IV), 
Mathematik  (VI  bis  11  und  la),  Physik  und  Chemie  (III,  U  und  la), 
Naturgeschichte  (VI,  V,  Ib  und  la),  BuchfUhrung  (la).  Schreiben  (VI 
bis  IV),  Zeichnen  (VI  bis  II  und  la,  je  3  Stunden).  Letzteres  sowie 
Buchftlhrung  sind  in  Ib  fakultativ. 

Auf  dem  Unterrieht  in  der  Muttersprache  beruht  der  Schwerpunkt 
aller  Stufen  (vergl.  CE  29.  Sept.  1886).  In  Ib  (Premiöre-Lettres)  werden 
die  Litteratutffesohichte  des  19.  Jahrhunderts  und  Proben  der  bedeu- 
tenden Bedner,  Dichter  und  Geschichtsohreiber  behandelt.  Überdies 
werden  von  VI  an  die  Meisterwerke  des  klassischen  Altertums  und 
einiger  modemer  Kulturvölker  in  Übersetzungen  gelesen.  Der  fremd- 
sprachliche Unterrieht  bezweckt  bei  Beschränkung  des  grammatikali- 
schen LernstofTes  vor  allem  die  Fertigkeit  des  mündlichen  Ausdruckes 
in  der  Sprache  des  täglichen  Lebens.  Geschichte  wird  in  VI  und  V 
mit  der  des  Orients  und  Griechenlands  begonnen.  Bei  dem  geographi- 
schen Unterricht  wird  in  VI  mit  Frankreich  angefangen,  um  in  Pre- 
miöre-Lettres  und  -Sciences  die  Fragen  der  allgemeinen  Geographie 
als  letztes  Kapitel  der  Kulturgeschichte  zusammenzufassen.*) 

Der  Conseil  snpärieur  arbeitet  für  s&mtliche  Lyceen  Unterrichts- 
programme aus,  die  jeder  Klasse  die  einzelnen  Fächer  und  die  in  ihnen 
zu  erreichenden  Ziele  bestimmen  nnd  die  Materien  in  ganz  bestimmter 
Aufeinanderfolge  von  Klasse  zu  Klasse  detaillieren.  Diese  Progranune 
verhelfen  zur  Konzentration  des  Unterrichts,  erleichtern  dem  einzelnen 

1>  Vergl.  Plan  d'^tudes  et  progr.  de  Tens.  sec.  mod.  und  B.  HziKzto.  Nene 
Jahrb.  1893  p.  601  f. 
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Lehrer  die  Abgreniung  Beines  Qebietes  und  schafften  in  der  Nation 
,,ein  gemeinsames  Wissensgnl  and  eine  gewisse  Einheit  der  Ideen^\ 
die  als  },Grandlage  nationaler  Anschannngen  and  Tendensen^^  su 
gelten  hat  (rergl.  Caktemeble,  Dietionnaire  de  Fadroinistration  des 
lyedes.    Paris  1887.    I,  297  ff.). 

Fttr  alle  Fächer  existieren  als  Hilfiunittel  kursgefalste  Inbegriffe 
oder  Ansiflge,  ,^E16ments^S  deren  fertig  abgeschlossenes  Material  in 
klarer  Darstellung  prftcis  formuliert  ist 

CoUöges  oommunanx  sind  allgemeine  Bildungsanstalten  ftlr 
solche  Zöglinge  des  Mittelstandes,  die  sich  der  Industrie,  dem  Handel, 
den  Kttnsten  oder  dem  Landbau  widmen  wollen.  Je  nachdem  ihren 
allgemeinen  Sohulklassen  Industrie^,  Handels-  oder  agronomische  Ab- 
teilungen angeftlgt  sind,  die  das  Übergewicht  in  der  unterriohtlichen 
Versorgung  erlangen,  nehmen  sie  den  Charakter  tou  Fachschulen  an. 
Die  GoUöges  zerfallen  in  Lateinschulen  und  Bealanstalten.  Sie  sind 
teils  Internate  teils  Lehranstalten  mit  Pensionseinriohtung.  Ihre  inneren 
und  äufseren  Einrichtungen  sind  sehr  verschieden.  Lehrplan  einer 
Lateinschule.  I  (unterste  Klasse):  Moral,  Arithmetik,  Franxösisch, 
Deutsch  (oder  Englisch),  Geographie  (Vorbegriffe,  Einteilung  der  Erd- 
kugel, Teile  Europas),  Weltgeschichte  (Allgemeines;  alte  Geschichte 
v.Chr.),  Geometrisches Zdehnen,  Freihandzeichnen,  Singen.  II:  Arith- 
metik (4  Speoies,  gemeine  und  Decimalbrttche,  Potenzen,  Wurzeln, 
Proportionen),  Geometrie  (Elemente  der  Planimetrie),  Französiche  Gram- 
matik, Deutsch  (oder  Englisch),  Mathematische  Geographie,  Geographie 
der  vornehmsten  Staaten,  besonders  Frankreichs,  Weltgeschichte  (bis 
zur  Eroberung  KonstantinopelB),  Geometrisches  Zeichnen  (Lehre  und 
Anwendung  der  Projektionen,  Kugel,  Cylinder,  Prisma,  Pyramide), 
Freihandzeichnen,  Gesang.  III:  Arithmetik  (übersichtliche  Behand- 
lung aller  Lehrsätze,  besonders  Einttbung  der  Logarithmen),  Ele- 
mente der  Algebra,  Ebene  Geometrie,  Einleitung  in  die  Stereometrie, 
Französisch  (Grammatik,  Aufsätze),  Deutsch  (oder  Englisch),  Elemente 
der  allgemeinen  Physik,  Elemente  der  allgemeinen  Chemie  (auf  Ex- 
perimente gestützt),  Bnchftohmng,  industrielle  und  Handelsgeographie, 
Technische  Mineralogie  (Metalle),  Weltgeschichte  (bis  znm  Westfälischen 
Frieden),  Linearzeichnen,  Ornamentzeichnen,  Singen.  IV:  Arith- 
metik, Geometrie,  Algebra  (bis  zum  binomischen  Lehrsatz),  Ebene 
Trigonometrie,  Französisch  (Aufsätze),  Elemente  der  lateinischen  Gram- 
matik, Deutseh  (oder  Englisch),  Italienisch  (oder  Spanisch),  Technische 
Botanik  (das  Wichtigste  aus  der  Landwirtschaft),  Physik  (Gleichgewicht 
der  Flüssigkeiten  und  Gase,  Wärme,  Magnetismus  und  Elektricität), 
Anorganische  Chemie,  Mechanik  (elementare  und  geometrische  Be- 
schreibung der  Maschinen;  das  Nötigste  über  Bewegung  und  Kraft), 
Technische  Botanik  und  Zoologie  (besonders  die  Gewebe-  und  Farbstoffe), 
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Weltgeschichte  (bis  1815),  Liaearzeichnen  (Projektionen,  Steinsehnitt, 
Theorie  der  Schatten,  Tuschen),  Ornamentzeichnen,  Gresang.  V:  (Seo- 
metrie  (Ellipse,  Parabel,  Schranbe),  Algebra  (binomischer  Lehrsatz), 
Ebene  Trigonometrie,  Beschreibende  Geometrie  (bis  zu  den  Oberflachen 
des  Cylinders  und  Kegels),  Analytische. Geometrie,  Französische  Litte- 
raturgesohiohte.  Lateinisch  (Schriftsteller),  Deutsch  (oder  Englisch),  Ita- 
lienisch (oder  Spanisch),  Zoologie  und  Gesundheitslehre,  Physik  (Fort- 
setzung über  Wärme  und  Elektricität,  Akustik,  Optik),  Anorganische 
Chemie,  Praktische  Mechanik  (Göpel,  Windmühlen,  Wasserräder,  Dampf- 
maschinen, Hebelsysteme),  Technologie  (Werkzeuge,  Maschinen),  Welt- 
geschichte (Wiederholung  der  alten  und  neuen  Geschichte),  Linearzeichnen 
(Perspektive,  Architekturen,  Maschinen;  Tuschen),  Ornamentzeichnen, 
Gesang.  VI:  Höhere  Algebra,  Sphärische  Trigonometrie,  Descrip- 
tive  Geometrie,  Analytische  Geometrie  der  Ebene  und  des  Raumes, 
Französische  Litteraturgeschichte,  Latein  (Autoren,  Studium  griechischer 
Etymologieen),  Deutsch  (oder  Englisch),  Italienisch  (oder  Spanisch),  Geo- 
logie und  Mineralogie,  Physik  (Schwere,  Hydrostatik,  Hydrodynamik, 
Kapillarität,  Elektricität  und  Magnetismus),  Anorganische  Chemie,  Theo- 
retische Mechanik  (Bewegung  eines  Punktes,  Kräfte  an  einem  Punkt, 
an  einem  Körper,  einfache  Maschinen),  Kosmographie,  Industrielle 
Ökonomie;  das  Notwendigste  aus  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
des  Staates,  Geschichte  Frankreichs,  Linearzeichnen  (Plan-  und  Karten- 
zeichnen, architektonische  Entwürfe,  Tuschen),  Ornamentzeichnen, 
Gesang. 

Lehrplan  einer  lateinlosen  Realschule  (ecole  primaire 
8up6rieure).  Klasse  I  (die  Vorschule  ist  Elementarschule):  Moral, 
Französische  Grammatik,  Arithmetik,  Elemente  der  Naturgeschichte 
(Physiologie,  Zoologie,  Gesundheitslehrc),  Alte  Geschichte,  Allgemeine 
Geographie,  Englisch  (oder  Deutsch),  Schönschreiben,  Ornamentzeichnen, 
Geometrisches  Zeichnen  (Linien,  Flächen,  Anfänge  im  Tuschen),  Ge- 
sang, Turnen.  11:  Französisch  (Stillehre,  Aufsatz),  Arithmetik,  An- 
fangsgründe der  Algebra,  Ebene  Geometrie,  Anfangsgründe  der  Experi- 
mentalphysik, Elemente  der  Naturgeschichte  (Physiologie  der  Pflanzen, 
Botanik,  Elemente  der  Landwirtschaft),  Anfangsgründe  der  Chemie,  Ge- 
schichte Frankreichs,  Physikalische,  politische  und  administrative  Geo- 
graphie Frankreichs,  Englisch  (oder  Deutsch),  Schönschreiben,  Orna- 
mentzeichnen, Geometrisches  Zeichnen  (Körper,  Projektionen;  Tuschen), 
Gesang,  Turnen.  III:  Französische  Litteratur,  Arithmetik  (Log- 
arithmen, Progressionen,  Rentenrechnung),  Geometrie  des  Raumes, 
Ebene  Trigonometrie,  Praktische  Geometrie  (Feldmessen,  Nivellieren, 
Planzeichnen),  Allgemeine  Chemie  (mit  Experimenten),  Mineralogie  und 
Geologie,  Elemente  der  Mechanik,  Weltgeschichte  (Mittelalter  und  neue 
Zeit),  Handels-  und  industrielle  Geographie,    Deutsch    oder   Englisch, 
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Buolifthrung,  Ornamentzeiohnen  (Bogsieren,  Modellieren),  Geometrisches 
Zeichnen  (Architekturen,  Maschinen),  Turnen.  —  Schüler,  welche  ihre 
Kenntnisse  darüber  hinaus  erweitern  wollen,  können  in  III  ein 
weiteres  Jahr  bleiben  und  werden  speciell  unterrichtet  in  Algebra 
(binomischem  Satz),  descriptiver  Geometrie,  Elementen  der  analyti- 
schen Geometrie,  Elementen  des  Steinschnitts,  Theorie  der  Schatten, 
der  Perspektive,  chemischer  Analyse,  technischer  Naturkunde,  Physik 
und  Mechanik,  Geometrischem  Zeichnen  (Aufnahme  von  Gebäuden  und 
Maschinen). 

Zur  Ausbildung  Ton  Lehrkräften  höherer  Lehranstalten  existiert 
(zu  Paris)  die  Ecole  normale  supörieure.  Dekret  vom  9.  März 
1852.  Das  Seminar  besteht  aus  einer  humanistischen  und  einer  reali- 
stischen Abteilung,  deren  jede  3  einjährige  Kurse  hat.  Die  Aufnahme 
ist  an  das  Maturitätsdiplom  geknüpft  und  an  den  jeweiligen  Bedürfnis- 
stand der  höheren  Lehranstalten.  Der  Aufgenommene  verpflichtet  sich 
zu  10 jährigem  Dienst  an  öffentlichen  Unterrichtsanstalten.  Humani- 
stische Abteilung  (section  litt^raire).  Lehrgegenstände:  Latein, 
Griechisch,  Französisch,  Deutsch  (oder  Englisch),  Geschichte  und  Phi- 
losophie. Lehrplan  im  einzelnen:  Lateinische  Sprache  und  Lit- 
teratur  im  1.  Jahr  wöchentlich  3  Standen.  Gründliche  Wiederholung 
der  ganzen  Grammatik  mit  Hervorhebung  der  Hauptschwierigkeiten. 
Übungen  in  Exposition  und  litterarischer  Analyse.  Die  Professoren 
üben  wissenschaftliche  Kritik  an  Leistungen  der  Zöglinge,  geben  Muster 
der  Exegese  und  kurze  litterar-historische  Monographieen  der  Schrift- 
steller. Monatlich  ein  Thema.  KompositionsUbungen,  eine  freie  Arbeit 
in  Prosa  und  eine  in  Versen.  Im  2.  Jahr:  wöchentlich  2  Konferenzen 
in  der  Anstalt  und  2  Vorlesungen  in  der  Fakultö  des  lettres.  Die 
Vorlesungen  betreffen  die  Geschichte  der  lateinischen  Dichtkunst  oder 
Beredtsamkeit  und  werden  von  jedem  Zögling  vollständig  ausgearbeitet. 
Diese  Exposes  und  die  in  den  Vorlesungen  behandelten  Autoren  werden 
in  den  Conferences  durchgenommen  und  mit  sonstiger  Lektüre  vervoll- 
ständigt. Monatlicli  werden  eine  Version  oder  eine  schriftliche  Analyse, 
eine  freie  Abhandlung  und  freie  Verskompositionen  ausgearbeitet.  Im 
3,  Jahr  werden  gleichfalls  Fakultätsvorlesungen  besucht;  der  Schwer- 
punkt aber  liegt  in  der  erkenntnismäfsigen  Aneignung  und  Verwertung 
der  Lehrobjekte.  Einführung  in  die  Regeln  der  Interpretation,  Über- 
setznngskunst,  Stillehre;  Übungen  der  Seminaristen  in  Lehrvorträgen; 
schriftliche  Arbeiten  wie  im  2.  Jahre.  In  griechischer  Sprache 
und  Litteratur  ist  der  Unterricht  ähnlich.  Als  neues  Moment  kommt 
hinzu,  dafs  die  Seminaristen  griechische  Themata  von  Pariser  Lyceal- 
schülern  zu  korrigieren  haben.  Auch  wird  in  den  griechischen  Conferences 
allgemeine  Grammatik  getrieben,  welche  sich  jedoch  nur  auf  das 
Griechische,  Lateinische  und  Französische  erstreckt.    Der  Unterricht 
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in  Mntterspraohe  nnd  Nationallitteratar  wird  im  Seminar  kam 
Absohlulii  gebracht.  Eingehendes  Studium  der  französischen  Klawiker» 
Hiufiges  Yergleiohen  nationaler  Meisterwerke  mit  anderen  klassischen 
Litteratnren.  Abfassung  schwieriger  Abhandlungen  aus  Litteratur*  und 
Moralgebieten;  praktische  Übungen  im  Grammatik-  und  Litteraturuntcr- 
rieht  Den  Unterricht  in  lebenden  Sprachen  haben  beide 
Sektionen  gemeinsam.  Die  Hanptregeln  der  Orammatik  und  leichtere 
Übersetzungen  fallen  dem  ersten  Jahre  zu,  schwierigere  Orammatikab- 
schnitte,  Prosaiker-  und  Dichterttbersetzungen  dem  zweiten,  Utteraturge* 
schichtliohe  Unterweisungen,  Spreohttbungen  und  freie  Arbeiten  dem 
dritten.  Im  Geschichtsunterricht  wird  zuerst  die  alte,  dann  die 
mittlere  und  neuere  bis  1815,  zulett  die  französische  Geschichte  be* 
handelt.  In  der  Philosophie  wird  der  logische  und  psychologische 
Lycealunterricht  genau  repetiert,  sodann  die  wichtigsten  alten  und 
neuen  Systeme  durchgearbeitet.  Der  Besohlufs  wird  mit  Leibniz  und 
Newton  gemacht. 

Realistische  Abteilung  (section  des  soiences).  Die  Zöglinge 
des  i.  und  2.  Jahrganges  haben  gemeinschaftlichen  Unterrieht  (zumeist 
Ton  den  Professoren  der  Facult6  des  sciences).  1.  Jahr:  Differential- 
und  Integrahreehnung,  Chemie,  Zeichnen,  Deutsch  (oder  Englisch),  be- 
schreibende analytische  Geometrie  des  Baumes,  Mineralogie,  Botanik» 
2.  Jahr:  Mechanik,  Physik,  Zeichnen,  Deutsch  (oder  Englisch),  Zoologie 
und  Geologie.  Den  Eintritt  in  den  3.  Kursus  ermöglicht  die  Prüfung 
vor  der  Fakultät  als  Lioenoi6  ös  sciences  physiques  und  als  licenciö  öS 
sciences  mathömatiques.  Derselbe  spaltet  sich  in  mathematischen, 
physikalischen  und  natnrhistorischen  Unterricht.  Die  Mathematiker 
betreiben  Astronomie,  beschreibende  Geometrie,  Mechanik,  Physik;  die 
Physiker:  Physik,  Chemie,  Astronomie,  Experimentalmechanik ;  die 
Naturhistoriker:  Mineralogie  und  Geologie  (in  der  Bergbausohule), 
Botanik  (im  Museum  des  botanischen  Gartens)  und  Zoologie.  —  In  allen 
drei  Kursen  sind  die  Vorträge  sorgf&ltig  auszuarbeiten  und  Abhand- 
lungen über  die  Vorträge  zu  Terfassen.  Im  3.  Jahre  halten  die  Zöglinge 
Lehrvorträge  vor  ihren  Mitschttleru.  Zur  pädagogischen  Ausbildung 
haben  sich  die  Zöglinge  des  letzten  Kursus  beider  Sektionen  an  den 
Lehrstunden  der  Pariser  Lyceen  und  Kollegien  thätig  zu  beteiligen, 
worüber  von  den  Proviseurs  und  Lycealprofessoren  eingehend  zu  berichten 
ist.  (Vergl.  im  übrigen  Duputs,  Le  Centenaire  de  TEcole  normale. 
Paris  1895.) 

4.  Grofsbritannien  und  Irland.  Gymnasien  (ooUeges)  The 
Public  Schools  Act  v.  29.  Juli  1864.  Public  Schools  Act  vom  31.  Juli 
1868.  Endowed  Schools  Act  vom  2.  Aug.  1869,  5.  Aug.  1873  und 
7.  Aug.  1874.  Die  Public  Schools  als  Alumnate.  Eine  gröfsere  An- 
zahl der  Schüler  sind   Stipendiaten,   Foundation  Soholars,   CoUegers 
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denen  stiftniigimftftig  freier  Unterrieht  und  Unterhalt  gew&brt  wird. 
Daneben  geniefsen  andere  Zftglinge  den  gleieben  Unterricht,  die  teils 
bei  dem  Warden  (Vorstand)  wohnen  nnd  mit  den  CoUegers  in  der  Halle 
«peieen  (eommenialee^  „Gommonere^Oi  teils  in  Eostbänsem  oder  sonst 
in  der  Stadt  nntergebraebt  (oppidani),  jedoeb  derselben  Diseiplin 
onterworfen  sind  wie  die  Collegers.  Aas  den  Sehlllern  der  oberen 
Klassen  (¥•  nnd  VI.  „Form"),  den  „Upper  Boys",  werden  Monitoren, 
Prepostors,  genommen,  welche  in  nnd  anfser  der  Anstalt  die  AnfUoht 
üben,  bei  dem  Unterriebt  der  jttngeren  Knaben  helfend  mitwirken  nnd 
aiemlieh  ausgedehnte  DiscipUnargewalt  besitzen.  An  der  Spitse  der 
Anstalt  steht  der  Direktor,  Headmaster,  der,  selber  Tom  Knratorinm 
gewählt,  seine  Lehrer  anzustellen  oder  zn  entlassen  die  Beftignis  hat. 
Dem  Headmaster  liegt  die  Organisation  nnd  Oberleitung  der  Sehnle  ob. 
Seine  pädagogische  Thätigkeit  gipfelt  in  der  BeanMehtignng  der  Unter- 
riehtsresnltate.  Als  Lehrer  werden  vielfsch  Theologen  yorwendet,  da- 
neben solche,  die  als  baeealanrei  artinm  oder  legnm  doetores  (Schott- 
land) promoriert  haben.  Znr  Anfhahme  in  die  Alumnate  gelangen 
hrltisehe  Knaben  zwischen  dem  12.  nnd  14.  Jahr,  die  ein  Konkurs- 
examen  in  lateinischer  und  griechischer  Konstruktion,  lateinischer 
Komposition  (Prosa  und  Vers),  Übersetzung  leichter  klassischer  Autoren, 
Arithmetik,  elementarer  Algebra  nnd  Geometrie,  Anflingsgrtlnden  des 
Französischen  und  englischer  Geschichte  und  Geographie  bestanden 
haben.  Für  Kichtstipendiaten  ist  das  Anfhahmeezamen  bedeutend 
leichter.  Die  Tagsehnlen  haben  meistens  Anftngerklassen,  die  ihre 
ZAglinge  schon  mit  7  und  8  Jahren  auftiebmen.  Die  sonstige  Vorbe- 
reitung geschieht  durch  Hauslehrer  oder  in  Preparatory  Schools.  —  Die 
€olIeges  und  Grammar  Schools  sind  entweder  rein  klassische  oder  mit 
realistischen  Abteilungen  yersehene  Anstalten,  deren  Stufen  von  der 
IV.  Form  an  in  eine  klassische  und  eine  realistische  Abteilung  (Classic 
cal  and  Modem  Side)  nach  dem  Bifurkationssystem  gespalten  sind.  Die 
realistische  Abteilung,  der  ein  besonderer  selbstftndiger  Direktor  vor- 
steht, ist  nicht  selten  zn  besonderen  Klassen  mit  Fachsohulcharakter 
erweitert  (Military  und  Engineering  Side,  Handelsklasse,  Kunstschule, 
pharmaoeutisoher,  juristischer  Kurs  usw.)  —  In  Schottland  ist  gleich- 
falls das  Bifurkationssystem  eingeftbrt.  Die  Knaben  treten  mit  10  oder 
11  Jahren  ans  den  Junior  Glasses  in  die  klassische  oder  realistische 
Abteilung,  deren  Kursus  Bjährig  Ist  und  in  Torgeschriebener  Reiben- 
folge die  Hauptftcher  umfafst.  Neben  den  offiziellen  Sides  sind  be- 
sondere Klassen  Ar  alte  und  neue  Sprachen,  Mathematik,  Buchhaltung, 
Zeichnen,  Fortiflkations-  nnd  Ingenieurwissensehaft,  Stenographie  nnd 
Gymnastik  eingerichtet,  deren  Besuch  beliebig  freisteht.  —  In  der 
Klasseneinteilung  ist  der  secbsklassige  Typus  vorherrschend,  wobei  I 
bis  III  die  untere,  IV  bis  VI  die  obere  Schule  ausmachen.    Dazwischen 
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sind  vielfach  je  nach  Bedürfnis  Unterabteilungen  eingeschaltet  (die 
„Removes",  „Shelly"  usw.).  Unterrichtsgegenst&nde  der  Oymnasien 
sind  Religion  (jedoch  keineswegs  an  erster  Stelle,  auch  nicht  überall 
betrieben),  klassische  Sprachen,  neuere  Sprachen,  englische  Sprache 
und  Litteratur,  Mathematik,  Naturwissenschaften,  Geschichte  und  Geo- 
graphie. Die  Unterrichtsziele  sind  durch  die  Anordnungen  der  Prttfnngs- 
behörden  bestimmt,  wonach  die  Schulen  zumeist  ihren  Lehrplan  ein- 
richten. Daneben  hen-soht  volle  Freiheit  in  der  Wahl,  Behandlung 
und  Verteilung  der  Gegecstände.  In  den  klassischen  Sprachen 
umfafst  der  Kreis  der  Autoren,  die  in  den  Klassen  oder  bei  den  Tutoren 
(besonders  ausgewählte  Klassenlehrer,  die  in  loco  parentis  das 
ganze  Erziehungs-  und  Unterrichtsgesch&ft  zu  leiten  und  zu  beauf- 
sichtigen haben)  gelesen  werden :  Caesar,  Nepos,  Livius,  Cicero,  Tacitus, 
Sallust,  Vergil,  Horaz  (Oden  und  Satiren),  Ovid,  Terenz,  Lucrez,  luvenal, 
Persius,  Plautus,  Xenophon,  Demosthenes,  Plato,  Homer,  die  Bukoliker, 
Aeschylus,  Sophocles,  Euripides,  Aristophanes.  Beider  Erklärung  der 
Stücke  werden  besonders  sachliche  Notizen  geböten;  das  Nötigste  aus 
der  alten  Geschichte,  Geographie  und  Archäologie  wird  meist  im  An- 
schlufs  an  die  Lektüre  behandelt.  Poetische  und  prosaische  Stücke 
werden  vielfach  auswendig  gelernt.  Grammatik  und  Stilübungen  treten 
hinter  der  Lektüre  zurück.  Die  an  den  meisten  Anstalten  eingeführte 
Public  School  Latin-Primer  wird  wörtlich  eingeprägt.  Lateinische  und 
griechische  Kompositionen  werden  zumeist  wöchentlich  geliefert.  Neuere 
Sprachen,  Französisch,  Deutsch  und  zuweilen  auch  Italienisch,  sind 
in  den  Lehrplan  der  realistischen  wie  der  humanistischen  Abteilungen 
aufgenommen,  wobei  das  Französische  fast  überall  obligatorisch  ist  und 
durch  die  ganze  Schule  oder  wenigstens  bis  zur  V.  Form  gelehrt  wird. 
Übersetzungen  finden  meistens  aus  dem  Französischen  oder  Deutschen 
ins  Englische  statt,  nicht  umgekehrt.  Die  gewöhnlichsten  Klassen- 
schriftsteller sind  Racine,  Corneille,  MoliSre,  Voltaire,  Pascal ;  Lessing^ 
Goethe,  Schiller,  Immermann  (Oberhof).  Englische  Sprache  und 
Litteratur  wird  grammatisch,  stilistisch  und  sprachgeschichtlich  be- 
handelt. Von  Dichtern  wird  überwiegend  Shakespeare  getrieben,  da- 
neben Chaucer  und  Spencer,  von  Prosaikern  Bacon  und  Johnson.  In 
Religion  findet  ein  systematischer  Unterricht  nicht  statt.  AuÜBcr  dem 
Katechismus  wird  (in  anglikanischen  Schulen)  auch  das  Common  Prayer 
Book  behandelt,  das  Neue  Testament  mit  Wort-  und  Sacherklärung 
(oft)  schon  in  der  IV.  Form  begonnen  und  überdies  ein  ümrifs  der  alt- 
und  neutestamentlichen  Geschichte  mitgeteilt.  Der  Geschichtsunter- 
richt beschränkt  sich  auf  das  Notwendigste  der  griechischen,  lateinischen 
und  englischen  Geschichte.  Ein  Leitfaden  wird  meistens  mechanisch 
auswendig  gelernt.  In  Mathematik  wird  fast  überall  bis  IV  diö 
elementare  Arithmetik  und  Algebra  sowie  Euklid  I.  und  IL  B.  durch- 
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genommen  und  bis  zur  höheren  Mathematik  in  der  VI.  Form  aufge- 
stiegen. In  Physik  und  Chemie  erstreckt  sieh  der  Unterricht  auf 
elementare  Mechanik,  Optik  und  Astronomie,  die  Elemente  der  an- 
organischen Chemie,  W&rme,  Elektricität und  Magnetismus.  Botanik 
wird  meist  aus  Handbüchern  gelernt. 

5.  Holland.  Gymnasien.  Gesetz  vom  2.  Apr.  1876  vergl. 
Ordonnanz  von  1815  und  Gesetz  von  1863.  Der  Kursus  ist  6jährig; 
ist  er  an  einer  Anstalt  (mit  königlicher  Genehmigung)  4jährig,  so.  gilt 
diese  als  Progymnasium.  Der  Aufnahme  in  den  ersten  Jahreskura 
geht  eine  Prüfung  in  Lesen,  Schreiben^  Rechnen,  Anfangsgründen  dpr 
holländischen  Sprache^  Geographie  und  Geschichte  vorauf.  Unterrichts- 
gegenstände: Griechische  Sprache  und  Litteratur,  lateinische  Sprache 
und  Litteratur,  holländische,  französische,  deutsche,  englische  Sprache 
und  Litteratur,  Geschichte,  Geographie,  Mathematik,  Physik,  Chemie, 
Naturgeschichte*  Fakultativ  sind  Hebräisch  und  Turnen.  AE  27.  April 
1877:  Lehrplan.  Lateinisch.  I.  Schuljahr:  Lexigraphie  (Wortform- 
lehre), die  gebräuchlichsten  ^mregelmäfsigen  Formen  mitbegrifiFen ;  Grund- 
regeln der  Syntax ;  Übersetzen  aus  dem  Holländischen  ins  Lateinische ; 
Erklärung  eines  leichten  Schriftstellers  (Nepos).  IL:  Wiederholung  und 
Fortf&hrung  des  ersten  Jahreskurses;  Komposition  und  Exposition  pro- 
saischer Schriftsteller  (Caesar).  IIL:  Gramfi^atik,  Komposition,  Lesen 
und  Erklären  von  Schj-iftstellern  (Sallust  und  Cicero)  und  Dichtern 
(Ovid).  IV.:  Grammatik,  Komposition,  Exposition  von  Dichtern 
(Lucrez,  Properz)  und  Prosaikern  (Cicero,  Livius).  ¥• :  Grammatik ;  Er- 
klärung von  Prosaikern. (Cicero,  Tacitus)  und  Dichtern  (Vergil).  VI.: 
Übungen  im  Lateinschreiben  und  -Sprechen;.  Römische  Altertümer, 
Horaz  u.  a.  (Humanistische  Abteilung).  Griechisch.  IL  Schuljahr: 
Attische  Formenlehre  mit  Einschluls  der  häufigsten  Unregelmäfsigkeiten ; 
Grundregeln  der  Syntax ;  Übersetzen  ins  Griechische ;  Erklärung  leichter 
Schriftsteller  (aus  einem  Lesebuch  und  Xenophons  Anabasis).  III.: 
Wiederholung  und  Fortsetzung  der  Grammatik.  Erklärung  leichter 
Prosaiker  (Memorabilieo,  Hellenika,  Reden  des  Lysias),  IV.:  Wieder- 
holung und  Fortsetzung  der  Grammatik.  Erklärung  epischer  Stücke 
und  attischer  Prosaiker  (Xenophon,  Lysias,  Isokrates).  V. :  Grammatik, 
kursorische  Lektüre  leichter  attischer  Prosa;  Erklärung  epischer  Stücke 
und  schwierigerer  attischer  Prosa  (Plato,  Demosthenes).  VI.  (Huma- 
nistische Abteilung):  Erklärung  attischer  Prosaiker  (Plato,  Demosthenes, 
Thukydides)  und  epischer  Stücke  sowie  jonischer  Prosa,  dramatischer 
und  lyrischer  Poesie.  Holländisch.  I.  Schuljahr:  Grammatik,  Stil- 
übungen, Lesen  und  Erklären  von  Schriftstellern.  IL :  erweitertes  Pensum 
von  L  HL:  Stilistik  und  Lektüre.  IV.  bisVL:  Stilistik,  Lektüre  und 
Erklärung.  Französisch.  I.  Schuljahr:  Grammatische  Formen,  Stil- 
übungen, Übersetzen  ins  Französische ;  Lesen  und  Erklären  französischer 
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Schriftstellw.  IL:  Wiederholung  und  WeiterfUimDg  der  Grammatik; 
Stilttbnngen;  Leaen  und  Erklären  von  Sohrlftrtellem.  III.:  Gramma* 
tische  Wiederholung,  Stilflbangen  naw.  lY.:  Stilttbungen;  Lektüre. 
Englisoh.  IV.  Sehnljabr:  Grammatiaebe  Formen.  Anaspraohe;  £r- 
klftruDg  und  LektQre.  Y . :  Grammatik,  Stilflbaogen,  Leeen  und  Erklären 
von  Sohrifkstellern.  D  e  n  t  s  e  h.  IL  Sohuljahr :  Lezlgrapbie ;  Anespraohe ; 
Übersetzen  ins  Dentsehe;  Lesen  nnd  Erklirra  dentseher  Schriftsteller. 
III.:  Grammatik,  Wiederholung  nnd  Fortsetxnng;  Stilllbnngen;  Lektttre. 
IV.:  LektQre  nnd  Erklärung.  Geschichte  und  Geographie. 
L  Schuljahr:  Geschichte  der  alten  Weh,  niederländische  Geschichte; 
Geographie  des  Altertums,  physikalische  und  poHtisebe  Geographie  im 
UmriJs.  IL:  Geschichte  des  Mittelalters  und  der  neueren  Zeit  bis 
1048;  Geographie  des  Mittelalters  nnd  Überblick  aber  die  politische 
Geographie  während  der  ersten  Periode  der  neueren  Zeit.  IIL:  2.  Hälfte 
der  neueren  Geschichte;  (Geographie,  politische  Geographie.  IV.:  Erste 
Hälfte  der  alten  Gtosehichte,  insbesondere  griechisehe;  Geographie  (alte, 
in  Verbindung  mit  Geschichte).  V.:  2.  Teil  der  alten  Geschichte,  ins* 
besondere  römische;  in  Verbindung  mit  (Geschichte.  VI.  (Human.  Abtlg.): 
Speoielle  Behandlung  einer  wichtigen  Epoche  der  alten  Geschichte; 
Geographie  in  Verbindung  mit  Geschichte.  Mathematik.  I.  Schul- 
jahr: Arithmetik  und  Algebra.  Proportionslehre^  Wuneln,  algebraische 
Regeln  und  Formeln;  leichte  Gleichungen  1.  Grades.  II.:  Algebra; 
Gleichungen  1 .  Grades ;  Potenzen,  negative  Exponenten  usw.  III :  Algebra ; 
binomischer  Lehrsatz;  Newtons  Gleichungen  2.  Grades;  unbestimmte 
Gleichungen;  Elemente  der  Logarithmen.  IV.:  Algebra;  Logarithmen, 
Reihen;  Trigonometrie.  V.:  Repetition;  Anwendungen  der  Geometrie. 
VI.  (Human.  Abtlg.) :  Wiederholung.  Physik,  Chemie.  V.:  Kenntnis 
der  Naturkräfte  und  -(Sesetse;  Erklärung  der  hauptsäiAHchsten  Natur> 
erscheinungen ;  Anwendungen  auf  die  Gewerbe  und  das  bargerliche 
Leben  (Dampfmaschine,  Telegraphie  usw.).  Einleitung  in  die  Chemie. 
Naturgeschichte.  V.:  Das  Tierreich.  VI.:  Der  Mensch  (Human. 
Abtlg.).  -—  Die  sechste  Klasse,  die  nach  dem  Erlais  vom  27.  April  1877 
neben  der  humanistischen  Oberklasse  eine  mathematisch-naturwissen- 
schaftliche Abteilung  zur  Vorbildung  von  Fachstudien  abzweigt,  hat 
als  Lehrstoffe  und  -Aufgaben:  Griechisch  (2  Stunden),  kursorische 
LektQre  attiseher  Prosa  und  epischer  Stücke;  Latein  (9  St.),  kurso- 
rische Lektüre;  Geographie  (2  St.),  phTsikalische  und  mathematische 
Geographie;  Mathematik  (6  St.),  Wiederholung  der  Algebra  (I),  Stereo- 
metrie, sphärische  Trigonometrie,  Anfangsgrönde  der  beschreibenden 
Geometrie  (5);  Physik  (2  St.),  Theorie  der  Gravitation,  der  Wärme; 
Chemie  (5  St.),  allgemeine  Begriffe,  veranschaulicht  an  Experimenten; 
praktische  Übungen;  Naturgeschichte  (4  St.):  Wiederholung  und 
Fortsetzung  der  Beschreibung  des  Tierreichs;  Botanik;  Grundriis  der 
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Erystallographie.    (Vergl.  im  übrigea  E.  BlOulein,  Das  hoUändisebe 
Gymnasium.    Heidelberg  1893). 

6.  Italien.  Gymnasien  und  Lyeeen.  Gesetz  vom  13.  Nov. 
1859.  Verordnung  vom  22.  Sept.  1876.  Unterrichtsfächer  der  Gym- 
nasien: Italienisch,  Lateinisch,  Griechisch,  Mathematik  (Rechnen),  Ge- 
schichte, Geographie,  klassische  Arch&ologie.  Stundenplan  der 
Gymnasien: 

Lebrgegenst&nde  L        II.       III.      lY.       Y. 

Italienisch 7        7        7        5        5 

Lateinisch 10      10      10        6        6 

Griechisch _      _      _        6        6 

Geschichte  und  Geographie      3        3        3        3        3 

Mathematik 2        2        2        3        3. 

(Gymnasien  verhalten  sich  hier  zn  Lyeeen  etwa  wie  in  Dentsch* 
land  Lateinschulen  zu  Gymnasien.) 

Unterrichtsfächer   der   Lyeeen:    Philosophie,   Mathematik, 
Physik,  Chemie,  italienische,  römische  und  griechische  Litteratur,  Ge- 
schichte und  Naturgeschichte.    Lehrstoffe  im  einzelnen:  Italienische 
Litteratur.  Lektttre  der  wichtigsten  klassischen  Werke  La  Gerusalemme 
liberata,  II  Canzoniere  von  Petrarca,  Le  prose  von  Galilei,  L'Orlando  fu- 
riose, Divina  Comedia);  philologische,  geschichtliche  und  litterarische 
Erläuterungen;  Memorieren«   Lateinische  Litteratur.    Livius,  Ta- 
citus,  (Jeorgica,  Aeneis,  Oden  und  Episteln  von  Horaz,  Cicero,  Quinti- 
lian;  (Aufsätze  in  Prosa  über  die  Lektüre).   Griechisch.    Xenophon, 
Homer.   Griechische  Grammatik  (von  Curtins).   Geschichte.  I.  Klasse: 
Von  Konstantin  bis  zum  päpstlichen  Exil   zu  Avignon;   IL:   bis   zum 
westfälischen  Frieden;  III.:  bis  zum  Wiener  Kongreis.   Philosophie. 
L:  Lektttre  philosophischer  Lateiner;  Erklärung  der  Nomenklatur;  n. 
und  III.:  physiologische  Psychologie  mit  AussohluTs  aller  metaphysischen 
und    ontologischen   Fragen.    Mathematik,    (reometrie    von   Euklid, 
Arithmetik,  Algebra,  Logarithmen,  Trigonometrie,  Stereometrie.  Physik 
und  Chemie.    Allgemeine  Eigenschaften  der  Körper;  Stoffe  und  Ver- 
bindungen.  Mechanik,  Hydrostatik,  Aerostatik,  Akustik,  Wärme,  Elektro- 
magnetismus, Optik  und  Kosmographie.  —  Die  Gymnasien  werden  von 
einem  Direktor  geleitet,  die  Lyeeen  von  einem  Präses,  welche  beide 
der  König  ernennt.    Die  Lehrer  sind  teils  titolari,  teils  reggenti  (Amts- 
verwalter).    Die  ordentlichen  Professoren  an  königlichen  Anstalten  er- 
nennt gleichfalls  der  König,  die  professori  reggenti  der  Minister  kom- 
missarisch.   Den  gymnasialen  Unterricht  in   der  Mathematik   erteilen 
gewöhnlich  Fachlehrer,  den  anderen  meist  Klassenlehrer.    Die  Lyoeal- 
professoren  sind  sämtlich  Fachlehrer.    Die  Zöglinge  aller  Jahreskurse 
müssen  jährliche  Schlufsprfifungen  ablegen.    Die  der  Klasse   V   eines 
Gymnasiums  berechtigt  zum  Eintritt  in  die  unterste  Klasse  der  Lyeeen. 

PimsiuB,  Der  SiTentl.  Unterricht  II.  23 


Digitized  by 


Google 


854  I.  Hauptabteilung.   V.  Abschnitt.   Höhere  Lehranstalten. 

7.  Oesterreich-Üngarn.  a.  Oesterreich.  Die  Staatsgrund- 
geeetze  vom  21.  Dez.  1867  behalten  die  Legislative  über  die  Gnind- 
8&tze  des  Gymnasialwesens  dem  Reiche  vor.  Gesetz  vom  26.  Mai  1884 
über  den  Unterricht  an  Mittelschulen  (Gymnasien,  Realschulen).  CE 
14.  Jan.  1890;  CE  1.  Juli  1887  und  30.  Sept.  1891;  CE  24.  Mai  1892. 

Das  vollständige  Gymnasium  hat  8  Klassen,  deren  4  erste  (I — IV) 
das  Untergymnasium,  deren  Y.  bis  VIII.  das  Obergymnasium  bilden. 
Beide  stehen  unter  gemeinsamer  Leitung  und  bilden  äufserlich  ein 
Ganzes.  Realgymnasien  sind  Untergymnasien,  deren  sämtliche  Klassen 
obligatorischen  Zeichenunterricht,  deren  3.  und  4.,  zum  Aufsteigen  ins 
Obergymnasium  nicht  bestimmte  Klassen  an  Stelle  des  Griechischen 
obligatorischen  Unterricht  in  einer  neueren  Fremdsprache  haben.  Gesetz 
vom  3.  Juni  1887:  Aufnahmealter  für  die  L  Klasse  der  Gymnasien 
ist  das  10.  Lebensjahr.  Über  Aufnahmebedingungen  für  höhere  Gym- 
nasialklassen vergl.  CE  6.  April  1886  und  ME  30.  Juni  1887.  Unter- 
richtsgegenstände sind  Religion,  Latein,  Griechisch,  Deutsch  (oder  andere 
Unterrichtssprache),  Geographie,  Geschichte,  Mathematik,  Physik  und 
philosophische  Propädeutik.  Lebende  Sprachen,  Schönschreiben,  Zeich- 
nen, Gesang,  Stenographie,  zumeist  auch  Turnen  sind  fakultativ.  Der 
Religionsunterricht  wird  nach  Einvernehmen  mit  den  Kirchen- 
behörden konfessionell  geregelt.  Im  Lateinischen  hat  das  Unter- 
gymnasium die  grammatische  Kenntnis  der  Sprache,  Fertigkeit  im 
Übersetzen  eines  leichten  Schriftstellers,  das  Obergymnasium  die  Kenntnis 
der  römischen  Litteratur  in  ihren  bedeutendsten  Erscheinungen  sowie 
des  altrömischen  Staatslebens  und  die  Erwerbung  stilistischer  Sprach- 
gewandtheit zu  vermitteln.  Im  Griechischen  haben  I  bis  IV  gramma- 
tische Kenntnis  der  attisolien  Formenlehre  und  Syntax  nach  ihren  haupt- 
sächlichen Punkten,  Y  bis  VIII  gründliche  Lektüre  der  hauptsächlichsten 
klassischen  Litteraturprodukte  zu  betreiben.  —  Der  grammatikalische 
Sprachunterricht  hat  zunächst  mit  den  regulären  Spracherscheinungen 
zu  beginnen  und  bei  ihnen  zur  genauesten  Kenntnis  am  längsten  zu 
verweilen.  Die  Ausnahmen  sind,  wenn  nicht  anders,  den  reiferen  Schü- 
lern vorzuführen.  Die  Schulgrammatik  hat  kein  vollständiges  Bild  von 
dem  ganzen  Bau  der  Sprache  zu  entwerfen,  sondern  nur  die  Sprache 
bestimmter  Zeitperioden  zu  behandeln.  Weil  nun  als  vornehmste  Auf- 
gabe des  grammatischen  Studiums  die  Vorbereitung  der  Lektüre  beson- 
derer Schriften  und  Autoren  zu  gelten  hat  und  demgemäfs  die  Schul- 
grammatik in  engste  Beziehung  zur  Klassenlektüre  treten  mufs,  so  haben 
die  an  dem  Unterricht  in  klassischen  Sprachen  beteiligten  Lehrer  jeder 
Anstalt  das  grammatische  Lehrpensum  in  Hinsicht  auf  die  vorgeschrie- 
bene Lektüre  in  gemeinsamer  Beratung  zu  begrenzen  und  das  Wesent- 
liche vom  Unwesentlichen  reinlich  auszuscheiden.  Überhaupt  sind  die 
verschiedenen  Teile  des  fremdsprachlichen  Unterrichts,  Grammatik,  Sti- 


Digitized  by 


Google 


3.  Kapitel.    Der  höhere  Schulanterricht  in  aurserdeatschen  Koltarstaaten.    356 

listik,  Metrik,  Übersetzung  und  Erklärung,  in  ein  solches  Verhältnis  zu 
bringen,  dafs  der  bildende  Einflufs  des  klassischen  Altertums  auf  die 
verschiedene  Fassungskraft  der  einzelnen  Klassen  wirksam  werde.  Die 
Lektüre  soll,  um  bildend  zu  wirken,  vor  allem  zur  Aneignung  des 
Gedankeninhaltes  und  zur  Auffassung  der  Kunstform  hinführen.  „Ein 
Betrieb  der  Lektflre,  welcher  die  erforderliche  Genauigkeit  in  gramma- 
tischen und  lexikalischen  Dingen  vernachlässigte,  müfste  jene  Strenge 
und  Gewissenhaftigkeit  des  Denkens  beeinträchtigen,  zu  welcher  jeder 
Unterricht  erziehen  soll,  und  auf  welcher  der  formal  bildende  Einflufs 
dieses  Unterrichts  zumeist  beruht/^  Aber  Grammatik  als  Wissenschaft 
ist  nicht  (Gegenstand  und)  Ziel  des  Gymnasialunterrichts.  Sein  Ziel 
ist  vielmehr,  „durch  die  EinfUhrung  in  die  Werke  der  Alten  jene  Bil- 
dung zu  begrtlnden,  die  in  ihrer  Vollendung  als  die  klassische  bezeichnet 
wird  0-"  Deshalb  wird  der  Vertreter  dieses  Lehrgebietes,  unbeschadet 
seiner  wissenschaftlichen  Weiterbildung,  „unablässig  pädagogische  Er- 
wägungen darüber  anstellen,  was  er  bei  der  Lektüre  in  der  Schule  aus 
dem  Reichtum  der  einzelnen  Disoiplinen  aufzunehmen  hat,  und  bemüht 
sein,  zu  jener  mehr  philosophischen  Betrachtungsweise  des  klassischen 
Altertums  vorzudringen,  welche  alle  seine  Erscheinungen  im  Zu- 
sammenhange und  in  ihrer  Beziehung  zur  menschlichen  Natur  umfafst.^^ 
Gelingt  es  so,  die  Erklärung  von  dem  Ballast  unnützer  Bemerkungen 
zu  befreien,  dann  wird  Aufmerksamkeit  und  Interesse  für  das  Gelesene 
leicht  gewonnen  und  die  Lektüre  in  rechter  Weise  für  die  Unterrichts- 
zweoke  nutzbar  gemacht  sein;  denn  indem  man  das  Überwuchern  der 
grammatischen  Exegese  meidet,  opfert  man  nicht  zugleich  die  Genauig- 
keit des  grammatischen  Verständnisses.  —  Lateinische  oder  griechische 
(schriftliche)  Hausarbeiten  werden  von  Schülern  der  oberen  Klassen 
nicht  gefertigt.  Zur  weiteren  Förderung  der  Lektüre  haben  in  den 
Oberklassen  schriftliche  Übersetzungen  zu  dienen.  In  der  Unterrichts- 
sprache wird  erstrebt  für  das  Untergymnasiam :  richtiges  Lesen  und 
Sprechen,  Sicherheit  im  schriftlichen  Gebrauch  der  Sprache;  im  Ober- 
gymnasium: Gewandtheit  und  stilistische  Korrektheit  im  schriftlichen 
und  mündlichen  Gebrauch  zum  Ausdruck  eigener  Gedanken,  historisch 
erweiterte  Kenntnis  der  Sprache  und  des  Bedeutendsten  aus  der  Na- 
tionallitteratur.  —  Für  den  Unterricht  in  der  deutschen  Sprache  als 
Unterrichtssprache  bestimmt  CE  14.  Jan.  1890  bei  dem  Lehrplan  der 
Klasse  V:  Grammatik,  Wortbildung,  Lehnwörter,  Fremdwörter,  Volks- 
etjrmologie;  Lektüre  zur  Charakteristik  der  epischen,  lyrischen  und 
didaktischen  Dichtungsarten  (ausgewählte  Partieen  aus  Wielands  Oberen, 
Klopstocks  Messias;  bei  VI:  Grammatik,  Genealogie  der  germanischen 
Sprachen,  Lautverschiebung,  Umlaut,  Ablaut;  Lektüre  aus  Klopstock, 
Lessing,  Nibelunge,  Walther  von  der  Vogelweide  (Urtext);  Geschichte 

1)  Vergl.  CE  30.  Sept.  1891. 
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der  deutsehen  Litteratur  im  Umrils  bis  znr  Sturm-  und  Drangperiode; 
bei  Vn  wie  in  der  vorigen  Klasse  und  Aufeatzübungen ;  bei  VIII:  Goethe, 
Schiller,  Lessing  (Laokoon  und  Auswahl  der  Hamburgisohen  Drama- 
turgie); Litteraturgeschiobte  bis  zu  Goethes  Tod  und  Überblick  der 
Entwickelung  der  neueren  deutschen  Litteratur  in  Oesterreich  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  Grillparzers ;  daneben  Themenbearbeitung. 
Die  Lektüre  der  Briefe  Lessings  an  Nikolai  und  Mendelssohn  und  Schil- 
lers Abhandlung  „Über  naive  und  sentimentalische  Dichtung*^  kann 
fortfallen.  In  der  Geographie  L  Klasse:  Anschauliche  Vermittelung 
der  geographischen  Grundvorstelluugen ;  Orientierung  in  der  wirklichen 
Umgebung,  auf  der  Karte  und  am  Globus;  die  Situation  der  bedeu- 
tendsten Staaten  und  Städte.  Versuche  im  Zeichnen  der  einfachsten 
geographischen  Objekte.  II:  Asien  und  Afrika  nach  Lage  und  Umrifs 
unter  Bücksichtnahme  auf  klimatische  Zustände;  Zusammenhang  des 
Klimas  mit  der  Vegetation,  den  Landesprodukten  und  der  Volksbeschäf- 
tigung;  Europa  im  Umrüls;  die  Länder  Südeuropas  und  des  britischen 
Inselreiches;  Übungen  in  einfachen  Kartenskizzen.  III:  Die  sonstigen 
Länder  Europas  ohne  Oesterreich-Ungam,  Amerika,  Australien  nach  den 
wesentlichsten  Gesichtspunkten.  Übungen  im  Kartenzeichnen.  IV: 
Physikalische  und  politische  Geographie  von  Oesterreich -Ungarn  mit 
eingehender  Beachtung  der  Landesprodukte,  des  Verkehrslebens  und  der 
Kulturverhältnisse  der  Völker.  Übungen  im  Kartenzeichnen.  In  Ge- 
schichte ist  bei  I  bis  IV  der  Lehrstoff  möglichst  in  Form  von  Er- 
zählungen zu  vermitteln.  Sagentradition ;  die  hervorragendsten  geschicht- 
lichen Personen  und  Begebenheiten;  ein  Grundstock  unentbehrlicher 
Jahreszahlen.  In  Klasse  11:  Altertum;  das  Wichtigste  aus  der  griechi- 
schen und  römischen  Geschichte.  III:  Mittelalter.  IV:  Neuzeit;  die 
Geschichte  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  bildet  den  Haupt- 
inhalt des  Unterrichts  in  III  und  IV.  V  bis  VIII:  Übersicht  der  Welt- 
geschichte in  pragmatischem  Zusammenhange  mit  sonderlicher  Bück- 
sicht auf  die  Kulturentwickelung;  eingehendere  Kenntnis  der  griechischen, 
römischen  und  österreichisch-ungarischen  Geschichte ;  Hauptmomente  der 
Völker-  und  Staatenkunde  der  Gegenwart.  Das  Lehrziel  in  Mathe- 
matik ist  für  I  bis  IV  Sicherheit  im  Zahlenreohnen  bei  praktischer 
Anwendung;  Kenntnis  der  geometrischen  Gebilde,  ihrer  wichtigsten 
Eigenschaften  und  Beziehungen.  In  I :  (Arithmetik)  Das  Decimalsystem, 
römische  Zahlzeichen,  die  vier  Species  mit  benannten  und  unbenannten, 
ganzen  und  Deoimalzahlen.  Das  metrische  Mafs-  und  Gewichtssystem. 
Bechnen  mit  mehrfach  benannten  Zahlen.  Teilbarkeit  der  Zahlen.  Zer- 
legung in  Faktoren.  Geometrische  Anschauungslehre:  Gerade,  Kreis, 
Winkel,  Parallelen.  Elementare  Eigenschaften  des  Dreiecks.  II:  (Arith- 
metik) Erweiterte  Übungen  über  Mause  und  Portionen.  Bruchrechnung. 
Verwandlung  von  Decimalbrüehen.   Verhältnisse  und  Proportionen  nach 
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ihren  Haupts&tzen*  Einfache  Regeldetri  mit  Anwendung  der  Propor- 
tionen und  Sohlursreohnung.  Prozent-  nnd  einfache  Zinsrechnung.  (Geo- 
metrische Ansohanungslehre.)  Lehre  von  den  Winkeln.  Kongruenz  der 
Dreiecke.  Die  wichtigsten  Eigenschaften  des  Kreises,  der  Vier-  und 
Vielecke.  III:  (Arithmetik)  Die  vier  Grundoperationen  mit  ganzen  und 
gebrochenen  allgemeinen  Zahlen.  Quadrieren  und  Ausziehen  der  Qua- 
dratwurzel. (Im  Zusammenhange  mit  geometrischen  Rechnungen :)  Un- 
vollständige Zahlen,  abgekürztes  Multiplizieren  und  Dividieren;  An- 
wendung des  letzteren  beim  Ausziehen  der  Quadratwurzel.  (Geome- 
trische Anschauungslehre:)  Einfache  F&lle  der  Yergleichung,  Verwandlung 
und  Teilung  der  Figuren.  Längen-  und  Flächenmessung.  Pythagoräi- 
scher  Lehrsatz  auf  Grund  der  einfachsten  Beweise.  Das  Wichtigste 
über  die  Ähnlichkeit  geometrischer  Gebilde.  IV:  (Arithmetik)  Glei- 
chungen 1.  Grades  mit  einer  und  mehreren  Unbekannten;  Gleichungen 
2.  und  3.  Grades,  die  beim  geometrischen  Rechnen  vorkommen.  Ku- 
bieren und  Ausziehen  von  Kubikwurzeln.  Zusammengesetzte  Regeldetri. 
Teil-  und  Zinseszinsrechnung.  (Geometrische  Anschauungslehre.)  Gegen- 
seitige Lage  von  Geraden  und  Ebenen.  Die  körperliche  Ecke.  Haupt- 
arten der  regelmäfsigen  Körper.  Einfachste  Fälle  der  Oberflächen-  und 
Raumberechnung.  Aufgabe  des  Obergymnasiums:  Kenntnis  und  Durch- 
übung der  elementaren  Algebra  und  Geometrie.  Naturgeschichte. 
Lehrziel  fttx  I  bis  III:  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Formen  der 
organischen  und  unorganischen  Welt,  auf  unmittelbare  Beobachtung 
gegründet;  einige  Geübtheit  in  der  Erfassung  übereinstimmender  und 
unterscheidender  Merkmale  der  Tier-  und  Pfianzenarten.  I:  Tierreich. 
Pflanzenreich.  Beobachtung,  Beschreibung,  vergleichende  Betrachtung. 
II:  Vögel,  Reptilien,  Amphibien,  Fische.  Samenpflanzen;  Anbahnung 
des  Verständnisses  ihrer  systematischen  Gruppierung;  einige  Sporen- 
pflanzen. III:  Mineralreich.  Beobachtung  und  Beschreibung  wichtiger 
und  weitverbreiteter  Minerale  (ohne  Systematik).  Gewöhnlichste  Ge- 
steinsformen. Physik.  Lehrziel  für  das  Untergymnasium:  Kenntnis 
der  auffälligsten  Naturerscheinungen  auf  Grund  der  Beobachtung  und 
des  Versuchs.  Anwendung  der  Kenntnisse  zur  Erklärung  ähnlicher 
Erscheinungen  und  ihrer  nächstliegenden  praktischen  Verwertung. 
Klasse  III:  VorbegrifiFe.  Räumlichkeit  und  Undurchdringlichkeit  der 
Körper.  Charakteristik  der  drei  Aggregatzustände.  Absolutes  und  speci- 
fisches  Gewicht.  Luftdruck.  Wärmeempfindungen.  Wärmegrad  und 
-Menge.  Veränderung  des  Volumens  und  Aggregatzustandes.  Wärme- 
quellen. Vorbereitung  der  Chemie:  Kohäsion,  Adhäsion,  Elasticität; 
Mischung,  Lösung,  Krystallisation.  Synthese,  Analyse,  Substitution. 
Gesetze  über  Erhaltung  der  Masse  und  der  bestimmten  Gewichts-  und 
Raum  Verhältnisse.  Grundstoffe,  Moleküle,  Atome;  Basen,  Säure,  Salze. 
Die  verbreitetsten  Metalloide  und  einige  ihrer  Verbindungen.   Klasse  IV: 
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Natürliche  und  ktlnstliohe  Magnete;  Magnetpole  und  ihre  Wechsel- 
wirkung; Magnetisierung  durch  Verteilung.  Erdmagnetismus.  Elektri- 
scher Zustand;  gute  und  schlechte  Leiter;  positiv  und  negativ  elek- 
trische Körper.  Elektrisierung  durch  Verteilung.  Die  gebräuchlichsten 
Apparate  zur  Erzeugung  und  Ansammlung  der  Elektricität.  Gewitter; 
BÜtzahleiter.  Voltasche  Kette;  konstante  Versuchsketten.  Hauptwir- 
kungen des  galvanischen  Stromes.  Gralvanoskop;  elektrische  und  mag* 
netische  Induktion.  Einfache  elektrotechnische  Anwendungen  (Galvano- 
plastik, Morseapparat  usw.).  Beschreibung  der  Hauptformen  der 
Bewegung.  Beschleunigung  und  Druck  als  Wirkungsarten  der  mechani- 
schen Kräfte.  Messung  der  Wirkung.  Schwerkraft;  Stofe;  Bewegungs- 
hindernisse, Zusammensetzung  und  Zerlegung  gleichartiger  Bewegungen, 
von  Kräften  mit  einem  gemeinschaftlichen  Angriffspunkt  und  von  gleich- 
stimmig parallelen  Kräften.  Schwerpunkt,  Arten  des  Gleichgewichts, 
Pendel.  Beispiele  einfacher  und  zusammengesetzter  Maschinen  (1.  Se- 
mester). Charakteristische  Eigenschaften  tropfbar  flüssiger  Körper. 
Niveau ;  hydrostatischer  Druck.  Gleichgewicht  einer  Flüssigkeit.  Archi- 
medisches Gesetz;  die  einfachsten  Methoden  zur  Bestimmung  des  speci- 
fischen  Gewichts  fester  und  tropfbarer  Körper.  Kapillarerscheinungen. 
Charakteristische  Eigenschaften  gasformiger  Körper.  Torricellis  Ver- 
such; Barometer.  Luftpumpe.  Luftballon.  Prinzip  der  Dampfmaschinen.  — 
Schallempfindungen,  Geräusch,  Klang.  Tonhöhe,  Tonleiter;  die  einfach- 
sten Schallerreger,  Stimmorgan.  Telephon.  Fortpflanzung  und  Re- 
flexion des  Schalles.  Gehörorgan  —  Lichtempfindungen.  Geradlinige 
Fortpflanzung  des  Lichts;  Schatten ;  Photometer.  Beflexion und  Brechung 
des  Lichts.  Spiegel  und  Linsen  (Prinzip  der  Photographie).  Farben- 
zerstreuung; Regenbogen.  Auge.  Mikroskop.  Dioptrische  Fernrohre 
in  einfachster  Form.  —  Mit  dem  physikalischen  Unterricht  ist  zu  ver- 
binden: Beschreibung  des  Fixsternhimmels;  Phasen  des  Mondes,  monat- 
licher Umlauf;  jährliche  Bewegung  der  Sonne;  Erklärung  der  Ver- 
schiedenheit von  Tages-  und  Jahreszeiten  an  ungleich  gelegenen  Orten. 
Sonnen-  und  Mondfinsternis.  Klasse  V  bis  VIII:  Systematische  Über- 
sicht und  wissenschaftlich  begründete  Kenntnis  der  Naturgesetze,  soweit 
die  Mittel  der  Elementarmathematik  hinreichen. 

Der  gesamte  Gymnasialunterricht  hat  weder  eine  streng  wissen- 
schaftliche Form  anzunehmen  noch  auch  blolsen  Gedächtnisstoff 
mechanisch  anzuhäufen;  vielmehr  soll  er  in  allen  seinen  Teilen 
Gründlichkeit  der  Kenntnisse,  Selbständigkeit  des  Denkvermögens 
und  selbstthätige  Nutzanwendung  des  Erlernten  zu  erreichen 
suchen.  — 

Die  Lehrkräfte  der  Gymnasien  sind  wirkliche  Lehrer  (definitiv  be- 
stätigte), Hilfslehrer  und  Nebenlehrer.  Wirkliche  Lehrer  sind  zur  Füh- 
rung des  Professortitels  befugt.    Einer  der  Lehrer  fungiert  als  Direktor, 
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dem  die  ganze  Oberleitung  und  Vertretung  der  AnBtalt  in  wissenschaft- 
licher und  disoiplinarischer  Hinsicht  obliegt.  Für  jede  Klasse  wird  ein 
Lehrer  als  Ordinarius  bestimmt ;  im  übrigen  wird  der  Unterricht  durch 
Fachlehrer  erteilt.  Über  Anstellung  der  Supplenten  (Hilfslehrer)  und 
Nebenlehrer  vergl.  MV  2.  Juni  1893. 

Realschulen.  Die  Gresetzgebung  in  Bealsehulangelegenheiten  ist 
durch  das  Grundgesetz  vom  21.  Dez.  1867  den  Landtagen  zugewiesen. 
AO  8.  Aug.  1868.  Gesetz  vom  3.  März  1870,  1.  Mai  1886,  31.  MÄrz 
1888;  Normallehrplan  von  1879. 

Die  Bealschulen  zerfallen  in  Unterrealschulen  und  vollständige 
oder  Oberrealschulen.  Unterrealsehulen  bereiten  zum  praktischen  Leben 
oder  Übertritt  in  höhere  Lehranstalten  vor  und  können  fbr  sich  allein 
bestehen.  Oberrealschulen  sind  zuweilen  mit  Realgymnasien  verbunden ; 
allein  bestehen  können  sie  nicht.  Zur  Aufnahme  in  die  unterste  Klasse 
ist  erforderlich  das  zurückgelegte  10.  Lebensjahr  und  der  Besitz  not- 
wendiger Vorkenntnisse.  Für  höhere  Klassen  hat  der  Au&unehmende 
entweder  Abgangszeugnisse  anderer  Lehranstalten  beizubringen  oder 
eine  Vorprüfung  zu  bestehen.  Unterrichtsgegenstände  sind :  Beligions- 
lehre,  Unterrichtssprache,  Geographie  und  Geschichte,  Mathematik, 
Naturgeschichte,  geometrisches  Zeichnen,  darstellende  Geometrie,  Frei- 
handzeichnen —  obligatorisch  für  alle  Länder;  Französisch,  Englisch, 
Italienisch,  Slovenisch,  Deutsch,  Physik  und  Chemie  —  obligatorisch 
fQr  einzelne  Gebiete.  —  Lehrziele:  Unterrichtssprache:  Bichtiges 
Lesen  und  Sprechen ;  Sicherheit  im  schriftliehen  Gebrauch  der  Sprache ; 
sichere  Kenntnis  der  Formenlehre  und  Syntax  (Unterrealschule).  Fertig- 
keit in  der  Darstellung  eines  im  Unterrichts-  und  Erfahrungskreise  der 
Schüler  gelegenen  Gedankeninhaits;  Bekanntschaft  des  Bedeutendsten 
aus  der  Litteratur;  Kenntnis  der  Hauptformen  der  Dichtung  und  Prosa 
(Oberrealschule).  Französisch:  Kenntnis  der  Formenlehre  und  der 
wichtigsten  syntaktischen  Begein;  Fertigkeit  im  Übersetzen  innerhalb 
des  schnlmäfsigen  Sprachschatzes  (U.).  Kenntnis  der  Formenlehre  und 
Syntax.  Fertigkeit  im  Übersetzen;  Übung  im  Ausarbeiten  leichter 
französischer  Aufsätze.  Einige  Sicherheit  im  mündlichen  Gebrauch  der 
Sprache;  Bekanntschaft  mit  den  hervorragendsten  klassischen  Werken 
seit  dem  1 7.  Jahrhundert  (0.).  Englisch:  Bichtige  Aussprache,  Sicher- 
heit in  Formenlehre  und  Syntax.  Fertigkeit  im  Übersetzen  leichter 
(Prosa-)  Stücke  (0.).  Geographie  und  Geschichte:  Allgemeine 
Kenntnis  der  natürlichen  Beschaffenheit  der  Erdoberfläche  und  der 
politischen  Beiche  mit  besonderer  Hervorhebung  der  Österreich-ungarischen 
Monarchie.  Bekanntschaft  mit  den  bedeutendsten  Personen  und  Ereig- 
nissen aus  der  Sage  und  Geschichte  (U.).  Kenntnis  der  topisohen  Ver- 
hältnisse und  der  wichtigsten  physikalischen  Erscheinungen  auf  der 
Erdoberfläche.      Völker-    und    Länderkunde,    besonders    der   eigenen 
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Monarchie.  Kenntnis  der  Hanptbegebenheiten  aas  der  inneren  und 
änfseren  Geschichte  der  wichtigeren  Völker  nach  ihrem  pragmatischen 
Zusammenhange,  hauptsächlich  von  Oesterreicb-Ungarn  (0.)>  Mathe- 
matik: Gründliche  Kenntnis  und  sichere  Darchübnng  der  elementaren 
Mathematik.  Naturgeschichte:  Durch  Anschauung  vermittelte  Be- 
kanntschaft mit  den  wichtigsten  Formen  der  organischen  und  unor- 
ganischen Welt  (U.).  Systematische  Übersicht  dei^Tier-  und  Pflanzen- 
gruppen auf  Grund  der  Bekanntschaft  mit  den  wichtigsten  Thatsachen 
aus  ihrer  Anatomie,  Physiologie  und  Morphologie.  Kenntnis  der  Formen 
und  Eigenschaften  der  wichtigeren  Mineralien,  sowie  tder  wichtigeren 
Thatsachen  aus  der  Geologie  (0.).  Physik:  Experimentelle  Kenntnis 
leiehtfaJslicher  Naturerscheinungen  und  ihrer  [Gesetze  mit  praktischer 
Anwendung  (U.).  Verständnis  der  wichtigsten  Naturerscheinungen  ver- 
mittelt durch  experimentelle  und  andere  Beobachtungen  (0.).  Chemie: 
Verständnis  der  Vorgänge  stofflicher  Veränderungen,  der  Bedingungen 
ihres  Zustandekommens  und  der  Gesetzmäfsigkeit  ihres  Auftretens,  auf 
experimentellem  Wege  gewonnen.  ÜbersichÜiche  Kenntnis  der  ehemi- 
schen Grundstoffe  und  ihrer  Verbindungen  mit  besonderer  Bezugnahme 
auf  ihr  Vorkommen  und  ihre  Bedeutung  fbr  den  Haushalt  der  Natur, 
sowie  auf  industrielle  Verwertung.  Geometrie  und  geometri- 
sches Zeichnen  (Unterrealschule):  Kenntnis  der  wichtigsten  Lehr- 
sätze der  Geometrie  und  ihrer  Anwendungen  in  der  geometrischen 
Konstruktionslehre.  Fertigkeit  im  Linearzeichnen.  Elemente  der  dar- 
stellenden Geometrie  (Oberrealschule):  Kenntnis  der  wichtigsten 
Lehrsätze  und  Aufgaben  der  Projektionslehre  und  ihre  sichere  Hand- 
habung bei  Anwendung  auf  die  Schattenlehre  und  Darstellung  ein- 
facher technischer  Objekte.  Freihandzeichnen:  Gröfstmögliche 
Fertigkeit  im  freien  Auffassen  und  Darstellen  technischer  Objekte  nach 
perspektivischen  Grundsätzen.  Gewandtheit  im  Zeichnen  des  Ornaments, 
stilgerechtes  Verständnis  desselben.  Korrekte  Darstellung  der  mensch- 
liehen Gesichtsformen.  Im  allgemeinen:  Verständnis  der  Formenwelt 
und  Bildung  des  Schönheitsinnes.  —  Über  die  in  den  einzelnen  Fächern 
zu  leistenden  schriftlichen  Arbeiten  vergl.  ME  20.  Okt.  1890. 

b.  Ungarn.  Gymnasien.  Lehrplan  vom  S.Juli  1879.  Unter- 
richtsgegenstände: Eeligions-  und  Sittenlehre;  ungarische,  deutsche, 
lateinische  und  griechische  Sprache  und  Litteratur;  vaterländische  und 
allgemeine  Geographie;  ungarische  Geschichte,  allgemeine  Geschichte; 
philosophische  Propädeutik;  Mathematik;  Naturgeschichte;  Physik  und 
Chemie;  mathematische  und  physikalische  Geographie  und  Elemente 
der  ^Geologie;  Zeichnen;  Turnen.  —  Fakultative  'Lehrgegenstände: 
Französisch,  Englisch,  Italienisch,  Zeichnen,  Stenographie,  Gesang.  — 
Lehraufgaben  und -Ziele:  Ungarische  Sprache  und  Litteratur: 
Gründliche  Kenntnis   der   Grammatik  Fertigkeit   und   stilistische  Ge- 
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wandtbeit  des  Aasdmoks;  Kenntnis  der  ästhetischen  Grundbegriffe, 
der  Kunsttbeorie  und  der  Entwickelung  der  ungarischen  Litteratur. 
Lateinisch  und  Griechisch:  Gründliche  Kenntnis  der  Grammatik 
und  korrekte  Übersetzung  ausgewählter  Klassiker.  Kenntnis  des  Lebens 
und  der  Weltanschauung  der  klassischen  Völker,  soweit  eine  solche 
aus  der  Lekttlre  gewonnen  werden  kann.  Lateinische  Lektüre. 
Klasse  Y:  Livius,  lyrische  Anthologie.  VI:  Livins,  Cicero,  Yergil 
(Aeneis).  VII:  Oratorisch  und  politisch  bedeutsame  Reden  Ciceros, 
zeitgeschichtliche  Briefe;  Aeneis;  Kursorisches  aus  Plautus  oder  Terenz. 
VIII:  Horaz,  Tacitus,  Ciceros  philosophierende  Schriften.  Griechische 
Lektüre.  VI:  Xenophon.  VII:  Homer,  Herodot.  VIII:  Plato,  Homer, 
Sophokles.  Deutsche  Sprache.  Sichere  grammatische  Kenntnis 
und  Bekanntschaft  mit  neueren  Litteratnrwerken.  Übersetzen  aus  dem 
Ungarischen  ins  Deutsche.  Geschichte.  Chronologische  Übersicht 
der  allgemeinen  Geschichte  und  pragmatische  Geschichte  Ungarns  im 
Zusammenhange  mit  Kulturgeschichte.  Geographie.  Kenntnis  der 
natürlichen  und  staatlichen  Verhältnisse,  besonders  Ungarns.  Natur- 
geschichte. Kenntnis  der  wichtigeren  Mineralien  und  Steine,  der 
Bestandteile  und  alhnählichen  Entwickelung  der  Erdrinde,  mit  be- 
sonderer Rücksicht  Ungarns.  Kenntnis  der  wichtigeren  Tier-  und 
Pflanzengruppen,  sowie  des  animalischen  und  vegetabilischen  Organis- 
mus. Physik.  Kenntnis  der  Gesetze  physikalischer  Erscheinungen. 
Mathematik.  Sicherheit  im  Rechnen  mit  gewöhnlichen  Zahlen.  Zu- 
sammenhängende Kenntnis  der  Elementarmathematik  und  einige  Selb- 
ständigkeit in  ihrer  Anwendung.  Philosophische  Propädeutik. 
Elemente  der  Psychologie  und  Logik.  Die  Selbstthätigkeit  des  Seelen- 
lebens. Die  Hauptgruppen  der  geistigen  Funktionen.  Die  intellektuelle 
Entwickelung.  Logische  Kategorieen.  Einteilung  der  Wissenschaft  und 
Metboden. 

Realschulen.  Lehrplan  von  1875.  Unterrichtsfächer:  Reli- 
gions-  und  Sittenlehre;  Geschichte;  ungarische,  deutsche,  französische 
Sprache  und  Litteratur ;  philosophische  Propädeutik ;  Geographie;  Natur- 
geschichte; Physik;  Chemie;  Mathematik;  Geometrie  und  Zeichnen; 
Freihandzeichnen;  Turnen.  Fakultativ  sind:  Lateinisch,  Englisch, 
Italienisch;  Modellieren;  Gesang;  Musik;  Stenographie.  Lehrziele:  Ge- 
schichte: Kenntnis  der  griechischen  und  römischen  Geschichte;  der- 
jenigen Epochen  der  modernen  Geschichte,  aus  welchen  der  jetzige 
Kulturzustand  begreiflieb  wird;  der  Kulturgeschichte  Ungarns  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  soziale  Verhältnisse  und  Gesetzgebung. 
Ungarische  Sprache  und  Litteratur:  Bewufste  und  gründliche 
Kenntnis  der  Grammatik  und  stilistische  Gewandtheit  in  klarem  und 
präcisem,  mündlichem  und  schriftlichem  Ausdruck.  Lektüre  nationaler 
Klassiker   und  kunsttheoretisohe  Kenntnis  der  ungarischen  Litteratur 
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ia  ihrer  Entwickelnng.  Deutsehe  Sprache  und  Litteratur: 
Kenntnis  der  Grammatik  und  Verständnis  gelesener  Klassiker  der 
neueren  deutschen  Litteratur.  Gewandtheit  in  mündliehem  und  schrift- 
lichem Ausdruck.  Französische  Sprache  und  Litteratur:  Gründ- 
liche grammatische  und  litterarische  Kenntnisse ;  fehlerfreie  Übersetzung 
ins  Französische  und  Fertigkeit  im  mUndlichen  Gebrauch  der  Sprache. 
Geographie:  Gründliche  Kenntnis  der  physischen  und  politischen 
Verhältnisse  der  Erde,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Ungarn.  Natur- 
geschichte: Systematische  Kenntnis  der  bedeutenderen  Tier-  und 
Pflanzengruppen;  der  Eigenschaften  wichtiger  Mineralien  und  Gesteine; 
der  Entwickelung  der  Erdrinde;  der  elementaren  Physiologie  des 
Menschen.  Physik:  Kenntnis  der  wichtigeren  Naturgesetze,  besonders 
kosmischer  Erscheinungen.  Chemie:  Kenntnis  der  Elemente  und  haupt- 
sächlichsten Verbindungen.  Mathematik:  Sicherheit  und  Gewandtheit 
im  Rechnen;  Geschicklichkeit  im  Lösen  praktischer  Aufgaben.  Zu- 
sammenhängende Kenntnis  der  elementaren  Mathematik  und  Selb- 
ständigkeit ihrer  Anwendung.  Geometrie  und  geometrisches 
Zeichnen:  Genaue  Kenntnis  der  Fundamentalprobleme  der  konstruk- 
tiven Planimetrie  und  der  Projektionslehre;  deren  Anwendung  auf 
die  Schattenlehre  und  perspektivische  Konstruktion  sowie  auf  korrektes 
Abbilden  kunstgewerblicher  Gegenstände.  (Vergl.  im  Übrigen  Kemj^ny, 
Die  Mittelschulen  Ungarns.    Prefsburg  1896.) 

Zur  Ausbildung  von  Lehrern  an  Mittelschulen  (Gymnasien  und 
Realschulen)  dienen  pädagogische  Seminare  mit  4jährigem  Kursus  und 
philosophisch-philologisch-historischen,  mathematisch-naturwissenschaft- 
lichen und  pädagogischen  Abteilungen.  (Über  das  Michaelis  1895  in 
Budapest  eröffnete  ,Eötvös-Kollegium'  vergl.  Wychgram,  Deutsche  Zeit- 
schrift 1896  IV  377  f.) 

8.  Rufsland.  Gymnasien.  Statut  vom  30.  Juli  1871.  Die  An- 
stalten bestehen  aus  7  Klassen,  deren  oberste  zweijährigen,  die  übrigen 
einjährigen  Kursus  haben.  Nach  dem  Beschlufs  des  Reichsrats  vom 
13.  Mai  1875  werden  die  beiden  Abteilungen  der  Klasse  VII  nur  in 
Religion,  Geographie,  Französisch  und  Deutsch  zusammen,  sonst  aber 
getrennt  unterrichtet,  weshalb  zumeist  eine  besondere  8.  Klasse  vor- 
handen ist.  Jedes  Gymnasium  hat  eine  Vorbereitungsklasse,  welche 
die  Aufgabe  hat,  der  ersten  Klasse  einigermafsen  gleichmäüsig  vorbe- 
reitete Schüler  zuzuführen.  Zur  Aufnahme  in  die  Vorbereitungsklasse 
wird  verlangt:  ein  Alter  von  8  bis  10  Jahren,  Kenntnis  zweier  Gebete, 
Lesen  und  Schreiben,  Zählen,  Addieren,  Subtrahieren  bis  1000.  Unter- 
richtet wird  in  Religion,  Russisch,  elementarem  Rechnen  und  Schön- 
schreiben. Lehrplan  der  Gymnasien  von  1877:  Unterrichtsgegen- 
stände: Religion,  russische  und  kirchenslavische  Sprache  und  Litteratur, 
Elemente   der  Logik,    Lateinisch,    Griechisch,   Mathematik    (Rechnen, 


Digitized  by 


Google 


3.  Kapitel.   Der  höhere  Schulunterricht  in  au fser deutschen  Kulturstaaten    868 

Algebra,  Geometrie,  ebene  Trigonometrie,  mathematisehe  Geographie, 
Physik,  Naturkunde,  Geographie,  Geschichte,  Französisch  oder  Deutsch, 
Schonschreiben.  Logik  wird  nur  in  VII,  Physik  in  VI  bis  VIII,  Natur- 
kunde in  VI  getrieben;  Giiechisch  beginnt  in  III,  Lateinisch  geht  durch 
alle  Klassen.  Religion.  In  I  und  II:  Geschichte  des  alten  und  neuen 
Testaments.  Zuweilen  wird  der  Urtext  gelesen.  In  III:  die  Lehre 
vom  orthodoxen  Gottesdienst.  IV  und  V:  der  grofse  Katechismus  in 
3  Teilen  (Symbolum  fidei,  Paternoster,  Dekalog).  VI:  Geschichte  der 
orthodoxen  Kirche.  VII  und  VIII:  Wiederholung.  Russisch,  Kirche n- 
slavisch.  I  bis  III:  Formenlehre  und  Syntax.  Memorieren.  Diktat. 
Scriptum.  Besondere  Beachtung  ist  den  Flexions-  und  Rektionsformen 
zugewiesen,  in  denen  die  Volkssprache  von  der  Schrift  abweicht.  IV: 
Kirchenslavisch  an  der  Hand  des  Ostromirschen  Evangeliums.  V :  Theorie 
des  Stils;  Prosa,  Poesie;  im  engsten  Zusammenhange  mit  praktischen 
Übungen  (Lesen  und  Analysieren  poetischer  und  prosaischer  Stücke; 
schriftliehe  Bildung  von  Perioden;  Disponieren  von  Erzählungen,  Be- 
schreibungen, Abhandlungen,  Abfassung  solcher  Übungen).  VI  bis  VIII: 
Geschichte  der  russischen  Litteratur.  Die  praktischen  Übungen  schliefsen 
sich  an  Musterstücke  an.  Aufsätze;  Inhaltsangaben;  Charakteristiken 
von  Personen  und  Epochen.  Verlangt  wird  richtige  und  bestimmte 
Sprache,  logische  Darstellung,  natürlicher  und  direkt  auf  das  Thema 
bezüglicher  Gedankengang.  Logik.  Die  Grundformen  und  Grund- 
gesetze und  die  Methode  des  Denkens.  Dazu  elementare  Psychologie 
(Grundformen  des  psychischen  Lebens;  Eindrücke  der  äufseren  Sinne; 
Empfindungen,  Vorstellungen  —  Gedächtnis,  Reflexion,  Einbildung; 
innere  Empfindungen,  Affekte.)  —  Die  Logik  soll  den  Schüler  von  ein- 
seitigem Empirismus  fernhalten,  die  Psychologie  in  ihrer  Beschreibung 
seelischer  Erscheinungen  vor  dem  vulgären  Materialismus  bewahren. 
Lateinisch.  I.  Regelmäfsige  Deklination.  Mündliche  und  schriftliche 
Übungen.  II.  Konjugation  des  regelmäfsigen  Zeitworts;  Hilfszeitwort. 
Elemente  der  Syntax.  Mündliche  und  schriftliche  Übungen;  Fabeln 
oder  Chrestomathie.  III.  ünregelraäfsige  Verba;  syntaktische  Regeln. 
Mündliche  und  schriftliche  Übungen.  Nepos;  grammatische  Analyse 
und  Retroversion.  IV.  Formenlehre.  Syntax.  Übungen  im  Übersetzen 
ins  Lateinische.  Bellum  gallicum.  V.  Repetition  und  Beendigung  der 
Syntax;  Übungen.  Hauptregeln  der  Prosodie.  Ovids  Metamoi-phosen, 
Caesar,  Sallust.  VI.  Repetitionen  der  Syntax.  Extemporalien  und 
Scripta.  Aeneis.  Cicero.  VII  und  VIII.  Repetitionen.  Übungen  Haupt- 
regeln der  Stilistik.  Livius ;  Aeneis  (VII;  Cicero,  Tuscul.,  de  oflf.,  Laelius, 
Cato  major,  Bnitus,  orator;  Horaz  (VIII).  Griechisch.  III  und  IV: 
bis  zu  den  Verba  auf  ^ii;  mündliche  und  schriftliche  Übersetzungen. 
Chrestomathie;  Xenophon.  V:  Repetition  der  Formenlehre  mit  Er- 
gänzungen.   Übersetzungen  ins  Griechische.    Anabasis;  Odyssee.    VI: 
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Syntax.  Ubangen;  Odyssee;  Memorabilien  von  Xenophon;  Isokrates 
oder  Arrian,  Lncian,  Plutarob.  VII  nndVIII:  Übersetzungen  ins  Grie- 
chiscbe ;  sehwierigere  Teile  der  Syntax.  Herodot,  Plato  (Apologie  oder 
Eriton),  Ilias  (VII);  Demosthenes,  olyntbiscbe  oder  pbilippiscbe  Beden, 
Thukydides,  Piatos  Enthydemus,  Laobes,  Hippias,  Euripides  oder  So- 
pbokles  (VIII).  Die  Tragödien  werden  in  VIII  ganz  gelesen;  ttberbaupt 
soll  die  einmal  vorgenommene  Lektüre  am  Schlüsse  des  Semesters  nieht 
nnbeendet  bleiben.  —  Sohriftliche  Übungen  werden  in  den  untersten 
Klassen  nur  in  der  Schule  gemacht.  IV  und  V:  in  jeder  Woche  eine 
schriftliche  Arbeit  daheim  oder  in  der  Klasse.  VI  bis  VIII:  alle  14 
Tage  eine  häusliche  Arbeit  und,  soweit  nötig,  ein  Extemporale.  —  Bei 
der  Lektüre  werden  die  nötigen  Erklärungen  aus  der  Geschichte,  Geo- 
graphie, Litteratur,  Mythologie  und  Archäologie  gelegentlich  mitgeteilt. 
Übersetzungen  sind  möglichst  wörtlich  zu  halten.  Die  lyrischen  Stellen 
der  griechischen  Tragödien  werden  nicht  im  Versmafs  gelesen.  Mathe- 
matik. III.  Bechnen.  Diskont-,  Proportions-  und  Mischungsaufgaben. 
IV.  Elemente  der  Algebra.  V.  Gleichungen.  Quadrieren.  VI.  Pro- 
gressionen und  Logarithmen.  VII.  Kubikwurzeln;  Kettenbrttche.  Kom- 
bination. Ebene  Trigonometrie.  VIII.  Wiederholung  der  Algebra  und 
Arithmetik.  Anwendung  der  Algebra  auf  Geometrie.  Mathematische 
Geographie.  Physik.  VI.  Allgemeine  Vorbegriffe.  Kurzer  Abrils 
der  wichtigsten  chemischen  Erscheinungen.  VII.  Wärme,  Magnetismus, 
Elektricität;  Licht.  VIII.  Bewegung;  Schall;  atmosphärische  Erschei- 
nungen. Naturkunde.  Allgemeiner  Abrifs  der  Erdkunde.  Verände- 
rungen im  Bau  der  Erdrinde.  Übersicht  der  wichtigsten  Gebirgsarten 
und  Mineralien.  Elemente  der  Botanik.  Allgemeine  Charakteristik  der 
Säugetiere.  Vergleichende  Übersicht  der  Wirbeltiere.  Typische  Ver- 
treter des  Tierreichs.  Abriis  der  systematischen  Zoologie.  Geschichte. 
Kurzer  episodischer  Kursus  in  III  und  IV.  Systematischer  Kursus  in  V 
bis  VIII.  Klasse  V:  Griechische  und  römische  Geschichte.  VI:  Ge- 
schichte des  Mittelalters.  VII:  Zeitalter  der  Beformation.  Überblick 
des  17.  Jahrhunderts  in  Westeuropa.  Bussische  Geschichte  von  Joann  IV. 
bis  Peter  d.  Gr.  (Zustand  Litthauens  und  Südwestrufslands  unter  pol- 
nischer Herrschaft.  Kulturverhältnisse.  Begierung  Peters  d.  Gr., 
Peter  III.  und  Katharina  IL  Begierungsformen  in  Europa.  Nord- 
amerikanische  Bepublik.  Französische  Bevolution.)  VIII:  Französischer 
Krieg.  Die  Kongresse.  Hauptereignisse  1830  bis  1852.  Der  orienta- 
lische Krieg;  der  Pariser  Friede;  Unterwerfung  Turkestans;  der  pol- 
nische Aufstand;  der  italienische,  österreichisch -preufsische,  deutsch- 
französische  Krieg ;  das  Deutsche  Beich.  Die  Beformen  Alexanders  IL 
Geographie.  I.  Vorkenntnisse  der  mathematischen  und  physika- 
lischen, Übersicht  der  politischen  Geographie.  IL  Asien,  Afrika, 
Amerika,  Australien.    IIL  Europa.    IV.  Bufsland.    VIL  und  VIII.  Bepe- 
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tition.  Neuere  Sprachen.  Absohlnfs  der  Formenlehre  in  lY,  der 
Syntax  in  VI.  Über  das  Lehrziel  hinaus,  doch  nicht  vom  Elassen- 
unterricht  ausgeschloBsen  liegt  die  Lektflre  neusprachlicher  Klassiker 
wie  Montesquieu,  Corneille,  Racine;  Lessing,  Goethe,  Schiller.  —  Die 
Verteilung  des  Unterrichts  auf  die  Lehrkräfte  wird  auf  den  Beschlufs 
der  Lehrerkonferenz  und  den  Antrag  des  Direktors  von  dem  Kurator 
des  Bezirks  vorgenommen.  Neben  dem  Direktor,  welcher  sieh  eine 
bestimmte  Klasse  wählt,  unterrichten  die  Klassenlehrer  (das  Fachsystem 
ist  aufgegeben)  und  (an  jedem  Gymnasium  2)  Elassenlehrergehilfen, 
welchen  besonders  die  Aufsicht  über  die  Schüler  obliegt.  Über  Disciplin 
vergl.  Gesetz  vom  4.  Mai  1874. 

b.  Kealsohulen,  Statut  vom  15.  Mai  1872.  Die  Anstalten 
haben  6  einjährige  Klassen.  Der  Unterricht  in  I  bis  IV  bezweckt 
allgemeine  Bildung;  in  V  und  VI  nimmt  er  Naturgeschichte,  Physik, 
Chemie  und  Mechanik  auf  und  bereitet  zu  praktischen  Berufsarten  vor. 
Neben  den  beiden  Oberklassen  kann  überdies  eine  Handelsabteilung 
bestehen,  welche  den  neueren  Sprachen  und  den  Handelswissenschaften 
gröberen  Raum  gewährt.  Der  Normallehrplan,  der  im  allgemeinen 
dem  gymnasialen  ähnlich  ist,  hat  neben  Religion  als  Sprachfächer 
Russisch  und  zwei  neuere  Fremdsprachen,  Geographie,  Geschichte, 
Mathematik,  Naturgeschichte,  Physik,  Chemie  und  Mechanik.  Je  nach 
der  besonderen  Gestaltung  der  Anstalten  sind  die  Musterlehrpläne  gemäfs 
C£  31.  Juli  1872  anzuwenden. 

9.  Die  Schweiz.  Die  Gymnasien  (27)  sind  zumeist  8 klassig, 
setzen  sich  gewöhnlich  aus  einer  unteren  und  oberen  Anstalt  zusammen 
und  haben  in  den  oberen  Klassen  nicht  selten  das  Bifurkationssystem. 
Lehrgegenstände:  Religion  (meistens  fakultativ).  Deutsch,  Latein, 
Franzosisch,  Griechisch  (gewöhnlich  fakultativ).  Englisch  (Italienisch), 
Geschichte,  Geographie,  Mathematik,  Naturkunde,  Zeichnen,  Turnen 
(beides  oft  fakultativ).  Hebräisch  (fakultativ).  Real-  oder  Industrie- 
schulen (25),  oft  mit  besonderen  Fachklassen  ftlr  Handelswissen- 
schaften usw.  verbunden,  betreiben  Deutsch,  Französisch,  Englisch, 
Mathematik,  Geschichte,  Geographie,  Naturkunde,  Zeichnen,  Turnen. 

10.  Skandinavien. a.  Schweden.  Studienanstalten.  Schul- 
ordnung vom  1.  November  1878.  Höhere  oder  vollständige  Anstalten 
haben  7  Klassen;  niedere  oder  unvollständige  5  oder  3.  Die  Klassen 
I  bis  V  haben  einjährigen,  VI  und  VII  zweijährigen  Kursus.  Von 
Klasse  IV  ab  werden  die  Schüler  in  eine  klassische  und  eine  reali- 
stische Ordnung  geteilt.  In  der  klassischen  ist  die  lateinische  Sprache 
Hauptfach,  in  der  realistischen  herrscht  die  Mathematik  vor.  Nach 
Umständen  fehlt  die  klassische  oder  die  realistische  Ordnung  ent- 
weder gänzlich  oder  in  den  höheren  Klassen.  In  VI  und  VII  sind 
4ie  Schüler  der  klassischen  Ordnung  getrennt  in  solche,  die  griechischen 
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Unterricht,  und  in  solche  die  für  diesen  englischen  und  Zeichenunter- 
richt geniefsen.    (Daneben  existieren  Pädagogien  mit  einer  und  zwei 
Klassen,  die  den  niederen  der  allgemeinen  Lehranstalten  ähneln.)  Der 
Eintritt  in  die  Schule  kann  vor  dem  zurückgelegten  9.  Jahre  nicht 
erfolgen.   Zur  Aufnahme  gehören  elementare  Vorkenntnisse.   In  Klasse  I 
nnterrichtet  ein  Klassenlehrer,  in  11  bis  IV  solche  und  Fachlehrer,  in 
V  bis  VII  meist  die  letzteren.    Zu  den  Unterrichtsf&chern  gehört  auch 
die  philosophische  Propädeutik  in  Klasse  VII   für   beide  Ordnungen. 
Beligion  und  Muttersprache  gehen  durch   alle  Klassen,   Mathematik, 
Geschichte  und  Geographie  in  ihren  Abstufungen  ebenfalls  durch  die 
ganze  Schule.    Latein  tritt  nur  in  IV  bis  VII,  Griechisch  in  VI  und  VII 
der  klassischen  Ordnung  auf;  Deutsch  wird  von  I  bis  VI,  Französisch 
in  V  bis  VII  beider  Ordnungen  gelehrt.    Chemie  tritt  (in  2  Stunden) 
nur  in  der  realistischen  VI  und  VII  auf.    Im  Griechischen  finden 
Extemporalia  zur  Einübung  der  Formen  statt.    Die  obligaten  Schrift- 
steller sind  Xenophon  und  Homer.    Das  Ziel  im  Französischen  ist 
geläufige  Übersetzung   und  Erklärung  leichter  Stücke.    Die  Mathe- 
matik beginnt  in  den  gemeinschaftlichen  Klassen  mit  geometrischem 
Anschauungsunterricht.    Das  Rechnen  umfafst  lediglich  die  4  Species 
in  unbenannten  und  benannten  Zahlen.    Für  die  klassische  Ordnung 
sind  im  weiteren  Planimetrie  und  die  Lehre  von  den  Proportionen  mit 
einem  gleich  zu  Anfang   systematisch   beweisenden  Lehrgange   vorge- 
schrieben.   Dazu  kommen  von  Arithmetik  und  Algebra  die  4  ersten 
Operationen,  Potenzen,  Wurzeln,  Gleichungen  1.  und  2.  Grades,  die 
Lehre  von  den  Progressionen  und  Übung  im  Gebrauch  der  Logarithmen. 
Die  realistische  Ordnung  betreibt  noch  Stereometrie,  ebene  Trigono- 
metrie, Konstruktion  analytischer  Formen  und  die  Anfangsgründe  der 
analytischen  Geometrie.  Der  naturwissenschaftliche  Unterricht 
beginnt  in  I  mit  einem  einleitenden  Studium  des  menschlichen  Körpers 
und  begreift  bis  III  die  Elemente  der  Zoologie  nnd  Botanik.    In  IV 
und  V  schliefst  sich  ein   kurzgefafster  Kursus   der  Physik,   Chemie, 
Geologie  und  Kosmographie  an.    In  IV  beendigt  ein  systematischer 
Überblick  der  Pflanzenphysiologie  und  menschlichen  Anatomie  ftlr  die 
Humanisten,  in  VII  eine  systematische  Übersicht  der  Wirbeltiere  sowie 
Pflanzengeographie  diesen  Kursus  für  die  Realisten.  In  der  Geschichte 
wird  den  Klassen  I  bis  III  eine  Übersicht  der  schwedischen  Geschichte, 
rV  und  V  ein  klarer  Abrifs  der  allgemeinen,  VI  und  VII  ein  aus- 
ftlhrlicher  Einblick  in  die  Weltgeschichte  und  die  schwedische  Geschichte 
geboten.    Die  Geographie  umfafst  in  I  bis  III  nach  einer  allgemeinen 
Übersicht  der  Weltteile  Schweden  und  die  übrigen  Länder  Europas  in 
Umrissen,  in  IV  und  V  die  Erdteile  eingehender.    Die  philosophi- 
sche Propädeutik  begreift  Psychologie  und  Logik. 

b.  Norwegen.    Schulgesetz   vom    17.   Juni    1869;    Gesetz    vom 
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27.  Juli  1S96.  Gymnasien.  Humanistisohe  Linie.  Unterrichts- 
fächer: Muttersprache,  Geschichte,  Mathematik,  Französisch,  Deutsch, 
Englisch  und  Altnorwegisch.  (Mit  Genehmigung  des  Königs  und  des 
Storthings  kann  in  einzelnen  Anstalten  auch  Latein  getrieben  werden.) 
Lehrziel  in  Muttersprache:  Kenntnis  des  Wichtigsten  aus  der  Lit- 
teratur  und  ihrer  Geschichte  sowie  Gewandtheit  in  schriftlicher  Behand- 
lung einer  Aufgabe;  Altnorwegisch:  Kenntnis  des  Wichtigsten  aus 
der  Formenlehre  und  Fertigkeit  in  der  Übersetzung  eines  Lesestttckes; 
(Lateinisch:  gewandte  Übersetzung  leichter  Prosastücke  und  Kenntnis 
der  Hauptwerke  römischer  Litteratur  sowie  des  Wesentlichen  aus  Alter- 
tumskunde und  Mythologie);  Französisch,  Deutsch  und  Englisch: 
Extemporieren  leichter  Prosawerke  und  ihre  grammatische  Erklärung, 
dazu  Bekanntschaft  mit  den  betreffenden  Litteraturen ;  Geschichte: 
Kenntnis  der  alten  und  nordischen  Geschichte  sowie  der  europäischen 
in  grofsen  Zügen;  Mathematik:  Beherrschung  der  elementaren  Ma- 
thematik und  Algebra  einschlieislich  der  Logarithmen,  der  arithmeti- 
schen und  geometrischen  Reihe  und  Lösung  von  Gleichungen  1.  und 
2.  Grades  sowie  Bekanntschaft  mit  der  ebenen  Trigonometrie  und  den 
Berechnungen  der  Oberfläche  und  des  Inhalts  der  wichtigsten  stereo- 
metrischen Körper. 

Realistische  Linie.  (Der  Schwerpunkt  des  Unterrichts  liegt 
auf  Mathematik  und  Naturwissenschaft.)  Lehrziel  in  Muttersprache, 
Altnorwegisch,  Französisch,  Deutsch,  Englisch  und  Geschichte  wie 
vorstehend.  Die  Geographie  schliefst  eine  Übersicht  der  politischen 
und  ökonomischen  Verhältnisse  des  Nordens  und  der  wichtigsten  Länder 
ein;  die  Naturkunde  eine  übersichtliche  Kenntnis  der  Physik,  Me- 
chanik und  Wärmelehre,  das  Wesentlichste  aus  der  anorganischen 
Chemie  und  der  Mineralogie  sowie  die  Grundzüge  der  Systematik  und 
Physiologie  des  Tier-  und  Pflanzenreiches;  die  Mathematik  die  Ele- 
mente der  analytischen  Geometrie,  der  Kegelschnitte  und  der  beschrei- 
benden Geometrie. 

Der  Kursus  der  Gymnasien  ist  dreijährig  und  setzt  den  vier- 
stufigen einer  Mittel-  oder  Bürgerschule  voraus.  Das  Turnen  ist  in 
5  Wochenstunden  überall  obligatorisch.  Ein  Unterschied  der  Ge- 
schlechter bei  Aufnahme  von  Schülern  oder  Anstellung  von  Lehrkräften 
wird  nicht  gemacht. 
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G£  24.  Mai  1881.  Die  Angelegenheiten  derFaehschnlen  Bind, 
Boweit  Bie  den  Unterricht  betreffen,  bei  den  Regierungen  von  den  Ab- 
teilungen für  Kirchen-  und  Schulwesen  zu  bearbeiten.  Jedoch  bleibt 
die  Mitwirkung  der  technischen  B&te  und  Hilfsarbeiter  der  ressort- 
mäfsigen  Verfügung  des  Regierungspräsidenten  überlassen. 

C£  9.  April  1880.  Zur  Errichtung  technischer  Unterrichts- 
anstalten, welche  als  Hängewerk-  oder  Bauschulen,  Schulen  ftlrMa- 
Bchinentechniker,  Chemiker  usw.  oder  als  technische  Fachschulen,  Tech- 
nika usw.  bezeichnet  werden,  hat  die  Regierung  Privaten  oder  Gemeinden 
nicht  ohne  ministerielle  Genehmigung  die  Erlaubnis  zu  erteilen.  Den 
bezflglichen  Berichten  ist  der  specielle  Lehrplan,  ein  Verzeichnis  der 
Lehrkräfte,  deren  Lebensläufe  und  Zeugnisse  und  eine  Übersicht,  aus 
welcher  die  Verteilung  der  Stunden  unter  den  einzelnen  Lehrern  ersicht- 
lich ist,  sowie  Pläne  der  Schullokalitäten  und  der  Nachweis,  daCs  die 
zur  Unterhaltung  der  Anstalt  erforderlichen  Geldmittel  verfügbar  sind, 
beizufügen. 

(Über  die  Entwickelung  des  gewerblichen  Fachschulwesens  vergl. 
CBl.  1881,  440  ff.) 

1.  Kapitel.    Landwirtschaftliche  Lehranstalten. 

a.  Aokerbauschulen.  Organisation  und  Lehrplan  vergl.  CBl. 
1867,  544  ff.  und  1869,  602  ff. 

b.  Landwirtschaft  schulen.  Militärberechtigte  höhere  Fach- 
lehranstalten  ohne  obligatorischen  Lateinunterricht  (vergl.  GBl.  1895, 
1 47) :  Heiligenbeil ,  Marggrabowa  (Ostpreufsen) ;  Marienburg  ( West- 
preuTsen)-,  Dahme  (Brandenburg);  Eldena,  Schivelbein  (Pommern); 
Samter  (Posen);  Brieg,  Liegnitz  (Schlesien);  Flensburg  (Schleswig-Hol- 
stein); Hildesheim  (Hannover);  Herford,  Lttdinghausen  (Westfalen); 
Weilburg  (Hessen-Nassau);  Bitburg,  Kleve  (Rheinprovinz). 

Reglement  f&r  die  Landwirtschaftsschulen  vom  10.  Aug.  1875. 
Ministerialerlafs  des  Unterrichts-  und  Landwirtschaftsministers  vom 
9.  Mai  1877.    Nur  solche  Lehrer  der  Landwirtschaft  sollen  an 

1)  £s  werden  hier  nur  die  preuCiBischen  Schulen  behandelt  nnd  aach  fOr  diese 
nur  das  unumg&nglich- Notwendige  zur  Yermittelang  eines  Überblicks  über  ihre  Or- 
ganisation usw.  mitgeteilt. 
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den  naeh  Mafsgabe  des  Normallehrplanes  organisierten  Landwirtsohafts- 
schulen  definitiv  angestellt  werden,  welche  1.  das  Reifezeugnis  eines 
Gymnasiums  oder  Realgymnasiums  erworben,  2.  ein  dreijähriges  Stu- 
dium an  höheren  landwirtschaftlichen  Lehranstalten  oder  Universitäten 
zurückgelegt  und  die  Prüfung  für  das  Lehramt  der  Landwirtschaft  be- 
standen haben,  3.  zwei  Jahre  praktisch  landwirtschaftlich  beschäftigt 
gewesen  sind  und  4.  ein  Probejahr  als  Lehrer  an  einer  Landwirtschafts- 
schule  mit  Erfolg  absolviert  haben. 

ME  14.  Nov.  18S2.  Dispensation  von  Beibringung  des  Reifezeug- 
nisses zur  Früfung  ftlr  das  landwirtschaftliche  Lehramt  an  Landwirt- 
Bchaftsschulen  ist  nicht  angängig. 

Erlafs  des  Ministers  ftlr  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  vom 
2.  Juni  1891. 

§  1 .  An  den  vom  Staate  sabventionierten  landwirtschaftlichen  Winterschalen, 
Ackerbauschalen  und  Landwirtschaftsschalen  sind  thunlichst  nur  solche  landwirt- 
schaftliche Fachlehrer  und  Direktoren  anzustellen,  welche  dargethan 
haben,  daCs  sie  mit  Erfolg  in  die  Methodik  des  Unterrichts  eingefQhrt  sind. 

S  2.  Za  dieser  Einfahrang  dienen  p&dagogische  Seminare  fOr  Kandi- 
daten des  landwirtschaftlichen  Lehramts,  welche  mit  geeigneten  Landwirtsehafts- 
sehulen  verbanden  sind. 

§  3.  Dieselben  haben  den  Zweck,  die  Kandidaten  mit  den  Aufgaben  der  £r- 
xiehongs-  nnd  Unterrichtslehro  in  ihrer  Anwendung  auf  die  genannten  Schalen,  mit 
der  Methodik  der  einzelnen  ünterrichtsgegenst&nde,  welche  in  diesen  Schulen  be- 
trieben werden,  insbesondere  aber  mit  der  Methodik  des  naturwissenschaftlichen  und 
landwirtschaftlichen  Unterrichts  bekannt  zu  machen  und  sie  hierdareh,  sowie  durch 
Darbietung  vorbildlichen  Unterrichts  and  durch  Anleitang  zu  eigenen  Unterrlchts- 
yersuchen  für  die  Wirksamkeit  als  Lehrer  za  befiihigen. 

§  4.  Die  Dauer  dieser  Lehrzeit  beträgt  ein  Jahr,  welches  entweder  mit  dem 
Sommer-  oder  Wintersemester  begonnen  werden  kum.  Die  genauen  Anfangs* 
termine  sind  dem  Ministerium  von  den  betreffenden  Direktoren  spätestens  drei 
Monate  vorher  anzuzeigen. 

§  5.  Die  Meldung  zum  Antritt  des  Seminaijahres  haben  die  Kandidaten  unter 
&eifQgang  ihrer  Zeugnisse  im  Mftrz  oder  September  dem  Ministerium  einzoreichen, 
welches  sie  alsdann  einer  Landwirtschaftsschale  überweist  und  zwar  so,  dafs  die 
zu  verschiedenen  Terminen  Eintretenden  aach  thunlichst  verschiedenen  Anstalten 
überwiesen  werden. 

§  6.  Die  Zahl  der  gleichzeitig  an  einem  Seminar  beschäftigten  Kandidaten 
soll  in  der  Regel  nicht  mehr  als  sechs  betragen. 

§  7.  Die  Anleitung  der  Seminarmitglieder  besteht  teils  in  Unterweisungen  und 
Übungen,  an  welchen  alle  teilnehmen,  teils  in  besonders  geordneter  Thätigkeit  d,er 
einzelnen. 

§  8.  Für  die  Gesamtheit  zerfallen  die  Anleitungen  in  Seminarsitzungen,  welche 
der  theoretisch-pädagogischen  Unterweisung  gewidmet  sind,  und  in  praktische  Übungen. 
Die  letzteren  bestehen  teils  in  Musterlektionen,  welche  der  anleitende  Lehrer  im 
Beisein  sämtlicher  Seminarmitglieder  hält,  teils  in  Probelektionen  der  letzteren. 

§  9.  FOr  diese  Anleitungen  sind  wöchentlich  12  Stunden  bestimmt.  Davon 
entfallen  3  Standen  auf  Serainarsitzungen,  die  tkbrigen  auf  Muster-  und  Probelek- 
tionen, welche  auf  die  anleitenden  Lehrer  nach  Verhältnis  der  ordentlichen  Seminar* 
Sitzungen  zu  verteilen  sind.    Doch  steht  es  jedem  Lehrer  frei,  die  auf  ihn  fallenden 
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Stunden,  statt  für  Lektionen,  teilweise  auch  noch  fflr  Seminarsitzungen  (aurserordent- 
liche)  zu  Yorwenden. 

§  10.  Zu  den  Sitzungen  und  Lektionen  haben  auch  die  übrigen  Lehrer  mit 
Genehmigung  des  Direktors  Zutritt. 

§  11.  Die  in  den  Seminarsitzungen  zu  behandelnden  Gegenst&nde  sind  haupt- 
sAchlich  folgende:  Grunds&tze  der  Schulhygiene  und  der  allgemeinen  £rziehung8- 
und  Untenichtslehre  (wobei  auch  das  Wichtigste  aus  der  Geschichte  der  P&dagogik, 
besonders  aus  den  Hauptwerkender  neueren,  zu  l>ehandeln  ist);  specielle  Methodik 
der  einzelnen  Unterrichtsfilcher,  namentlich  a.  Methodik  des  botanischen  und  zoologi- 
schen Unterrichts,  wobei  in  die  bezügliche  Litteratur  einzuführen,  mit  der  Ge- 
winnung, Verwertung  und  KonserYiemng  der  nötigen  Anschanungsobjekte  aus  der 
Natur  sowie  mit  den  zweckm&bigsten  Modellen,  Abbildungen  und  sonstigen  Lehr- 
mitteln bekannt  zu  machen,  auch  zu  eigener  Herstellung  morphologischer  und 
anatomischer  Zeichnungen,  Anfertigung  mikroskopischer  Apparate  und  Ausführung 
pflanzenphysiologischer  Experimente  für  Schulzwecke  anzuleiten  ist,  b.  Methodik 
des  physikalischen,  chemischen  und  mineralogischen  und  c.  des  landwirtschaftlichen 
Unterrichts,  die  gleichfalls  mit  entsprechenden  Anleitungen  (zu  eigener  Herstellung 
einfacher  physikalischer  und  chemischer  Apparate,  zur  schulmftfsigen  Th&tigkeit  auf 
den  Versuchs-  und  Demonstrationsfeldem  usw.)  zu  Terbinden  sind. 

§  12.  Die  Behandlung  dieser  Gegenst&nde  erfolgt  teils  in  Vorträgen  und  An- 
weisungen der  leitenden  Lehrer  oder  in  kurzen  Beferaten  der  Seminarmitglieder  über 
bestimmte  Themata,  Schriften  und  Abschnitte  aus  solchen,  mit  nachfolgender  Dis- 
kussion, teils  in  Erläuterungen  der  Mnsterlektionen  und  Besprechung  der  Lehrproben, 
welche  in  vorhergehenden  Seminarsitzungen  Torbereitet,  in  nachfolgenden  beurteilt 
werden. 

§  13.  Jedes  Seminarmitglied  hat  ca.  3  Monate  Tor  Schiurs  des  Jahres  eine 
schriftliche  Arbeit  über  ein  von  dem  Direktor  gestelltes  konkretes  ipftdagogiscbes 
Thema  zu  liefern,  welche  dann  in  den  Sitzungen  zu  besprechen  ist. 

I  i  §  14.  Sobald  ein  Seminarmitglied  einige  lEinsicht  in  die  Theorie  des  Lehr- 
verfahrens erlangt  und  in  den  Probelektionen  einiges  Geschick  im  Unterrichten  ge- 
zeigt hat,  wird  ihm  mit  Rücksicht  auf  seine  Neigung  und  Bef&higung  ein  Lehrgegen- 
stand  in  einer  Klasse  zu  selbständiger  Behandlung  überwiesen  und  zwar  unter 
Leitung  und  Verantwortlichkeit  des  damit  beauftragten  Lehrers,  welcher  die  Ver- 
teilung des  Lehrstoffes  auf  die  verfügbare  Zeit  mit  ihm  zu  besprechen,  seine  schrift- 
liche Vorbereitung  fflr  jede  Lehrstunde  einzusehen  und  wenigstens  V^  seiner  Lehr- 
stunden SU  besuchen  hat  Hierzu  werden  besonders  die  ;Lehrgegenst&nde  der  mit 
der  Landwirtschaftsschule  [verbundenen  Winter-  oder  Ackerbauschule  gewühlt, 
auberdem  die  Fächer  des  naturwissenschaftlichen  Anfangsunterrichts  und  'einzelne 
Zweige  der  specielleu  Pflanzen-  und  Tierproduktionslehre,  welche  gesondert  behandelt 
werden  können. 

§  15.  Die  Seminarmitglieder  sind  möglichst  an  der  Leitung  der  an  der  Anstalt 
eingeftlhrien  Jugendspiele  zu  beteiligen  sowie  zum  Turnunterricht  und  den  Schul- 
ausflügen heranzuziehen. 

§  16.  Im  Sommer  wird  jedem  Seminarmitglied  eine  Anzahl  Schüler  zugeteilt, 
deren  Anbauversuche  auf  dem  Versuchsfeld  er  zu  leiten  hat. 

§  17.  Die  Mitglieder  werden  in  die  landwirtschaftlichen  Vereine  der  Umgegend 
eingeföhrt  und  bekommen  hier  Gelegenheit,  sich  in  Vorträgen  und  sonstigen  popu- 
lären Belehrungen  für  Erwachsene  zu  üben,  wobei  ihnen  der  Landwirtschaftslehrer 
der  Anstalt  mit  seinem  Beispiel  und  Rate  zur  Seite  steht. 

§  18.    Zu!  den  Verhandlungen  der  Lebrerkonferenz  sind  gewöhnlich  auch  die 


Digitized  by 


Google 


t.  Kapitel.  Landwirtschaftliche  Lehranstalten.  d?!«^ 

Seminarmitglieder  heranzuziehen.  Soweit  Ton  ihnen  unterrichtete  Schüler  in  Betracht 
kommen,  haben  sie  über  diese  Auskunft  zu  geben. 

§  19.  Die  sonstigen  Anordnungen  zur  Ausführung  obiger  Bestimmungen  hat 
der  Direktor  zu  treffen,  welchem  die  Gesamtleitung  des  Seminars  obliegt. 

§  20.  Vier  Wochen  Tor  Ablauf  jedes  Semesters  erstattet  der  Genannte  auf 
Grund  seiner  eigenen  Beobachtungen  und  der  Urteile  der  beauftragten  Lehrer  an 
das  Ministerium  einen  Bericht  über  die  ausscheidenden  Seminarmitglieder,  ihre 
Thfttigkeit,  ihr  Streben  und  das  Mafs  ihrer  pädagogischen  Ausbildung.  In  diesem 
Berichte  sind  besondere  Beweise  von  Tüchtigkeit  der  Kandidaten  ebensowenig  zu 
Terschweigen,  wie  auffallende  M&ngel  der  Führung,  des  Strebens  und  der  Leistungen. 
Dem  Berichte  sind  die  pädagogischen  Arbeiten  der  Seminarmitglieder  mit  dem  Urteil 
des  Direktors  beizufügen. 

(21.  Auf  Grund  desselben  sowie  nach  etwaigen  Beobachtungen  des  aufsichts- 
führenden Begierungsschuhrates  stellt  das  Ministerium  demnächst  das  Urteil  über 
den  Verlauf  und  Erfolg  des  Seminaijahres^fest  und  erklärt  den  Kandidaten  entweder 
für  geeignet  oder  ungeeignet  zur  Anstellung.  Auch  kann  er  gleichzeitig  Ton 
dem  sonst  vorgeschriebenen  Probejahr  dispensiert  werden. 

§  22.  Für  ungeeignet  zur  Anstellung  wird  ein  Kandidat  insbesondere  dann  er- 
klärt, wenn  er  nach  seiner  bisherigen  Thätigkeit  wegen  groben  pädagogischen  Un- 
geschickes oder  fortgesetzten  UnfleiCses  unter  Nichtbeachtung  erfolgter  Warnungen 
oder  wegen  erheblicher  sittlicher  Mängel  oder  körperlicher  Gebrechen  zur  Bekleidung 
des  Amtes  eines  Jugendlehrers  unbrauchbar  erscheint.  Eine  dahingehende  Ent- 
scheidung des  Ministers  wird  dem  Kandidaten  samt  den  Beweggründen  mitgeteilt. 

§  23.  Dem  für  geeignet  erklärten  Kandidaten  wird  über  seine  pädagogische 
Ausbildung  ein  formell  Torgeschriebenes  Zeugnis  ausgefertigt,  worin  enthalten  ist: 
das  Nationale  desselben  mit  Angabe  der  Konfession  oder  Religion,  der  äufsere  Ver- 
lauf seiner  pädagogischen  Vorbildung  und  die  Bemerkung,  dafs  er  zur  Anstellung 
geeignet  sei,  event.  mit  dem  Zusatz :  „besonders  an  Landwirtsehaftsschuien'S  Dieses 
Zeugnis  ist  jeder  Bewerbung  um  eine  Lehrerstelle  beizufügen. 

GE  16.  März  1881.  Da  nicbt  zn  verkennen  ist,  dafs  es  im  Interesse 
nicht  nur  der  Landwirtsobaftssohnlen,  sondern  ebensosehr  der  anderen 
höberen  Lehranstalten ,  namentlicb  da,  wo  beide  Arten  von  Scbnlen 
in  derselben  Stadt  neben  einander  bestehen,  als  forderlich  zn  erachten 
ist,  wenn  hinsichtlich  der  änfseren  Schulordnung  an  allen  Schulen  die- 
selben Grundsätze  mafsgebend  sind,  so  haben  die  Provinzial-Schul- 
koUegien  von  allen  derartigen  Verfügungen  den  Regierungen,  zu 
deren  Ressort  eine  Landwirtschaftsschule  gehört,  Abschrift  zugehen 
und  deren  Erwägung  anheimgestellt  zu  lassen,  ob  sie  die  Verfügungen 
der  betreffenden  Schule  zur  Kenntnisnahme  und  Nachaohtung  mitteilen 
wollen. 

Der  (theoretische)  Unterricht  an  Ackerbauschulen  umfafst: 
Deutsch,  Rechnen,  vaterländische  Geschichte,  landwirtschaftliche  Buch- 
ftohrung,  Hauptbegriffe  der  Nationalökonomie,  elementare  Physik,  Chemie, 
Botanik,  Feldmessen  und  Nivellieren,  allgemeinen  und  speciellen 
Pflanzenbau,  Viehzucht,  landwirtschaftliche  Betriebslehre  und  Taxation; 
an  Landwirtschaftsschulen:  Deutsch,  Englisch,  Französisch,  Ge- 
schichte, Geographie,  Mathematik,  Feldmessen  und  Nivellieren,  propä- 
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deutisohe  Naturkunde  und  Physik,  Chemie  und  Technologie,  Mineralogie 
und  Bodenkunde,  Botanik  und  Pflanzenproduktionslehre,  Zoologie,  Ge- 
räte- und  Maschinenkunde,  landwirtschaftliche  Betriebslehre,  Volks- 
wirtschaftslehre. 

c.  Landwirtschaftliches  Institut  an  der  Universität  Halle. 
AO  16.  Febr.  1863.  Immatrikuliert  werden  auch  solche,  die  ein  Reife- 
zeugnis nicht  erworben  haben.  Zur  Anmeldung  ist  erforderlich:  1.  Ein- 
willigung der  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  zum  Besuch  der  Hoch- 
schule; 2.  Sittenzeugnis  der  Obrigkeit  des  letzten  Aufenthaltsortes; 
3.  Nachweisung  über  die  Art  der  erlangten  Schul-  und  praktischen 
Vorbildung.  Die  Anstalt  ist  ausgestattet  mit  landwirtschaftlichen  Samm- 
lungen, Laboratorien  für  Agrikulturchemie  und  -Physiologie,  Versuchs- 
feldern, Tiergarten,  Sämereien  usw.  und  giebt  praktisch  vorgebildeten 
Landwirten  Oelegenheit,  sich  eine  wissenschaftliche  Durchbildung  zu 
erwerben,  sowie  Studierenden  der  Staats-  und  Rechtswissenschaften  die 
Möglichkeit,  die  Grundsätze  eines  rationellen  Landwirtschaftsbetriebes 
kennen  zu  lernen;  vergl.  GBl.  1866,  65  ff. 

d.  Landwirtschaftliche  Hochschulen  zu  Berlin  und  Po p- 
pelsdorf.    Regulativ  vom  14.  April  1857. 

(NB.  Die  Anstalten  zu  a,  b  und  d  stehen  unter  dem  Landwirt- 
schaftsministerium.) 

ME  15.  Juni  1880.  Hinsichtlich  der  Benutzung  der  Königlichen 
Bibliothek  seitens  der  Dozenten  und  Studierenden  des  landwirtschaft- 
lichen Lehrinstituts  in  Berlin  gelten  ;die  betreffenden  Bestimmungen 
der  Universität. 

ME  25.  Febr.  1881.  Die  Studierenden  des  landwirtschaftlichen 
Lehrinstituts  zu  Berlin  können  ohne  Zahlung  einer  Matrikelgebtlhr  gegen 
das  vorgeschriebene  Honorar  Vorlesungen  der  technischen  Hochschule 
besuchen  und  umgekehrt. 

2.  Kapitel.    Bergbaa-Lelirlnstltate. 

Königliche  Bergakademie  Berlin.  AO  28.  Sept.  1863. 
Vorschriften  für  die  Königliche  Bergakademie  in  Berlin  (vergl. 
CBL  1863,  670  ff.). 

§  1.  Die  Königliche  Bergakademio  in  Berlin  hat  den  Zweck,  denjenigen, 
welche  sich  im  Berg-,  Hütten-  nnd  Salinenwesen  ausbilden  wollen,  Gelegenheit  zur 
Erwerbung  der  erforderlichen  Fachkenntnisse  zu  geben. 

§  2.  Der  Tom  König  ernannte  Direktor  fahrt  die  Leitung  der  Anstalt. 
Sie  ist  dem  Minister  für  Handel,  Gewerbe  and  öffentliche  Arbeiten  untergeordnet. 
Die  Kassen-  und  Bureaugesch&fte  werden  von  Beamten  der  Ministerialabteilung 
für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  wahrgenommen. 

§  3.  Das  Kuratorium  der  Akademie  besteht  aus  fünf  vom  König  ernannten 
Mitgliedern.  Dasselbe  hat  bei  den  organischen  Einrichtungen,  der  Feststellung  des 
Lehrplanes  sowie  bei  der  Anstellung  von  Docenten  mitzuwirken. 

§  4.    Aufser  der  allgemeinen  Leitung  der  Lehranstalt  liegt  dem  Direktor  im 
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besonderen  ob:    1.  die  Genebmigang  som  Betncb  der  Akademie  nach  §  to  bis  t2; 

2.  die  Überwacbang  des  planrnftrugen  Ganges  der  Lebrvortrftge  und  des  Unterricbts; 

3.  die  Kontrolle  Ober  die  Sammlungen  und  Lebrmittel,  f&r  welcbe  san&chst  die  be- 
teiligten Docenten  Yerantwortlicb  sind,  sowie  aber  Instandhaltung  des  Lokales  und 
des  InTontariums ;  4.  die  Aufstellung  und  Einreichung  der  Etatsentwürfe;  5.  die 
Anschaffung  von  Utensilien,  Mobilien  und  Lehrmitteln  und  die  Yolldehung  der 
Zahlungsanweisungen  an  die  Kassen  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats;  6.  die  Ein- 
reichung der  Jabresrecbnungen ,  die  Bearbeitung  und  Erledigung  der  Notaten  und 
Monita;  7.  die  Erstattung  eines  Jahresberichtes;  8.  die  Berufung  der  ordentlichen 
Docenten  zu  Beratungen  aber  den  Lehrplan  und  andere  den  Unterricht  betreffende 
Verhältnisse,  so  oft  dergleichen  erforderlich  ist,  in  der  Regel  aber  halbjährlich  einmal. 

§  5.  FOr  die  Hauptgegenstände  des  Unterrichts  werden  ordentliche  Do- 
centen mit  der  Yerpflichtnog  bestimmte  Vorträge  zu  halten  und  bestimmten 
Unterricht  zu  erteilen  vom  Handelsminister  auf  Vorschlag  des  Direktors  und  gut- 
achtlichen Bericht  des  Kuratoriums  angestellt 

S  6.  Aufserdem  kann  der  Direktor  mit  Zustimmung  des  Kuratoriums  jedem 
ordentlichen  Docenten  der  Akademie,  jedem  Professor  und  Lehrer  einer  anderen 
höheren  Lehranstalt  und  sonstigen  geeigneten  Personen  gestatten,  Vorträge  über 
hierher  gehörige  Gegenstände  zu  halten. 

S  7.  Die  Vorlesungen  an  der  Bergakademie  dauern  vom  15.  Oktober  bis 
15.  August    Zu  Ostern  finden  dreiwöchige  Ferien  statt 

§  8.  Der  ordentliche  Unterricht  umfafst  folgende  Gegenstände:  Bergbau- 
kunde; Salinenkunde;  allgemeine  Hüttenkunde;  Eisenhüttenkunde;  Mechanik; 
Maschinenlehre;  Markscheide-  undMebkunst;  Zeichnen  und  Konstruieren  mit  Vor- 
trägen über  Projektionsmethoden  und  Schattenkonstruktion;  Bepetitorien  und  Kol- 
loquien über  Mineralogie  und  Geognosie;  über  mathematische  Disciplinen;  allgemeine 
chemische  Analyse,  mit  praktischen  Arbeiten  im  Laboratorium;  Probierkunst  auf 
trockenem  und  nassem  Wege,  theoretisch  und  praktisch. — Das  specielle  Verzeichnis  der 
Lektionen  und  der  dafür  zu  entrichtenden  Honorare  wird  halbjährlich  bekannt  gemacht. 

§  9.  Die  Erlaubnis  zum  Besuche  der  Akademie  wird  nach  §  10  bis  12 
auf  Torgängige,  innerhalb  der  ersten  14  Tago  jedes  Semesters  unter  Überreichung 
der  erforderlichen  Atteste  anzubringende  Meldung  durch  den  Direktor  erteilt  und 
auf  dem  Anmeldebogen  yermerkt,  welchen  der  Studierende  bei  dem  Begistraturbe- 
amten  der  Akademie  persönlich  in  Empfang  zu  nehmMi  hat. 

§  10.  Zum  Besuche  der  Akademie  sind  berechtigt:  1.  die  Aspiranten, 
welche  sich  dem  preuCsischen  Staatsdienst  widmen  wollen,  2.  die  immatrikulierten 
Studierenden  der  Berliner  Universität,  3.  die  des  königlichen  Gewerbeinstituts  (jetzt 
Technische  Hochschule). 

§  11.  Außerdem  ist  der  Direktor  befugt,  anderen  Personen  den  Besuch 
einzelner  Vorlesungen  zu  gestatten.  Die  betreffenden  Vorträge  werden  auf  dem 
Anmeldebogen  namhaft  gemacht. 

§  12.  Die  zugelassenen  Personen  zeichnen  die  Vorträge,  welche  sie  während 
des  Semesters  zu  hören  wünschen,  in  die  bestimmte  Kolumne  desAnmeldebogens 
ein  und  legen  denselben  dem  Registrator  der  Akademie  zur  Signatur  vor. 

§  13.  Demnächst,  und  längstens  innerhalb  4  Wochen  nach  Beginn  des  Se- 
mesters, erfolgt  die  Zahlung  der  Honorare  an  die  Kasse  und  die  Vorlegung  des 
Anmeldebogens,  sowie  die  persönliche  Meldung  bei  den  Docenten. 

§  14.  Kein  Docent  ist  befugt,  die  Meldung  eines  Studierenden  anzunehmen 
oder  den  Besuch  der  Vorträge  und  des  Unterrichts  zuzulassen,  bevor  das  Honorar 
gezahlt  und  darüber  von  der  Kasse  auf  dem  Anmeldebogen  quittiert  oder  die  Stundung 
nachgewiesen  ist. 
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§  15.  Die  Vorlesungen  und  Übungen  werden  teils  gegen  Honorar  (privatim), 
teÜB  unentgeltlich  (publice)  gehalten. 

§  16.  Far  die  zum  ordentlichen  Unterricht  gehörenden  PrlTatTorlesnngen  soll 
das  Honorar  auf  jede  wöchentliche  Lehrstunde  4,50  M.,  also  beispielsweise  bei 
einem  wöchentlich  5stflndigen  Vortrag  22,50  M.,  pro  Semester  nicht  abersteigen. 
Die  Festsetzung  der  Honorare  fOr  den  Zeichenunterricht  und  fftr  die  Arbeiten  im 
Laboratorium  bleibt  Torbehalten. 

§  17.  Den  Betrag  des  Honorars  fOr  aufsergewöhnliche  Vorträge  setzen  die 
Docenten  im  EiuTerständnis  mit  dem  Kuratorium  fest,  worftber  die  Kasse  Nachricht 
erhält  Hierbei  soll  im  allgemeinen  der  fOr  ordentliche  Vorträge  angenonunene  Satz 
nicht  überschritten  werden. 

§  18.  Das  far  den  aufserordentlichen  Unterricht  entrichtete  Honorar  wird  den 
betreffenden  Lehrern  am  Schlüsse  des  Semesters  ausgezahlt 

$19.  In  Fällen  grofser,  durch  Atteste  öffentlicher  Behörden  nachzuweisender 
Bedarftigkeit  kann  der  Handelsminister  auf  Vorschlag  des  Direktors  Inländern 
Stundung  der  Hälfte  des  Honorars  far  den  ordentlichen  Unterricht  bewilligen.  Far 
auGBerordentliche  Vorträge  findet  eine  Stundung  nicht  statt. 

§  20.  Die  Stundung  wird  auf  dem  Anmeldebogen  von  dem  Direktor  bescheinigt 
Durch  einen  schriftlichen  Revers  verpflichtet  sich  der  Studierende,  die  gestun- 
deten Beträge  spätestens  in  sechs  Jahren  nach  dem  Abgange  zurackzuzahlen. 

§21.  Rackzahlungdes  Honorars  erfolgt,  wenn  Vorlesungen  nicht  zu  stände 
kommen,  innerhalb  der  ersten  Hälfte  des  Semesters  abgebrochen  oder  auf  eine  andere 
als  die  angekandigte  Zeit  verlegt  werden.  Die  Beträge  massen  jedoch  in  den  ersten 
4  Monaten  des  laufenden  Semesters  bei  der  Kasse  abgehoben  werden,  widrigen&lls 
der  Anspruch  auf  Rackerstattung  erlischt. 

§  22.  Die  Testate  werden  am  Schlüsse  jedes  Semesters  durch  Eintragung 
in  die  bestimmte  Rubrik  des  Anmeldebogens  erteilt.  Auf  Verlangen  werden  den 
Studierenden  Zeugnisse  aber  den  Besuch  der  Bergakademie  durch  den  Direktor 
gegen  Rackgabe  des  Anmeldebogens  ausgestellt. 

ME  18.  Dez.  1856.  Da  die  Bergeleven  den  allgemeinen  Diensteid 
za  leisten  haben,  mithin  Staatsbeamte  sind,  so  müssen  sie  gleich  den 
Bergreferendaren  von  der  Immatrikulation  bei  der  Universität  aus- 
geschlossen, dagegen  auf  ihren  Wunsch  in  der  vorschriftsmftfsigen  Form 
zum  Besuch  von  Vorlesungen  zugelassen  werden.  Bergexpektanten 
hingegen  müssen  die  Immatrikulation  nachsuchen  und,  wenn  sie  das 
Reifezeugnis  besitzen,  als  maturi,  wenn  nicht,  als  immaturi  bei  der 
philosophischen  Fakultät  inskribiert  werden.  Da  sie  aber  (nach  §  14 
des  Regulativs  vom  3.  März  1856)  zu  zweijährigem  Besuch  einer  Uni- 
versität verpflichtet  sind,  um  die  Zulassung  zur  Elevenprüfung  zu 
erlangen,  so  sind  sie  auch  ohne  Reifezeugnis,  ohne  besondere  Geneh- 
migung der  Universitätskuratorien  und  ohne  die  sonstige  Beschränkung 
auf  nur  3semestrige  Studien  zur  Immatrikulation  zuzulassen« 

Bergakademie  Klausthal  (errichtet  1775).  Zur  Aufnahme  als 
Akademiker  ist  das  Reifezeugnis  einer  deutschen  9  klassigen  Yollsanstalt, 
bei  Ausländern  dementsprechende  Vorbildung  erforderlich.  Die  Im- 
matrikulation findet  im  Oktober  statt.  Als  Hospitanten  können  auch 
sonst  Vorgebildete  zugelassen  werden.    Lehrgegenstände:  Mathematik, 
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Physik,  Chemie,  Mineralogie  und  Geologie,  mechanisohe  Wissenschaften, 
Bergbau-  und  Aufbereitnngskunde,  Vermessungskunde,  Hüttenkunde  und 
Brennmateriallehre,  Probierkunst,  allgemeine  Wissenschaften. 

3.  Kapitel.    Forstlehranstalten« 

Regulativ  vom  24.  Jan.  1 884  ftir  die  Forstakademieen  zu  £  b  e  r  s  - 
walde  und  Mttnden. 

§  1.  Die  Anstalten  haben  den  Zweck,  Unterricht  in  der  Forstwissenschaft 
und  deren  HilfsdiscipUnen  za  erteilen,  insbesondere  eine  umfassende  theoretische 
und  praktische  Vorbildung  fUr  den  Dienst  in  der  Staatsforstverwaltung  zu  gewähren 
und  die  Forstwissenschaft  im  allgemeinen  zu  fördern. 

§  2.  Die  Forstakademieen  sind  dem  Landwirtschaftsminister  unterstellt,  auf 
dessen  Vorschlag  die  Direktoren  vom  König  ernannt  werden. 

§  3.  Der  Minister  bedient  sich  zur  oberen  Leitung  und  Beaufsichtigung  des 
Oberlandforstmeisters  als  Kurators  der  Anstalt.  Zu  den  Pflic^hten  des 
Kurators  gehört  es,  durch  örtliche  Untersuchungea  sich  ab3r  den  Zustand  uad  ge- 
deihlichen Fortgang  des  Instituts,  aber  die  zweckm^kf^tige  Richtung  des  theoratischen 
und  praktischen  Unterrichts,  über  Beschaffenheit  und  notwendige  Erg&nzung  der 
Lehrmittel,  sowie  Ober  Aufrechthaltung  guter  Disciplin  unter  den  Studierenden  sn 
▼ersichem  und,  wo  in  irgend  einer  Beziehung  Mangel  oder  Zweckwidrigkeiten  be* 
merkbar  werden,  den  Direktor  und  die  übrigen  Lehrer  darauf  aufmerksam  zu  machen 
und  nach  Befinden  dem  Minister  zu  berichten.  Alle  Berichte  des  Direktors  an  den 
Minister  sind  durch  den  Kurator  zu  befördern,  welcher  denselben  nach  Veranlassung 
sein  Gutachten  beizufügen  hat. 

§  4.  Das  Lehrerpersonal  jeder  Akademie  besteht  aus  1.  dem  Direktor,  welcher 
zugleich  Lehrer  der  Forstwissenschaft  ist,  2.  den  ertorderlichen  anderen  Lehrern 
für  Forstwissenschaft  einschliefsUch  der  Forstpolitik  und  denen  für  Mathematik, 
Naturwissenschaften  und  Rechtskunde.  (Die  Zulassung  als  Privatdocent  ist  mit  Qe- 
nehmigung  des  Ministers  statthaft.) 

§  5.  Dem  Direktor  liegt  aufserder  allgemeinen  Leitung  der  Anstalt  im  be- 
sonderen ob:  Erteilung  der  Erlaubnis  zum  Anstaltsbesuch  nach  §  10  ff.;  Cberwachung 
des  planm&fsigen  Ganges  der  Lehrvortr&ge  und  des  [praktischen  Unterrichts;  Kon- 
trolle über  Sammlungen  und  Lehrmittel,  für  welche  jedoch  zun&chst  die  beteiligten 
Docenten  verantwortlich  sind,  sowio  über  Instandhaltung  der  Lokale  und  des  luven* 
tarinms;  Aufsicht  über  die  Fonds  des  Instituts  und  die  Kuratel  über  die  Instituts- 
kasse; Anschaffung  der  nötigen  Utensilien,  Mobilien  und  Lehrmittel;  Zahlnngs-  und 
Erhebungsan Weisungen  an  die  Kasse  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats;  Prüfung, 
Bescheinigung  und  Einreichung  der  Jahresrechnungen;  Erstattung  von  Semester- 
berichten über  den  Besuch  der  Anstalt;  {Verwaltung  der  als  Lehrmittel  dienenden 
botanischen  und  forstökonomischen  G&rten  und  Versuchsfelder  —  hinsichtlich  der 
botanischen  G&rten  im  Einverständnis  mit  dem  Professor  der  Botanik,  dem  ihre 
Leitung  obliegt;  Verwaltuagsloitung  der  als  Lehrmittel  ;d[enenden  Oberförstereien 
nach  dem  darüber  besouderd  erteilten  Regulativ;  Aufrechterhaltung  der  Disciplin 
unter  den  Studierenden;  Berufung  der  Lehrer  zu  Boratungen  über  den  Lehrplan, 
Ober  wichtigere  DisciplinarfäUe  und  andere  die  Anstalt  betreffende  Verhältnisse, 
nach  Bedürfnis;  Leitung  der  Prüfungen  nach  §  16;  eigene  Abhaltung  der 
hauptsftchUchsten  Vorträge  und  praktischen  Demonstrationen  in  der  Forstwissen- 
schaft 

§  6.    Der  Unterricht  umfaCst  alle  einzelnen  Zweige  der  gesamten   Forst- 
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irisienscbaft  and  wird  durch  praktische  Anleitung  und  gründliche  Erl&nterang  in 
den  Institutsforsten  und  anderen  benachbarten  W&ldem  sowie  durch  Bepetitorien, 
Ezaminatorien  und  forstliche  Reisen,  wozu  in  der  Regel  alle  zwei  Jahre  einmal 
ein  Teil  der  Herbstferien  benutzt  wird,  unterstQtzt  Die  w&hrend  des  zwe^fthrigen 
Lebrkursus  Torzutragenden  ^Gegenst&nde  umfassen  a.  grundlegende  F&cher: 
Physik,  Meteorologie  ynd  Mechanik;  Chemie;  Mineralogie,  Geologie;  Botanik,  all- 
gemeine, Anatomie,  Physiologie  und  Pathologie  der  Pflanzen,  systematische,  mit  be- 
sonderer Rttcksicht  der  Forstpflanzen ;  Zoologie,  allgemeine  und  specielle ;  Mathematik, 
Arithmetik,  Planimetrie,  Stereometrie,  ebene  und  sphärische  Trigonometrie,  Gmnd- 
zfige  der  Tanaly tischen  Geometrie  einschliefslich  der  Lehre  ?on  den  Linear-  und 
Polarkoordinaten;  Geodäsie,  Landmefskunde,  NiTellieren,  barometrische  Höhen- 
messung, Tracieren,  Planzeichnen,  Instrnmentenkunde;  b.  Hauptfächer:  Ge- 
schichte [und  FLitteratur  des  tForsiwesens;  forstliche  Standortslehre;  Holzzucht; 
Forstschutz;  Forstbenutzung,  Forsttechnologic;  For&tertragsregelung,  Holzmefskunde, 
Forstvermessungsinstruktion  fOr  Preufsen;  Waldwertberechnung  und  forstliche  Statik; 
Forststatistik;  Forstpolitik  und  -Yerwaltungslehre ;  Ablösung  der  Waldservituten 
mit  Rtlcksicht  auf  preufsisches  Recht;  c.  Nebenfächer:  Rechtskunde,  Civilrecht, 
Strafrech't,  Ciril-  und  Strafprozefs ;  Waldwegebau;  Jagdkunde;  Fischzucht. 

Die  Vorträge  in  den  Grund-  und  Nebenwissenschaften  sind  durchweg  in 
«pecieller  Beziehung  auf  die  Forstwirtschaft  zu  halten  und  nicht  weiter  auszudehnen, 
als  et  fOr  den  kOnftigen  Forstwirt  notwendig  ist  Zur  Richtschnur  in  dieser  Be- 
ziehung haben  die  an  das  forstwissenschaftlicbe  Tentamen  zu  stellenden  Anforderungen 
nach  den  Prttfangsbestimmungen  vom  1.  August  1883  zu  dienen.  Auch  ist  stets  zu 
beachten,  dafs  der  Hauptzweck  des  Unterrichts  dahin  gerichtet  sei,  wissenschaftlich 
gebildete  und  praktisch  branchbare  Forstwirte  zu  erziehen. 

§  7.  Als  Hilfsmittel  dieses  Unterrichts  dienen:  1.  die  unter  Ober- 
leitung des  Direktors  verwalteten  Oberförstereien  (Eberswalde,  Biesenthal,  Chorin 
und  Freienwalde;  Gahrenberg  und  Kattenbtlhl);  die  Samendarre  bei  Eberswalde; 
die  Fischzuchtanstalten;  botanische  und  forstökonomische  Gärten;  chemische  Labora- 
torien; naturwissenschaftliche,  geodätische,  forst-  und  jagdtechnische  Sammlungen; 
die  Bibliothek. 

§  8.    Al][jährlich  mit  dem  Sommersemester  beginnt  ein  neuer  2  jähriger  Kursus. 

§  10.  Die  Anmeldungen  zur  Aufnahme  sind  mit  den  erforderlichen  Zeugnissen 
schriftlich  bis  zum  15.  März  oder  15.  August  bei  dem  Direktor  einzureichen. 

§  11.  Die  Aufnahme  darf  nur  erfolgen,  wenn  der  Angemeldete  1.  das  Reife- 
zeugnis eines  deutschen  Gymnasiums,  eines  preufsischen  Realgymnasiums  oder  einer 
preufsischen  Oberrealschule  erlangt  und  in  diesem  Zeugnis  eine  unbedingt  genagende 
Censur  in  der  Mathematik  erhalten  hat,  2.  das  25.  Lebensjahr  noch  nicht  aber- 
schrittcn  hat,  3.  ein  Zeugnis  über  die  praktische  Yorbereitungszeit,  4.  aber  tadellose 
sittliche  Führung,  5.  den  Nachweis  über  die  zum  Aufenthalt  auf  der  Akademie 
erforderlichen  Subsistenzmittel,  6.  Zeugnisse  aber  etwa  schon  absolvierte  Universitäts- 
studien,  über  die  Militänrerhältnisse  sowie  über  etwaigen  Aufenthalt  in  Forsten 
aufser  der  Yorbereitungszeit  beibringt.  Für  kommandierte  Feldjäger  bedarf  es  nur 
der  Zeugnisse  sub  1 ,  3  und  6.  Studierende,  welche  den  Eintritt  in  den  preuisischen 
Staatsforstdienst  nicht  beabsichtigen,  können  bei  Nachweis  anderweitiger  genügender 
Yorbildung  auch  ohne  Erfüllung  der  Bedingungen  1  bis  3  aufgenommen  werden. 

§  12.  Ein  längerer  als  2  jähriger  Besuch  der  Akademie  ist  nur  ausnahmsweise 
statthaft. 

§  16.  Jeder  abgehende  Studierende  erhält  auf  Yerlangen  ein  Abgangszeugnis. 
Besonders  gewünschte  Prüfungen  sind  am  Schlüsse  eines  Semesters  vom  Direktor 
und  mindestens  4  akademischen  Lehrern  schriftlich  und  mündlich  abzuhalten. 
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4.  Kapitel,    Tierarztliche  Hoehsehnlen. 

Tierärztliche  Hochschulen  zu  Berlin  nnd  Hannover. 
AO  20.  Jnni  1887.  (Die  Hochschulen  stehen  im  Ressort  des  Land- 
wirtschaftsministers.) Statuten  vom  29.  Juni  1887.  §  1:  Die  Tierärzt- 
liche Hochschule  soll  dem  Unterricht  und  der  Forschuug  im  Gesamt- 
bereiche  der  Tierheilkunde  und  deren  Hilfswissenschaften  dienen. 

C£  25.  Mai  1860:  Civileleven  haben  die  Befähigung  zur  Aufnahme 
durch  den  Nachweis  der  Reife  für  die  Obersekunda  eines  Gymnasiums 
oder  Realgymnasiums  oder  f)lr  die  Prima  einer  Oberrealschule  oder 
endlich  durch  das  Abgangszeugnis  einer  Realschule  zu  erbringen  vergl. 
CV  Provinzial-SohulkoUegium  Hannover  vom  3.  Okt.  1870. 

Institute  der  Hochschule:  Anatomisches,  pathologisches,  physio- 
logisches, histologisches  Institut,  Klinik  für  innere  und  für  äufsere  Krank- 
heiten der  grofsen  Haustiere,  Klinik  ftlr  kleine  Haustiere,  pharmako- 
logisches Institut,  ambulatorische  Klinik,  chemisches  Institut. 

5.  Kapitel.    Teelinlsehe  ünterrlehtsanstalten. 

AO  14.  Okt.  1878.  Das  technische  Unterrichtswesen  mit 
Ausnahme  der  Navigationsschulen  wird  dem  Kultusministerium  über- 
wiesen. 

A.  Gewerbeschulen*). 

1.  Baugewerkschulen  (zu  Nienburg,  Berlin,  Breslau, 
Eckernförde,  Deutsch-Krone,  Höxter,  Idstein,  Buxtehude, 
Magdeburg).  ME  6.  Sept.  1882,  ME  13.  März  1883.  Baugewerk- 
schulen haben  die  Bestimmung,  die  zum  Bangewerbe  nötigen  theoreti- 
schen Kenntnisse  und  Fertigkeiten  im  Zeichnen  zu  vermitteln. 

Die  Anstalt  zu  Berlin  steht  mit  einer  Handwerkerschule,  die  zu 
Breslau  mit  der  Oben-ealschule  in  Verbindung;  die  Schule  in  Köln  ist 
ein  Teil  der  gewerblichen  Fachschule.  Die  Anstalten  haben 
4  aufsteigende  Semesterkurse  und  sechswöchige  Samariterkurse  (in 
wöchentlich  2  Stunden)  im  Semester. 

2.  Werkmeisterschulen  (fttr  Maschinenbauer,  Schlosser  und 
Schmiede  zu  Dortmund;  Rheinisch-westfälische  Eisenhüttenschule  mit 
einer  metallurgischen  und  einer  Maschinenbauabteilung  zu  Bochum, 
Werkmeisterschule  zu  Magdeburg).  Zur  fachtheoretischen  Heran- 
bildung praktisch  vorgebildeter  Techniker  zu  selbständigen  Werkftthrern 

1)  Zahlreiche  hierher  gehörige  Unterrichtsveranstaltungen  sind  keine  besonderen 
AüBtalten,  sondern  als  Fachklassen  u.  &.  mit  höheren  Lehranstalten  verbunden;  so 
die  Fachschale  fQr  Maschinenbau,  Chemie  und  Hüttenkunde  zu  Breslau  mit  der 
9klassigen  Oberrealschale,  desgl.  die  für  Mechaniker  und  Hüttenbaubeflissene  zu 
Gleiwitz,  die  Fachschule  für  mechanische  nnd  chemisch-technische  Gewerbe  zu 
Aachen  mit  der  Tklassigen  Realschule,  die  Gewerbeschulen  zu  Barmen  nnd 
Hagen  (Westf.)  mit  den  höheren  Bürgerschulen. 
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indostrieller  Unternehmungen.  Die  metallurgische  Abteilung  zu  Bochum 
erteilt  vorwiegend  chemisch-technologischen  Unterricht  zur  Heranbildung 
geeigneter  Hilfskräfte  für  Eisenhütten  und  verwandte  Betriebe.  Als 
Au&ahmebedingung  gilt  eine  mindestens  2jfthrige  Praxis. 

3.  Hand  wer  kerschnlen  (zuBerlin,  Hannover,  Magdeburg, 
Aachen,  Köaigsberg,  Danzig;  gewerbliche  Zeichenschulen  zu 
Halle,  Eiber feld,  Köln).  Die  Anstalten  pflegen  im  allgemeinen 
die  technische  Fortbildung  in  allen  Arten  von  Gewerben ;  die  gewerb- 
lichen Zeichenschulen  im  besonderen  bilden  Maler  usw.  zu  Kunsthand- 
werkern aus.  Die  Schule  zu  Berlin  ist  Musteranstalt.  Sie  besteht  aus 
zwei  Tagesklassen  für  Tischler  und  Maler,  einer  Fachschule  fUr  Me- 
chaniker und  einer  nach  Kursen  ftlr  die  einzelnen  Unterrichtsgegenstftnde 
eingeteilten  Abend-  und  Sonntagsschule.  Der  Schwerpunkt  des  Unter- 
richts liegt  im  Zeichnen,  das  als  elementares  und  als  Fachzeichnen 
betrieben  wird.  Kurse  bestehen  hierin  für  Tischler  und  Drechsler, 
Klempner  und  Schlosser,  Maschinenbauer,  Mechaniker  und  Optiker, 
Uhrmacher,  Goldschmiede  und  Graveure,  Gürtler  und  Ciseleure,  Maurer 
und  Zimmerer,  Steinmetze,  Bildhauer,  Maler,  Tapezierer  und  Litho- 
graphen. Aufserdem  findet  Vortragsunterricht  statt  (in  2  bis  4  Wochen- 
stunden)  in  darstellender  Geometrie,  Mathematik,  Physik,  Chemie, 
Mechanik,  Elektrotechnik,  Bechnen  und  Buchführung. 

4.  Gewerbliche  Fachschulen  (Fachschulen  für  Goldwaaren- 
industrie  —  Zeichenakademie  —  zu  Hanau,  für  Metallindustrie  zu 
Iserlohn,  für  Kleineisen-  und  Stahl waarenindustrie  zu  Remscheid, 
keramische  Fachschule  zu  Grenzhausen-Höhr,  Meisterschule  für 
Kunsttischler  und  Bildschnitzer  zu  Flensburg,  Webe-,  Färberei-  und 
Appreturschule  zu  Krefeld,  Webeschulen  zu  Berlin,  Nowawes, 
Falkenberg,  Spremberg,  Sorau,  Einbeck,  Aachen,  Mühl- 
heim a.  Rh.,  Webereilehrwerkstätte  zu  Rummelsburg,  Werkmeister- 
sohulen  für  Tuch-  und  Bukskinweber  zu  Forst,  Sommerfeld  und 
Finsterwalde,  Fachschule  für  Seedampfer-Maschinisten  zu  Flens- 
burg). Die  Webeschulen  pflegen  vor  allem  die  Seiden-  und  WoU- 
waarenfabrikation,  erstrecken  sich  aber  auch  auf  das  ganze  Gebiet  der 
Textilindustrie.  Die  Hanauer  Fachschule  umfafst  sämtliche  Gewerbe 
der  Juwelen-  und  Edelstoinindustrie,  die  zu  Iserlohn  namentlich  die 
Bronceindustrie,  die  zu  Remscheid  ist  Vorbereitungsanstalt  für  Metall- 
arbeiter jeder  Gattung,  angehende  Maschinenbauer  und  Maschinen- 
ingenieure, soll  aber  vornehmlich  Hilfskräfte  für  die  lokale  Stahlwaaren- 
und  Kleineisenindustrie  technich  heranbilden. 

5.  Kunstgewerbeschulen  (zu  Berlin  —  Unterrichtsanstalt  des 
Königl.  Kunstgewerbemuseums  und  Kunstschule  —  zu  Breslau,  Kas- 
sel, Frankfurt  a.  M.,  Köln  und  Düsseldorf).  Die  Anstalten  dienen 
der  Vorbereitung  für  gewerbliche  Berufe,  die  eine  künstlerische  Vor- 
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bildung  voraussetzen,  und  amschliersen  vorbereitenden  Unterricht  im 
Zeichnen  und  Modellieren  und  Fachunterricht  in  besonderen  Klassen 
oder  Abteilungen.  Neben  den  Tagesstunden  wird  besonders  der  Abend- 
und  Sonntagsunterricht  gepflegt.  Die  Kunstschule  zu  Berlin  dient 
als  Vorstufe  für  die  Fachklassen  des  Kunstgewerbemuseums  zur  Aus- 
bildung von  Kunsthandwerkern  im  Zeichnen,  Malen  und  Modellieren; 
daneben  ist  sie  eine  Yorbereitungsanstalt  f&r  die  Kunstakademie  und 
für  den  Zeichenunterricht  höherer  Lehranstalten  (vergl.  CBl.  1870,  197  flf. 
und  477).  Die  Unterrichtsanstalt  des  Kunstgewerbemuseums  (Kunst- 
Gewerbeschule)  in  Berlin  lehrt  in  besonderen  Fachklassen:  Entwerfen 
von  Mobein,  Geräten  usw;  von  Flachmustern;  dekorative  Malerei  und 
figürliche  Dekoration;  Modellieren;  Ciselieren;  Gravieren;  Kupferstich 
und  Radierung;  Kunsttischlerei.  In  den  Abendunterricht  ist  gelegt: 
elementares  Freihand-  und  geometrisches  Zeichnen,  architektonisches 
und  Fachzeichnen,  Gipszeicbnen,  Modellieren,  Anatomie,  Stil-  und  Pro- 
jektionslehre. (Statuten  vom  22.  April  1873  vergl.  AO  27.  Juni  1879). 
Daneben  werden  Specialstudien  betrieben,  wie  Aktstudien  und  Schrifi- 
zeiehnen.  Die  Anstalt  zu  Breslau  enthält  3  kunstgewerbliche  Fach- 
klassen fUr  Architektur,  Dekorationsmalerei  und  Radierkunst;  die  zu 
Kassel  solche  für  Dekoration,  Holzbildhauerei  und  gewerbliches  Zeich- 
nen; die  zu  Frankfurt  a.  M.  neben  einem  offenen  Zeichensaal  eine 
Möbel-  und  Gerätklasse,  eine  Modellier-,  Mal-,  Ciselier-  und  Holzbildhauer- 
klasse; die  zu  Köln  Abteilungen  für  Dekorationsmaler,  Kunsttischler, 
Ornamentbildhauer  und  Modelleure  und  für  kunstgewerbliche  Metallar- 
beiter; die  zu  Düsseldorf  eine  Vorbereitungsschule  mit  Tagesunterricht 
und  eine  Abendschule  für  Kunstgewerbetreibende  mit  6  Fachklassen. 

6.  Navigationsschulen  (Vorschulen  zu  Stolpmünde,  Swine- 
munde,  Zingst,  Prerow,  Arnis,  Grünendeich,  Grohn,  Westrhauderfehn ; 
Schulen  zu  Memel,  Pillau,  Danzig,  Stralsund,  Barth,  Grabow,  Flensburg, 
Apenrade,  Altena,  Geestemünde,  Emden,  Leer,  Timmel,  Papenburg). 
Zweck  der  Anstalten  ist  theoretische  Ausbildung  der  Seeleute  zu  Steuer- 
männern und  Seesohiffern  auf  grofser  Fahrt  bezw.  Vorbereitung  zur 
Steuermanns-  und  Schifferprüfung.  Die  Vorschulen  bereiten  zur  Auf- 
nahme in  die  Steuermannsklasse  vor;  die  eigentlichen  Schulen  umfassen 
eine  Steuermannsklasse  (9-  bis  10  monatlichen  Unterricht)  und  eine 
Schifferklasse  (5-  bis  6  monatlichen  Kursus).  Die  Aufnahme  in  letztere 
ist  durch  die  Ablegung  der  Steuermannsprüfung  bedingt.  Untemchts- 
gegenstände  der  Steuermannsklasse  sind:  Mathematik,  Nautik,  See- 
und  Kartenzeichnen,  Englisch;  der  Schifferklasse:  wiederholende  und 
ergänzende  Mathematik  und  Nautik;  Scliiffsdampfmaschinenkunde; 
Schiffsfrachten-  und  Wechselrechnung;  See-,  Handels-  und  Wechseh-echt; 
Schifferkunde ;  Englisch. 

(Die  Schulen  werden  im  Kessort  des  Handelsministeriums  geführt.) 
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B.  Technisclie  Hoobsohulen. 

ME  20.  April  1889.  Nur  solche  junge  Leute  sind  zum  Besuob 
der  teohnisehen  Hochsehulen  zuzulassen,  welche  entweder  die 
Reifeprüfung  an  einer  Realschule  mit  Tjährigem  Kursus  bestanden  haben 
oder  an  einer  Vollanstalt  mit  9jährigem  Kursus  die  Klassen  der  Ober- 
sekunda durchgemacht  und  die  Versetzung  nach  Prima  erlangt  haben. 
Ein  bloiser  einjähriger  Aufenthalt  in  der  obersten  Klasse  einer  Real- 
schule ohne  Reifeprüfung  oder  in  Obersekunda  einer  Vollanstalt  ohne 
Zeugnis  der  Versetzung  nach  Prima  ist  nioht  ausreichend. 

ME  21.  Nov.  1881.  Relegierte  Schüler  höherer  Lehranstalten  finden 
in  demselben  Semester,  in  welchem  ihre  Verweisung  aus  der  Schule 
erfolgte,  weder  als  Schüler  noch  als  Hospitanten  in  der  technischen 
Hochschule  Aufnahme. 

Erlafs  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom  6.  Juli  188& 
über  das  Elevenjahr  der  Maschinenbaubeflissenen:  Dem  Be- 
ginne des  Studiums  (auf  technischen  Hochschulen)  geht  eine  praktische 
Thätigkeit  von  mindestens  einem  Jahr  unter  Leitung  eines  Maschinen- 
technikers voraus.  Zur  Aufnahme  dieser  Th&tigkeit  hat  sieh  der 
Aspirant  an  den  Präsidenten  der  betreffenden  Eisenbahndirektion  zu 
wenden.  Dem  Gesuch  ist  beizuf&gen  1.  ein  Lebenslauf  (in  deutscher 
Sprache  und  eigenhändig  geschrieben),  welcher  auch  über  die  Militär- 
verhältnisse Auskunft  giebt,  2.  das  Reifezeugnis  eines  deutschen  Gym- 
nasiums oder  prenfsischen  Realgymnasiums  (oder  einer  vom  Minister  diesen 
ausdrücklich  gleichgewerteten  aufserpreufsischen  oder  -deutschen  Anstal- 
ten). Dem  Präsidenten  steht  die  Entscheidung  solcher  Gesuche  und  die 
Überweisung  an  einen  Maschinenbaubeamten  zu.  Auch  kann  er  unter 
umständen  die  nachgesuchte  Vorbildung  bei  einem  bestimmlen  Staats- 
baubeamten oder  Privattechniker  genehmigen,  wozu  die  schriftliche  Be- 
reitwilligkeit der  Betreffenden,  den  Baubeflissenen  gemäfs  den  Bestim- 
mungen auszubilden,  erforderlich  ist.    Vergl.  ME  13.  Juli  1891. 

Technische  Hochschule  zu  Berlin.  AO  28.  Juli  1882, 
vergl.  ME  22.  Aug.  1882:  Verfassungsstatut. 

I.  §  1.  Die  technische  Hochschole  zu  Berlin  hat  den  Zweck,  f&r  den  technischen 
Beraf  im  Staats-  und  Gemeindedienst  wie  im  indnstriellen  Leben  eine  höhere  Aus- 
bildung zu  gew&hren,  sowie  die  Wissenschaften  und  EOnste  zu  pflegen,  welche  das 
technische  Unterrichtsgebiet  in  sich  schlierst.  Die  technische  Hochschule  ist  dem 
Minister  der  geistlichen  usw.  Angelegenheiten  unmittelbar  unterstellt. 

§  2.  An  der  Anstalt  bestehen  folgende  Abteilungen:  1.  für  Architektur,  2.  Bau- 
ingenieurwesen,  3.  Maschineningenieurwesen  mit  Einschlufs  des  Schiffsbanes, 
4.  Chemie  und  Hattenkunde,  5.  allgemeine  Wissenschaften,  besonders  Mathematik 
und  Naturwissenschaften.  Kn  bleibt  dem  Minister  vorbehalten,  sowohl  die  Anzahl 
dieser  Abteilungen  wie  auch  die  ihnen  aberwiesenen  Disciplinen  nach  Bedürfnis  zu 
vermehren.  Neben  den  Abteilungen  bestehen  Werkstätten  und  Versuchsstationen 
zur  Förderung  besonderer  technisch-wissenschaftlicher  Zwecke. 

§  3.    Mit  den  Vortragen  in  den  einzelnen  Disciplinen  sind  je  nach  Bedflrfiiis 
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des  Unterrichts  praktische  Übungen  in  den  Zeichensälen  oder  in  den  Laboratorien, 
Werkstätten  und  Versuchsanstalten  sowie  Unterweisungen  in  den  Sammlungsr&umen 
und  bei  Exkursionen  verbunden. 

§  4.  Der  Unterricht  ist  nach  Jahreskursen  geordnet.  Ausnahmsweise  erstreckt 
sich  die  Unterrichtserteilung  nur  auf  einen  Teil  des  Jahres.  Ferien  finden  statt 
YOm  1.  August  bis  1.  Oktober  sowie  zu  Weihnachten  und  Ostern  auf  je  14  Tage. 
Das  Verzeichnis  der  Vorträge  und  Übungen  ist  spätestens  sechs  Wochen  ?or  Beginn 
des  Kursus  bekannt  zu  machen. 

§  5.  Den  Studierenden  steht  die  Wahl  derjenigen  Vorträge  und  Übungen,  an 
welchen  sie  teilnehmen  wollen,  frei.  Doch  werden  von  jeder  Abteilung  Studienpläne 
aufgestellt,  deren  Innehaltung  den  bei  ihr  inskribierten  Studierenden  empfohlen  wird 
Die  Zulassung  zu  solchen  Vorträgen  und  Übungen,  welche  zu  ihrem  Verständnis  die 
vorherige  Absol?ierung  anderer  vorbereitender  Unterrichtsgegenstände  voraussetzen, 
kann  von  der  vorgängigen  Teilnahme  abhängig  gemacht  werden. 

II.  §  6.  Der  Unterricht  wird  von  Professoren  und  Docenten  erteilt.  Zur  Unter- 
stützung beider  werden  nach  BedOrfnis  Assistenten  und  zur  Leitung  von  Werkstätten 
und  Versuchsstationen,  soweit  sie  nicht  den  Docenten  selbst  übertragen  wird,  geeig- 
nete Techniker  bestellt.    Die  etatsmäfsigen  Professoren  werden  vom  König  ernannt. 

§  7.  Aufser  den  Professoren  und  Docenten  haben  die  bei  einer  Abteilung  der 
technischen  Hochschule  habilitierten  Privatdocenten  das  Recht,  Vorlesungen  und 
Übungen  abzuhalten.  Die  Gesuche  um  Habilitation  sind  bei  der  Abteilung  ein- 
zureichen, in  deren  Unterrichtsgebiet  der  Nachsuchende  zu  lehren  gedenkt.  Über 
die  Zulassung  beschliefst  die  Abteilung  auf  Grund  der  Vorschriften,  welche  die  Be- 
dingungen feststellen.  Von  der  stattgefnndenen  Habilitation  ist  unter  Beibringung 
des  Nachweises  der  erfüllten  Bedingungen  dem  Minister  durch  Vermittelung  des 
Senats  Anzeige  zu  machen. 

III.  §  8.  Die  Organe  für  die  Leitung  und  Verwaltung  der  Anstalt  sind:  1.  für 
jede  Abteilung  das  Abteilungskollegium  und  der  -Vorsteher,  2.  für  die  gesamte  Hoch- 
schule der  Senat  und  der  Rektor  sowie  bezüglich  des  in  §  28  bezeichneten  Geschäfts- 
krdses  der  Verwaltungsbeamte  (S3rndikus). 

§  9.  Jede  Abteilung  bildet  ein  selbständiges  Ganzes.  Innerhalb  des  Kreises 
der  ihr  zugehörigen  Professoren  und  Docenten  wird  nach  besonderen  Vorschriften 
das  Abteilungskollegium  gebildet. 

§  10.  Dieses  hat  die  allgemeinen  Interessen  des  Unterrichts  wahrzunehmen 
und  für  die  Vollständigkeit  und  Zweckmäfsigkeit  des  betreffenden  Gebietes  Sorge  zu 
tragen.  Es  ist  dafür  verantwortlich,  dafs  jeder  Studierende  der  Abteilung  während 
der  vorgeschriebenen  Studienzeit  Gelegenheit  hat,  in  den  zu  seinem  Fache  gehörigen 
DiscipUnen  in  geordneter  Folge  die  erforderlichen  Vorträge  zu  hören  und  die  bezüg- 
lichen Übungen  durchzumachen.  Wenn  in  dieser  Hinsicht  sich  in  dem  Lehrgange 
Lücken  oder  Mängel  finden,  so  hat  das  Abteilungskollegium  darüber  an  den  Minister 
durch  Vermittelung  des  Senats  rechtzeitig  Bericht  zu  erstatten. 

§  lt.  Das  Abteilungskollegium  hat  die  Au^abe,  die  bei  seiner  Abteilung  ein- 
geschriebenen Studierenden  in  wissenschaftlicher  Beziehung  zu  leiten;  es  macht  die 
Vorschläge  zu  Benefizien  und  Prämien  für  dieselben.  Für  die  Studierenden, 
welche  sich  im  ersten  und  zweiten  akademischen  Semester  befinden,  sind,  auch  wenn 
sie  bei  einer  Fachabteilung  eingeschrieben  sind,  die  Vorschläge  in  letzterer  und 
die  Leitung  in  ersterer  Beziehung  von  der  Abteilung  für  allgemeine  Wissenschaften 
zu  übernehmen. 

§  12.  Zu  den  Befugnissen  und  Obliegenheiten  des  Abteil ungskollegiums  ge- 
hören insbesondere:  1.  Die  Entwerfung  der  Studien-  und  Stundenpläne  der  Ab- 
teilung, sowie  etwaige  das  Gebiet  der  Abteilung  berührende  Vorschläge  zum  Pro- 
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gramme  und  Yorlesungayerzeichnisse  der  Oesamtanstalt;  2.  die  Stellung  Ton 
Antr&gen  in  betreff  des  Bedarfes  an  Lehrmitteln,  welche  für  die  ünterrichtsswecke 
erforderlich  scheinen,  sowie  in  betreff  der  Repartierung  des  derselben  zugewiesenen 
Anteils  an  Lehrmittelfonds  auf  die  eioselnen  Lehrfächer;  3.  die  Vorschläge  wegen 
des  Bedarfes  an  Assistenten  und  wogen  der  Verteilung  der  nach  MaTsgabe  der  dis- 
poniblen Mittel  zur  Verffigung  stehenden  Anzahl  von  Assistenten  an  die  einzelnen 
Docenten;  4.  die  Anzeige  der  in  dem  Lehrgange  der  Abteilung  herrortretenden 
Lücken  und  Mängel  sowie  die  Abgabe  von  Gutachten  wogen  Berufung  neuer  Lehr- 
kräfte fEtr  erledigte  oder  neu  gegründete  Lehrstühle.  (Diese  Gutachten  haben  sich 
der  Begel  nach  mindestens  auf  drei  für  den  Lehrstuhl  geeignet  erscheinende  Per- 
sonen zu  erstrecken  und  deren  Befähigung  für  das  betreffende  Amt  eingehend  zu 
erörtern.);  &•  die  BeschluCsfassung  über  die  Zulassung  von  Privatdocenten  zur  Habi- 
litation nach  den  Bestimmungen  des  §  7;  6.  die  Abgabe  ?on  Gutachten  in  betreff 
der  bei  der  Abteilung  eingeschriebenen  Bewerber  um  Stipendien  und  sonstige  Bene- 
fizien.  {Die  zu  t — 6  bezeichneten  Entwürfe,  Anträge  usw.  sind  bei  dem  Senate  zur 
weiteren  Veranlassung  einzureichen.) 

§  13.  Zur  Leitung  seiner  Geschäfte  wählt  das  Abteilungskollegium  aus  seinen 
Mitgliedern  einen  Vorsteher.  Die  Amtsperiode  desselben  ist  eixy'ährig  und  beginnt 
und  endigt  in  der  Regel  mit  dem  t.  Juli.  Die  Wahl  ist  so  zeitig  vorzunehmen,  dafs 
ihr  Ergebnis  dem  Minister  vor  dem  1.  Juni  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden 
kann.  Erfolgt  die  Bestätigung  nicht,  so  führt  bis  zu  einer  Bestätigung  findenden 
Neuwahl  der  bisherige  Abteilungsvorsteher  die  Geschäfte 

§  14.  Der  Abteilungsvorsteher  vermittelt  die  Beziehungen  des  Abteilungs- 
koUegiums  zum  Rektor  und  Senate.  Er  hat  sich  den  dem  Kollegium  in  betreff  der 
Vollständigkeit  und  Zweckmäfsigkeit  des  Unterrichts  auferlegten  Pflichten  ganz  be- 
sonders zu  unterziehen  und  in  der  Abteilung  die  in  dieser  Beziehung  von  ihm  be- 
merkten Lücken  und  Mängel  zur  Beratung  zu  bringen.  Er  hat  den  Studiengang 
sowie  die  disciplinare  Haltung  der  Studierenden  seiner  Abteilung  zu  überwachen^ 
mit  seinem  Rate  ihnen  zur  Seite  zu  stehen,  und  ist  befugt,  ihn  persönlich  oder 
durch  eines  der  Abteilungsmitglieder  als  unteren  Grad  der  Disciplinarstrafe  eine 
Rüge  zu  erteilen,  wovon  dem  Senate  Mitteilung  zu  machen  ist. 

§  15.  Der  Abteilungsvorsteher  beruft  das  Kollegium  nach  seinem  Ermessen 
oder  auf  Antrag  zweier  Mitglieder  zu  Sitzungen,  in  welchen  die  Geschäfte  der  Ab- 
teilung verhandelt  werden  und  in  denen  er  den  Vorsitz  führt  Zur  Gültigkeit  von 
Beschlüssen  des  Abteilungskollegiums  ist  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  seiner  Mit- 
glieder erforderlich.  Die  Berufung  zu  einer  Sitzung  hat  unter  Mitteilung  der  Tages- 
ordnung zu  erfolgen.  Jedes  Mitglied  des  Kollegiums  ist  befugt,  die  BeschluGsfassung 
über  Fragen,  welche  die  Angelegenheiten  der  Abteilung  betreffen,  zu  beantragen  und 
die  Aufnahme  der  betreffenden  Gegenstände  in  die  Tagesordnung  der  nächsten 
Sitzung  zu  verlangen.  Jedem  in  einer  Sitzung  anwesenden  Mitgliede  des  Abteilungs- 
kollegiums ist  es  gestattet,  seine  von  der  Mehrheit  abweichende  Ansicht  zu  Protokoll 
zu  geben  sowie  bei  Gutachten  und  Berichten,  welche  durch  Vermittelung  des  Senates 
an  den  Minister  gelangen,  sein  separates  Votum  mit  Motiven  beizulegen.  Ober  die 
Beschlüsse  des  AbteiiungskoUegiums  ist  eine  besondere,  in  ein  Protokoll  einzutragende 
Verhandlung  aufzunehmen,  in  welche  die  anwesenden  Mitglieder,  der  Wortlaut  der 
Beschlüsse,  die  Stinunenzahl,  mit  welcher  die  Beschlüsse  gefafst  sind,  auf  Verlangen 
der  Abstinmienden  unter  Nennung  der  Namen,  verzeichnet  werden.  Mit  der  Füh- 
rung des  Protokolls  wird  auf  Vorschlag  des  Vorsitzenden  entweder  für  die  betref- 
fende Sitzung  oder  für  einen  bestimmten  Zeitraum  der  Regel  nach  ein  Mitglied  der 
Abteilung  betraut.  Dem  Senate  wie  dem  Rektor  steht  das  Recht  zu,  von  den  Pro- 
tokollen der  Abteiinngen  und  deren  Anlagen  Einsicht  zu  nehmen. 
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§  16.  Der  Rektor  und  Senat  habeil  die  Aufgabe,  die  gemeinsamen  Angelegen* 
heiten  der  technischen  Hochschule  zu  leiten  und  die  allgemeine  Aufsicht  und  Dis* 
dpiin  über  die  Studierenden  su  Üben. 

§  17«  Der  Senat  besteht  aus:  1.  dem  Bektor,  2.  dem  Yorgftnger  des  Rektors 
(Prorektor),  3.  den  Abteilnngsvorstehero,  4.  einer  der  Zahl  der  Abteilangen  ent- 
sprechenden Anzahl  der  Senatoren,  ton  denen  jedes  Abteilungskollegium  je  einen 
aus  seiner  Mitte  auf  den  Zeitraum  ton  zwei  Jahren  w&hlt.  Die  Wahlen  finden  in 
den  letzten  Tagen  des  Juni  statt,  so  da&  die  Gew&hlten  am  t.  Juli  ihr  Amt  an- 
treten' können.  AUj&hrllch  scheidet  die  H&lfte  der  gew&hlten  Senatoren  aus.  Ist 
die  Zahl  derselben  nicht  durch  2  teilbar,  so  bestimmt  der  Minister  den  einzuhal- 
tenden Turnus. 

In  betreff  der  Vertretung  der  zur  AbteOung  für  das  Maschineningenienrwesen 
gehörigen  Docenten  des  Schiffsbaues  durch  ein  in  den  Senat  zu  entsendendes  Mit- 
glied trifil  das  Regulativ  über  die  Organisation  der  Abteilungen  besondere  Be- 
stimmung. 

§  18.  Der  Senat  h&lt  auf  Einladung  und  unter  Vorsitz  des  Rektors  an  zwei 
bestimmten  Tagen  des  Monats  ordentliche  und,  so  oft  es  sonst  die  Geschäfte  erfor- 
dern, aufserordentliche  Sitzungen. 

§  19.  In  betreff  der  Normen  für  die  Geschäftsführung  des  Senates  finden  die 
Bestimmungen  des  §  15  entsprechende  Anwendung. 

S  20.  Der  Senat  ist  die  Disciplinarbehörde  für  sämtliche  Studierende.  In 
dieser  Eigenschaft  beschliefst  er  über  die  Erteilung  von  Verweisen  vor  versammeltem 
Senate,  über  die  Androhung  des  Ausschlusses  und  den  wirklichen  Ausschlufs  von 
der  Hochschule,  über  die  Aufhebung  von  Honorarstundungen  und  -Befreiungen 
sowie  über  die  bei  dem  Minister  zu  beantragende  Entziehung  von  Stipendien  und 
Unterstützungen. 

§  21.  Der  Senat  erläfst  nach  Anhörung  der  betreffenden  Abteilungen  und  mit 
Genehmigung  des  Ministers  a.  die]  Vorschriften  für  die  Benutzung,  der  zur  tech- 
nischen Hochschule  gehörigen  Sanmilungen  und  Institute,  b.  die  Anweisungen  für 
die  in  den  Sammlungen  und  Instituten,  sowie  beim  Unterrichte  beschäftigten  An- 
staltsdiener. Der  Senat  hat  femer  nach  Anhörung  der  betreffenden  Abteilungen 
dem  1  Minister  Vorschläge  zu  machen  über  1.  die  Disciplinarvorschriften  für  die 
Studierenden,  2.  die  Bestimmungen  über  die  .Zulassung,  die  Rechte  und  Pflichten 
und  die  Ansschliefsung  von  Privatdocenten,  3.  die  Prüfungsordnung  für  die  Diplom- 
prüfungen«, 

§  22.  Zu  den  Befugnissen  und  Obliegenheiten  des  Senates  gehören  insbesondere 
1.  die  Begutachtung  von  Abänderungen  des  Verfassungsstatutes;  2.  die  Abfassung 
des  Vorlesungsverzeichnisses,  des  Programm  es  und  Gesamtfetundenplanes  unter 
Zugrundelegung  der  Stundenpläne  der  Abteilungen,  sowie  die  Veränderungen  in  der 
Verteilung  der  Hör-  und  Zeichensäle.  Die  Aufstellung  neuer  oder  die  Abänderung 
bestehender  Studienpläne,  sowie  Veränderungen  in  den  den  einzelnen  Docenten  zu- 
gewiesenen Lehrgebieten  bedürfen  der  Zustimmung  des  Ministers.  Die  Verteilung 
der  Räume  in  der  technischen  Hochschule  erfolgt  nach  Anhörung  des  Senates, 
der  die  Vorschläge  der  Abteilungen  einzuholen  hat,  durch  den  Minister.  Die 
Zustimmung  desselben  ist  auch  bei  Veränderungen  in  der  Benutzung  der  Räume 
einzuholen,  sofern  die  im  Besitze  befindlichen  Docenten  gegen  die  Veränderung 
Einspruch  erheben;  3.  die  Anmeldung  der  im  Interesse  der  technischen  Hochschule 
erforderlich  scheinenden  persönlichen  und  sächlichen  Mehrausgaben  für  das  nächste 
Etatsjahr,  speciell  die  Vorschläge  über  den  Bedarf  an  Hilfslehrern,  Assistenten  und 
Lehrmitteln,  für  die  Gesamtanstalt,  sowie  über  die  Verteilung  der  für  diese  Zwecke 
verfügbaren  Mittel  auf  die  Abteilungen  und  deren  Mitglieder  und  auf  die  verschiedenen 
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Sammlungen  unter  Beracksichtigung  der  Vorschlftge  der  Abteilungen;  4.  die  Be- 
gutachtung der  Yorschlflge  der  Abteilungen  in  betreff  des  Lehrganges  derselben, 
sowie  in  betreff  der  Berufung  neuer  Lehrkräfte;  5.  die  Anzeige  über  die  Beschlüsse 
der  Abteilungen  in  Bezug  auf  die  Zulassung  usw.  von  PriTatdocenten  (§  21  Nr.  2); 
6.  die  Vorschläge  über  die  Verleihung  ?on  Stipendien  anter  Berücksichtigung  der 
Vota  der  Abteilungen,  sofern  über  jene  Verldhung  nicht  anderweitige  Bestimmungen 
bestehen;  7.  die  Festsetzung  des  Beginnes  und  des  Schlusses  der  Weihnachts-  und 
Osterferien  unter  Einhaltung  der  Vorschriften  des  §  4  Abs.  1.  8.  Die  Berichter- 
stattung über  die  zum  Amte  des  Rektors  (§  26)  und  der  AbteilungsTorsteher  (§  13) 
stattgefundenen  Wahlen  und  die  Einholung  der  Bestätigung  derselben,  sowie  die 
Anzeige  in  betreff  der  nach  §  17  Nr.  4  gewählten  Senatoren.  —  Die  Beschlufsfassnng 
über  die  Stundung  oder  den  firlafs  ?on  Honoraren  innerhalb  der  zulässigen  Qrenzen 
erfolgt  durch  eine  Kommission,  welche  aus  dem  Rektor  als  Vorsitzenden,  den  Ab- 
teilungsTorstehem  und  dem  Verwaltungsbeamten  besteht.  In  betreff  der  Verteilung 
der  Lehrmittelfonds  und  der  Zuweisung  der  Assistenten  ergehen  besondere  Be- 
stimmungen. Desgleichen  wird  die  Verwaltung  des  Bibliothekfonds  und  der  Samm- 
lungen durch  specielle  Festsetzung  geregelt 

§  23.  Der  Rektor  beruft  den  Senat,  sowie  die  Gesamtheit  der  Abteilungs- 
kollegien und  führt  in  den  Sitzungen  den  Vorsitz.  Der  Rektor  leitet  den  Ge- 
schäftsgang des  Senates  und  sorgt  für  die  pünktliche  Erledigung  der  Geschäfte. 
Er  führt  die  laufenden  Geschäfte  der  dem  Senate  übertragenen  Verwaltung,  bereitet 
die  Beschlüsse  des  Senates  vor  und  trägt  für  die  Ausführung  derselben  Sorge.  Er 
hat  das  Recht,  die  Abteilungskollegien  zu  Äufserungen  zu  veranlassen,  welche  für 
die  Beschlüsse  des  Senates  oder  für  die  sonstige  ihm  obliegende  Berichterstattung 
erforderlich  sind.  Der  Rektor  ist  befugt  und  verpflichtet,  Beschlüsse  des  Senates, 
welche  die  Befugnisse  desselben  überschreiten  oder  das  Interesse  der  Hochschule 
verletzen,  mit  aufschiebender  Wirkung  zu  beanstanden  und  die  Entscheidung  des 
Ministers  über  ihre  Ausführung  nachzusuchen.  Der  Rektor  vertritt  den  Senat  wie 
die  technische  Hochschule  nach  aufsen,  verhandelt  namens  des  Senates  und  der 
Hochschule  mit  Behörden  und  Privatpersonen,  führt  den  Schriftwechsel  und  unter- 
zeichnet alle  Schriftstücke,  sofern  dieselben  nicht  den  im  §  28  dem  Syndikus  ans- 
schliefslich  zugewiesenen  Geschäftskreis  betreffen.  Er  zeichnet  die  Berichte  des 
Senates  mit  der  Unterschrift:  Rektor  und  Senat  der  technischen  Hochschule  und 
seinem  Namen,  die  übrigen  Schriftstücke  mit  der  Unterschrift:  der  Rektor  der 
technischen  Hochschule  und  seinem  Namen.  Die  Abfassung  der  Berichte  des  Senates 
liegt  dem  Rektor  ob,  jedoch  können  mit  Zustimmung  des  letzteren  auch  Mitglieder 
des  Senates  zu  Berichterstattern  genommen  werden.  Wenn  das  Votum  des  Rektors 
von  dem  der  Mehrheit  des  Senates  abweicht,  bleibt  der  letzteren  anheim  gegeben, 
die  Motive  ihres  Beschlusses  durch  eine  dem  Berichte  beigefügte  Eingabe  noch  be- 
sonders auszuführen.  Der  Rektor  wird  in  Verhinderungsfällen  von  dem  Prorektor, 
und  falls  solcher  nicht  vorhanden  oder  verhindert  ist,  von  dem  an  Jahren  ältesten 
nicht  verhinderten  Mitgliede  des  Senates  vertreten. 

§  24.  Der  Rektor  hat  die  Beobachtung  des  Verfassungsstatutes  und  der 
sonstigen  Vorschriften  zu  überwachen  und  ist  für  die  ordnungsmäfsige  Verwendung 
der  für  die  Zwecke  der  Anstalt  überwiesenen  Mittel,  für  die  richtige  Verteilung 
derselben  und  die  Einhaltung  der  etatsmäfsigen  Grenzen  in  den  einzelnen  Titeln 
und  Positionen,  wie  sie  im  Specialetat  aufgestellt  sind,  verantwortlich.  Er  hat,  mit 
Ausnahme  der  im  §  28  bezeichneten  Anweisungen  für  Amtsbedürfnisse  und  Gebäude- 
unterhaltung, Bämtliche  Zahlungsanweisungen  zu  zeichnen,  soweit  nicht  für  die  Vor- 
waltung einzelner  Fonds  mit  ministerieller  Genehmigung  besondere  Vorschriften 
bestehen.    Der  Rektor  ist  der  Dienstvorgesetzte  der  Subaltern-  und  Unterbeamten 
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§  25.  Der  Rektor  bewirkt  nach  Marsgabe  der  nachstehenden  Bestimmangen 
die  Aufnahme  der  Studierenden  und  Hospitanten  und  die  Einschreibung  der  ersteren 
in  die  Abteilungen.  Inwieweit  auch  Hospitanten  den  Abteilungen  zugewiesen  werden 
können»  bleibt  ministerieller  Regelung  vorbehalten.  Der  {Rektor  ist  befugt,  zur 
Wahrung  der  disciplinaren  Autorit&t  auch  ohne  vorg&ngigen  Senatsbeschlnfs  Studieren- 
den persönlich  oder  durch  ein  Sonatsmitglied  einen  Verweis  zu  erteilen. 

§  26.  Der  Rektor  wird  vom  Könige  berufen.  Die  Amtsperiode  des  Rektors 
ist  einj&hrig  und  beginnt  und  endet  in  der  Regel  mit  dem  1.  Juli  des  betreffenden 
Jahres.  Der  Gesamtheit  der  Abteilungskollegien  steht  die  Befugnis  zu,  aiy&hrlich 
durch  eine  stattfindende  Wahl  eines  ihrer  Mitglieder  far  das  Rektoramt  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Die  getroffene  Wahl  ist  vor  dem  15.  Mai  jedes  Jahres  unter  Einreichung  des 
Wahlprotokolles  vom  Rektor  und  Senate  dem  Minister  behufiB  Einholung  der  Best&tigung 
der  Wahl  anzuzeigen.  Wird  die  Best&tigung  versagt,  so  fahrt  bis  zu  einer  die  Be- 
stätigung findenden  Neuwahl  der  frahere  Rektor  die  Gesch&fte.  Das  Gleiche  gilt 
in  dem  Falle,  dafs  am  Schlüsse  der  Amtsperiode  oder  bei  sonstiger  Erledigung  der 
Rektorstelle  der  Nachfolger  noch  nicht  ernannt  sein  sollte.  Das  N&here  über  das 
Verfahren  bei  der  Wahl,  welche  unter  Vorsitz  des  bisherigen  Rektors  stattfindet, 
wird  durch  Regulativ  geregelt. 

§  27.  Die  Wiederwahl  des  Rektors,  der  Abteilungsvorsteher,  sowie  der  son- 
stigen Senatsmitglieder  nach  Ablauf  ihrer  Amtsperioden  ist  zul&ssig.  Wird  ein  Ab- 
teilungsvorsteher zum  Rektor  berufen,  so  erlischt  sein  Amt  als  Abteilungsvorsteher 
und  ist  eine  Neuwahl  für  denselben  vorzunehmen.  Die  Annahme  des  Rektoramtes 
oder  die  Wahl  zum  Abteiiungsvorsteher  oder  Senator  darf  von  den  Abtei- 
lungsmitgliedem ,  welche  festangestellte  Professoren  sind,  nur  aus  Rücksicht  auf 
ihren  Gesundheitszustand,  welcher  zur  Führung  der  Gesch&fte  des  Amtes  untauglich 
machte,  abgelehnt  werden.  Scheidet  der  Rektor,  ein  Abteilungsvorsteher  oder  ein 
Senatsmitglled  im  Laufe  seiner  Amtsperiode  aus,  so  sind  für  den  Rest  derselben 
Ersatzwahlen  vorzunehmen. 

§  28.  Für  die  Verwaltung  der  ökonomischen  Angelegenheiten  der  technischen 
Hochschule,  sowie  zur  Unterstützung  des  Rektors  in  der  ordnungsm&fsigen  Verwen- 
dung der  für  die  Zwecke  der  Anstalt  überwiesenen  Mittel  ist  von  dem  Minister  ein 
besonderer  Verwaltungsbeamter  (Syndikus)  bestellt.  Der  Syndikus  hat  das  Recht, 
wie  die  Pflicht,  den  Sitzungen  des  Senates  beizuwohnen,  und  ist  befugt,  bei  den  Ver- 
handlungen das  Wort  zu  ergreifen.  Der  Syndikus  ist  gleich  dem  Rektor  dafür  ver- 
antwortlich, dafs  die  zur  Unterhaltung  der  Hochschule  erforderlichen  persönlichen 
und  s&chlichen  Ausgaben  sich  innerhalb  der  durch  den  Etat  vorgeschriebenen 
Grenzen  bewegen.  Zu  dem  Behufe  hat  er  die  Kassenkuratel  zu  führen  und  ordent- 
liche und  aufserordentliche  Revisionen  abzuhalten.  Er  hat  die  zur  Befriedigung 
von  Amtsbedürfolssen  und  zur  Unterhaltung  der  Geb&ude  erforderlichen  Zahlungs- 
anweisungen allein  zu  zeichnen  und  die  s&mtlichen  sonstigen  Zahlungsanweisungen 
mitzuzeichnen.  Ihm  steht  das  Specialaufsichtsrecht  über  die  Kassen-  und  Recht 
nungsführung  zu.  Mit  Ausnahme  der  Lehrmittel  sind  die  Anschaffungen  aller  Ar- 
durch  ihn  zu  bewirken,  und  ist  der  haushälterische  Verbrauch  derselben  durch  ihn 
zu  kontrollieren.  Bei  der  Ausführung  der  Gesch&fte  sind  die  Verwaltungs-  und 
Unterbeamten  der  Anstalt  verpflichtet,  seinen  Weisungen  zu  folgen.  Der  Syndikus 
ist  befugt,  von  allen  ein-  und  ausgehenden  (resch&ften  Einsicht  zu  nehmen.  Von 
den  MinisterialerlaBsen  und  den  an  den  Minister  gehenden  Berichten,  und  zwar  von 
den  letzteren  vor  ihrem  Abgange,  ist  dem  Syndikus  Kenntnis  zu  geben.  Derselbe 
ist  berechtigt  und  verpflichtet,  in  F&llen,  wo  der  G^nstand  eines  Berichtes  auf 
die  Positionen  des  Etats  Bezug  hat  oder  Rechtsfragen  berührt,  oder  wo  ihm  nach 
seiner  Kenntnis  der  Akten  eine  Ergänzung  aus  dem  Inhalte  derselben  erforderlich 
Petersilie,  Dor  Offentl.  Unterricht  II.  25 
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tekeiiit,  sein  besonderes  Yotam  dem  Minister  einmreichen.  Wettere  Feststellongen 
über  die  dem  Syndikns  hiernach  obliegenden  Pflichten  nnd  rastehenden  Befngnisae 
bleiben  dem  Minister  Torbehalten. 

VI.  i  29.  Die  Anfhnhme  eines  Deutschen  als  Stodierenden  in  die  technische 
Hochschule  ist  doreh  die  Bdbringang  des  Reifesengnisses  eines  deotschen  Qymna- 
siams  oder  eines  preafsischen  Realgymnadnms  (Realschule  1.  Ordnung)  oder  einer 
prenfsischen  OberrealMhule  (Gewerbeschule  mit  nenig&hrigem  Kursus  und  zwei 
firemden  Sprachen)  bedingt  Ausnahmen  hiervon  sind  nur  mit  Genehmigung  des 
Ministers  zulAssig.  Die  torstehende  Bestimmung  gilt  auch  für  diejenigen,  welche 
▼on  anderen  polytechnischen  Anstalten  auf  die  technische  Hochschale  übergehen. 
Welche  auCtorpreufsische  Lehranstalten  den  in  Absatz  1  beaeichneten  preursisehen 
Lehranstalten  gleich  zu  stellen  sind,  bleibt  ministerieller  Entscheidung  Torbehalten. 
Personen,  welche  nicht  das  deutsche  Indigenat  besitzen  (Ausländer),  können  als  Stu- 
dierende, jedoch  ohne  Anspruch  auf  Zulassung  zur  Staatsprüfung,  immatrikuliert 
werden,  wenn  der  Rektor  im  Einverstündnisse  mit  dem  betreifenden  Abteilungs- 
▼orsteher  die  Überzeugung  gewinnt,  dafs  sie  ihrem  Alter  und  Bildungsgrade 
nach  zur  Immatrikulation  geeignet  sind.  Im  Falle  des  fehlenden  EinTersttadnisses 
entscheidet  der  Senat. 

§  30.  Die  Aufnahme  der  Studierenden  findet  in  der  R«^  nur  beim  Beginne 
des  Studienjahres  statt,  ist  aber  nur  für  solche  Vortrüge  und  Übungen,  welche  nicht 
an  einen  Jahresknrsus  gebunden  sind,  auch  semesterweise  znlüssig.  Die  Aufiiahmo 
erfolgt  durch  Erteilung  einer  Matrikel,  deren  Gültigkeit  sich  auf  Tier  Jahre  erstreckt, 
nach  Umstünden  jedoch  rerlüngert  werden  kann.  Jeder  Studierende  hat  bei  der 
Au&ahme  einer  bestimmten  Abteilung  beizutreten,  deren  Wahl  ihm  freisteht.  Die 
spätere  Änderung  dieser  Wahl  ist  hierdurch  nicht  ausgeschlossen. 

§  3t.  Am  Schlüsse  der  einzelnen  Stndieigahre,  sowie  beim  Verlassen  der  Hoch- 
schule wird  den  Studierenden  auf  ihren  Wunsch  eine  Bescheinigung  über  den  Besuch 
der  Anstalt  und  die  angenommenen  Vortrage  und  Übungen  erteilt  Bei  den  Unter- 
richtsgegenstünden,  welche  mit  praktischen  Übungen  verbunden  sind,  oder  in  welchen 
Schiufoprüfungen  stattfinden,  kann  den  Studierenden,  welche  sich  an  diesen  Dbungen 
und  Prüfungen  beteiligt  haben,  auf  ihren  Wunsch  auch  ein  Zeugnis  über  die  in  den 
Fächern  erzielten  Erfolge  seitens  der  betreffenden  Abteilung  erteilt  werden. 

S  32.  Die  Teilnahme  an  den  im  §  31  bezeichneten  Prüfungen  ist  freiwillig. 
Inhaber  von  Staatsstipendien  und  Unterrichtsfreistellen  sind  jedoch  zur  Teilnahme 
▼erpflichtet 

§  33.  Studierende,  welche  den  Lehrgang  einer  der  Abteilungen  1  bis  4  zurück- 
gelegt haben,  können  auf  Grund  einer  vor  dieser  Abteilung  zu  bestehenden  beson- 
deren Prüfung  ein  Diplom  erhalten,  welches  ihre  Kenntnisse  und  ihre  technische 
Ausbildung  bekundet  Die  Diplomerteilung,  sowie  die  für  dies  zu  bestehenden 
Prüfungen  werden  durch  besondere  Vorschriften  geregelt 

V.  §  34.  Personen,  welche  nicht  die  Qualifikation  zum  Eintritte  als  Studierende 
besitzen  und  nur  an  einzdoen  Vortrftgen  oder  Übungen  teilnehmen  wollen,  können 
unter  der  Voraussetzung,  dafs  das  Unterrichtsinteresse  darunter  nicht  leidet,  als 
Hospitanten  zugelassen  werden.  Die  Zulassung  kann  von  dem  Nachweise  ge- 
nügender Vorbildung  abhftngig  gemacht  werden  und  erfolgt  durch  Erteilung  einer 
Erlaubniskarte  des  Rektors,  welche  zur  Legitimation  der  Hospitanten  dient.  Der 
Besuch  angenommener  Kollegien  kann  ihnen  bescheinigt  werden;  sonstige  akademi- 
sche Zeugnisse  erhidten  sie  nicht 

§  35.  Zur  Annahme  von  Unterricht  gegen  das  für  Studierende  der  technischen 
Hochschule  Torgeschriebene  Honorar  sind  berechtigt :  die  Studierenden  der  Berilner 
Universitüt,  der  Bergakademie,  der  königlichen  Akademie  der  Künste,  der  landwirt- 
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schaftlichen  Hochscbale  sowie  solche  Techniker,  welche  die  erste  StaataprOfang  fOr 
^  fian-,  Maschinen-  oder  fiergfach  bestanden  haben. 

§  36.  Sonstigen  Personen,  welche  an  einzelnen  Vorträgen  oder  Übungen  teil- 
nehmen wollen,  ihrer  ftafseren  Lebensstellung  nach  aber  weder  ids  Stadierende  noch 
als  Hospitanten  eintreten  können,  darf  von  dem  Rektor  im  Einverst&ndnis  mit  dem 
betreffenden  Lehrer  gestattet  werden,  dem  Unterricht  des  letzteren  g^gen  Erlegung 
des  für  Hospitanten  festgesetzten  Honorarbetrages  beizuwohnen. 

VL  §  37.  Das  Unterrichtshonorar  wird  durch  den  Minister  bestimmt 
und  ist  halbjährlich  im  voraus  zu  entrichten.  Das  Honorar  für  die  Teilnahme  an 
praktischen  Übungen  in  den  Laboratorien  und  Ateliers  unterliegt  besonderer  Fest- 
setzung. Für  den  von  Privatdocenten  erteilten  Unterricht  bleibt  die  Höhe  des  Ho- 
norars, welches  den  Privatdocenten  zufliefst,  ihrem  Ermessen  unter  Vorbehalt  der  Ge- 
nehmigung des  Senats  überlassen. 

§  38.  Eine  Rückerstattung  eingezahlter  Honorare  findet  nur  dann  statt,  wenn 
ein  Vortrag  nicht  zu  stände  gekommen  ist,  oder  innerhalb  der  ersten  drei  Monate 
hat  abgebrochen  werden  müssen.  Der  letztere  Fall  ist  nicht  als  vorhanden  anzu- 
sehen, wenn  der  abgebrochene  Vortrag  durch  einen  anderen  Lehrer  zu  Ende  geführt 
wird.  Der  Anspruch  auf  Rückerstattung  geht  verloren,  wenn  er  nicht  innerhidb 
desselben  Semesters  geltend  gemacht  wird. 

§  39.  Mittellosen,  dem  preufsischen  Staate  angehörigen  Studierenden  kann, 
sofern  sie  durch  Verhalten  und  Fortschritte  sich  auszeichnen,  das  Honorar  erlassen 
werden.  Die  Zahl  der  so  Begünstigten  darf  jedoch  einen  bestimmten  vom  Minister 
festzustellenden  Prozentsatz  der  für  dasselbe  Unterricht^ahr  bei  der  Hochschule 
aufgenommenen  Studierenden  nicht  übersteigen.  Inhaber  von  preufsischen  Staats- 
stipendien sowie  von  solchen,  welche  vom  Minister  den  ersteren  in  dieser  Beziehung 
gleichgestellt  werden,  sind  von  der  Honorarzahlung  befreit  Sie  werden  auch  in  die 
vorher  bezeichnete  Zahl  nicht  eingerechnet.  Bei  Hospitanten  kann  ein  Honorar- 
erlafs  nur  ausnahmsweise  und  mit  Genehmigung  des  Ministers  stattfinden.  Eine 
Stundung  des  Honorars  ist  nur  für  Studierende  und  höchstens  auf  die  Dauer  von 
zwei  Monaten  zul&ssig. 

Die  zur  Ausftihning  dieses  Statuts  erforderliofaen  Anordnungen 
werden  von  dem  Minister  erlassen. 

(Tiber  Vorkehrungen  bei  den  technischen  Hochschulen  für  das  Stu- 
dium der  Elektrotechnik  vergl.  Deutschen  Reichs-  und  Preufs.  Staats- 
anz.  1882  Nr.  272.) 

Technische  Hochschule  zu  Hannover.  Yerfassungs- 
statut  vom  27.  Aug.  1880  (vergl.  Ergänzung). 

Regulativ  über  die  Organisation  der  Abteilungen  vom  7.  Sept.  1 880. 

Technische  Hochschule  zu  Aachen.  Yerfassungsstatut 
vom  27.  August  1880. 

Regulativ  über  die  Organisation  der  Abteilungen  vom  7. Sept.  1 880. 

Ergänzung  der  Verfassungsstatute  von  Hannover  und  Aachen  (zu 
§  6)  AO  13.  Dez.  1882:  „Die  etatsmäfeigen  Professoren  werden  vom 
Konige  ernannt." 

ME  24.  April  1884.  Habilitationsordnung  ftlr  die  Technischen 
Hochschulen. 

§  1.  Das  Recht,  an  der  technischen  Hochschule  als  Privatdocent  zu  lehren, 
kann  nur  durch  Habilitation  bei  einer  der  Abteilungen   und  nur  für  solche 
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Fächer  erworben  werden,  welche  innerhalb  derselben  vertreten  sind.  Das  Gesuch 
um  Zulassung  ist  schriftlich  bei  dem  Vorsteher  der  betreffenden  Abteilung  einzu- 
reichen. 

§  2.  Dem  Gesuch  sind  beizufügen  1.  eine  Darstellung  des  Lebens-  und  Bil- 
dungsganges des  Bewerbers  nebst  Angabe  der  Lehrgegenst&nde,  ftlr  welche  er  sich 
zu  habilitieren  wQnscht;  2.  das  Reifezeugnis  eines  deutschen  Gymnasiums,  Realgym- 
nasiums oder  einer  Oberrealschule;  3.  Zeugnisse  Aber  mindestens  3j&hrige8,  dem 
bezüglichen  Lehrgebiet  gewidmetes  akademisches  Studium,  sowie  der  Nachweis,  dafs 
der  Bewerber  entweder  die  erste  technische  Staatsprüfung  oder  die  Diplomprüfung 
an  einer  deutschen  technischen  Hochschule  bestanden  oder  den  Doktorgrad  an  einer 
deutschen  UniTersitftt  nach  rorgängiger  mündlicher  Prüfung  und  auf  Grund  einer 
gedruckten  Dissertation  erworben  hat;  4.  der  Nachweis  einer  3j&hrigen  auf  die 
weitere  Ausbildung  im  bezüglichen  Fache  gerichteten  wissenschaftlichen  oder  prak- 
tisch-technischen oder  künstlerischen  Th&tigkeit  nach  beendetem  Studium;  5.  eine 
geschriebene  oder  gedruckte  Abhandlung  aus  dem  betreffenden  Lehrgebiet,  oder 
wenn  der  Bewerber  in  mehreren  HauptflEichem  einer  Abteilung  docieren  will,  eine 
Abhandlung  aus  jedem  dieser  F&cher  (bei  der  Architelrtenabteilung  können  diese 
Arbeiten  erg&nzt  bezw.  ersetzt  werden  durch  ein  oder  mehrere  Specialprojekte  oder 
durch  den  Nachweis  selbständiger  Ausführung  gröfseror  technischer  Anlagen  und 
Konstruktionen);  6.  ein  amtliches  Führungsattest  sowie,  wenn  der  Bewerber  ein 
Deutscher  ist,  der  Nachweis  erfüllter  Militärpflicht. 

Für  die  Lehrfächer  des  Freihandzeichnens  (mit  EinscfaluCs  von  Figuren-,  Land- 
schaftzeichnen,  Aquarellieren)  und  des  Modellierens  genügt  statt  der  Bedingungen 
unter  2  und  3  der  Nachweis  eines  3jährigen  Studiums  auf  einer  deutschen  Kunst- 
akademie oder  technischen  Hochschule  und  als  Erftllluog  der  Bedingungen  unter  5 
die  Einreich ung  entsprechender  künstlerischer  Leistungen. 

§  3.  Sollte  der  Bewerber  den  im  §  2  Nr.  2—4  gestellten  Anforderungen  nicht 
genügen  können,  das  Abteilungskollegium  aber  dennoch  nach  Einsicht  in  den  Bil- 
dungsgang und  die  vorgelegten  Arbeiten  des  Bewerbers  es  nicht  für  angezeigt 
erachten,  den  letzteren  zurückzuweisen,  so  kann  dasselbe  beim  Minister  Dispensation 
beantragen. 

§  4.  Der  Abteilungsvorsteher  hat,  unter  gleichzeitiger  Benachrichtigung  des 
Rektors  und  der  übrigen  Abteilungsvorsteher  von  dem  Eingange  des  Gesuches,  das 
letztere  dem  Abteilnngskollegium  in  der  nächsten  Sitzung  desselben  mitzuteilen  und 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  von  dem  Kollegium  ein  Referent  und  Korreferent  be- 
stellt werde,  welche  über  das  Gesuch  nebst  Anlagen  und  insbesondere  über  die  ein- 
gereichten Arbeiten  schriftlichen  Bericht  zu  erstatten  haben.  In  besonderen  Fällen 
kann  auch  ein  Docent  der  betreffenden  Abteilung,  welcher  dem  Kollegium  nicht  an- 
gehört, sowie  ein  Mitglied  eines  anderen  Abteilungskollegiums  mit  einem  der  beiden 
Referate  betraut  werden. 

§  5.  Die  Gutachten  der  Referenten  sind  nebst  den  Anlagen  des  Gesuches  bei  den 
Mitgliedern  des  Abteilungskollegiums  in  Umlauf  zu  setzen.  Nachdem  dies  gescbehen, 
beschliefst  das  Kollegium  in  einer  Sitzung,  an  welcher  auch  solche  Referenten,  die 
ihm  nicht  angehören,  zur  Teilnahme  mit  beratender  Stimme  eingeladen  werden,  ob 
der  Bewerber  zu  den  weiteren,  für  die  Habilitation  erforderlichen  Leistungen  auf- 
zufordern oder  zurückzuweisen  ist.  Im  Falle  des  §  3  ist  vor  der  BeschluCsfassung 
die  Entscheidung  des  Ministers  abzuwarten.  Die  letztere  ist  auch  dann  einzuholen, 
wenn  das  Abteilungskollegium  zwar  nichts  gegen  die  Leistungen,  aber  gegen  die 
Person  des  Bewerbers  Bedenken  hegt,  oder  wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  die  aus- 
gewählten Lohrgegenstände  zum  Unterrichtsgebiete  der  technischen  Hochschule 
gehören. 
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§  6.  Steht  dem  Habilitationsgange  ein  Hindernis  nicht  im  Wege,  so  hat  der 
Bewerber  einen  ProbeTortrag  zu  halten,  für  welchen  er  drei  Themata  aus  dem  Lehr- 
gebiete, in  welchem  er  docieren  will,  dem  AbteilnngskoUegium  zur  Auswahl  stellt, 
nnd  welcher  spätestens  vier  Wochen  nach  getroffener  Auswahl  abgebalten  werden 
mufs.  Zu  dem  Vortrage  sind  die  Mitglieder  des  Koll0giums,  der  Rektor  und  die 
übrigen  Abteilungsvorsteher  sowie  alle  die  Docenten  der  Hochschule  einzuladen, 
deren  Anwesenheit  dem  Kollegium  erwünscht  erscheint 

§  7.  An  den  Vortrag  schliefst  sich  ein  Kolloquium,  das  ton  dem  Abteilungs- 
Torsteher  oder  einem  durch  ihn  bestimmten  iMitgliede  des  Kollegiums  (und,  wenn 
der  Bewerber  über  Schiffsbau  docieren  wil),  ?on  dem  Vorsteher  dieser  Sektion ')  ge- 
leitet wird.  Sftmtliche  Docenten,  welche  zu  dem  Vortrage  eingeladen  worden,  sind 
zur  Teilnahme  am  Kolloquium  befugt.  Dasselbe  kann  auf  alle  Gegenstände  erstreckt 
werden,  für  welche  der  Bewerber  eine  LehrbelUigiing  in  Anspruch  genommen  hat. 

§  8.  Bewerbern,  welche  bereits  an  anderen  Hochschulen  mit  gutöm  Erfolge 
dociert  nnd  sich  durch  wissenschaftliche  oder  künstlerische  Leistungen  herTorgethan 
haben,  kann  der  Probe?ortrag  sowie  das  Kolloquium  auf  Beschlnfs  des  Abteilungs- 
kollegiums erlassen  werden. 

§  9.  Hat  ein  Bewerber  bereits  an  einer  preufsischen  Universität  oder  Hoch- 
schule in  den  gleichen  Lehrgegenständen  als  Privatdocent  gelehrt,  so  mufs  er  zwar 
zur  Erlangung  der  Lehrbefähignng  an  der  technischen  Hochschule  sich  in  den  vor- 
geschriebenen Formen  von  neuem  habilitieren,  die  Zulassung  als  Privatdocent  kann 
ihm  aber  nur  mit  Genehmigung  des  Ministers  versagt  werden. 

§  10.  Unmittelbar  nach  Beendigung  oder  Erlafs  des  Kolloquiums  fafst  das 
Abteilungskollegium  über  die  Zulassung  des  Bewerbers  als  Privatdocent  Beschlnfs. 
Der  Vorsteher  hat  dessen  Ergebnis  dem  Bewerber  mitzuteilen  nnd  im  Falle  der  Zu- 
lassung einen  Verpflichtungsschein  nach  bestimmtem  Formular  vorzulegen,  mit  dessen 
Unterzeichnung  die  Habilitation  als  vollzogen  gilt.  Gleichzeitig  ist  der  nunmehrige 
Privatdocent  darauf  hinzuweisen,  dafs  er  durch  die  verstattete  Lehrthätigkeit  einen 
Anspruch  auf  Remuneration  oder  Anstellung  m'cht  erwirbt.  Der  zurückgewiesene 
Bewerber  kann  nur  noch  einmal,  jedoch  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres,  sein  Habili- 
tationsgesuch erneuern. 

§  11.  Über  die  vollzogene  Habilitation  ist  von  dem  Abteilungsvorsteher  eine 
schriftliche  Mitteilung  an  die  übrigen  zu  richten,  eine  Bekanntmachung  am  schwarzen 
Brett  zu  veranlassen  und  durch  Vermittelung  des  Senats  unter  Überreichung  der  vom 
Privatdocenten  vorgelegten  Nachweise,  der  erstatteten  Gutachten  und  unter  Abschrift 
der  Protokolle  der  auf  die  Habilitation  bezüglichen  Verhandlungen  des  Abteilungs- 
kollegiums  an  den  Minister  zu  berichten. 

§  12.  Bei  Einreichung  des  Meldegesuches  hat  der  Bewerber  zur  Kasse  der 
Hochschule  90  M.  zu  entrichten,  welche  ihm  bei  etwaiger  Zurückweisung  zur  Hälfte 
erstattet  werden. 

§  13.  Der  Abteil ungsvorsteher  hat  thunlichst  dafür  zu  sorgen,  dafs  spätestens 
innerhalb  14  Tagen  nach  Einreichung  des  Gesuches  die  Referenten  erwählt,  inner- 
halb 4  Wochen  nach  Auswahl  derselben  die  Gutachten  eingereicht  werden  und 
innerhalb  3  Wochen  nach  deren  Einreichung  die  Beschlufsfassung  erfolgt.  Bei  Be- 
messung dieser  Fristen  werden  die  Sommerferien  (vom  1.  August  bis  1.  Oktober) 
nicht  in  Rechnung  gezogen. 

§  14.  Der  Privatdocent  hat  das  Recht,  innerhalb  des  Lebrgebietes ,  für  wel- 
ches er  seine  Lehrbefähigung  nachgewiesen,  Kollegien  abzuhalten.  Er  darf  jedoch 
dieselben  nicht  geringer  an  Stundenzahl  oder  Honorarsatz  ankündigen,  als  für  die 
der  staatlich  besoldeten  Docenten  festgesetzt  ist.    In   Lehrfächern,   für  welche  er 
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dorch  die  Habilitation  nicht  aogelaasen  wnrde,  darf  er  nor  mit  Qenehmigong  des 
Abteilangskolleginms ,  welches  den  Nachweis  der  BeAhigang  im  neuen  Lehrgegen- 
stand zn  fordern  berechtigt  ist,  doderen.  Die  Anschläge  am  schwarsen  Brett,  durch 
welche  der  Privatdocent  seine  Vorlesungen  ankündigt,  mOssen  Ton  dem  Abteilnngs- 
TÖrsteher  suTor  geprtLft  und  mit  dessen  ,,gesehen"  und  Namensunterschrift  Torsehen 
sein.  Das  Verzeichnis  der  Kollegien,  welche  der  Primtdocent  im  folgenden  Studien- 
jahre zu  halten  gedenkt,  hat  er  zur  Auihahme  in  das  Programm  der  Hochschule  bis 
zu  dem  festgestellten  Termine  dem  Abteilungsrorsteher  Zuzureichen.  Auch  ist  Ton 
ihm  auf  Verlangen  des  Kollegiums  ein  specielles  InhaltsTerzdchnis  der  Kollegien 
Torzul^en. 

§  15.  Der  Privatdocent  ist  Torpflichtet,  die  angekündigten  Kollegen  abzu- 
halten, wenn  sich  mindestens  drei  Teilnehmer  für  dieselben  eingeschrieben  haben. 
Er  hat  seine  Lehrth&tigkeit  nach  den  Ordnungen  der  Hochschule  zu  beginnen  und 
ohne  ünterl)rechung  durchzuführen.  Ist  er  durch  Krankheit  oder  andere  dringende 
umstände  zu  einer  Unterbrechung  tou  mehr  als  8  Tagen  genötigt,  so  hat  er  dem 
AbteilungSTorsteher  davon  Anzeige  zu  machen.  Ebenso  hat  er  Nachricht  zu  geben, 
wenn  er  aus  Mangel  an  Besuch  das  Kolleg  nicht  beginnen  oder  weiterführen  kann. 

§  16.  Will  der  Privatdocent  seine  Lehrthfttigkeit  für  ein  Semester  oder  Iftnger 
unterbrechen,  so  hat  er  hierzu  durch  Vermittelung  des  AbteilungskoUeginms  oder 
des  Senats  die  Genehmigung  des  Ministers  einzuholen. 

§  17.  Die  Lehrberechtigung  des  Pri?atdocenten  erlischt,  wenn  er  ohne 
Genehmigung  seine  Lehrthfttigkeit  für  ein  Semester  unterbrochen  hat;  sie  kann 
ferner  auf  Antrag  des  Kollegiums  von  dem  Minister  entzogen  werden,  wenn  er  in 
zwei  aufeinanderfolgenden  Studienjahren  wegen  mangelnder  Teilnahme  keines  der 
angekündigten  KoUegien  hat  zu  stände  bringen  oder  wfthrend  eines  Semesters  fort- 
führen können. 

§  18.  Der  Abteilungsrorsteher  ist  befugt,  dem  Privatdocenten  wegen  Verstofses 
gegen  Ordnungen  und  Lehrinteressen  der  Hochschule  auf  Beschlufs  des  Kollegiums 
Vorstellungen  zu  machen. 

§  19.  Bei  wiederholten  und  groben  Verstöfsen  oder  bei  Vorkonuinissen,  welche 
das  öffentliche  Ansehen  der  Hochschule  beeinträchtigen,  ist  das  Abteilungskollegium 
nach  Anhören  des  Privatdocenten  berechtigt  und  nach  Lage  der  Sache  verpflichtet, 
die  Entziehung  der  erteilten  Lehrberechtigung  durch  Vermittelung  des  Senates  beim 
Minister  zu  beantragen. 

Die  gleichen  Ordnungen  gelten  fbr  Hannover  and  Aachen. 

6.  EapiteL    Eunstecliiilen. 

äO  19.  Juni  1882.  Statut  der  Königlichen  Akademie  der  Künste 
zn  Berlin. 

I.  S  1.  Die  unter  dem  Protektorate  Sr.  Majest&t  des  Königs  stehende  König- 
liche Akademie  der  KtUiste  zu  Berlin  ist  eine  der  Förderung  der  bildenden  Künste 
und  der  Musik  gewidmete  Staatsanstalt.  Sie  besitzt  die  Rechte  einer  juristischen 
Person  und  hat  ihren  Sitz  in  Berlin.  Sie  steht  unmittelbar  unter  dem  Minister  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  als  ihrem  Kurator. 

§  2.  Die  Königliche  Akademie  der  Künste,  an  deren  Spitze  der  Präsident  der 
Akademie  steht,  umfabt  den  Senat,  die  Genossenschaft  der  Mitglieder  und  folgende 
Unterrichtsanstalten:  A.  Für  die  bildenden  Künste:  1.  die  akademische  Hochschule 
für  die  bildenden  Künste,  2.  die  akademischen  Meisterateliers.  B.  FOr  die  Musik; 
1.  die  akademische  Hochschule  für  Musik,  2.  die  akademischen  Meisterschulen  für 
musikalische  Komposition,  3.  das  akademische  Institut  für  Kirchenmusik. 
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IL  §  3*  Der  Präsident  der  Akademie  wird  vom  Senate  aus  der  Zahl  der  Sena- 
toren unter  Yprbebalt  der  Bestfttigang  Seiner  Majest&t  des  Königs  anf  ein  Jahr  ge- 
wählt W&hlbar  sind  nur  die  Senatoren,  welche  ordentliche  Mitglieder  der 
Akademie  sind  und  am  Beginne  des  Geschäftsjahres  des  neaen  Präsidenten  dem 
Senate  angehören.  Die  Wahl  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  der  §§  18  und  19. 
Wiederwahl  ist  sulässig. 

§  4.  Die  Wahl  ist  unter  Einsendung  des  WahlprotokoUes  dem  Minister  anzu- 
zeigen, welcher  die  Allerhöchste  Entscheidung  über  ihre  Bestätigung  einholt 
Wird  die  Wahl  nicht  bestätigt,  so  ist  binnen  vier  Wochen  eine  Neuwahl  nach  den* 
selben  Bestimmungen  (}§  18  und  19)  Tonunehmen. 

§  5.  Als  Vertreter  des  Präsidenten  wird  vom  Senate  ein  zweiter  Senator  in 
derselben  Sitzung,  in  welcher  die  Präsidentenwahl  erfolgt,  nach  den  far  diese  ge- 
troffenen Bestimmungen  ebenfsUs  auf  ein  Jahr  gewählt.  Die  Wahl  bedarf  der  Be- 
stätigung des  Ministers. 

§  6.  Der*  Amtsantritt  des  Präsidenten  und  seines  Stellvertreters  erfblgt  am 
1.  Oktober. 

{  7.  Der  Präsident  vertritt  die  Akademie  nach  aufsen  und  f&hrt  den  Vorsitz 
in  allen  Gesamtsitzungen,  sowohl  des  Senates,  als  der  Genossenschaft,  sowie  in  den 
Sitzungen  deijenigen  Sektion  des  Senates,  welcher  er  angehört.  Er  ernennt  ft&r  die 
Beratungsgegenstände  die  Referenten.  Er  ist  befugt,  allen  Sitzungen  der  Sektionen 
des  Senates,  sowie  der  Genossenschaft  der  Mitglieder  beizuwohnen  und  von  dem  Zn- 
stande der  akademischen  Uuterrichtsanstalten  jederzeit  Kenntnis  zu  nehmen.  Er 
erledigt  selbständig  unter  Mitwirkung  des  ersten  Sekretärs  die  laufenden  Verwal- 
tnngsgeschäfte,  soweit  sie  nicht  des  Vortrages  im  Senate  bedOrfen.  (§§  16  und  27.) 
Er  fahrt  die  neu  eintretenden  Senatoren  in  einer  Gesamtsitzung  des  Senates  ein 
und  vereidigt  dieselben,  sofern  sie  den  Diensteid  noch  nicht  geleistet  haben. 

§  8.  Der  Präsident  vollzieht  namens  der  Akademie  und  des  Senates  alle  von 
denselben  ausgehenden  Schriftstacke  und  Bekanntmachungen.  Er  verhandelt  namens 
der  Akademie  und  des  Senates  mit  Behörden  und  Privatpersonen.  Er  abermittdt 
alle  Anträge,  Gutachten  oder  sonstigen  Berichte  des  Senates  und  seiner  Sektionen, 
sowie  der  Genossenschaft  und  deren  Sektionen  an  den  Minister.  Urkunden  aber 
Rechtsgeschäfte,  welche  die  Akademie  gegen  Dritte  verpflichten  sollen,  sind  von 
dem  Präsidenten  und  dem  ersten  ständigen  Sekretär  zu  vollziehen. 

§  9.  Der  Präsident  hat  auf  Vorschlag  des  zuständigen  Sekretärs  die  Sub- 
altem- und  ünterbeamten,  soweit  dieselben  nicht  ausschliefslich  einer  akademischen 
Unterrichtsanstalt  zugewiesen  sind  (§§  46,  87  und  127),  anzunehmen.  Bei  denjenigen 
dieser  Beamten,  welche  sowohl  bei  der  Gesamtakademie,  als  auch  bei  einer  akade- 
mischen Unterrichtsanstalt  Dienste  zu  versehen  haben,  geschieht  der  Vorschlag 
unter  Zustimmung  der  betreffenden  Direktoren.  Zur  Anstellung  der  Subaltem- 
beamten  ist  die  Genehmigung  des  Ministers  erforderlich.  Der  Präsident  abt  aber 
die  Subaltem-  und  Unterbeamten  der  Akademie  die  Disciplinarbefngnisse  des  Vor- 
standes einer  Provinzialbehörde. 

§  10.  Der  Präsident  hat  jede  Abwesenheit  von  Berlin  aber  die  Dauer  einer 
Woche  dem  Minister  anzuzeigen.  Far  Urlaub  auf  länger  als  zwei  Wochen  bedarf 
er  der  Genehmigung  des  Ministers. 

§  11.  Dem  Präsidenten  stehen  zwei  ständige  Sekretäre  der  Akademie  zur 
Seite,  welche  auf  Antrag  des  Ministers  von  Sr.  Majestät  dem  Könige  ernannt 
werden.    In  Behinderungsfällen  wird  deren  Vertretung  durch  den  Minister  geregelt* 

S  12.  Zum  Geschäftskreise  des  ersten  ständigen  Sekretärs  gehören  die  Ange- 
legenheiten der  Akademie  in  ihrer  Gesamtheit  sowie  der  Sektion  des  Senates  für  die 
bildenden  Künste.    Insbesondere  liegt  ihm  ob:     l.  die  Abfassung   der  in  den  Ge- 
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«amtsitzangen  des  Senates  sowie  der  Genossenscbaft  der  Mitglieder  gefafsten 
BescblOsse  und  der  auf  Grand  derselben  su  erstattenden  Beriebte  jeu  erlas- 
senden Bekanntmacbungen  usw.,  2.  die  Bearbeitung  der  administrativen  Gescb&fte 
der  Gesamtakademie  und  der  Senatssektion  fflr  die  bildenden  Künste  sowie  die 
Fürsorge  fOr  die  Ausfübrung  der  Gescbftfte  der  Genossenscbaft  der  Mitglieder 
der  Akademie  und  ibrer  Sektionen.  Der  erste  Sekretär  ist  der  näcbste  Dienstvor- 
gesetzte  der  Subaltem-  und  Unterbeamten  der  Gesamtakademie.  Zum  Gescb&fts- 
kreise  des  zweiten  ständigen  Sekretärs  geboren  die  Angelegenbeiten  der  Senats- 
sektion fOr  Musik  sowie  der  Verwaltungsgescbäfte  bei  der  akademiscben  Hocbscbule 
für  Musik.  Im  übrigen  bestimmt  die  Funktionen  der  Sekretäre  ein  Tom  Minister 
zu  erlassendes  Reglement 

HI.  §  13.  Der  Senat  ist  tecbnische  KnnstbebOrde  und  künstleriscber  Beirat 
des  Ministers.  Er  ist  berufen,  das  Kunstleben  zu  beobacbten  und  Anträge  im  In- 
teresse desselben  an  den  Minister  zu  stellen  oder  mit  seinem  Gutacbten  zu  über- 
mitteln. Er  bescbliefst  über  die  Angelegenbeiten  der  Akademie  als  jüristiscbe  Person 
und  über  ibre  Verwaltung,  soweit  diese  nicbt  anderen  Organen  übertragen  ist. 

.  §  14.  Die  Mitglieder  des  Senates  (Senatoren)  werden  Tom  Minister  nacb  Mafs- 
gabe  des  §  15  benifen.  Diejenigen  Senatoren,  welcbe  dem  Senate  als  Inbaber  eines 
bestimmten  Amtes  angeboren,  werden  für  die  Dauer  ibrer  Amtsfübrung,  die  übrigen 
jedesmal  auf  drei  Jabre,  vom  1.  Oktober  an  gerecbnet,  berufen.  Scbeiden  Sena- 
toren innerbalb  der  Zeit,  auf  welcbe  sie  berufen  sind,  aus,  so  tritt  eine  Ergänzung 
der  Wahl  und  Berufung  für  den  Rest  der  Zeit  ein ,  auf  welcbe  der  Ausgeschiedene 
dem  Senate  angehörte* 

§  15.  Der  Senat  zerfällt  in  zwei  Sektionen,  eine  für  die  bildenden  Künste 
und  eine  für  Musik.  Die  Mitglieder  desselben  sind:  A.  In  der  Sektion  für  die 
bildenden  Künste:  1.  sechs  Maler,  vier  Bildbauer,  drei  Architekten,  welcbe  von 
der  Genossenschaft  der  ordentlichen  Mitglieder  der  Akademie,  Sektion  für  die  bil- 
denden Künste,  aus  ibrer  Mitte  unter  Vorbehalt  der  Bestätigung  des  Ministers  auf 
drei  Jabre  gewählt  werden;  Wiederwahl  ist  zulässig;  2.  die  Vorsteher  der  aka- 
demischen Meisterateliers  (§  67);  3.  die  Direktoren  der  akademischen  Hochschule 
für  die  bildenden  Künste,  der  Königlichen  Kunstschule  und  der  Lehranstalt  des 
Kunstgewerbemuseums;  4.  der  erste  ständige  Sekretär  der  Akademie;  5.  der  Direktor 
der  Königlichen  Nationalgalerie;  6.  einer  der  Abteilungsdirektoren  der  hiesigen 
Königlichen  Museen;  7.  ein  Knnstgelebrter;  8.  ein  Rechts-  und  Verwaltungskundiger. 
Die  zu  6,  7  und  8  Aufgeführten  werden  vom  Minister  ernannt.  B.  In  der  Sektion 
für  Musik:  1.  vier  Musiker,  welche  von  der  Genossenscbaft  der  ordentlichen  Mit- 
glieder der  Akademie,  Sektion  für  Musik,  'aus  ihrer  Mitte  unter  Vorbehalt  der  Be- 
stätigung des  Ministers  auf  drei  Jahre  gewählt  werden;  Wiederwahl  ist  zulässig; 
2.  die  Vorsteher  der  akademischen  Meisterschulen  für  Komposition  (§  102);  3.  die 
Vorsteher  der  vier  Abteilungen  der  akademischen  Hochschule  für  Musik  sowie  der 
Dirigent  der  Aufführungen  an  derselben;  4.  der  Direktor  des  akademischen  Insti- 
tutes für  Kirchenmusik;  5.  der  zweite  ständige  Sekretär  der  Akademie;  6.  ein  Musikge- 
lehrter; 7.  die  oben  unter  A.  4  und  8  Genannten.  Dieselben  sind  in  den  Sitzungen 
dieser  Sektion  zu  erscheinen  nur  dann  verpflichtet,  wenn  Fragen,  die  ihre  Teil-» 
nähme  erheischen,  auf  der  Tagesordnung  stehen. 

§  16.  Zum  Geschäftskreise  des  Gesamtsenates  gehören:  1.  die  Wahl  des 
Präsidenten  der  Akademie  und  seines  Stellvertreters  (§  18),  2.  die  Erörterung  und 
Begutachtung  allgemeiner  Kunst-  und  Unterrichtsfragen,  3.  die  Bescblufsfassung 
über  Organisationsfragen  der  Gesamtakademie  und  über  die  Verwaltung  ihres  Ver- 
mögens, 4.  die  Abgabe  von  Vorschlägen  für  die  Ernennung  der  ausländischen 
Ritter  des  Ordens  pour  le  m^rite  für  Wissenschaften  und  Künste  nacb  Mafsgabe 
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des  Allerhöchsten  Erlasses  vom  24.  Juni  1846,  5.  die  Erstattung  der  vom  Minister 
sonst  noch  erforderten  Berichte..' 

$17.  Zu  den  Sitzungen  des  Gesamtsenates  erlftfst  der  Präsident  die  Einla- 
dung unter  Angabe  der  Tagesordnung.  Er  verteilt  die  dazu  geeigneten  Sachen  zum 
Vortrage  in  den  Sitzungen  auf  die  Mitglieder. 

§^18.  Die  Wahl  des  Präsidenten  erfolgt  in  einer  während  des-Monates  Mai 
besonders  für  diesen  Zweck  zu  berufenden  Sitzung  des  Qesamtsenates,  in  welcher 
mindestens  zwei  Dritteile  sämtlicher  Senatoren  anwesend  sein  müssen.  Ist  keine 
beschlufsfthige  Anzahl  von  Wahlberechtigten  erschienen,  so  ist  binnen  acht  Tagen 
eine  neue  Versammlung  zu  berufen,  welche  alsdann  ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl 
der  Anwesenden  beschlursfähig  ist  Dies  ist  in  der  Einladung  zu  derselben  aus- 
drücklich zu  bemerken. 

{  19.  Die  Wahl  erfolgt  mittels  Abstimmung  durch  Zettel  nach  absoluter  Mehr- 
heit der  abgegebenen  Stimmen.  Die  Zählung  der  Stimmen  geschieht  durch  zwei 
von  dem  Präsidenten  zu  ernennende  Senatoren.  Ist  keine  absolute  Mehrheit  erreicht, 
so  werden  die  drei  Senatoren,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  auf  die 
engere  Wahl  gebracht.  Ergiebt  sich  auch  bei  dieser  engeren  Wahl  keine  absolute 
Mehrheit,  so  werden  die  beiden,  welche  die  meisten  Stimmen  haben,  auf  die  engere 
Wahl  gebracht.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  in  den  vorbemerkten  Fällen  das 
Los,  welches  durch  den  Präsidenten  zu  ziehen  ist. 

§  20.  Zum  Geschäftskreise  der  Senatssektion  für  die  bildenden  Künste  ge- 
hören insbesondere:  1.  die  Erstattung  der  vom  Minister  erforderten  oder  sonst 
notwendigen,  die  bildenden  Künste  betreffenden  Gutachten,  2.  Vorschläge  für  dio 
Ernennung  der  Vorsteher  der  akademischen  Meisterateliers  und  des  Direktors  der 
Hochschule  für  die  bildenden  Künste,  3.  Anträge  und  Vorschläge  in  Bezug  auf  den 
Lehrplan  der  Hochschule  für  die  bildenden  Künste,  4.  die  Prüfung  und  Begutachtung 
aller  die  akademischen  Meisteratetiers  und  die  Hochschule  für  die  bildenden  Künsto 
gemeinsam  betreffenden  Angelegenheiten,  5.  die  Ausschreibung  der  von  dieser  Sek- 
tion abhängigen  Konkurrenzen  und  die  Entscheidung  derselben  unter  Mitwirkung 
der  in  Berlin  wohnhaften  ordentlichen  Mitglieder  der  Akademie  nach  dem  be- 
stehenden Reglement,  sowie  erforderlichenfalls  Vorschläge  zur  Revision  der  gel- 
tenden Konkurrenzordnung,  6.  die  Ausschreibung  der  akademischen  Kunstausstel- 
lungen mit  Genehmigung  des  Ministers  und  der  Leitung  derselben  nach  den  von 
dem  Minister  genehmigten  reglementarischen  Bestimmungen,  7.  die  Vorschläge  zur 
Verleihung  der  goldenen  Medaille  für  Kunst  bei  Gelegenheit  der  Kunstaustellnngen 
nach  Mafsgabe  der  Allerhöchsten  Erlasse  vom  3.  Mai  1845  und  vom  22.  Oktober  1855, 
unter  Zuziehung  Ton  ordentlichen  Mitgliedern  der  Akademie,  8.  die  Erteilung  des 
grofsen  Staatspreises  und  der  übrigen  bei  der  Akademie  für  Zwecke  der  bildenden 
Künste  gestifteten  Preise,  9  dio  Bewilligung  von  Unterstützungen  innerhalb  der  im 
Etat  vorgeschriebenen  Grenzen  an  Schüler  der  Meisterateliers,  10.  Vorschläge  zur 
Bewilligung  von  Auszeichnungen  an  bildende  Künstler,  11.  die  Wahl  der  durch  den 
Minister  aus  dem  Senate  in  die  Landeskommission  zur  Begutachtung  der  Verwen- 
dungen des  Kunstfonds  zu  berufenden  Künstler. 

§  21.  Zum  Geschäftskreise  der  Senatssektion  für  Musik  gehören  insbesondere: 
1.  die  Erstattung  der  vom  Minister  verlangten  oder  sonst  erforderlichen,  die  Musik 
betreffenden  Gutachten,  2.  Vorschläge  für  die  Ernennung  der  Vorsteher  der  aka- 
demischen Meisterschulen  für  Komposition,  sowie  des  Direktors  bei  dem  akademi- 
schen Institute  für  Kirchenmusik,  3.  Anträge  und  Vorschläge,  welche  den  Lehrgang 
und  Lehrplan  der  Hochschule  für  Musik  und  des  Institutes  für  Kirchenmusik  be- 
treffen, 4.  die  Prüfung  und  Begutachtung  aller  die  akademischen  Meisterschulen  für 
musikalische  Komposition  und  die  Hochschule  für  Musik  gemeinsam  betreffenden 
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Angelegenheiten,  5.  die  Ansschreibung  der  Ton  dieser  Sektion  abhftogigen  Konkur- 
renzen nnd  die  Entscheidung  derselben  nach  den  bestehenden  Reglements,  6.  Vor- 
schlftge  zur  Bewilligung  von  Auszeichnungen  an  Musiker. 

§  22.  Der  Senat  und  seine  Sektionen  sind  berechtigt,  einzelne  der  ihnen  ob- 
liegenden Geschäfte  auf  besondere,  aus  ihrer  Mitte  zu  w&hlende  Kommissionen  zu 
ftbertragen. 

§  23.  Der  Präsident  der  Akademie  ist  sragl^ch  Vorsitzender  der  Sektion, 
welcher  er  angehört  Die  andere  Sektion  wählt,  sobald  die  Wahl  des  Präsidenten 
bestätigt  ist,  nach  den  Bestimmungen  des  §  19  aus  den  tta  das  betreffende  Ge- 
schäft^ahr  ihr  angehOrigen  Mitgliedern  ihren  Vorsitzenden  auf  ein  Jahr.  Jede 
Sektion  wählt  fOr  ihren  Vorsitzenden  einen  Stellvertreter. 

§  24.  Die  Vorsitzenden  der  Sektionen  unterzeichnen  die  von  den  Sektionen 
zu  erstattenden  Berichte  und  die  sonstigen  von  diesen  ausgehenden  Schrift- 
stficke  sowie  die  von  ihnen  zu  erlassenden  Bekanntmachungen.  Sie  laden 
zu  den  Sitzungen  der  Sektionen,  soweit  möglich  unter  Angabe  der  Tagesordnung, 
ein  und  erteilen  die  dazu  geeigneten  einzelnen  Sachen  zur  Bearbeitung  und  zum 
Vortrage  an  die  Mitglieder.  Die  Ab&ssung  der  Beschlässe  und  der  zu  erstattenden 
Gutachten  usw.  liegt,  soweit  sie  nicht  vom  Vorsitzenden  dem  betreffenden  Referenten 
abertragen  wird,  in  der  Sektion  fOr  die  bildenden  KOnste  dem  ersten,  in  der  Sek- 
tion far  Musik  dem  zweiten  ständigen  Sekretär  ob.  Die  Vorsitzenden  der  Sektionen 
erlassen  die  nötigen  Bekanntmachungen  über  den  Beginn  des  Unterrichtes  in  den 
akademischen  Meisterateliers  und  veröffentlichen  im  Zusammenhange  hiermit  die  von 
den  Vorständen  der  akademischen  Unterrichtsanstalten  zu  erlassenden  und  zu  diesem 
Zwecke  sechs  Wochen  vor  Beginn  jedes  Studiensemesters  ihnen  zu  übergebenen 
Bekanntmachungen  über  den  Lehrplan  usw.  der  betreffenden  Anstalten.  (§  8  55,  69, 
89,  104  und  120.) 

§  25.  Ober  jede  Sitzung  des  Senates  und  seiner  Sektionen  ist  ein  Protokoll 
au&unehmen,  welches  nach  erfolgter  Genehmigung  von  dem  Vorsitzenden  nnd  dem 
Protokollführer  vollzogen  und  in  Abschrift  dem  Minister  eingereicht  wird.  Als  Pro- 
tokollführer fungiert  in  den  Sitzungen  des  Gesamtsenates  der  erste  ständige  Sekretär, 
in  den  Sitzungen  der  Sektionen  der  betreffisude  ständige  Sekretär. 

§.  26.  Urlaub  bis  zu  vierzehn  Tagen  haben  die  Senatoren  beim  Präsidenten 
der  Akademie,  Urlaub  für  längere  Zeit  beim  Minister  durch  Vermittelung  des  Präsi- 
denten nachzusuchen.  Hat  der  Minister  einem  Senator  in  anderer  Eigenschaft  Ur- 
laub erteilt,  so  genügt  die  Anzeige  an  den  Präsidenten. 

§  27.  Sitzungen  des  Gesamtsenates  und  seiner  Sektionen  sollen  in  der  Woche 
vor  und  nach  den  hohen  Festen  und  in  der  Zeit  vom  1.  August  bis  1.  Oktober  der 
Regel  nach  nicht  anberaumt  werden.  In  diesen  Zeiten  sind  dringliche  Sachen,  welche 
der  Mitwirkung  des  Senates  bedürfen,  durch  den  Präsidenten  oder  durch  die  Vor- 
sitzenden der  Sektionen  unter  Zuziehung  von  wenigstens  zwei  anderen  Mitgliedern 
des  Senates  oder  der  betreffenden  Sektionen  zu  erledigen.  Dieselben  sind  nachtiäg- 
lich  zur  Kenntnis  des  Senates  oder  der  einzelnen  Sektionen  zu  bringen. 

§  28.  Gemeinschaftliche  Versammlungen  des  Gesamtsenates  und  der  (Genossen- 
schaft der  Mitglieder  finden  nach  Beschluß  des  Senates  bei  besonderen  Veran- 
lassungen und  regelmäfsig  zur  Feier  des  Geburtstages  Sr.  Migestät  des  Königs  statt, 
in  letzterem  Falle  unter  Beteiligong  sämtiicher  Lehrer  der  akademischen  Unterrichts- 
anstalten.   Zu  diesen  Versammlungen  erlätst  der  Präsident  die  Einladungen. 

IV.  §  29.  Die  Mitglieder  der  Akademie  zerfallen  in  ordentliche  und  Ehren- 
mitglieder. 

§  30.  Die  ordentiichen  Mitglieder  bilden  eine  Genossenschaft,  welche  sich  durch 
die  Wahl  aus  hervorragenden  hiesigen  und  auswärtigen  Künstiem  nach  Mafsgabe 
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der  Bestimmoiigen  der  §§  34  ff.  erg&ozt.  Sie  scheidet  sich  wie  der  Senat  in  eine  Sektion 
Ar  die  bildenden  Künste  and  in  eine  Sektion  fftr  Musik,  deren  jede  ihren  Vorsitzen- 
den und  dessen  Stell?ertreter  aus  ihrer  Mitte  im  Monat  Juni  jedes  Jahres  auf  ein 
Jahr  w&hlt.  Wiederwahl  ist  sul&ssig.  Das  Ergebnis  der  Wahl  ist  dem  Präsidenten 
der  Akademie  und  durch  diesen  dem  Minister  und  dem  Senate  anzuzeigen.  Die  Qe- 
wfthlten  fibemehmen  den  Vorsitz  mit  dem  1.  Oktober.  Qemeinschafüiche  Versamm- 
lungen beider  Sektionen  hat  der  Präsident  der  Akademie  zu  berufen  und  zu  leiten. 

§  31.  Zu  den  Rechten  und  Tflichten  der  Genossenschaft  und  ihrer  Sektionen 
gehören :  t.  die  Wahl  der  SektionsYorsitzenden  (§  30),  2.  die  Wahl  neuer  ordentlicher 
Mitglieder  nnd  Ehrenmitglieder  der  Akademie  nach  den  Bestimmungen  der  §§  34  ff.^ 
3.  die  Wahl  yon  Senatoren  (§  15  A.  Nr.  1  und  fi.  Nr.  1),  4.  die  Beteiligung  an  der 
Entscheidung  ttber  die  tou  der  Akademie  zu  erteilenden  Konkurrenzpreise  nach 
Malsgabe  der  dafür  geltenden  Bestimmungen  {'i  20  Nr.  5).  Der  Sektion  der  Genossen- 
schaft ftr  die  bildenden  Künste  liegt  insbesondere  noch  ob:  5.  die  Mitwirkung  bei 
den  VorschlAgen,  welche  wegen  Verleihung  der  goldenen  Medaille  für  Kunst  bei  Ge- 
legenheit der  akademischen  Kunstausstellungen  zu  machen  sind,  durch  diejenigen 
(hrer  Mitglieder,  welche  die  grofse  goldene  Medaille  besitzen,  6.  die  Wahl  Ton  Mit- 
gliedem  zur  Jury  und  zur  Kommission  für  Au&tellung  der  Kunstwerke  bei  den  aka- 
demischen Ausstellungen  nach  den  bestehenden  Reglements.  AuüBerdem  steht  es  der 
Genossenschaft  sowie  ihren  Sektionen  zu,  Antrftge  an  den  Senat  und  durch  diesen 
an  den  Minister  zu  richten. 

§  32.  Gemeinsame  Sitzungen  beider  Sektionen  der  Genossenschaft  hat  der 
Präsident  der  Akademie  nach  Bedürfnis,  doch  mindestens  einmal  in  jedem  Halbjahre 
anzuberaumen.  In  denselben  werden  rechtzeitig  eingebrachte  Antrftge  verhandelt 
sowie  Berichte  und  Vorlagen  der  Mitglieder  entgegengenommen. 

§  33.  Zur  Ausübung  der  in  §  31  den  Sektionen  beigelegten  Rechte  und  Pflichten 
werden  die  Mitglieder  Ton  dem  Vorsitzenden  der  Sektion  je  nach  Bedürfiiis  berufen. 
Au&erdem  ist  von  demselben  eine  Versammlung  anzuberaumen,  so  oft  mehr  als  ein 
Drittel  der  in  Berlin  wohnhaften  Mitglieder  der  Sektion  es  beantragt. 

§  34.  In  jeder  Sektion  findet  j&hrlich  im  Monate  Januar  eine  Versammlung 
zur  Wahl  neuer  ordentlicher  Mitglieder  der  Akademie  statt.  Zu  derselben  sind  die 
in  Berlin  wohnhaften  Mitglieder  der  betreffenden  Sektion  mindestens  drei  Wochen 
vorher  schriftlich  unter  Angabe  des  Zweckes  einzuladen.  Etwaige  Vorschläge  für 
die  Wahl  bestimmter  Personen  sind  bis  14  Tage  vor  der  Wahlversammlung  dem  Vor- 
sitzenden schriftlich  einzureichen,  welcher  diese  Vorschläge  in  einer  spätestens  acht 
Tage  vor  der  eigentlichen  Wahlversammlung  zu  berufenden  Vorversammlung  zur 
Kenntnis  der  erschienenen  Mitglieder  bringt.  In  der  Vorversammlung  findet  nach 
voraufgegangener  Besprechung  über  die  einzelnen  Kandidaten  geheime  Abstimmung 
statt.  Nur  diejenigen  Kandidaten,  welche  bei  dieser  Abstimmung  in  der  Sektion  für 
die  bildenden  Künste  eine  Unterstützung  von  zehn,  in  der  Sektion  für  Musik  eine 
solche  von  drei  Stimmen  erhalten  haben,  kommen  zur  Wahl  in  der  eigentlichen 
Wahlversammlung.  Eine  liste  dieser  Kandidaten  ist  in  der  Wahlversammlung  jedem 
Stimmenden  einzuhändigen.  Jeder  Stimmende  giebt  durch  Hinzufügung  von  Ja  oder 
Nein  hinter  jedem  Namen  auf  dieser  Liste  seine  Stimme  ab.  Die  Mitglieder  sind 
verpflichtet,  über  diese  selbst,  solange  und  insoweit  sie  nicht  zur  amtlichen  Veröffent- 
lichung gelangen,  gegen  Nichtmitglieder  Stillschweigen  zu  beobachten. 

§  35.  Die  Wahlversammlung  jeder  Sektion  ist  nur  beschlufsfähig,  wenn  min- 
destens zwei  DritteUe  der  wahlberechtigten  Sekttonsmitglieder  erschienen  sind.  Als 
gewählt  gilt  deijenige,  welcher  mindestens  zwei  Dritteile  der  abgegebenen  Stimmen 
erhalten  hat. 

§  36.    Personen,  welche,  ohne  Künstler  zu  sein,  sich  um  die  Akademie  oder 
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die  Kanst  im  allgemeinen  Verdienste  erworben  baben,  sowie  bervorragende  EOnst- 
lerinnen  können  za  Ebrenmitgliedem  der  Eöniglicben  Akademie  der  Künste  gew&hlt 
werden.  Dieselben  nebmen  an  den  Rechten  und  Pflichten  der  ordentlichen  Mit- 
glieder  nicht  teil.  Anträge  anf  Wahl  von  Ehrenmitgliedern  mOssen  von  mindestens 
fünfzehn  Mitgliedern  gemeinschaftlich  an  den  Pr&sidenten  der  Akademie  gerichtet 
werden«  Die  Wahl  findet  in  einer  von  dem  Prftsidenten  zu  berufenden  gemeinschaft- 
lichen Sitzung  beider  Sektionen  nach  den  Bestimmungen  des  §  34  statt. 

§  37.  Über  die  nach  Mafsgabe  der  {§  34  £f.  vollzogenen  Wahlen  wird  ein 
Wahlprotokoll  aufgenommen,  welches  nach  erfolgter  Genehmigung  vom  Vorsitzenden 
der  Sektion  oder  dem  Prftsidenten  der  Akademie  und  zwei  Mitgliedern  vollzogen 
wird.  Die  von  einer  Sektion  oder  der  Gesamtheit  der  Genossenschaft  vollzogenen 
Wahlen  von  ordentlichen  und  Ehrenmitgliedern  sowie  von  Mitgliedern  des  Senates 
werden  dem  Gesamtsenate  angezeigt  und  mit  dessen  Berichte  dem  Minister  unter 
Beifügung  des  Wahlprotokolles  zur  Best&tigung  vorgelegt.  Die  Veröffentlichung  be- 
stätigter Wahlen  erfolgt  namens  der  Akademie  durch  den  Prftsidenten. 

§  38.  Für  die  nach  §  31  Nr.  1  und  3  zu  vollziehenden  Wahlen  ist  die  An- 
wesenheit von  mindestens  der  Hftlfte  der  in  Berlin  wohnhaften  Mitglieder  erforderlich  { 
im  übrigen  gelten  die  Wahlbestimmnngen  des  §  19.  Die  Wahl  der  Senatoren  hat 
mindestens  vier  Wochen  vor  der  Wahl  des  Prftsidenten  der  Akademie  zu  erfolgen. 

§  39.  Über  jede  Sitzung  der  Genossenschaft  und  ihrer  Sektionen  ist  ein  Pro- 
tokoll aufzunehmen  und  nach  der  Feststellung  dem  Minister  in  Abschrift  einzu- 
reichen. Die  Führung  des  Protokolles  wechselt  unter  den  Mitgliedern  der  Ver- 
sammlung. 

§  40.  Die  in  §  31  aufgeführten  Rechte  und  Pflichten  können  nur  persönlich 
ausgeübt  werden. 

§  41.  In  den  Monaten  August  und  September  sind  keine  Mitglieder- Versamm- 
lungen anzuberaumen. 

V.    Akademische  Hochschule  für  die  bildenden  Künste. 

§  42.  Die  akademische  Hochschule  für  die  bildenden  Künste  bezweckt  eine 
allseitige  Ausbildung  in  den  bildenden  Künsten  und  ihren  Hilfswissenschaften,  wie 
sie  der  Maler,  Bildhauer,  Architekt,  Kupferstecher,  Holzschneider  usw.  gleichmftbig 
bedarf,  und  die  specielle  Vorbildung  für  die  selbständige  Ausübung  der  bildenden 
Kunst. 

§  43.  Die  akademische  Hochschule  für  die  bildenden  Künste  steht  unter  einem 
Direktor.  Derselbe  mufs  ausübender  Künstler  sein  und  wird  auf  eine  Dauer  von 
mindestens  fünf  Jahren  auf  den  Antrag  des  Ministers  von  Sr.  Migestftt  dem  Könige 
ernannt.  Derselbe  ist  für  die  Dauer  seines  Amtes  Mitglied  des  Senates  der  Akademie 
und  nur  dem  Minister  verantwortlich. 

§  44.  Der  Direktor  führt  die  Aufsiebt  über  die  Hochschule  in  allen  ihren 
Teilen  und  überwacht  die  Ausführung  der  für  dieselbe  getrolTenen  Bestimmungen. 
Insbesondere  hat  er  lür  Heranziehung  geeigneter  Lehrkräfte  zu  sorgen,  bei  Erledigung 
ordentlicher  Lehrerstellen  für  ihre  Wiederbesetzung  und,  wenn  der  Unterricht  un- 
vollstftndig  erscheint,  für  die  Ergftnzung  desselben  durch  Gründung  und  Besetzung 
neuer  Stellen  motivierte  Vorschläge  zu  machen.  Antrftge  des  Direktors,  welche  die 
Einführung  eines  Lehrgengenstandes  betreffen,  sind  durch  die  Sektion  des  Senates  für 
die  bildenden  Künste  mit  deren  Gutachten  einzureichen. 

§  45.  Der  Direktor  ordnet  unter  Mitwirkung  des  Lehrerkollegiums  für  jedes 
Semester  den  Lehrplan  und  überweist  die  Schüler  auf  Grund  der  Beschlüsse  des 
Lehrerkollegiums  den  einzelnen  Klassen.  Er  ist  der  nächste  Dienstvorgesetzte  der 
Lehrer;  dieselben  haben  seinen  Anordnungen  innerhalb  ihrer  amtlichen  Verpflich- 
tungen Folge  zu  leisten. 
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§  46.  Die  ansschlietslich  sur  Erledigung  der  Verwaitungflgescbftfte  der  Hoch- 
scbnle  erforderlichen  Beamten  werden  auf  Vorschlag  des  Direktors  yom  Minister 
ernannt  Die  Funktionen  derselben  bestimmt  ein  vom  Minister  zu  erlassendes  Regle- 
ment. Der  Direktor  ist  der  n&chste  Dienstvorgesetzte  der  fOr  die  Hochschule  an- 
gestellten Beamten.  £r  hat  dieselben  dem  Präsidenten  der  Akademie  namhaft  zu 
machen. 

§  47.  Über  die  Mittel  des  Instituts  verfügt  der  Direktor  nach  Mafsgabe  der 
Bestimmungen  des  Etats  und  der  allgemeinen,  die  6eld?erwendung  betreffenden  Vor- 
schriften. £r  tr&gt  Sorge  für  das  Inventar  und  die  Lehrmittel  des  Instituts  und  ver- 
fügt über  deren  Benutzung. 

§  48.  Die  ordentiichen  Lehrer  werden  vom  Minister  ernannt.  Hilfslehrer 
werden  unter  Vorbehalt  des  Widerrufes  vom  Direktor  mit  Genehmigung  des  Mini- 
sters angenommen.  Die  Lehrer  sind  dem  Präsidenten  der  Akademie  namhaft  zu 
machen. 

§  49.  Die  ordentlichen  Lehrer  bilden  unter  dem  Vorsitze  des  Direktors  das 
LehrerkoUeginm,  welches,  so  oft  dieser  es  ftkr  nötig  h&lt,  mindestens  aber  halbjähr- 
lich einmal  zur  Feststellung  des  Lehrplanes  usw.  sich  versammelt,  über  die  ihm  vor- 
gelegten Angelegenheiten  berät  und  etwa  erforderliche  Gutachten  abgiebt.  Über  Anträge 
auf  Bewilligungen  erhöhter  Geldmittel  für  das  Institut  hat  der  Direktor  das  Lehrer- 
kollegium zu  hören.  Aufserdem  hat  der  Direktor  eine  Versammlung  des  Lehrer- 
kollegiums zu  berufen ,  sobald  die  Hälfte  sämtlicher  ordentlicher  Lehrer  eine  solche 
unter  Mitteilung  des  Beratungsgegenstandes  beantragt.  Jedem  ordentiichen  Lehrer 
steht  das  Recht  zu,  selbständig  Anträge,  welche  die  Hochschule  für  die  bildenden 
Künste  betreffen,  in  den  Versammlungen  des  Lehrerkollegiums  zu  stellen.  In  diesen 
Versammlungen  sind  auch  die  Hilfslehrer  zuzuziehen,  denen  jedoch  ein  Stimmrecht 
nicht  zusteht.  Über  jede  Sitzung  des  Lehrerkollegiums  ist  ein  Protokoll  zu  führen, 
welches  nach  Genehmigung  vom  Direktor  und  dem  Protokollführer  unterzeichnet  wird. 

§  50.  Ordentiiche  Lehrer  der  Hochschule  für  die  bildenden  Künste,  welchen 
vom  Minister  ein  Atelier  mit  Schülerraum  gewährt  wird,  sind  verpflichtet,  mindestens 
zwei  Schüler  aufzunehmen  und  unentgeltlich  zu  unterrichten.  Die  näheren  Be- 
stimmungen über  die  Leitung  dieser  Schüler  trifft  ein  vom  Minister  zu  erlassendes 
Reglement. 

§  51.  Urlaub  für  länger  als  eine  Woche  hat  der  Direktor  bei  dem  Minister 
nachzusuchen.  Soweit  ihm  bei  seiner  Anstellung  ein  solcher  Urlaub  zugesichert  ist, 
bedarf  es  nur  der  Anzeige  vom  Antritte  desselben  und  von  der  Wiederaufnahme  der 
Geschäfte. 

§  52.  Urlaubsgesuche  der  Lehrer  sind  an  den  Direktor  zu  richten  und  können 
von  diesem  für  die  Dauer  einer  Woche  bewilligt  werden.  Für  längeren  Urlaub  ist 
die  Genehmigung  des  Ministers  erforderlich. 

§  53.  Zur  Aufnahme  in  die  Hochschule  für  die  bildenden  Künste  ist  erfor- 
derlich: a.  eine  allgemeine  Bildung,  welche  zum  einjährigen  freiwilligen  Militär- 
dienste berechtigt,  b.  eine  untadelhafte  sittiiche  Führung,  c.  eine  für  das  erfolgreiche 
Studium  der  Kunst  genügende  Begabung  und  die  für  dasselbe  nötigen  Fertigkeiten 
und  Vorkenntnisse.  Bei  der  Meldung  zur  Aufnahme,  welche  schriftlich  bei  dem 
Direktor  zu  erfolgen  hat,  ist  ein  selbstgeschriebener  Lebenslauf  und  ein  schriftlicher 
Nachweis  über  die  Erfüllung  der  unter  a.  und  b.  bezeichneten  Bedingungen  sowie 
bei  Mindeijährigen  die  Genehmigung  der  Eltern  oder  Vormünder  beizubringen.  Über 
die  Bedingungen  unter  c.  haben  sich  die  Bewerber  durch  Ablegung  einer  Prüfung 
vor  dem  Direktor  und  dem  Lehrerkollegium  auszuweisen.  Die  Aufnahme  verfügt 
auf  Grund  des  Beschlusses  des  Lehrerkollegiums  der  Direktor.  Von  dem  oben  unter 
a.  bezeichneten  Erfordernisse  kann  der  Direktor  auf  Beschlufs  des  Lehrerkollegiums 
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ausnahmsweise  bei  herrorragender  künstlerischer  Begabung  Dispens  erteilen  und 
hat  in  solchen  FiUlen  den  Betreffenden  zur  nachträglichen  Ergftiunuig  seiner  allge- 
meinen Bildung  anzuhalten.  Von  den  Erfordernissen  unter  b.  und  c.  ist  eine  Dis- 
pensation aberhanpt  unzul&ssig. 

§  54.  Die  Aufnahme  Ton  Schalem  erfolgt  zu  Ostern  und  Michaelis.  Nach 
Beginn  des  Semesters  ist  die  Aufnahme  neuer  SchtÜer  in  der  Regel  nicht  zul&ssig. 

§  55.  Den  Zeitpunkt  des  Unterrichtsbeginnes  und  der  Aufnahme  neu  eintre- 
tender Schüler  bestimmt  der  Direktor.  Er  übergiebt  die  von  ihm  vollzogene  An- 
kündigung mindestens  sechs  Wochen  Tor  Beginn  des  Stndiensemesters  dem  Tor- 
sitzenden  der  Senatssektion  für  die  bildenden  Künste  zum  Zwecke  ihrer  Yeröffent- 
lichnng  (§  24). 

§  56.  Die  Immatrikulation  der  aufgenommenen  Schüler  erfolgt  auf  Anweisung 
des  Direktors  gegen  Erlegung  der  Gebühren  auf  drei  Jahre.  Ihre  Gültigkeit  kann 
Yon  dem  Direktor  verlftugert  werden. 

§  57.  Der  Unterricht  an  der  Hochschule  für  die  bildenden  Künste  ist  obli- 
gatorisch. 

§  58.  Den  Schülern  ist  die  Benutzung  der  akademischen  Bibliothek  und  der 
Lehrmittel  der  Anstalt,  sowie  das  Kopieren  in  den  Königlichen  Museen  und  in  der 
Nationalgalerie  gegen  Vorlage  eines  von  dem  Direktor  ausgestellten  BefUiigungs- 
zeugnisses  nach  den  bestehenden  Vorschriften  gestattet 

§  59.  Das  festgesetzte  Untexrichtshonorar  ist  halbjährlich  im  voraus  an  den 
Inspektor  der  Akademie  der  Künste  zu  zahlen.  Wer  ausnahmsweise  im  Laufe  eines 
Semesters  eintritt,  hat  in  der  R^gel  für  das  ganze  Semester  Honorar  zu  entrichten. 
Auf  Erstattung  bereits  gezahlten  Honorars  hat  kein  Schüler  Anspruch.  Über 
Erlafs  des  ganzen  oder  halben  Honorars  befindet  der  Direktor  innerhalb  der  im 
Etat  vorgesehenen  Grenzen.  Gesuche  um  Unterstützungen  sind  an  den  Direktor 
unter  Einreichung  eines  amtlich  beglaubigten  Bedürftfgkeitszeugnisses  zu  richten. 
Dieser  entscheidet  darüber  auf  Grund  des  schriftlich  abzugebenden  Zeugnisses  der 
Lehrer  des  Bittstellers  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats. 

§  60.  Hospitanten  dürfen  mit  Bewilligung  des  Direktors  an  einzelnen  Unter- 
richtsstunden gegen  Erlegung  eines  angemessenen  Honorars  für  jedes  einzehie  Fach 
teilnehmen. 

§  61.  AUjfthrlich  findet  eine  öffentliche  Ausstellung  von  Schülerarbeiten  ans 
dem  abgelaufenen  Schuljahre  statt,  zu  welcher  jeder  Schüler  seine  Arbeiten  einzu- 
liefern verpflichtet  ist.  Über  die  Erteilung  von  Preisen  entscheidet  das  Lehrer- 
kolleginm.  Das  Ergebnis  wird  den  Schülern  durch  den  Direktor  vor  den  versam- 
melten Lehrern  verkündigt.  Kein  Schüler  der  Hochschule  darf  seine  Arbeiten  ohne 
Bewilligung  des  Direktors  öffentlich  ausstellen. 

§  62.  Schüler,  welche  wegen  ungenügender  Begabung  oder  durch  Unflolf)i 
keine  Hoffnung  auf  erfolgreiche  Benutzung  des  Unterrichts  gewähren,  können  durch 
Beschlufs  des  Lehrerkollegiums  von  dem  Besuche  der  Hochschule  ausgeschlossen 
werden.  Wegen  ungehörigen  Verhaltens  können  Schüler  durch  das  Lehrerkollegium 
zeitweilig  von  der  Teilnahme  am  Unterricht,  oder  für  immer  von  der  Anstalt  aus- 
geschlossen werden.  In  dringenden  Fällen  kann  der  Direktor  den  Besuch  des  Unter- 
richts und  der  Institatsräume  sofort  untersagen. 

§  63.  Den  Schülern  werden  bei  ihrem  Abgange  auf  Verlangen  Zeugnisse  über 
ihren  Besuch  der  Hochschule  ausgestellt.  Diejenigen  Zeugnisse,  welche  die  erlangte 
Ausbildung,  den  Fleifs  und  die  Be&higung  der  Schüler  bestätigen  soUen,  werden 
auf  Grund  der  schriftlich  abzugebenden  Urteile  der  Lehrer  durch  BeschlufB  des 
Lehrerkollegiums  festgestellt  und  vom  Direktor  ausgefertigt 

§  64.    Die  Hauptferien  fallen  in  die  Monate  August  und  September;  aufserdem 
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wird  der  Unterricht  sa  Weihnachten,  Ostern  und  Pfingsten,  soweit  die  Festzeit  oder 
die  Vorbereitungen  f&r  das  Sommersemester  es  erfordert,  aasgesetzt. 

§  65.  Al\j&hrlich  erstattet  der  Direlctor  an  den  Minister  den  zur  Ver<)ffent- 
licbnng  and  zar  Bfitteilong  an  den  Senat  und  die  Qenossenschaft  der  Mitglieder  der 
Akademie  bestimmten  Bericht  fiber  das  verflossene  Schuljahr. 

VI.  Akademische  Meisterateliers. 

§  66.  Mit  der  Akademie  der  Künste  sind  Meisterateliers  verbanden  fCLr 
Malerei,  fiiidhauerei,  Architektur  und  Kapferstich.  Sie  bieten  Gelegen- 
heit zur  Ausbildung  in  selbst&ndiger  kOnstlerischer  Th&tigkeit  unter  unmittelbarer 
Aufsicht  und  Leitung  eines  Meisters. 

§  67.  Jedes  Atelier  steht  unter  selbst&ndiger  Leitong  eines  aasübenden  Künst- 
lers, welcher  vom  Minister,  dem  er  allein  verantwortlich  ist,  angestellt  wird.  Als 
Inhaber  des  Ateliers  ist  er,  wenn  definitiv  angestellt,  Mitglied  des  Senats  der  Aka- 
demie. Provisorisch  angestellte  Vorsteher  können  durch  Beschluß  des  Ministers  in 
den  Senat  berufen  werden.  Jeder  Meister  ist  verpflichtet,  bis  zu  6  Schülern  an- 
zunehmen. 

§  68.  Die  Aufnahme  von  Schülern  flndet  in  der  Kegel  nur  zu  Anfang  eines 
Vierte^ahres  statt.  Vorbedingung  der  Aufnahme  ist  der  Nachweis  untadelhafter 
sittlicher  Ftlhrnng.  Über  die  künstlerische  Bei&higung  der  Schüler  znr  Aufnahme 
entscheidet  der  betrefiende  Meister. 

§  69.  Seine  Einwilligung  zur  Aufnahme  zeigt  derselbe  dem  Inspektor  der 
Akademie  an,  welcher  einen  auf  3  Jahre  gültigen  Immatrikulationsschein  gegen 
Erlegung  der  Gebühren  ausstellt  Nur  auf  Vorlegung  dieses  Scheines  und  der 
Honorarquittung  ist  der  Eintritt  in  das  Atelier  gestattet  Den  Zeitpunkt  des  Unter- 
richtsanfanges und  der  Schüleraufhahme  hat  der  Meister  mindestens  6  Wochen 
zuvor  dem  Vorsitzenden  der  Senatssektion  zur  Veröffentlichung  anzuzeigen. 

§  70.  Das  festgesetzte  Honorar  ist  vierteljährlich  an  den  Inspektor  voraus- 
zuzahlen. Kein  Schüler  hat  ein  Anrecht  auf  Erstattung  bereits  gezahlten  Honorars. 
Ober  Erlafs  der  ganzen  oder  halben  Summe  befindet  der  Ateliervorsteher  im  Ein- 
Torst&ndnis  mit  dem  Präsidenten  der  Akademie  innerhalb  der  Etatsgrenzen.  Gesuche 
um  Unterstützungen  sind  an  den  Ateliervorstand  zu  richten  und  von  diesem  der 
Senatssektion  für  die  bildenden  Künste  mit  seinen  Vorschlägen  zur  Beschlufs- 
fassung  vorzulegen. 

§  71.  Den  Schülern  ist  die  Benutzung  der  akademischen  Bibliothek,  der 
Lehrmittel  der  Akademie  und  der  unentgeltliche  Besuch  der  Vorträge  über  Hilfs- 
wissenschaften bei  der  Hochschule  für  die  bildenden  Künste  sowie  der  akademischen 
Kunstausstellungen  gestattet. 

§  72.  Glaubt  der  Meister  einem  Schüler  persönlich  nicht  mehr  nützen  zu 
können,  so  kann  er  ihn  am  Vierte\jahrsschlufs  entlassen.  Dem  Eintritt  in  ein 
anderes  Atelier  steht  in  diesem  Falle  nichts  entgegen. 

§  73.  Für  die  Ateliers  gelten  die  Ferien  der  Hochschule  für  die  bildenden 
Künste,  jedoch  steht  es  den  Schülern  frei,  mit  Genehmigung  des  Meisters  auch 
während  der  Ferien  ihre  Arbeiten  im  Atelier  fortzusetzen. 

§  74.  Für  Abwesenheit  auf  länger  als  14  Tage  bedarf  der  Meister  Urlanbs- 
erteilung  des  Ministers.  Bei  Anst^ung  zugesicherter  Urlaub  ist  nur  nach  seinem 
Antritt  und  Schlufs  anzuzeigen.  Für  die  Dauer  seiner  Abwesenheit  hat  der  Atelier- 
vorsteher wegen  Beaufsichtigung  seines  Ateliers  Anordnung  zu  treffen  und  von  dem 
Geschehenen  dem  Minister  Anzeige  zu  machen. 

VII.  Akademische  Hochschule  für  Musik. 

§  75;  Zweck  der  Akademie  ist  einesteils  allseitige  höhere  Ausbildung  für 
sämtliche  Gebiete  der  Musik,  anderseits  Veranstaltung  musikalischer  Aufführungen 
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unter  Verwertung  der  von  ihr  ausgebildeten  Kr&fte.  Sie  serfällt  in  die  Abteilungen 
für  Komposition,  Gesang,  Orchesterinstrnmente  and  Klavier 
und  Orgel. 

§  76.  Die  Hochschule  steht  unter  einem  Direlctorium,  welches  sich  zusammen- 
setzt aus  den  Vorstehern  der  4  Abteilungen  und  dem  zweiten  st&ndigen  Sekret&r 
der  Akademie.  Der  Vorsitz  wechselt  j&hrlich  unter  den  Abteilungsvorstehem  nach 
einem  vom  Minister  aufzustellenden  Turnus.  Die  Stellvertretung  regelt  der  Minister. 
Das  Direktorium  fafst  seine  BeschlQsse  bei  Anwesenheit  von  mindestens  3  Mit- 
gliedern mit  Stimmenmehrheit.  Bei  Gleichheit  der  Stimmen  entscheidet  der 
Vorsitzende. 

i  77.  Das  Direktorium  vertritt  die  Hochschule  gegenüber  der  vorgesetzten 
Behörde  und  nach  aufsen.  Insbesondere  liegt  ihm  ob,  von  dem  Gange  des  Unter- 
richts in  allen  seinen  Zweigen  Kenntnis  zu  nehmen  und  alle  im  Interesse  desselben 
liegenden  Antr&ge  an  den  Minister  zu  richten ,  aufserdem  den  Lehrplan  auf  Grund 
der  Vorschl&ge  der  Abteilungsvorsteher  festzustellen. 

§  78.  Jede  Abteiiung  hat  einen  Vorsteher,  welcher  die  artistischen  Angelegen- 
heiten derselben  leitet  Dieselben  werden  vom  Minister  ernannt,  und  zwar  fOr  die 
Kompositionsabteilung  aus  der  Zahl  der  Vorsteher  der  akademischen  Meisterschulen 
fOr  musikalische  Komposition. 

§  79.  Die  ordentlichen  Lehrer  ernennt  der  Minister  auf  Vorschlag  des 
Direlctoriums.  Außerordentliche  Lehrer  und  Hilfslehrer  werden  auf  Vorschlag  der 
Abteilnngsvorsteher  vom  Direktorium  unter  Zustimmung  des  Ministers  kommissarisch 
bestellt.  Die  Lehrkräfte  werden  den  einzelnen  Abteilungen  vom  Minister  zugewiesen 
und  sind  dem  Pr&sidenten  der  Akademie  namhaft  zu  machen. 

§  80.  Die  Abteilnngsvorsteher  und  die  s&mtlichen  ftbrigen  Lehrkräfte  bilden 
mit  dem  Sekret&r  das  Lehrerkollegiam.  Dieses  wird  von  letzterem  nach  seinem 
Ermessen  oder  auf  Veranlassung  des  Direktoriums  zu  Sitzungen  berufen  und  be- 
schließt über  die  ihm  vorgelegten  Angelegenheiten  nach  Stimmenmehrheit.  Den 
Vorsitz  in  diesen  Sitzungen  führt  der  Vorsitzende  des  Direktoriums,  sofern  es  sich 
um  artistische  Angelegenheiten,  der  Selcret&r,  wenn  es  sich  um  Verwaltungsangelegen- 
heiten  handelt.  Über  jede  Sitzung  ist  ein  Protokoll  zu  führen,  welches  nach  Ver- 
lesung und  Genehmigung  vom  Vorsitzenden  und  Protokollführer  vollzogen  wird. 

§  81.  Jeder  Abteilnngsvorsteher  beruft  und  leitet  die  Konferenzen  der  Lehrer 
seiner  Abteilung.  Dieselben  finden  mindestens  halbjährlich  einmal  statt;  aufserdem 
so  oft  der  Abteilungsvorstand  es  für  nötig  hftlt,  oder  die  H&lfte  sämtlicher  Lehrer 
einer  Abteilung  eine  Konferenz  unter  MitteUung  des  Beratungsgegenstandes  beantragt. 

§  82.  Die  von  der  Hochschule  zu  veranstaltenden  öffentlichen  und  halb- 
öffentlichen Aufführungen  stehen  bezüglich  ihrer  Anordnung  und  Leitung  unter 
einem  besonderen  Dirigenten,  v^elcher  ans  der  Zahl  der  Lehrer  auf  Vorschlag  des 
Ministers  durch  Se.  Majestät  ernannt  wird.  Der  Dirigent  hat  den  Plan  zu  den 
öffentlichen  Aufführungen  für  jedes  Halbjahr  festzustellen,  sich  wegen  Durchführung 
desselben  mit  dem  Direktorium  und  dem  Sekretär  zu  verständigen  und  vor  Erlafs 
der  Ankündigung  eines  Konzerts  dem  Minister  Anzeige  zu  machen.  Ober  Ver- 
leihung der  etatmäfsigen  Orchesterstipendien  schlägt  der  Dirigent  dem  Minister  das 
Betreffende  vor.    Praktische  Übungen  im  Dirigieren  leitet  er  gleichfalls. 

§  83.  Die  sämtlichen  an  der  Hochschule  für  Musik  beschäftigten  Lehrer  der 
Orchesterinstrumente  sind  gehalten,  bei  den  von  der  Hochschule  veranstalteten 
öffentlichen  Musikaufführungen  mitzuwirken.  Ausnahmen  hiervon  sind  nur  mit 
Genehmigung  des  Ministers  zulässig.  Kein  Lehrer  ist  befugt,  ohne  ministerielle 
Erlaubnis  an  anderen  Instituten  Unterricht  zu  übernehmen. 

§  84.    Erachten  die  Lehrer  der  Abteilung  für  Komposition  Probeaufführungen 
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von  Arbeiten  ihrer  Schüler  durch  Chor-  und  Orcbesterkrftfte  der  Hochschule  fOr 
Eweckmftfsig,  so  bleibt  ihnen  überlassen,  darüber  mit  dem  Dirigenten  das  Erforder- 
liche zu  Tereinbaren.  Kompositionen  von  Schtüem,  welche  von  Lehrern  der  Kom- 
positionsabteüung  dessen  als  würdig  erkannt  werden,  können  nach  den  dafür 
bestimmten  Mitteln  und  nach  Verständigung  mit  dem  Dirigenten  nnter  thunlichster 
Mitwirkung  der  Chor-  und  Orchesterkräfte  der  Hochschule  auch  zur  öffentlichen 
Aufführung  gebracht  und  dabei  für  die  Autoren  prämiiert  werden. 

§  85.  Urlaubsgesuche  der  Lehrer  sind  an  den  Sekret&r  zu  richten  und  können 
von  diesem  mit  Zustimmung  des  Abteilungsvorstehers  für  eine  Woche  bewilligt 
werden.  Für  längeren  Urlaub  ist  die  Genehmigung  des  Ministers  erforderlich. 
Letzterer  trifft  auch  hinsichtlich  der  Mitglieder  des  Direktoriums  und  des  Dirigenten 
der  Aufführungen  die  nötigen  Anordnungen. 

§  86.  Die  geschäftliche  Verwaltung  der  gesamten  Anstalt  sowie  die  Über- 
wachung der  für  Haus  und  Schule  erlassenen  Reglements  liegt  dem  Sekretär  ob* 
Derselbe  hat  auch  sämtliche  vom  Direktorium  an  den  Minister  zu  erstattende  Be- 
richte sowie  die  Schülerzeugnisse  mitzuzeichnen. 

§  87.  Die  zur  Erledigung  der  Verwaltnngsgeschäfte  aufser  dem  Sekretär  er- 
forderlichen Beamten  und  sonstigen  Hilfskräfte  werden  vom  Minister  auf  Vorschlag 
des  Sekretärs  bestellt  Letzterer  ist  der  nächste  Dienstvorgesetzte  dieser  Beamten 
und  hat  dieselben  dem  Präsidenten  der  Akademie  namhaft  zu  machen. 

§  88.  Der  Unterricht  teilt  sich  in  Abschnitte  von  halbjähriger  Dauer,  welche 
zu  Ostern  und  Michaelis  beginnen.  Die  Aufnahme  in  den  Chor  findet  in  der  Regel 
nur  einmal  jährlich,  zu  Ostern,  statt. 

§  89.  Den  Zeitpunkt  des  Unterrichtsanfanges  und  der  Aufnahme  neuer  Schüler 
bestimmt  das  Direktorium.  Es  übergiebt  die  von  ihm  vollzogene  Ankündigung  6 
Wochen  vor  Beginn  des  Semesters  dem  Vorsitzenden  der  Senatssektion  für  Musik 
zur  Veröffentlichung. 

§  90.  Obligatorisch  für  alle  Schüler  ist  die  Teilnahme  am  elementaren  Gesang- 
unterricht und  an  den  Ghorübungen;  ferner  a.  für  die  Abteilung  für  Komposition 
der  Unterricht  in  Klavier  und  in  der  Geschichte  der  Musik ;  b.  für  die  Gesangab- 
teilung Geschichte  und  Theorie  der  Musik,  Klavierspiel,  Italienisch  und  Deklamation ; 
c.  für  die  Orchesterabteilung  Geschichte  und  Theorie  der  Musik  und  Klavier;  für 
die  Klavier-  und  Orgelabteiiung  Geschichte  und  Theorie  der  Musik  und  (für  Orgel- 
schüler) Unterricht  in  der  Orgelstruktur.  Dispensation  von  einem  dieser  obligato- 
rischen Fächer  kann  vom  Abteilungsvorsteher  nach  Anhörung  des  betreffenden 
liehrers  gewährt  werden. 

§  91.  Zur  Aufnahme  in  die  Hochschule  ist  erforderlich  1.  das  vollendete  16. 
Lebensjahr,  2.  untadelhafte  sittliche  Führung,  3.  genügende  allgemeine  Bildung^ 
und  zwar  bei  den  männlichen  Schülern  das  Einjährigenzeugnis,  4.  eine  für  die  Aas- 
bildung in  der  Hochschule  genügende  musikalische  Begabung  und  Vorbildung.  Bei 
der  Meldung  zur  Aufnahme  ist  ein  selbstgeschriebener  Lebenslauf  und  ein  schrift- 
licher Nachweis  der  Bedingungen  l  bis  3  sowie  bei  Minderjährigen  die  Genehmigung 
des  Vaters  oder  Vormundes  beizubringen.  Über  die  Bedingungen  zu  4  haben  sich 
die  Bewerber  in  einer  besonderen  Aufnahmeprüfung  auszuweisen.  Die  Abnahme  der- 
selben erfolgt  durch  die  Lehrer  der  betreffenden  Abteilung  und  die  Entscheidung 
durch  den  Abteilungsvorsteher.  Das  Direktorium  hat  die  Aufnahme  sämtlicher 
Schüler  endgültig  zu  verfügen  und  kann  den  Prüfungen  beiwohnen.  Dispensationen 
zu  1  und  3  können  ausnahmsweise  bei  vorzüglichen  musikalischen  Fähigkeiten  auf 
Antrag  des  Abteilungsvorstehers  vom  Direktorium  gewährt  werden.  Zu  2  und  4  sind 
Dispensationen  überhaupt  unzulässig.  Das  erste  Semester  wird  als  Probezeit  ange- 
sehen, nach  deren  Ablauf  bei  ungenügendem  Ergebnis  das  weitere  Studium  an  der 
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Hochschule  auf  Antrag  des  AbteUungsvorstehers  durch  das  Direktorium  Terweigert 
werden  kann.  Bei  ausnahmsweise  im  Laufe  des  Semesters  vorkommenden  Anmel- 
dungen ist  das  Direktorium  befugt,  ohne  Zuziehung  der  Lehrer  über  die  Auihahme 
zu  entscheiden. 

§  92.  Das  festgesetzte  Honorar  ist  halbjährlich  Torauszuzahlen.  Ausnahmsweise 
im  Semester  Eintretende  haben  fOr  dessen  ganze  Dauer  zu  bezahlen.  Auf  Erstattung 
bereits  gezahlter  Honorare  hat  kein  Schüler  Anspruch.  Über  Honorarerlafs,  ganzen 
und  halben,  befindet  das  Direktorium  in  den  etatsm&rsigen  Grenzen.  Gesuche  um 
Unterstützungen  sind  unter  Einreichung  amtlich  beglaubigter  BedfirfÜgkeitszeugnisse 
an  das  Direktorium  zu  richten.  Dieses  entscheidet  darüber  innerhalb  der  Etats- 
grenzen nach  Einforderung  eines  schriftlichen  Zeugnisses  der  betreffenden  Fachlehrer. 
Schülern,  die  den  vollständigen  Kursus  absolvierten,  kann  unentgeltliche  Teilnahme  an 
Chor-  und  Orchesterübungen  gestattet  werden. 

§  93.  Den  m&nnlichen  Schülern  der  Hochschule  ist  dio  Teilnahme  an  den 
kunstwissenschaftlichen  Vorträgen  in  der. Hochschule  für  bildende  Künste  sowie  die 
Benutzung  der  allgemeinen  Bibliothek  der  Akademie  der  Künste  gestattet. 

§  94.  Die  Schüler  sind  verpflichtet,  bei  den  öffentlichen  Aufführungen  der 
Hochschule  mitzuwirken.  Ohne  Zustimmung  des  Vorstehers  oder  des  Fachlehrers 
dürfen  sie  jedoch  sich  nicht  anderweit  öffentlich  hören  lassen  oder  eigene  Kompo- 
sitionen veröffentlichen.  Gesangsschüler,  welche  sich  zum  Lehrberuf  ausbilden, 
müssen  auf  Anordnung  und  unter  Aufsicht  des  Vorstehers  bis  4  Unterrichtsstunden 
erteilen.    Den  Zutritt  zu  Aufführungen  regelt  eine  besondere  Anordnung. 

§  95.  Die  Hauptferien  fallen  auf  August  und  September;  außerdem  sind  die 
Festzeiten  zu  Weihnachten,  Ostern  und  Pfingsten  unterrichtsfrei. 

$  96.  Austretende  Schüler  haben  sich  vor  Schlufs  des  Semesters  bei  dem  Se- 
kretär schriftlich  abzumelden. 

§  97.  In  jedem  Semester  findet  eine  Reifeprüfung  statt,  zu  welcher  die  Mel- 
dung ohne  Rücksicht  auf  die  Studiendauer  den  Schülern  freisteht.  Die  Prüfung 
geschieht  vor  dem  Lehrerkollegium,  welches  durch  Stimmenmehrheit  über  den  Aus- 
fall entscheidet.  Die  Bestandenen  erhalten  ein  Zeugnis  darüber,  dafs  sie  bei  dem 
Grad  ihrer  künstierischen  Reife  fernerhin  fremder  Führung  bei  ihrer  Weiterbildung 
entraten  können. 

§  98.  Wegen  Mangels  an  Fleifs  oder  sittiich  anstößigen  Betragens  können 
Schüler  auf  Beschlufs  des  Lehrerkollegiums  entiassen  werden.  In  dringenden  Fällen 
kann  der  Sekretär  einem  Schüler  den  Besuch  des  Unterrichts  und  der  Unterrichts- 
räume bis  zur  höheren  Entscheidung  untersagen. 

S  99.  Vorgeschrittene  Schüler  oder  Musikfreunde,  welche  die  Ausübung  der 
Kunst  nicht  zum  Lebensberuf  erwählt  haben,  können  gemäfs  §  91  mindestens  ein 
halbes  Jahr  zum  Unterricht  zugelassen  werden.  Für  diese  Zeit  verpflichten  sie  sich 
gleich  den  übrigen  Schülern  zur  genauen  Befolgung  der  Unterrichtsordnung,  sowie 
zur  Mitwirkung  in  den  vom  Institut  veranstalteten  Aulführungen. 

§  tOO.  Alljährlich  erstattet  das  Direktorium  den  zur  Veröffentlichung  und  zur 
Mitteilung  an  den  Senat  und  die  Genossenschaft  der  Mitglieder  der  Akademie  be- 
stimmten Bericht  über  das  verflossene  Schu^'ahr. 

Vin.  Akademische  Meisterschulen  für  musikalische  Komposition. 

$  101.  Die  mit  der  Akademie  der  Künste  verbundenen  Meisterschulen  haben 
den  Zweck,  unter  unmittelbarer  Leitung  eines  Meisters  weitere  Ausbildung  in  der 
Komposition  zu  geben. 

§  102.  Jede  MeiBterschuIe  steht  unter  selbständiger  Leitung  eines  Komponisten, 
welcher  vom  Minister  angestellt  und  nur  diesem  verantwortiich  ist.    In  dieser  Eigene 
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Schaft  ist  derselbe,  wenn  definiti?  angestellt,  Mitglied  des  Senats  der  Akademie. 
ProTisoritch  angestellte  Vorsteher  können  durch  besonderen  Beschlnb  des  Ministers 
in  den  Senat  benifen  werden.  Jeder  Meister  ist  Terpfiichtet,  bis  zu  sechs  Schüler 
anzunehmen. 

§  103.  Wenn  der  Meister  ftkr  l&nger  als  eine  Woche  Terhindert  ist,  den  Unter- 
richt seiner  Schule  zu  leiten,  so  hat  er  dem  Minister  Anzeige  zu  erstatten.  FOr  Ab- 
wesenheit von  l&nger  als  14  Tagen  bedarf  er  dessen  Urlaubserteilnng.  Soweit  ein 
Urlaub  bei  der  Anstellung  zugesichert  ist,  genügt  eine  Anzeige  vom  Antritt  und 
Schlufs  desselben. 

§  104.  Die  Aufnahme  von  Schülern  findet  in  der  Regel  nur  zu  Ostern  und 
Michaelis  statt.  Über  die  künstlerische  Befähigung  der  Bewerber  entscheidet  der 
betreffsnde  Meister.  Vorbedingung  der  Aufiiahme  ist  der  Nachweis  einer  untadel- 
haften  sittlichen  Führung. 

§  105.  Ist  der  Meister  geneigt,  den  Schüler  aufzunehmen,  so  macht  er  davon 
dem  Lispektor  der  Akademie  Anzeige,  welcher  gegen  Erlegung  der  Gebühren  den 
auf  drei  Jahre  gültigen  Immatrikulationsschein  ausstellt.  Nur  gegen  dessen  Vorlegung 
ist  der  Eintritt  in  die  Meisterschnle  gestattet. 

{  106.  Es  ist  zulftssig,  dafs  ein  Schüler  den  Unterricht  mehrerer  Meister  gleich- 
zeitig in  Anspruch  nimmt,  falls  Verständigung  hierüber  mit  denselben  erfolgt  ist. 
Glaubt  ein  Meister  dem  Schüler  nicht  mehr  nützen  zu  können,  so  ist  er  befugt,  den- 
selben am  Semesterschlusse  zu  entlassen.  Dem  Schüler  ist  unbenommen,  alsdann 
bei  einem  anderen  Meister  Aufnahme  nachzusuchen.  Eine  nochmaUge  Entrichtung 
der  Immatrikulationsgebühren  ist  dann  nicht  erforderlich. 

§  107.    Der  Unterricht  ist  bis  auf  weitere  Bestimmungen  unentgeltlich. 

§  108.  Den  Schülern  ist  der  Besuch  der  an  der  Hochschule  für  Musik  ge- 
haltenen musikwissenschaftlichen  Vortrage  sowie  die  Benutzung  der  AkademiebibUo- 
thek  unter  den  dafür  bestehenden  Bestimmungen  gestattet.  Auch  steht  den  Meistern 
und  ihren  Schülern  der  unentgeltliche  Zutritt  zu  den  von  der  Hochschule  für  Musik 
veranstalteten  Aufführungen  frei. 

§  109.    Für  die  Meisterschulen  gelten  die  Ferien  der  Hochschule  fCür  Musik. 

§110.  Talentvollen  und  bedürftigen  Schülern,  die  sich  durch  Fleirs  bew&hrt 
haben,  können  auf  Vorschlag  ihres  Meisters  aus  dem  etatsm&fsig  dafür  bestimmten 
Fonds  Unterstützungen  zun&chst  auf  ein  Halbjahr  und  bei  andauerndem  Fleifs  und 
sichtlichen  Fortschritten  auch  weiterhin  bewilligt  werden.  Ober  solche  Unter- 
stützungen entscheidet  auf  Antrag  des  betreffenden  Meisters  der  Minister. 

$  111.  Erachtet  ein  Meister  Probeaufführungen  von  Arbeiten  seiner  Schüler 
durch  Chor-  und  Orchesterkr&fte  für  zweckm&fsig,  so  bleibt  ihm  überlassen,  sich 
darüber  mit  dem  Dirigenten  der  Aufführungen  an  der  Hochschule  für  Musik  zu  ver* 
ständigen.  Kompositionen  von  Schülern,  welche  von  dem  betreffenden  Meister  dessen 
als  würdig  anerkannt  sind,  können  nach  Mafsgabe  der  dafür  bestimmten  Mittel  und 
nach  Verständigung  mit  dem  Dirigenten  unter  thunlichster  Mitwirkung  der  Chor- 
und  Orchesterkräfte  der  Hochschule  auch  zur  öffentlichen  Aufführung  gebracht  werden. 
Prämien  für  solche  Schüler  sind  hierbei  zulässig. 

§  II 2.  Alle  3  Jahre  kann  mit  Genehmigung  des  Ministers  von  den  Vorstehern 
der  Meisterschulen  eine  Konkurrenzaufgabe  zur  Erlangung  eines  gröfseren 
Preises  für  ihre  Schüler  gestellt  werden.  Dieselbe  mnfs  entweder  aus  einer  mehrere 
Nummern  umfassenden  geistlichen  oder  weltlichen  Kantate,  oder  aus  einer  Symphonie 
oder  anderen  gröfseren  Instrumentalkomposition  bestehen.  Die  Zuerkennung  des 
Preises,  über  welche  die  Mitglieder  der  Senatssektion  für  Musik  nach  Stimmen- 
mehrheit beschliefsen,  erfolgt  durch  den  Präsidenten  der  Akademie. 

26* 
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IX.  Akademisches  Institut  für  Eirchenmasik. 

§  113.  Das  Institut  bildet  Organisten,  Kantoren,  Chordirigenten  wie  auch 
Musiklehrer  far  höhere  Lehranstalten,  namentlich  Schullehrerseminare  ans. 

§  114.  LehrgQgenst&nde  sind  Orgel-,  Klavier-  und  Violinspiel,  Harmonielehre, 
Kontrapunkt-  und  Formlehre,  Oesang  und  Orgelstruktnr. 

§  115.  Der  Unterricht  teilt  sich  in  Abschnitte  von  halbj&hriger  Dauer,  welche 
zu  Ostern  und  Michaelis  beginnen. 

§  116.  Die  Normalcahl  der  Schiller  betr&gt  20.  An  dem  Unterricht  in  der 
Theorie  ist  aufserdem  6  Hospitanten  die  Teilnahme  gestattet. 

§  117.  Allgemeine  Aufnahmebedingungen  sind:  1.  ein  Alter  von  mindestens 
17  Jahren;  2.  genügende  musikalische  Befähigung;  3.  Beibringung  eines  Zeugnisses 
über  Absolrierung  eines  Gymnasiums,  eines  Realgymnasiums,  einer  Oberrealschule 
oder  die  nach  3j&hrigem  Seminarknrsus  bestandene  Lehrerprüfung;  4.  der  Nach- 
weis, daüB  der  Bewerber  die  Kosten  seines  Unterhalts  aufzubringen  vermag,  ohne 
dadurch  in  der  regelmftbigen  Teilnahme  am  Unterricht  gestört  eu  werden. 

§  118.  Ein  Bewerber,  welcher  seine  musikalische  Vorbildung  durch  Privat- 
unterricht erhalten  hat,  mnfs  über  die  Art  und  den  Orad  derselben  von  einem  glaub- 
würdigen Sachverst&ndigen  ein  Zeugnis  beibringen. 

§  119.  Jeder  Aufzunehmende  hat  sich  in  einer  Vorprüfung  vor  dem  gesamten 
Lehrerkoll^um  über  den  Grad  seiner  musikalischen  Vorbildung  auszuweisen  und 
mufs  folgenden  Anforderungen  zu  genügen  im  stände  sein:  1.  (in  der  Harmonie- 
lehre) eine  Choralmelodie  mit  und  ohne  gegebenen  Bafs  korrekt  vierstimmig  zu  har- 
monisieren; 2.  (im  Gesang)  Tonleitern,  Choräle  und  Lieder  ohne  Begleitung  rein  und 
korrekt  auszuführen ;  3.  (im  Orgelspiel)  Chor&le  mit  obligatem  Pedal  zu  spielen, 
einfache  Vor-  und  Zwischenspiele  zu  erfinden,  leichte  Orgelstücke  von  Rink, 
Fischer  u.  a.  vorzutragen;  4.  (im  Elavierspiel)  das  Studium  der  sogen.  Fünffinger- 
Übungen  der  sämtlichen  Tonleitern  und  eines  leichteren  Etüdenwerks  nachzuweisen 
und  eine  Sonate  von  Haydn,  Mozart  oder  Clementi  korrekt  vorzutragen;  5.  (im 
Violinspiel)  in  den  ersten  drei  Lagen  zu  spielen  und  leichtere  Etüden  korrekt  aus- 
zuführen. 

§  120.  Die  Meldungen  zum  Eintritt  in  das  Institut  sind  für  das  Sommer- 
semester mindestens  6  Wochen  vor  Ostern,  für  das  Wintersemester  mindestens 
C  Wochen  vor  Michaelis  an  das  Kultusministerium  zu  richten.  Denselben  sind 
aufoer  einem  selbstgeschriebenen  Lebenslauf  die  Nachweise  über  Erfüllung  der  in 
§  117  genannten  Bedingungen  beizufügen.  Der  Zeitpunkt  der  Aufhahmeprüfung 
wird  durch  den  Vorsitzenden  der  Senatssektion  für  Musik  öffentlich  bekannt  gemacht. 

§  121.  Die  Aufnahme  wird  gewöhnlich  nur  auf  ein  Jahr  bewilligt ;  doch  kann, 
wenn  besonderer  Fieifs  und  vorzügliches  Talent  ausgezeichnete  Leistungen  erwarten 
lassen,  oder  wenn  besondere  Umstände,  namentlich  Krankheit,  ungeachtet  des  auf- 
gewandten Flelfses  die  Erreichung  des  Zieles  gehindert  haben,  die  Studienzeit  nach 
Umständen  verlängert  werden. 

§  122.    Der  Unterricht  ist  unentgeltlich. 

§  123.  Die  Eleven  sind  berechtigt  und  auf  Anweisung  des  Direktors  ver- 
pflichtet, sowohl  an  den  Vorträgen  über  Geschichte  der  Musik  in  der  akademischen 
Hochschule  als  auch,  wenn  sie  die  zur  Aufnahme  in  den  Chor  nötige  Prüfung  be- 
standen haben,  an  den  Chor  Übungen  und  Aufführungen  teilzunehmen. 

§  124.  Den  Eleven  des  Instituts  steht  die  Teilnahme  an  den  kunstwissen- 
schaftlichen Vorträgen  der  akademischen  Hochschule  für  die  bildenden  Künste, 
sowie  die  Benutzung  der  Bibliothek  und  der  Instrumente  des  Instituts  gemäfs  den 
Bestimmungen  zu. 

§  125.    Die  Eleven  haben  den   Unterricht  regelmäfsig  zu  besuchen   und   die 
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ihnen  gestellten  Aufgaben  sorgfUtig  und  pQnktlich  anssaf&hren.  Mangel  an  Fleirs, 
unfQgBames  oder  sittlich  an8t<)f8ige8  Betragen  k<)nnen  auf  Beschlnfs  des  Lehrer- 
kollegioms  die  sofortige  Entlassung  herbeifahren. 

§  126.  Nach  regelm&big  absoMertem  Knrsns  erh&lt  jeder  ausscheidende  Eleve 
ein  vom  Lehrerkollegium  gemeinschaftlich  ausgefertigtes  Zeugnis,  welches  nach  Mafs- 
gabe  der  Leistungen  in  den  einzelnen  Lehrftchem  ein  Urteil  Aber  seine  amtliche 
Verwendbarkeit  feststellt 

§  127.  Der  Direktor  des  Instituts  wird  vom  ünterrichtsminister  ernannt.  Die 
ordentlichen  Lehrer  ernennt  der  Minister  auf  Vorschlag  des  Direktors.  Das  Dienst- 
personal wird  unter  Zustimmung  des  Ministers  vom  Direktor  unter  Vorbehalt  des 
Widerrufs  angestellt  Der  Direktor  hat  die  Lehrer  und  Beamten  des  Instituts  dem 
Presidenten  der  Akademie  namhaft  zu  machen. 

§  128.  Die  Lehrer  stehen  zunftchst  und  unmittelbar  unter  Leitung  des  Direk- 
tors.   Unter  dessen  Vorsitz  versammeln  sie  sich,  so  oft  derselbe  es  fflr  gut  findet. 

§  129.  Wenn  der  Direktor  auf  Iftnger  ab  vier  Tage  an  seinen  Geschäften  ver- 
hindert ist,  so  hat  er  für  angemessene  Vertretung  zu  sorgen  und  dem  Minister  An- 
zeige zu  machen.  Urlaub  von  l&nger  als  einer  Woche  hat  er  vorher  einzuholen. 
Urlaubsgesuche  der  Lehrer  sind  an  den  Direktor  zu  richten  und  können  von  diesem 
ffir  die  Dauer  von  einer  Woche  bewilligt  werden.  L&ngerer  Urlaub  bedarf  ministe- 
rieller Genehmigung. 

Sohülerordnnng  für  die  Kunstakademie  zu  Düsseldorf 
vom  13.  April  1863  vergL  GBL  1863,  656  ff. 

Statut  der  Kunstakademie  zu  Kassel  vom  4.  Dez.  1885 
vergL  CBL  1886,  183  ff. 
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III.  Hanptabteilnng.  üoiyersitftten. 
I.  Abschnitt.    Preufsen. 

1.  Kapitel.    UnirersitStsgesetze. 

1.  Fandationsdiploma  der  Akademie  zu  Königsberg  vom  20.  Juli 
1544.  Constitntiones  academioae  Regiomontanae  vom  28.  Jani  1546. 
Privilegium  der  UniversitÄt  Königsberg  vom  18.  April  1557.  (Albertina.) 
Statuta  Academiae  Regiomontanae  d.  a.  1554.  Statuten  der  philoso- 
phischen Fakultät  vom  15.  Okt.  1853. 

2.  Statuta,  Reformation  und  Ordnung  der  Akademie  zu  Greifs- 
wald,  erneuert  und  konfirmiert  1545.  (Durch  päpstliche  Bulle  und 
kaiserliches  Dekret  1456  bestätigt,  am  17.  Okt.  1456  eröffnet,  1524 
wieder  eingegangen.)  Verbesserter  ReeeEs  fbr  die  Akademie  zu  Greifs- 
wald vom  20.  Dez.  1795.  Universitätsstatuten  vom  10.  Nov.  1865  (in 
§§  54  und  84  abgeändert  durch  AO  2.  Jan.  1875). 

3.  Privilegium  der  Universität  Halle  vom  19.  Okt.  1693.  Regu- 
lativ wegen  Vereinigung  der  Universität  Wittenberg  (1502)  mit  der  zu 
Halle  vom  12.  April  1817.  Statuten  der  vereinigten  Friedrichs-Uni- 
versität Halle- Wittenberg  vom  24.  April  1854.  (Statuten  der  theologi- 
schen Fakultät  vom  24.  Nov.  1885.) 

4.  Kabinettsorder  vom  16.  Aug.  1809  über  die  Errichtung  der  Uni- 
versität Berlin  (AO  28.  Juni  1828  „Friedrich -Wilhelms-Universität"). 
Statuten  der  Universität  vom  31.  Okt.  1816,  der  theologischen,  juristi- 
schen, medizinischen,  philosophischen  Fakultät  vom  29.  Jan.  1838. 

5.  Kabinettsorder  vom  3.  Aug.  1811  über  die  Vereinigung  der  Uni- 
versität Frankfurt  a.  0.  (eröffnet  4.  Okt.  1505)  mit  der  zu  Breslau 
(früher  Jesuitenkollegium,  seit  1702  mit  den  Rechten  einer  vollständigen 

^Universität,  in  Wirklichkeit  aber  nur  mit  einer  theologischen  und  philo- 
sophischen Fakultät  ausgestattet.)  Statuten  der  Universität  vom  21.  Febr. 
1816.  §  5  Abschnitt  IX  derselben  abgeändert  durch  AO  12.  Mai  1876. 
Reglement  der  juristischen  Fakultät  vom  13.  Sept.  1840;  abgeändert 
durch  ME  24.  März  1874  (Abs.  2  §  91  tritt  aufser  Kraft). 

6.  Stiftungsurkunde  —  KO  --  der  Universität  Bonn  vom  18.  Okt. 
1818.  Statuten  der  Rheinischen  Friedrich- Wilhelms-Universität  vom 
1.  Sept.  1827  (in  §§  40  und  41   abgeändert  durch  AO  7.  Mai  1879). 
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Statuten  der  evangelisch-theologisohen,  katholisch-theologischen,  juristi- 
schen, medizinischen  und  philosophischen  Fakultät  vom  18.  Okt.  1834. 

7.  Akademie  zu  Münster.  Fundationsurkunde  der  Akademie  von 
1631  (kam  nicht  zu  stände).  Bestätigung  der  Stiftung  vom  12.  Juni, 
8.  Okt  1773.  (Einweihung  als  katholische  „Universität"  1780.)  AO 
18.  Okt.  1818  Aufhebung  der  „Universität"  und  Errichtung  theologi- 
scher und  philosophischer  Kurse.  AO  14.  April  1832:  Fortbestehen 
jener  Kurse  in  der  Form  einer  akademischen  Lehranstalt.  Statuten 
vom  12.  Nov.  1832  (in  §  65  abgeändert  durch  AO  9.  Febr.  1857  und 
13.  Dez.  1876). 

8.  Lyceum  Hosianum  zu  Braunsberg.  Stiftungsurkunde  des 
Lyceum  Hosianum  vom  30.  Okt.  1565  (vom  Bischof  Stanislaus  Hosius 
als  Jesuitenkollegium  errichtet;  Priesterseminar  bis  1807).  AO  19.  Mai 
1818:  Errichtung  der  theologischen  und  philosophischen  Fakultät  zur 
Vorbildung  für  katholische  Kleriker.    Statuten  vom  24.  Okt.  1843. 

9.  Oeneralstatuten  der  Universität  Kiel  vom  2.  April  1666  (ge- 
gründet 1665).    Statuten  der  Universität  von  1857. 

10.  Privilegium  der  Universität  Göttingen  vom  7.  Dez.  1736. 
Universitätsstatuten  e.  d. 

11.  Statuten  der  Universität  Marburg  (gegründet  1527)  vom 
28.  Oktober  1885. 

ALR  II,  12  §  1.  Schulen  und  Universitäten  sind  Veranstal- 
tungen des  Staates,  welche  den  Unterricht  der  Jugend  in  nützlichen 
Kenntnissen  und  Wissenschaften  zur  Absicht  haben.  §  2.  Dergleichen 
Anstalten  sollen  nur  mit  Vorwissen  und  Genehmigung  des  Staates 
errichtet  werden. 

§  67.    Universitäten  haben  alle  Rechte  privilegierter  Korporationen. 

§  68.  Die  innere  Verfassung  derselben,  die  Rechte  des  akademi- 
schen Senats  und  seines  jedesmaligen  Vorstehers  in  Besorgung  und 
Verwaltung  der  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  sind  durch  Privi- 
legien und  die  vom  Staate  genehmigten  Statuten  einer  jeden  Universität 
bestimmt. 

§  73.  Alle  sowohl  ordentliche  als  aufserordentliche  Professoren, 
Lehrer  und  OfQzianten  auf  Universitäten  geniefsen  die  Rechte  könig- 
licher Beamten. 

§  74.  Die  Aufnahme  der  Studierenden  unter  die  Mitglieder  der 
Universität  geschieht  durch  Einschreiben  in  die  Matrikel. 

(§  75.  Wer  einmal  eingeschrieben  worden,  bleibt  ein  Mitglied  der 
Universität,  solange  er  sich  am  Sitze  derselben  aufhält  und  daselbst 
keinen  besonderen  Stand  oder  Beruf  ergriffen  hat.) 

§  76.  Wer  sich  Studierens  halber  auf  eine  Universität  begiebt, 
ist  schuldig,  bei  dem  Vorstande  des  akademischen  Senats  sich  zur  Ein- 
schreibung zu  melden. 
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Anh.  §  132.  Sobald  jemand  an  dem  Orte,  wo  die  üniverBit&t 
ihren  Sitz  hat,  Stndierens  wegen  eintrifft,  ist  er  verpflichtet,  sich  im- 
matrikulieren zn  lassen.  Wer  von  derselben  oder  von  einer  anderen 
Universität  relegiert  worden,  kann  ohne  vorgftngige  Genehmigung  der 
den  Universitäten  vorgesetzten  Behörden  nicht  unter  die  Studierenden 
aufgenommen  werden. 

§  77.  Der  Einzuschreibende  mufs  sein  mitgebrachtes  Schulzeugnis 
vorlegen. 

(§  78.  Wenn  er  dergleichen,  weil  er  Privatunterricht  genossen, 
nicht  mitgebracht  hat,  so  ist  der  Rektor  denselben  an  die  zur  Prü- 
fung solcher  neuen  Ankömmlinge  verordnete  Kommission  zu  weisen 
schuldig.) 

Anh.  §  132.  Inländer  müssen  ein  auf  ein  vorgängiges  Examen 
sich  gründendes  Zeugnis,  in  Rücksicht  auf  ihre  Reife  zn  den  akademi- 
schen Studien,  von  der  von  ihnen  besuchten  öffentlichen  Schule  mit- 
bringen. Wer  mit  dem  Zeugnisse  der  Unreife  die  Universität  bezieht, 
kann  auf  keine  Benefizien  Anspruch  machen.  Ausländer  sind  von  dieser 
Prüfung  ausgenommen. 

§  80.  Der  Rektor  mufs  einem  jeden  ankommenden  Studenten  die 
akademischen  und  die  Polizeigesetze  bekannt  machen  und  ihn  zu  deren 
gehöriger  Beobachtung  anweisen. 

§  81.  Nach  geschehener  Immatrikulation  mufs  der  Student  seine 
Matrikel  dem  Decanus  der  Fakultät  vorlegen. 

§  82.  Bemerkt  der  Decanus  an  einem  zu  seiner  Fakultät  gehören- 
den Studenten  Unfleifs  oder  unordentliche  Lebensart,  so  mufs  er  davon 
dem  akademischen  Senate  Anzeige  machen. 

§  83.  Dieser  muEs  den  Studierenden  durch  nachdrückliche  Er- 
mahnungen zu  bessern  suchen,  und  wenn  dieselben  fruchtlos  sind,  seinen 
Eltern  oder  Vormündern,  sowie  denjenigen,  von  welchen  sie  Stipendia 
genie&en,  davon  Nachricht  geben. 

Anh.  §  135.  Wer  unter  dem  Namen  eines  Studenten  allein  seinen 
Vergnügungen  nachgeht  und  weder  die  CoUegia  besucht,  noch  sonst 
gelehrte  oder  doch  dem  Zwecke  der  Universität  angemessene  Geschäfte 
treibt,  soll  auf  der  Universität  nicht  gelitten  werden. 

§  84.  Alle  Studierenden  müssen  den  allgemeinen  Polizeigesetzen 
des  Landes  und  Orts  sowohl,  als  den  besonderen  die  akademische 
Zucht  betreffenden  Vorschriften  und  Anordnungen  die  genaueste  Folge 
leisten. 

Anh.  §  136.  Soweit  die  akademischen  Vorrechte  und  Gesetze  keine 
Ausnahme  machen,  sind  die  Studenten  auf  den  königlichen  Universi- 
täten, gleich  anderen  Unterthanen,  alle  Gesetze  des  Staats  zu  beob- 
achten schuldig.  —  Auch  bei  Eriminalfällen,  besonders  in  Ansehung 
der  Duelle,  sind  die  Studenten  den  allgemeinen  Landesgesetzen  unter- 
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Tvorfen,  und  es  wird  deshalb  ausdrQcklich  auf  das  Allgemeine  Land- 
recht  verwiesen;  doeh  soll  kein  Arzt  oder  Wundarzt  verpflichtet  sein, 
der  Obrigkeit  von  einem  vorgefallenen,  zum  Behuf  der  Kur  zu  seiner 
Kenntnis  gekommenen  Duell  Kenntnis  zu  geben,  vielmehr  in  solchem 
Falle  ein  gewissenhaftes  Stillschweigen  beobachten,  bis  dafs  die  Obrig- 
keit, wenn  sie  durch  andere  Mittel  die  That  entdeckt,  deren  Vernehmung 
darüber  veranlagt. 

§  85.  Besonders  mtissen  Schl&gereien ,  Schwelgereien  und  zum 
o£fentlieben  Ärgernisse  oder  zur  Störung  der  gemeinen  Ruhe  und 
Sicherheit  gereichende  Excesse  der  Studenten  nachdrücklich  geahndet 
werden. 

§  86.  Der  Rektor  und  Prorektor  ist  vorzüglich,  und  nach  ihm  der 
akademische  Senat,  flir  alle  entstandenen  Unordnungen,  welche  durch 
genauere  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  hätten  vermieden  werden  können, 
dem  Staate  verantwortlich. 

§  87.  Gefängnisstrafe  mufs  an  Studierenden  nur  zu  solchen  Zeiten 
und  Stunden,  wo  sie  dadurch  an  Besuchung  der  Kollegien  nicht  ver- 
hindert sind,  vollzogen  werden. 

Anh.  §  138.  Hierin  findet  eine  Ausnahme  dann  statt:  1.  Wenn 
die  Karzerstrafe  bekanntlich  unfleifsige  Studenten  betrifft;  2.  wenn  der 
Student  ohnedies  schon  während  der  Untersuchung  im  Gefängnisse  ge- 
wesen, oder  aus  Furcht  vor  der  Verhaftung  sich  während  der  Zeit,  da 
die  Vorlesungen  gehalten  werden,  in  oder  aufser  dem  Bezirke  der  Uni- 
versität verborgen  gehalten  hat;  3.  wenn  auf  eine  längere  als  vier- 
wöchentliche Karzerstrafe  erkannt  worden. 

§  88.  Sie  mufs  mit  gänzlicher  Entfernung  aller  Gesellschaft  und 
Entziehung  der  gewöhnlichen  Bequemlichkeiten  des  Lebens  ver- 
bunden sein. 

§  89.  Wiederholte  grobe  Excesse,  Widersetzlichkeit  gegen  den 
akademischen  Senat  und  dessen  zur  Ausübung  der  akademischen  Zucht 
verordnete  Bediente,  Aufwiegeleien,  Rottenstiftungen  und  Verführung 
anderer  müssen  mit  Relegation  bestraft  werden. 

§  90.  Von  der  erkannten  Relegation  mufs  den  Eltern  oder  Vor- 
mtindern  des  Straffälligen  sofort  Nachricht  gegeben  werden. 

Anh.  §  139.  Bei  jedem  Consilio  abeundi  mufs  ein  Gleiches  ge- 
schehen; auch  mufs  von  jeder  Relegation  jeder  anderen  Königlich 
preuisisohen  Universität  Nachricht  gegeben  werden. 

§  91.  Von  jeder  erkannten  Relegation  mufs  dem  der  Universität 
vorgesetzten  Departement  mit  Beilegung  des  Erkenntnisses  Anzeige  ge- 
schehen, damit  dieses,  nach  Beschaffenheit  der  Umstände,  die  übrigen 
Universitäten  gegen  die  Aufnahme  eines  solchen  Subjekts,  vor  hinläng- 
lich nachgewiesener  Besserung,  warnen,  auch  dem  Departement,  von 
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welehem  der  Relegierte  nach  der  Fakult&t,  za  welcher  er  gehört,  eine 
künftige  Beförderung  zu  erwarten  hat,  davon  Nachricht  geben  könne. 

§  92.  Ein  Relegierter  soll  weder  am  Orte,  noch  in  der  Nachbar- 
schaft unter  irgend  einem  Yorwande  geduldet  werden. 

§  94.  Grobe  Excesse,  wenn  sie  sieh  auch  noch  nicht  zur  Relega- 
tion qualifizieren,  sollen  dennoch  mit  Gefängnis-,  niemals  aber  mit  blolser 
Geldstrafe  geahndet  werden. 

Anh.  §  140.  Grobe  und  wiederholte  Ausschweifungen  oder  anhal- 
tender Unfleifs  eines  Benefiziaten  sollen  den  EoUatoren  zur  Entziehung 
der  genossenen  Vorteile  angezeigt  werden. 

§  95.  So  wenig  die  Relegation  als  eine  nach  den  Gesetzen  ver- 
wirkte Gefängnisstrafe  kann  mit  Geld  abgekauft  werden. 

§  96.  In  Ansehung  wirklicher  Verbrechen  der  Studierenden  hat 
es  bei  den  Vorschriften  der  Kriminalgesetze  sein  Bewenden. 

§  97.  In  ihren  Privatangelegenheiten  bleiben  Studierende  der 
Regel  nach  den  Gesetzen  ihres  Geburtsorts  oder  ihrer  Heimat  unter- 
worfen. 

§  98.  Solange  Studierende  noch  unter  Eltern  oder  Vormündern 
stehen,  bleibt  es,  wegen  ihrer  Unfähigkeit  für  sich  allein  verbindliche 
Verträge  zu  schlie&en,  bei  den  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften. 

§  99.  Kein  Studierender,  er  mag  der  väterlichen  oder  vormund- 
schaftlichen Gewalt  unterworfen  sein  oder  nicht,  kann,  solange  er  auf 
Universitäten  ist,  ohne  Vorwissen  und  Konsens  des  akademischen  Ge- 
richts gültig  Schulden  kontrahieren  oder  Bürgschaften  übernehmen. 

§  102.  Das  Honorarium  für  den  Unterricht  in  Sprachen  und 
Leibesübungen  darf  nicht  über  drei  Monate  kreditiert  werden. 

§  14  t.  Repetenten,  welche  die  von  anderen  gehaltenen  Vorlesungen 
in  dem  Zeiträume,  in  welchem  sie  gehört  worden,  mit  den  Studierenden 
wiederholen,  haben  in  Ansehung  der  Honorare  mit  den  akademischen 
Lehrern  gleiche  Rechte;  wegen  anderer  Privatstunden  aber  sind  sie  den 
Sprach-  und  Exerzitienmeistern  gleich  zu  achten. 

§  127.  Jeder  Studierende  mulis,  wenn  er  die  Universität  verlassen 
will,  bei  seinen  Lehrern  Zeugnisse  seines  Fleifses  und  seiner  Ordnung 
in  Abwartung  der  Lehrstunden  nachsuchen  und  selbige  dem  Vorsteher 
des  akademischen  Senats  zustellen. 

§  128.  Dieser  mufs  die  Richtigkeit  derselben  unter  dem  Siegel  der 
Universität  bekräftigen  und  zugleich  bemerken,  ob  gegen  das  sittliche 
Betragen  des  Studenten  während  seines  Aufenthalts  auf  der  Universität 
(Akademie)  etwas  Nachteiliges  bekannt  geworden  sei. 

§  129.  Jeder  Landeseingeborene,  welcher  sich  zur  Übernehmung 
eines  Amtes  oder  sonst  zur  Ausübung  seiner  Wissenschaft  qualifizieren 
will,  muis  dergleichen  Zeugnis  von  einer  inländischen  Akademie  vor- 
legen. 
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Gesetz  vom  29.  Mai  1879  über  Rechtsverhältnisse  und 
D  i  s  c  i  p  1  i  n. 

§  1.  Die  Eigenschaft  eines  Studierenden  begründet  keine  Ausnahme  von  den 
Bestimmangen  des  allgemeinen  Rechts.  Jedoch  darf  daraus,  dafs  ein  Studierender 
zur  Zeit  der  Annahme  einer  Vorlesung  minderjährig  war  oder  unter  T&terlicher 
Gewalt  stand,  ein  Einwand  gegen  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Honorars  nicht 
entnommen  werden.  Die  von  dem  Universit&tsrichter  (Syndikus)  über  die  An- 
erkenntnisse gestundeter  Honorare  aufgenommenen  Verhandlungen  haben  die  Glaub - 
wOrdigkeit  öffentlicher  Urkunden.  §  13  Abs.  2  des  AusfQhrungsgesetzes  vom 
14.  April,  1878  wird  aufgehoben. 

§  2.  Die  akademische  Disciplin  hat  die  Aufgabe,  Ordnung,  Sitte  und  Ehren- 
haftigkeit unter  den  Studierenden  zu  wahren. 

§  3.  Der  Unterrichtsminister  ist  befugt,  die  bisher  geltenden  Vorschriften  Aber 
die  akademische  Disciplin  und  deren  Handhabung,  nach  Anhören  des  Senats  der 
betreffenden  Universität  usw.  abzuändern.  In  dringenden  Fällen  darf  der  Kurator 
unter  Zustimmung  des  Senats  einstweilige  Anordnungen  vorbehaltlich  der  Geneh- 
migung des  Ministers  erlassen.  Der  Senat  erläfst  selbständig  die  Vorschriften  zur 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  den  Gebäuden  und  Anstalten  der  Universität 

§  4.    Die  Disciplin  wird  durch  den  Rektor,  Richter  und  Senat  ausgeübt. 

§  5.  Disciplinarstrafen  sind  gegen  die  Studierenden  auszusprechen,  wenn  sie 
1.  gegen  Vorschriften  verstofsen,  welche  unter  Androhung  disciplinarer  Strafen  er- 
lassen sind ;  2.  Handlungen  begehen,  welche  die  Sitte  und  Ordnung  des  akademischen 
Lebens  stören  oder  gefährden  oder  3.  ihre  oder  ihrer  Genossen  Ehre  verletzen; 
4.  leichtsinnig  Schulden  machen  und  ein  Verhalten  zeigen,  das  mit  dem  Zwecke 
des  Aufenthaltes  auf  der  Universität  in  Widerspruch  steht 

§  6.  Disciplinarstrafen  sind:  1.  Verweis,  2.  Geldstrafe  bis  zu  20  Mark, 
3.  Earzerhaft  bis  zu  2  Wochen,  4.  Nichtanrechnung  des  laufenden  Halbjahrs  auf 
die  vorgeschriebene  Studienzeit,  5.  Androhung  der  Entfernung  von  der  Universität 
(Unterschrift  des  consilium  abeundi),  6.  Entfernung  von  der  Universität  (consilium 
abeundi),  7.  Ausschlufs  von  dem  Universitätsstudium  (Relegation). 

Letztere  kann  nur  auf  Grund  einer  rechtskräftigen  Verurteilung  wegen  einer 
strafbaren  Handlung  ausgesprochen  werden,  wenn  dieselbe  aus  einer  ehrlosen  Ge- 
sinnung entsprungen  ist.  Die  von  Gerichten  gegen  Studierende  erkannte  Freiheits- 
strafe bis  zu  2  Wochen  kann  auf  Antrag  der  gerichtlichen  Behörden  auf  dem 
akademischen  Karzer  verbüfst  werden. 

§  7.  Die  Strafe  der  Entfernung  von  der  Universität  bewirkt  zugleich,  dafs 
das  betreffende  Semester  auch  dann  nicht  auf  die  vorgeschriebene  Studienzeit  an- 
gerechnet werden  darf,  wenn  der  Betreffende  während  desselben  auf  einer  anderen  Uni- 
versität Auftiahme  gefunden  haben  sollte.  Die  Strafe  der  Relegation  hat  zur  Folge,  dafs 
der  Betroffene  nicht  weiter  an  einer  Universität  als  Studierender  aufgenommen  oder 
zum  Hören  von  Vorlesungen  zugelassen  werden  darf.  Die  von  nichtpreufsischen 
deutschen  Universitäten  verhängten  Strafen  der  Entfernung  oder  des  Ausschlusses 
vom  Universitätsstudium  haben  dieselben  Wirkungen. 

§  8.  Die  zur  Feststellung  eines  Disciplinarvergehens  erforderlichen  Ermittel- 
ungen erfolgen  durch  den  Universitätsrichter  (Syndikus)  und,  sofern  der  Rektor 
dies  verlangt,  unter  seiner  Teilnahme.  Derselbe  hat  zu  dieser  Ermittelung  die 
Befugnis  zur  Ladung  und  eidlichen  Vernehmung  von  Zeugen;  auch  sind  Polizei- 
und  Gerichtsbehörden  verpflichtet,  ihm  auf  sein  Ersuchen  Beistand  und  Rechtshilfe 
zu  leisten.  Zur  Aufrechterhalt ung  der  Ordnung  bei  seinen  Verhandlungen  gegen 
Studierende  ist  er  befugt,  einen  Verweis  auszusprechen  und  eine  Karzerstrafe  bis 
zu  24  Stunden  festzusetzen. 
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§  9.  Verweise  und  Karzerstrafen  bis  zu  24  Standen  können  von  dem  Rektor 
allein,  Geldstrafen  und  Karzerstrafen  bis  zu  3  Tagen  von  dem  Rektor  in  Gemein- 
schaft mit  dem  Universit&tsrichter  (Syndikus),  schwerere  Strafen  nur  von  dem 
Senate  auferlegt  werden. 

§  10.  Sind  nach  dem  Ermessen  des  Rektors  oder  UniTorsitätsrichten  schwerere 
Strafen,  als  die  in  §  9  festgesetzten,  verwirkt,  so  hat  der  letztere  über  den  Dis- 
ciplinarfall  im  Senat  Vortrag  zu  halten  und  Strafantrag  zu  stellen.  Auf  Entfemong 
Ton  der  üniyersit&t  oder  Relegation  darf  nur  dann  erkannt  werden,  wenn  dem  An- 
geschuldigten, dessen  Aufenthalt  bekannt  ist,  Gelegenheit  gegeben,  sich  vor  dem 
Senat  zu  yerantworten. 

§  11.  Das  urteil  des  Senats  ist  mit  den  Gründen  dem  Angeschuldigten  be- 
kannt zu  machen.  Die  Bekanntmachung  erfolgt,  falls  derselbe  erschienen  ist, 
mündlich,  falls  dies  nicht  geschehen,  durch  Mitteilen  einer  schriftlichen  Aus- 
fertigung und,  falls  der  Aufenthaltsort  des  Angeschuldigten  nicht  bekannt  ist,  durch 
öffentlichen  Anschlag  auf  die  Dauer  einer  Woche. 

f  12.  Nur  gegen  Urteile  auf  Nichtanrechnung  des  laufenden  Semesters,  Ent- 
fernung von  der  üniversit&t  oder  Relegation  ist  Berufung  zulässig.  Dieselbe  ist 
schriftlich  oder  zu  Protokoll  bei  dem  Rektor  binnen  einer  Ausschlufsfrist  von  zwei 
Wochen  einzulegen.  Der  ünterrichtsminister  entscheidet  über  die  Berufung ;  jedoch 
hat  dieselbe  keine  aufschiebende  Wirkung. 

f  13.  Der  Minister  ist  befugt,  aus  besonderen  Gründen  nach  Anhörung  des 
Senats  dem  zur  Entfernung  von  einer  Uni?ersit&t  Verurteilten  die  Wiederaufnahme 
an  derselben  Universit&t  und  dem  zum  Ausschlufs  yom  Uniyersit&tsstudinm  Ver- 
urteilten den  Zutritt  zum  Studium  wieder  zu  gestatten. 

§  14.  Das  disciplinarlsche  Einschreiten  der  Universit&tsbehörde  ist  unabhftngig 
von  einem  wegen  derselben  Handlung  eingeleiteten  Strafverfahren. 

§  15.  Ein  Studierender  kann  von  den  ihm  zustehenden  Rechten  durch  Ent- 
scheidung des  Senats  ausgeschlossen  werden,  solange  gegen  ihn  ein  gerichtliches 
Strafverfahren  schwebt,  wegen  dessen  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
erkannt  werden  kann.  Die  rechtskräftige  Aberkennung  derselben  hat  den  Aus- 
scWuCb  vom  Universit&tsstudium  ohne  weiteres  zur  Folge 

§  16.    Das  Disciplinarverfahren  ist  gebühren-  und  stempelfrei. 
§  17.    Unter  Senat  ist  hier  bei  Göttingen  der  Rechtspflegeausschufs,  bei  Mar- 
burg die  Deputation  zu  verstehen. 

§  18.  Die  Bestimmungen  über  die  Löschung  im  Universit&tsalbum  werden 
durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt 

f  19.    Alle  entgegenstehenden  Vorschriften  werden  aufgehoben. 
Vorschriften  für  die  Studierenden  über  Aufnahme,  Ab- 
gang, rechtliche  Stellung  und  akademische  Disciplin  nebst  Instruk- 
tion zu  den  Vorschriften  vom  1.  Okt.  1879. 

I.  §  1.  Wer  als  Studierender  bei  einer  der  Landesuniversit&ten,  der  Akademie 
zu  Münster  oder  dem  Lyceum  Hosianum  zu  Braunsberg  aufgenommen  werden  will, 
hat  sich  über  seine  bisherige  sittliche  Führung  auszuweisen.  Wer  bereits  vorher 
andere  Universitäten  besucht  hat,  mufs  die  ihm  von  dort  erteiten  Abgangszeugnisse 
vorlegen. 

(Der  dem  Aufzunehmenden  obliegende  Nachweis  der  bisherigen  sittlichen  Füh- 
rung ist,  wenn  die  Meldung  unmittelbar  nach  dem  Verlassen  einer  Schule  oder  einer 
anderen  Universität  erfolgt,  durch  das  betreffende  Abgangszeugnis,  andernfalls  durch 
polizeiliches  Führungsattest,  von  Ausländern  durch  ihren  Pafs  usw.  zu  erbringen. 
Mit  Consilium  abeundi  Bestrafte  sind  jedenfalls  in  dem  betreffenden  Semester  auch 
auf  anderen  Universitäten  zur  Immatrikulation  nicht  zuzulassen.    Auch  bei  späterer 
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Meldung  steht  es  der  ImmatrikulationskommiBBion  frei,  wenn  das  fragliche  Ver- 
gehen Bedenken  gegen  die  sittliche  Würdigkeit  des  Studierenden  erweckt,  seine 
Aufoahme  vorbehaltlich  der  Beschwerde  an  den  ünterrichtsminister  abzulehnen.  >) 

§  2  (abgeändert  durch  C£  7.  Febr.  1S94:)  Zum  Nachweis  der  wissenschaft- 
lichen Vorbildung  fOr  das  akademische  Studium  haben  Angehörige  des  Deutschen 
Reichs  aufserdem  dasjenige  Reifezeugnis  einer  höheren  Lehranstalt  beizubringen, 
welches  fOr  die  Zulassung  zu  den  ihrem  Studienfach  entsprechenden  Berufsprflfnngen 
in  ihrem  Heimatsstaate  vorgeschrieben  ist.  Durch  dieses  Studienfach  bestimmt  sich 
zugleich  die  Fakult&t,  bei  welcher  der  Studierende  einzutragen  ist. 

(Neben  den  letzteren  Bestimmungen  bleiben  in  Geltung  statutarische  Bestim- 
mungen, wonach  Studierende  bei  Beginn  der  Universitfttszeit  sich  aufser  an  der 
eigenen  Fakult&t  auch  bei  der  philosophischen  müssen  einschreiben  lassen,  sowie 
§  42  der  Statuten  des  Lyceum  Hosianum  vom  24.  Okt.  1843.) 

§  3  (ebendaselbst  abgeändert:)  Mit  besonderer  Erlaubnis  der  Immatrikulatiotis- 
kommission  können  Angehörige  des  Deutschen  Reichs,  welche  ein  Reifezeugnis 
nach  §  2  nicht  erworben,  jedoch  wenigstens  dasjenige  Mab  der  Schulbildung  erreicht 
haben,  welches  für  die  Berechtigung  zum  einjährigen  Dienst  vorgeschrieben  ist,  auf 
vier  Semester  immatrikuliert  und  bei  der  philosophischen  Fakultät  eingetragen 
werden.  Die  Immatrikulationskommission  ist  ermächtigt,  nach  Ablauf  dieser  4  Se- 
mester die  Verlängerung  des  Studiums  um  weitere  zwei  aus  besonderen  Gründen 
zu  gestatten.  Eine  weitere  Verlängerung  ist  nur  mit  Genehmigung  des  Kurators 
zulässig. 

§  4  (ebenda  abgeändert:)  Ausländer  können  immatrikuliert  und  bei  jeder  Fa- 
kultät eingetragen  werden,  sofern  sie  sich  über  den  Besitz  einer  Schulbildung  aus- 
weisen, welche  der  in  §  3  bezeichneten  im  wesentlichen  gleichwertig  ist. 

(Auf  welche  Art  die  Immatrikulationskommission  sich  in  Ermangelung  bewei- 
sender Zeugnisse  über  die  Bildung  der  sich  meldenden  Ausländer  vergewissem  wiU, 
ist  ihr  anheimgestellt  insbesondere  steht  ihr  frei,  dieselben  durch  Vermittelung 
der  philosophischen  Fakultät  einer  Prüfung  zu  unterziehen.) 

§  5.  Als  Studierende  dürfen  nicht  aufgenommen  werden:  1.  Reichs-,  Staats-, 
Gemeinde-  oder  Kirchenbeamte;  2.  Angehörige  einer  anderen  preufsischen  öffent- 
lichen Bildungsanstalt,  sofern  nicht  besondere  Bestimmungen  eine  Ausnahme  be- 
gründen; 3.  Personen,  welche  dem  Gewerbestande  angehören. 

(Die  statutarische  Bestimmung  bleibt  in  Geltung,  dafs  immatrikulationsfähigen 
Personen,  welche,  im  gewöhnlichen  Alter  der  Studierenden  stehend,  sich  ohne  stich- 
haltigen Grund  nicht  immatrikulieren  lassen,  der  Besuch  von  Vorlesungen  nicht  ver- 
stattet werden  soll.) 

§  6.  Die  Meldung  zur  Aufnahme  soll  innerhalb  der  ersten  drei  Wochen  nach 
dem  vorgeschriebenen  Semesteranfang  erfolgen.  Spätere  Meldungen  dürfen  nur  bei 
besonderer  Begründung  ausnahmsweise  mit  Genehmigung  des  Kurators  zugelassen 
werden. 

§  7.  Mit  der  Aufoahmeurkunde  zugleich  empfängt  der  Studierende  ein  An- 
meldebuch  für  Vorlesungen  und  eine  Erkennungskarte.  Letztere  ist  der  Studierende 
stets  bei  sich  zu  tragen  verpflichtet.  Sollte  er  sie  verlieren,  so  hat  er  alsbald  die 
Ausstellung  einer  neuen  Karte  nachzusuchen,  welche  gegen  Erlegung  von  1  Mark 
erfolgt.  Die  zur  Aufnahme  vorgelegten  Zeugnisse  werden  in  der  Regel  auf  dem 
Universitätssekretariat  (Rektoratsbureau)  aufbewahrt  und  dem  Studierenden  erst  bei 
seinem  Abgang  wieder  ausgehändigt. 

(Die  Verpflichtung,  eine  Erkennungs karte  stets  bei  sich  zu  tragen,  ist  nicht 

1)  Die  in  Parenthese  beigefügten  Bemerkungen  sind  Instruktionsbestimmungen. 
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unter  disciplinariscbe  Strafe  gestellt,  da  den  säumigen  Studierenden  ?on  selbst  der 
Nachteil  trifft,  daCs  er  als  Studierender  sich  nicht  ausweisen  kann.) 

§  8.  Der  Studierende  ist  yerpflichtet,  der  akademischen  Beh<)rde  bei  seiner 
Aufnahme  seine  Wohnung  anzuzeigen  und  ihr  von  jedem  Wechsel  binnen  3  Tagen 
Mitteilung  zu  machen. 

(Die  auf  einzelnen  Hochschulen  bestehende  Vorschrift  über  die  Verpflichtung, 
sich  zu  Anfang  des  Semesters  bei  der  akademischen  Behörde  zu  melden,  insbeson- 
dere ME  12.  Jan.  1846  in  Bezug  auf  Münster,  bleibt  in  Kraft) 

§  9.  Will  ein  Student  von  einer  Fakult&t  zur  andern  übergehen,  so  hat  er 
dies  zun&chst  seinem  bisherigen  Dekan  zu  melden,  sodann  unter  Vorlegung  ?on 
dessen  Bescheinigung  den  Dekan  der  nengewfthlten  Fakult&t  um  seine  Einschreibung 
zu  ersuchen.  Ein  solcher  Obertritt  von  einer  Fakult&t  zur  andern  ist  nur  am  An- 
fang oder  SchluCs  eines  Semesters  zul&ssig.  Von  dem  vollzogenen  Übertritt  hat  der 
Studierende  sofort  dem  UniTersit&tssekretariat  (Rektoratsbureau)  Anzeige  zu  machen. 

§  10.  Ein  Studierender  kann  von  den  ihm  in  dieser  Eigenschaft  zustehenden 
Rechten  durch  Entscheidung  des  Senats  ausgeschlossen  werden,  solange  gegen  ihn 
ein  gerichtliches  Strafverfahren  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  schwebt, 
wegen  dessen  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden  kann.  Für 
die  Dauer  der  Ausschliefsung  sind  seine  Legitimationspapicre  in  Beschlag  zu  nehmen. 
Die  rechtskräftige  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  hat  den  Ausschlufs 
von  dem  Universitätstudium  ohne  weiteres  zur  Folge. 

§  11.  Abgangszeugnisse  dürfen  den  Studierenden  erst  in  der  letzten  Woche 
vor  dem  gesetzlichen  Semesterschlnfs  ausgeh&ndigt  werden,  sofern  nicht  dem  Rektor 
besonders  nachzuweisende  Gründe  den  früheren  Abgang  des  Studierenden  ausnahms- 
weise rechtfertigen. 

II.  §  12.  Die  Annahme  von  Vorlesungen  soll  innerhalb  der  ersten  4  (in  Berlin 
6)  Wochen  nach  dem  vorgeschriebenen  Semesteranfang  erfolgen.  Für  sp&tere  An* 
nähme  ist  die  nur  auf  nachgewiesene  ausreichende  Gründe  zu  erteilende  Erlaubnis 
des  Rektors  erforderlich.    Diese  Erlaubnis  ist  in  dem  Anmeldebuch  zu  vermerken. 

§  13.  Wer  nicht  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  mindestens  eine  Privat- 
vorlesung gehörig  angenommen  hat,  kann  entweder  aus  dem  Verzeichnis  der  Studie- 
renden gestrichen  oder  im  Wege  des  Disciplinar Verfahrens  wegen  Unfleifses  mit  Nicht- 
anrechnnng  des  laufenden  Semesters  und  im  Wiederholungsfalle  mit  Entfernung  von 
der  Universit&t  bestraft  werden. 

§  14.  Binnen  der  in  §  12  vorgeschriebenen  Frist  haben  sich  die  Studierenden 
ferner  bei  den  betreffenden  akademischen  Lehrern  persönlich  zu  melden  und  sie  um 
Eintragung  ihres  Namens  und  des  Datums  der  Meldung  in  die  dazu  bestimmte  Spalte 
des  Anmeldebuches  zu  ersuchen.  Wer  durch  besondere  Gründe  an  der  rechtzeitigen 
Meldung  verbindert  worden  ist,  hat  dieselben  dem  Rektor  nachzuweisen,  welcher 
bei  entschuldigter  Verspätung  einen  Vermerk  in  das  Anmeldebuch  einträgt.  Fehlt 
ein  solcher,  so  wird  auch  eine  eingetragene  Vorlesung  in  das  Abgangszeugnis  nicht 
aufgenommen. 

§  15.  Innerhalb  der  letzten  14  Tage  vor  dem  vorgeschriebenen  Semesterschlnfs 
haben  sich  die  Studierenden  bei  den  Lehrern,  deren  Vorlesungen  sie  hören,  aber- 
mals persönlich  zu  melden  und  sie  um  Eintragung  ihres  Namens  und  des  Datums 
im  Anmeldebuch  zu  ersuchen.  Zu  einem  früheren  Termin  darf  die  Abmeldung  nur 
erfolgen,  wenn  in  das  Anmeldebuch  die  besondere  Erlaubnis  des  Rektors  eingetragen 
ist  oder  die  Bescheinigung  über  die  erfolgte  Meldung  zum  Abgange  von  der  Uni- 
versität und  über  die  Zahlung  der  Abgangszeugnisgebühren  vorgelegt  wird.  Wenn 
die  Abmeldung  einer  Vorlesung  wegen  Abwesenheit,  Krankheit  oder  Tod  eines  Lehrers 
nicht  rechtzeitig  vorgenommen  werden  kann,  so  ist  sie  innerhalb  der  oben  bezeich- 
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neten  Frist  bei  dem  Dekan  der  betreffenden  Fakultftt  sa  bewirken.  Ist  der  Stu- 
dierende ohne  sein  Verschulden  an  der  Innehaltung  der  Abmeldnngsfrist  verhindert 
worden,  so  hat  er  dies  dem  Bektor  nachzuweisen  und  ihn  um  Eintragung  eines  die 
nachträgliche  Abmeldung  gestattenden  Vermerkes  in  das  Anmeldebuch  zu  ersuchen. 
Ist  die  Abmeldung  unterblieben  oder  nach  Mafsgabe  der  bestehenden  Vorschriften 
zu  früh  oder  zu  spät  erfolgt,  so  wird  über  die  Vorlesung  kein  Vermerk  in  das  Ab- 
gangszeugnis aufgenommen. 

§  16.  (Abgeändert  durch  C£  8.  Aug.  1884:)  Veriiert  ein  Studierender  sein 
Anmeldebuch,  so  wird  ihm  ein  neues  Exemplar  nur  gegen  eine  Gebühr  von  20  M 
ausgefertigt.  Dieselbe  kann  jedoch  bei  nachgewiesenermafsen  unabsichtlich  herbei- 
geführtem Verlust  vom  Rektor  mit  Rücksicht  auf  alle  Umstände  des  einzelnen  Falles 
ganz  oder  teilweise  erlassen  werden.  Über  die  Vorlesungen  jedoch,  deren  vorschrifts- 
mäfsigeAn-  und  Abmeldung  nicht  mehr  nachgewiesen  werden  kann,  wird  ein  Ver- 
merk in  das  Abgangszeugnis  nur  dann  aufgenommen,  wenn  ihr  Besuch  dem  Studie- 
renden von  den  betreffenden  Docenten  bescheinigt  wird. 

§  17,  18,  21,  22,  24,  25,  28  bis  31,  33  bis  35,  37:  Vergl.  Gesetz  vom  29.  Mai 
1879    (s.  8.  411). 

§  19.  Auch  in  Strafsachen  stehen  die  Studierenden  unter  den  allgemeinen 
Gesetzen  und  sind  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  unterworfen.  Sie  haben  die 
örtlichen  Polizeivorschriften  zu  beobachten  und  den  Anordnungen  der  Polizeibe- 
amten und  sonstigen  Organe  der  btirgerlichen  Obrigkeit  Folge  zu  leisten. 

§  20.  Der  nach  §  420  der  deutschen  StPO  erforderliche  Sühneversuch  ist, 
wenn  die  Klage  gegen  einen  Studierenden  gerichtet  werden  soll,  von  dem  Rektor 
oder  in  dessen  Vertretung  von  dem  Syndikus  (Universitätsrichter)  vorzunehmen. 

§  23.  Die  akademische  Disciplin  wird  durch  den  Rektor,  Richter  und  Senat 
ausgeübt. 

§  26.  Hinsichtlich  disciplinarisch  zu  ahndender  Handlungen,  welche  Sitte  und 
Ordnung  des  akademischen  Lebens  stören  oder  gefährden  (vergl.  Nr.  2  §  5  des  Ge- 
setzes vom  29.  Mai  1879)  sollen  namentlich  bestraft  werden:  1.  Verletzung  der  den 
akademischen  Behörden  und  Lehrern  gebührenden  Achtung;  2.  Ungehorsam  gegen 
die  Anordnungen  der  akademischen  Behörden  und  Beamten;  3.  Fortgesetzter 
Besuch  einer  nicht  angenommenen  Vorlesung  ohne  besondere  Erlaubnis  des  Do- 
centen; 4.  Verletzungen  der  am  schwarzen  Brett  angehefteten  Anschläge  der  aka- 
demischen Behörden,  Lehrer  und  Beamten;  5.  Störung  der  Ordnung  und  Ruhe 
oder  Verletzung  des  Anstandes  in  den  Uuiversitätsgebäuden  und  -Anlagen ;  6.  Hohes 
oder  unerlaubtes  Spielen  oder  Wetten;  7.  Verrufserklärungen;  8.  Ehrenkränkungen 
unter  Studierenden;  9.  Herausforderung  zum  Zweikampf  und  Annahme  derselben, 
der  Zweikampf  selbst  und  die  Teilnahme  daran  als  Kartellträger,  Sekundant,  Un- 
parteiischer, Arzt  oder  Zuschauer  (doch  bleiben  Kartellträgor  straflos,  wenn  sie 
ernstlich  bemüht  gewesen  sind,  den  Zweikampf  zu  verhindern);  10.  Unsittlicher 
Lebenswandel,  Hingabe  an  den  Trunk  oder  Erregung  öffentlichen  Argermsses 
durch  Trunkenheit. 

§  27.  (Nach  Nr.  4  §  5  des  angeführten  Gesetzes)  wird  besonders  dexjenige 
bestraft,  der  sich  während  des  Semesters  längere  Zeit  ohne  Erlaubnis  des  Rektors 
aus  der  Universitätsstadt  entfernt. 

§  32.  Studierende,  welche  als  Angeschuldigte  oder  Zeugen  in  einer  Discipli- 
narsache  der  Vorladung  des  Rektors  oder  Richters  ohne  genügende  Entschuldigung 
nicht  Folge  leisten ,  unterliegen  disciplin  arischer  Ahndung  und  können  durch  An- 
schlag am  schwarzen  Brett  geladen  oder  zwangsweise  vorgeführt  werden.  Der  An- 
geschuldigte darf  während  eines  gegen  ihn  schwebenden  Disciplinarverfahrens  bei 
Vermeidung  besonderer  Strafe  die  Universitätsstadt  nur  mit  besonderer  Erlaubnis 
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des  UniTersit&tsricbters  verlassen.  Auch  darf  ihm  ein  AbgaagszengniB  nicht  aus- 
gehändigt werden. 

§  36.  Das  Disciplinarverfiahren  ist  gebühren-  und  stempelfrei.  Im  Falle  der  Yer- 
urteilung  jedoch  hat  der  Angeschuldigte  die  entstandenen  baren  Auslagen  zu  ersetzen. 

§  38.  Vereine  und  Versammlungen  der  Studierenden  unterließen  den  allge- 
meinen Landesgesetzen.    Aurserdem  gelten  folgende  Bestimmungen. 

§  39.  Von  der  Begründung  eines  Vereins  der  Studierenden  ist  binnen  3  Tagen 
dem  Rektor  Anzeige  zu  machen  unter  Einreichung  der  Statuten  und  eines  Vor- 
zeichnisses  der  Vorstände  und  der  Mitglieder.  Bestehende  Verdne  haben  in  den 
ersten  4  Wochen  jedes  Semesters  dem  Rektor  eine  Liste  ihrer  Mitglieder  einzu- 
reichen. Von  Änderungen  der  Statuten,  dem  Wechsel  der  Vorstände  oder  der 
Auflösung  des  Vereins  ist  binnen  3  Tagen  Anzeige  zu  erstatten.  Auch  ist  der 
Verein  verpflichtet,  dem  Rektor  Zeit  und  Ort  seiner  regelmäbigen  Versammlungen 
anzugeben.  Die  Unterlassung  der  gedachten  Anzeigen  und  Vorlagen  wird  an  den 
Vorständen  und  nach  Umständen  an  sämtlichen  Mitgliedern  disciplinarisch  geahndet 

§  40.  Vereine  von  Studierenden  dürfen  nur  Studierende  derselben  Hochschule 
als  Mitglieder  aufnehmen;  Vereinen  zu  wissenschaftlichen  oder  Knnstzwecken  kann 
jedoch  durch  den  Rektor  die  Erlaubnis  der  Aufnahme  anderer  Mitglieder  erteilt  werden. 

§  41.  Die  akademische  Disciplinarbehörde  ist  befugt,  Vereine,  deren  Bestehen 
die  akademische  Disciplin  gefährdet,  TOrübergehend  oder  dauernd  zu  verbieten. 

§  42.  Giebt  das  Vorhalten  der  Mitglieder  eines  Vereins  Anlafs  zu  discipli- 
narischem  Einschreiten  gegen  dieselben,  so  kann  durch  die  Disciplinarbehörde  zu- 
gleich das  Verbot  des  Vereins  ausgesprochen  werden. 

§  43.  Die  Fortsetzung  eines  verbotenen  Vereins  zieht  für  alle  Teilnehmer 
disciplinarische  Strafen  nach  sich. 

§  44.  Allgemeine  Stu  ientenversammlnngen ,  Festlichkeiten  und  öfientliche 
Aufzüge  sowie  öffentliche  Ankündigungen  von  dergleichen  bedürfen  der  vorherigen 
Genehmigung  des  Rektors. 

(Das  Verbot  des  §  40  bezieht  sich  zunächst  nur  auf  aktive  Mitglieder;  auf 
Ehrenmitglieder  und  ähnliche  nur  insofern,  als  der  Versuch  gemacht  werden  sollte, 
durch  solche  Formen  der  Aufnahme  das  Verbot  selbst  zu  umgehen.  Die  Fassung 
der  §§  41  und  42  giebt  der  Disciplinarbehörde  insbesondere  auch  die  Möglichkeit, 
gegen  die  Begünstigung  des  Duellwesens  durch  die  studentischen  Verbindungen  in 
geeigneter  Weise  neben  der  Bestrafung  der  einzelnen  Duellanten  und  Teilnehmer 
an  Zweikämpfen  einzuschreiten.  Hinsichtlich  §  44  ist  der  Rektor  nicht  verpflichtet, 
den  Beteiligten  die  Gründe  der  Versagung  mitzuteilen.) 

CE  15.  Mai  1888  (Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  und  Minister 
der  Unterricbtsangelegenheiten)  Behandlung  der  Universitäts- 
foausachen. 

Bei  Universitätsbauten  vertritt  der  Kurator  den  Bauherrn. 

Die  technische  Bearbeitung  der  Bansachen  gehört  zu  dem  Geschäfts- 
kreise der  Lokalbaubeamten  der  allgemeinen  Bauverwaltung  (in  Berlin 
der  Ministerialbaukommission). 

Die  Kuratoren  erteilen  den  Lokalbaubeamten  unmittelbare  Aufträge. 
In  allen  technischen  Angelegenheiten  stehen  ihnen  die  Regierungs-  und 
Bauräte  als  Berater  zur  Seite,  deren  Gutachten  vor  allen  wichtigen 
Entscheidungen  technischer  Art  und,  sofern  es  sich  um  Neu-  oder  Um- 
bauten handelt,  deren  Kosten  für  das  Hauptgebäude  30000  M.  über- 
steigen, einzuholen  ist. 
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Die  von  den  zukünftigen  Institutsdirektoren  aufgestellten  Baupro- 
gramme, welohe  die  Uniyersit&tsneubauten  vorbereiten,  werden  vor 
ihrer  Einreiehung  an  den  Kultusminister  einer  Beratung  unterzogen, 
an  der  sieh  unter  Vorsitz  des  Kurators  der  betre£fende  Institutsdirektor, 
der  Regierungs-  und  Baurat  und  der  Kreisbaubeamte  (in  Greifswald  der 
akademisohe  Baubeamte)  beteiligen.  Ist  über  das  Bauprogramm  entschie- 
den, so  erteilt  der  Kurator  den  Auftrag  zur  Bearbeitung  allgemeiner  Ent- 
wurfsskizzen, von  denen  dem  Regierungs-  und  Baurat  zur  event.  Einwirkung 
auf  die  Gestaltung  der  Gebäude  durch  den  Regierungspräsidenten  Einsicht 
zu  geben  ist.  Der  Kreisbaubeamte  (bzw.  der  akademische)  und  der 
Institutsdirektor  haben  sich  während  der  Bearbeitung  der  Skizzen  über 
deren  Einzelheiten  zu  verständigen.  Die  Aufstellung  ausführlicher  Ent- 
würfe und  Kostenanschläge  erfolgt  durch  den  Kreis-  (oder  akademischen) 
Baubeamten,  sobald  über  den  Bauplatz  entschieden  ist  und  die  vor- 
gelegten Skizzen  genehmigt  und  im  Ministerium  entworfen  sind.  Nach- 
dem der  Kurator  durch  den  Minister  zur  Ausführung  des  Baues  er- 
mächtigt ist,  übermittelt  er  zunächst  das  genehmigte  Projekt  nebst 
Kostenanschlag  usw.  dem  Regierungs-  und  Baurat  zur  Erteilung 
etwaiger  technischer  Weisungen  oder  zur  Festsetzung,  inwieweit  ihm 
noch  Detailzeichnungen,  Berechnungen  usw.  zur  Prüfung  vorzulegen 
sind.  Unter  Berücksichtigung  jener  Angaben  geschieht  der  Auftrag 
zur  Ausführung  von  Seiten  des  Kurators  gleichzeitig  mit  der  abschrift- 
lichen Benachrichtigung  an  den  Regierungspräsidenten. 

Bei  allen  Neubauten,  deren  Kosten  100000  M.  übersteigen,  sind 
besondere  Baukommissionen  zu  berufen,  welche  in  der  Regel  aus  dem 
Kurator,  dem  Regierungs-  und  Baurat,  dem  Institutsdirektor  und  dem 
Kreis-  oder  akademischen  Baubeamten  bestehen.  Bei  Kostensummen 
über  500000  M.  und  bei  Bauausftlhrungen,  welche  in  technischer  oder 
künstlerischer  Beziehung  als  besonders  wichtig  anzusehen  sind,  bleibt 
die  Ernennung  von  Kommissaren  den  Ministern  des  Kultus  und  der 
öffentlichen  Arbeiten  zur  regelmäfsigen  Beteiligung  an  den  Arbeiten 
der  Baukommissionen  vorbehalten.  Vergl.  das  Nähere  GBl.  1888,  518  ff., 
und  ME  15.  Juni  1885  (bei  Institutsgebäuden),  6.  April  1887,  GE 
28.  Nov.  1888,  16.  Febr.  1889. 

In  vermögensrechtlicher  Beziehung  wird  die  Universität  durch 
den  Kurator  als  Organ  des  Kultusministers  und  in  Behinderungs* 
fällen  durch  Rektor  und  Richter  vertreten  ME  18.  März  1871  vergl. 
ME  26.  Okt.  1868. 

„Deutsche  Staatsuniversitäten^'  sind  Anstalten,  welche  im 
Deutschen  Reiche  liegen  ME  29.  Juli  1873. 

Künftigen  Staatsdienern  und  Ärzten  ist  ein  mindestens  d reise me- 
striger  Besuch  preufsischer  Universitäten  vorgeschrieben  ME 
n.  Okt.  1867  vergl.  AO  30.  Juni  1841. 

Pbtkisilis,  Der  Gffentl.  Unterricht  IT.  27 
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Für  kttnftige  Lehrer  höherer  Schulen  kann  jedoeh  den  deut- 
schen BundcBStaaten  gegenüber,  welche  sich  zar  gegenseitigen  An- 
erkennung der  Prüfungszengnisse  und  analogen  Bestimmnng  ihrer 
Landesuniversitäten  verpflichten,  allgemeine  Dispensation  eintreten  AO 
29.  Mai  1888. 

Über  Immatrikulation  von  Bealabiturienten  ME  28.  Febr.  1880 
und  AO  1.  Dez.  1891. 

Hinsichtlich  der  Nichtpreufsen  bezw.  Ausländer  haben  die 
Immatrikulationskommissionen  §  4  der  Vorschriften  vom  1.  Okt.  1879 
unnachsichtlich  durchzuführen. 

Schülern,  welche  von  einer  höheren  Lehranstalt  verwiesen 
worden  sind,  ist  in  demselben  Jahre  die  Erlaubnis  zur  Immatrikulation 
zu  versagen.  Ist  ferner  die  Verweisung  an  einem  Universitätsorte 
erfolgt,  so  sind  die  Betre£fenden  an  dieser  Universität  zur  Immatri- 
kulation überhaupt  nicht  zuzulassen  CE  20.  Sept.  1881. 

Für  ordnungsmäfsige  Semesterdauer  haben  die  akademischen 
Lehrer  pflichtmäfsig  mitzuwirken.  Der  Schluis  des  Winterhalbjahrs 
ist  durch  AO  26.  September  1879  auf  den  15.  März  festgesetzt,  vergl. 
ME  30.  April  1880. 

Die  Vorlesungen  sind  in  jedem  Semester  innerhalb  der  ersten 
7  Tage  zu  beginnen  und  innerhalb  der  letzten  Woche  zu  schlieüsen 
CE  8.  Juli  1891. 

ME  1.  Juli  1867  über  den  Urlaub  der  Professoren.  Während 
der  gesetzlichen  Ferienzeiten  bedürfen  die  Professoren  keines  Urlaubs. 
Sofern  sie  aber  mit  der  Leitung  eines  akademischen  Instituts  beauf- 
tragt sind,  das  auch  während  der  Ferien  fortgesetzter  Beaufidohtigung 
bedarf  haben  sie  auch  während  der  Ferien  dem  Kurator  (Kuratorium) 
nachzuweisen,  dafs  für  ihre  Vertretung  ausreichend  gesorgt  ist,  und 
dessen  Genehmigung  zu  den  dieserhalb  getroffenen  Mafsregeln 
nachzusuchen.  Aufserhalb  der  Ferienzeiten  kann  zwar  nachgesehen 
werden,  dafs  die  Professoren  in  dringenden  Fällen  auf  3  Tage  ohne 
Urlaub  verreisen;  doch  haben  sie  davon  dem  Bektor  Anzeige  zu 
machen.  Zu  Beisen  von  höchstens  vierwöchiger  Dauer  ist  Urlaub  bei 
dem  Kurator,  zu  Beisen  von  längerer  Dauer  bei  dem  Unterrichts- 
minister nachzusuchen.  Der  Bektor  bedarf  während  der  ganzen  Zeit 
seiner  Amtsführung  des  Urlaubs,  welchen  bis  zu  4  Wochen  der  Kurator, 
bei  längerer  Dauer  der  Minister  erteilt.  (In  Kiel  bedürfen  die  übrigen 
Mitglieder  des  Konsistorium  arctius  ebenfalls,  solange  ihre  Funktion 
währt,  des  Urlaubs  zum  Beisen,  welchen  während  der  Ferien  stets  und 
auiserhalb  derselben  bis  zu  4  Wochen  das  Kuratorium,  sonst  der 
Minister  erteilt.  Dasselbe  gilt  vom  Universitätssyndious.)  Bei  allen 
Beurlaubungen    auf  länger    als    lV*i    Monate    kommt    AO    15.    Juni 
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1863  0  zur  Anwendung,  von  welcher  der  Minister  nur  bei  Sr.Majestftt 
in  geeigneten  F&llen  Dispensation  erwirken  kann.  Von  jeder  Reise, 
die  mit  Urlaub  unternommen  wird,  haben  die  Professoren  dem  Rektor 
und  Dekan  Anzeige  zu  machen.  Die  Urlaub^esuebe  können  bei  dem 
Kurator  mündlich  nachgesucht  und  beschieden  werden. 

Die  akademischen  Disciplinarbehörden  haben  besonderes  Augen- 
merk auf  die  Ortsan  Wesenheit  der  Studierenden  zu  richten.  In 
allen  Fällen  einer  l&ngeren  unerlaubten  Abwesenheit  ist  gegen  die 
Betreffenden  nicht  nur  disciplinarisch  einzuschreiten,  sondern  zugleich 
den  Universitätslehrern  Nachricht  zu  geben,  damit  sie  sich  über  etwaige 
Versagung  der  Abmeldungsbescheinigung  schlüssig  machen  CE  18.  Juli 
1890  vergl.  CE  4.  Nov.  1890.  Für  die  Kontrolle  der  Ortsanwesenheit 
wird  die  Universitätsstatistik  nutzbar  gemacht  CE  21.  April  1892. 

Es  ist  eine  hauptsächliche  und  wesentliche  Amtspflicht  der  Uni- 
versitätslehrer, die  von  ihnen  angekündigten  Vorlesungen  und 
klinischen  oder  praktischen  Übungen  selbst  zu  halten.  Sobald  ein 
Docent  durch  Krankheit  oder  sonstwie  auf  längere  Zeit  daran  ver- 
hindert wird,  ist  dem  Universitätskurator  und  der  Fakultät  Anzeige 
zu  erstatten  und  das  Vertretungsgeschäft  ordnungsmäßig  zu  erle- 
digen ME  10.  März  1880. 

Privatdocenten  sind  als  Staatsbeamte  nicht  anzusehen  ME 
22.  Febr.  1870.  Sie  haben  sieh  als  „Doccnten"  schlechtweg  nicht 
zu  bezeichnen  CE  11.  Nov.  1889.  Sie  unterliegen  nicht  einer  eigent- 
lichen „Residenzpflicht^^;  jedoch  wird  die  Verpflichtung,  am  Universi- 
tätsorte zu  wohnen,  auch  für  die  Privatdocenten  anzunehmen  sein,  da 
dies  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  als  eine  stillschweigende  Voraus- 
setzung der  Habilitation  anzusehen  ist  ME  23.  April  1890.  Lehrer 
höherer  Unterrichtsanstalten,  welche  sich  nebenbei  als  Privatdocenten 
zu  habilitieren  gedenken,  haben  durch  Vermittelung  ihres  vorgesetzten 
Direktors  vorherige  Genehmigung  des  Provinzial- Schulkollegiums  ein- 
zuholen CE  25.  Sept.  1890.  Von  der  Verpflichtung  zu  Vorlesungen 
können  sie  nrlaubsweise  entbunden  werden  ME  26.  Juni  1886.  Eine 
Entlassung  von  Privatdocenten  kann  nicht  in  Frage  kommen,  da  sie 
keine  Beamtenqualität  besitzen.  Wollen  sie  auf  die  venia  docendi  ver- 
zichten, so  haben  sie  der  Fakultät  dieses  mitzuteilen  ME  4.  Nov.  1886. 

Den  akademischen  Behörden  ist  von  Ernennung  oder  Ver- 
setzung und  dem  Lehrauftrage  der  Professoren  Kenntnis  zu  geben, 
nicht  aber  von  der  ihnen  zugebilligten  Besoldung  CE  18.  April  1888. 

Die  Universitätslehrer  sind  verpflichtet,  in  solchen  Fällen,  wo  sie 
durch  eigene  Wahrnehmung  oder  sonstwie  zur  Überzeugung  gelangen, 

1)  Bei  Beurlaubungen  über  l'A  Monate  tritt  (aufäer  in  Krankheitsfällen)  fOr 
weitere  4  Vi  Monate  Verkürzung  des  Gehalts  um  die  H&lfte,  darüber  hinaus  Ent- 
ziehung desselben  ein. 

27  ♦ 
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dafs  ein  Studierender  die  Vorlesung  überhaupt  nicht  oder  nur  mit 
wesentlichen  Unterbrechungen  besucht  hat,  die  Bescheinigung  der 
Abmeldung  zu  versagen  (wonach  die  Vorlesung  auch  im  Abgangs- 
zeugnis nicht  vermerkt  werden  darf).  Bei  seminaristischen  und  son- 
stigen Übungsvorlesungen  sind  den  Studierenden  auf  deren  Ersuchen 
eingehende  Zeugnisse  über  Fleiüs  und  Leistungen  auszustellen,  welche 
auf  Antrag  der  Studierenden  den  Abgangszeugnissen  unter  entsprech- 
ender Verweisung  bei  dem  Vorlesungseintrage  beigeheftet  werden 
CE  2.  Juni  1890. 

Auditoriengelder  werden  von  allen  Vorlesungen  erhoben,  fttr 
welche  überhaupt  eine  Anmeldung  auf  der  Quästur  zu  erfolgen  hat. 
Ob  eine  Vorlesung  in  Universitäts-  oder  anderen  Räumen  gehalten  wird, 
macht  hierbei  keinen  Unterschied.  Für  repetendo  belegte  Vorlesungen 
fällt  das  Honorar  fort  ME  30.  Okt.  1885.  Für  alle  von  einem  Studie- 
renden während  eines  Semesters  anzunehmenden  Vorlesungen  sind  bei 
der  Belegung  auf  der  Quästur  5  M.  an  Auditoriengeld  zu  entrichten 
ME  6.  Juli  1889.  Dieses  bezieht  sich  nicht  nur  auf  die  Studierenden 
im  engeren  Sinne,  sondern  auf  alle  bei  Vorlesungen  zugelassenen 
Personen  ME  21.  Okt.  1889. 

Die  Stundung  des. Honorars  ist  in  das  Belieben  der  Docenten 
gestellt,  eine  gesetzliche  oder  administrative  Nötigung  dazu  findet  nicht 
statt.  Gestundete  Kollegienhonorare  unterliegen  jedoch  der  Einkommen- 
steuer ME  28.  Febr.  1859,  vergl.  CE  11.  März  1872.») 

Über  Verleihung  akademischer  Benefizien  vergl.  die  Ministerial- 
erlasse  GBl.  1861,  471  ff. 

Hinsichtlich  der  Abmeldnngs fristen  sind  die  Docenten  befugt, 
ein  Datum  zur  Unterschrift  innerhalb  der  letzten  14  Tage  des  Semesters 
festzusetzen  vergl.  ME  18.  Febr.  1892. 

Etwaige  aufserakademische  Strafen  sind  in  den  Abgangszeugnissen 
nicht  zu  berücksichtigen  ME  3.  Febr.  1880. 

In  den  Abgangszeugnissen  ist  hinsichtlich  des  Studiums  zu 
vermerken,  dafs  der  Studierende  während  seines  Aufenthaltes  an  der 
Universität  nach  den  vorgelegten  Bescheinigungen  die  im  einzelnen 
aufgefllhrten  Vorlesungen  „vorschriftsmäfsig  an-  und  abgemeldet"  habe 
CE8.  Juli  1890.2) 

Eine  Streichung  von  Studierenden  im  Universitätsverzeichnis  hat 
namentlich  zu  geschehen,  wenn  die  Aufnahme  bei  der  Universität  zu 
Unrecht  erfolgt  ist,  das  akademische  Bürgerrecht  durch  disciplinare  Be- 
strafung, durch  Ablauf  einer  bestimmten  Semesterzahl  oder  aus  sonstigen 
statutenmäfsig  festgesetzten  Gründen  oder  (an  einzelnen  Universitäten) 
bei  Abgang  von  der  Universität  ohne   Exmatrikulation,   bei   längerer 

1)  Vergl.  auch  £.  Hohn,  Kolleg  und  Honorar,  S.  138  £f. 

2)  Seminarübungen  usw.  sind  ebenso  zu  behandeln. 
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unerlaubter  Entfemnng  aas  der  Universit&tsstadt,  bei  unterlassener  Woh- 
nungsanzeige  und  bei  unterlassenem  Umtansoh  der  Erkennungskarte. 
Es  ist  jedoch  zu  beobachten,  dafs  die  Streichung  im  wesentlichen  nur 
aus  der  Vermutung  gerechtfertigt  erscheint,  dafs  der  Studierende  auf 
die  Fortsetzung  seiner  Studien  an  der  Universit&t  thatsftchlieh  ver- 
zichtet habe.  Wenn  diese  Vermutung  durch  alsbaldigen  Widerspruch 
der  Beteiligten  zuverlässig  ausgeschlossen  ist,  wird  daher  die  Wieder* 
aufhebung  der  MaJüsregel  auf  Antrag  nicht  versagt  werden  können 
GE  4.  Mai  1891. 

(Hinsichtlich  der  vorgeschriebenen  Studienzeit  werden  die  auf 
den  Universit&ten  zu  Wien  und  Prag  und  zu  Graz  und  Innsbruck  sowie 
der  deutschen  Schweiz  zugebrachten  Semester  voll  gerechnet  vergl.  CE 
7.  MÄrz  1861,  AO  15.  Juli  1867,  ME  18.  Mftrz  und  12.  Okt.  1871.) 

(Bei  der  Bedeutung,  welche  der  Seminarbesuch  in  dem  Bil- 
dungsgange zukünftiger  Lehrer  einnimmt,  ist  auch  bei  den  Prüfungen 
für  das  Lehramt  davon  Notiz  zu  nehmen  und  von  der  wissenschaft- 
lichen Prüfungskommission  deshalb  im  Eingange  der  auszustellenden 
Zeugnisse  zu  bemerken,  bei  welcher  üniversit&t  und  wie  lange  die  Be- 
treffenden Mitglieder  eines  Seminars  gewesen  sind  CE  8.  Juli  1872.) 

Die  Aufsichtsbehörde  ist  nicht  beftigt,  eine  Fakult&t  zur  Ertei- 
lung der  Doktorwürde  an  einen  bestimmten  Kandidaten  oder  zur 
Abstandnahme  von  Bedenken  anzuhalten,  in  welchen  diese  nach 
ihrem  Ermessen  Grund  findet,  in  einem  einzelnen  Falle  von  ihrem 
Rechte  keinen  Grebrauch  zu  machen.  Demgem&Is  ist  auch  eine  Be- 
schwerde über  die  Versagung  der  Promotion  belanglos  ME  24.  Jan.  1861. 

Zur  Promotion  sind  nur  solche  zuzulassen,  welche  mit  dem 
Zeugnis  der  Reife  die  Universität  bezogen  haben  ME  6.  Okt.  1859. 

(Auf  den  Universit&ten  Berlin  und  Königsberg  gilt  die  Bestim- 
mung:) Wenn  ein  Doktorand  immatrikulationsfähig  und  nicht  schon 
akademischer  Bürger  ist,  so  hat  er  sich  vor  den  Promotionsprüfungen 
immatrikulieren  zu  lassen,  damit  er  während  der  Dauer  der  Promo- 
tionsangelegenheit unter  akademischer  Disciplin  stehe.  Solche,  die  in 
Berlin  studierten,  werden  dortselbst  zur  Promotion  unentgeltlich  im- 
matrikuliert, sobald  sie  durch  ein  Dekanatszeugnis  nachweisen,  dafs 
sie  sich  zum  Rigorosum  gemeldet  haben  vergl.  ME  14.  Jan.  1860. 

Den  medizinischen  Fakultäten  bleibt  es  überlassen,  den  Gebrauch 
der  deutschen  Sprache  bei  den  Inauguraldissertationen 
und  -Disputationen  zu  gestatten.  Ebenso  haben  die  philosophischen 
Fakultäten  die  Befugnis,  insofern  es  sich  nicht  um  Gegenstände  aus 
dem  Gebiete  der  klassischen  und  orientalischen  Philologie  und  Alter- 
tumskunde, sowie  aus  der  alten  Geschichte  und  Philosophie  handelt, 
auf  Antrag  des  Kandidaten  in  jedem  einzelnen  Falle  über  die  Zulässig- 
kcit   deutscher   Dissertationen  und  Disputationen  Beschlufs  zu  fassen 
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ME  22.  Mai  1867  vergl.  ME  19.  Mai  1873.  Es  steht  jedoch  der  phi- 
loBophiflohea  Fakult&t  im  Falle  dentsoher  Dissertationen  frei,  bei  der 
mündlichen  Prüfung  eine  ausreichende  Kenntnis  der  lateinischen  Sprache 
(durch  Interpretation  eines  römischen  Klassikers)  bei  dem  Kandidaten 
zu  eruieren.  Ohne  ministerielle  Genehmigung  ist  keine  Fakultät  be- 
fugt, Dissertationen  und  Disputationen  in  einer  anderen  als  der  deut- 
schen oder  der  lateinischen  Sprache  zu  gestatten  CE  8.  Nov.  1879. 

Promotionen  in  absentia  finden  nicht  statt  ME  19.  Mai  1876. 

Die  licentia  docendi  ist  an  eine  bestimmte  Frist  nicht  ge* 
bunden  ME  5.  Okt.  1859. 

Auswärts  Promovierte  müssen  zur  Habilitation  nostrifiziert 
werden  ME  5.  Juli  1867,  wozu  die  Genehmigung  des  Ministers  erfor- 
derlich ist  vergl.  CBl.  1866,  9  f. 

Auf  Fürsprache  der  Fakultät  kann  Privatdocenten  bei  hervor- 
ragender Leistung  vom  Minister  ein  Stipendium  verliehen  werden  CE 
24.  April  1875  vergl.  CE  23.  Juli  1864. 

2.  Kapitel.    FakultBtsbestlmmungcu. 

§  1.     Statuten  der  evangelisch -theologischen   Fakultät  zu  Berlin  vom 

29.  Jan.  1838.^) 

§  t.    Erster  Abschnitt. 

Von  der  Bestimmung  und  den  Qeschftften  der  theologischen 

Fakultät  im  allgemeinen. 

§  1 .  Die  theologische  Fakult&t  hat  die  Bestimmung,  nach  der  Lehre  der  evan- 
geÜBchen  Kirche  sowohl  überhaupt  die  theologischen  Wissenschaften  fortzupflanzen, 
als  insbesondere  durch  Vorlesungen  und  andere  akademische  Übungen  die  sich  dem 
Dienste  der  Kirche  widmenden  jQnglinge  f(lr  diesen  würdig  zu  machen. 

§  2.  Insofern  die  theologische  Fakultät  im  weiteren  Sinne  eine  Korporation 
in  der  Universität  bildet,  gehören  zu  derselben  die  bei  ihr  angestellten,  für  den 
königlichen  Dienst  vereideten  ordentlichen  und  aufserordentlichen  Professoren,  die 
bei  ihr  habilitierten  Privatdocenten  und  die  in  ihr  Album  eingetragenen  Studierenden. 
Als  Behörde  umfafst  sie  aber  nur  die  bei  ihr  angestellten  ordentlichen  Professoren, 
in  wiefern  sie  Doctores  theologiae  und  nicht  mehr  blofs  Professores  designati  sind. 
Die  Behörde  übt  unter  dem  Vorsitze  des  Dekans  die  ihr  zustehenden  Rechte  und 
Verpflichtungen  unter  den  im  Folgenden  enthaltenen  Bestimmungen  unabhängig  vom 
Senat  aus. 

§  3.  Die  Rechte  und  Verpflichtungen  der  theologischen  Fakultät,  als  Behörde 
betrachtet,  betreffen:  1.  die  Aufsicht  über  die  Lehre  in  ihrem  Gebiete  und  deren 
Vollständigkeit;  2.  die  Aufsicht  über  die  Studenten  in  wissenschaftlicher  und  sitt- 
licher Hinsicht  und  die  Erteilung  der  Benefizien  und  Prämien;  3.  die  Erteilung  der 
akademischen  Würden;  4.  die  Befugnis,  theologische  Gutachten  und  Responsa  aus- 
zustellen, was  die  Fakultät  jedoch ,  wenn  selbige  nicht  von  höheren  Behörden  ver- 
langt werden,  auch  ablehnen  darf. 

§  4.    Die  theologische  Fakultät  nimmt  bei  feierlichen  Repräsentationen,  unbe- 


t)  Des  Raumes  wegen  kann  hier  nur  dieses  eine  Statut,  probeweise,  mitgeteilt 
werden,  das  namentlich  als  Vergleichsobjekt  wichtig  ist. 


Digitized  by 


Google 


2.  Kapitel.   FakaltätobestimmaogeD. .  423 

schadet  der  Rechtsgleichheit  aller  Faknlt&ten,  den  ersten  PlatE  ein  und  unterzeichnet 
auch  in  dieser  Ordnung  durch  ihren  jedesmaligen  Dekan. 

§  5.  Sämtliche  ordentliche  Professoren  sollen  nach  der  Reibenfolge  ihrer  An» 
Stellung,  sowie  sämtliche  Pri?atdocenten  nach  dem  Datum  ihrer  öffentlich  Tollxogenen 
Habilitation  in  einem  eigenen  Album  dergestalt  Torseichnet  werden,  dafs  darin  die 
Lebensrerhftltnisse  eines  jeden,  insbesondere  Tag  und  Ort  der  Geburt,  der  Doktor- 
promotion, des  Patents  oder  Dekrets  der  Anstellung  bei  der  Fakultät,  sowie  das  Aus- 
scheiden eines  jeden  oder  die  Versetzung  in  eine  andere  Kategorie  sorgfältig  ange- 
merkt werden. 

Zweiter  Abschnitt. 

Von  der  Verfassung  der  theologischen  Fakultät  als  Behörde  betrachtet. 

I.  Von  den  Mitgliedern  der  Fakultät  und  deren  Aufnahme. 

§  6.  Die  theologische  Fakultät  als  Behörde  betrachtet  besteht  aus  sämtlichen 
bei  ihr  angestellten  ordentlichen  Professoren,  in  wiefern  sie  Doctores  theologiae  und 
nicht  blofs  Professores  designati  sind,  und  diese  nehmen  an  den  ihr  zukommenden 
Rechten  und  Verpflichtungen  alle  völlig  gleichen  Anteil.  Der  Rang  der  Mitglieder 
der  Fakultät  untereinander  richtet  sich  nach  dem  Datum  ihres  ersten  Patents  als 
ordentlicher  Professor  an  einer  gesetzmäfsig  konstituierten  Universität. 

§  7.  Wer  als  berufener  ordentlicher  Professor  in  die  Fakultät  eintreten  will, 
muCs  den  theologischen  Doktorgrad  haben,  oder  ihn  binnen  Jahresfrist  bei  der  theo- 
logischen Fakultät  irgend  einer  gesetzmSfslg  konstituierten  und  mit  dem  Rechte  der 
Erteilung  akademischer  Würden  versehenen  Universität  erwerben.  Bis  zur  Er- 
werbung desselben  ist  er  nicht  habilitationsfähig,  und  seine  Ausübung  aller  Vorrechte 
eines  ordentlichen  Professors  bleibt  so  lange,  bis  er  den  Grad  besitzt,  suspendiert. 
(Üniv.-St.  Abschn.  II  §  2.) 

§  8.  Für  einen  ordentlich  promovierten  Doktor  der  Theologie  ist  in  Be- 
ziehung auf  den  im  §  ü  bestimmten  Punkt  nur  derjenige  zu  achten«  welcher  den 
Doktorgrad  von  der  theologischen  Fakultät  einer  gesetzmäCaig  konstituierten  und  mit 
dem  Rechte  der  Erteilung  akademischer  Würden  versehenen  Universität,  entweder 
nach  allen  vorgeschriebenen  Leistungen,  oder  honoris  causa,  und  zwar  wegen  seiner 
schriftstellerischen  oder  anderweitigen  notorischen  Verdienste  um  eine,  in  das  Ge- 
biet der  theologischen  Fakultät  gehörige  Wissenschaft  erhalten  hat.  Jedoch  hat  die 
Fakultät  das  Hecht,  entweder  dasjenige,  was  an  der  Promotion  des  berufenen  Pro- 
fessors auszusetzen  sein  möchte,  durch  ihre  Anerkennung  zu  ergänzen,  oder  falls 
er  gar  noch  nicht  promoviert  sein  sollte,  ihn  nach  Mafsgabe  der  unten  vorkommenden 
Bestimmungen  honoris  causa  zu  promovieren,  niemals  aber  ihm  die  Erwerbung  des 
Doktorgrades  gänzlich  zu  erlassen. 

(§  9.    Aufser  Kraft  gesetzt  ME  17.  Sept.  1870.) 

II.  Von  der  Wahl  des  Dekans. 

$10.  Zur  Leitung  ihrer  Geschäfte  erwählt  die  Fakultät  aus  ihrer  Mitte  auf 
ein  Jahr  jedesmal  einen  Dekan.   (Univers.-St.  Abschn.  II  $  10.) 

§  11.  Der  Dekan  wird  innerhalb  zweier  Tage  nach  erfolgter  Wahl  des  neuen 
Rektors  gewählt,  und  der  Gewählte  dem  fungierenden  Rektor  sogleich  angezeigt, 
damit  sein  Name  von  diesem  in  den  Bericht  über  die  Wahlen  an  das  Ministerium 
aufgenommen  werden  könne  (ibid.  §11.) 

§  1 2.  Die  Wahl  des  Dekans  geschieht  von  den  zu  diesem  Zwecke  versammelten 
Mitgliedern  der  Fakultät  durch  Abstimmung  auf  zusammengefalteten  Zetteln,  wobei 
absolute  Stimmenmehrheit  entscheidet.  Ergiebt  sich  solche  bei  der  ersten  Ab- 
stimmung nicht,  so  werden  die  zwei  Namen,  welche  die  relativ  meisten  Stimmen 
gehabt  haben,  auf  die  engere  Wahl  gebracht,  damit  nun  eine  absolute  Mehrheit 
oder  bei  gleicher  Anzahl  der  Stimmen  auf  beiden  Seiten,  das  Los  entscheide.   Sollten 
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bei  der  ersten  Abstimmung  mehr  als  zwei  Mitglieder  die  relativ  meisten  Stimmen 
erhalten,  weil  mehrere  gleiche  Anzahl  hätten,  so  ist  zwischen  allen  denen,  welche 
entweder  die  relativ  grOfste  oder  die  zwei  relativ  gröfsten  Zahlen  haben  (insofern 
die  zweite  Zahl  mehreren  gemein  wäre),  solange  zu  w&hlen,  bis  nur  zwei  Namen  mit 
relativ  gröfsten  Stahlen  übrig  sind,  welche  dann  auf  die  entscheidende  Wahl  kommen. 
Hätten  endlich  alle  bei  der  ersten  Abstimmung  vorkommende  Namen  gleich  viel 
Stimmen,  und  wären  deren  mehr  als  zwei,  so  bestimmt  das  Los,  weiche  zwei  von 
ihnen  auf  die  engere  Wahl  kommen  sollen.  —  Die  beiden,  welche  zuletzt  auf  die 
engere  Wahl  kommen,  enthalten  sich  der  Abstimmung.    (Vergl.  §  30.) 

§  13.  Zwei  Jahre  hintereinander  darf  nicht  derselbe  zum  Dekan  erwählt 
werden. 

§  14.  Jedes  Fakultätsmitglied  hat  das  Becht,  jedoch  nur  einmal,  das  Dekanat 
auch  ohne  Anführung  bestimmter  Gründe  abzulehnen.  (Univers.-St.  Abschn.  II  §  1 2.) 
Will  dasselbe  Mitglied  es  öfter  ablehnen,  so  hat  es  seine  Gründe  zu  erklären,  und 
die  Fakultät  entscheidet  in  der  Sitzung  durch  absolute  Stimmenmehrheit,  ob  sie 
gültig  sein  sollen. 

§  15.  Wenn  ein  Fakultätsmitglied  krank  oder  erlaubter  Weise  abwesend  ist, 
darf  es  zur  Dekanswahl  seine  Stimme  schriftlich  abgeben ,  die  jedoch  nur  solange 
gilt,  als  der  Bezeichnete  auf  der  Wahl  ist;  der  Abwesende  mufs  aber  auch  zugleich 
seine  Erklärung,  ob  er  das  Dekanat  anzunehmen  geneigt  sei,  einsenden  (Univ.-St 
Abschn.  II  §  13),  auf  welche  dann  die  Bestimmungen  des  vorigen  §  Anwendung 
finden. 

III.  Vom  Dekanat. 

§  16.  Die  Übernahme  des  Dekanats  erfolgt  am  letzten  Sonnabend  der  Herbst- 
ferien, als  dem  zum  Bektoratswechsel  und  zur  Erneuerung  des  Senats  der  Universität 
bestimmten  Tage  (Üniv.-St.  Abschn.  II  §  11  Abschn.  III  §  12.).  Der  niederlegende 
Dekan  überliefert  dem  antretenden  das  von  seinem  Vorgänger  Empfangene  und  das 
Hinzugekommene,  mit  Bemerkung  des  Abganges,  und  nimmt  darüber  eine  Verhand- 
lung auf,  welche  der  niederlegende  Dekan  selbst  zu  den  Akten  zu  schreiben  hat. 

§  17.  Der  Dekan  eröffnet  alle  an  die  Fakultät  als  solche  gelangenden  Ver- 
fügungen, Zuschriften  und  Gesuche,  hält  darüber  ein  Journal,  welches  sein  Vor- 
gänger von  Sitzung  zu  Sitzung  kontrolliert,  und  bringt  das  Eingegangene  sowie  seine 
eigenen  oder  eines  jeden  Fakultätsmitgliedes  Vorschläge  bei  der  Fakultät  zur  Be- 
ratschlagung, die,  wofern  nicht  für  gewisse  Gegenstände  etwas  Näheres  bestimmt  ist, 
nach  seinem  Gutbefinden  eine  mttndliche  oder  schriftliche  sein  kann.  Er  kann  aber 
mit  Ausnahme  dessen,  was  in  den  gewöhnlichen  Gang  der  ihm  besonders  übertragenen, 
gehörigen  Orts  aufgeführten  Geschäfte  gehört,  für  sich  nichts  verfügen  oder  beant- 
worten (Univ.-St.  Abschn.  II  §  14). 

§  18.  Er  beruft,  so  oft  er  es  für  nötig  hält,  die  Fakultät  zusammen,  führt  in  der 
Versammlung  mit  allen  Rechten  und  Pflichten  des  Präses  eines  nach  Stimmenmehrheit 
entscheidenden  Kollegiums  den  Vorsitz  und  bringt  die  Fakultätsbeschlüsse  zur  Aus- 
führung. Er  verrichtet  die  Promotionen  oder  läfst  sie  durch  ein  anderes  Mitglied 
der  Fakultät,  welches  er  dazu  einladet  und  ad  hunc  actum  als  Prodekan  konstituiert, 
verrichten,  welche  Substitution  jedoch  kein  Anderer,  aufser  dem  bei  unvermeidlichen 
Verhinderungen  des  Dekans  von  selbst  eintretenden  Prodekan,  zu  übernehmen  ver- 
pflichtet ist  (Univ.-St.  Abschn.  II  §  15).  Er  schreibt  ferner  die  zu  der  Fakultät 
sich  bekennenden  Studenten  in  das  Album  derselben  und  in  das  dazu  gehörige  alpha- 
betische Register  ein,  führt  das  Album  der  Lehrer  der  Fakultät,  vollzieht  die  Zeug- 
nisse der  Studierenden  der  theologischen  Fakultät  mit  den  übrigen  dazu  verordneten 
Behörden,  redigiert  den  die  Fakultät  betreffenden  Anteil  des  Verzeichnisses  der  Vor- 
lesungen, verwaltet  die  Kasse  der  Fakultät,  hat  Sitz  und  Stimme  in  der  Unter- 
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stQtsttngBkommission  der  UniTersität  und  besorgt  aUe  übrigen  in  diesen  Statuten 
der  Universit&t  ihm  angegebenen,  auf  das  Oanze  der  Universit&t  bezüglichen  Ob- 
liegenheiten. Er  fahrt  in  seinem  Amte  das  Siegel  der  Fakult&t  nnd  sein  besonderes 
Amtssiegel. 

§  19.  Der  Dekan  hat  die  Alba  und  übrigen  Namenlisten  und  das  für  ihn  be- 
stimmte Siegel  in  seinem  Beschlüsse  und  ist  dafür  und  für  die  Ordnung  der  auf 
der  Registratur  der  Universit&t  befindlichen  Akten  der  Fakultät  verantwortlich,  für 
letztere  insofern,  als  die  Registraturbeamten  in  dieser  Beziehung  von  ihm  abhftngen. 
Das  grofse  Siegel  der  Fakultät  und  der  statt  dessen  dienende  schwarze  Stempel  sind 
in  Verwahrung  der  Registratur,  welche  dem  Dekan  dafür  verantwortlich  ist. 

S  20.  Die  Einkünfte  des  Dekans  bestehen  in  den  Gebühren  für  Inskription, 
für  welche  er  von  jedem  Studierenden  der  theologischen  Fakult&t,  der  noch  nicht 
auf  einer  als  solche  anerkannten  Universität  immatrikuliert  gewesen,  einen  Thaler, 
oder  wenn  der  Studierende  bereits  auf  einer  solchen  immatrikuliert  gewesen,  die 
Hälfte  erhält;  in  den  Gebühren  für  die  Abgangszeugnisse  der  Studierenden 
der  theologischen  Fakultät,  von  welchen  er  für  jedes  einen  Thaler  erhält;  in  einem 
Zehnteil  der  für  theologische  Promotionen  zu  erlegenden  Gebühren,  und  in  5  Thalern 
Gold  für  jede  von  ihm  eingeleitete,  bis  zur  mündlichen  Abstinmiung  über  die  ein- 
gereichten Probeschriften  in  der  deshalb  gehaltenen  Sitzung  fortgeführte  Verhand- 
lung Über  die  Habilitation  eines  Privatdocenten.  Wird  die  Promotion  eines  Kandi- 
daten nicht  mehr  unter  dem  Dekan  verrichtet,  unter  welchem  der  Kanditat  examiniert 
irorden,  so  erhält  der  Dekan,  in  dessen  Jahre  die  öffentliche  Promotion  selbst  ver- 
richtet worden,  den  genannten  Zehnteil.  Hält  ein  Habilltandus  die  Probevorlesungen 
in  consessu  facultatis  nicht  mehr  unter  dem  Dekan,  welcher  die  Habilitation  ein- 
geleitet hat,  so  kommen  die  Gebühren  demjenigen  Dekan  zu,  in  dessen  Jahre  diese 
Vorlesung  gehalten  wird. 

§  21.  Ist  der  Dekan  krank,  oder  sonst  durch  dringende  Abhaltungen  an  der 
Ausübung  seiner  Geschäfte  verhindert,  so  ist  sein  letzter  Vorgänger  im  Dekanat  yer- 
bunden,  die  interimistische  Verwaltung  derselben  als  Prodekan  zu  übernehmen,  hat 
jedoch  an  dio  während  dieser  Verwaltung  entspringenden  oder  eingehenden  Einkünfte 
des  Dekanats  für  seine  Person  keine  Ansprüche.  —  Wird  das  Dekanat  durch  Tod, 
Abberufung  oder  Abdikation,  welche  jedoch  allemal  der  Genehmigung  des  Ministers 
bedarf,  erledigt,  so  hat  dieser  zu  entscheiden,  ob  bis  zum  Ablauf  des  Universitäts- 
jahres der  vorletzte  Dekan  eintreten,  oder  eine  neue  Wahl  stattfinden  soll.  Im  Todes- 
falle beziehen  dio  Witwe  und  minderjährigen  Kinder  noch  drei  Monate  die  Gebühren, 
welche  der  Verstorbene  bezogen  haben  würde. 

IV.  Vom  Geschäftsgange  bei  der  Fakultät. 

§  22.  Die  Versammlungen  der  Fakultät  werden  in  der  Regel  im  Senatszimmer 
des  Universitätsgebäudes  gehalten.  Sollten  indessen  besondere  Veranlassungen  zu 
einer  Ausnahme  eintreten,  so  hat  der  Dekan  auch  das  Recht,  die  Fakultät  in 
seiner  Wohnung  zu  versammeln,  insofern  er  im  Universitätsbezirke  wohnt  (Univ.-St. 
Abschn.  II  §  16). 

§  23.  In  den  Sitzungen  ruft  der  Dekan  die  Mitglieder  der  Fakultät  sowohl  zur 
Deliberation,  als  zur  Abstimmung  auf,  und  zwar  nach  dem  Fakultätsalter  (Abschn.  II 
§  6),  so  dafs  der  älteste  Angestellte  seine  Meinung  zuerst  eröffnet ;  die  Abstinmiung 
geschieht  in  umgekehrter  Ordnung.  In  allen  Fällen  entscheidet,  sowie  bei  nach- 
gegebenen schriftlichen  Abstimmungen,  mit  Ausnahme  der  Abschn.  V  §§  109  und  112 
angeführten  Fälle,  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmenden  gilt  und  bei  gleicher  Anzahl 
der  Stimmen  die  des  Dekans  den  Ausschlag  giebt,  so  auch  in  den  Versammlungen  die 
absolute  Mehrheit  der  in  der  Sitzung  anwesenden  Mitglieder  und  bei  gleicher  Anzahl 
der  Stimmen  die  des  Dekans.    Glaubt  aber  jemand  durch  den  Beschlufs  der  Mehr- 
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heit  Bein  Gewissen  gefährdet,  so  hnt  er  das  Recht,  seine  Erklärung,  dab  er  sich  in 
der  Minderheit  befunden,  oder  ein  besonderes  Yotam  entweder  zu  den  Akten  xa 
geben,  oder  auch  dem  beschlossenen  Berichte,  wenn  derselbe  an  das  Ministerium 
geht,  sowie  einem  beschlossenen  Schreiben  an  die  Allerhöchste  Person  Seiner  Majestät 
des  Königs  beizulegen,  alles  jedoch  nur,  wenn  er  sich  dasselbe  in  der  Sitzung  selbst 
ansdracklich  vorbehalten  hat.  Die  abwesenden  Mitglieder  der  Fakultät  dagegen  sind 
an  alle  Beschlüsse  der  Anwesenden  gebunden  und  als  der  Mehrheit  beigetreten  an« 
zusehen.  Denjenigen,  welche  nach  vorhergegangener  schriftlicher  Entschuldtgmlg 
abwesend  sind,  schickt  der  Dekan  nachher  das  Protokoll  der  Sitzung,  jedoch  ohne 
die  Vorakten  zu,  um  sie  von  den  gefaTsten  Beschlüssen  zu  unterrichten. 

§  24.  Nach  abgemachten  Vorträgen  des  Dekans  oder  derjenigen,  welche  mit 
besonderen  Geschäften  beauftragt  sind,  hat  ein  jedes  Mitglied  das  Recht,  in  der 
Sitzung  sich  das  Wort  zu  erbitten,  um  Anträge  zu  machen. 

§  25.  Das  Protokoll  der  Sitzung  führt  der  Dekan,  unterschreibt  dasselbe  für 
sich  allein  und  liest  es  im  Anfange  der  nächsten  Sitzung  vor.  In  jeder  gültig  berufenen 
Sitzung,  wenn  sie  auch  zunächst  zu  einem  einzelnen  besonderen  Zwecke  angesetzt 
worden,  kann  zwar,  wenn  nicht  ausdrücklich  von  dem  Dekan  im  Umlaufschreiben 
bemerkt  ist,  es  sollte  weiter  nichts  vorkommen,  über  jeden  anderen  Gegenstand  ver- 
handelt, und  falls  die  Sache  dazu  reif  befunden  wird,  darüber  beschlossen  werden; 
wenn  indessen  in  einer  und  derselben  Sitzung  ein  Examen  eines  Promovenden  oder 
ein  Kolloquium  mit  einem  Habilitanden  gehalten  und  noch  andere  Verhandlungen 
vorgenommen  werdon,  so  ist  Über  erstcre  ein  besonderes  Protokoll  aufzunehmen  und 
dasselbe  in  dem  Protokoll  über  die  übrigen  verhandelten  Gegenstände  nur  zu  allegieren. 
In  der  nächsten  Sitzung  wird  nur  das  letztere  über  dio  übrigen  Gegenstände  auf- 
genommene Protokoll  verlesen. 

§  26.  Bei  schriftlichen  Verhandlungen  durch  Umlauf  darf  der  Dekan  nur  dann 
eine  wirkliche  Abstimmung  annehmen,  wenn  dio  Umfrage  auf  ein  blofses  Ja  oder 
Nein  zwischen  zwei  entgegengesetzten  Meinungen  gestellt  war  und  lediglich  in  dieser 
Form  beantwortet  ist,  nicht  aber,  wenn  in  den  schriftlichen  Bemerkungen  der  Mit- 
glieder entweder  mehrere  abweichende  Meinungen,  oder  neue  Vorschläge,  oder  neue 
zur  Sache  gehörige  Nachrichten  vorkommen.  In  diesen  Fällen  mufs  der  Dekan  eine 
Übersicht  dessen,  was  bei  dem  ersten  Umlauf  vorgekommen  ist,  zum  Behuf  einer 
neuen  Abstimmung  abfassen  und  umlaufen  lassen,  oder  falls  sich  nach  den  Umständen 
auch  davon  kein  reines  Ergebnis  erwarten  liefse,  eine  Fakultätssitzung  berufen. 
Auch  mufs  in  jedem  Falle,  wenn  ein  Mitglied  gegen  dio  Entscheidung  der  Sache 
ohne  mündliche  Beratschlagung  protestiert,  eine  Versammlung  gehalten  werden.  Der 
Erfolg  einer  jeden  schriftlichen  Abstimmung  ist  vom  Dekan  den  Mitgliedern  bekannt 
zu  machen.  Jedoch  steht  es  dem  Dekan  frei,  ob  er  den  Erfolg  einer  schriftlichen 
Abstimmung  durch  Cirkular  oder  in  der  nächstfolgenden  Sitzung  anzeigen  wolle; 
hat  er  das  letztere  gcthan  und  die  geschehene  Vorlegung  des  Erfolges  der  Abstinunung 
in  dem  Protokoll  vermerkt,  so  ist  er  nicht  verpflichtet,  die  Abwesenden  anders  als 
nach  §  23  durch  Zusendung  des  Protokolls  an  die  Mitglieder,  welche  ihr  Ausbleiben 
aus  der  Sitzung  entschuldigt  haben,  damit  bekannt  zu  machen. 

§  27.  Wenn  die  Fakultät  Gutachten  abzugeben  oder  sonst  Sachen  zu  beraten 
hat  wobei  es  auf  besondere  wissenschaftliche  Kenntnisse  ankommt,  so  ist  die  Sache, 
sowohl  bei  mündlichen  als  schriftlichen  Verhandlungen,  zuerst  denjenigen  Professoren 
vorzulegen,  in  deren  besonderes  Fach  sie  einschlägt. 

§  28.  Wenn  die  Ausführung  eines  Beschlusses  sich  nicht  mit  den  übrigen 
Geschäften  des  Dekans  vereinigen  läCst,  oder  die  Fakultät  es  sonst  zweckmäfsig  findet, 
so  kann  sie  diese  einem  Fakultätsmitglicdc  oder  einer  Kommission  von  mehreren,  mit 
oder  ohne  Vorbehalt  des  nochmaligen  Vortrages  in  der  Fakultät,  übertragen,  jedoch 
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Bteht  solchen  Beauftragten  nur  die  Aasfahroag  su,  niemals  aber  das  Recht,  neue 
BescbltLase  im  Namen  der  Fakult&t  zu  fassen.  Finden  sie  solche  nötig,  so  haben  sie 
deshalb  an  die  Fakultät  zu  berichten. 

§  29.  Die  Fakult&t  ist  berechtigt,  wegen  Ungebührlichkeiten  oder  Beleidigungen, 
welche  sich  ein  Mitglied  in  schriftlichen  oder  mandlichen  Verhandlungen  derselben 
gegen  die  Fakult&t  oder  einzelne  Mitglieder  erlaubt  hat,  dasselbe  schriftlich  oder 
mündlich  durch  den  Dekan  zur  Ordnung  verweisen  zu  lassen,  oder  deshalb  bei  dem 
Ministerium  Beschwerde  zu  führen,  worüber,  auf  mündlichen  oder  schriftlichen  An- 
trag eines  Mitgliedes,  durch  mündliche  Abstimmung  mit  absoluter  Stimmenmehrheit 
entschieden  und  der  BeschluTs  im  Protokoll  vermerkt  wird.  Sollte  aber  die  Fakult&t 
oder  ein  Mitglied  derselben  Veranlassung  finden,  sich  über  den  Dekan  zu  beschweren, 
so  versammelt  sie  sich  unter  dem  Vorsitz  des  letzten  Vorg&ngers  des  Dekans,  welcher 
alsdann  in  die  Funktion  eines  Prodekans  eintritt,  auf  den  an  diesen  Prodekan  gebrachten 
Antrag  eines  oder  mehrerer  Mitglieder;  doch  mufs  sie  den  Dekan  sowohl  vorher  von 
einem  solchen  Schritte,  als  auch  nachher  vom  Erfolge  benachrichtigen,  und  ist  er 
seinerseits  verpflichtet,  ihr  auf  Verlangen  alle  zur  Sache  gehörigen  Aktenstücke 
herauszugeben.    Der  BeschlnCs  wird  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefafst. 

I  30.  Sowohl  der  Dekan  als  jedes  andere  Mitglied  der  Fakult&t  erleidet  eine 
Suspension  seines  Stimmrechts  bei  Angelegenheiten,  wobei  es  allein,  oder  doch  haupt- 
s&chlich  auf  dessen  persönliches  Interesse  ankommt. 

§  31.  Ein  jedes  Mitglied  der  Fakult&t  ist  zur  Verschwiegenheit  über  alle  ihre 
schriftlichen  und  mündlichen  Verhandlungen  vor  der  Ausführung  verpflichtet. 

S  32.  Jedem  bei  einer  der  Abschn.  III  §40,  57  und  58  und  Abschn.  IV  $91 
bezeichneten  Sitzungen  der  Fakult&t  ohne  giltige  Entschuldigung  ausbleibenden 
Fakult&tsmitgliede  wird  für  jede  vers&umto  Sitzung  der  Art  eine  GeldbuCse  von  einem 
Thaler  Courant  von  der  ihm  zustehenden  Dividende  der  Kasse  am  Schlüsse  des 
Dekanats  abgezogen  und  als  Bestand  im  folgenden  Jahr  übertragen.  Wenn  die 
Summe  der  Bufsen  seinen  Anteil  an  dem  zu  verteilenden  Gelde  übersteigt,  so  wird 
nur  sein  Anteil  inne  behalten,  eine  weitere  Zahlung  aber  von  ihm  nicht  gefordert. 

§  33.  Die  Fakult&t  hat  das  Recht,  die  Ausfertigungen  ihrer  Beschlüsse  dem 
Sekret&r  der  Universit&t  zu  übertragen,  sowie  sie  sich  auch  behufs  ihrer  Geschäfte 
des  Kanzlisten  und  Registrators  und  der  Pedelle  der  Universität  bedient  (Univ.-St. 
Abschn.  V  §  10  und  II). 

§  34,  Alle  Schreiben  an  die  Allerhöchste  Person  Sr.  Majestät  des  Königs,  sowie 
alle  Berichte  an  das  Ministerium,  zu  welchen  beiden  die  Fakultät  unabhängig  vom 
Senat  berechtigt  ist,  werden  von  sämtlichen  Mitgliedern  der  Fakultät,  den  Dekan 
an  ihrer  Spitze,  und  unter  Vorsetzung  der  Formel  „Dekan  und  Professoren  der 
theologischen  .Fakultät  der  Königlichen  Friedrich- Wilhelms-Universität  hierselbst" 
unterschrieben.  Die  Korrespondenz  mit  dem  Königlichen  Kurator,  mit  dem 
Rektor  und  Senat  der  Universität,  die  Schreiben  an  diejenigen,  welche  Gesuche 
bei  der  Fakultät  angebracht  haben,  die  Zeugnisse,  Fakultätssigna  und  andere 
Ausfertigungen,  welche  auf  Fakultätsbeschlüssen  beruhen,  oder  sonst  im  Namen 
der  Fakultät  geschehen,  gehen  zwar  unter  der  Unterschrift  „Dekan  und  Professoren 
der  theologischen  Fakultät  der  Königlichen  Friedrich- Wilhelms- Universität'^  namens 
derselben,  aber  blofs  mit  namentlicher  Unterzeichnung  des  Dekans.  Diejenigen 
Schreiben  des  Dekans,  welche  blofs  den  Geschäftsgang  zwischen  ihm  als  Beamten 
und  dem  Königlichen  Kurator,  dem  Rektor,  dem  Rektor  und  Senat  und  dem  Uni- 
versitätsrichter  betreffen,  unterzeichnet  er  allein  in  seinem  eigenen  Namen. 

S  35.  Das  grofse  Siegel  der  Fakultät  und  bei  gedruckten  Formularien  der  statt 
dessen  dienende  schwarze  Stempel  werden  nur  bei  den  Signis  Facultatis,  denZeug- 
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nissen  und  den  Diplomen,  in  allen  fibrigen  F&llen  aber  das  Siegel  des  Dekans  ge- 
brancht. 

y.  Von  der  Fakultätskasse. 

§  36.  Die  Einkünfte  der  Fakult&t  bestehen:  1.  in  den  Gebühren  für  die  Pro- 
motion und  Habilitation,  nach  Abzng  dessen,  was  davon  einzelnen  Personen  zukommte 
und  2.  in  den  §  32  angeführten  Strafgeldern.  —  Diese  Einnahmen  werden  am  Schlnfp, 
eines  jeden  Dekanats  unter  alle  Mitglieder  der  Fakult&t  gleich  Terteilt,  so  jedoch, 
dab  die  Abschnitt  II  §  32  bestimmten  Bnfsen  von  den  Dividenden  der  Einzelnen  ab- 
gezogen und  als  Bestand  in  das  folgende  Jahr  übertragen  werden.  Ist  ein  Fakult&ts- 
mitglied  nach  dem  31.  März  des  laufenden  Jahres  verstorben,  so  erhalten  dessen 
Witwe  oder  Kinder  die  dem  Verstorbenen  zukommende  Dividende;  ist  er  vor  dem 
1.  April  verstorben,  so  fällt  die  Berechtigung  weg.  Diejenigen  Mitglieder,  welche 
nach  dem  31.  M&rz  des  laufenden  Jahres  in  die  Fakult&t  eingetreten  sind,  haben 
keinen  Anteil  an  der  Dividende. 

§  37.  Die  Ausgaben  der  Fakult&t,  mit  Inbegriff  der  Formularien  zu  Quittungen 
und  Meldescheinen  für  die  Studierenden,  werden  aus  den  §  36  benannten  Einkünften 
bestritten;  die  Kosten  der  Signa  aber  trägt  der  Dekan,  sowie  er  auch  zu  den  von 
der  Qu&stur  berechneten  Kosten  der  Formularien  für  die  Abgangszeugnisse  seinen 
verhflltnism&rsigen  Beitrag  zu  leisten  hat. 

§  38.  Der  abgehende  Dekan  legt  der  Fakult&t  sp&testens  binnen  drei  Tagen 
nach  seinem  Abgange  Rechnung  ab,  welche  vorher  von  der  Qu&stur  in  calculo  revidiert 
sein  mufs.  Die  Rechnung  wird  von  dem  Nachfolger  im  Dekanat  geprüft,  und  das 
hierüber  aufgenommene  Protokoll  cirkuliert  bei  der  §  36  verordneten  Verteilung  unter 
den  Mitgliedern  der  Fakult&t. 

Dritter  Abschnitt. 

Von  der  Aufsicht  der  theologischen  Fakult&t  über  die  Lehro  in  ihrem  Gebiete 

und  deren  Vollst&ndlgkeit 

1.  Von  den  Lehrern  und  Vorlesungen  der  theologischen  Fakult&t. 

§  39.  Die  theologische  Fakult&t  ist,  wie  alle  übrigen  Fakult&ten  der  Universit&t, 
für  die  VoUst&ndigkeit  des  Unterrichts  in  ihrem  Gebiete  so  weit  verantwortlich,  dafs 
jeder,  der  drei  volle  aufeinanderfolgende  Jahre  dem  Studium  der  Theologie  auf  der 
Universit&t  obliegt,  Gelegenheit  haben  mufs,  über  alle  Hauptdisciplinen  derselben 
wenigstens  zwei  Mal  Vorlesungen  zu  hören.  —  Zu  den  Hauptdisciplinen  gehören: 
Encyklop&die  und  Methodologie  der  Theologie,  Einleitung  in  das  Alte  und  in  das 
Neue  Testament,  biblische  Kritik  und  Hermeneutik,  Geschichte  des  Alten  Testaments 
und  biblische  Archäologe,  Auslegung  des  Pentateuch,  des  Hieb,  der  Psalmen,  des 
JesaiaSjder  wichtigsten  historischen  und  didaktischen  Schriften  des  Neuen  Testaments, 
Kirchengeschichte  und  Dogmengeschichte,  Dogmatik,  theologische  Moral,  Symbolik 
und  praktische  Theologie,  entweder  im  ganzen  oder  nach  ihren  einzelnen  Zweigen. 
—  Aufser  den  Vorlesungen  der  ordentiichen  Professoren  dürfen  hierbei  auch  die  der 
aufserordentlichen  Professoren,  nicht  aber  die  der  Privatdocenten ,  mit  in  Anschlag 
gebracht  werden  (Üniv.-St.  Abschn.  II,  §  6).  —  Um  der  oben  gedachten  Verantwort- 
lichkeit genügen  zu  können,  hat  die  Fakult&t  das  Recht,  dem  Ministerium,  wenn  sie 
sich  für  unzureichend  h&lt,  mit  Gründen  belegte  Vorstellungen  zu  machen  und  sich, 
wenn  sie  nachweisen  kann,  dafs  eine  jener  Hauptdisciplinen  in  dem  für  den  Kursus 
bestimmten  Zeitraum  von  keinem  der  vorhandenen  Lehrer  habe  gelesen  werden  können, 
für  diesen  Gegenstand  aufser  Verantwortiichkeit  zu  erkl&ren  (ibid  §  7). 

§  40.  Vier  Wochen  vor  Anfertigung  des  Verzeichnisses  der  Vorlesungen  beruft 
der  Dekan  die  ordentlichen  und  aufserordenüichen  Professoren  zu  einer  Versammlung, 
um  darüber  zu  verhandeln,  dafs  keine  Hauptvorlesung  fehle  und  Kollisionen  der 
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HaaptTorlesangen  in  denselben  Standen  yermieden  werden.  Die  in  dieser  Yersamm- 
luns  ohne  gflltig3  Entschnldignng  ausbleibenden  ordentlichen  Mitglieder  der  Faknit&t 
trifft  die  im  §  32  verordnete  Geldstrafe. 

f  41.  Das  Recht,  bei  der  Faknltät  Vorlesungen  zu  halten,  haben  die  bei  ihr 
angestellten  ordentlichen  und  auCserordentlichen  Professoren  und  die  Privatdocenten 
(Uni?.-St  Abschn.  VIII 1 2).  Die  den  ordentlichen  und  auCserordentlichen  Professoren 
obliegende  Pflicht,  zu  lesen,  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Privatdocenten. 

S  42.  Die  Privatdocenten  erwerben  das  Recht,  Vorlesungen  zu  halten,  ohne 
Ausnahme,  nur  durch  die  Habilitation.  —  Die  ordentlichen  und  auCserordentlichen 
Professoren  haben  schon  als  designati  das  Recht  und  die  Verpflichtung,  zu  lesen. 

§  43.  FOr  die  Hauptfächer  der  Theologie  bestehen  vorläufig  sechs  ordentliche 
Nominalprofessuren,  und  zwar:  1.  zwei  fOr  den  exegetischen  Teil  der  Theologie, 
und  unter  diesen  die  eine  für  die  neutestamentliche  Exegese,  die  andere  für  die 
alttestamentliche,  nebst  der  Einleitung  in  das  Alte  und  Neue  Testament,  der  biblischen 
Kritik  und  Hermeneutik,  Geschichte  des  Alten  Testaments  und  biblischen  Archä- 
ologie; 2.  zwei  far  den  systematischen  Teil,  [unter  diesen  die  eine  für  Dogmatik 
und  Symbolik,  die  andere  für  die  Sittenlehre,  nebst  Encyklop&die  und  Methodologie 
der  theologischen  Wissenschaften;  3.  eine  für  Kirchen-  und  Dogmengeschichte; 
4.  eine  für  die  praktische  Theologie.  —  Sind  alle  sechs  Nominalprofessuren  besetzt, 
so  ist  kein  Ordinariat  als  erledigt  zu  betrachten ;  dagegen  kann  auch  kein  Professor 
zwei  Nominalprofessuren  in  seiner  Person  vereinigen.  Ist  ein  Ordinariat  erledigt, 
80  ist  der  Fakultät  gestattet,  drei  für  dasselbe  geeignete  Männer  mittels  eines  motivierten 
Gutachtens  dem  Ministerium  vorzuschlagen.  Das  Ministerium  behält  sich  vor^  die 
Zahl  der  ordentlichen  Nominalprofessuren  nach  Mafsgabe  des  Bedürfnisses  der 
Fakultät  und  der  vorhandenen  Mittel  zu  vermehren. 

§  44.  Ein  jeder  zu  der  Fakultät  gehörige  Professor  ist  berechtigt,  über  alle 
in  das  Gebiet  derselben  einschlagenden  Fächer  Vorlesungen  zu  halten.  Zu  öffient- 
liehen  Vorlesungen  sind  die  Professoren  nur  nach  MaCsgabe  ihrer  Bestallung  ver- 
pflichtet. —  Privatdocenten  sind  nur  über  diejenigen  Fächer  zu  lesen  berechtigt,  in 
welchen  sie  lehren  zu  wollen  bei  der  Meldung  zur  Habilitation  erklärt  haben  (Univ.- 
St.  Abschn.  VIII  §  3  und  4).  Auch  ist  den  Privatdocenten  nicht  gestattet,  eine 
Vorlesung  über  einen  Gegenstand,  über  welchen  ein  Professor  eine  Privatvorlesung 
gehalten  hat,  in  demselben  Semester  gratis  zu  halten. 

§  45.  Sollte  ein  Mitglied  der  Fakultät  Voriesungen  ankündigen,  welche  der 
Dekan  nicht  zu  den  Vorträgen  derselben  rechnen  zu  dürfen  glaubt,  so  ist  jene  an 
den  Dekan  der  anderen  betreffenden  Fakultät  zu  verweisen,  wobei  ihm,  auf  den  Fall 
der  auch  hier  erfolgten  Verweigerung,  der  Rekurs  an  das  Ministerium  unbenommen 
bleibt.  —  Ebenso  müssen  umgekehrt  akademische  Docenten,  die  einer  andern  Fakultät 
angehören  und  Vorlesungen  halten  wollen,  die  in  das  Gebiet  der  theologischen 
Fakultät  gehören,  die  Einwilligung  dieser  dazu  nachsuchen,  wobei  ihnen,  im  Falle 
der  Verweigerung,  ebenfalls  der  Rekurs  an  das  Ministerium  frei  steht. 

§  46.  Wenn  ein  ordentlicher  oder  aufserordentlicher  Professor  für  eine  be- 
stimmte Disciplin  besonders  bestellt  wird,  so  giebt  ihm  dies  (§  44)  nicht  etwa  ein 
Rocht,  mit  Ausschlufs  anderer  Lehrer  diese  Disciplin  allein  zu  lehren,  wohl  aber  ist 
er  alsdann  derjenige,  an  den  sich  die  Fakultät  für  diesen  Gegenstand  zuerst  und 
vorzüglich  zu  halten  hat  (Univ.-St.  Abschn.  II  §  3). 

§  47.  Der  Dekan  ist  verpflichtet,  zu  der  durch  Umlauf  schreiben  des  Rektors 
jedesmal  bestimmten  Zeit  die  Anzeigen  der  Vorlesungen,  welche  die  Lehrer  der 
Fakultät  im  nächsten  Semester  zu  halten  gesonnen  sind,  einzufordern,  jeder  Lehrer 
aber,  nach  erfolgter  Aufforderung  des  Dekans,  in  welcher  der  Termin  jedesmal  be- 
merkt sein  mufs,  ihm  seine  Anzeige  bis  zum  2.  Januar  und  bis  zum  2.  Juni  zu 
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übergeben.  Verzögerung  dersdben  Aber  diese  Frist  wird  an  ordentlichen  und  aftfser* 
ordentlichen  Professoren  dnrch  eine  Geldbabe  von  fanf  Tkalem  Coarsnt  zun  all* 
gemeinen  Freitisch,  welche  durch  den  Rektor  einznziehen  sind,  an  den  flbrigen 
Lehren  aber  durch  g&nzliche  Weglassang  aus  dem  Lektionskataloge  für  dieses  halbe 
Jahr  bestraft  Der  Dekan  redigiert  aus  den  eingegangenen  Anzeigen  den  die  the^ 
logische  Falnilt&t  angehenden  Teil  des  lateinischen  und  des  deutschen  Verzeichnisses 
der  Vorlesungen  mit  Einschlub  der  zu  ersterem  gehörigen  chronologischen  Übersicht 
und  hat  demn&chst  den  9.  Januar  und  9.  Juni  diese  Verzeichnisse  dem  Professor 
der  Beredtsamkeit  zuzustellen. 

§  48.  Findet  der  Dekan  bei  der  Prafung  der  eingegangenen  Anzeigen  der 
Vorlesungen,  nach  Mafsgabe  der  obigen  Bestimmungen,  Zweifel  Ober  die  Berechtigung 
eines  der  Einsender,  sei  es  überhaupt  in  Ansehung  seiner  Person,  oder  in  An- 
sehung der  bestimmten  Fächer,  in  welche  die  angezeigten  Vorlesungen  einschlagen, 
so  hat  der  Dekan  dieses  dem  Einsender  bemerklich  zu  machen,  und,  falls  letzterer 
sich  mit  ihm  nicht  einigt,  die  Fakult&t  zu  versammeln  und  ihr  den  Fall  zur  Entschei- 
dung vorzulegen. 

§  49.  Privatdocenten  dürfen  keine  Anzeigen  von  Vorlesungen  an  das  schwarze 
Brett  anschlagen  lassen,  die  nicht  von  dem  Dekan  geprüft  und  mit  seinem  Vidi  und 
mit  seiner  Namensunterschrift  bezeichnet  sind. 

§  50.  Wenn  ein  OTdentlicher  oder  auCserordentlicber  Professor  eine  im  Katalog 
angekündigte  Hauptvorlesung  nicht  halten  will,  und  dieselbe  nicht  durch  einen  andern 
ofdentliehen  oder  außerordentlichen  Professor  anderweitig  besetzt  ist,  mufo  der 
erstere  davon  dem  Dekan  Anzeige  machen,  damit  die  Fakult&t  ihrer  Verpflichtung, 
fflr  die  Volistftndigkeit  des  Lehrkursus  zu  sorgen,  zeitig  nachkommen  könne. 

§  51.  Jeder  der  Fakultät  angehörige  Lehrer  ist  verpflichtet,  wenn  er  die  Uni- 
versität, aufser  den  Ferien,  auf  länger  als  drei  Tage  verläfst,  dem  Dekan  davon 
Anzeige  zu  machen  (Üniv.-St.  Abschn.  II  §  9).  Für  die  ordentlichen  Professoren 
gilt  diese  Verpflichtung  auch  innerhalb  der  Ferien.  Scheidet  ein  der  Fakultät  an* 
gehöriger  Lelirer  von  der  Universität  aus,  so  hat  er  der  Fakultät  davon  schriftlich 
Anzeige  zu  machen. 

§  52.  Wenn  -ein  Privatdocent  auf  ergangene  Aufforderung  für  zwei  Semester 
keine  Anzeige  von  Vorlesungen  eingereicht  hat,  so  ist  sein  Recht,  bei  der  Fakidtftt 
zu  lesen,  auf  solsnge  suspendiert,  bis  er  von  selbst  wieder  um  Aufnahme  in  den 
Lektionskatalog  ansucht,  und  ist  diese  Bestimmung  einem  jeden,  bei  seiner  Annahme 
nach  der  HabiUtation,  vom  Dekan  belcannt  zu  machen. 

§  53.  Kein  Privatdocent  hat  als  solcher  und  vermöge  seiner  Anciennit&t  An- 
spruch auf  Beförderung  zur  Professur;  diese  hängt  vielmehr  nur  von  dem  Bedttrfius 
der  Fakultät  und  der  Tüchtigkeit  der  Person  ab.  Gesuche  der  Privatdocenten  um 
Beförderung  sind  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Jahren  seit  der  Habilitation  des  Privat- 
docenten zulässig,  und  sind  zunächst  bei  der  Fakultät  einzureichen,  welche  darüber 
nach  Befinden  der  Umstände  an  das  Ministerium  berichtet.  —  Die  Fakultät  ist 
l>efngt,  einem  Privatdocenten  bei  leichteren  AnstöCsigkeiten  durch  den  Dekan  Ver- 
warnung oder  Verweis  zu  erteilen  und  bei  wiederholten  oder  gröberen  Verstö&en 
auf  seine  gänzliche  Remotion  bei  dem  Ministerium  anzutragen. 

§  54.  Aufser  der  Sorge  für  die  Vollständigkeit  und  den  ordentlichen  Fortgang 
der  Vorlesungen  hat  die  Fakultät  auch  auf  das  Gedeihen  des  homiletischen  und 
des  theologischen  Seminars  Bedacht  zu  nehmen,  besonders  aber  das  letztere  nach 
den  für  selbiges  gegebenen  Statuten  zu  leiten.  Namentlich  hat  der  Dekan  die 
Meldungen  derjenigen  anzunehmen,  die  in  dasselbe  einzutreten  wünschen,  und  sie 
nach  angestellter  vorläufiger  Prüfung  hinsichtlich  der  statutenmäfsigen  Bedingungen 
den  Dirigenten  der  einzelnen  Abteilungen  zuzuweisen,  auch  über  die  von  diesen, 


Digitized  by 


Google 


2.  Kapitel.   FakultäUbestimmangen.  431 

unter  Qenehmigang  der  Fakultät  au^enommenea  Aütglieder  Register  zu  fQhren. 
Die  Fakult&t  hat  die  Berichte  der  Dirigenten  über  die  Übungen  des  Seminars  und 
den  £rfolg  derselben  entgegen  zu  nehmen  und  an  das  Ministerium  zu  befördern ;  sie 
hat  tiber  die  Verteilung  der  Stipendien  und  Prämien  zu  bestimmen  und  darüber 
Anträge  an  das  Ministerium  zu  machen.  Doch  haben  an  der  letztgedachten  Be- 
Stimmung  nur  diejenigen  Fakultätsmitglleder  Teil,  die  sich  in  irgend  einer  Ab- 
teilung des  Seminars  der  Leitung  ihrer  Übungen  thätig  annehmen. 

II.  Ton  der  Habilitation  der  Priratdocenten. 

§  55.  Wer  bei  der  Fakultät  als  Privatdocent  Vorlesungen  halten  will,  mufs 
sich  bei  derselben  habilitieren  (§  42).  Zur  Habilitation  wird  Niemand  zugelassen, 
als  wer  den  Grad  eines  Lizentiaten  oder  Doktors  der  Theologie  auf  einer  in- 
ländischen Universität  rite  erworben  hat,  oder  wenn  er  auf  einer  ausländischen 
Universität  zum  Lizentiaten  oder  Doktor  der  Theologie  promoviert  worden,  doch 
bereits  auf  einer  inländischen  oder  ausländischen  Universität  Privatdocent  gewesen 
ist,  wobei  indes  dem  Ministerium  vorbehalten  bleibt,  auch  solchen,  die  auf  aus- 
ländischen Universitäten  zu  Lizentiaten  oder  Doktoren  der  Theologie  promoviert 
sind,  wenn  sie  auch  noch  nicht  Privatdocenten  gewesen,  Dispensation  dieser  Ver- 
ordnung zu  erteilen.  Inländer  haben  zugleich  nachzuweisen,  dafs  sie  der  Militär- 
pflicht genügt  haben,  und  können  ohne  diesen  Nachweis  nicht  zugelassen  werden. 
Dasselbe  gilt  von  Habilitanden,  welche  Ausländer  und  aus  einem  der  deutschen 
Bundesstaaten  gebürtig  sind.  Auch  wird  Niemandem  die  Habilitation  früher,  als  nach 
drei  Jahren  nach  vollendetem  akademischen  Triennium  gestattet,  welches  bei  In- 
ländern von  dem  Zeltpunkte  an,  da  sie  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  studiert  haben, 
zu  berechnen  ist,  wenn  das  Ministerium  nicht  von  dieser  Berechnungsweise  dispen- 
siert  hat,  und  es  mufs  zugleich  nachgewiesen  werden,  dafs  der  Habilitande  diese 
drei  Jahre  auf  eine  wissenschaftliche  Weise  benutzt  habe.  Für  hiesige  Gymnasial- 
lehrer, welche  sich  zur  Habilitation  gemeldet  haben,  mufs  die  Fakultät  nach  vor- 
hergegangener Beratung  die  Genehmigung  des  Ministeriums  auf  den  Fall  einholen,  dafs 
der  Aspirant  zugleich  Gymnasiallehrer  bleiben  will.  Endlich  hat  der  Dekan,  ehe 
dem  Aspiranten,  welchen  die  Fakultät  für  zulassungsfähig  erklärt  hat,  die  Habili- 
tationsleistungen aufgegeben  werden,  bei  dem  Königlichen  Kurator  anzufragen,  ob 
der  Zulassung  des  Aspiranten  keine  anderweitige  Gründe  entgegen  stehen.  — 
Jedem,  der  sich  zur  Habilitation  meldet,  hat  der  Dekan,  nach  Abschn.  III  §§  44, 
52,  53  und  68  die  Verhältnisse  der  hiesigen  Privatdocenten,  und  insbesondere  die 
Abschn.  V  §  104  ihnen  aufgelegte  Verpflichtung  ausdrücklich  unter  Aufnahme  eines 
Protokolls  bekannt  zu  machen. 

$  56.  Der  Nachsuchende  hat  in  einem  lateinischen  Schreiben  bei  der  Fakultät 
um  die  Zulassung  zur  Habilitation  anzuhalten.  —  Diesem  Schreiben  sind  beizulegen: 
1 .  die  Dokumente  über  alles  dasjenige,  was  nach  §  55  für  die  Zulassung  zur  Habilitation 
erforderlich  ist,  mit  Ausschlufs  der  erst  später  vom  Dekan  einzuholenden  Genehm- 
haltung des  Königlichen  Kurators ;  2.  ein  Gurriculum  vitae  in  lateinischer  Sprache ; 
3.  eine  geschriebene  oder  gedruckte  Abhandlung  aus  jedem  der  Hauptfächer,  über 
welche  er  zu  lesen  gedenkt,  in  lateinischer  oder  auch  in  deutscher  Sprache.  —  Die 
Probeschrift  oder  etwanige  Dissertation  (vergl.  §  10 1),  auf  welche  ein  Aspirant 
zum  Lizentiaten  promoviert  worden,  darf  nicht  als  hinreichend  zu  diesem  Zweck  an- 
gesehen werden. 

§  57.  Die  Eingabe  des  Habilitanden  nebst  Allem,  was  dazu  gehört,  hat  der 
Dekan  in  der  nächsten  Sitzung  an  die  Fakultät  zu  bringen.  Nachdem  sie  sich  über- 
zeugt hat,  dafs  dem  genügt  sei,  was  zur  regelmäCsigen  Erlangung  des  Grades  erfor- 
derlich ist,  welches  in  Bezug  auf  beide  Grade  nach  den  im  Abschn.  II  §  8  für  den 
Doktorgrad  gegebenen  Bestinmiungen,  soweit  sie  hierher  gehören,  zu  beurteilen  ist, 
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w&hit  sie  In  derselben  Sitznng  durch  geheime  Abttimmang  mit  absolater  Stimmen- 
mehrheit zwei  Kommissarien,  denen  die  genaae  PrQfnng  der  eingereichten  Probe- 
schriften obliegt.  Keiner  der  Gew&hiten  darf  ohne  die  triftigsten,  von  der  Fakult&t 
gebilligten  GrOnde  den  ihm  gewordenen  Auftrag  ablehnen.  Der  Fakult&t  ist  auch 
gestattet,  jedoch  nur  in  dringenden  F&llen,  wenn  far  dies  Gesch&ft,  ihrer  Über- 
zeugung nach,  die  Fakult&t  in  dem  Augenblick  nicht  genflgend  besetzt  ist,  einen  zu 
ihr  gehörenden  Professor  Ordinarius  designatus  oder  einen  Professor  extraordinarius, 
der  nicht  mehr  blofs  designatus  ist,  mit  seinem  Einverst&ndnis  zum  Kommissarius 
zu  ernennen,  der  dann  auch  fflr  sein  Gutachten  die  dem  Kommissarius  nach  §  65 
zustehenden  Gebühren  erh&lt.  Jedem  der  Kommissarien  werden  zur  Prüfung  vier- 
zehn Tage  bewilligt.  Sie  sind  verpflichtet,  über  die  Probeschriften  ein  motiviertes 
Urteil  schriftlich  abzugeben,  woraus  erhellt,  In  welchem  Grade  der  Aspirant,  in 
Rücksicht  auf  Gelehrsamkeit  sowohl  als  auf  Geist  ausgezeichnet  zu  nennen  ist. 
Der  Dekan  l&fst  die  Probeschriften  nebst  dem  Urteil  der  beiden  Kommissarien  so- 
dann bei  der  Fakultät  umlaufen,  welche  hiem&chst  in  einer  Sitzung  durch  absolute 
Mehrheit  der  Stimmen  über  die  Zulassung  entscheidet.  Zu  einer  gültigen  Ent- 
scheidung ist  aber  erforderlich,  dafs  wenigstens  dreiviertel  der  Fakult&tsmitglieder 
anwesend  seien ;  die  ohne  gültige  Entschuldigung  Ausbleibenden  betrifft  die  im  §  32 
bestimmte  Geldstrafe.  Ist  einer  der  begutachtenden  Kommissarien  nicht  in  der  Fakul- 
t&t, so  ist  er  dennoch  zu  dieser  Sitzung  einzuladen,  ist  aber  nicht  gesetzlich  verbunden, 
teilzunehmen,  und  z&hlt  auch  nicht  in  der  Abstimmung.  Fällt  das  Urteil  in  der 
Sitzung  nicht  günstig  aus,  so  hat  die  Fakult&t  zu  bestimmen,  ob  der  Aspirant  ge- 
radezu abzuweisen,  oder  ihm  eine  genügende  Probescbrift  abzufordern  sei,  welche 
ihr  jedoch  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres  vorgelegt  werden  darf. 

§  58.  Hat  die  Fakultät  beschlossen,  den  Ansuchenden  zu  Habilitation  zuzu- 
lassen, so  mufs  derselbe  eine  Probevorlesung,  in  der  Regel  in  deutscher  Sprache, 
über  ein  von  der  Fakult&t  aufgegebenes  oder  von  dem  Ansuchenden,  mit  ihrer 
Bestimmung,  gewähltes  Thema  vor  der  versammelten  Fakultät)  halten.  Dem  An- 
suchenden steht  ftel,  die  Vorlesung  lateinisch  zu  halten.  Will  er  über  mehrere 
Fächer  Vorlesungen  halten,  so  ist  die  Fakultät  berechtigt,  über  jedes  Hauptfach 
auch  eine  besondere  Vorlesung  zu  verlangen,  kann  jedoch  hiervon  nach  Erwägung 
der  Umstände  auch  abgehen.  Zu  einer  gültigen  Entscheidung  in  dieser  Sitzung  ist 
die  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Vierteln  der  Fakultätsmitglieder  erforderlich, 
und  trifift  die  ohne  gültige  Entschuldigung  Ausbleibenden  die  im  §  32  verordnete 
Geldstrafe. 

§  59.  Zur  Ausarbeitung  jeder  solchen  Probevorlesung  erhält  der  Ansuchende 
eine  Frist  von  vier  Wochen,  nachdem  ihm  das  Thema  bekannt  gemacht  worden,  und 
nur  auf  Vorstellung  besonderer  Gründe  kann  die  Fakultät  Ausnahmen  hiervon 
bewilligen. 

§  00.  Nach  beendigter  Probevorlesung  vor  der  versammelten  Fakultät  wird 
mit  dem  Verfasser  über  den  Inhalt  derselben  ein  Kolloquium  gehalten,  welches  in 
der  Regel  der  Professor,  in  dessen  Hauptfach  die  Vorlesung  gehört,  anfängt,  an 
welchem  aber  auch  jedes  andere  Mitglied  der  Fakultät  teilnehmen  kann.  —  Die 
Fakultät  ist  berechtigt,  zu  diesem  Kolloquium  erforderlichen  Falls  auch  einen  zu 
ihr  gehörigen  Professor  Ordinarius  designatus  oder  Professor  extraordinarius,  der 
nicht  mehr  blofs  designatus  ist,  mag  derselbe  Kommissarius  zur  Begutachtung  der 
Probeschriften  gewesen  sein  oder  nicht,  mit  seinem  Einverständnis  zuzuziehen; 
jedoch  giebt  dieser  nur  sein  Gutachten,  ohne  dafs  seine  Stimme  bei  der  Entscheidung 
mitzählte,  und  wird  auch  für  diese  Funktion  nicht  remuneriert. 

$61.  Nach  beendigtem  Kolloquium  entfernt  sich  der  Ansuchende  aus  der 
Versammlung,  und  es  wird  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  anwesenden  Fakultäts- 
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mitglieder  der  Beschlurs  gefafst,  ob  er  als  Privatdocent  anzunehmen  sei  oder  nicht. 
Den  Erfolg  hienron  hat  ihm  der  Dekan  nach  der  Sitzung  bekannt  zu  machen. 

§  62.  Bei  der  Zulassung  zur  Habilitationsprafung  und  Erteilung  der  Lizenz 
ist  übrigens  die  Faknlt&t  nicht  blofs  an  die  Rücksicht  auf  wissenschafüiche  Tüchtig- 
keit und  Lehrf&higkeit  gebunden;  es  wird  namentlich  vorausgesetzt,  dafs  der  Aspirant 
keine  Veranlassung  gegeben  habe,  an  seiner  moralischen  Führung  etwas  auszusetzen. 

§  63.  Ist  der  Beschlufs  der  Fakult&t  günstig  ausgefallen,  so  hat  der  angenommene 
Privatdocent  noch  eine  Vorlesung  in  lateinischer  Sprache  über  ein  Thema,  welches 
ebenfalls  auf  die  §  58  angegebene  Weise  bestimmt  wird,  zu  halten  (Uniy.-St.  Abschn.YIIl 
S  4),  wozu  ihm  von  der  Fakult&t  eine  Frist  von  drei  Monaten  nach  gehaltener  Probe- 
▼orlesung  bewilligt  wird,  von  welcher  die  Fakult&t  nur  nach  Erw&gung  besonderer 
Gründe  Ausnahmen  zu  machen  berechtigt  ist 

S  64.  Die  Einladung  zu  dieser  öffentlichen  Vorlesung  geschieht  durch  einen 
lateinischen  Anschlag,  wovon  auf  Kosten  des  Privatdocenten  150  Exemplare  gedruckt 
werden.  Ein  Exemplar  wird  öffentlich  angeschlagen,  von  den  übrigen  werden  zwölf  an 
das  Ministerium  gesandt,  und  die  erforderliche  Zahl  an  die  Professoren  der  Universit&t 
und  die  übrigen  besonders  berechtigten  Personen  verteilt  und  zu  den  Akten  genommen. 
—  Nach  vollendeter  Habilitation  hat  die  Fakult&t  dem  Ministerium  die  geschehene 
Yolliiehung  derselben  anzuzeigen. 

§  65.  Die  Kosten  der  Habilitation  betragen  au Cser  f Qnf  Thalem  Courant,  welche 
von  dem  Dekan  für  die  üniversit&tsbibliothek  erhoben  und  an  die  Qu&stur  abge- 
liefert werden,  fQr  einen  ausw&rts  Promovierten  40  Thaler  Gold,  für  einen  hier  Pro- 
movierten 20  Thaler  Gold.  Die  an  die  Bibliothek  zu  zahlenden  Gebühren  sind  erst 
dann  f&llig,  wenn  der  Aspirant  die  Probevorlesung  in  consessu  facultatis  mit  günstigem 
Erfolge  gehalten  hat;  die  übrigen  Gebühren  sind  gleich  bei  der  Meldung  zu  zahlen. 
Wird  der  Aspirant  gleich  nach  der  Prüfung  der  Probeschriften  oder  nach  der  Probe- 
vorlesung in  consessu  facultatis  abgewiesen,  so  wird  ihm  die  erlegte  Summe  mit 
Ausnahme  von  15  Thalern  Gold  zurückgegeben. 

§  66.  In  jedem  Falle ,  die  Habilitation  mag  vollzogen  sein  oder  nicht,  erh&lt 
am  Schlüsse  des  Dekanatsjahres  der  Dekan,  der  die  Verhandlung  bis  zur  Abstimmung 
über  die  Probeschriften  in  der  deshalb  gehaltenen  Sitzung  fortgeführt  hat,  5  Thaler 
^old  aus  der  Fakultätskasse,  jedoch  mit  der  §  20  festgesetzten  Ausnahme,  dafs,  falls 
der  Bewerber  in  der  Abstimmung  über  die  Probeschriften  zugelassen  worden,  aber 
seine  Vorlesung  in  consessu  facultatis  nicht  mehr  unter  demselben  Dekan  gehalten 
hat,  von  welchem  die  Abstimmung  über  die  Probeschriften  geleitet  worden,  diese 
Remuneration  demjenigen  Dekan  zufällt,  unter  welchem  die  letztgenannte  Vorlesung 
gebalten  wird.  Aufserdem  erhält  am  Schlüsse  des  Dekanatfijahres  jedes  der  beiden 
Fakultätsmitglleder,  welche  ein  kommissarisches  urteil  in  obgedachter  Weise  ab- 
gegeben haben,  aus  der  Fakultätskasse  ebenfalls  5  Thaler  Gold.  Die  Söhne  und 
Brüder  der  fungierenden,  emeritierten  oder  verstorbenen  Professoren  der  Universität 
und  des  fungierenden  Universitätsrichters,  Qnästors  und  Sekretärs  haben  von  den 
Kosten  der  Habilitation,  mit  Ausnahme  des  an  die  Universitätsbibliothek  Kommenden, 
Befreiung. 

§  67.  Der  Fakultät  bleibt  es  vorbehalten,  einem  in  der  gelehrten  Welt  schon 
vorteilhaft  bekannten  Manne,  der  jedoch  die  theologische  Doktorwürde  rite  erlangt 
•haben  mufs,  die  Kosten  der  Habilitation,  mit  Ausnahme  des  für  die  Universitäts- 
bibliothek zu  Zahlenden,  und  die  Prüfung  selbst  zu  erlassen,  worüber  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  in  einer  Sitzung  entschieden  wird. 

Beziehen  Theologie  Studierende  ohne  Reife  im  Hebräischen 
die  Universität,  so  haben  sie  nach  Ablegung  der  Prüfung  im  Hebräi- 
43chen  noch  5  Semester  auf  das  Studium  der  Theologie  zu  verwenden 
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vergl.  §  42  des  Prttfangsreglements  vom  4.  Juni  1834  nnd  ME 
19.  Febr.  1877. 

Diese  Prüfung  ist  entweder  an  dem  Gymnasium,  welches  das  Reife- 
zeugnis erteilt  hat,  oder  vor  der  wissenschaftlieben  Prüfungskommission 
einer  prenlsisohen  Universität  abzulegen.  Der  Meldung  zu  einer  sol- 
chen steht  auch  seitens  der  auf  nichtprenfsisohen  Universitäten  Studie- 
renden nichts  im  Wege.  Nur  ausnahmsweise  kann  jedoch  die  Prüfung 
auf  einer  ausländischen  Universität  gestattet  werden,  wobei  die  aus- 
ländische Prüfungsbehörde  beziehentlich  der  betreffende  Examinator  in 
dem  Genehmigungsgesuch  an  den  Minister  namhaft  zu  machen  ist  vergL 
CE  6.  Sept.  1884. 

Es  bedarf  keines  Beweises ,  dafs  das  Studium  der  Theologie  em- 
pfindlich beeinträchtigt  und  namentlich  nach  der  wissenschaftlichen  Rich- 
tung gehemmt  werden  mufs,  wenn  die  Erlernung  des  Hebräischen  bis 
in  den  akademischen  Zeitraum  verschoben  wird  Verf.  des  Prov.-Schul- 
koUegiums  Königsberg  vom  20.  Mai  1878. 

(Die  betreffenden  Schüler  der  oberen  Klassen  sind  deshalb  recht- 
zeitig auf  die  Nachteile  aufmerksam  zu  machen,  welche  Unkenntnis  im 
Hebräischen  oder  der  Mangel  eines  Reifezeugnisses  in  dieser  Diseiplin 
für  Theologiestudierende  mit  sich  bringt  CE  9.  Okt.  1866  vergl.  CE 
8.  Dez.  1869.) 

Nur  diejenigen  Theologen,  welche  die  Reife  im  Hebräischen  erlangt 
haben,  sind  bei  der  Verleihung  akademischer  Benefizien  zu  berück- 
sichtigen ME  10.  März  1856. 

Künftige  Theologen  sind  schon  auf  der  Schule  zur  Teilnahme  an 
den  Gesangstunden  und  namentlich  zur  Sicherheit  im  Choralgesang 
dringlieh  anzuhalten  vergl.  ME  23.  Mai  1859  und  Verfügung  des  Pro- 
vinzial-SchulkoUegiums  Breslau  vom  1.  Juni  1859.  Die  kirchlich-musi- 
kalische Ausbildung  ist  den  Theologen  ernstlich  ans  Herz  zu  legen 
ME  23.  März  1859. 

Schon  in  den  Abgangszeugnissen  von  der  Schule  sind  die  künf- 
tigen Theologen  zu  ermahnen,  auf  der  Universität  die  philologischen 
Studien  überhaupt  und  die  Übung  im  lateinisch  Schreiben  und  Spre- 
chen (die  nach  der  Prüfungsinstruktion  verlangt  wird)  im  besonderen 
nicht  zu  vernachlässigen  vergl.  ME  5.  Dez.  1861,  Verfügung  des  Pro- 
vinzial-Schulkollegiums  Berlin  vom  24.  Dez.  1861  und  ME  3.  April  1862. 

Studierende  der  evangelischen  Theologie  müssen  wenigstens  3  Se- 
mester ihres  gesetzmäfaigen  Trienniums  auf  einer  preufsischen  Uni- 
versität studiert  haben  ME  4.  Mai  1868,  13.  Febr.  1875. 

Über  die  Stipendienstiftung  für  Privatdocenten  vergl.  CBl.  1862,  75  ff. 

Reglement  ftlr  das  theologische  Seminar  (zu  Königsbergs 
vom  6.  April  1880  —  probeweise): 
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§  1.  Das  theologische  Seminar  serfiUlt  in  5  Abteilangen:  1.  fOr  alttestament- 
liehe,  2.  neutestamentUche  Schriftwissenschaft,  3.  Kirchen-  and  Dogmengeschichte, 
4.  systematische  Theologie,  5.  praktische  Theologie. 

§  2.  Das  Seminar  hat  den  Zweck,  einersdts  die  Studierenden  der  Theologie 
aberhanpt  durch  unmittelbaren  wissenschaftlichen  Verkehr  mit  ihren  Lehrern  in 
allen  theologischen  Hauptdisciplinen  zu  selbstth&tiger  Aneignung  und  wissenschaft- 
licher Verarbeitung  des  Stoffes  anzuregen  oder  zu  praktischen  Übungen  anzuleiten, 
anderseits  aber  besonders  begabte  und  strebsame  Studierende  in  selbständigen  wissen- 
schaftlichen Versuchen  zu  fördern.  Diesem  Zweck  entsprechend  finden  in  jeder  Ab- 
teilung mündliche  und  schriftliche  Übungen  statt. 

§  3.  In  den  beiden  ersten  Abteilungen  werden  vorzugsweise  Interpretations- 
übungen gehalten.  Daran  können  sich  Vorträge  und  Disputationen  über  andere 
Gegenstände  der  biblischen  Wissenschaften  anreihen.  Die  Mitglieder  der  kirchen- 
und  dogmengeschichtlichcn  Abteilung  werden  vorwiegend  mit  Erklärung  kirchen- 
historischer Quellenschriften  und  mit  Vorträgen  und  Besprechungen  über  kirchen- 
und  dogmengeschicbtliche  Gegenstände  beschäftigt.  Die  Übungen  der  systematischen 
Abteilung  bestehen  zum  Zwecke  tieferen  Studiums  der  einzelnen  Dlsciplinen  in  Vorträgen 
und  Disputationen,  und  zwar  auf  Grund  der  Schrift  und  der  kirchlichen  Bekenntnisse 
'  unter  Anschlufs  an  die  einschlägige  theologische  und  religionsphilosophische  Lit- 
teratur.  In  der  Abteilung  für  praktische  Theologie  sollen  die  Mitglieder  durch  Be- 
sprechung katechetischer  und  homiletischer  Entwürfe  sowie  ausgeführter  Katechesen 
und  Predigten  gefördert  werden. 

§  4.  Die  schriftlichen  Arbeiten  der  beiden  ersten  Abteilungen  behandeln  ein- 
zelne hinsichtlich  der  Auslegung  besonders  schwierige  Schriftstellen,  ausgewählte 
Probleme  der  biblischen  Theologie  und  Einleitung,  Altertumskunde  und  Hermeneutik, 
der  biblischen  Kritik  und  Sprachknnde.  Die  historische  Abteilung  hat  vornehmlich 
quellenmäfsige  Untersuchungen  über  geeignete  Materien  der  Kirchen-  und  Dogmen- 
geschiehte  anzustellen;  die  systematische  schriftliche  Arbeiten  im  Anschlufs  an  die 
mündlichen  Übungen  und  zwar  unter  besonderer  Berücksichtigung  spekulativer 
Fragen  zu  liefern.  Die  Abteilung  für  praktische  Theologie  fordert  von  ihren  Mit- 
gliedern die  schriftliche  Abfassung  von  homiletischen  Entwürfen  und  Recensionen 
derselben,  katechetische  Entwürfe  und  Predigten. 

§  5.  Die  schriftlichen  Arbeiten  sind  ihrem  Gegenstande  entsprechend  nach 
der  Entscheidung  des  Abteilnngsdirigenten  entweder  deutsch  oder  lateinisch  abzu- 
fassen. Die  Beurteilung  der  Arbeiten  geschieht  durch  den  Dirigenten  derart,  dafs 
die  Mitglieder  der  Abteilung  an  der  Kritik  beteiligt  werden. 

§  6.    Jede  Abteilung  hält  wöchentlich  eine  zweistündige  Sitzung. 

§  7.    Die  Abteilungsdirigenten  werden  durch  den  Unterrichtsminister  ernannt. 

§  8.  Jedem  Dirigenten  steht  in  seiner  Abteilung  die  nähere  Bestimmung  über 
die  Gegenstände  der  mündlichen  Übungen  und  schriftlichen  Arbeiten  selbständig  zu. 

§  9.  Die  Seminarbibliothek  zerfällt  ebenfalls  in  5  Abteilungen.  Die  Verwal- 
tung der  einzelnen  ist  Sache  des  Dirigenten,  welcher  jährlich  zu  Ostern  ein  Ver- 
zeichnis der  neu  angeschafften  Bücher  der  Fakultät  vorlegt. 

§  10.  In  der  Regel  können  nur  Studierende  aufgenommen  werden,  welche 
mindestens  2  Semester  Theologie  studiert  haben.  Die  Aufnahme  erfolgt  durch 
den  Dirigenten  zu  Anfang  des  Semesters.  Es  ist  zulässig,  dafs  ein  Studierender 
zwei  Abteilungen  zugleich  angehört.  Das  Verzeichnis  der  Aufgenommenen  wird  der 
Fakultät  mitgeteilt. 

§11.  Der  Austritt  steht  den  Mitgliedern  am  Schlüsse  des  Semesters  frei. 
Aufserdem  erlischt  die  Mitgliedschaft  spätestens  mit  dem  Abgange  von  der  Uni- 
versität. 
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9  13.  SeminariBten ,  welche  sich  unfleibig,  nnfthig  oder  unwOrdig  erweisen» 
sind  auf  Antrag  des  Dirigenten  durch  Beschlub  der  Faknlt&t  aus  dem  Seminar  ans- 
suschliefseD. 

S  14.  Das  Seminar  steht  als  Oanzes  unter  der  Aufsicht  der  Faknlt&t.  An  den 
Dekan  reichen  die  Dirigenten  am  Schlüsse  des  Studienjahres  ihre  Jahresberichte  ein^ 
welche  über  den  Stand  der  Abteilungen  und  über  Fleifs  und  Leistungen  der  Mit- 
glieder Attfschlufs  geben.  Der  Dekan  hat  diese  Berichte  mit  geeigneten  schriftlichen 
Arbeiten  aus  allen  Abteilungen  dem  Unifersit&tskurator  zur  Übermittelung  an  den 
Unterrichtsminister  einsureichen. 

Statuten  des  evangelisch-theologischen  Seminars  zu 


Berlin        vom 

31.  Mürz  1876, 

Bonn 

10.  Februar  1862  (Stift), 

Breslau        ,, 

10.  Dezember  1860, 

Oöttingen     „ 

8.  Juni  1878  (Seminar  und  Stift), 

Kiel 

30.  August  1875, 

Marburg       „ 

26.  Oktober  1872. 

§  2.    Studienplan  für  katholische  Theologie^)  (vergL  ME  1.  Febr.  1873 
und  CBl.  1873,  131  ff.). 

Als  speeielle  Hanptzweige  gehören  zur  katholisohen  Theologie 
Exegese  des  Alten  und  Neuen  Testaments,  Kirohengesohiohte,  Dog- 
matik,  Moral-  und  Pastoraltheologie  und  Eirohenreoht. 

Von  den  Studierenden  ist  zu  erwarten,  daCs  sie  sieh  nicht  auf  die 
notwendigen  Fakultätsstudien  beschränken,  sondern  auch  solche  theo- 
logischen Vorlesungen,  welche  nicht  zu  den  unentbehrlichen  zu  rechnen 
sind,  gehörig  benützen.  Überdies  dürfen  sie  mit  Rücksicht  auf  die 
Stellung,  welche  die  Theologie  im  Gesamtorganismus  der  üniversitftts* 
Wissenschaften  einnimmt,  die  in  andere  Fakultäten  einschlagenden  Vor- 
bereitungs-  nnd  Hilfswissenschaften  nicht  vernachlässigen. 

Den  Vorlesungen  laufen  fllr  die  systematischen  Fächer  Examina- 
toria  nnd  Bepetitoria  parallel. 

Eine  zweckentsprechende  Benutzung  des  akademischen  Trienniams 
hängt  davon  ab,  dafs  die  Studierenden  nicht  gleichzeitig  zu  viel 
oder  zu  wenig  hören,  oder  eine  unpassende  Anordnung  der  Vorlesungen 
treffen.  In  zweifelhaften  Fällen  erteilt  deshalb  der  Dekan  die  nötigen 
Aufischlüsse.  Was  die  zumal  im  ersten  Semester  zu  hörenden  EoUegia 
der  philosophischen  Fakultät  betrifft,  so  kommen  nicht  blols  die  Dis- 
ciplinen  der  Philosophie  im  engeren  Sinne  (Logik,  Psychologie,  Meta- 
physik, Geschichte  der  Philosophie),  sondern  auch  philologische  und 
historische  Vorlesungen  und  einzelnes  aus  dem  Gebiete  der  Naturwissen- 
schaften in  Betracht. 

Exegetische  EoUegia  über  einzelne  Bücher  beider  Testamente  ziehen 
sich  durch  alle  sechs  Semester  hinduroh.  Einleitung  in  das  Alte  und 
Neue  Testament,  biblische  Archäologie,  Eritik  und  Hermeneutik,  Theo- 

1)  Aufgestellt  von  der  katholisch-theologischen  Fakultät  zu  Breslau. 
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logie  des  alten  Bnndes  nnd  Leben  Jesu  sind  möglichst  in  den  ersten 
Semestern  zn  hören.  In  den  ersten  3  bis  4  Semestern  sind  Vorlesungen 
über  Kirchengesohichte  und  die  mit  ihr  zusammenhängenden  Fächer 
der*|Patrologie  und  christlichen  Archäologie  zn  besuchen.  Die  Vor- 
träge über  die  einzelnen  Teile  der  mit  Symbolik,  Synodologie  und 
Dogmengesohichte  verknüpften  Dogmatik  einschliefslioh  der  Funda- 
mentaltheologie, deren  integrierender  Bestandteil  ^ie  Encjklopädie  und 
Methodologie  der  Theologie  ist,  und  welche  zugleich  die  Grundfragen 
über  die  Wechselbeziehungen  der  Theologie  zur  Philosophie  zu  erörtern 
hat,  fallen  am  besten  den  ersten  4  bis  5  Semestern  zu.  Im  2.  Studien- 
jahre sind  thunlichst  Vorlesungen  über  Moraltheologie  zu  hören.  Zu 
Kollegien  über  Kirchen-  und  Ehereoht  sowie  über  Pastoraltheologie  ein- 
schlieJslich  der  Liturgik,  Katechetik  und  Homiletik  empfehlen  sich  die 
letzten  2  bis  3  Semester. 

Zur  Bethätigung  des  Priyatfleifses  bieten  die  alljährlich  aus  dem 
Bereiche  der  einzelnen  theologischen  Disciplinen  gestellten  Preisaufgaben 
besonderen  Anlais.  Aufserdem  erhält  das  Streben  nach  wissenschaft- 
licher Durchbildung  eine  passende  Richtung  in  den  durch  specielles 
Reglement  bestimmten  Übungen  des  katholisch-theologischen  Seminars, 
welches  aus  der  alt-  und  der  neutestamentlichen ,  kirchengeschicht- 
lichen und  dogmatischen  Abteilung  besteht. 

Von  den  Mitgliedern  der  katholischen  homiletischen  Seminare  sind 
die  zur  Disposition  und  Ausführung  gestellten  Themata  zunächst  selb- 
ständig zu  entwickeln,  hinsichtlich  der  Darstellungsform  aber  den  älteren 
deutschen,  französischen  und  nicht  minder  den  lateinischen  und  griechi- 
schen Homileten  anzulehnen  ME  12.  Nov.  1872. 

Die  Studierenden  der  katholischen  Theologie  zu  Münster  können 
sich  sogleich  bei  Beginn  ihrer  Studien  bei  der  theologischen  Fakultät 
einschreiben  lassen  AO  13.  Dez.  1876. 

(Diejenigen,  welche  ihre  Studien  ganz  oder  teilweise  auf  der 
katholisch-theologischen  Fakultät  zu  Innsbruck  absolvieren,  haben  nicht 
darauf  zu  rechnen,  dafs  ihnen  zur  dereinstigen  Anstellung  in  einem 
inländischen  geistlichen  Amte  von  dem  in  §  4  des  Gesetzes  vom  11.  Mai 
1873  bestimmten  Erfordernis  eines  3  jährigen  Studiums  auf  einer  deutschen 
Staatsuniversität  Dispensation  werde  erteilt  werden  ME  20.  Febr.  1874.) 

§  3.    Studienplan  für  Juristen^)  (vergl.  CBl.  1876,  224  flf.). 

Die  juristischen  Disiplinen,  über  welche  nach  deutscher  akademischer 
Sitte  Vorlesungen  gehalten  werden,  stehen  in  solchem  Zusammenhange 
untereinander,  dafs  ihr  volles  Verständnis  durch  die  Reihenfolge,  in 

1)  Anfgestellt  yon  der  jurlstiachen  Fakult&t  zu  Göttingen.  —  Der  Studienplan 
wird  mit  Rflcksicht  aaf  das  oeue  deutsche  bürgerliche  Gesetzbach  demnächst 
wesentliche  Abänderungen  erfahren. 
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welcher  sie  gehört  werden,  bedingt  wird.  Ist  sie  nämlich  nicht  die 
richtige,  so  entstehen  Unsicherheit,  Unklarheit  nnd  Mifsyerst&ndnisse,  die 
anch  im  gtinstigsten  Falle  nur  mit  Mühe  Überwanden  werden.  Wie 
der  juristische  Beruf  selbst  nicht  blols  einzelne  Teile  der  Rechtswissen- 
schaft, sondern  ihren  Oesamtkreis  umfassende  Bildung  verlangt,  so 
fordert  auch  das  Gesetz  über  die  juristischen  Prüfungen  eine  allge- 
meine rechts-  und  staatswissenschaftliche  Uniyersitäts- 
bildung.  Zu  ihr  gehört  nun  nicht  blofs  die  Kenntnis  des  Privat-, 
Straf-  und  Prozeüsrechts,  sondern  auch  der  verschiedenen  Zweige  des 
öffentlichen  Rechts;  nicht  allein  die  Kunde  des  augenblicklichen  Be- 
standes, sondern  auch  eine  Einsicht  in  die  geschichtliche  Entwickelung 
der  Rechtsinstitute.  Die  nach  diesen  Gesichtspunkten  regelmäfoig  zu 
haltenden  juristischen  Vorlesungen  sind  daher  folgende:  Encyklopädie 
und  Methodologie,  Institutionen  und  Geschichte  des  römischen  Rechts, 
Geschichte  des  römischen  Civilprozesses,  Pandekten,  civilrechtliehe  Exege- 
tica,  Civilprozeb,  civilrechtliehe  und  -prozessualische  Praktica,  deutsche 
Staats-  nnd  Rechtsgeschiohte,  deutsches  Privatrecht  einschliefslieh 
Lehenrecht,  Handels-,  Wechsel-  und  Seerecht,  deutschrechtliche  Exege- 
tica,  Strafrecht,  Strafprozeß,  Kriminalpraktica,  deutsches  Staats-  und 
Reiohsrecht,  Verwaltungsrecht,  Kirchen-  und  Eherecht,  Völkerrecht, 
preufsisches  Privatrecht. 

Diese  Vorlesungen  werden  am  richtigsten  in  der  Reihenfolge  gehört, 
dafs  1 .  mit  den  Institutionen  und  der  römischen  Rechtsgeschichte  begonnen 
wird.  Wie  wichtig  die  Grundlage  klar  und  fest  gefafster  Institutions- 
begriffe ist,  kann  nicht  genug  betont  werden.  Neben  den  genannten 
Vorlesungen  ist  daher  von  juristischen  Disciplinen  im  ersten  Semester 
nur  die  Encyklopädie  zweckmäfsig  zu  hören;  dagegen  empfehlen  sich 
fttr  die  erste  Studienzeit  Philosoph is che  und  historischcKollegia. 
2.  Die  Pandekten  werden  richtig  unmittelbar  nach  den  Institutionen 
gehört.  Die  Geschichte  des  römischen  Civilprozesses  kann  im  ersten 
oder  zweiten  Semester  gehört  werden.  3.  Die  weiteren  Studien  sind 
hierauf  am  besten  durch  die  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  ein- 
zuleiten, welche  zweckmäfsig  schon  neben  den  Pandekten  gehöi-t  werden 
kann.  Handelsrecht  setzt  voraus,  dals  das  römische  Obligationenrecht 
bereits  gekannt  sei.  4.  Das  Prozefsrecht  jedes  Rechtsteiles  folgt  sach- 
gemäüs  dem  entsprechenden  materiellen  Rechte  nach.  5.  Dasselbe  gilt 
von  Practicis  und  Exegeticis  im  Verhältnis  zu  den  betreffenden  theore- 
tischen  Disciplinen.  6.  Partikularrechtliche  Vorlesungen  sind  nach  den 
entsprechenden  gemeinrechtlichen  zu  hören.  Diejenigen  Studierenden, 
welche  demnächst  ihre  praktische  Ausbildung  in  den  landrechtlichen 
Gebieten  des  Staates  zu  suchen  beabsichtigen,  werden  auf  die  Not- 
wendigkeit hingewiesen,  sich  mit  den  Grundlehren  des  preufsischen 
Privatrechtes  schon  auf  der  Universität  vertraut  zu  machen.    7.  Der 
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BesQöfa  fiftaatswissenscbaftlicher  Vorlesangen  eignet  sieh  für  alle 
Semester. 

C£  14.  Juli  1876:  Bestimmungen  über  Anwendung  der  deutschen 
Sprache  bei  Promotionen  und  Habilitationen. 

Bei  der  Promotion  zum  Dootor  juris  ntriusqne  darf  das  Gesueh 
um  Zulassung  zur  Prüfung  in  einem  deutschen  Schreiben  angebracht, 
das  begleitende  curriculum  vitae  in  deutscher  Sprache  abgefafst  sein. 
Fflr  das  dem  Gesuch  beizufügende  Specimen  seiner  wissenschaftlichen 
Kenntnisse  bezw.  die  Inauguraldissertation  steht  dem  Kandidaten  die 
Wahl  zwischen  der  deutschen  und  der  lateinischen  Sprache  frei.  Dem 
Ermessen  der  Fakult&t  bleibt  es  in  jedem  einzelnen  Falle  überlassen,  fbr 
die  vor  dem  mündlichen  Examen  einzureichenden  schriftlichen  Prüfungs- 
arbeiten die  deutsche  oder  lateinische  Sprache  anzuordnen.  Die  münd- 
liehe Prüfung  ist  ausschliefslieh  in  deutscher  Sprache  abzuhalten.  Das- 
selbe gilt  von  der  öffentlichen  Disputation,  während  es  der  Fakult&t 
freisteht,  für  den  Akt  der  Promotion  selbst  die  lateinische  Sprache  ganz 
oder  teilweise  beizubehalten.  Die  Doktorsponsion  wird  auch  ferner 
lateinisch  abgelegt  und  das  Diplom  in  lateinischer  Sprache  ausgefertigt. 

Bei  der  Habilitation  darf  das  Gesuch  um  Zulassung  und  das 
curriculum  vitae  gleichfalls  deutsch  abgefafst  sein.  Für  die  gedruckten 
oder  geschriebenen  Abhandlungen  aus  den  Hauptfächern,  über  welche 
der  Bewerber  zu  lesen  gedenkt,  und  ebenso  f&r  die  als  Habilitations- 
schrift zu  druckende  Abhandlung  steht  ihm  die  Wahl  zwischen  deutscher 
und  lateinischer  Sprache  frei.  Das  Kolloquium  f&r  etwaige  Nostrifikation, 
die  Probevorlesung  vor  der  Fakultät,  das  sich  dieser  anschliefsende 
Kolloquium  und  die  öffentliche  Disputation  sind  deutsch  abzuhalten. 

Auch  für  die  von  der  juristischen  Fakultät  gestellten  Preis  auf- 
gaben ist  die  deutsche  Sprache  zuzulassen. 

ME  22.  April  1875:  Reglement  f&r  das  juristische  Seminar 
(zu  Berlin  —  probeweise). 

9  1.  Das  jaristische  Seminar  hat  den  Zweck,  Studierenden  der  Rechte  durch 
exegetlBche,  hiBtoriBche  und  systematische  Übungen  Anleitung  zu  eigenen  wissensehaft- 
lichen  Arbeiten  zu  geben  und  sie  dadurch  su  selbständigen  wissenschaftlichen 
Forschungen  vorzubereiten.*) 

§  2.  Das  Seminar  steht  unter  Aufsicht  der  juristischen  Fakult&t.  Diese  ist 
befugt,  Antri^e  in  betreff  desselben  an  die  vorgesetzte  Behörde  zu  richten. 

§  3.  Die  Fakult&t  bestimmt  die  Lehrkrftfte  zur  Leitung  der  Übungen')  und 
trftgt  Sorge,  dafs  in  jedem  Semester  womöglich  drei  Abteilungen  gebildet  werden,  von 
denen  die  eine  dem  römischen,  die  andere  dem  deutschen,  die  dritte  dem  kanonischen 


1)  Das  Königsberiger  Reglement  setzt  hinzu:  ....  „durch  geeignete  praktisch- 
prozessualische  Übungen  sie  zu  einer  wissenschaftlichen  Auffassung  der  Praxis  an- 
zuleiten." 

2)  Das  vorgenannte  Reglement  berechtigt  jeden  Ordinarius  der  Fakult&t,  „in 
den  Disciplinen,  über  welche  er  Vorlesungen  h&lt,  auch  Seminarflbungen  zu  leiten.'* 
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Recht  0  gewidmet  ist.  Die  Fakalt&t  kann  je  nach  Bedarfnis  anch  anfderordentliche 
Professoren  und  Privatdocenteo,  sofern  sie  sich  dazu  bereit  erklären,  znr  Beteilignng 
an  dem  Seminarnnterricht  veranlassen. 

§  4.  Die  Ankandignng  der  Seminarfibangen  erfolgt  gleichfalls  im  Yorlesungs- 
yerzeichnis,  und  zwar  stets  nur  fflr  ein  Semester.  Dnrch  Abhaltung  einer  Seminar- 
übnng  wird  der  gesetzlichen  Pflicht  zor  Leiung  eines  öffentlichen  Vortrages  (Publicum) 
genügt. 

§  5.    Honorar  wird  nicht  entrichtet 

S  6.  Über  die  Aufnahme  entscheidet  der  betreffende  Lehrer  nötigenfalls  nach 
Yorg&ngiger  Prüfung  der  erforderlichen  Vorkenntnisse.')  Die  Aufnahme  erfolgt  nur  fflr 
ein  Semester.  Seminarflbungen  sind  gleichfalls  auf  der  Qu&stur  zu  belegen,  jedoch 
erst  nach  erfolgter  Bescheinigung  über  die  Aufnahme.  Die  Mitglieder  sind  zur  Ein- 
tragung in  das  Seminaralbum  anzumelden. 

§  7.  Die  Art  der  Übungen  und  die  Zahl  der  zu  Terwendenden  Stunden  wird 
von  den  Lehrern  nach  freiem  Ermessen  bestimmt.') 

i  8.    Die  Zahl  der  Mitglieder  kann  von  der  Fakult&t  begrenzt  werden. 

9  9.  In  der  Regel  soll  jedes  Mitglied  pro  Semester  eine  schriftliche  Arbeit 
liefern.    Wegen  Unfleifses  usw.  kann  der  Ansschlnfs  erfolgen. 

§  10.  Fflr  die  Seminarbibliothek  wird  von  der  Fakult&t  ein  Bibliothekar  ge- 
wählt, welcher  zugleich  als  Geschäftsführer  des  Seminars  dessen  Album  führt. 

§  11.    An  letzteren  sind  die  Anträge  auf  Neuanschaffungen  zu  richten. 

9  13.  Über  die  Arbeiten  und  Leistungen  des  Seminars  erstattet  die  Fakultät 
am  Schlnfs  jedes  Universitätsjahres  dem  Unterrichtsminister  Bericht. 

Statuten  des  Seminars  zu  Greifswald  vom    3.  September  1863, 
,,  Bonn  „      4.  Juni  1872, 

„   Königsberg    „     24.  August  1872, 
„  Marburg       „      8.  Juli  1873, 
„   Breslau         „    14.  August  1874. 

§  4.    Studienplan  für  Mediziner^)  (vergl.  CBl.  1869,  44  ff.). 

Ansführliohes  Aber  Inhalt,  Umfang  nnd  Bedentnng  der  einzelnen 
medizinischen  Disoiplinen  sowie  über  die  zweckmäfsigste  Art  ihrer 
Stadien  lehren  die  Vorlesungen  tlber  Encjklopädie  und  Methodologie 
der  Medizin,  die  als  Einleitung  in  das  medizinische  Studium  am  besten 
im  1.  Semester  gehört  werden.  Das  medizinische  Studium  und  die  zu 
demselben  gehörigen  Disoiplinen  zerfallen  naturgemäfs  in  zwei  grofse 
Abteilungen,  die  propädeutischen,  hauptsächlich  naturwissenschaftlichen 
Vorstudien  und  die  eigentlichen  medizinischen  Studien.  Die  ersteren 
werden  am  besten  mit  dem  4.  Semester  abgeschlossen.  Sie  bilden  nicht 
blois  die  notwendige  Vorbereitung  f&r  das  tentamen  physicum,  das  ge- 
setzlichen Bestimmungen  zufolge  zwischen  dem  Ende  des  4.  und  des 
6.  Semesters  abgelegt  werden  soll,  sondern  auch  die  notwendige  Grund- 
lage fdr  die  eigentlichen  medizinischen  Studien. 

1)  Qreifswald  widmet  die  dritte  Abteilung  dem  Prozefswesen. 

2)  Zumeist  wird  yerlangt,  dafs  die  entsprechende  theoretische  Vorlesung  bereits 
gehört  ist. 

3)  In  Königsberg  sind  mindestens  2  Wochenstunden  anzusetzen. 

4)  AufgesteUt  yon  der  medizinischen  Falcult&t  zu  Halle. 
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Da  nicht  alle  Vorlesungen  in  jedem  Semester  gehalten  werden,  so 
ist  die  Verteilung  der  Disciplinen  auf  zwei  Studienpl&ne  am  zweok- 
m&fsigsten,  je  nachdem  das  Studium  beginnt 

A.  mit  dem  Sommersemester: 

I.  Semester:  Encyklopädie  und  Methodologie  der  Medizin,  Osteo- 
logie  und  Sjndesmologie,  Physik  (2.  Teil),  Botanik,  Zoologie  mit  yer- 
gleichender  Anatomie; 

IL  Semester:  Specielle  Anatomie  nebst  Anatomie  der  Sinnesorgane, 
Präparierttbnngen  an  Leichen,  Experimentalchemie,  Physik  (1.  Teil), 
Mineralogie; 

IIL  Semester:  Physiologie,  Histologie  mit  praktischer  Mikroskopie, 
Entwiokelungsgeschichte,  organische  Chemie,  praktische  chemische 
Übungen; 

IV.  Semester:  Anatomie  (wiederholungsweise).  Präparier  Übungen 
an  Leichen  (2.  Teil),  Pharmakologie  (Vorbereitung  zum  tentamen 
physicum); 

V.  Semester:  Allgemeine  Pathologie  und  Therapie,  specielle  Patho- 
logie und  Therapie,  Frauenkrankheiten,  Akinrgie  mit  Operationskursus, 
pathologische  Anatomie; 

VI.  Semester:  Medizinische  Klinik,  chirurgische  Klinik,  Theorie 
der  Geburtshilfe,  allgemeine  Chirurgie,  Lehre  von  Frakturen  und  Luxa- 
tionen, medizinische  Diagnostik  mit  Übungen  im  Auskultieren,  Perku- 
tieren  usw.,  Zahnheiikunde,  Toxikologie,  Kinderkrankheiten; 

VII.  Semester:  Medizinische  Klinik,  chirurgische  Klinik,  geburts- 
hilfliche Klinik,  geburtshilflicher  Operationskursus,  psychiatrischer 
Kursus,  Laryngoskopie,  topographische  Anatomie,  pathologisch-anatomi- 
scher Kursus,  Ohrenheilkunde; 

VIII.  Semester:  Medizinische  Klinik,  chirurgische  Klinik,  geburts- 
hilfliche Klinik,  ophthalmiatrische  Klinik,  pathochemisches  Praktikum, 
Staatsarzneikunde ; 

B.  mit  dem  Wintersemester: 

I.  Semester:  Encyklopädie  und  Methodologie  der  Medizin,  specielle 
Anatomie  nebst  Anatomie  der  Sinnesorgane,  Präparierübungen  an  Leichen 
(1.  Teil),  Experimentalchemie,  Physik  (l.  Teil); 

IL  Semester:  Osteologie  und  Syndesmologie,  Histologie  mit  prak- 
tischer Mikroskopie,  Physik  (2.  Teil),  organische  Chemie,  Botanik, 
Zoologie  mit  vergleichender  Anatomie; 

III.  Semester:  Anatomie  (wiederholungsweise),  Präparierttbungen 
an  Leichen  (2.  Teil),  Mineralogie,  praktische  chemische  Übungen; 

IV.  Semester:  Physiologie,  Entwickelnngsgeschichte  (Vorbereitung 
zum  tentamen  physicum); 

V.  Semester:   Pharmakologie  und  Rezeptierkunst,  allgemeine  Pa- 
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thologie  und  Therapie,  specielle  Pathologie  und  Therapie,  allgemeine 
Chirurgie,  Lehre  von  den  Frakturen  und  Luxationen,  Theorie  der  Gre- 
burtshilfe; 

YL  Semester:  Akiurgie  und  Operationskuraus,  medizinische  Klinik, 
chirurgische  Klinik,  Frauenkrankheiten,  pathologische  Anatomie,  medi- 
zinische Diagnostik  mit  Übungen  im  Auskultieren  usw.,  Toxikologie, 
Einderkrankheiten,  Zahnheilkunde ; 

VIL  Semester:  Medizinische  Klinik,  chirurgische  Klinik,  geburts- 
hilfliche Klinik,  opthalmiatrische  Klinik,  geburtshilflicher  Operations- 
kursus,  pathologisch-anatomischer  Kursus,  laryngoskopische  Übungen; 

VIIL  Semester:  Medizinische  Klinik,  chirurgische  Klinik,  geburts- 
hilfliche Klinik,  psychiatrischer  Kursus,  topographische  Anatomie, 
Otiatrik,  Staatsarzneikunde. 

Reichsgewerbeordnung  vom  1.  Juli  1883:  Das  Studium  der  Medi- 
ziner wird  auf  9  Semester  festgesetzt. 

ME  30.  Juli  1872:  Von  der  Absolvierung  der  Maturitätsprüfung 
behufs  Zulassung  zum  medizinischen  Staatsexamen  kann  nicht  dispen- 
siert werden. 

Erlafe  des  Reichskanzleramtes  vom  3.  März  1875:  Realabiturienten 
sind  zur  Ablegung  medizinischer  Prüfungen  nicht  berechtigt. 

E.  d.  R.  26.  Nov.  1877:  Die  im  Auslande  bestandenen  Prüfungen 
sind  für  Erlangung  der  ärztlichen  Approbation  in  Deutschland  wir- 
kungslos. 

ME  18.  Aug.  1879:  Studierenden,  die  auf  ein  Realabiturienten- 
zeugnis in  der  philosophischen  Fakultät  vom  Anfang  ihres  Studiums  an 
medizinische  Vorlesungen  hören,  können  auch  nach  Ablegung  des  Ma- 
turitätsexamens  an  einem  Gymnasium  die  bereits  gehörten  Semester 
nur  mit  ministerieller  Genehmigung  auf  die  vorgeschriebene  Studien- 
zeit angerechnet  werden. 

ME  30.  März  1874:  Auf  italienischen  Universitäten  nachweislich 
absolvierte  medizinische  Semester  dürfen  in  Anrechnung  gebracht  werden. 

ME  12.  Okt.  1870:  Bei  Medizinern  dauert  das  akademische  Bürger- 
recht eo  ipso  10  Semester. 

ME  19.  Febr.  1861:  Aspiranten  des  medizinischen  Doktorgrades 
haben  sich  nach  Schlufe  des  4.  und  spätestens  vor  Beginn  des  7.  Se- 
mesters einem  tentamen  physicum  in  den  Hauptfächern  der  Physik, 
Chemie,  Anatomie  und  Physiologie  zu  unterwerfen.  Der  Verlauf  der 
Prüfung  ist  durch  die  Censuren  gut,  genügend  und  ungenügend  zu  be- 
zeichnen, vergl.  CE  13.  Febr.  1883  und  15.  März  1886  (hinsichtlich  der 
Censur  für  Botanik  und  Zoologie). 

Über  die  Vorprüfung  selbst  vergl.  Bekanntmachung  vom  2.  Juni  1883. 

ME  2.  Juni  1860:  Bei  der  grofsen  Wichtigkeit  der  Physiologie, 
die  neben  der  Anatomie  die  unentbehrliche   Grundlage   der   gesamten 


Digitized  by 


Google 


2.  Kapitel.   Fakalt&tsbesttmmangen.  448 

Heilkunde  bildet,  kann  diese  Disciplin  nicht  gut  in  einem  Semester 
absolviert  werden. 

G£  22.  NoY.  1872:  DaTs  Studierende  der  Medizin  unmittelbar 
naoh  Ablegnng  des  tentamen  physicnm  sofort  zum  klinischen  Unter- 
richt flbergehen,  ohne  theoretische  Yorlesnngen  über  Chirurgie  und 
Medizin  gehört  zu  haben,  ist  ein  Übelstand,  der  im  besten  Falle  ledig- 
lich zur  technischen  Routine  führt.  Denn  nur  auf  die  gewohnlichen 
klinischen  Krankheitsfälle  oberflächlich  eingeschult  und  mit  den  Bemi- 
niscenzen  aus  der  Behandlungsweise  ihrer  klinischen  Lehrer  dürftig 
ausgerüstet,  geraten  die  angehenden  Arzte  auf  diesem  Wege  in  die 
Lage,  ihre  praktische  Laufbahn  ohne  sicheren  wissenschaftlichen  An- 
halt lediglich  als  Routiniers  beginnen  zu  müssen.  Die  medizinischen 
Fakultäten  haben  daher  die  unabweisbare  Verpflichtung,  in  jedem  Se- 
mester für  einen  theoretischen  Vortrag  über  Chirurgie  und  Medizin 
Sorge  zu  tragen  und,  da  ein  ohnehin  unentbehrlicher  Operationskursus 
nicht  als  Ersatz  für  einen  systematischen  Vortrag  über  Akinrgie  ange- 
sehen werden  kann,  f&r  einen  solchen  und  daneben  für  Vorträge  über 
Pathologie  und  Therapie  schon  bei  Feststellung  des  Lektionsplanes 
Vorkehrungen  zu  treffen. 

CE  27.  Okt.  1860:  Kein  Kandidat  darf  zu  den  medizinischen  Staats- 
prüfungen zugelassen  werden,  welcher  nicht  nachweisen  kann,  dafs  er 
sowohl  an  einer  chirurgischen  als  auch  an  einer  allgemeinen  me- 
dizinischen Klinik  mindestens  zwei  Semester  als  Praktikant 
teilgenommen  hat.  In  den  Abgangszeugnissen  bedarf  es  hierüber  be- 
sonderer Bescheinigungen  der  klinischen  Direktoren,  zu  welchen  diese 
verpflichtet  sind  ME  12.  März  1875  yergl.  ME  19.  Juni  1865  und 
31.  Dez.  1879.  Dieser  Nachweis  kann  nur  durch  Zeugnisse  der  Diri- 
genten von  stationären  Kliniken,  nicht  von  Polikliniken  geführt 
werden  CE  5.  Mai  1886. 

ME  5.  Nov.  1874:  Unzweifelhaft  ist  es  ein  dringendes  Bedürfiiis, 
dem  angehenden  Arzte  möglichst  ausgedehnte  Gelegenheit  zur  Kenntnis- 
nahme von  Krankheitsprozessen  des  kindlichen  Alters  und 
ihrer  Therapie  zu  geben.  Es  ist  deshalb  auf  theoretische  Vorlesungen 
und  klinische  Unterweisungen  Gewicht  zu  legen,  wenn  es  auch  nicht 
geboten  erscheint,  die  Lehre  von  den  inneren,  chirurgischen  und 
Augenkrankheiten  der  Kinder  zusammengefaßt  als  selbständige  Dis- 
ciplin zu  behandeln. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  von  25.  April  1887:  Zur 
ärztlichen  Prüfung  ist  der  Nachweis  erforderlich,  dafo  der  Kan- 
didat mindestens  2  Semester  an  der  chirurgischen  und  geburtshilflichen 
Klinik  als  Praktikant  0   teilgenommen,   mindestens  zweimal  in 

1)  Über  InstitntsgebOhren  und  Praktikantenbeitrftge  vergl.  CE  4.  Okt.  1887 
und  M£  15.  Okt.  1889. 
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Gegenwart  des  Lehrers  oder  Assistenzarztes  selbstftndig  entbnnden,  ein 
Semester  als  Praktikant  die  Angenklinik  besncht,  am  praktischen  Unter- 
richt in  der  Impftechnik  teilgenommen  and  die  znr  Ansflbnng  der 
Impfhng  erforderlichen  technischen  Fertigkeiten  erworben  hat  Znr 
Ansstellnng  des  bezflglichen  letztgenannten  Zeugnisses  ist  nur  der 
Lehrer  berechtigt,  welcher  den  betreffenden  Lehranftrag  erhalten  hat 
CE  13.  Mai  1887. 

CE  2.  Febr.  1885:  Tierversuche  (Vivisektionen)  dürfen  nur  von 
Professoren  und  Docenten  oder  unter  deren  Verantwortlichkeit  ausge- 
führt  werden. 

CE  13.  Febr.  1894:  Diejenigen  Studierenden  der  Medizin,  welche 
ohne  Unterbrechung  den  regelm&fsigen  Studiengang  zu  Ostern  be- 
endigen, dürfen  im  Sommer  zur  ftrztlichen  Prüfung  zugelassen  werden, 
sofern  die  Meldung  vor  dem  1.  April  erfolgt  und  nach  dem  Urteil  der 
Fakult&t  der  Absehlufs  der  Prüfung  w&hrend  des  Sommersemesters 
möglich  ist.  Diesbezügliche  Gesuche  sind  dem  Kurator  einzureichen 
und  von  diesem  nebst  Äußerung  der  Fakultät  dem  Minister  zu  übersenden. 

CE  19.  Febr.  1861:  Alle  Aspiranten  des  medizinischen  Doktor- 
grades haben  aulser  dem  Maturitätszeugnis  noch  eine  Bescheinigung  dar- 
über beizubringen,  dals  sie  auf  einer  der  Landesuniversitäten  ein  ten- 
tamen  physioum  bestanden  und  in  demselben  dargethan  haben,  daCs  sie 
in  den  allgemeinen  Vorbereitungswissenschaften,  insbesondere  der  Physik 
und  Chemie,  Anatomie  und  Physiologie  die  fllr  einen  Doktor  der 
Medizin  erforderlichen  Kenntnisse  besitzen. 

ME  30.  Juni  1868:  Die  Promotionsprüfung  kann  auch  vor 
Einreichung  der  Inauguraldissertation  abgehalten  werden. 

CE  8.  Sept.  1880:  Assistentenstellen  bei  medizinischen  Universi- 
tätsinstituten sind  in  der  Regel  nur  solchen  Bewerbern  zu  verleihen, 
welche  die  medizinische  Doktorwürde  erworben  und  die  ärztliche  Staats- 
prüfung zurückgelegt  haben. 

ME  13.  Dez.  1872  (mit  Abänderung  des  §  57  Abschn.  III  des 
Statuts):  Die  Meldung  zur  Habilitation  als  Privatdocent  in  Berlin 
darf  erst  3  Jahre  nach  erfolgter  Approbation  als  praktischer  Arzt  er- 
folgen.   Nachweis  über  Praxis  ist  nicht  erforderlich. 

Reglement  fttr  Habilitation  in  Kiel  vom  25.  Juli  1879:  Nach  Zu- 
rücklegung des  medizinischen  Studiums  müssen  2  Jahre  bei  der  Meldung 
verflossen  sein.  Aufser  der  Doktordissertation  ist  eine  andere  Arbeit 
einzureichen,  welche  Beherrschung  des  gegenwärtigen  Standes  seiner 
Disciplin  in  selbständiger  Forschung  ausweist.  Ist  diese  Arbeit  genehmigt 
worden,  so  hat  der  Bewerber  eine  Vorlesung  über  ein  wissenschaftliches 
Thema  zu  halten,  welches  die  Fakultät  aus  3  vom  Kandidaten  vorge- 
schlagenen auswählt.  Dieser  Vorlesung  folgt  ein  Kolloquium  in  den 
Disciplinen,  für  welche  die  Habilitation  nachgesucht  wird. 
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(Bezüglich  der  militfträrztlichen  Bildungsanstalten,  der  medizinisch- 
ohirurgischen  Akademie  f&r  das  Milit&r  nnd  des  medizinisob-chirurgisoheii 
Friedrich  Wilhelms-Instituts  —  jetzt  Kaiser  Wilhelm -Akademie  —  zu 
Berlin  vergL  CBl.  1894,  689  ff.) 

HE  28.  Not.  1884:  Um  zu  den  zahnärztlichen  Stadien  und 
Prüfungen  zugelassen  zu  werden,  genügt  das  Abgangszeugnis  einer 
lateinlosen  Oberrealschule  nicht,  dieses  muHs  vielmehr  noch  durch 
das  an  einem  Realgymnasium  zu  erwerbende  Zeugnis  der  Reife  in  Latein 
für  die  Prima  eines  Realgymnasiums  ergänzt  werden. 

§  5.  Studienplan  der  philosophischen  Fakultät^)  (vergl.  ME  27.  M&rz 
1866).  Die  philosophische  Fakultät  umfabt  die  Lehrfächer:  Philo- 
sophie, Mathematik,  Naturwissenschaften  (Chemie,  Physik,  Mineralogie 
und  Gtoognosie,  Zoologie,  Botanik)  Geschichte  samt  Hilfswissenschaften 
(Geographie,  Chronologie),  Philologie  (klassische  Philologie,  deutsche 
Sprache  und  Litteratur,  neuere  Sprachen,  morgenländische  Sprachen) 
und  schöne  Künste  (Ästhetik,  Rhetorik,  Kunstgeschichte). 

Diese  Lehrfächer  sind  bestimmt,  einmal  allgemeine  Geistesbildung 
zu  vermitteln,  sodann  im  einzelnen  das  Studium  der  Theologie  vorzu- 
bereiten, besonders  aber  die  Ausbildung  derjenigen  Studierenden  zu 
erzielen,  welche  sich  dem  Lehrfach  an  Gymnasien  und  Realschulen 
oder  auch  an  Universitäten  widmen  wollen. 

Der  zuletzt  genannte  Zweck  ist  die  Hauptbestimmung  der  philo- 
sophischen Fakultät  und  im  Folgenden  besonders  im  Auge  zu  behalten. 

Denen,  welche  späterhin  als  Lehrer  eines  bestimmten  Faches 
auftreten  wollen,  wird  hier  besonders  ans  Herz  gelegt,  dafs  sie  neben 
ihrem  Hauptstudium  nicht  nur  solche  Fächer,  welche  dem  Wesen  nach 
zu  jenem  in  nächster  Beziehung  stehen,  wie  die  Mathematik  zur  Natur- 
wissenschaft, die  Geschichte  zur  Philologie,  die  klassische  Philologie  zu 
den  übrigen  philologischen  Fächern,  mit  Ernst  betreiben,  sondern  dafo 
sie  auch  über  diese  Kreise  hinaus  diejenigen  wissenschaftlichen  Kennt- 
nisse zu  erwerben  trachten,  welche  von  jedem  auf  allgemeine  wissen- 
schaftliche Bildung  Anspruch  Machenden  vorausgesetzt,  vom  künftigen 
Lehrer  an  höheren  Unterrichtsanstalten  aber  gefordert  werden.  Der 
Studierende  muüs  sich  des  inneren  Bandes  bewnist  werden,  welches  alle 
Disciplinen  der  philosophischen  Fakultät  umschliefst.  Und  zu  diesem 
Ende  bietet  das  akademische  Studium  die  Gelegenheit,  deren  Versäumnis 
zur  Einseitigkeit  und  zu  später  schwer  zu  hebenden  Nachteilen  führt. 

Philosophie.  Wenn  es  Aufgabe  der  Philosophie  im  allgemeinen 
ist,  das  objektiv  Gegebene  in  seinen  höchsten  übersinnlichen  Gründen 
und  Beziehungen  zu  erforschen,  soweit  die  menschliche  Vernunft  reicht, 
so  ist  die  Grundbedingung  zur  Erftlllung  dieser  Aufgabe  ein  richtiges, 

1)  AafgesteUt  von  der  philosophischen  Fakult&t  za  Manchen. 
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geordnetes  nnd  gesehärftea  Denken.  Dieses  wird  nnr  dann  möglich 
sein,  wenn  man  sich  einerseits  verständigt  Aber  die  Gesetze  und  den 
ganzen  Prozefs  des  Denkens  nnd  die  Bedingungen  der  formalen  und 
materiellen  Wahrheit  der  Erkenntnis  erforscht  und  anderseits  auf  der 
Grundlage  des  wissenschaftlichen  Verständnisses  das  Denken  auch  fibt 
und  zur  Anwendung  bringt.  Um  jedoch  den  Zweck  solches  Denk- 
prozesses vollkommen  zu  erreichen,  ist  wiederum  notwendig,  dals  eine 
wissenschaftliche  Entwickelung  der  Seelenkr&fte  des  Menschen  überhaupt 
sowie  ihres  gegenseitigen  Verhältnisses  zu  einander  vorausgehe.  Daraus 
folgt,  dafs  der  philosophische  Kursus  notwendig  mit  der  Psychologie 
beginnen  und  daCs  an  diese  die  Logik  sich  anschlielsen  mflsse;  denn 
die  Psychologie  ist  die  Voraussetzung  der  Logik  und  diese  wiederum, 
wie  Aristoteles  sagt,  das  Organen  der  Philosophie.  Sind  nun  aber 
Psychologie  und  Logik  vorausgegangen,  so  muis  in  den  eigentlichen 
Mittelpunkt  der  Philosophie,  die  Metaphysik  als  die  Lehre  von  dem 
Seienden  als  solchem,  eingetreten  werden.  In  demaber  die  Metaphysik 
den  höchsten  Grund  und  die  höchsten  Gesetze  alles  Seienden  erforscht, 
nimmt  sie  insofern  im  Bereich  der  höheren  Wissenschaften  eine  centrale 
Stellung  ein,  als  sie  sich  einerseits  auf  die  Resultate  der  übrigen  Wissen- 
schaften stützt,  anderseits  den  Prinzipien  derselben  durch  Zurück- 
ftlhrung  auf  die  höchsten  Gesetze  alles  Erkennbaren  die  tiefste  Begrün- 
dung giebt.  Von  der  wissenschaftlichen  Untersuchung  des  Seienden 
geht  endlich  die  Philosophie  fort  zur  wissenschaftlichen  Erörterung  des 
menschlichen  Handelns,  indem  auf  metaphysischer  Grundlage  die  sittliehe 
Idee  in  der  philosophischen  Ethik,  die  Rechtsidee  in  der  philosophischen 
Rechts-  und  Staatslehre  entwickelt  wird. 

Pädagogik.  Als  die  wissenschaftliche  Erziehungs-  und  Unter* 
richtslehre  ist  die  Pädagogik  sowohl  ftlr  Theologen  als  ftir  Lehrer  un- 
bedingt notwendig.  Sie  entwickelt  die  Prinzipien  der  Erziehung  und 
des  Unterrichts  und  legt  den  Gang  dar,  welchen  diese  im  allgemeinen 
einzuhalten  haben.  Die  Geschichte  der  Pädagogik  geht  der  Entwick- 
lung und  dem  Fortschritte  beider  Künste  durch  alle  Jahrhunderte  nach 
und  giebt  dadurch  den  pädagogischen  Lehrsätzen  selbst  Klarheit  und 
Verständnis. 

Mathematik.  In  jedem  Semester  werden  bei  den  die  Elemente 
der  Geometrie  und  Algebra  betreffenden  Übungen  die  Methoden  gelehrt, 
nach  welchen  schwierigere  Aufgaben  und  Sätze  in  diesen  Disciplinen 
zu  behandeln  sind,  und  zugleich  Kenntnis  von  den  Erweiterungen  gegeben, 
welche  die  Elemente  der  Wissenschaft  in  neuerer  Zeit  erfahren  haben. 
An  die  Elementargeometrie,  welche  nur  die  Theorie  der  geraden  Linie, 
des  Kreises  und  der  von  jenen  Linien  begrenzten  Figuren  zum  Gegen- 
stande hat,  schliefst  sich  die  nach  der  Methode  der  Alten  behandelte 
Lehre  der  Kegelschnitte,  der  Parabel,  Ellipse  und  Hyperbel  an.    In  der 
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Algebra  folgen  dem  Vorbereitnngskarsns  die  allgemeine  Theorie  der 
Gleichungen  mit  ihren  bis  zum  4.  Grade  reichenden  allgemeinen  Auf- 
lommgsmethoden  nnd  endlich  die  Behandlang  nnmeriseher  Gleichungen 
höheren  Grades.    Die  Eigenschaften  der  den  Potenzen  entsprechenden 
Fakultäten,  die  Lehre  der  Binominalkoef&zienten,  die  Analysis  der  alge- 
braischen Funktionen,  die  kombinatorische  Analysis  schlielsen  sich  den 
obigen  Untersuchungen  an.    Die  ebene  Trigonometrie  erhält  eine  Er- 
weiterung durch  die  sphärische,  welche  eine  unmittelbare  Anwendung 
in  der  sphärischen  Astronomie  erfährt.    Eine  übersichtliche  Darstellung 
der  Erscheinungen  der  Sternenwelt  im  allgemeinen,  unter  Berücksichtigung 
der  mathematischen  Geographie  und  mit  Umgehung  des  rechnenden 
Teils,  geht  der  sphärischen  Astronomie  voraus.  Die  analytische  Geometrie 
lehrt  die  Eigenschaften  der  Linien  und  Flächen  durch  eine  algebraische 
Gleichung  zwischen  zweien  oder  mehreren  Veränderlichen,  den  Koor- 
dinaten, darzustellen,  und  mit  ihrer  Hilfe  werden  die  gerade  Linie  in 
der  Ebene  und  im  Räume,  die  ebenen  und  krummen  Flächen  im  Raum, 
die  Kreislinie  und  die  Kegelschnitte  einer  besonderen  Erforschung  unter- 
worfen.   Die  von  Gaufs  eingeführte  Lehre  der  Kongruenzen  der  Zahlen 
und  deren  Anwendung  zur  Auflösung  der  sogen,  diophantischen  Gleich- 
ungen, die  Theorie  der  Kettenbrüche  und  Teilbruchreihen  und  ihre  An- 
wendungen bilden  den  Gegenstand  einer  besonderen  Vorlesung.    Das 
wichtigste  Ergebnis,  das  aus  der  analytischen  Geometrie  hervorgegangen, 
ist  die  Differential-  und  Integralrechnung.   Zweck  der  Vorlesung,  welche 
sich  der  Reichhaltigkeit  des  Stoffes  wegen  auf  zwei  Semester  erstreckt, 
ist,  die  Zuhörer  in  Stand  zu  setzen,  auch  für  die  Zukunft  mit  Leichtig- 
keit in  den  Geist  der  Werke  einzudringen,  welche  den  wichtigen  Gegen- 
stand der  höheren  Mathematik  behandeln.   Es  werden  neben  den  Übungen 
in  der  Behandlung  der  Differential-  und  Integralformen  vielfache  An- 
wendungen auf  die  Untersuchung  der  Kurven  und  Flächen  höherer 
Ordnung  und  der  transcendenten  Kurven  gemacht.     Hieran  schlielst 
sich  in  einer  besonderen  Vorlesung  noch  als  Anwendung  die  Lehre  vom 
Gleichgewicht  und  der  Bewegung  der  Körper,  die  analytische  Mechanik. 
Naturwissenschaften.    Es  ist  hergebracht,  die  Naturwissen- 
schaften in  die  5  Hauptfächer:    Zoologie,  Botanik,  Mineralogie  und 
Greognosie,  Chemie  und  Physik  einzuteilen.    Diese  Abteilungen  sind 
jedoch  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  scharf  geschieden,  sondern  ihre 
Gebiete  gehen  vielfach  in  einander  über,  und  jedes  dieser  Fächer  ist 
auf  die  Benutzung  der  Resultate,  welche  in  den  anderen  erzielt  wurden, 
angewiesen.    So  mufs  die  Geognosie,  um  die  geschichteten  Gesteine 
der  Erde  zu  charakterisieren,  die  Organisation  der  Reste  aus  der  unter- 
gegangenen Fauna  und  Flora,  welche  hier  eingeschlossen  liegen,  unter- 
suchen  und   daher  zoologische  und  botanische  Studien  voraussetzen. 
Die  3  erstgenannten  Disciplinen  nehmen  auf  die  Erfahrungen  und  Ge- 
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setze  Rücksicht,  welche  Chemie  nnd  Physik  über  die  Körper  im  all- 
gemeinen gewonnen  haben.  Der  Mineraloge  sucht  die  chemisehe  Zu- 
sammensetzung der  Mineralien  anf  nnd  charakterisiert  sie  durch 
ihre  physikalischen  Eigenschaften.  Bei  der  Erklärung  der  Gesteins- 
bildnng  liefert  das  Verhalten  der  Bestandteile  zum  Wasser,  zur  Atmo- 
sphäre, zur  Wärme  dem  Geognosten  die  wertvollsten  Anhaltspunkte. 
In  dem  Mause,  als  die  Physiologie  der  Pflanzen  und  Tiere  fortschreitet, 
werden  daselbst  die  Ergebnisse  der  Chemie  und  Physik  von  immer 
grölserer  Bedeutung.  Letztere  Disciplinen  selbst  sind  endlieh  gegenwärtig 
so  mit  einander  verschmolzen,  dafs  die  Aufstellung  einer  Grenze  zwischen 
ihren  Gebieten  unmöglich  geworden  ist. 

Die  Studien,  welche  die  einzelnen  Zweige  unseres  Naturwissens 
voraussetzen,  sind  verschieden.  Für  ein  eingehenderes  Verständnis  der 
in  irgend  einem  Teile  der  Physik  erzielten  Resultate  wird  die  Kenntnis 
der  Methoden,  welche  die  Grundlagen  der  analytischen  Greometrie  sowie 
der  Differential-  und  Integralrechnung  bilden,  unentbehrlich.  Bei  dem 
Studium  der  Chemie  werden  solche  mathematische  Kenntnisse  nicht  ge- 
fordert, sondern  die  Verhältnisse,  welche  hier  vorkommen,  sind  einer 
guten  mathematischen  Vorbildung  bereits  geläufig  geworden.  Ebenso 
setzen  die  übrigen  Fächer  mit  Ausnahme  der  Krystallographie,  welche 
die  sphärische  Trigonometrie  und  die  Elemente  der  analytischen  Geo- 
metrie zur  Anwendung  bringt,  eine  besondere  mathematische  Ausbildung 
nicht  voraus.  Diese  letztere  sowie  der  Zusammenhang,  in  dem  die 
einzelnen  Fächer  der  Naturwissenschaften  untereinander  stehen,  be- 
dingen wesentlich  die  Reihenfolge,  in  welcher  der  Anfänger  am  zweck- 
mäfsigsten  sich  mit  ihnen  beschäftigt.  Da  f&r  das  Verständnis  jedes 
Faches  die  Kenntnisse  über  die  Zusammensetzung  der  Körper  zumeist 
erforderlich  sind,  so  empfiehlt  es  sich,  das  Studium  der  Naturwissen- 
schaften im  ersten  Semester  mit  der  allgemeinen  Experimentalchemie 
zu  beginnen.  Die  physikalischen  Verhältnisse,  welche  die  chemischen 
Vorgänge  begleiten,  können  daneben  erörtert  werden.  An  die  Chemie 
werden  sich  die  Vorlesungen  über  allgemeine  Botanik,  allgemeine 
Zoologie  und  Mineralogie  anreihen.  Da  die  Studierenden  der  Natur- 
wissenschaften gleichzeitig  der  Mathematik  sich  befleifsigen,  so  geht 
den  obengenannten  Vorlesungen,  die  sich  zweckmäfsig  über  die  drei 
ersten  Semester  verteilen,  das  wichtige  Studium  der  Elemente  der 
höheren  Mathematik  parallel.  Analytische  Geometrie,  Differential-  und 
Integralrechnung  werden  in  dieser  Zeit  soweit  betrieben  sein  müssen, 
dafs  im  4.  Semester  der  Anbau  der  Physik  mit  Erfolg  begonnen  werden 
kann.  Der  Studierende  wird  hierbei  selbst  zur  Einsicht  gelangen,  dafs, 
wie  nötig  auch  eine  Übersicht  über  das  Gesamtgebiet  der  Naturwissen- 
schaften ist,  dem  einzelnen  es  doch  unmöglich  wird,  sämtliche  Fächer 
gleich  eingehend  zu  betreiben.    Er  wird  sich,   ohne  seine  Ausbildung 
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znm  künftigen  Lehrer  anfser  acht  zu  lassen,  umsomehr  zn  einer  Ein- 
schränkung entsehlie&en  müssen,  als  die  Vorlesungen  und  die  Lektüre 
von  Handbüchern  in  keinem  Falle  genügen.  Will  er  nicht  an  der 
Oberfläche  bleiben  und  anf  Selbständigkeit  des  Urteils  verzichten,  so 
mnjjs  er  selbst  zur  Beobachtung  und  Anstellung  von  Versuchen  über- 
gehen und  Anleitung  darin  suchen.  Um  in  der  Chemie  weitere  Port- 
schritte zu  machen,  wird  das  Arbeiten  im  Laboratorium  unerläßlich. 
Erst  hier  gelangen  die  Gegenstände,  welche  in  der  Vorlesung  besprochen 
werden,  insbesondere  die  Methoden  der  chemischen  Forschung  zum 
vollen  Verständnis.  Der  Kandidat  eignet  sich  hier  Sorgfalt,  Genauig- 
keit und  Geschicklichkeit  im  Arbeiten  an,  ohne  welche  keine  Resul- 
tate in  den  experimentalen  Wissenschaften  zu  erzielen  sind.  Die  qua- 
litative und  quantitative  Analyse  als  Grundlagen  moderner  Chemie 
werden  nur  selten  noch  in  Vorlesungen  behandelt,  sondern  sogleich  an 
Beispielen  praktisch  gelernt.  Erst  nachdem  der  Studierende  bereits 
praktische  Erfahrungen  gewonnen,  wird  er  mit  Nutzen  und  Interesse 
Vorlesungen  über  organische  Chemie  hören  und  sich  mit  den  verwickei- 
teren Verbindungen  beschäftigen. 

Das  Studium  der  Physik  wird  bei  der  Ausdehnung  des  Gebietes 
unmöglich  im  Laufe  eines  Halbjahres  abzuhandeln  sein.  Die  Vorlesung 
wird  entweder  zwei  Semester  umfassen,  oder  einzelne  Hauptteile  werden 
den  Gegenstand  besonderer  Vorträge  bilden.  Diese  Disciplin  ist  auch 
eine  unerschöpfliche  Quelle  mathematischer  Probleme  und  bei  ihrer 
formalen  Ausbildung  das  geeignetste  Feld,  Geist  und  Verständnis  der 
höheren  Mathematik  sich  anzueignen«  Experimentale  Arbeiten  fordern 
schon  Reife  des  Urteils  und  des  mathematischen  Wissens  und  werden 
daher  erst  in  den  letzten  Semestern  zu  unternehmen  sein. 

Diejenigen  Studierenden,  welche  den  beschreibenden  Naturwissen- 
schaften ein  gröfseres  Interesse  widmen  und  in  den  ersten  Semestern 
sieh  bereits  eine  Übersicht  über  die  Elemente  der  Mineralogie,  Botanik 
und  Zoologie  erworben  haben,  gehen  in  den  späteren  zu  eingehenden 
Studien  der  einzelnen  Teile  über.  Der  Kandidat,  welcher  sich  die 
nötigen  Vorkenntnise  aus  der  sphärischen  Trigonomtrie  und  den  Elementen 
der  analytischen  Geometrie  gesammelt,  beginnt  nun  diespecielleErystallo- 
graphie.  Die  Beschäftigung  mit  Geognosie  und  Paläontologie  wird  eben- 
falls eintreten.  Praktische  Übungen  auf  dem  Museum  gehen  den 
Vorträgen  parallel,  und  geognostische  Exkursionen  knüpfen  sich  thun- 
liohst  an. 

In  gleicher  Weise  sind  die  späteren  Semester  dem  Studierenden 
der  Zoologie  und  Botanik  für  die  Betreibung  der  einzelnen  Teile  dieser 
Fäclier  bestimmt.  Der  Zoologe  wird  als  Grundlage  weiterer  Ausbildung 
sich  vor  allem  eine  genaue  Kenntnis  des  anatomischen  Baues  des 
menschlichen  Körpers  verschaffen  müssen.    Daran  reihen  sich  sodann 
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die  vergleichende  Anatomie  und  Physiologie,  sowie  das  speeielle  Stndinm 
der  einzelnen  Klassen  und  Ordnungen,  wie  Mastozoologie,  Ornithologie, 
Entomologie  usw. 

In  der  Botanik  tritt  die  Anatomie  und  Physiologie  der  Gewäohse 
mit  Einsohlulis  ihrer  Entwickelungsgeschichte  in  den  Vordergrund,  und 
hieran  schliefst  sich  die  genauere  Beschäftigung  mit  der  Systematik 
und  den  Speoialteilen  der  Wissenschaft.  Es  versteht  sich  von  selbst, 
dafs  auch  in  diesen  Fächern  mit  dem  Anhören  der  Vorlesungen  rege 
Teilnahme  an  Exkursionen  und  praktischen  Übungen  zu  verbinden  ist. 
Erst  nach  Aneignung  dieser  Grundkenntnisse  wird  die  Geschichte  der 
Disciplinen  und  die  Lehre  von  der  geographischen  Verbreitung  der 
Tiere  und  Pflanzen  mit  Erfolg  betrieben  werden  können. 

Geschichte.  Die  Grundlage  aller  historischen  Studien  bildet  die 
Geschichte  der  alten  Welt,  zumal  fbr  den  künftigen  Lehrer.  Die 
Vorträge  über  alte  Geschichte  zerfallen  in  die  drei  Hauptabschnitte: 
Geschichte  der  alten  orientalischen  Völker  mit  ihrer  ältesten  Kultur, 
Geschichte  Griechenlands  (a.  bis  Alexander  d«  Gr.,  b.  bis  zur  römischen 
Eroberung)  und  Geschichte  des  römischen  Staates  (a.  bis  zum  Ende 
der  Republik,  b.  bis  zum  Untergange  des  weströmischen  Reiches).  In 
der  griechischen  Geschichte  wird  neben  dem  politischen  Leben  auf  Ent- 
wickelung  der  Verfassungen  und  die  Hauptmomente  der  Kultur  sowie 
des  sozialen  Lebens,  in  der  römischen  die  Entwickelung  der  Gesetz- 
gebung und  Verfassung  besonders  zu  berücksichtigen  sein.  Daran 
schliefst  sich  die  allgemeine  Geschichte  des  Mittelalters  (a.  bis  zu  den 
Kreuzzügen,  b.  bis  zur  Reformation)  und  hieran  die  allgemeine  Ge- 
schichte der  neueren  Zeit  (a.  bis  zur  ersten  französischen  Revolution, 
b.  bis  zur  Gegenwart).  Besondere  Vorträge  behandeln  daneben  die  Ge- 
schichte des  Deutschen  Reiches  und  des  germanischen  Verfassungswesens, 
Geschichte  der  wichtigeren  europäischen  Staaten,  der  wichtigeren  Zeit- 
erscheinungen, des  Kolonialwesens  und  Handels  und  der  Rückwirkung 
dieser  Ereignisse  und  Verhältnisse  auf  die  Staaten  selbst. 

Als  Hilfswissenschaften  der  Geschichte  werden  die  allgemeine  und 
besondere  Geographie  und  die  Grundsätze  der  wissenschaftlichen  Chrono- 
logie vorzüglich  zu  betreiben  sein. 

Philologie,  a.  Klassische  Philologie.  Die  Quellen  des 
klassisch-philologischen  Studiums,  dessen  Zweck  und  Ziel  die  Erkenntnis 
des  geistigen  Lebens  der  Griechen  und  Römer  ist,  sind:  die  Werke  der 
Litteratur,  die  Inschriften  und  die  archäologischen  Denkmäler.  Die 
erste  Aufgabe  der  Philologie  ist  das  richtige  Verständnis  der  Schriften 
des  Altertums,  die  Hermeneutik,  die  zweite  die  Untersuchung  des  Echten 
und  Unechten,  die  Kritik,  sei  es  in  Bezug  auf  das  Ganze  einer  Schrift 
oder  auf  ihre  Fassung  im  einzelnen.  Um  nun  zum  Verständnis  der 
Schriftsteller  zu  gelangen,  gehört  als  erstes  Erfordernis  die  Kenntnis  der 
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Sprache,  die  Grammatik,  welche  als  Fnadamentalwissenschaft  der 
Philologie  bezeichnet  werden  mufs.  Dazn  kommt  bei  Dichtem  die 
Wissenschaft  der  Metrik«  Beide  Vorlesungen  behandeln  den  formalen 
Teil  der  Philologie  besonders,  während  Hermeneutik  und  Kritik  zu- 
meist in  den  Vorträgen  über  Encyklopädie  der  Philologie  und  Methodo- 
logie betrieben  zu  werden  pflegen.  Die  letzteren,  welche  eine  Über- 
sicht des  Gesamtgebietes  der  Philologie  und  die  erforderliche  Anleitung 
zum  praktischen  Studium  geben,  können  daher  nicht  früh  genug  gehört 
werden.  Dasselbe  gilt  von  der  im  nächsten  Zusammenhange  stehen- 
den Geschichte  der  Philologie,  Das  Hauptaugenmerk  hat  der  Philologe 
aber  auf  das  Lesen  der  Klassiker  zu  richten  und  deshalb  auf  die  Vor- 
lesungen, welche  die  Erklärung  der  Schriftsteller  zum  Gegenstande 
haben,  ein  vorzügliches  Gewicht  zu  legen.  Damit  mufs  die  Privat- 
lektttre  der  Klassiker  in  Verbindung  gesetzt  werden,  am  besten  im 
Anschluls  an  die  in  den  Vorlesungen  erklärten  Autoren  und  mög- 
lichst vom  Leichten  zum  Schweren  fortschreitend.  Als  wesentliches 
Mittel  zum  Verständnis  der  Litteratur  und  zugleich  als  Gesamtdar- 
stellung des  antiken  Lebens  nach  seiner  äuXseren  und  inneren  Seite,  da- 
her als  Inbegriff  aller  den  materiellen  oder  realen  Teil  der  Philologie 
bildenden  Disciplinen  nehmen  die  Altertümer  die  nächste  Stelle  ein. 
Dieselben  umfassen:  die  Geographie  und  Topographie  des  Altertums,  die 
politische  Geschichte  nebst  Chronologie,  die  politischen,  Privat-  und 
Sakralaltertümer,  die  Archäologie  der  Kunst  und  die  Geschichte  der 
Litteratur.  Als  Zusammenfassung  des  gesamten  Quellenmaterials  und 
derjenigen  Gebiete,  auf  denen  der  G^ist  des  Altertums  sich  am  glän- 
zendsten offenbart  hat,  gewinnt  die  letztgenannte  Vorlesung  für  den 
Philologen  hervorragende  Bedeutung.  Die  Inschriftenkunde  wird  zur 
Kenntnis  der  Litteratur  und  Altertümer  als  Nebenquelle  wissenschaft- 
lich behandelt. 

Besondere  Aufmerksamkeit  der  Philologen  verdient  aufser  den  Vor- 
lesungen das  philologische  Seminar,  welches  ihnen  Gelegenheit  giebt, 
von  ihren  in  Vorlesungen  und  durch  Privatfleils  erworbenen  Kenntnissen 
praktische  Anwendung  zu  machen.  Die  in  demselben  vorkommenden 
Übungen  in  der  exegetischen  und  kritischen  Behandlung  der  Schrift- 
steller und  im  schriftlichen  und  mündlichen  Gebrauch  des  Lateinischen, 
die  Au&ätze  und  Disputationen  über  schwierigere  Gegenstände  der 
Altertumswissenschaft  sind  die  beste  Vorbereitung  für  ihren  künftigen 
Beruf. 

Deutsche  Sprache  und  Litteratur.  Die  genaue  Kenntnis 
der  deutschen  Sprache  nach  ihrer  Ausbildung  bis  zur  Neuzeit,  vorzüg- 
lich aber  in  ihren  Entwicklungsstadien  des  Gothischen,  Althochdeutschen, 
Mittelhooh-  und  Niederdeutschen  ist  bei  ihrer  Stellung  in  der  sprach- 
vergleichenden Grammatik  für  den  Philologen  ein  unabweisbares  Bedürfnis. 
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Er  wird  deshalb  aufser  Vortrftgen  über  Sanskrit  und  yergleichende  Gram- 
matik Vorlesungen  über  die  ältesten  deatseben  Mundarten,  die  Gesohicbte 
der  deutschen  Litteratur  in  ihren  Abteilungen  und  die  Geschichte  des 
Epos,  der  Lyrik  und  des  Dramas  besonders  hören  müssen. 

Neuere  Sprachen.  Für  den  künftigen  Lehrer  handelt  es  sich 
zunächst  um  genaue  und  klare  Einsicht  in  den  Ursprung  und  die  Ent- 
wicklung jener  Sprachen  bis  zur  Gegenwart.  Der  Gang  dieses  Studiums 
umfa&t  deshalb  wissenscKaftliche  Grammatik  der  romanischen  Sprachen 
überhaupt,  italienische,  spanische,  französiche  und  englische  Grammatik, 
Etymologie  und  Synonymik,  Erklärung  und  Auslegung  von  Hauptwerken 
dieser  verschiedenen  Litteraturen  aus  älterer  und  neuerer  Zeit,  Geschichte 
der  italienischen,  französischen  und  englischen  Litteratur  bis  zur  Gegen- 
wart. Zu  praktischen  Zwecken  dienen  Übungen  im  schriftlichen  und 
mündlichen  Gebrauch  dieser  Sprachen,  welche  besonders  auch  die  Fein- 
heiten der  Aussprache  pflegen. 

Morgenländische  Sprachen.  Sanskrit,  Zend  und  Persisch  sind 
wegen  ihres  Zusammenhanges  mit  dem  Griechischen,  Lateinischen  und 
Deutschen  fllr  den  Philologen  besonders  wichtig;  Hebräisch,  Aramäisch, 
Syrisch,  Äthiopisch  und  Arabisch  treten  hinzu,  wenn  er  auf  alttestament- 
liehe  Studien  und  erweiterten  sprachlichen  Gesichtskreis  überhaupt 
Gewicht  legt.  Mit  der  Grammatik  dieser  Sprachen  wird  überall  der 
Anfang  gemacht.  Sodann  folgt  die  Auslegung  solcher  Schriften  und 
Lesestücke,  welche  sowohl  auf  die  älteste  Zeit  dieser  Sprachen  als  auch 
ihre  fortschreitende  Entwickelung  hinweisen.  Über  die  Litteratur- 
gesohichte  der  Inder,  Perser  und  Araber  handeln  besondere  Vorträge. 

Kunst  und  Kunstgeschichte.  Das  Studium  des  Ästhetik, 
Rhetorik  und  Poetik  ist  fllr  die  Beurteilung  antiker  Meisterwerke  von 
gröfstem  Wert.  Die  Vorlesungen  über  Geschichte  der  Kunst  haben  mit 
der  Archäologie  die  engste  Berührung. 

Reglement  fllr  die  Kandidaten  derPharmacie  vom9.Dez.  1857  •) 
vergl.  ME  10.  Mai  1861. 

§  1.  Die  Phftrmaciebeflissenen  haben  sich  bei  dem  Direktor  des  pharmaceati- 
Bchen  Stadiams  bezw.  dem  (Jniversit&Csrichter  zu  melden  und  werden  za  den  Vor- 
lesongen  an  der  Uniyersit&t  ohne  Immatrikulation  nach  folgender  Mafsgabe  zn- 
gelassen. 

§  2.  Die  Meldung  erfolgt  vor  Beginn  der  Vorlesungen  unter  Beibringung 
glaubwürdiger  Zeugnisse  über  die  yorangegangene  Lehr-  und  Servierzeit')  und  die 
bisherige  moralische  Führung.  Der  Direktor  ist  befugt,  sich  in  geeignet  scheinender 
Weise  von  der  Zul&nglichkeit  der  Vorkenntnisse  des  Kandidaten   Überzeugung  zu 


))  Ursprünglich  nur  für  Berlin  bestimmt 

2)  Die  Lehr-  und  Serrierzeit  beträgt  je  drei  Jahre  (die  Lehrzeit  bei  Besitz 
eines  Maturitätszeugnisses  zwei  Jahre).  Als  Vorbildung  wird  verlangt  das  Eix^jäh- 
rigenzeugnis  einer  Lateinanstalt  bezw.  Nachprüfung  in  Latein:  Erlafs  des  Reichs- 
kanzlers Yom  5.  März  1875  vergl.  Erlafs  vom  3.  April  1878. 
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verschaffen  and  Kandidaten,  welche  di^  zn  einem  erfolgreichen  Studium  der  Phar- 
macie  notwendigen  Kenntnisse  nicht  besitzen,  von  der  Zulassung  zu  den  Vorlesungen 
einstweilen  zurückzuweisen. 

§  3.  Kandidaten,  welche  bereits  eine  andere  Bildungsanstalt  fOr  Pharma- 
ceuten  oder  eine  Universit&t  besucht  haben,  mfissen  durch  vorschriftsm&fsige  Ab- 
gangszeugnisse sich  über  diesen  Besuch  und  ihr  Wohlverhalten  während  desselben 
ausweisen.  Sind  sie  von  einer  Anstalt  oder  Universität  verwiesen,  so  können  sie 
nur  mit  Genehmigung  des  Unterrichtsministers  zum  Studium  zugelassen  werden, 
welche  durch  Vermittelung  des  Direktors  nachzusuchen  ist. 

§  4.  Die  Zugelassenen  werden  vom  Direktor  mit  den  ihnen  obliegenden  Ver- 
pflichtungen bekannt  gemacht,  durch  Handschlag  verpflichtet,  vorschriftsmäfsig  in- 
skribiert und  mit  näherer  Anweisung  der  zu  hörenden  Vorlesungen  zuvörderst  für 
das  nächste  Semester  versehen.  Die  obligatorischen  Vorlesungen  werden  von  dem 
Direktor  in  den  Anmeldebogen  eingetragen. 

§  5.  Über  die  Inskription  wird  dem  Betreffenden  gegen  9  M.  Gebühren  eine 
Bescheinigung  eingehändigt,  mit  welcher  er  sich  innerhalb  der  nächsten  drei  Tage 
persönlich  beim  Universitätsrichter  meldet.  Demselben  ist  auch  die  Wohnung  und 
deren  etwaiger  Wechsel  anzuzeigen. 

§  6.  Andere  als  die  vom  Direktor  bezeichneten  Vorlesungen  dürfen  Pharma- 
ceuten  ohne  besondere  Erlaubnis  nicht  besuchen.  Dagegen  steht  ihnen  die  Wahl 
des  Docenten,  wenn  möglich,  frei. 

§  7.  Die  Zulassung  zu  den  Vorlesungen  umschlieCst  die  Befugnis  zur  regel- 
mäfsigen  Benutzung  der  mit  der  Universität  verbundenen  wissenschaftlichen  Samm- 
lungen und  Anstalten,  insbesondere  des  zoologischen  Museums,  des  Mineralienkabinetts, 
der  pharmakologischen  Sammlung,  der  botanischen  Gärten,  des  Herbariums  und  der 
Bibliothek  (in  Berlin  zugleich  der  königlichen). 

§  8.  Zur  Annahme  von  Vorlesungen  melden  sich  die  Kandidaten  innerhalb 
der  ersten  drei  Wochen  des  Semesters  unter  Vorlegung  des  Inskriptionsscheines 
und  Anmeldebogens  persönlich  auf  der  Quästur  und  entrichten  daselbst  im  voraus 
Honorar  und  Auditoriengeld.  Darauf  überreichen  sie  persönlich  Anmeldebogen  und 
Quittung  den  Docenten  und  erhalten  von  diesen  Platzkarten  für  den  Hörsaal. 

§  9.  Am  Schlüsse  des  Semesters  (8  Tage  vor  oder  nach  Beendigung  der  Vor- 
lesungen) wird  der  Anmeldebogen  dem  Docenten  zur  Bescheinigung  wieder  vorgelegt. 
Solche,  die  eine  Universität  verlassen  wollen,  können  diese  Bescheinigung  schon 
vier  Wochen  vor  SchluCs  des  Semesters  erbitten. 

§  10.  Vor  Beginn  jedes  neuen  Semesters  wird  unter  Vorlegung  des  Anmelde- 
bogens die  Anweisung  zu  weiteren  Vorlesungen  persönlich  eingeholt. 

§  11.  Die  Pharmaceutcn  sind  in  disciplinarischer  Beziehung  dem  Direktor 
ihres  Studiums  und  dem  Universitätsrichter  unterworfen.  Allen  auf  Ordnung  der 
Universität  insbesondere  auf  den  Besuch  der  Vorlesungen  bezüglichen  Bestimmungen 
der  Universitätsbehörden  haben  sie  unbedingt  Folge  zu  leisten. 

§  12.  Bei  allen  Gesuchen  usw.  haben  sie  sich  an  den  Direktor  als  ihren 
nächsten  Vorgesetzten  zu  wenden.  Den  Vorladungen  des  Direktors  und  des  Uni- 
versitätsrichters haben  sie  pünktlich  nachzukommen. 

§  13.  Insbesondere  wird  ihnen  anhaltender  Fleifs  im  Besuch  der  Vorlesungen 
und  Gebrauch  der  Hilfsmittel,  eifrige  wissenschaftliche  Beschäftigung  aufser  den 
Lehrstunden,  Achtung  gegen  die  Lehrer  und  friedliches  Verhalten  zu  einander  und 
gegen  die  Universitätsstudierenden  zur  Pflicht  gemacht.  Wer  sich  Verletzung  dieser 
Vorschriften  zu  schulden  kommen  läfst,  verfällt  in  Disciplinarstrafen. 

§  14.  Solche  sind:  Verweise,  Karzerstrafe  bis  zu  vier  Wochen,  Entziehung 
etwaiger  Benefizien,   consilium,  relegatio   und   in   besonders  gravierenden    Fällen 
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Bchimpfliche  Ausstofsung  mit  gleichzeitiger  Namhaftmachung  am  Schwarzen  Brett 
und  Anzeige  an  andere  Universitäten  sowie  die  Polizeibehörde  des  Orts. 

§  15.  Beharrlicher  Ungehorsam,  Beleidigungen  der  Lehrer,  Widersetzlichkeit, 
Störung  der  Ruhe  und  Ordnung  werden  akademischersdts  mit  Entfernung  von  der 
Universit&t  bestraft 

§  16.  Wird  ein  Kandidat  von  dem  Polizeirichter  wegen  Vergehen  usw.  zur 
Untersuchung  gezogen,  so  ist  sein  Koll^enbesuch  yorl&ufig  suspendiert.  Aus- 
schliefsung  erfolgt  bei  Verbrechen,  dolosen  Vergehen  oder  drei  Monate  Freiheitshaft 
übersteigenden  Strafen.  Auch  im  Falle  einer  Freisprechung  kann  die  Wieder- 
znlassnng  unter  Umst&nden  von  dem  Direktor  versagt  werden. 

§  17.  Das  Ausscheiden  aus  dem  Universitätsverbande  erfolgt  1.  mit  Ablauf 
der  reglementsmäfsigen  Studienzeit  *),  2.  mit  der  Zulassung  zur  Staatsprüfung  oder 
mit  Eintritt  in  ein  anderes  dem  Universitätsstudium  nicht  verträgliches  Verhältnis, 
3.  durch  sechsmonatige  freiwillige  Abwesenheit,  4.  durch  unfreiwillige  Entfernung 
von  der  Universität. 

§  18.  Wer  in  den  zwei  letztgenannten  Fällen  auf  Grund  ministerieller  Er- 
laubnis zum  pharmaceuüschen  Studium  wieder  zugelassen  zu  werden  wünscht  ^  ist 
von  neuem  zu  inskribieren. 

§  19.  In  den  beiden  ersten  Fällen  ist  der  Kandidat  ein  Abgangszeugnis  über 
FleiCs  und  Führung  nachzusuchen  verpflichtet,  wozu  er  sich  unter  Beibringung  des 
völlig  ausgefüllten  Anmeldebogens  bei  dem  Direktor  zu  melden  hat,  der  das  Ab- 
gangszeugnis ausfertigt  und  gemeinsam  mit  dem  Universitätsrichter  vollzieht 

§  20.  In  dem  Abgangszeugnis  werden  vermerkt  1.  sämtliche  Vorlesungen  nach 
der  Bdhenfolge  der  Semester  mit  besonderer  Angabe  des  BesuchsfleiCses,  2.  etwaige 
Übertretungen  und  Disciplinarstrafen  sowie  Gesamturteil  über  sein  Verhalten.  — 
Für  dieses  Zeugnis  werden  6  V.-  entrichtet. 

Vorstehende  Bestimmungen  gelten  mit  sachgemäfsen  Abänderungen 
bis  auf  weiteres  auch  f&r  die  Studierenden  der  Zahnheilkunde,  welche 
ein  viersemestriges  Studium  zu  absolvieren  haben. 

Reglement  für  das  Institut  ftlr  Altertumskunde  zu  Berlin 
vom  15.  Aug.  1888.  (§  1:  Das  Institut  hat  den  Zweck,  duroh  Lehr- 
tibungen  und  Darbietungen  wissenschaftlicher  Hilfsmittel  in  das  Stu- 
dium der  Quellen  der  alten  Geschichte  einzuführen  und  zu '  eigenen 
wissenschaftlichen  Forschungen  anzuleiten.  §  2:  Das  Institut  zerfällt 
in  eine  griechische  und  eine  römische  Abteilung,  von  denen  jede  unter 
einem  besonderen  Direktor  steht.  Die  Geschäftsführung  wechselt  von 
Jahr  zu  Jahr  unter  den  beiden  Direktoren.) 

Gesetz  vom  23.  Mai  1887  (RGBl.  1887,  193)  über  Errichtung  des 
Orientalischen  Seminars  an  der  Universität  zu  Berlin.  Die  Vor- 
träge des  Seminars  erstrecken  sich  über  Chinesisch,  Arabisch,  Persisch 
und  Hindustani,  Arabisch,  Türkisch,  Suaheli,  Neugriechisch  und  tech- 
nische Geographie.) 

Au&erdem  bestehen  an  preufsischen  Universitäten  klassisch-  und 
neuphilologische,  historische,  mathematische,  naturwissenschaftliche  und 
staatswissenscbaftliche  Seminare  und  Proseminare,   welche  ihre   Mit- 


1)  welche  mindestens  drei  Semester  betragen  mufs  §  4  Abs.   3  der  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  5.  Mftrz  1875. 
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glieder  historiseh,  exegetisch  und  praktisch  bilden  und  deren  Selbst* 
thätigkeit  in  Disputationen  und  Abhandlungen  wissenschaftlich  fordern. 

II.  Abschnitt.    Die  anderen  deutschen  Universitäten. 

Mit  geringen  Abweichungen  wird  der  Bahmen  des  im  I.  Abschnitte 
gezeichneten  Universitätsbildes  auch  von  den  anderen  deutschen  Hoch- 
schulen (Heidelberg,  Leipzig,  Rostock,  Freiburg,  Tübingen,  Jena,  Würz- 
bürg,  Giefsen,  Erlangen,  München,  Strafsburg)  eingehalten,  weshalb  diese 
hier  nicht  weiter  behandelt  werden,  um  so  mehr,  als  in  dem  von  W.  Lexis 
1893  herausgegebenen  Sammelwerke  „Die  deutschen  Universitäten^  nach 
der  spekulativen  Seite,  in  der  von  G.  Kaufmann  bereits  bis  zum 
2.  Bande  (1896)  fortgesetzten  „Geschichte  der  deutschen  Universitäten^ 
nach  der  geschichtlichen  und  verfassungsmäfsigen  Seite  hin  ausgezeich- 
nete Monographien  vorliegen. 

III.  Abschnitt    Ausländische  Universitäten. 

1.  Belgien.  Staatsuniversitäten  bestehen  nach  dem  Gesetz  vom 
27.  September  1835  zu  Gent  und  Lüttich.  Die  am  4.  November  1834 
zu  Mecheln  eingeweihte  katholische  Universität  wurde  kurz  darauf  nach 
Löwen  verlegt,  wo  sie  die  Räume  der  im  Jahre  1426  gegründeten, 
1817  als  Staatsuniversität  eröffneten  alma  mater  und  deren  Stiftungen 
in  Besitz  nahm.  Im  Gegensatz  zu  dieser  wurde  am  20.  November  t834 
zu  Brüssel  eine  freie  Universität  errichtet  mit  der  Bestimmung,  die 
Interessen  des  freien  Gedankens  in  der  Wissenschaft  zu  vertreten. 

2.  Dänemark.  Für  die  Universität  Kopenhagen  hat  das  Gesetz 
vom  7.  Mai  1788  in  der  Hauptsache  noch  immer  Geltung.  Über  das 
Maturitätsexamen  der  künftigen  Studierenden  trafen  die  Bekanntmachung 
vom  30.  November  1864,  über  das  Vorbereitungsexamen  vor  der  Imma* 
trikulation  die  Forordning  vom  25.  August  1871  und  1.  Juli  1872 
Bestimmungen,  letztere  namentlich  über  die  Prüfung  in  Latein  und 
Griechisch  ftir  die  künftigen  Theologen  und  Juristen.  Hinsichtlich  der 
Aufnahme  von  Realabiturienten  wurde  1857  (1.  August)  ein  besonderes 
Examen  höheren  und  niederen  Grades  angeordnet.  Über  Universitäts- 
angelegenheiten vergl.  P.  Linde,  Meddelelser  angaaende  Kjöbenhavn 
Universitet  1865—70. 

3.  Frankreich.  Über  die  französischen  Fakultäten  und  ihre 
durch  das  Gesetz  vom  10.  Juli  1896  bedingte  Neugestaltung  siehe  den 
geschichtlichen  Teil  (Band  I). 

4.  Grofsbritannien  und  Irland.  Als  Universitäten  in  unserem 
Sinne  sind  in  England  anzusehen:  Oxford,  Cambridge,  Durham,  Uni- 
versity  College  und  Kings  College  in  London,  Victoria  University  in  Man- 
chester, University  of  Wales  (Colleges  zu  Aberystwyth,  Bangor  und  Cardiff) ; 
in  Schottland:  Edinburgh,  Glasgow,  St.  Andrews  undAberdeen;  in 
Irland  die  alte  Universität  zu  Dublin  und  Queen's  University  mit  den 
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Colleges  in  Belfast,  York  und  Galway.  Allgemeine  üniverritÄtsgesetze 
existieren  nicht ;  die  Fakültätsbestimmungen  sind  sehr  verschieden«  Die 
englischen  Universitäten  betreiben  mehr  humanistische  Stndien  als  eigent- 
liche Fachbildung,  und  die  Grenze  zwischen  ihnen  und  den  gymnasialen 
Colleges  ist  meist  eine  fliefsende.  Nicht  nur  die  schottischen  Hoch- 
schulen konkurrieren  durch  ihre  in  den  Yorlesungskreis  aufgenommenen 
Yorbereitungsgegenstftnde  mit  den  niederen  Unterrichtsanstalten,  sondern 
auch  die  meisten  jener  Colleges  haben  Abendklassen  fbr  Anfänger  und 
Yorgerticktere,  wie  z.  B.  in  King's  College  sogar  Lesen,  Schreiben  und 
elementare  Mathematik  nebenbei  betrieben  wird.  Die  Universitäten 
veranstalten  fQr  Neueintretende  Immatrikulationsprüfnngen;  die  meisten 
Schulen  ersten  Grades  jedoch  unterziehen  sich  denen  zu  Oxford  oder 
Cambridge.  Die  Universitäten  besitzen  öffentliche  Lehrstflhle  in  den 
verschiedenen  Fakultäten,  die  beiden  Londoner  Institute  aber  nicht  fbr 
Theologie,  Die  eigentlichen,  von  öffentlichen  Professoren  gehaltenen 
akademischen  Yorlesungen  treten  aber  in  den  Hintergrund,  da  der  Haupt- 
unteiTicht  den  Colleges  zufällt,  in  denen  die  Tutors  ihre  Studenten  zu 
den  verschiedenen  Prttftingen  vorbereiten.  Oxford  und  Cambridge  er- 
teilen Grade  und  Diplome  (Baccalaureus  und  Magister  artium),  die 
Londoner  Universität,  eine  von  University  und  King's  College  unab- 
hängige Korporation,  dazu  noch  besondere  Grade  in  den  Naturwissen- 
schaften (Bachelor  und  Doctor  of  Science). 

5.  Holland.  Staatsuniversitäten  bestehen  zu  Leyden,  Utrecht  und 
Groningen.  Das  Athenäum  illustre  zu  Amsterdam,  eine  mit  5  Fakultäten 
(der  theologischen,  juristischen,  medizinischen,  naturwissenschaftlichen 
—  f.  des  sciences  —  und  sprachwissenschaftlich-historischen  —  f.  des 
lettres)  ausgestattete  Hochschule,  erhielt  seit  1849  das  Recht,  akademische 
Grade  zu  erteilen,  wurde  zu  einer  städtischen  Universität  erhoben  und 
1868  durch  eine  Lehranstalt  fttr  Pharmacie,  1869  durch  eine  von  Utrecht 
dorthin  verlegte  Bildungsanstalt  fbr  Militärärzte  im  Rahmen  der  medi- 
zinischen Fakultät  erweitert.  Die  theologischen  Fakultäten  trugen  bis 
1848  ein  rein  konfessionelles  Gepräge,  zur  Ausbildung  von  Geistlichen 
fQr  die  reformierte  Kirche.  Seitdem  besitzen  sie  lediglich  wissenschaft- 
lichen Charakter,  ohne  Rücksicht  auf  einen  speciellen  Kultus.  In  Utrecht 
besteht  ein  besonderer  Kursus  für  Meteorologie  und  ein  Observatorium 
für  diese  Disciplin.  In  Leyden  werden  (seit  1864  0  besonders  die  fär 
den  Kolonialbesitz  wichtigen  Wissenschaften  betrieben,  Sprachen,  Geo- 
graphie und  Yölkerkunde  von  Niederländisch-Indien,  wie  es  denn  auch 

1)  In  diesem  Jahre  wurde  das  ostindische  Institut  an  der  Akademie  zu  Delft, 
zur  Ausbildung  der  Beamten  des  niederländischen  Indiens,  mit  der  Universität  Leyden 
vereinigt.  Gleichzeitig  wurde  aber  in  Delft  zu  demselben  Zweck  eine  städtische 
Anstalt  neubegründet,  welcher  auch  ihrer  mehr  praktischen  Yorbildung  wegen  von 
den  zukünftigen  indischen  Beamten  der  Vorzug  gegeben  wird. 
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das  Monopol  des  mahammedaaischen  Rechtes  hat.  Anfser  den  Professoren 
werden  auch  die  Lektoren  mit  festem  Gehalt  angestellt.  Kollegiengelder 
flieÜBen  in  die  Staatskasse.  Dem  König  steht  das  fiecht  zu,  nach  Bedürf- 
nis neue  Lehrstühle  zu  errichten. 

6.  Italien.  Staatsnniversitäten  hesitzt  Italien  17:  zu  Turin,  Genua, 
Pavia,  Padna,  Parma,  Modena,  Bologna,  Pisa,  Siena,  Macerata,  Kom, 
Neapel,  Messina,  Catania,  Palermo,  Cagliari  und  Sassari;  freie  Univer- 
sitäten 4:  zu  Camerino,  Ferrara,  Perugia  und  ürbino,  dazu  die  päbstliche 
Universität  zu  Rom.  Die  theologische  Fakultät  wurde  durch  Gesetz  vom 
26.  Januar  1873  überall  beseitigt.  Es  bestehen,  durch  gleiches  Reglement 
mit  einander  verbunden,  Fakultäten  für  Jurisprudenz,  Medizin,  Philosophie 
und  schöne  Wissenschaften,  Mathematik  und  Naturwissenschaften.  Durch 
die  Verordnung  (Bonghi)  vom  11.  Okt.  1875,  ergänzt  durch  die  Bestim- 
mungen vom  8.  Okt.  1876,  wurden  für  alle  Universitäten  gemeinsame  gleich- 
lautende Normen  festgesetzt.  Zum  Eintritt  in  die  Studien  berechtigt 
ein  Abgangszeugnis  von  Sekundärschulen,  Gymnasien,  Lyceen  und  scuole 
techniche.  Innerhalb  der  Faknltätsverordnungen  ist  das  Studium  und 
sein  Gang  völlig  freigestellt,  jedoch  müssen  vor  Zulassung  zu  den 
Fakultätsprüfungen  die  über  Zahl  und  Dauer  der  Kurse  vorgeschriebenen 
Bedingungen  erfüllt  sein.  Das  Minimum  der  zu  hörenden  Vorlesungen 
ist  auf  18,  das  Maximum  auf  30,  in  der  medizinischen  Fakultät  auf 
36  Wochenstunden  festgesetzt.  Die  Vorträge  umfassen  in  der  juristischen 
Fakultät:  Encyklopädische Einleitung,  Institutionen  des  römischen  Rechts, 
Rechtsgeschichte,  römisches  Recht,  kanonisches  Recht,  bürgerliches  Recht, 
Handelsrecht,  Kriminalprozefs,  Civilprozefs  und  Gerichtsorganisation, 
politische  Ökonomie,  Statistik,  konstitutionelles  Recht,  Verwaltungsrecht, 
internationales  Recht,  Rechtsphilosophie  und  Anfangsgründe  der  gericht- 
lichen Medizin;  in  der  medizinisch-chirurgischen  Fakultät:  Chemie, 
Botahik,  Zoologie,  Experimentalphysik,  Anatomie  des  Menschen,  Phy- 
siologie, Pathologie,  Klinik,  Augenheilkunde,  Geburtshilfe,  gerichtliche 
Medizin  und  Hygiene;  in  der  philosophisch -historischen  Fakultät: 
Italienische,  lateinische  und  griechische  Litteratur,  Archäologie,  alte  und 
neue  Geschichte  und  Geographie,  vergleichende  Geschichte  der  klassischen 
und  neulateinischen  Sprachen,  theoretische  Philosophie,  Ethik,  Geschichte 
der  Philosophie  und  Pädagogik;  in  der  mathematisch-naturwissenschaft- 
lichen Fakultät:  Experimentalphysik  und  Mathematik,  Algebra,  Infini- 
tesimalrechnung, analytische  Geometrie,  entwerfende  und  beschreibende 
Geometrie,  Geodäsie,  Geologie,  Mechanik,  Chemie,  Mineralogie,  Botanik, 
Zoologie,  vergleichende  Anatomie  und  Physiologie,  Astronomie,  Orna- 
mentzeichnen und  elementare  Architektur.  Neben  den  obligatorischen 
Hauptfächern  werden  in  jeder  Fakultät  noch  corsi  liberi  e  compliraentari 
gehalten.  Um  sich  zu  den  Prüfungen  melden  zu  können,  ist  die  Er- 
werbung eines  Fleifszeugnisses  am  Schlüsse  eines  jeden  Studienjahres 
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notig.  Die  üniversitätsprofessoren  sind  ordentliche,  welche  der  König, 
und  aufserordentliche,  welche  der  Minister  ernennt.  Vor  ihrer  Ein- 
fthrung  haben  sie  sieh  einem  Konkurse  zu  unterwerfen,  entweder  in 
einer  öffentlichen  Prüfung  oder  durch  Einreichung  gedruckter  Werke. 
Die  aufserordentlichen  Professoren  erhalten  einen  Lehrauftrag  nur  fQr 
einen  bestimmten  Kursus,  der  in  der  Folge  wieder  erneuert  werden 
mufs;  ihre  Zahl  darf  die  der  ordentlichen  innerhalb  einer  Fakultät 
nicht  überschreiten.  Der  Unterricht  der  Professoren  zerfilllt  in  Vor- 
lesungen und  Seminarübungen  (Konferenzen),  von  denen  die  ersteren 
sämtlich  öffentlich  sind.  Die  Themen,  die  er  nach  und  nach  hierin 
entfalten  will,  mufs  jeder  Professor  in  ein  vom  Ministerium  ihm  eigens 
zugestelltes  Annuarium  der  Reibe  nach  eintragen.  Die  liberi  docenti, 
welche  neben  den  Professoren  Vorlesungen  halten,  haben  den  Studenten 
gegenüber  dieselben  Rechte  wie  die  Staatslehrer.  Jede  Fakultät  hat 
einen  Präsidenten,  unter  dessen  Vorsitz  sie  sich  zur  Feststellung  des 
Lektionsverzeichnisses  und  zum  Vorschlage  von  Veränderungen  und 
Reformen  versammelt.  Die  Disciplin  übt  der  Rektor  aus,  der  die  Ver- 
waltung und  Leitung  der  Universität  versieht,  den  jährlichen  Bericht 
an  das  Ministerium  einreicht  und  Diplome  im  Namen  des  Königs 
verleiht.    Seine  Wahl  vollziehen  die  Fakultäten  CE  27.  Mai  1896. 

7.  Oesterreich.  AO 29. Sept.  1850.  CE  1. Okt.  1850.  Allgemeine 
Anordnungen  über  die  Fakultätsstndien  der  Universitäten  Wien, 
Prag,  Lemberg,  Krakau,  Olmütz,  Graz  und  Innsbruck. 

I.  §  1.  Die  Hörer  der  Fakalt&tsvorlesungen  an  den  UniTersitäten  sind  ent- 
weder  immatrikulierte  (ordentliche)  oder  nicht  immatrikulierte  (auCserordentliche). 

§  2.  Die  Aufnahme  der  Studierenden  in  die  Zahl  der  akademischen  Bürger 
geschieht  durch  die  Immatrikulation.  Diese  wird  im  Namen  des  Rektors  durch  den 
Dekan  des  Professorenkollegiums  deijenigen  Fakultät  vorgenommen,  in  welche  der 
Studiemde  eintreten  will. 

§  3.  Der  zu  Immatrikulierende  wird  zun&chst  in  die  (Jniversitätsmatrikei  ein- 
getragen, und  aus  dieser  geschieht  sodann  die  Übertragung  in  das  Album  der  üni- 
yersität,  worüber  ein  Matrikelschein  ausgestellt  und  eine  Matrikeltaxe  entrichtet 
wird.  Nur  immatrikulierte  Studierende  können  zu  den  strengen  Prüfungen  und 
solchen  Staatsprüfungen  gelangen,  welche  ein  Fakultätsstudium  voraussetzen. 

§  4.  Jeder  Studierende  kann  zu  derselben  Zeit  nur  bei  einer  Fakultät  imma- 
trikuliert  sein.    Es  steht  ihm  jedoch  frei,  auch  in  jeder  anderen  Kollegien  zu  hören. 

§  5.  Jeder  Studierende,  welcher  nach  erlangter  Universitätsreife  aus  dem  Vor- 
bereitungsstudium oder  von  einer  anderen  Universität  oder  gleichgewerteten  Lehr- 
anstalt neu  ein-  oder  von  einer  Fakultät  zur  anderen  übertritt,  ist  verpflichtet  sich 
immatrikulieren  zu  lassen. 

§  6.  Die  geschehene  Immatrikulation  behält  ihre  Wirksamkeit,  bis  der  Studierende 
die  Universität  verläfst  oder  zu  einer  anderen  Fakultät  übertritt  oder  seine  Studien 
auf  länger  als  ein  Semester  unterbricht. 

§  7.  Jeder  zur  Immatrikulation  nach  §  5  Verpflichtete  hat  sich  drei  Tage  vor 
Beginn  oder  innerhalb  der  ersten  vierzehn  Tage  des  Semesters  persönlich  an  den 
betrefifenden  Dekan  zu  wenden  und  ihm  die  Belege  seiner  Universitätsreife  und  sein  voll- 
ständiges eigenhändig  geschriebenes  und  unterschriebenes  Nationale  in  duplo  vorzulegen. 
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§  8.  Die  Rubriken  des  za  überreichenden  Nationales  sind:  I.  Vor-  und  Zu- 
nahme, Geburtsort,  Alter  und  Religion,  Wohnung,  Name,  Stand  und  Wohnung  seines 
Vaters  oder  Vormunds,  Bezeichnung  der  Lehranstalt,  von  welcher  der  Obertritt  an 
die  Universität  erfolgt,  Benennung  des  etwaigen  Stipendiums  oder  der  Stiftung,  die 
der  Studierende  geniefst,  Angabe  des  j&hrlich  damit  verbundenen  Geldbetrages  und 
Datums  der  Verleihung  mit  Angabe  der  verleihenden  Instanz,  Anffihrung  der  Grund- 
lage, auf  welcher  er  die  Immatrilculation  der  Inskription  ansprechen  zu  können  glaubt, 
z.  B.  Maturitätszeugnis ,  II.  Anführung  der  Vorlesungen,  welche  er  in  dem  beginnen- 
den Semester  hören  will,  mit  namentlicher  Angabe  der  Docenten. 

§  9.  Als  hinreichende  Belege  der  Universit&tsreife  werden  angesehen  a.  Zeug- 
nisse über  die  ensprechend  bestandene  Maturitätsprüfung,  b.  Universitätszeugnisse 
über  den  Abgang  von  einer  Universität,  c.  Zeugnisse  über  sonstige  genügende  Vor- 
bildung. 

§  10.  In  zweifelhaften  Fällen  hat  das  betreffende  Frofessorenkollegium  zu 
entscheiden,  ob  der  Studirende  ohne  weiteres  zu  immatrikulieren  oder  abzuweisen 
oder  anzuhalten  sei,  sich  vorher  nach  M£  3.  Juni  1850  einer  Maturitätsprüfung  an 
der  philosophischen  Fakultät  zu  unterziehen. 

§  11.  Angehörige  fremder  Staaten  können  immatrikuliert  werden,  wenn  sie 
nach  dem  Urteil  des  Dekans  im  allgemeinen  denjenigen  Grad  von  Vorbildung  be- 
sitzen, welcher  von  Inländern  gefordert  wird,  oder,  falls  sie  von  einer  auswärtigen 
Universität  kommen,  ein  genügendes  Universitätszeugnis  vorweisen. 

§  12.  Gegen  ein  Erkenntnis  der  Professorenkollegien  über  den  Mangel  der 
Universitätsreife  findet  kein  Rekurs  statt. 

§  13.  Steht  der  Immatrikulation  kein  Hindernis  im  Wege,  so  erhält  der  Studie- 
rende einen  Interimsaufnahmeschein  und  wendet  sich  zur  Bezahlung  der  Matrikel« 
taze  und  wegen  Inskription  zu  den  Vorlesungen  an  die  Quästur. 

§  16.  Dekane  und  Quästoren  haben  darauf  zu  sehen,  dafs  Studierende  nicht 
gegen  den  Inhalt  rechtskräftiger  Erkenntnisse,  durch  welche  sie  von  jeder  oder 
einer  bestimmten  österreichischen  Universität  ausgeschlossen  worden  sind,  immatri- 
kuliert oder  inskribiert  werden.  Dasselbe  gilt  auch  von  gänzlich  oder  auf  bestimmte 
Zeit  relegierten  Studierenden  auswärtiger  Universitäten ,  mit  deren  Regierungen  ein 
Übereinkommen  dieserhalb  besteht.  Eine  gegen  solche  Erkenntnisse  erschlichene 
Immatrikulation  oder  Inskription  ist  in  jeder  Beziehung  ungültig. 

IL  §  21.  Die  Einschreibung  in  die  Vorlesungen  findet  für  jedes  Semester  he- 
sonders  statt.  Die  Grundlage  derselben  bildet  für  die  immatrikulierten  Hörer  das 
Meldungsbuch. 

§  22.  Dasselbe  soll  für  die  ganze  Universitätszelt  zur  Anmeldung  der  Vor- 
lesungen, zur  Bestätigung  über  die  gehörten  Kollegien  und  das  gezahlte  Honorar 
sowie  zur  Grundlage  des  späteren  Universitätszeugnisses  dienen. 

§  23.  Es  enthält  aufser  den  Bemerkungen  der  Quästur  die  nähere  Bezeich- 
nung des  Semesters,  der  Universität  und  Fakultät,  Gegenstand,  Lehrer  und  Zahl  der 
Wochenstunden  angemeldeter  Vorlesungen  und  Bestätigung  des  Lehrers  über  per- 
sönliche Meldung  und  Besuch. 

§  28.  Die  Numerierung  der  Plätze  in  den  Hörsälen  ist  dazu  bestimmt,  dem 
Studierenden,  welcher  einen  bestimmten  Platz  zugewiesen  erhielt,  ein  Recht  auf 
denselben  einzuräumen. 

§  30.  Wohnungswechsel  haben  die  Studierenden  binnen  drei  Tagen  der  Quä- 
stur anzuzeigen. 

III.  §  33.  Als  aufserordentlicher  Hörer  kann  eingeschrieben  werden  (ohne 
einer  Fakultät  immatrikuliert  zu  sein),  wer  das  16.  Lebensjahr  überschritten  hat 
und  einen  Grad  geistiger  Bildung  besitzt ,  der  den  Besuch  von  Vorlesungen  für  ihn 
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wünschenswert  und  nutzbar  erscheinen  lAfst.  Zweifel  über  die  Aufnahme  solcher 
Hörer  sind  vom  Professorenkollegium  endgültig  zu  entscheiden. 

§  34.  AuGserordentliche  Hörer  erhalten  einen  Meldungsbogen,  der  ähnlich  den 
-Büchern  auszufüllen  ist. 

§  36  und  37.  Aufserordentliche  Hörer,  zu  denen  besonders  die  Pharmaceuten 
gehören,  sind  ebenso  wie  die  immatrikulierten  zur  Beobachtung  der  akademischen 
Gesetze  und  Ordnungen  verpflichtet. 

lY.  38.  Zur  Evidenzhaltung  sämtlicher  Hörer  hat  die  Quästur  in  jedem 
Semester  neu  anzulegen :  einen  Hauptkatalog  der  immatrikulierten  Studierenden 
für  jede  Fakultät,  einen  für  alle  aufserordentlichen  Hörer  der  Universität 
und  einen  besonderen  für  die  Pharmaceuten. 

§  39  und  40.  Diese  Kataloge  enthalten  genaue  Angaben  über  jeden  Stu- 
dierenden. 

$41.    Abschriften  desselben  erhält  jeder  Dekan  für  seine  Fakultät. 

§  42.  Sechs  Wochen  vor  Ablauf  des  Semesters  hat  die  Quästur  jedem  Docenten 
einen  Katalog  der  für  jedes  seiner  Kollegien  eingeschriebenen  Hörer  mit  Angaben 
über  etwaigen  Honorarerlafs  einzureichen. 

§  43.  Ersieht  ein  Dekan  aus  diesen  Katalogen,  dafs  ein  immatrikulierter 
Studierender  seiner  Fakultät  in  kein  Kolleg  eingeschrieben  ist,  so  hat  er  denselben 
nach  vorausgegangener  Einvernehmung  von  der  Universität  wegznweisen.  Hört  ein 
Studierender  in  seiner  Fakultät  kein  Kolleg,  oder  ergiebt  sich  aus  der  Richtung 
seiner  Studien,  dafs  er  einer  anderen  angehört,  so  ist  er  dieser  anderen  zuzuweisen. 

V.  §  44.  Den  Studierenden  steht  es  im  allgemeinen  frei  zu  wählen,  welche 
Vorlesungen  und  bei  welchem  Lehrer  sie  hören  wollen. 

§  45.  Um  den  in  eine  Fakultät  neu  Eintretenden  einen  Dberblick  über  das 
Gesamtgebiet  derselben  und  die  Einsicht  in  die  zweckmäßigste  Anordnung  und  Aus- 
wahl der  zu  hörenden  Vorträge  zu  verschaffen,  haben  die  Lehrkörper  dafür  zu  sorgen, 
dafs  von  Zeit  zu  Zeit  ^kurze  encyklopädische  und  hodegetische  Vorträge  als  all- 
gemeine Einleitung  in  das  Fakultätsstudium  gehalten  werden.  Auch  haben  Dekane 
und  Lehrer  die  Pflicht,  den  in  dieser  Hinsicht  Belehrung  wünschenden  Studierenden 
mit  ihrem  Kate  beizustehen. 

§  46.  Es  ist  den  österreichischen  Staatsangehörigen,  welche  die  gesetzlichen 
Eigenschaften  besitzen,  um  an  einer  österreichischen  Universität  immatrikuliert  zu 
werden,  gestattet,  solche  nicbtösterreichische  Universitäten,  an  welchen  Lehr-  und 
Lemfreiheit  besteht,  zu  besuchen,  und  es  soll  ihnen  die  an  denselben  zugebrachte 
und  bescheinigte  Studienzeit  ebenso  angerechnet  werden,  als  wäre  sie  an  einer  in- 
ländischen absolviert.  Ebenso  können  Angehörige  anderer  Staaten  an  österreichi- 
schen Universitäten  immatrikuliert  werden. 

§  47.  Um  zu  Prüfungen  wegen  Erlangung  des  Doktorgrades  einer  österreichi- 
schen Universität  oder  zu  einer  Fakultätsstudien  voraussetzenden  Staatsprüfung  zu- 
gelassen zu  werden,  ist  die  Nachweisung  eines  Universitätsbesuches  von  einer  be- 
stimmten Dauer  notwendig,  und  zwar  für  das  philosophische  Doktorat  von  drei, 
das  medizinische  von  fünf  Jahren,  für  das  juristische  Doktorat  und  die  Staats» 
Prüfungen,  welche  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Studien  voraussetzen,  im  all- 
gemeinen von  vier  Jahren  (vergl.  Gesetz  von  29.  Juli  1850).  Von  den  für  das  medi- 
zinische Doktorat  geforderten  fünf  Universitätsjahren  müssen  wenigstens  vier  an  der 
medizinischen  Fakultät  zugebracht  und  zwei  Jahre  zum  Besuch  der  Kliniken  ver- 
wendet worden  sein.  Ein  Jahr  der  geforderten  Universitätszeit  kann  der  Kandidat 
des  medizinischen  und  juristischen  Doktorats  sowie  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfung  auch  an  der  philosophischen  Fakultät  zugebracht  haben. 

§  4S.    Von  den  vorgenannten  Universitätsjahren  mufs  ein  Teil  an  einer  öster- 
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reicbischen  UniverBit&t  zugebracht  sein,  und  zwar  fdr  das  philosopbische  Doktorat 
wenigstens  ein  Jahr,  fOr  die  abrigen  zwei  Jabre. 

§  49.  Damit  einem  Studierenden  ein  Semester  in  seine  gesetzliche  üniversi- 
t&tszeit  eingerechnet  werden  könne,  wird  in  der  Regel  der  bescheinigte  Besuch  von 
80  vielen  Kollegien  gefordert,  dafs  darch  dieselben  (angerechnet  die  Unterrichts- 
stnnden  der  Lehrer  im  engeren  Sinne)  wöchentlich  wenigstens  zehn  Stunden  ausge- 
füllt werden.  Eine  Ausnahme  ist  nur  bei  denen  zu  machen,  welche  sich  einem 
einzelnen  Lehrgegenstande  Torzugsweise  widmen  und  in  demselben  intensivere  Sta- 
dien treiben. 

YL  §  52.  Die  Studierenden  sind  zu  einem  regelm&Csigen  Besuche  der  von 
ihnen  angemeldeten  Vorlesungen  verpflichtet.  Er  ist  die  Bedingung  der  Einrech- 
nung  eines  Semesters  in  ihre  gesetzliche  üniversit&ts-  oder  Fakult&tszeit 

§  53.  In  der  Mitte  jedes  Semesters  versammelt  der  Dekan  des  Lehrerkolle- 
giums sämtliche  Professoren  und  Privatdocenten  zu  einer  Besprechung  über  den 
Besuch  der  immatrikulierten  Studierenden,  bei  welcher  sie  ihre  hierüber  gemachten 
Erfahrungen  gegenseitig  austauschen.  Ergiebt  sich  hierbei,  dafs  einzelne  Studie- 
rende nachlässig  frequentieren,  so  ist  es  Pflicht  des  Dekans,  diese  vorzuladen,  sie 
darüber  zu  hören  und  Ermahnungen  oder  Rügen  auszusprechen  oder  die  Sache  vor 
das  Professorenkollegium  zu  bringen.  Wegen  beharrlichen  UnfleiCses  kann  ein  Stu- 
dierender zu  jeder  Zeit  von  der  Universität  weggewiesen  werden. 

§  54.  Die  Docenten  sind  verpflichtet,  bei  dieser  Gelegenheit  sowie  bei  Be- 
stätigung des  Besuches  überhaupt  ge?rissenhaft  in  Anschlag  zu  bringen,  was  ihnen 
über  den  KoUegienfleifs  der  Studierenden  im  Laufe  des  Semesters  bekannt  geworden  ist. 

§  55.  Kurz  vor  Schlufs  des  Semesters  versammelt  der  Dekan  abermals  die 
Docenten  seiner  Fakultät  zur  Beratung,  ob  einem  Studierenden  die  Besuchszeug- 
nisse  zu  versagen  seien  oder  das  abgelaufene  Semester  einem  immatrikulierten  Hörer 
in  seine  Fakultätszeit  eingerechnet  werden  könne,  was  in  den  Katalogen  zu  ver- 
merken ist.  Hat  der  Studierende  nur  über  ein  einziges  Kolleg  ein  Besuchszengnfs 
zu  bekommen,  so  hat  der  Dekan  ihn  vorzurufen  und  die  Art  seiner  Studien  zu 
untersuchen,  wonach  das  Professorenkollegium  darüber  entscheidet,  ob  das  Semester 
in  die  gesetzliche  Fakultätszeit  einzurechnen  sei  oder  nicht.  Der  Dekan  hat  die 
Pflicht,  nötigenfalls  über  KoUegienbesnch  sich  auch  mit  den  Dekanen  anderer  Fakul- 
täten, in  welchen  der  Studierende  Vorlesungen  hört,  ins  Einvernehmen  zu  setzen« 

§  56.  Um  die  Bestätigung  des  Besuches  hat  sich  der  Studierende  innerhalb 
der  letzten  drei  Wochen  des  Semesters  persönlich  bei  den  betreffenden  Docenten 
und  bei  dem  Dekane  zu  melden,  nachdem  er  vorher  seiner  Honorarpflicht  genügt 
oder  über  seine  Honorarbefreiung  für  alle  von  ihm  angemeldeten  Kollegien  die  Be- 
stätigung der  Quästur  erbalten  hat. 

§  60.  Meldet  sich  ein  Studierender  bis  zum  Schlüsse  des  Semesters  um  ein 
Besuchszeugnis  nicht,  so  wird  angenommen,  daCs  er  die  Universität  ipi  Laufe  des 
Semesters  verlassen  habe.  Das  letztere  wird  ihm  in  sein  Fakultätsstudinm  nicht 
eingerechnet,  ausgenommen,  wenn  bei  einer  nachträglichen  Meldung  um  das  Besuchs- 
zeugnis der  Studierende  hiolängliche,  seine  Verspätung  rechtfertigende  Gründe  nach- 
weist und  wenigstens  ein  Docent  positiv  aus  eigenem  bestimmten  Wissen  bestätigt, 
dafo  der  Bittsteller  seine  Vorlesungen  fleifsig  besucht  habe.  Wird  ihm  wegen  nicht 
rechtzeitig  oder  persönlich  geschehener  Meldung  von  einem  oder  mehreren  Docenten 
die  Bestätigung  seines  Besuches  verweigert,  so  kann  er  sich  an  das  Professoren- 
kollegium wenden,  welches  das  Recht  hat,  auCserordentliche  und  nachgewiesene 
Billigkeitsrücksichten,  insbesondere  bei  notorisch  sonst  ausgezeichneten  Studierenden 
in  Anschlag  zu  bringen.  Gegen  die  Entscheidung  des  Professorenkollegiums  findet 
ein  Rekurs  nicht  statt 
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§  61.  Keinem  Studierenden  darf  von  irgend  einem  Docenten  der  Besuch  eines 
Kollegs  bestätigt  werden,  bevor  er  in  dem  Meldungsbuch  oder  -Bogen  die  Bestä- 
tigung des  Qu&stors  über  die  Bezahlung  des  Kollegiengeldes  für  sämtliche  von  dem 
Studierenden  angemeldeten  Vorlesungen  oder  über  die  gänzliche  Befreiung  von  der 
Entrichtung  des  Honorars  eingesehen  hat. 

§  62.  Die  in  jedem  Meldungsbuch  oder  -Bogen  enthaltenen  Bestätigungen  über 
den  Besuch  der  Kollegien  unterliegen  zusammen  pro  Semester  einem  Stempelbetrage 
von  6  Kr. 

YII.  §  64.  Das  Studieqjahr  zerfällt  in  das  Wintersemester  (vom  1.  Oktober 
bis  Donnerstag  vor  Palmsonntag)  und  Sonmiersemester  (von  Donnerstag  nach  Ostern 
bis  31.  Juli). 

§  65.  Hinsichtlich  der  Feiertage  gelten  die  bestehenden  Vorschriften  oder  die 
an  jeder  Universität  beobachtete  Obung. 

VIII.  §  67.  Verläfst  ein  immatrikulierter  Studierender  die  Universität,  so  ist 
er  verpflichtet,  ein  Universitätszeugnis  zu  verlangen.  Ohne  ein  solches  Abgangs- 
zeugnis darf  er  weder  an  einer  anderen  Universität  definitiv  aufgenommen,  noch  zu 
den  Doktorats-  oder  letzten  Staatsprüfungen  zugelassen  werden.  Zur  Abmeldung 
bat  er  dem  Dekan  seine  früheren  Zeugnisse  und  sein  Meldungsbuch  vorzulegen 
(vergl.  M£  10.  März  1850). 

§  67.  Für  Ausfertigung  des  Abgangszeugnisses  ist  ein  Gulden  zu  entrichten 
(aufser  dem  gesetzlichen  Stempel). 

IX.  §  69.  Hat  ein  Studierender  ein  Gesuch  oder  eine  Beschwerde  anzubringen,  so 
mufs  er  sich,  soweit  nicht  eine  schriftliche  Eingabe  ausdrücklich  durch  das  Gesetz 
gefordert  wird,  zuerst  mündlich  an  den  betreffenden  Dekan  wenden.  Dieser  be- 
scheidet ihn  mündlich  oder  weist  ihn  an ,  eine  schriftliche  Eingabe  an  das  Profes- 
sorenkollegium zu  richten. 

§  70.  Fühlt  sich  der  Studierende  durch  den  erhaltenen  mündlichen  oder 
schriftlichen  Bescheid  des  Dekans  oder  Kollegiums  nicht  zufriedengestellt,  so  steht 
es  ihm  frei,  soweit  das  Gesetz  nicht  einen  solchen  ausdrücklich  abgeschnitten  hat, 
den  Rekurs  an  den  akademischen  Senat  zu  ergreifen,  an  welchen  er  auch  sein 
Gesuch  in  dem  Falle  zu  richten  hat,  dafs  die  erste  Instanz  demselben  vorbehalten 
ist.  Immer  aber  ist  ein  solcher  Rekurs  an  den  Senat  oder,  soweit  zulässig,  an  das 
Unterrichtsministerium  bei  dem  betreffenden  Professorenkollegium  einzureichen  und 
von  diesem  berichtend  weiter  zu  befördern. 

§  71.  Der  Studierende  hat  in  der  Regel  keine  Zustellung  von  selten  der  Uni- 
versitätskanzlei zu  erwarten,  sondern  den  Bescheid  selbst  oder  durch  einen  legiti- 
mierten Stellvertreter  von  dort  abzuholen.  Nur  in  besonders  dringenden  oder 
wichtigen  Fällen  kann  der  Dekan  oder  Rektor  eine  Zustellung  direkt  an  den  Stu- 
dierenden anordnen. 

§  72.  Die  Studierenden  haben  von  den  Anschlägen  am  Schwarzen  Brett 
Kenntnis  zu  nehmen  und  alles,  was  von  akademischen  Behörden  oder  dem  Rektor 
dort  angeschlagen  worden,  als  gehörig  kundgemacht  und  für  die  Betreffenden  ver- 
pflichtend anzusehen. 

CE  16.  Sept.  1851  zur  näheren  Bestimmung  über  die  PakultätB- 
Studien  der  (katholischen)  Theologen. 

Die  Meldungsbücher  bezw.  -Bogen  der  theologischen  Studierenden 
müssen  eine  Rubrik  für  die  Einzeichnung  der  Fortgangsklasse  enthalten. 
Bei  Beginn  eines  jeden  Semesters  haben  die  Theologen,  deren  gröfsere 
Zahl  von  Honorarzahlungen  befreit  ist,  die  zu  hörenden  Kollegien  bei 
dem  Dekan  anzumelden.    Dieser  übergiebt  dem   Quästor   ein   Ver- 
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zeiehnis  der  honorarpfliohtigen  Hörer  seiner  Fakultät.  Alle  hierin  nicht 
Enthaltenen  sind  als  gänzlich  befreit  anzusehen.  Die  Nationalien  Air 
den  Hauptkatalog  hat  gleichfalls  der  Dekan  zu  sammeln  und  dem 
Quästor  einzureichen.  Für  die  nicht  immatrikulierten  Theologen,  d.  h. 
die  als  aufserordentliche  Hörer  zu  behandelnden  Alumnen  und  Ordens- 
kleriker, ist  ein  besonderer  Katalog  anzulegen.  Die  Kandidaten  des 
geistlichen  Standes  sind  verpflichtet,  8  Semester  die  theologischen  Vor- 
träge zu  hören.  Die  Wahl  anderer  Vorlesungen,  welche  sie  daneben 
in  der  theologischen  oder  einer  anderen  Fakultät  hören  wollen,  steht 
ihnen  frei;  jedoch  haben  sie  hierzu  die  Gutheifsung  desjenigen,  welcher 
von  ihrem  Bischof  oder  Ordensvorstand  mit  der  Leitung  ihrer  Studien 
betraut  ist,  einzuholen  und  sich  hierüber  bei  der  Anmeldung  der  Kollegien 
mit  seinem  Vidi  auszuweisen.  Die  theologischen  Professoren  haben  darüber 
zu  wachen,  dafs  die  Kollegien  von  den  eingeschriebenen  Studierenden 
regelmäij9ig  besucht  werden.  Wegen  beobachteter  Vernachlässigung 
haben  sie  sich  mit  dem  Studienleiter  ins  Einvernehmen  zu  setzen.  Ebenso 
ist  von  der  etwaigen  Wegweisnng  eines  solchen  Theologen  von  der 
Universität  der  betreffende  geistliche  Vorsteher  zu  verständigen.  Theo- 
logen, welche  die  Universität  verlassen,  sind  auf  Verlangen  Universi- 
täts-  oder  Abgangszeugnisse  auszufertigen.  In  diesen  ist  die  bei  Annual- 
oder  Semestralprüfnngen  erhaltene  Klassifikation  ersichtlich  zu  machen 
(vgl.  ME  4.  Nov.  1863). 

Solche,  die  an  einer  gesetzmäfsig  organisierten  Diözesan-  oder 
Klosterlehranstalt  die  Theologie  absolviert  haben,  können  an  einer 
Universität  nach  vorläufiger  Immatrikulation  zu  den  strengen  Prüfungen 
und  zur  Erlangung  der  theologischen  Doktorwürde  zugelassen  werden, 
wenn  sie  in  das  theologische  Studium  nachweislich  auf  Grund  eines 
Maturitätszeugnisses  aufgenommen  sind. 

Es  ist  nicht  nur  gestattet,  sondern  auch  sehr  wünschenswert,  dals 
die  Vorträge  an  theologischen  Fakultäten  auch  von  anderen  Studierenden 
besucht  werden.  Auf  diese  finden  dann  die  Bestimmungen  vom  l.Okt.  1850 
volle  Anwendung. 

MV  29.  März  1858  (vgl.  AO  8.  März  1858)  über  die  Regelung  der 
theologischen  Studien. 

Den  Bischöfen  steht  es  frei,  den  Unterricht  ihrer  Seminarzöglinge 
nach  Richtschnur  des  Kirchengesetzes  mit  voller  Freiheit  zu  leiten; 
jedoch  sind  sie  zu  folgenden  Bestimmungen  übereingekommen« 

In  die  theologischen  Studien  sind  nur  solche  aufzunehmen,  welche 
das  Unter-  und  Obergymnasium  mit  hinreichendem  Erfolge  absolviert 
haben.  Die  Theologie  zerfällt  in  4  Jahrgänge  (vergl.  ME  12.  Juli  1864) 
und  ist  von  4 — 6  Professoren  vorzutragen.  An  allen  theologischen 
Lehranstalten  müssen  Dogmatik,  Moral-  und  Pastoraltheologie,  Kirchen- 
gesohichte,  Kirchenrecht,  die  h.  Schrift  a.  und  n.  B.  und  hebräische 
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Sprache  vorgetragen  werden;  doch  kann  der  Bischof  die  Zöglinge  von 
Erlernung  der  hebräischen  Sprache,  soweit  es  ihm  zweckmäfsig  erscheint, 
dispensieren.  Soweit  es  die  Verhältnisse  gestatten,  sollen  vorzüglich 
tlher  Patristik,  doch  auch  über  andere  den  Dienern  der  Kirche  nützliche 
Gegenstände  aufserordentliche  Vorlesungen  gehalten  werden. 

Die  Lehrgegenstände  des  theologischen  Seminarunterrichts  umfassen 
I.  Jahrgang:  Allgemeine  Dogmatik,  Einleitung  in  die  h.  Schrift,  Er- 
klärung des  A.  T.  aus  der  Vulgata,  Hebräische  Sprache;  IL  Jahrgang: 
Specielle  Dogmatik,  Erklärung  des  N.  T.  aus  der  Vulgata  mit  fort« 
laufender  Rücksicht  auf  die  Begründung  der  Glaubenslehre;  Erklärung 
des  Urtextes;  III.  Jahrgang:  Kirchengeschichte  mit  vorherrschender 
Büeksicht  auf  Dogmen-  und  Verfassungsgeschichte,  Moraltheologie  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Beichtvaters;  IV.  Jahr- 
gang: Pastoraltheologie  im  engeren  Sinne,  Liturgik,  geistliche  Beredt- 
samkeit,  Katechetik,  Unterrichtslehre,  Kirchenrecht. 

Das  Latein  ist  die  ordentliche  Sprache  der  theologischen  Lehrvor- 
träge. Eine  Ausnahme  soll  nur  f&r  einzelne  Lehrfächer  und  aus  wichtigen 
Gründen  gemacht  werden. 

Als  Professoren  der  Theologie  sollen  nur  solche  angestellt  werden, 
welche  ihre  Befähigung  durch  eine  schriftliche  Prüfung  und  einen 
mündlichen  Probevortrag  ausgewiesen  haben,  doch  kann  bei  Männern, 
welche  ihre  Fähigkeit  durch  Leistungen  als  Lehrer  oder  Schriftsteller 
bereits  hinreichend  bewährt  haben,  eine  Ausnahme  gemacht  werden. 
Der  Bischof  trägt  Sorge,  dafs  die  schriftliche  Prüfung  der  Bewerber 
unter  einer  strengen  Aufsicht  gehalten  werde.  Über  das  Ergebnis 
wird  er  nebst  dem  Gutachten  der  Professoren  der  Diözesananstalt 
auch  das  einer  anderen  theologischen  Lehranstalt  einholen.  Die 
Beurteilung  des  Probevortrages  ist  von  einem  Ordinariatskommissar 
und  den  Professoren  der  Theologie  vorzunehmen.  Nach  Beurteilung 
der  Pi-tifungsleistungen  wählt  der  Bischof  aus  den  Bewerbern  jenen, 
welcher  am  meisten  Bürgschaft  ftir  eine  heilbringende  Wirksamkeit 
darbietet,  und  versichert  sich  durch  eine  an  den  Statthalter  gerichtete 
Anfrage,  dafs  dem  Erwählten  kein  politisches  Bedenken  im  Wege  steht, 
worauf  er  ihm  das  Lehramt  verleiht.  Dasselbe  Verfahren  ist  zu  be- 
obachten, wenn  der  Bisehof  einen  durch  seine  Leistungen  als  Schrift- 
steller oder  Lehrer  ausgezeichneten  Mann  ohne  vorherige  Konkurs- 
prüfung als  Professor  bezeichnet. 

An  den  Theologischen  Fakultäten  ist  bei  Anstellung  der 
von  Sr.  Majestät  zu  ernennenden  Professoren  in  nachstehender  Weise 
zu  verfahren.  Wird  an  einer  theologischen  Fakultät  die  Stelle  eines 
Professors  erledigt,  dessen  Lehrthätigkeit  zum  planmäfsigen  Unterricht 
notwendig  ist,  und  wünscht  der  Bischof  ftir  diese  einen  Mann,  welcher 
seine  Befähigung  bereits  durch  Leistungen  im  Lehrfache  oder  als  Schrift- 
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steller  hinreichend  bewährt  hat,  so  bleibt  es  ihm  nnbenommen,  sich 
nach  Anhörung  des  theologischen  Lehrkörpers  mit  dem  Unterrichts- 
ministerium ins  Einvernehmen  zu  setzen.  Wünscht  der  Bischof  keine 
besondere  Berufung,  oder  ist  über  diese  kein  Einvernehmen  herzu- 
stellen, so  ist  vom  Unterrichtsministerium  durch  die  öffentlichen  Blätter 
eine  Bewerbung  auszuschreiben.  Die  zur  schriftlichen  Prüfung  erfor- 
derlichen Fragen  bestimmt  der  Bischof  und  übergiebt  sie  dem  ge- 
nannten Ministerium,  welches  dem  Bewerber  gestatten  kann,  sich  der 
Eonkursprüfung  an  einer  in  der  Ausschreibung  nicht  genannten  theo- 
logischen Lehranstalt  zu  unterziehen.  Dem  Probevortrag  wohnt  ein 
bischöflicher  Kommissar  bei.  Unter  Mitteilung  sämtlicher  Gesuche,  der 
Prüfungsarbeiten  und  der  Beurteilung  des  Probevortrags  wird  sich  das 
Unterrichtsministerium  mit  dem  betreffenden  Bischof  ins  Einvernehmen 
setzen,  damit  dessen  Wünsche  berücksichtigt  werden  können.  In  letzter 
Beziehung  mü&te  eine  Ausnahme  gemacht  werden,  wenn  dem  vom 
Bischof  vorzugsweise  gewünschten  Manne  ein  politisches  Bedenken 
im  Wege  stünde. 

Alle  theologischen  Fakultätsprofessoren  sollen  in  der  Regel  Dok- 
toren der  Theologie  sein.  Ihre  Anstellung  wird  drei  Jahre  lang  als 
provisorisch  betrachtet,  wenn  sie  nicht  gleich  bei  der  Ernennung  fbr 
definitiv  erklärt  wird. 

Dem  Bischof  der  Diözese,  in  welcher  sich  die  Lehranstalt  befindet, 
steht  es  zu,  von  sämtlichen  Professoren  und  Lehrern  der  Theologie  die 
Gewährleistung  kirchlicher  Gesinnung  zu  fordern,  ihren  Wandel,  ihre 
Lehre  und  gesamte  Amtsthätigkeit  fortwährend  zu  überwachen  und, 
wenn  sie  in  einer  dieser  Beziehungen  sich  ihres  Bernfes  unwürdig 
erweisen  sollten,  die  Ermächtigung  zum  Vortrage  der  Theologie  zurück- 
zunehmen. 

CE  2.  Okt.  1855  über  die  Regelung  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Studien  an  Universitäten  und  Rechtsaka- 
demieen. 

Die  Studienzeit  dauert  vier  Jahre  und  beginnt  mit  dem  Winter- 
semester. 

Folgende  Lehrgegenstände  sind  notwendig  und  in  bezeichneter 
Reihenfolge  vorzutragen:  I.  Jahr  Deutsche  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte; Römisches  Recht  samt  Geschichte  desselben  —  durch  das 
ganze  Jahr.  IL  Jahr  (Wintersemester)  Gemeines  deutsches  Privat- 
recht;  (Sommersemester)  Rechtsphilosophie;  Encyklopädie  der  Rechts- 
wissenschaft; daneben  im  11.  Jahre  Kanonisches  Recht.  IIL  Jahr 
Oesterreichisohes  bürgerliches  Recht  —  durch  das  ganze  Jahr;  daneben 
politische  Wissenschaften  und  (im  Wintersemester)  österreichisches 
Strafrecht;  (im  Sommersemester)  Strafprozefs.  IV.  Jahr  Oestereiohi- 
Ächer  Civilprozefs  nebst  dem  Verfahren  aufser  Streitsachen  —  durch 
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das  ganze  Jahr;  daneben  österreiohisches  Handels-  und  Wecbsebecht 
und  politische  Wissenschaften  (Wintersemester);  österreichische  Stati- 
stik (Sommersemester). 

Die  drei  Kollegien  über  Politische  Wissenschaften  haben  zu  um- 
fassen: Nationalökonomie,  Finanzwissensehaft  und  die  Lehre  Aber  jene 
administrativen  Aufgaben,  welche  weder  der  Justiz-  noch  der  Finanz- 
verwaltung  angehören  —  mit  möglichster  Hinweisung  auf  die  öster- 
reiehischen  Verhältnisse,  Einrichtungen  und  Gesetze. 

Nebst  den  bezeichneten  F&chern  sind  in  angemessenen  Zeiträumen 
noch  Vorträge  zu  halten  Aber:  Völkerrecht;  Bergrecht;  Oesterreichisehe 
Verwaltungs-  und  Finanzkunde ;  Praktika  und  Belatoria  aus  dem  öster- 
reichischen Civil-  und  Strafrecht;  Oesterreichisches  Lehenrecht  und  Par- 
tikularrecht; Statistik  der  europäischen  Staaten;  (xerichtliche  Medizin; 
Staatsrechnungswissenschaft. 

Die  Docenten  der  beiden  letztgenannten  Gegenstände  haben,  sofern 
es  Bficksichten  auf  Unterricht  und  Disciplin  erfordern,  den  Sitzungen 
des  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Professorenkollegiums  mit  Sitz 
und  Stimme  beizuwohnen,  sind  aber,  wenn  sie  nicht  Doktoren  der  Rechte 
sind,  nicht  Mitglieder  des  Kollegiums. 

Neben  den  oben  bezeichneten  Vorträgen  sind  die  Studierenden  ver- 
pflichtet, an  der  philosophischen  Fakultät  zu  hören:  binnen  der  drei 
letzten  Semester  wenigstens  ein  Kolleg  über  Philosophie,  und  zwar 
praktische  Philosophie;  im  3.  Semester  österreichische  Geschichte; 
innerhalb  der  ganzen  Studienzeit  noch  ein  geschichtliches  Kolleg.  Über- 
haupt haben  die  Studierenden  sich  nicht  auf  die  ihnen  ausdrücklich 
vorgeschriebenen  Kollegien  zu  beschränken,  sondern  noch  andere  nach 
eigener  Wahl  und  an  beliebiger  Fakultät  zu  besuchen,  und  zwar  in 
solcher  Anzahl,  daÜB  sich  die  Summe  der  Wochenstunden  im  4.  und 
8.  Semester  auf  12,  in  den  übrigen  auf  20  beläuft. 

Die  Studierenden  haben  insgesamt  zu  Ende  oder  nach  Ablauf  des 
4.  Semesters  eine  Prüfung  zu  bestehen  in  folgenden  Gegenständen: 
Römisches  Recht;  Kanonisches  Recht;  Deutsche  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte in  Verbindung  mit  österreichischer  Geschichte.  Wer  diese 
Prüfung  nicht  vor  Beginn  oder  innerhalb  des  5.  Semesters  bestanden 
hat,  dem  sind  die  weiteren  Semester,  in  welchen  er  vor  Ablegung 
der  Prüfung  noch  inskribiert  sein  mag,  nicht  in  das  gesetzliche  Qua- 
driennium  einzurechnen. 

An  den  (in  Ungarn,  Siebenbürgen  und  Kroatien  bestehenden) 
Rechtsakademieen  ist  ein  dreijähriger  Kursus  und  folgender  Stu- 
dienplan einzuhalten:  L  Jahr  (Wintersemester)  Geschichte  des  römi» 
sehen  Rechts  und  Listitutionen ,  österreichisches  Strafrecht,  Oester- 
reichisehe Geschichte,  (Sommersemester)  Kirchenrecht,  Strafprozeis, 
österreichische    Geschichte.     IL    Jahr    (Wintersemester)    Österreich!- 
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BoheB  Civilrecht,  politische  Ökonomie,  (SommersemeBter)  osterreichi- 
Bcbes  Civilrecht,  nngariBches,  siebenbürgisohes  Beoht,  österreichische 
Statistik,  Bergrecht.  III.  Jahr  (Wintersemester)  Civilprozefs,  österreichi- 
sche Verwaltnngsgesetzkunde;  (Sommersemester)  Verfahren  auiser  Streit- 
sachen^  Handels-  und  Wechselrecht,  Finanzgesetzkunde. 

Gesetz  vom  20.  April  1893  über  die  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Studien. 

§  1.  Die  rechts-  and  itaatswiBsensehaftlichen  Stadien  sind,  sofern  durch  die> 
selben  die  Qualifikation  fCür  den  öffentliehen  Dienst  erworben  worden  soll,  an  einer 
rechts-  and  staatswissensehafUichen  Fakult&t  aurUckzalegen.  Hinsichtlich  jener 
Stadierenden,  welche  weder  Anstellang  im  Staatsdienst  noch  die  Erlangung  des 
Doktorgrades  anstreben ,  haben  ausschliefslich  die  Bestimmangen  der  allgemeinen 
Stadienordnang  Geltang. 

§  2.  Die  Stadiendaaer  betrftgt  mindestens  acht  Semester,  von  welchen  minde- 
stens drei  Tor  Ablegang  der  rechtshistorischen  Staatsprfifang  lurUckzulegen  sind. 
Ein  Semester  ist  jedoch  in  diese  Stadiendaaer  nur  dann  einzarechnen,  wenn  die  im 
Yerordnungswege  festgesetzte  Anzahl  der  Vorlesungen  eingehalten  ist  Über  Ein- 
rechnung  etwaiger  anderer  Studiensemester  oder  der  an  ausländischen  üniTersit&ten 
zagebrachten  Stadienzeit  bestimmt  der  Unterrichtsminister. 

§  3.  Die  Zulassung  za  den  theoretischen  Staatsprüfungen  hat  daneben  den 
Besuch  der  Torgeschriebenen  Yorlesongen,  die  Zalassung  zur  jaridischen  and  staats- 
wissenschaftlichen Staatsprüfung  Überdies  den  Nachweis  der  mit  Erfolg  abgelegten 
rechtshistorischen  Staatsprüfung  zur  Yoraassetzang. 

§  4.  Obligat  sind  nachfolgende  Disciplinen:  I.  behufs  Zalassaag  zur  rechts- 
historischen  Staatsprüfung:  Römisches  Recht,  Kirchenrecht,  deutsches  Recht  (Ge- 
schichte der  Rechtsqaellen  und  des  öffentlichen  Rechts,  Geschichte  und  System  des 
PriTatrechts) ,  österreichische  Reichsgeschichte  (Geschichte  der  Staatsbildung  und 
des  öffentlichen  Rechts);  II.  behufs  Zulassung  zur  juridischen  und  staatswissenscbaft- 
liehen  Staatsprüfung:  Oesterreichisches  Privatrecht,  österreichisches  Handels-  und 
Wechselrecht,  österreichisches  civilgerichtliches  Yerfahren,  österreichisches  Straf- 
recht und  Strafprozefs ,  allgemeines  österreichisches  Staatsrecht,  Yerwaltungslehre 
und  österreichisches  Yerwaltangsrecht,  Yolkswirtschaftslehre  und  Yolltswirtschafts- 
politik,  Finanzwissenschaft  mit  besonderer  Rücksicht  auf  österreichische  Finanz- 
gesetzgebnng;  III.  Aurserdem  haben  die  Studierenden  der  Rechte  zu  hören:  1.  vor 
der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  eine  Yorlesung  an  der  philosophischen  Fakult&t 
aus  dem  Gebiete  der  Philosophie,  2.  vor  oder  nach  dieser  Prüfung  noch  eine  Yor- 
lesung an  der  philosophiächen  Fakult&t,  femer  eine  Yorlesung  über  Geschichte  der 
Rechtsphilosophie  und  eine  Yorlesong  Über  allgemeine  vergleichende  und  öster- 
reichische Statistik. 

In  besonders  motivierten  F&llen  kann  der  Unterrichtsminister  von  dem  Besuche 
einzelner  obligater  Yorlesungen  entbinden. 

Specielle  Anordnungen  über  das  medizinische  und  pharma- 
ceu tische  Stadium:  CE  20.  April  1833. 

Über  die  Stellung  der  philosophischen  Studien  im  Universi- 
tätsunterricht  ME  24.  Nov.  1867:  Da  die  philosophische  Fakult&t  nicht 
die  Aufgabe  hat,  eine  bestimmte  Berufsbildung  zu  geben,  ihr  vielmehr 
die  Pflege  der  wissenschaftlichen  Bildung  um  ihrer  selbst  willen  zu- 
fällt, so  liegt  für  den  Kandidaten  der  philosophischen  Doktorwürde  kein 
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Grund  vor,  eine  Beschränkung  seiner  Wablfreiheit  in  betreff  der 
Fakultät,  in  weleber  er  seine  gesetzlicbe  Universitätszeit  (3  Jahre)  zu- 
bringen will,  eintreten  zu  lassen,  um  so  weniger,  als  dem  Immatri- 
kulierten jeder  Fakultät  freisteht,  auch  Vorlesungen  an  der  philosophi- 
soben  Fakultät  zu  besuoben.  Ein  gesetzlicher  Zwang  zum  Besuche  der 
philosophischen  Fakultät  während  eines  gewissen  Zeitraumes  0  Air  die 
Kandidaten  der  philosophischen  Doktorwürde  oder  des  Gynmasiallehr- 
amtes,  dessen  Berechtigung  doch  nur  aus  Rücksichten  ftlr  einen  geregelten 
Bildungsgang  derselben  aufgestellt  werden  könnte,  würde  aber  in  seiner 
Allgemeinheit  dem  beabsichtigten  Zwecke  nicht  entsprechen.  —  Allein 
derlei  Rücksichten  müssen  unter  allen  Verhältnissen  dem  höheren  an 
den  österreichischen  Hochschulen  zum  Prinzip  erhobenen  Grundsatz  der 
Lern-  und  Lehrfreiheit,  soweit  dies  nur  immer  ausführbar  ist,  unter- 
geordnet und  dürfen  nicht  zum  Ausgangspunkte  von  Beschränkungen 
dieses  Prinzipes  genommen  werden.^) 

ME  7.  Okt.  1858:  Studienordnung  der  evangelisch- theolo- 
gischen Fakultät  zu  Wien  (vergl.  Dekret  vom  29.  Dez.  1819  über  die 
Stiftung  und  ME  8.  Okt.  1850  über  die  Organisation). 

Der  Studiengang  erstreckt  sich  auf  3  Jahre  und  umfafst  im 
L  Semester:  Theologische  Enoyklopädie ,  Einleitung  in  das  A.  T., 
hebräische  Sprache,  griechische  Sprache,  Eirchengeschichte  bis  auf 
Karl  d.  Gr.;  IL  Semester:  Biblische  Archäologie,  Einleitung  in  das 
N.  T.,  neutestamentliche  Hermeneutik,  Kirchengeschichte  bis  zur  Refor- 
mation; in.  Semester:  Exegese  des  A.  T.,  Exegese  des  N.  T.,  Kirchen- 
geschichte bis  zur  Gegenwart,  Dogmatik ;  IV.  Semester:  Exegese  des 
A.  und  N.  T.,  christliche  Ethik;  V.  Semester:  Exegese  des  N.  T., 
Kirchenrecht,  Homiletik,  homiletische  Übungen ;  VI.  Semester:  Theo- 
logische Litteraturgeschichte,  Symbolik,  Liturgik,  Katechetik,  Pastoral- 
theologie, homiletische,  kateohetische  und  liturgische  Übungen. 

8.  Rulsland.  Stiftungsurkunde  der  Universität  Dorpat  vom 
30.  Juni  1862  (vollzogen  durch  Gustav  Adolf  im  Feldlager  zu  Nürn- 
berg). Restauriert  1802.  Statuten  vom  12.  Sept.  1803.  Die  theologische 
Fakultät  ist  protestantisch.  Die  philosophische  wurde  1850  geteilt  in 
eine  philosophisch-historische  und  eine  physiko-mathematische  Fakultät. 
Geltende  Statuten  vom  9.  Jan.  1865. 

Für  die  Universitäten  Petersburg,  Moskau,  Charkow,  Kasan, 


1)  Es  handelte  sich  bei  diesem  Erlafs  um  die  Vorstellung  des  philosopischen 
Professorenkollegiams  von  Prag,  wenigstens  ein  viersemestriges  Fakult&tsstadium 
vorzuschreiben. 

2)  Obgleich  der  Erlafs  an  anderer  Stelle  bemerkt,  dafs  dieses  „Prinzip"  bei 
den  anderen  Fakultäten  durchbrochen  sei,  wird  gleichwohl  bei  dem  schwierigsten 
aller  Berufe,  dem  höheren  pädagogischen,  damit  eine  gewisse  Regellosigkeit  in  der 
Vorbildung  inauguriert. 
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Kijew  und  Odessa:  Allgemeines  Statat  der  kaiserlich  rassischen 
Universitäten  vom  23.  August  1884.  (Seit  1892/93  hinsichtlich  der 
Studierenden  auch  für  Dorpat  [Jurjew]).  Die  Uniyersit&ten  stehen  unter 
besonderer  Protektion  des  Kaisers  (III,  1).  An  jeder  vollständigen 
Universität  bestehen  4  Fakultäten:  die  historisch-philologische,  phjsiko- 
mathematische,  juristische  und  medizinische.  In  Petersburg  besteht 
dazu  noch  eine  besondere  Fakultät  f&r  orientalische  Sprachen  (III,  3). 
Fttr  Studierende  orthodoxer  Eonfession  ist  an  jeder  Universität  ein 
besonderer  Lehrstuhl  fllr  orthodoxe  Theologie  eingerichtet  (III,  53). 
Der  Inhaber  ist  Mitglied  des  Universitätsconseils  (Rektor  und  Dekane), 
steht  aber  auiserhalb  des  Fakultätsverbandes.  Zum  Vortrag  moderner 
Fremdsprachen  sind  flberall  Lektoren  angestellt,  die  der  philosophisch- 
historischen Fakultät  zugehören.  Zur  Fakultät  zählen  Professoren, 
Docenten,  Lektoren  und  Assistenten.  Der  Unterrichtsminister  kann 
Litteraten,  die  sich  wissenschaftlich  ausgezeichnet,  auch  ohne  vorherige 
Doktorpromotion  als  aufserordentliche  Professoren  berufen  (II,  7  und 
UI,  62).  Die  Dekane  werden  vom  Kurator  aus  den  Professoren  gewählt 
und  vom  Unterrichtsminister  auf  4  Jahre  bestätigt.  Die  Universitäten 
stehen  unter  dem  Unterrichtsminister.  Die  unmittelbare  Leitung  steht 
dem  Bektor  zu,  die  äufsere  und  unmittelbare  dem  Kurator  des  betreffenden 
Lehrbezirks.  —  Als  Studierende  werden  solche  aufgenommen,  die  das 
Reifezeugnis  eines  anerkannten  Gymnasiums  besitzen  (V,  16).  Andere 
Personen  werden  zum  Hören  von  Vorlesungen  auf  die  vom  Unterrichts- 
minister zu  bestimmenden  Bedingungen  hin  zugelassen  (V,  120).  Die 
Aufnahme  erfolgt  einmal  im  Jahr,  vor  dem  20.  August.  Die  Wahl  der 
Fächer  innerhalb  und  aufserhalb  der  Fakultät  steht  frei.  (Gilt  auch  für 
die  1887  errichtete  Universität  zu  Tomsk.) 

9.  Schweiz.  Univeraitäten  zu  Basel,  Zürich,  Bern,  Genf,  Lau- 
sanne (Freiburg  und  Neuenburg).  Das  Prüfungswesen  für  den  Zutritt 
zum  theologischen,  juristischen  und  philologisch-mathematischen  Studium 
ist  kantonal  geregelt.  Hinsichtlich  des  medizinischen  Studiums  gelten: 
Regulativ  vom  1.  Juli  1891  fbr  die  eidgenössischen  Maturitätsprüfungen 
der  Kandidaten  der  Medizin,  Bundesgesetz  vom  19.  Dez.  1877  und 
21.  Dez.  1886  (Verzeichnis  der  maturitätsberechtigten  Schulen  vom 
21.  Aug.  1889). 

Basel  (gegründet  1460):  Protestantisch-theologische,  juristische, 
medizinische  und  philosophische  Fakultät,  letztere  mit  philologisch- 
historischer und  mathematisch-naturwissenschaftlicher  Abteilung.  Uni- 
versitätsgesetz vom  30.  Jan.  1866.  Ordnung  ftlr  die  Studierenden  vom 
27.  März  1890.  Zur  Immatrikulation  ist  ein  Sitten-  und  Studienzengnis, 
bei  Kantonsangehörigen  auch  ein  Maturitätszeugnis  erforderlich.  Der 
Besuch  einzelner  Vorlesungen  ist  auch  Kichtstudierenden  gestattet.  (Es 
werden  auch  weibliche  Studierende  zugelassen.)   Es  lesen  ordentliche, 
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anüserordentliobe  Professoren  und  Privatdooenten.  Die  ordentlichen 
Professoren  sind  lebenslänglich  angestellt  und  bilden  die  akademische 
Begenz,  ans  deren  Mitte  jährlich  der  Rektor  gewählt  wird,  nnd  welcher 
die  Aufsicht  Aber  die  Studierenden  und  die  Sammlungen  sowie  die 
Verwaltung  des  Universitätsfonds  zusteht.  Die  sämtlichen  Professoren 
jeder  Fakultät  bilden  ein  Kollegium  unter  Vorsitz  eines  jährlich  aus 
den  ordentlichen  Professoren  gewählten  Dekans. 

Zürich  (gegründet  1832):  Protestantisch-theologische,  staatswissen- 
schaftliche, medizinische  und  philosophische  Fakultät  mit  philoso- 
phisch-philologisch-historischer und  mathematisch-naturwissenschaftlicher 
Sektion.  Universitätsordnung  vom  7.  März  1885  (23.  Juni  1888). 
Verordnung  über  Organisation  der  Lehrkurse  und  der  Studien  vom 
15.  Sept.  1877.  Gemeinsame  Bestimmungen  über  die  Seminare  vom 
12.  März  1887.  Statuten  filr  die  Studierenden  vom  16.  März  1889. 
Die  Professoren  jeder  Fakultät  resp.  Sektion  wählen  auf  2  Jahre  einen 
Dekan,  der  Senat,  d.h.  die  ordentlichen  Professoren  und  Dekane,  auf 
2  Jahre  den  Bektor.  Zur  Immatrikulation  werden  Sittenzeugnis  und 
genügende  Vorkenntnisse,  bei  Kantonatsbürgern  auch  das  Maturitäts- 
zeugnis verlangt.  Industrieschul-,  Seminar-  und  ähnliche  Abiturienten 
können  bei  der  philosophischen  Fakultät  immatrikuliert  werden. 

Bern  (gegründet  1834):  Protestantisch-,  katholisch -theologische, 
juristische,  medizinische  und  philosophische  Fakultät.  Dem  Bahmen  der 
Universität  ist  eine  Tierarzneisohule  eingeftigt.  Gesetz  über  die  Hoch- 
schule vom  14.  März  1834  (20.  Sept.  1867).  Beglement  über  die  Eintritts- 
bedingungen vom  24.  Sept.  1880.  Beglement  über  die  Disciplin  vom 
22.  Febr.  1893.  Stundenplan  der  Bernischen  Hochschule  vom  22.  Juli  1892. 
Gesetz  über  die  Tierarzneischule  vom  10.  Sept.  1868.  Beglement  der 
Tierarzneischule  vom  11.  März  1876.  Studienplan  ftir  die  Bernische 
Hoch-  und  Tierarzneischule  vom  5.  Mai  1886.  Die  Professoren  und 
die  Docenten,  welche  ein  Honorar  beziehen,  bilden  den  akademi- 
schen Senat,  welcher  unter  regierungsseitiger  Bestätigung  den  Bektor 
auf  1  Jahr  wählt.  Der  akademische  Senat  ist  die  vorberatende  Behörde 
für  alle  allgemeinen  die  Hochschule  betreffenden  Verfügungen  und  besitzt 
das  Beeht,  dem  Erziehungsdepartement  pädagogische  Vorschläge  zu 
machen.  Das  letztere  ist  beftigt,  von  den  ordentlichen  Professoren, 
deren  Lehrfächer  sich  hierzu  eignen,  die  Lesung  gemeinverständlicher 
Publica  zu  verlangen. 

Genf  (gegründet  1873):  Facultö  des  sciences,  des  lettres  et  des 
sciences  sociales,  de  droit,  de  th^ologie  protestante  und  de  mödicine.  Loi 
sur  Finstruction  publique  (§S  130—163)  vom  5.  Juni  1886.  Böglement  de 
Tuniversitö  vom  9.  Mai  1893.  Die  ordentlichen  Professoren  werden 
lebenslänglich  angestellt  und  erhalten  nach  12  Dienstjahren  den  Titel 
-Professeur  honoraire*'.    Die  aufserordentlichen  erhalten  einen  Lehrauf- 
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trag  mit  3  jähriger  Amtsdauer  auf  Wiederwfthlbarkeit.  Die  Immatri- 
kulation geschieht  auf  Grund  eines  Maturitätszeugnisses  bei  beiden  Ge- 
schlechtern. Die  Studierenden  können  nach  jedem  Jahreskursus  ein 
Examen  ablegen.  Der  Senat  erteilt  auf  Prüfungsergebnisse  hin  Dip- 
lome als  Bachelier,  Licentiö  oder  docteur  sowie  f&r  Chemiker  resp. 
Pharmaceuten.  Im  Anschlufs  an  die  Universität  besteht  zu  Genf  die 
Ecole  dentaire,  welche  in  3  Jahreskurse  auf  Grund  von  Maturitätszeug- 
nissen inskribiert  vergl.  Reglement  18.  Mai  und  18.  Dezember  1888. 

Lausanne  (gegründet  1890):  Faoultö  de  thäologie  protestante,  de 
droit,  de  mödicine,  des  lettres  und  des  soiences  (in  3  Sektionen:  mathä- 
matiques,pharmacentiques — l^cole  de  pharmacie —  und  technique — l^cole 
d'ing^nieurs).  Loi  sur  Finstruction  publique  supörieure  vom  10.  Mai 
1890.  Reglement  gin^ral  de  Füniversitö  vom  19.  Juli  1890.  Regle- 
ment de  la  Section  des  sciences  techniques  soit  £cole  d'ingänieurs  vom 
15.  Okt.  1891.  Der  theologische  Kursus  ist  auf  8,  der  juristische  auf 
6,  der  philosophische  in  beiden  Sektionen  auf  4  Semester  berechnet. 
Das  Ingenieurdiplom  kann  nach  7  Semestern  errungen,  die  (eidgenössische) 
Medizinalprüfung  nach  4  +  5  Semestern  abgelegt  werden,  das  Pharma- 
ceutenexamen  setzt  viersemestriges  Studium  voraus.  Zur  Immatrikula- 
tion sind  genügende  Vorkenntnisse,  fQr  Eantonsangehörige  das  Diplom 
als  bachelier  ös-lettres  von  Lausanne  erforderlich.  Die  Universität  er- 
teilt Licences,  Diplome  und  Doktortitel.  Weibliche  Aspiranten  werden 
aufgenommen. 

Fr  ei  bürg  (gegründet  1889):  Katholisch-theologische,  juristische  und 
philosophische  Fakultät.  Statuten  der  Universität  von  1890.  In  der 
theologischen  Fakultät  wird  meist  lateinisch,  in  den  übrigen  deutsch 
oder  französisch  gelesen.  Die  Fakultät  entscheidet  über  Zulassung  zur 
Immatrikulation. 

Neuenburg  (gegründet  1866):  Facult6  des  lettres,  des  sciences, 
de  droit  und  de  thßologie  protestante.  Loi  sur  Fenseignement  supörieur 
vom  31.  Mai  1883.  Die  Akademie  ist  ein  selbständiger  Oberbau  des 
Gymnasiums.  Zur  Aufnahme  als  Studierender  ist  ein  Maturitäts-  oder 
gleichwertiges  Studienzeugnis  erforderlich.  Die  Privatdocenten  gelten 
als  Professem-s  agrögös.  Für  besondere  Verdienste  kann  der  Titel  als 
Honorarprofessor  staatlicherseits  verliehen  werden.  Die  Akademie  ver- 
leiht Diplome  als  Bachelier  ös-lettres,  ös-sciences  und  als  Licentiä  6s- 
lettres,  ös-sciences,  en  th^ologie  und  en  droit. 

10.  Skandinavien.,  a.  Schweden.  Universitäten  bestehen  zu 
Lund  undUpsala,  eine  Hochschule  zu  Stockholm.  Die  Universi- 
tätsverfassungen sind  den  deutschen  ähnlich.  AuTser  den  Professoren  lesen 
Docenten  mit  und  ohne  Gehalt  sowie  salarierte  Amanuensen.  An  der 
Hochschule  zu  Stockholm,  früher  nur  medizinisch-chirurgisches  Institut, 
werden  auch  mathematisch-naturwissenschaftliche  Vorlesungen  und  Üb- 
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nngen  gehalten.  —  b.  Norw  egen.  Universität  Christiania (gegrfindet 
1811):  tbeologische,  juristische,  medizinische,  historisch-philosophische 
nnd  mathematisch-naturwissenschaftliche  Fakultät.  Aufser  den  Pro- 
fessoren giebt  es  Universitätsstipendiaten,  welche  die  Stelle  von  Privat- 
docenten  einnehmen.  Die  Dekane  als  Vorsitzende  der  Fakultäten  bilden 
das  akademische  Kollegium.  Nach  den  1884  erlassenen  Immatrikula- 
tionsbestimmungen wird  die  Zulassung  durch  das  nach  Gesetz  vom 
16.  Juni  1883  vorgeschriebene  examen  artium  oder  das  Entlassungs- 
examen der  Kriegsschule  bedingt.  Weibliche  Aspiranten  sind  durch 
Gesetz  vom  14.  Juni  1884  den  männlichen  völlig  gleichgestellt.  Zu 
den  Staatsprttftingen  der  einzelnen  Fakultäten  können  nur  die  als  aka- 
demische Bürger  Immatrikulierten  zugelassen  werden.  Das  erste  Uni- 
versitätsexamen, welchem  sich  jeder  Studierende  zu  unterziehen  hat, 
ist  das  examen  philosophicum.  Nach  dem  Gesetz  vom  3.  April  1875 
und  den  königlichen  Resolutionen  vom  18.  Mai  1876  und  4.  Juni  1877 
wird  hierbei  jeder  Examinand  in  Philosophie  (philosophischer  Propä- 
deutik, Psychologie  und  Ethik)  und  in  5  anderen  Disciplinen  geprüft, 
die  er  sich  aus  den  in  der  philosophischen  oder  mathematischen  Fakul- 
tät vorgetragenen  wählen  kann.  Von  den  gewählten  Fächern  soll 
jedoch  wenigstens  eins  der  sprachlich -geschichtlichen  oder  der  mathe- 
matisch-naturwissenschaftlichen Fachgruppe  angehören.  Dieses  Examen 
wird  am  Schlüsse  jedes  Semesters  durch  eine  vom  akademischen  Kolle- 
gium ernannte  Deputation  abgehalten  und  kann  entweder  auf  einmal 
oder  in  mehreren  Abteilungen  abgelegt  werden ;  jedoch  darf  am  Ende 
des  ersten  Semesters  kein  Studierender  mehr  als  zwei  Fächer,  von 
denen  Philosophie  überhaupt  ausgeschlossen  ist,  absolvieren. 
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Nachtrag  L  zu  Seite  60  ff.  (77  Anm.)  Freufsen,  Lehrerbesol- 
dungsgesetz  Yom  3.  März  1897  (GS  25).  §  1.  Das  Diensteinkommen 
fest  angestellter  Yolibeschäftigter  Lehrkräfte  öffentlicher  Volksschulen  besteht 
ans  Gmndgehalt,  Alterszulagen  und  freier  Wohnung  oder  Mietsentschädigung. 
§  2.  Das  Grundgehalt  beträgt  für  Lehrer  mindestens  900  M.,  für  Lehre- 
rinnen mindestens  700  M.  jährlich;  bei  Rektoren  oder  Hauptlehrem  steigert 
es  sich  nach  örtlichen  oder  amtlichen  Verhältnissen.  Einstweilig  angestellte 
und  solche  Lehrkräfte,  die  noch  nicht  4  Jahre  im  öffentlichen  Schuldienste 
gestanden  haben,  erhalten  nur  4/5  des  Grundgehaltes  der  betreffenden  Schul- 
stelle; jedoch  darf  die  Besoldung  der  Lehrerinnen  nicht  unter  700  M.  sinken. 
§  5.  Die  Alterszulage  beträgt  für  Lehrer  jährlich  100  M.,  steigend  von  3 
zu  3  Jahren  um  je  100  M.  bis  900  M.,  für  Lehrerinnen  jährlich  80  M., 
steigend  von  3  zu  3  Jahren  um  je  80  M.  bis  720  M.  §  6.  Die  erste  Zu- 
lage wird  nach  siebenjähriger  Dienstzeit  im  öffentlichen  Schuldienste  gewährt. 
§  7.  Ein  rechtlicher  Anspruch  auf  Neugewährung  einer  Alterszulage  steht 
den  Lehrern  und  Lehrerinnen  nicht  zu,  die  Versagung  ist  jedoch  nur  bei 
unbefriedigender  Dienstführung  zulässig.  Die  Versagung  bedarf  der  Geneh- 
migung der  Bezirksregierung,  in  Berlin  des  Provinzial-Schulkollegiums.  Die 
zeitweise  Vorenthaltung  der  Alterszulage  ist  ohne  Einflufs  auf  die  Berech- 
nung der  Dienstzeit  bei  späterer  Gewährung  der  Zulage.  §  8.  Behufs  ge- 
meinsamer Bestreitung  der  Altersznlagen  wird  für  die  zur  Aufbringung  ver- 
pflichteten Schulverbände  in  jedem  Regierungsbezirk  (ausschliefslich  der  Stadt 
Berlin)  eine  Kasse  gebildet.  Die  Verwaltung  der  Alterszulagekasse 
erfolgt  durch  die  Bezirksregiernng.  Die  Kassengeschäfte  werden  durch  die 
Regiernngshauptkasse  und  durch  die  ihr  unterstellten  Kassen  unentgeltlich 
besorgt.  Die  Alterszulagen  werden  von  der  Kasse  an  die  Bezugsberech- 
tigten gezahlt.  Die  Kosten  der  Zusendung  trägt  die  Kasse.  In  städtischen 
Schulverbänden  erfolgt  die  Auszahlung  durch  die  Schulverbände  für  Rech- 
nung der  Alterszulagekasse.  Das  gleiche  Verfahren  kann  von  der  Schul- 
aufsichtsbehörde  in  gröfseren  ländlichen  Schulverbänden  angeordnet  werden. 
Für  jedes  mit  dem  1 .  April  beginnende  Rechnungsjahr  wird  der  Bedarf  der 
Kasse  nach  dem  Stande  der  Altersznlagen  vom  1.  Oktober  des  Vorjahres 
unter  Berücksichtigung  der  voraussichtlichen  Steigerung  oder  Verminderung 
der  Alterszulagen  und  unter  Hinzurechnung  der  voraussichtlichen  Verwal- 
tnngskosten  berechnet.  Den  Mafsstab  für  die  Verteilung  des  Bedarfs  auf 
die  Schulverbände  bildet  die  Anzahl  der  der  Alterszulage  angeschlossenen 
Lehrer-  und  Lehrerinnenstellen  in  Verbindung  mit  dem  Einheitssatze  der 
Alterszulagen  der  betreffenden  Stellen.  Für  Schulstellen,  welche  nach  Auf- 
stellung des  Verteilnngsplanes  im  Laufe  des  Jahres  neu  errichtet  werden, 
ist  der  Beitrag  zur  Alterszulagekasse  von  dem  Tage  an  zu  zahlen,  seit  wel- 
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chem  die  Stelle  durch  eine  besondere  Lehrkraft  versehen  wird.  Auf  die 
Alterszulagen  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  in  Berlin  findet  der  §  5  nur  mit 
der  Mafsgabe  Anwendung ,  dafs  der  Bezug  spätestens  nach  siebenjähriger 
Dienstzeit  im  öffentlichen  Schuldienste  zu  beginnen  hat^  und  dafs  der  Höchst- 
betrag spätestens  nach  weiteren  vierundzwanzig  Dienstjahren  erreicht  sein 
mu()3.  §  9.  Der  Bezug  der  Alterszulagen  beginnt  mit  dem  Ablaufe  des- 
jenigen Vierteljahres,  in  welchem  die  erforderliche  Dienstzeit  vollendet  wird. 
§  10.  Bei  Berechnung  der  Dienstzeit  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  kommt 
die  gesamte  Zeit  in  Ansatz,  während  welcher  sie  im  öffentlichen  Schuldienste 
in  Preufsen  oder  in  den  nach  ihrem  Eintritt  in  den  öffentlichen  Schuldienst 
von  Preufsen  erworbenen  Landesteilen  sich  befunden  haben.  Ausgeschlossen 
bleibt  die  Anrechnung  derjenigen  Dienstzeit,  während  welcher  die  Zeit  und 
Kräfte  eines  Lehrers  oder  einer  Lehrerin  nach  der  Entscheidung  der  Schul- 
aufsichtsbehörde durch  die  ihnen  übertragenen  Geschäfte  nur  nebenbei  in 
Anspruch  genommen  gewesen  sind.  Die  Dienstzeit  wird  vom  Tage  der  ersten 
eidlichen  Verpflichtung  für  den  öffentlichen  Schuldienst  an  gerechnet.  Kann 
ein  Lehrer  oder  eine  Lehrerin  nachweisen,  dafs  die  Vereidigung  erst  nach 
dem  Eintritt  in  den  öffentlichen  Schuldienst  stattgefunden  hat,  so  wird  die 
Dienstzeit  von  letzterem  Zeitpunkt  an  gerechnet  Der  Dienstzeit  im  Schul- 
amte wird  die  Zeit  des  aktiven  Militärdienstes  hinzugerechnet  Die  Dienst- 
zeit, welche  vor  den  Beginn  des  einundzwanzigsten  Lebensjahres  fällt,  bleibt 
aufser    Berechnung.     Als    öffentlicher    Schuldienst    ist    auch    anzurechnen: 

1.  diejenige  Zeit,  während  welcher  ein  Lehrer  an  einer  Anstalt  thälig  ge- 
wesen ist,  welche  vertragsmäfsig  die  Vorbereitung  von  Zöglingen  für  die 
staatlichen  Lehrerbildungsanstalten  übernommen  hat;  2.  diejenige  Zeit,  wäh- 
rend welcher  ein  Lehrer  oder  eine  Lehrerin  als  Erzieher  oder  Erzieherin 
an  einer  öffentlichen  Taubstummen-,  Blinden-,  Idioten-,  Waisen-,  Rettungs- 
oder ähnlichen  Anstalt  sich  befunden  hat.  Mit  Genehmigung  des  ünter- 
richtsministers  kann  auch  die  im  anfserpreufsischen  öffentlichen  Schuldienste 
zugebrachte  Zeit  angerechnet  werden.  §  11.  Für  diejenigen  Lehrer  und 
Lehrerinnen,  die  vor  ihrem  Eintritt  in  den  öffentlichen  Volksschuldienst  an 
Privatschulen,  in  denen  nach  dem  Lehrplan  einer  öffentlichen  Volksschule  , 
unterrichtet  wird,  voll  beschäftigt  waren,  gelten  bei  Bemessung  der  Alters- 
zulagen folgende  Vorschriften:  1.  Sofern  sie  sich  beim  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  (1.  April  1897)  bereits  im  öffentlichen  Schuldienste  befinden,  sind 
ihnen  die  an  derartigen  Privatschulen  zugebrachten  Dienstjahre  anzurechnen. 

2.  Sofern  sie  erst  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  in  den  öffentlichen 
Volksschuldienst  übertreten,  erlangen  sie  bis  zum  Höchstmafse  von  zehn 
Jahren  eine  Anrechnung  dieser  Dienstzeit  oder  eines  Teiles  dieser  soweit, 
als  ein  Beitrag  von  jährlich  270  Mark  für  Lehrer  und  120  Mark  für  Leh- 
rerinnen für  diese  Zeit  an  die  Alterszulagekasse,  in  Berlin  an  die  Schul- 
kasse, nachgezahlt  wird.  Für  die  vor  dem  1.  April  .1807  zurückgelegene 
Zeit  ermäfsigen  sich  die  vorstehenden  Sätze  auf  ein  Dritteil.  Die  Stadt  Berlin 
Ist  befugt,  bei  der  Anrechnung  jener  Dienstzeit  über  das  Höchstmafs  von 
zehn  Jahren  hinauszugehen  und  auf  die  Einzahlungen  an  die  Schulkasse  ganz 
oder  teilweise  zu  verzichten.  3.  Die  Beschäftigung,  welche  vor  den  Beginn 
des  einundzwanzigsten  Lebensjahres  oder  vor  die  erlangte  Befähigung  zur 
Anstellung  im  öffentlichen  Volksschuldienste  fällt,  bleibt  aufser  Berechnung. 
Der  Beschäftigung  an  einer  preufsischen  Privatschule  im  Sinne  des  ersten 
Absatzes  steht  die  Thätigkeit  als  Lehrer  oder  Lehrerin,  als  Erzieher  oder 
Erzieherin  an   einer  privaten   Taubstummen-,   Blinden-,   Idioten-,   Waisen-, 
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Rettangs-  oder  ähnlichen  Anstalt  gleich«  Die  auf  Grund  der  vorstehenden 
Bestimmungen  erfolgte  Anrechnung  ist  auch  fOr  den  Anspruch  auf  Ruhe- 
gehalt mafsgebend.  §  20.  Auf  das  Grundgehalt  (§§  1,  2,  4)  oder  die  nach 
§  3  gewährte  Besoldung  sind  anzurechnen:  1.  Der  Ertrag  der  Landnutzung, 
2.  Die  sonstigen  Diensteinktlnfte  an  Geld  oder  Naturalleistungen.  Bei  amt- 
licher Festsetzung  des  Diensteinkommens  beschliefst  auf  Anrufen  von  Be- 
teiligten über  die  Anrechnung  dieser  Diensteinkflnfte  sowie  des  Ertrages  der 
Landnutzung  der  Exeisausschufs  und,  sofern  es  sich  um  Stadtschulen  han- 
delt, der  Bezirksausschufs.  Der  Beschlufs  des  Bezirksausschusses  in  erster 
oder  zweiter  Instanz  ist  endgültig.  Eine  anderweitige  Festsetzung  ist  bei 
erheblicher  Änderung  der  ihr  zu  Grunde  liegenden  thatsächlichen  Verhält- 
nisse zulässig.  Die  Festsetzung  gilt  auch  fSr  die  Berechnung  des  Ruhe- 
gehaltes. 3.  Das  Brennmaterial  wird  mit  dem  nach  §  8  des  Gesetzes  vom 
23.  Juli  1893,  betreffend  Ruhegehaltskassen  fdr  die  Lehrer  und  Lehrerinnen 
an  den  öffentlichen  Volksschulen  (Gesetzsammlung  S.  194)  festgesetzten  Be- 
trage mit  der  Beschränkung  angerechnet,  dafs  das  yerbleibende  Grund- 
gehalt (§  2)  einschliesslich  der  zu  1  und  2  angeführten  Bezüge  bei  Lehrern 
nicht  unter  840  Mark,  bei  Lehrerinnen  nicht  unter  650  Mark  jährlich  be- 
tragen darf.  In  gleicher  Weise  ist  das  Grundgehalt,  von  welchem  die  nach 
§  3  festzusetzende  Besoldung  gewährt  wird,  zu  berechnen.  §21.  Die  Zah- 
lung des  baren  Diensteinkommens  erfolgt  an  endgültig  angestellte  Lehrer 
und  Lehrerinnen  vierteljährlich,  an  einstweilig  angestellte  monatlich,  im 
voraus.  §  22.  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  öffentlichen  Volksschulen  erhalten 
bei  Versetzungen  im  Interesse  des  Dienstes  aus  der  Staatskasse  eine  Ver- 
gütung für  ümzugskosten   unter  Wegfall  der  von   den  Schulunterhaltungfi- 

pflichtigen  zu  entrichtenden  Anzugs-  oder  Herbeiholungskosten §  24. 

Kommissarisch  mit  der  Verwaltung  einer  Stelle  Beauftragten  ist  ohne  An- 
spruch auf  Entschädigung  in  der  Dienstwohnung  ein  Unterkommen  zu  ge- 
währen. §  27.  I.  Aus  der  Staatskasse  wird  ein  jährlicher  Beitrag  zu  dem 
Diensteinkommen  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  und,  soweit  er  hierzu  nicht 
erforderlich  ist,  zur  Deckung  der  Kosten  für  andere  Bedürfnisse  des  betref- 
fenden Schulverbandes  an  die  Kasse  desselben  gezahlt.  Der  Beitrag  wird 
so  berechnet,  dafs  für  die  Stelle  eines  alleinstehenden  sowie  eines  ersten 
Lehrers  500  Mark,  eines  anderen  Lehrers  300  Mark,  einer  Lehrerin  150  Mark 
jährlich  gezahlt  werden.  Bei  der  Berechnung  kommen  nur  Stellen  für  voll- 
beschäftigte Lehrkräfte  in  Betracht.  Darüber,  ob  eine  Lehrkraft  voll  be- 
schäftigt ist,  entscheidet  ausschlierslich  die  Schulaufsichtsbehörde.  Aufser 
Betracht  bleiben  neu  errichtete  Stellen,  bis  sie  durch  eine  besondere  Lehr- 
kraft versehen  werden.  Das  Recht  auf  den  Bezug  des  Staatsbeitrages  ruht, 
so  lange  und  soweit  durch  dessen  Zahlung  eine  Erleichterung  der  nach  öffent- 
lichem Recht  zur  Schulnnterhaltung  Verpflichteten  mit  Rücksicht  auf  vorhandenes 
Schulvermögen  oder  auf  Verpflichtungen  Dritter  aus  besonderen  Rechtstiteln 
nicht  würde  bewirkt  werden.  IL  Der  Staatsbeitrag  wird  bis  zur  Höchstzahl 
von  25  Schulstellen  für  jede  politische  Gemeinde  gewährt.  Sind  für  die  Ein- 
wohner einer  politischen  Gemeinde  mehr  als  25  Schulstellen  vorhanden,  so 
wird  der  Staatsbeitrag  innerhalb  der  Gesamtzahl  von  25  Stellen  für  so  viele 
erste  Lehrerstellen,  andere  Lehrerstellen  und  Lehrerinnenstellen  gewährt,  als 
dem  Verhältnis  der  Gesamtzahl  dieser  Stellen  untereinander  entspricht.  Bruch- 
teile werden  bei  solchen  Schulstellen,  für  welche  der  höhere  Staatsbeitrag 
zu  zahlen  ist,  ausgeglichen  Wo  die  Grenzen  der  politischen  Gemeinde  sich 
mit  denen  des  Schulverbandes  nicht  decken,  dergestalt,  dafs  der  Schulverband 
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ans  mehreren  politischeu  Gemeinden  oder  Teilen  von  solchen  besteht  nnd 
fUr  die  Einwohner  einer  dieser  politischen  Gemeinden  mehr  als  25  Stellen 
vorhanden  sind,  wird  durch  Beschlnfs  der  Schalaafsichtsbehörde  nach  An- 
hörung der  Beteiligten  mit  Rücksicht  anf  die  Zahl  der  Einwohner  des  Schnl- 
verbandes  and  der  Schulkinder,  welche  den  einzelnen  politischen  Gemeinden 
angehören,  sowie  mit  Rücksicht  auf  die  Einrichtung  der  Schule  festgesetzt, 
wie  viele  ganze  der  im  Schulverbande  bestehenden  (ersten,  anderen  Lehrer-, 
Lehrerinnen-)  Stellen  auf  jede  zum  Schulverbande  gehörende  politische  Ge- 
meinde oder  Teile  von  Gemeinden  zu  rechnen  sind,  f&r  wie  viele  Stellen 
demgemäfs  an  den  Schulverband  der  Staatsbeitrag  zu  zahlen  ist«  Der  Be- 
schlnfs ist  den  beteiligten  Schulverbänden  zuzustellen.  Diesen  steht  binnen 
vier  Wochen  nach  der  Zustellung  die  Beschwerde  an  den  Oberpräsidenten 
(in  den  Hohenzollemschen  Landen  an  den  Unterrichtsminister)  zu,  welcher 
endgültig  entscheidet  Bei  einer  erheblichen  Änderung  der  Verhältnisse  kann 
eine  neue  Berechnung  von  den  beteiligten  Schulverbänden  beantragt  oder  von 
der  Schnlaufsichtsbehörde  von  Amts  wegen  beschlossen  werden.  Gehören  die 
Einwohner  einer  politischen  Gemeinde  verschiedenen  Schulverbänden  an,  so 
werden  die  für  die  politische  Gemeinde  zu  berechnenden  Staatsbeiträge  fttr 
erste,  andere  Lehrer-  und  Lehrerinnenstellen  auf  die  einzelnen  Schulverbände 
durch  die  Schnlaufsichtsbehörde  nach  dem  Verhältnis  solcher  Staatsbeiträge 
verteilt,  welche  den  Schulverbänden  bei  Gewährung  der  Staatsbeiträge  ^r 
sämtliche  Schulstellen  zu  zahlen  sein  würden.  Die  in  diesen  Vorschriften 
angeordnete  Festsetzung  und  Verteilung  bleibt  bis  zum  Schlüsse  desjenigen 
Rechnungsjahres  mafsgebend,  in  welchem  eine  neue  getroffen  ist.  Auf  Be- 
schwerden entscheidet  der  Oberpräsident  (in  den  Hohenzollemschen  Landen 
der  ünterrichtsminister)  endgültig.  III.  In  Schulverbänden,  in  denen  der 
Staatsbeitrag  für  alle  Schulstellen  gezahlt  wird,  ist  er  für  einstweilig  an- 
gestellte Lehrer  und  für  Lehrer,  welche  noch  nicht  vier  Jahre  im  öffentlichen 
Schuldienste  gestanden  haben,  um  100  M.  jährlich  zu  kürzen.  IV.  Für 
solche  Lehrerstellen,  für  welche  der  Staat  den  Besoldungsbeitrag  (Nr.  1)  an 
den  Schulverband  gewährt,  wird  aus  der  Staatskasse  ein  jährlicher  Zuschufs 
von  337  M.,  für  die  Lehrerinnenstellen  dieser  Art  ein  jährlicher  Zuschufs 
von  184  M.  an  die  Alterszulagekasse  des  betreffenden  Bezirks  gezahlt  und 
dem  Schulverbande  auf  seinen  Beitrag  zur  Kasse  angerechnet.  In  dem  Falle 
der  Nr.  II  Absatz  4  erfolgt  die  Zahlung  und  Anrechnung  für  die  einzelnen 
Schulverbände  nach  dem  Verhältnis  der  ihnen  zu  gewährenden  Besoldungs- 
beiträge. In  Berlin  wird  der  staatliche  Zuschufs  zu  den  Alterszulagen  an 
die  Schulkasse  gezahlt.  VI.  Solchen  politischen  Gemeinden,  denen  nach  den 
Bestimmungen  zu  I,  II  und  IV  am  1.  April  1S97  geringere  Zahlungen  aus 
der  Staatskasse  zu  leisten  sind ,  als  ihnen  nach  den  Vorschriften  der  Ge- 
setze vom  14.  Juni  1888  und  31.  März  1889  (G.-S.  S.  240  u.  64)  zu- 
stehen würden,  wird  der  Ausfall  durch  Gewährung  eines  dauernden  Zuschusses 
aus  der  Staatskasse  insoweit  ersetzt,  wie  dieser  Ausfall  den  Betrag  von 
zwei  vom  Hundert  des  Veranlagungssolls  übersteigt,  welches  der  Gemeinde- 
besteuerung der  Einkommen  von  mehr  als  900  M.  jährlich  für  das  Jahr  1.  April 
1897/98  bei  Anwendung  der  Vorschriften  des  Kommunalabgabengesetzes  vom 
14.  Juli  1893  (G.-S.  S.  152)  zu  Grunde  zu  legen  ist.  Gehören  die 
Einwohner  einer  dieser  politischen  Gemeinden  verschiedenen  Schulverbänden 
an,  so  finden  die  Vorschriften  des  Absatz  1  mit  der  Mafsgabe  Anwendung, 
dafs  der  Staatszuschufs,  welcher  demnach  der  politischen  Gemeinde  zustände, 
wenn  die  öffentlichen  Volksschulen  in  ihr  als  Gemeindeanstalten  unterhalten 
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würden,  auf  die  einzelnen  Schalverbände  nach  dem  Verhältnis  des  für  letztere 
entstandenen  Ausfalles  an  bisher  zahlbar  gewesenen  Staatsbeiträgen  verteilt 
wird.  Die  Festsetzung  der  Staatszuschflsse  für  die  einzelnen  beteiligten  poli- 
tischen Oemeinden  und  Schulverbände  erfolgt  durch  Königliche  Verordnung. 
VIL  Soweit  in  einem  Jahre  der  für  die  Gewährung  des  Mindestsatzes  der 
Alterszulagen  erforderliche  Bedarf  hinter  dem  Staatszuschufs  zurückbleibt, 
ist  der  Staatszuschufs  entsprechend  zu  kürzen.  Der  Überschufs  ist  zur  Unter- 
stützung solcher  Alterszulagekassen  zu  verwenden,  in  denen  der  Bedarf  für 
die  Gewährung  des  Mindestsatzes  durch  den  Staatszuschufs  nicht  gedeckt 
wird.  Soweit  der  überschufs  nicht  hierzu  Verwendung  findet,  ist  er  zur 
Unterstützung  von  leistungsunfähigen  Schulverbänden  bei  Elementarschulbauten 
in  den  Staatshaushaltsetat  einzustellen.  Vm.  Die  Staatsbeiträge  sind  viertel- 
jährlich im  voraus  zu  zahlen,  soweit  sie  nicht  gegen  die  von  den  Schul- 
verbänden zu  entrichtenden  Alterszulage-  und  Ruhegehaltskassenbeiträge  (§  tl 
des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1893,  G. -S.  S.  194)  aufgerechnet  werden. 
Die  den  Lehrern  und  Lehrerinnen  an  öffentlichen  Volksschulen  aus  Staats- 
fonds gewährten  Alterszulageu  kommen  in  Fortfall.  §  28  — .  Die  §§  1 
bis  3  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1888  (G.-S.  S.  240)  und  Artikel  I  des  Ge- 
setzes vom  31.  März  1889  (G.-S.  S.  64),  betreffend  die  Erleichterung  der 
Volksschullasten,  treten  aufser  Kraft. 


Nachtrag  II  zu  Seite  437.  Änderung  des  Studienplans  der 
juristischen  Fakultät  an  preufsischen  Universitäten.  Im  Ein- 
verständnis mit  dem  Minister  für  geistliche  usw.  Angelegenheiten  verfttgte 
der  Justizminister  unter  dem  18.  Januar  1897  —  I  168  (Just.-Min.  Bl.  19)  —: 
I.  An  Stelle  der  bisherigen  Vorlesungen  über  juristische  Encyklopädie, 
römische  Rechtsgeschichte,  Institutionen  des  römischen  Rechts^  Pandekten, 
deutsche  Rechtsgeschichte,  deutsches  Privatrecht,  preufsisches  Landrecht, 
rheinisch-französisches  Recht  treten  folgende  Vorlesungen :  1.  Einführung  in 
die  Rechtswissenschaft ;  2.  römische  Rechtsgeschichte  und  System  des  römi- 
schen Privatrechts ;  3.  deutsche  Rechtsgeschichte  und  Grundzüge  des  deutschen 
Privatrechts;  4.  deutsches  bürgerliches  Recht  (bürgerliches  Gesetzbuch  nebst 
reichs-  und  landesrechtlichen  Ergänzungen)  in  eingehender  dogmengeschicht- 
licher Entwickelung ;  5.  Übersicht  über  die  Rechtsentwickelung  in  Preufsen 
mit  Rücksicht  auf  die  einzelnen  Landesteile.  IL  Von  den  exegetischen, 
praktischen  oder  sonstigen  Übungen  der  Studierenden  mufs  a.  in  die  erste 
Hälfte  der  Studienzeit  mindestens  eine  Übung  im  deutschen  bürgerlichen 
Rechte,  b.  in  die  zweite  Hälfte  der  Studienzeit  mindestens  eine  Übung  im 
deutschen  bürgerlichen  Rechte  und  eine  civilprozessualische,  das  bürgerliche 
Recht  mitumfassende  Übung  fallen.  III.  Dem  Gesuche  um  Zulassung  zur 
ersten  juristischen  Prüfung  sind  Arbeiten  beizufügen,  welche  in  den  unter 
IIa,  b  bezeichneten  Übungen  vom  Kandidaten  angefertigt  und  vom  Lehrer 
oder  dessen  Assistenten  schriftlich  censiert  sind.  Aus  den  Censuren  mufs 
sich  ergeben,  dafs  die  Arbeiten  mit  dem  Kandidaten  besprochen  sind.  Auch 
ist  ein  Gesamtzeugnis  einzureichen,  dafs  der  Kandidat  mit  Fleifs  und  Erfolg 
an  der  Übung  teilgenommen  hat.  IV.  Inwieweit  die  Nichtbeachtung  der  Be- 
stimmungen unter  I — III  die  Annahme  eines  ordnungsmäfsigen  Rechtsstudims 
ausschliefst,  hat  der  Vorsitzende  der  Prüfungskommission  zu  entscheiden. 
Liegt  nach  dieser  Entscheidung  ein  ordnungsmäfsiges  Rechtsstudinm  nicht 
vor,  so  wird  der  Kandidat  auf  ein  oder  mehrere  Semester  zurückgewiesen. 
V.  Als  genügend  entschuldigt  ist  die  Nichtteilnahme  an  einer  Vorlesung  oder 
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Übnog  namentlich  dann  anzusehen,  wenn  diese  an  der  üniveraitftt,  auf  wel- 
cher sich  der  Studierende  befand,  nicht  oder  nnr  in  einer  dem  Rahmen  des 
gesamten  8tadienplans  nicht  entsprechenden  Stundenzahl  gehalten  worden 
ist  and  der  Studierende  den  Umständen  nach  nicht  in  der  Lage  war,  eine 
andere  üniyersität  zu  beziehen.  In  Betreff  der  Frage,  ob  die  flir  eine  Vor- 
lesung oder  eine  Übung  angesetzte  Stundenzahl  als  eine  unverhAltnismSDnge 
anzusehen  ist,  hat  eine  besondere  Verfolgung  des  Herrn  Unterrichtsministers 
als  Anhalt  zu  dienen.  Diese  Vorschriften  finden  auf  die  Studierenden,  die 
ihr  Rechtsstudium  vor  dem  1.  April  1898  begonnen  haben,  nur  insoweit 
Anwendung,  als  sich  nicht  mit  Rficksicht  auf  die  Zahl  der  von  ihnen  bereits 
zurfickgelegten  Semester  Einschränkungen  ergeben  und  es  auch  nach  allen 
sonst  in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkten  der  Billigkeit  angemessen 
erscheint. 
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liehen  Unterrichts  in  St.  Petersburg.) 

CoBCRH  yqeöaiax'b  saaeAeaiH  aiiAOHCTBa  MaaucrcpcTBa  Hapo^aaro  npocB%oi^eRia. 
C-UeTepGypn»  1883—84.  (Verzeichnis  sämtlicher  Lehranstalten,  welche  vom 
Ministerium  des  öffentlichen  Unterrichts  ressortieren.  4  Hefte.  St.  Petersburg 
1883—84.) 

CTaTBCTHqecRia  BpeMeHHBR-b  PoccitfcRofi  HMnepia.  Cepia  III,  BbRiycRi»  12.  C- 
neTep6yprb  1886.  (Statistisches  Jahrbuch  des  russischen  Kaiserreichs,  Serie  III, 
Heft  12:  Bussische  Bekrutierungsstatistik  für  die  Jahre  1874—1883,  mit  Er- 
hebungen über  den  Bildungsstand  der  Bekruten.) 


Hippeaii,  C,  L*  Instruction  publique  en  Bussie.    Paris  1878. 

de  Khaniko^  N.,   Etudes  de  rinstruction  publique  en  Bussie.    Paris  1865. 

de  Krusenstem,  A.,  Pr^cis  du  Systeme,  des  progr^  et  de  P^at  de  Tinstruction 

publique  en  Bussie.    Varsovie  1837. 
Rapport  du  Ministre  de  Pinstruction  publique  k  Sa  Majest^  TEmpereur  de  Bussie 

(concernant  les  ann^es  1872  &  1877.)    St.  P^tersbourg  1878. 


Bidrag  tili  Finlands  officiella  Statistik  IX.  Statistisk  öfversigt  af  elementarlär- 
overkens  i  Finland  under  laseäret  1883/84—1894/95.  12  argangen.  Helsingförft 
1885—1896.  (Statistik  des  öffentlichen  Unterrichts  im  Grofsfürstentum  Finland  in 
den  Schuljahren  1883/84—1894/95  nebst  Mitteilungen  über  den  Stand  der  Pri- 
vatschulen.) 

StatistlBk  Arsbok  för  Finland  utgifven  af  Statistiska  Centralbyrun.  Argangen  I— 
XVII.  Helsingförs  1878—1896.  (Jeder  Jahrgang  dieses  statistischen  Jahrbuchs 
für  Finland  bringt  die  Abteilung  «Undervisningsy&sendet'',  bezw.  Öffentliches 
Unterrichtswesen  Finlands ) 

i.  Schweiz. 
Oesetz  betreffend  das  Schulwesen  im  Kanton  Qlarus.    Qlarus  1861. 
Gfresetzesentwurf  über  das  öffentliche  Erziehungswesen  im  Kanton  Basel-Land- 

scbafC.    Basel  1872. 
Grob,  C,  Sammlung  neuerer  Gesetze  und  Verordnungen  nebst  statistischen  Ueber- 

sichten  über  das  gesamte  Unterrichtswesen  in  der  Schweiz  in  den  Jahren  1883 

—1886.    2  Bde.    Zürich  1886—87. 
Sohnlgesetz  des  Kantons  Unterwaiden  nid  dem  Wald.    Stans  1851. 


Anträge  des  Oemeinderates  der  Stadt  Bern  an  den  grofsen  Stadtrat  in  der  Schul- 
reorganisationsangelegenheit.    Bern  1878. 

Gesohäftabericht  des  Stadtrates  und  der  Zentralschulpflege  der  Stadt  Zürich  von 

den  Jahren  1893,  1894,  1895.    3  Bde.    Zürich  1894—96. 
Grob,  C,  Statistik  des  Unterrichtswesens  in  der  Schweiz   im  Jahre  1881.    7  Bde. 

Zürich  1883. 
Heinemann,  F.,  Geschichte  des  Schul-  und  Bildungslebens  im  alten  Freiburg  bis 

zum  17.  Jahrhundert.    Freiburg  1896. 
Jahrbuoh  des  Unterrichtswesens  in   der  Schweiz.    Jahrg.  I— VIII  für  die   Jahre 
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1887—1895.  Zflrich  1889—1896.  (Jahrgänge  I/II  bearbeitet  von  G.  Grob,  die 
übrigen  yon  A.  Haber,  Sekret&r  des  Unterrichtswesens  des  Ejintons  Zürich.) 

Jolly»  L.,  Das  Unterrichtswesen  der  Schweif.:  Schönberg ,  Handb.,  3.  Aufl. 
Tübingen  1891.    S.  1099  ff. 

Iiargiad^re,  A.  Ph.,  Schulwesen  des  Kantons  Basel-Stadt,  1880—1888.  Basel  1889. 
(Nicht  im  Handel) 

— ,  Das  Unterrichtswesen  der  Schweiz. :  Zeitschr.  f.  d.  ansl.  Unterr.  Jahrg.  I.  Leipzig 
1895/96,  S.  8  ff. 

Iiehrertage,  zwei  schweizerische,  oder :  Die  Vereinigung  der  Arbeiter  im  Felde  der 
Schule  und  Erziehung  zum  Austausche  ihrer  Erfahrungen  u.  s.  w.  St.  Gallen  1868. 

Pädagogische  Prüfung  bei  der  Hekrutierung  im  Herbste  1876  bis  zum  Herbste 
1895.  20  Hefte.  Bern  1877->1896.  (Schweizerische  Statistik.  Lieferung  34, 
36,  38  etc.  etc.  bis  106.) 

BeoheiiBohaftsbericht  des  Erziehnngsdepartements  Solothurn.    Solothorn  1870. 

Beglement  für  die  Lehrerkonferenzen  des  Kantons  Zug.    o.  0.  u.  J.    (Zug  1864.) 

BohtQfrage,  die  eidgenössische,  oder  zur  p&dagogischen  Union  der  Schweiz. 
Blei  1895. 

Schulwesen,  das  schweizerische.  Herausgegeben  aus  Auftrag  des  schweizerischen 
Departement  des  Innern  anläfslich  der  Weltausstellung  in  Chicago  - 1893.  Re- 
daktion: 0.  Hnnziker.  Zürich  1893.  Mit  einer  kartographischen  Darstellung 
der  Rekrutenprüfungen  von  1888—91. 

Schulwesen,  das,  der  Stadt  Zürich  in  seiner  geschichtlichen  Entwickelung.  Auf 
Anordnung  des  Schulvorstandes  bearbeitet  für  die  schweizerische  Landesausstel- 
lung in  Genf  1896.    Zürich  1896. 


Archinardy  Gh.,  Histoire  de  Tinstruction  publique  dans  le  canton  de  Vaud.  Lau- 
sanne 1870. 

Dagnet»  A ,  Le  p^re  Girard  et  son  temps.  Histoire  de  la  vie,  des  doctrines  et  des 
travaux  de  P^ducation  suisse  (1765—1850).    2  vols.    Paris  1896. 

Dittes»  F.  et  A.  Bedolfl,  Histoire  de  P^dncation  et  de  Pinstruction.    Genäve  1879. 

Kummer,  J.  J.,  Histoire  de  Pinstruction  publique  dans  le  canton  de  Berne. 
Bern  1874.  

Examen  des  recrues.    Examen  p^dagogique  subi  lors  du  recrutement  (concemant 

les  annto  1875—1889).    2  vols.    (Berne)  1890. 
Grob,  C,  Statistique  de  Pinstruction  publique  en  Suisse.    3  yoIs.    1881. 
Keller,  E.  et  G.  Niedermann,  Les  soci^t^s  suisses  d*instruction  en   1871.    B&Ie, 

Genäve  et  Lyon  s.  a.  (1872). 
Q-uesali^a,  A.,  La  instrucciön  publica  en  Alemania  y  en  S  uiza.    Buenos  Ayres  1894. 

k.  Schweden  und  Norwegen. 

Bidrag  tili  Sveriges  ofüciela  Statistik.  P.  Undervisningvftsendet  (Oeffentlicher 
Unterricht).    Aaren  1867-1891/92.    Stockholm  1884—1895. 

Sveriges  undervisningsväsen.  Kortfattad  redogöresle  utarbetad  för  sjunde  nordiska 
skolmOtet  i  Stockholm  1^95,  genom  svenska  mOtesbestyrelsens  ut  ställingssektion. 
Stockholm  1895. 

Soheffier,  W.  (Dresden),  Der  VIT.  Allgemeine  Nordische  Lehrertag  zu  Stockholm.: 
Zeitschr.  f.  d.  ausl.  ünterr.    Jahrg.  I.    Leipzig  1895/96,  S.  348  ff. 

Hippeau,  C,  L'instruction  publique  dans  les  Etats  du  Nord:  SuMe;  Norv^e; 
Danemark  1876. 

Beport  on  the  Systems  of  public  instruclion  in  Sweden  and  Norway.  Washington 
1871.    (Circular  of  Information  of  the  Bureau  of  Education.) 


Korges  officielle  Statistik.   A,  No.  1.  Skolevaesenets  Tilstand  in  Aarene  1861—1891. 

Kristiania  1863-1895.    (Oeffentlicher  Unterricht  in  Norwegen.    Statistik  für  die 

Jahre  1861—1891). 
Bapport  Bur  la  Situation  des  ^coles  dans  le  royaume  de  Nervige  pour  Tann^e  1875. 

Christiania. 
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Btetimö  des  renneigDements  staüBtiqaes  siir  la  Norv^.    Elaborö  par  le  Boreaa 
de  Btatistiqae  da  Minist^re  de  l*iiit6rieur.    Ghristiania  1875. 

1.  Spanien  und  Portugal. 
Compllaoiön  legisladya  de  instmcdön  publica.   2  vols.  Madridl876— 1878.   (Sanua- 

lung  von  Gesetzen  über  den  öffentlichen  Unterricht  in  Spanien.) 
(IbÄfiea)»  Besena  geo^^r&fica  y  estadistica  de  Espaüa.    Madrid   1888  (darin   S.  309 

bis  400:  Instmcciön  publica.) 
Orbaneja  y  M^ada»  E.,  Diccionario  de  legislaciön  de  instmcdön  publica.  2  toIs. 

Valladolid  1889-91. 


Gthira,  M.,  Belatorio  sobre  a  risita  de  inspec^o  ezfcraordinaria  äs  escölas  do  dis- 
tricto  de  Lisboa  feita  no  anno  lectivo  de  1863—64  e  estatistica  das  mesmas 
escolas  no  anno  de  1864—65.    Lisboa  1866. 

BibeirOy  J.  S.,  Historia  des  estabelecimentos  sdentificos,  litterarios  e  arttsticos  de- 
Portagal.    5  vols.    Lisboa  1871-1876. 

m.  Griechenland. 

Qirard,  F.,  L*^dacation  Ath^nienne  an  Y«  et  au  lY"  si^cle  avant  Jösas- Christ, 

Paris    1889.     (Ouvrage  cooronnö  par  1*  Acad^mie  des  inscriptions  et  belles- 

lettres.) 
Davidson,  T.,  The  education  of  the  Greek  people  and  its  influence  on  dvilisation. 

London  1895. 
Wilkins,  A.  S ,  National  education  in  Greece  in  the  fourth  Century  before  Christ. 

London  1837. 

n.  Europäische  Tflrkei. 

Belin,  De  Tinstruction  publique  et  du  mouvement  intellectuel  en  Orient.  Paris  1866. 

CraTncTiiKa  Ha  BbjirapcKHT'fc  y«iH.iiiaia  bii  EeponeiicKa  Typhim  (MaiieAOHHfi  b 
Oaprhcko  3a  yqeönara  1893—1894  roARHa.  njoB^HB-b  (Philippopel)  1895.  Sta- 
tistik der  bulgarischen  Schulen  in  der  europäischen  Ttlrkei  [in  den  Yilayets 
Macedonien  und  Adrianopel]  fOr  das  Schuljahr  1S93/94.) 

0.  Rumänien. 

Bnletlnia  oficial  al  Ministcrului  cultelor  si  instructiund  publice.  Annl  I— III  k 
anul  2  vols.  Bucuresci  (Bukarest)  1893-95. 

Statistloa  din  Romania.  ^tatistica  invetiamentnlui  pe  anul  scolar  1876-77.  Bu- 
curesci 1878. 

Statistloa,  din  Romania.  Satistica  invetiamentnlui,  1877 — 1886.  Bucuresci  (1888). 
(Statistik  des  öffentlichen  Unterrichts  in  Rumänien  fQr  die  Jahre  1877—86.) 

p.   Serbien. 

Tuxna»  A.,  Serbien.  Hannover  1894.  (Darin  die  Abteilung:  Oeffentli eher  Unterricht 
und  geistige  Kultur.) 

^piiaBonuc  CpGiiie  CeecKa  XX:  CTaTncTUKa  uacTase  y  KnabeBUHD  Cpömu  sa 
1884-85.  lUKoJcKv  ro^HHv.  Beorpa^y  1894.  (Serbische  Statistik  Band  XX: 
Statistik  des  öffentlichen  Unterrichts  im  Königreich  Serbien  für  das  Schuljahr 
1884—85.)    Belgrad  1894.    (Mit  6  Karte-  und  10  Diagrammen.) 

loaaiJOBuq,  B.,  CTaTiiCTRKa  iiaGTaee  y  KueaKeeuHU  Gpiiiiiii  3a  1871 — 72,  1872—73  h 
1873—74  mKojcKy  ro/\MHy  Beorpa^y  1876—78.  (Jobanowitsch,  Serbische  ünter- 
richtsstatistik  für  die  Jahre  1871—74.    2  Bde.    Belgrad  1876—78.) 

5.  Aufserearepilisehe  Knitarstaaten. 

a.  Yereinigte  Staaten  von  Amerika. 

BiirstcUl,  Sara  A.,  Die  Mädchenerziehung  in  den  Yereinigten  Staaten.:    Zeitschr. 

f.  d.  ausl.  UDterr.    Jahrg.  I.    Leipzig  1895/96.    S.  226  ff. 
Dnlon,  R,  Aus  Amerika  über  Schule,  deutsche  Schule,  amerikanische  Schule  and 

deutsch-amerikanische  Schule.    Heidelberg  1866. 
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Fiok,  IL  H.,  Der  devtscbe  Unterricht  in  amerikanischen  Schalen.:  Sammlung  pAdag. 
Vorträge.    Bd.  YIU,  Heft  8.    Bielefeld  1896. 

Jappe,  Th.  H.,  Das  Schulwesen  der  Vereinigten  Staaten.:  Prenb.  Jahrb.  Band  LXV. 
Berlin  1890. 

Migerka»  F.,  Das  Unterrichtswesen  in  den  Vereinigten  Staaten.  Wien  1877.  (Be- 
richt der  Österreich.  Kommission  über  die  Weltausstellung  in  Philadelphia  1876. 
Heft  XI.) 

Oetken,  F.,  Üeber  die  Schulen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Olden- 
burg 1881. 

Sohlee,  £.,  Die  neuesten  Bewegungen  im  unterrichtswesen  in  Nordamerika.: 
Zeitschr.  f.  d.  ausl.  Unterr.    Jahrg.  I.    Leipzig  1895/96,  S.  49  ff.,  8.  124  ff. 

Sohurioht,  H ,  Geschichte  der  deutschen  Schulbestrebungen  in  Amerika.  Leipzig  1884. 

TroBchely  Der  Volkscharakter  und  die  Bildungsanstalten  der  Nordamerikaner. 
Berlin  1867.    (Gymnasialprogramm.) 


Adame,  Cb.  F.,  The  new  departore  in  the  common  schools  of  Qnincy.   Qutncy  1875. 
Annual  reports  of  the  Board  of  Directors  of  the    Saint-Louis   public   schools. 

28  vols.    Saint-LoniB  1860-1890. 
Annnal  reports  of  the  Board  of  £ducation  of  the  city  and  county  of  New  York. 

17  vols.   New  York  1875-96. 
Annual  reports  of  the  Board  of  Public  Education  of  the  first   school  district  of 

Pennsylvania,   comprising   the    city    of  Philadelphia.     17    vols.     Philadelphia 

1871—1895. 
Annual  reports  of  the  Board   of  School   Commission  of  the  city  of  Milwaukee, 

years  1873  sqq.  Milwauke. 
Annual  reports    of  the  School   Board   of  tbe    city    of   Mflwaukee,   years    1875 

sqq.  Milwaukee. 
Annual  reports  Of  the  Board  of  trustees  of  public  schools  of  the  city  of  Washing- 
ton, years  1870  sqq.  Washington. 
Annual  reports  of  the  School  Committee  of  the  city  of  Boston.    29  vols.    Boston 

1863—93. 
Annual  reports  of  the  Superintendent  of  public  schools.    City  and  county  of  San 

Francisco.    24  vols.    San  Francisco  1872^95. 
Blake,  Sophia  J.,  A  visit  to  some  American   schools  and   Colleges.    London  1867. 
Ciroulars  of  Information  of  the  Bureau  of  education.    Department  of  the  Interior. 

25  annuals.    Washington  1871  —  1895. 

City  of  Chicago.    Annual  reports  of  the  Board   of  Education.    24  vols.    Chicago 
1877-95. 

Cleveland  public  schools.    Report  of  the  Board  of  Education.    2  vols.    Cieveland 

1870-1873. 
Code  of  public  Instruction  of  the  State  of  New  York.    Albany  1856. 
CoUings,  J.,  An  outline  of  the  American  school  System;   with   remarks   on   the 

establishment  of  common  schools  in  England.    Birmingham  1867. 
Sducational  exhibits  and  Conventions  at  the  world's  industrial  and  cotton  centen- 

nial  Exposition.    New  Orleans  1884—85. 
Hart»  A.  U.,  Studios  in  American  education.    London  1895. 
Jeffemon,  Thomas,  Views  on  public  education,  by  John  C.  Henderson.    New  York 

1890. 
Jones,  Ch.  E.,  Education  in  Georgia.:    Contrib.  to  Am.   Educ.  Hist.,  ed.  by  H.  L. 

Adams,   N^  5.    Washington  1889. 
ICartin»  G.  H.,  The  evolution  of  the  Masaachosetts  public  school  System:   an  hie- 

torical  pketch.    London  1895. 
Frooeedinga  of  the  School  Committee  of  Boston.    3  vols.    Boston  1878^1883. 
Bandall,  8.  S.,   History  of  the  common  school  System  of  the  State  of  New  York, 

from  its  origin  in  1795  to  the  present  time.    New  York  1671. 
Bepovt  of  the  Board  of  Education  togetfaer  with  the  report  of  the  Commissioner 

of  public  schools  of  Rhode-Island.     14  vols.    (Providence)  1877—1889. 
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Report  of  the  Gommisrioner  of  Edacation.    36  rols.    Washington  1870—95. 
Report  of  the  Board  of  traatees  of  public  schools  of  the  district  of  Golombia. 

12  Tols.    Washington  1874—95. 
Beport  of  the  School  Committee  of  the  city  of  Newport,  B.  J.,  Newport  1873. 
Beport  of  the  School  Committee  of  the  city  of  Sprinsfield  (Massachosetts)  Sprinir- 

field  1871. 
Bice»  J.  M.,  The  public  school  System  of  the  United  States.    New  York  1893. 
Bhiras,  A.  and  Ch.  Warren,  The  national  Bureaa  of  education,  its  history,  work, 

and  limitations.    2  broch.    Washington  1875. 
Special   report  of  the  Commissioner  of  Edncation  on  the  condiUon  and  improve- 

ment  of  public  schools  in  the  district  of  Columbia.    Washington  1871. 
Statement»  a,  of  the  theory  of  education  in  the  United  States  of  America.    New- 

York  1874. 
Stearns»  J.  W.,  Colnmbian  history  of  edncation  in  Wisconsin,  by  yarious  authors; 

embracing  uniyersities,  Colleges,  academies,  private  schools,  institntions  for  tiie 

preparation  of  teachers,  city  and  countv  school  Systems,  Lutheran  and  Gatholic 

education  in  Wisconsin,  Milwaukee  College  for  women,  etc.    Milwankee  1893. 
Taylor,  J.,  A  manual  of  the  Ohio  school  System.    Cincinnati  1857. 
Walton,  G.  A.,  Beport  of  ezaminations  of  public  schools  in  Norfolk  county  (Massa- 

chussetts).    Boston  1881. 

Dngard,  M.,  La  soci^t^  am^ricaine.    Paris  1896.    (Darin  pag.  205—298:    Boston. 

Le  milieu  et  les  ^coles.    L*^ucation  am^ricaine,  son  esprit.    L*Mucation  dans 

la  famille,  Täcole  et  le  coll^.    De  Tenseignement  mixte  et  de  T^ducation  des 

jeunes  Alles.) 
Gulchon  de  Grandpont,  Memoire  sor  Tinstruction  publique  dans  quelques  Etats 

de  l'Amärique  du  Sud.:   Bot.  marit,  tome  XCVIIl.    Paris  1888. 
Hippean,  C,  L'instruction  publique  aux  Etats-Unis.    Paris  1872. 

b.  Argentinische  Bepublik^ 
Berra,  F.  A.,  Besumen  de  las  leyes  naturales  de  la  ensefianza.    Buenos  Aires  1896. 
Censo  escolar  nacional  correspondiente  a  fines  de  1883  y  principios  de  1884,  com- 

filado  bajo  la  direccion  de  Fr.  Latsina.  3tomos.  Buenos  Aires  1886.  <Tomo 
I:  Legislaciön  escolar.) 

El  Monitor  de  la  educaciön  comun.  2  broch.  Buenos  Aires  1885.  (Moniteur  des 
öffentlichen  Unterrichts  in  Argentinien.) 

Gutlörrea,  Jos6  Maria,  Educaciön  comiin  en  la  capital,  provincias  y  territorios 
nacionales  (della  Bepüblica  Argentina.)    1894/95.    2  vofs.    Buenos  Aires  1896« 

Iiatzina,  F.),  Besümenes  generales  y  preliminares  en  cifras  absolutas  y  relativas 
del  Censo  escolar  nacional  etc.  Buenos  Aires  1884.  (Besultate  der  Ende  1883 
und  Anfang  1884  in  der  Argentinischen  Bepublik  aufgenommenen  statistischen 
Erhebungen  über  das  öffentliche  Schulwesen.) 

Memoria  presentada  al  Congreso  nacional  de  afios  1880—1889  por  el  Ministro  de 
justicia,  culto  6  instrucciön  publica.    15  tomos.   Buenos-Aires  1881 — 1889. 

Bepublioa  Argentina.  Educaciön  comun  en  la  capital,  provincias,  colonias  y  terri- 
torios federales.    2  vols.    Buenos  Aires  1886. 


Znbianr,  J.  B.,  Quelques  mots  sur  Tinstruction  publique  et  priv^e  dans  la  B^publique 
Argentine.    Paris  1889. 

c.   Bepublik  Chile. 

BallesteroB,  M.  E.,  Compilaciön  de  leyes  i  decretos  vyentes  en  materia  de  instrac* 
ciön  publica.    Santiago  de  Chile  1872. 

Libertad,  la,  de  ensefianza  ante  la  Camera  de  diputados  i  el  Consejo  universitario. 
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Bassermaniiy  H.,  Bilder  aus  der  Qeschichte  der  deutschen  Volksschule.    Vortrag. 

Heidelberg  1879. 

Bamzigarten,  Volksschule  und  Kirche.  Auch  eine  soziale  Frage.  Ein  Beitrag  zur 
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S^Boh,  K.,  Das  deutsche  Volksschulrecht.  3  Bde.  Bd.  I  u.  II.  Leipzig  1854— 
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lazione.    Roma  1873. 
Dooumenti  snlla  istruzione  elementare  nel  regno  d*Italia.    4  vols.    Firenze  e  Roma 

1868—1873. 
(G-ioda)  Delle  condizioni  della  istruzione  elementare  in  Italia  e  del  suo   progresso 

dal  1861  in  poi.  Roma  1890.    35  pp.  e  10  carte  grafiche:  distribuzione  geogra- 

fica  deli*  analfabetismo,  etc.    (Relazlone  al  Ministro   della  pubblica  istruzione: 

P.  Boselli.) 
Municipio  dl  Bologna.    Relazione  e  proposta  della  giunta  municipale.    Istruzione. 

elementare  comunale.    Bologna  1867. 
Municipio  di  Bologna.    Riforma  dell*  istruzione  elementare  comunale.    Rapporte. 

Bologna  1869. 
Piano  organico  e  regolamento  disciplinare  per  le  civiche  scuole  elementari   di  Bo- 
logna. 8.  1.  (Bologna  1870.) 
Frospetti  statistici  delle  scuole  comunali  di  Milane.    Milane  1879.     (Die  Statistik 

umfafst  die  Jahre  1859  bis  1879.) 
Bendiconto  della  Societä  delle  scuole  elementari  gratuite  per  ragazzi  e  ragazze 

rachitici  in  Torino.    Torino  1880.    (Rechenschaftsbericht  der  Gesellschaft  zur 

Unterhaltung  von  Freischalen  für  mit  der  englischen  Krankheit  behaftete  Kinder 

in  Turin.) 
Scuole,  le,  comunali  di  Yenezia.   Kotizie  e  regolamenti.    Yenezia  1870.; 
Bignorini,    G.,   Le  scuole  del  popolo  di   Firenze.:    Riv.   d.    benef.,   anno   XX. 

Roma  1892. 

Statdstica  delP  istruzione  elementare  per  gli  anni  scolastici  1881/82—1893/94. 
14  vols.    Roma  1SS4— 1895. 

Statistica  del  regno  d'Italia.  Istruzione  primaria.  Istruzione  elementare  pubblica 
per  comuni,  anno  scolastico  1862/63.    Modena  e  Firenze  1865. 

Sulla  condizioni  delle  scuole  elementari  del  municipio  di  Palermo  dal  j  1860  al  1872. 
Palermo  1872. 

Tonunasi-Crudeli»  C,  Sulla  necessitä  di  rendere  obbligatoria  la  istruzione  pri- 
maria in  Italia.:  Rivista  sicula,  vol.  1.    Palermo  1869. 

g.    Oesterreich-Ungarn. 

Handbuch  der  Reichsgesetze  und   Ministerialverordnungen   über  das  Yolksschul- 

wesen  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen   und  Ländern.    2   Bde. 

Wien  1882-1884. 
V.  Hermanny  A.  (Ritter),  Handbuch  der  Gesetze,  Yer Ordnungen  und  Normalerlasse 

über  das  Yolksschulwesen  in  Niederösterreich.    Wien  18S9. 
V.  Obentrauty  A.,  Die  österreichischen  Yolksschulgesetze.    2.  bis  zum  Jahr  1877 

fortgeführte  Aufl.    2  Bände.    (Bd.  I.:   Reichsgesetze  und  Ministerialorlasse   für 

Niederösterreich.    Bd.  II:   Landesgesetze  für  Salzburg.)    Wien  1878. 
Beichs-VolksBchulgeBetZy  das.    Wien  1883. 
Sfikinmlung  von  Gesetzen   und  Yerordnun^en   betreffend  das  Yolksschulwesen  in 

Oesterreich  mit  specieller   Berücksichtigung  Kärntens.    Zusammengestellt   von 

J.  Benisch.    Klagenfurt  1860. 
Petebsilib,  Der  Offentl.  Unterricht  II.  34 
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Schwieker,  J.  H.,  Die  ongariscfaen  Schiilgesetxe  samt  den  ministeriellen  Instruk- 
tionen und  Girkularschreiben  zar  DurchfQhrung  derselben.    Budapest  1877. 

UnterrichtsweBexi  (Oesterreichs)  in  den  Yolksschnlen.  Wien  tS69.  (Handausgabe 
der  österr.  Gesetze  und  Verordnungen,  Heft  tO.) 

VolksBcholgesetZy  österreichisches.  Verordnungen  zur  DurchfQhrung  desselb^ 
YOm  14.  Mai  1869.    Wien  1869. 

VolksBcholgesetse.  Die  Reichs-  und  Landesgesetze  mit  den  einschl&gigen  Mini- 
sterialverordnungen  und  Erlässen  erläutert  durch  die  Entscheidungen  des  k.  k. 
VerwaltuDgsgerichtshofes  etc.  Zusammengestellt  von  Burckhard.  2  Teile.  Wien 
1888. 


Albert»  M.,  Die  Dorfschule.  £in  Stack  Dorfleben  aus  dem  sächsischen  Volke. 
Hermannstadt  1869. 

Anweismifi^  für  die  Distriktsschulräte  in  Angelegenheit  der  DurchfOhrnng  des  Ge- 
setzartikels XXXVIII  Yom  Jahre  1868  aber  den  Volksschulunterricht.  Ofen  1870. 

Biographien  österreichischer  Schulmänner.  Als  Beitrag  zur  Schulgeschichte  der 
letzten  100  Jahre  hrsg.  von  Fr.  Frisch.    Wien  1897. 

DetaUkonskriptioxi  der  Volksschulen  in  den  im  Beichsrate  vertretenen  KReichen 
und  Ländern.    Wien  1865. 

Egger-Möllwald,  A.,  Oesterreichisches  Volks-  und  Bütteisch ulwesen  in  der  Pe- 
riode von  1867—1877.  Im  AufUage  des  k.  k.  Unterrichtsministeriums  darge- 
stellt.   Wien  1878. 

Eiohliolts,  L.,  Welche  Schwierigkeiten  stehen  der  fortschrittlichen  Entwicklung 
der  Volksschulen  entgegen,  und  wie  können  sie  gehoben  werden?    Wien  1867. 

G-aCsner,  F.  J.,  Die  Volksschulfrage  in  Tirol  in  ihrem  Zusammenhange  mit  der  da- 
maligen politischen  Strömung  in  Oesterreich.    Innsbruck  188S. 

Grüxiberg,  8.,  Das  Volksschulwesen  in  der  Bukowina,  in  seiner  historischen  Ent- 
wicklung und  seinem  jetzigen  Stande.:    Oest.  Ung.  Rev.,  Jahrg.  1888.    Wien. 

Hanffe,  Th.,  Die  Volksschule  und  die  Lehrerbildung  in  Oesterreich  nach  ihren  ge- 
setzlichen Grundlagen  und  ihrem  gegenwärtigen  Zustande.    Gotha  1887. 

Hauptberioht  des  Wiener  Bezirksschulrates  aber  den  Zustand  der  Volks-  und 
Bürgerschulen  der  Stadt  Wien  far  die  Schuljahre  1869/70—1881/82.  10  Teile. 
Wien  1871-1883.  (Der  Hauptbericht  far  das  Schu^ahr  1875/76  ist  nicht 
erschienen.) 

HoMnger,  K.,  Aus  den  Papieren  eines  österreichischen  Pädagogen.  Ein  Bdtrag 
zur  Beform  der  Volksschule.    Wien  1869. 

Kankoffer,  J.,  Denkschrift  aber  das  Volksschulwesen  in  Wien.    Wien  1863. 

Körösi,  J.,  Die  öffentlichen  Volksschulen  der  Hauptstadt  Budapest  in  den  Jahren 
1871/72—1888/89.    4  Hefte.    Pest  und  Budapest  1875—1889. 

Kommunale  Volksschulen,  die,  in  Wien  im  Jahre  1879  und  in  dem  voraus- 
gegangenen Jahrzehnt  1869-1878.    Wien  18S0. 

Iiäiig,  L.,  Die  Entwicklung  des  ungarischen  Volksschulunterrichts  1869—1884.: 
Ung.  Rev.,  Jahrg.  V.    Wien  1885. 

IiehrplazL  fOr  ungeteilte  einklassige  Volksschulen.    Wien  1874. 

Möllwald,  A.  E.,  Oesterreichisches  Volks-  und  Mittelschulwesen  (far  1867—1877.) 
Wien. 

Folek,  J.,  Die  Anfänge  des  Volksschulwesens  in  der  Bukowina.  Ein  Beitrag  zu 
einer  Geschichte  der  Bukowinaer  Militärverwaltung.    Czernowitz  1891. 

Foppe,  P.,  Die  Volksschule  wie  sie  sein  soll,  als  erstes  Mittel  zur  Hebung  aller 
staatlichen  Verhältnisse.    Wien  1866. 

Frausek,  V.,  Die  Verbesserung  der  Volksschule  mit  besonderer  Beracksichtigung 
Oesterreichs.    Wien  1808. 

Bauohberg,  H.,  Beiträge  zur  Statistik  der  öffenülchen  Volksschulen  Oesterreichs.: 
Monatsschr.  Statist,  Jahrg.  XVII.    Wien  1891. 

Schematismus  der  allgemeinen  Volksschulen  und  Bürgerschulen  in  den  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreichen  und  Ländern  auf  Grund  der  statistischen  Auf- 
nahme vom  30.  April  1890.  Bearbeitet  und  hrsg.  von  der  k.  k.  statistischen 
Centralkommission.    Wien  1891. 
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Bohimmer»  G.  A.,  Statistik  der  öffentlichen-  und  PHyatvoIksBcbnlen  in  den  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern.  Nach  den  Yon  den  Bezirks- 
schulbehörden  fOr  das  Schuljahr  1875  vorgelegten  £rhebungen  bearbeitet.  Wien 
1876.    (Hrsg.  von  der  k.  k.  statistischen  Centridkommission.) 

Sohindlery  L.,  Die  österreichische  BQrgerschule.    Wien  1879. 

Schneller,  Gh.,  Die  Volksschule  in  Tirol  vor  hundert  Jahren.  Vortrag.  Inns- 
bruck 1874. 

Statistik  der  öffentlichen-  und  Privatvolksschulen  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  L&ndem  nach  dem  Stande  des  Schuljahres  1880.    Wien  1882. 

Statistik  der  allgemeinen  Volksschulen  und  Bürgerschulen  in  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern.  Auf  Grund  der  statistischen  Aufnahme 
vom  30.  April  1890.  Wien  1892.  (A.  u.  d.  T.:  Oesterreichische  Statistik  hrsg. 
von  der  k.  k.  statistischen  Centralkommission.    Band  XXXV,  Heft  1.) 

Statistik  der  Volksschulen  (umfassend  die  kommunalen,  staatlichen,  konfessionellen, 
Vereins-  und  Privatelementarschulen)  der  Hpt-  u.  Kesid.-Stadt  Budapest  in  den 
Jahren  1894/95,  bezw.  1890/95.:  Budapest  sz^kes  föväros  statisztikai  evkönyve: 
Statistisches  Jahrbuch  von  Budapest  1.  Jahrg.  (fOr  t894)  Budapest  1896,  S.  248  ff. 

Unterriolitswesen,  das,  in  Wien.  1.  Volks-  und  Spezialschulen,  bearbeitet  von 
W.  Löwy.  Wien  189U.  (Sonderabdruck  aus  dem  „Oesterreichischen  Städte- 
buch", Jahrg.  III.) 

Volksschulen,  die  kommunalen,  in  Wien  im  Jahre  1879  und  in  dem  vorausge- 
gangenen Jahrzehnt  1869—1878.    Wien  181%. 

Volksschulen,  die,  in  Ungarn,  Kroatien  etc.  im  Jahre  1851.  Wien  1853.  (Mit- 
teilungen aus  dem  Gebiet  der  österr.  Statistik,  Jahrg.  II.) 

Voranschlag  der  deutschen  Volks-  und  Bürgerschulen  der  k.  Hauptstadt  Prag. 
Jahrgänge  1876—1888.    Prag. 

V.  "Wilhelm,  A.,  Das  österreichische  Volks-  und  Mittelschul wesen  in  den  Haupt- 
momenten seiner  Entwicklung  seit  1812.    Prag  1874. 


ITöptanitök  lepja.  Vol.  I.  ff.  Budapest  1874—1896.  (Journal  far  ungarische 
Volksschullehrer.) 

Szabdlyzat  a  föväros  elemi  n^piskolainak  szervezdse  ^s  a  tanitöi  fizet^sek  rendezäse 
targyäban.  Budapest  1877.  (Regulativ  betreffend  die  Organisation  der  öffent- 
lichen Elementarschulen  in  Budapest  und  Feststellung  der  Gehaltsbezüge  der 
Lehrkräfte.) 

Szente,  Jözsef,  Utasitäs  a  szamolögöp  hazsnäläsära  n^piskolai  tanitök  szämära. 
Budapest  1873.  (Instruktion  für  die  ungarischen  Yolksschullehrer  in  Bezug 
auf  den  Gebrauch  der  Kechenmaschine.) 

Tanterv  a  n^piskoJäk  sz&m&ra.  2  Hefte.  Budapest  1870—77.  (Lehrplan  für  unga- 
rische VolKBSchulen.) 

Tanterv  a  polgäri  iskoläk  szämära.  2  Hefte.  Budapest  1873-77.  (Lehrplan  für 
ungariscne  Bürgerschulen.) 

Utasitäs  a  j^olgäri  közs^gi  iskolasz^kek  szto&ra.  Budapest  1876.  (Instruktion  für 
die  städtischen  Bürgerschulen  in  Ungarn.) 

Utasitä«  a  n^piskolai  oktatäs  szäm&ra.  Pest  1869.  (Instruktion  für  den  Unter- 
richt an  ungarischen  Volksschulen.) 

VallÄ8-^8  közoktat&ai,  a.  m.  k.  minisztemek  a  közoktatäs  &llapotäröl  szölö 
jelent^se.  <XVI1.  Bericht  des  kgl.  ungar.  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht 
an  den  Reichstag  über  den  Stand  des  ungarischen  Unterrichtswesens.  2  Bände. 
Band  I:  Die  Volksunterrichtsanstalten  im  Schuljahre  1886/87.  Bandll: 
Die  mittleren  und  höheren  Lehranstalten  und  die  Universitäten  und  kulturellen 
Institute  im  Studienjahre  1887/8S.    Budapest  1888. 


Piedohozl  rozvrh  obecnych  a  meätänskych  skol  ceskych  obce  Prazsk,  1876—1888. 
Prazsk.  (Voranschlag  der  tschechischen  Volks-  und  Bürgerschulen  der  Stadt- 
gemeinde Prag  pro  1876—1888.) 


Annuario  delle  scuole  popolari  del  Tirolo.    Pubblicato  dell*  i.  r.  consiglio  scola- 
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stico  pro  Tinciale  pel  Tirolo.    Edizione  italiana  corata  da  G.  Stanger.    An- 
nata  I.    Innsbruck  1896. 
Mmiieipio  di  Trieste.    Genni  statistici  snlle  scaole  comonali,  1 878— 1880.    Triost 

1.  BaTsland. 

daifb^anifl  o  Hapo^BUxi»  yqMJHiuaxi»  MaoiicTepcTBa  aapo^Baro  npocrlmieBiii  H. 
KopHBJoBa.  CT.-IIeTep6ypn>  1862.  (Bemerkungen  aber  die  Volksschulen  des 
Ministeriums  der  Volksaufkl&mng  Yon  J.  Komflov.)    St  Petersburg  1862. 

OT^ieTi»  o  cocTOflBiB  ropo^cBflxi»  aaqajibBbix'b  yqB.iBU^'b  yTpenAeBBbixii  Mocrobckio 
ropoACKofO  ayMoH),  1888->1889.  (Moskau  1890.)  [Rechenschaftsbericht  über  den 
Zustand  der  von  dem  Gemeinderat  der  Stadt  Moskau  yerwalteten  Volksschulen 
in  dem  Schu^ahre  1888/89.] 

IlepBoe  AecflTBJi'bTie  Haqa.ibBUXi»  yqB.«Bnvb  bi>  B-bA-bBiB  C.-IIeTepGyprROB  ropo^^cRotf 
Ayuii,  1877—1887.  C.-neTep6ypni  1888.  (Uebersicht  über  die  ersten  10  Jahre 
(1877—1887)  ihrer  Wirksamkeit  der  unter  die  Oberaufsicht  des  Gemeinderats 
yon  St.  Petersburg  gestellten  Volksschulen.) 

V.  Jtmg-Stillüigy  Beitrag  zur  Statistik  der  eYangelisch-lutherischen  Landyolksschulen 

in  Liyland.    Riga  1879.    Mit  4  graphischen  Tafeln. 
BuBsisohe  Ministerium,  das,  der  Aufklärung  und  die  lutherische  Volksschule  in 

Livland.:  Rufs.-balt.  BL,  Heft  4.    Leipzig  1888. 
Strämpell,  Lehrpl&ne  für  Knaben.  Elementarschulen  im  Dorpater  Lehrbezirk.  Dor- 

pat  1869. 
TTneere  Dorfschule,  auf  Grundlage  der  neuesten  statistischen  Publikationen.:  Bufo. 

Rev.,  Bd.  XXIX.    St.  Petersburg  1889,  S.  268/327  u.  415/470. 

SohödoFerrotiy  D.  K.,  Lettres  sur  Tinstruction  ^opulaire  en  Russie.  Adresstes 
k  M.  le  comte  D.  Tolstoi  (Ministre  de  Tinstruction  publique).    Berlin  1869. 

i.  Schweiz. 

Baumgartner,  0.  P.,  Die  Volksschulbestrebungen  in  der  Schweiz  und  insbesondere 
in  Graubünden  yon  1760  bis  1837.:  Päd.  BL,  Bd.  XVI.    Gotha  1887,  S.  415  ff. 

Dietrich,  R.,  Schweizerisches  Volksschalwesen.    Wiesbaden  1896. 

QeBetzesvorBohlafiT  über  die  Primarschulen  des  Kantons  Solothum.  Solothum  1872. 

KinkeliTi,  H.,  Statistik  des  Unterrichtawesens  in  der  Schweiz  im  Jahre  1871.  Im 
Auftrage  des  schweizerischen  Departements  des  Innern  bearbeitet  2  Teile. 
Basel  1873—75.  (Teil  I.:  Gesetzgebung  über  das  Prim&r-  und  Sekundftrschui- 
wesen.    Teil  IL:  Statistik  der  Primärschulen  und  Ergänzungen  zu  Teil  I). 

Iiehrplan,  allgemeiner,  für  die  thurgauischen  Primarschulen.    Frauenfeld  1871. 

Ekshxnid,  J.  G.,  Die  schweizerischen  Primärschulen  oder  ein  bescheidener  Beitrag  zur 
Beantwortung  der  Frage:  Weiches  ist  die  beste  Primärschul-Organisation?  Bern 
1878. 

XJnterriohtsplan  für  die  Primarschulen  des  Kantons  ünterwalden  nid  dem  Wald. 
Staus  1864.  

EbosU,  f.,  (Mme),  L*instruction  primaire  en  Suisse.    Paris  1885. 
Maffuin,  H.,  Notes  et  documents  sur  Tätat  de  Tinstruction  populaire  en  Suisse. 
Paris  1878. 

B^lement  pour  les  ^coles  primaires  du  cantou  de  Fribourg.    Frlbourg  1850. 

k.  Schweden  und  Norwegen. 
ÜTougaret»  F.,  De  Tenseignement  populaire  en  SuMe.    Paris  1869. 

Beretning  om  Almueskolevsesenets  Tilstand  i  Kongeriget  Norges  Landdistrikt  for 
Aarene  1861—1863.  Kristiania  1867.  (Bericht  über  den  Zustand  der  ländlichen 
Gemeindeschulen  im  KReich  Norwegen  für  die  Jahre  1861—1863). 

Beretning  om  Skolevssenets  Tilstand  i  Kongeriget  Norges  Landdistrikt  for  Aarene 
1864—1876.  10  parten.  Kristiania  1869-78.  (Bericht  über  den  Zustand  der 
ländlichen  Gemeindeschulen  des  KReichs  Norwegen  in  den  Jahren  1864-1876.) 
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1.  Spanien  und  Portugal. 
Coleooiön  legislativa  de  primera  ensefianza,  desde  1^  deenero  de  1877  hasta  31  di- 

ciembre  de  1883.    Madrid  (1884).    [Sammlung  von  Gesetzen  aber  den  Primfir- 

Unterricht  in  Spanien  seit  1.  I.  1877  bis  31.  XII.  1883] 
Iiegislaciön  de  instrucciön  primaria.    Becopilaciön  y  comentarios  a  las  leyes,  reg- 

lamentoSy  reales  ördenes,  decretos  y  circulares,  dictadas  sobre  el  ramo  de  primera 

ensefianza  en  Espafia.    Publicada  por  la  redacciön  de  la  Gazeta  de  instrucciön 

primaria  de  Lärida.    L^rida  1867. 

Apendioe  k  la  educaciön  populorum,  pars  I:  Decadencia  de  los  officios  y  artes  en 

£Bpafia.    Madrid  1775. 
Barrantes,  Y.,  La  instrucciön  primaria  en  Filipinas.    Manilla  1869. 
Estadlatioa  general  de  primera  ensefianza.    2  vols.    Madrid  1870—1880.: 
Molina»  R.,  La  instrucciön  primaria.    Madrid  1882. 

Herpin,  J.  Gh.,  Rapport  sur  les  progr^s  et  T^tat  actuel  de  Tinstruction  primaire 
en  Espagne.    Paris  1864.         

In8trac9äo  primaria  em  Portugal  Estatistica  por  districtos  e  concelhos  das  escolas 

Srimarias  mantidas  ou  näo  pelo  estado  segundo  os  dados  obtidos  pela  inspec^So 
e  1863  a  1864.    Lisboa  1867. 

m.   Griechenland. 

ner^i8rje,  A,  /*.,  J^ro&X'te&^etS  TtpaxTtxal  dSrjyiai  atepi  8t8axaUas  uad^uArov  iv 
Tou  8r)ftoriHots  axo?Mote.  *Ev  Ad^vais  1881.  (Petrid^s,  D.  G.,  Praktische  Ele- 
mentarunterweisungen  über  die  Unterrichtsmethode  in  den  Prim&rschulen  Grie- 
chenlands.) 

Biv&vkoSy  r,,  Gtauolöyiov  rije  Stj/uorixtfe  ixnaiSeiSaeoiSy  \S3Z — 1883.  'Er  ^Adi^vais 
1S84.  (Griechische  Yolksschulgesetzgebung  umfassend  die  Jahre  1833—1883. 
Herausgegeben  you  G.  Venthylos.) 

B^draavoe,  M.  /.,  Ädyos  neQl  Stj^ortx^e  toaidei&aetos  and  rßv  %q&v(ov  r^e  Mfjv. 
^E&veyfoaias  ui^Pi  ai^ue^ov,  ^Ev  Ad^vous  1882.  ( Abhandlung  Über  den  piechi- 
sehen  Yolksschulunterricht  seit  dem  Bestehen  der  griechischen  Nationaht&t  bis 
zu  unseren  Tagen.) 

4.  Aursereuropftische  Kulturstaaten. 

a.  Ver.  Staaten  von  Amerika. 
Common  schools  of  Cincinnati.     Annual  reports  1S69  sqq.    Cincinnati. 

BtiisBoxi,  B.,  L*enseignement  primaire  au  congr^s  d'^ducation  et  &  Texposition  sco- 

laire  de  Chicago.    Paris  1896. 
EommLunalBchulen,  die,  in  Chicago.    Ein  Beitrag  zu   den  Besprechungen  des 

Schulwesens  der  Stadt  Mannheim.    Mannheim  1869. 

b.  Republik  Chile. 

Diaz  Frado,  J.  A..  Memoria  sobre  instrucciön  primaria  presentada  a  la  Universidad 
de  Chile.    De  la  instrucciön  primaria  en  Chile.    Santiago  de  Chile  1856. 

läUiBf  M.  y  G.  y.  Amunatögui,  De  la  instrucciön  primaria  en  ChilL  Santiago  de 
Chile  1856. 

Beoopilaciöii  de  leyes,  reglamentos,  decretos  supremos  i  circulares  sobre  instrucciön 
primaria  en  Chile.    Santiago  de  Chile  1869. 

Beglamento  para  los  establicimientos  municipales  de  instrucciön  primaria  de  Val- 
paraiso.   Santiago  de  Chile  1861. 

c.  Republik  Costa  Rica. 
Iioy  de  edacaciön  comun  y  reglamento  de  la  misma.    San  Josö  de  Costa-Rica  1887. 
(Gesetz   und   Regulativ  bezüglich  des  Yolksschulanterrichts   in   der    Republik 
Costa-Rica.) 

d.  Republik  Uruguay. 
Memoria  por  el  Inspector  nacionaJ  de  instrucciön  primaria.    10  vols.    Montevideo 
1876-1886. 
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Varela»  J.  A.,  Memoria  correspondiente  &  los  afios  de  1879  y  1880,  presentada  &la 
Direcciön  de  iDstracciön  pabllca.  2  tomi.  Montevideo  1881.  (Tom.  I.  Memoria 
del  Inspector  nacional.  de  instrucciön  primaria.  Tom.  II.  Memorias  de  los  In- 
Spectores  de  escaelas  de  los  departementos  de  campaua.) 

e.  Britisch-Indien. 

D'Cniz»  L.  W.,  The  Education  Code  for  European  schools  in  Bengal.:   Calc.  Roy. 

N«  CLXVIII.    Calcutta  1887. 
Gasper»  G.  S.,  Bengal  European  School  Code.:  Calc.  Rev.  tl^  CLXIX.     Calcntta 

1887. 
Finootty  Fr.,  Primary  edacation  in  India. :  Nat  Rev.,  1884.    London. 
Trevelyan,  Ch.  £.,  Edacation  of  the  people  of  India.    London  1838. 

f.  Japan. 

Kannegiesser,  Das  Volksschalwesen  im  heatigen  Japan.:  P&d.  BL,  Bd.  XIX.  Gotha 
189U,  B.  105ff  mit  Karte. 


V.  Die  FortbildungsBohule 

(als  Ergänzung  des  Yolksschal-  bezw.  Elementarunterrichts). 

AndreB,  H.,  Yerfassungs-  und  Gesetzeskunde  far  die  Fortbildungsschulen  des  Grob- 
herzogt. Hessen.    Giersen  1893. 

Armstrofl;  W.,  Die  Fortbildungsschule,  ihre  Aufgabe,  Organisation  etc.  Zurieich 
Bericht  über  die  städtische  Sonntags-  und  flandwerkerfortbildungsschule  zu  Duis- 
burg.   Duisburg  1877. 

BexnaeT,  W.,  Die  Entwicklung  der  Fortbildungsschulen  und  der  gewerblichen  Fach- 
schulen in  Preursen,  soweit  dieselben  zum  Ressort  des  Ministeriums  für  Handel 
und  Gewerbe  gehören.  Nach  der  Denkschrift  vom  April  1891  und  dem  Staats- 
haushalt von  1894/95.    (Statistische  Zusammenstellung.)    Bonn  1895. 

Darleg^ung  der  im  ER.  Sachsen  mit  der  Fortbildungsschule  gemachten  Erfahrungen. 
Mittels  k.  Dekrets  vom  3.  November  1879  den  Ständen  des  Landes  zugegangen. 
Dresden  1879. 

Einführung,  die  bevorstehende  obligatorische,  von  Fortbildungsschulen  für  sächsische 
Jünglinge  von  14—17  Jahren.    Oschatz  1873. 

Entetehnng  und  Entwicklung,  die,  der  gewerblichen  Fortbildungsschulen  und 
Frauenarbeitsschulen  in  Württemberg.  Herausgegeben  von  der  k.  Kommission 
für  die  gewerblichen  Fortbildungsschulen.  2.  Aufl.  Stuttgart  1889.  Nebst  Karte 
von  Württemberg  und  5  graphischen  Beilagen. 

FortbildiuigSBohiiley  die  unterfränkische.  Herausgegeben  von  F.  Mann.  Gruppe  A. 
Nr.  1.  Skizze  der  Geschichte,  Organisation  und  Statistik  des  unterfränkischen 
polytechnischen  Centralvereins  und  seiner  Schulen  von  C.  Maier.  Würzburg 
1880. 

Fortbildungsschulen,  die  kaufmännischen,  zu  Berlin.  Festschrift  zur  Feier  des 
10  jähr.  Bestehens  der  Anstalten  am  1.  X.  1895.    Berlin  1895. 

Fortbildungstinterrioht  in  der  städtischen  Gewerbeschule  zu  Stuttgart.(Bericht 
über  die  Jahre  1871-1884.)    Stuttgart. 

Friberg,  Maikki,  Die  Volkshochschulen  im  Norden.  Vortrag.  Berlin  1895.  (In  Skan- 
dinavien versteht  man  unter  Volkshochschulen  keine  populären  Universitätskurse, 
sondern  Fortbildungsschulen  für  Erwachsene.) 

Gewerbliche  Fortbildungswesen,  das.  Sieben  Gutachten  und  Berichte  vom  Verein 
für  Sozialpolitik.    Leipzig  1879.    (Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  XV.) 

G-linzer,  E.,  Der  Sonntagsunterricht  und  seine  Zukunft.  Vortrag  zu  Kassel  1893. 
2.  Aufl.    Leipzig  1894. 

Hensehke,  Ulrike,  Denkschrift  über  das  weibliche  Fortbildungsschulwesen  in  Deutsch- 
land.   Berlin  1893. 

Jütting,  W.  und  F.  Vorbrodt,  Lehr-  und  Lesebuch  für  aligemeine  und  gewerbliche 
Fortbildungsschulen  etc.    Teil  I:  Für  allgemeine  Fortbildungsschulen  mit  be- 
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Bonderer  Berflcksichtigang  der  BedQrfnisse  des  gewerblichen  Lebens.  2.  Anfl. 
Braanschweig  1879. 

Kamp,  0.,  FortbildangsBchulen  für  Mädchen.  Auf  Grund  eines  Yom  Verfasser  am 
27.  August  18S7  in  der  Frankfurter  allgem.  Lehrerversammlung  gehaltenen  Vor- 
trags.   Berlin  1888. 

Kummer»  J.  J.,  Das  Fortbildungsschulwesen.    Vortrag.    Bern  1874. 

Iiautz,  Th.,  Die  Fortbildungsschulen  der  Zukunft  im  Anschlufs  an  die  Geschichte 
und  bisherige  Organisation  der  Fortbildungsschulen  in  Nassau.  Wiesbaden  1878. 

„Iieidsch  Toynbeewerk" :  Die  neu  errichtete  Fortbildungsanstalt  für  Fabrikarbeiter 
und  Handwerker  in  Leiden  (in  holländischer  Sprache).:  de  Kcon.,  jaarg.  XLL 
*s  GraYcnhage  1892. 

IieBebuoh  für  landwirtschaftliche  Winter-  und  Fortbildungsschulen,  bersg.  auf  Ver- 
anlassung des  landwirtschaftlichen  Vereins  fOr  HheinpreuCsen.    Bonn  1890. 

Iiüders,  E.  und  0.  Simon,  Denkschrift  über  die  Entwicklung  der  gewerblichen 
Fortbildungsschulen  und  der  gewerblichen  Fachschulen  in  Preufsen  während 
der  Jahre  1891  bis  1895.    Berlin  189G. 

Xfachrloht»  I— XLV.  von  dem  Zustande  der  sonntäglichen  Freischnlen  zu  Berlin 
für  versäumte  Handwerkslehrlinge  etc.    Berlin  1800—1844. 

Nagel,  B.,  Die  gewerblichen  Fortbildungsschulen  Deutschlands.  Reisestudien  und 
Reformvorschläge  auf  Grund  eines  den  k.  preufsischen  Ministerien  des  Kultus  und 
Handels  eingereichten  Reiseberichts.    Eisenach  1877. 

Fache,  0.,  Qesetzeskunde  und  Volkswirtschaftslehre  in  der  Fortbildungsschule. 
2  Teile.  Leipzig  1878—1888.  (TeilL:  Die  Lehre  vom  Staate,  Teil  IL:  Die  Lehre 
von  der  Gesellschaft.) 

— ,  Die  zeitgemäfse  Gestaltung  der  deutschen  Fortbildungsschule.  Wittenberg  1890. 

— ,  Handbuch  des  deutschen  Fortbildungsschulwesens.    L  Teil.     Wittenberg  1896. 

FatuBchka,  A.,  Die  Praxis  der  Fortbildungsschule.  Unter  Mitwirkung  genannter 
Autoren  bearbeitet.    Wittenberg  1889. 

Fauliok,  H.,  Lehrbuch  für  Fortbildungs-,  Fach-,  Gewerbe-  und  Handwerkerschulen 
und  Lehrwerkstätten  etc.    Band  1  und  IL    Dresden  1893. 

Beichenau,  £.,  Fortbildungsunterricht  im  Anschlufs  an  die  Volksschule  als  Mittel 
der  Volkserziehung.    Berlin  1869. 

Bessel,  G.  A.,  Die  Fortbildungsschule.  Ein  Handbuch  aller  einschlägigen  Gesetze, 
Verordnungen  und  Erlässe  nebst  Formularien  zur  Amtsführung  für  Genossen- 
schaften, Behörden  und  Schulleitungen.     Wien  1895. 

Batzxmgen  für  die  gewerblichen  Fortbildungsschulen  in  München.  3  Hefte.  München 
1872—76. 

Bohell,  W.,  Das  gewerbliche  und  ländliche  Fortbildungsschulwesen  in  Preufsen. 
Düsseldorf  1889. 

Behmitt,  Harry,  Die  kaufmännischen  Fortbildungsschulen  Berlins.  Ihre  Entstehung 
und  Entwicklung,  sowie  die  gegenwärtige  Organisation  der  kaufmännischen  Fort- 
bildungsschulen Inselstr.  '2—b  und  Dorotheenstr.  13  u.  14.    Berlin  1891. 

— ,  Das  kaufmännische  Fortbildungswesen  Deutschlands;  seine  gegenwärtige  Gestal- 
tung und  Ausdehnung.  Mit  tabellarischer  Uebersicht  über  das  gesamte  kaufmän- 
nische Fortbildungsschulwesen  Deutschlands  in  7  Tafeln.    Berlin  1892. 

Btoerl,  H.,  Das  Fortbildungsschulwesen  im  KBeich  Sachsen  in  seinen  gesetzlichen 
Bestimmungen.    Leipzig  1896. 

— ,  Ein  Wort  zur  Geschichte  des  Leipziger  Fortbildungsschulwesens.  Leipzig  1803. 

Versuch  die  berlinischen  Sonntagsschulen  gegen  einigen  Widerspruch  in  Schutz  zu 
nehmen.    Berlin  1801. 

"Werther,  W.,  Verordnungen  betreffend  das  Fortbildungsschulwesen  in  Preufsen 
Leipzig  1890. 

Zimmermann,  J.  W.,  Ein  offenes  Wort  über  Fortblldungsanstaltcn  und  kaufmän- 
nische Schulen.    Leipzig  1868. 


Alexander,  J.  W.,   The  American  sundey-school  and  its  adjuncts.    Philadelphia 
8.  1.  (1856.) 
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Battersen  (Lord),  Eveniog  continaation  schools.:   N.  Rev.  Nr.  51.    London  1893. 
Heller,  Th.  £.,  The  new  code  for  eyening  schools,  1894—1895.    London  1S94. 
— ,   The  new  code  for  evening  continaation  schools  1896-97.    London  1896. 
Bchool  Board  for  London.    Annual  report  of  the  special  Gommittee  on  evening 

classes.     13  parts.    Lonion  1882—95. 
Sootoh  Code  of  regulations  for  evening  continuation  schools,  with  schedule  and  ap- 

pendix.    London  1893.    (Parliam.  paper). 
Smith,  Sam.,  A  plea  for  continuation  schools.:  Contemp.  Rov.,  1891,  Jdy.    London. 

BuisBon,  F.,  Edncation  populafre  des  adultes  en  Angleterre.    Paris  1896. 
L*Ediioation  populaire  des  adnltes  en  Angleterre.  Paris  189G.    (Darin  n.  a.:  Coors 

du  Boir.    Los  institutions  polytechniques.  —  L'^ucation  sociale  de  Toamer.) 
Ville  de  Yerviers.    Reglement  des  ^coles  d'adultes.    Verviers  1868. 

Grosso,  A.,  Manicipio  di  Bologna.  Relazione  solle  scnole  serali  per  gli  adulti  anal- 
fabeti.  Bologna  1869.  (Bericht  über  die  Bologneser  Abendschulen  für  erwachsene 
Analphabeten.)  

VI.  Die  Hittelsohulen  und  höheren  Lehranstalten. 

Geschichte,    Gesetzgebung,  Methodik,  Statistik  und  Allgemeines. 

(Die  Abkürzung  (Pr.)  in  Abteilung  VI  bedeutet  Programmabhandlung.) 

1.  Die  Staaten  des  Deutaehen  Reiohs. 

a.   Deutschland  im  allgemeinen. 

Bamn^arten-CrusiuB,  D.  R.  W.,  Briefe  über  Erziehung  und  Bildung  in  Gelehrten- 
schulen.   Leipzig  1824. 

Beier,  Die  Mathematik  im  Unterrichte  der  höheren  Schulen  Ton  der  Reformation 
bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts.    Krimmitschau  1879.    (Pr.) 

Brauns  und  Theobald,  Statistik  der  deutschen  Gymnasien  für  das  Jahr  1835. 
Kassel  1835. 

Brons,  B.,  Ueber  die  gemeinsame  Erziehung  beider  Geschlechter  an  den  höheren 
Schulen.    Hamburg  1888. 

Brückner,  T.,  Wissenschaftliche  Vertiefung  der  Unterrichtsmethode  auf  dem  Gym- 
nasium.   Fürstenwalde  1885. 

Christaller»  £.,  Ueber  unser  Gymnasialwesen.    Leipzig  1884. 

Conrad,  C,  Die  französische  Sprache  als  Unterrichtsgegenstand  für  Gelehrten- 
schulen.   Berlin  1835.    (Gymnasialprogramm.) 

Gemlh,  Statistik  der  Gymnasialabitnrienten  im  Deutschen  Reich  w&hrend  der  letzten 
drei  Schuljahre.    Berlin  1895. 

Grefsler»  J.,  Die  Mittelschulfrage  vom  theoretischen  und  praktischen  Standpunkte 
aus  beleuchtet.    Hllgenbach  1890. 

Grupp,  Rud.,  Die  deutschen  Didaktiker  und  die  Schulen  des  XII.  und  XIIL  Jahr- 
hunderts.   2  Teile.    Brandenburg  a.  H.  1888-89. 

Handbuch  der  Erziehungs-  und  Unterrichtslehre  für  höhere  Schulen.  In  Verbin- 
dung mit  genannten  Autoren  herausgegeben  yon  A.  Baumeister.  I.  Band  in 
2  Abteilungen.  MtUichen  1897.  (Bd.  1,  Abt.  1.:  Geschichte  der  P&dagogik  mit 
besonderer  Berücksichtigung  des  höheren  Unterrichts wesens  yon  Th.  Zicgler 
(Prof.,  Strafsburg),  27  Bogen.  Bd.  I,  Abt  2.:  Die  Einrichtung  und  Verwaltung 
des  höheren  Schulwesens  in  den  Kulturländern  von  Europa  etc.  in  Verbindung 
mit  zahlreichen  Mitarbeitern  unter  Redaktion  des  Herausgebers.    57  Bogen.) 

Hartmann,  Ed.,  Ta^esfragen.  Leipzig  1896.  (Darin  u.  a.:  Der  deutsche  Unter- 
richt im  Gymnasium.) 

Hasemann,  P.,  Die  Ueberbürdung  der  Schüler  in  den  höheren  Lehranstalten  Deutsch- 
lands mit  Beziehung  auf  die  Wehrhaftigkeit  des  deutschen  Volkes.  StraCs- 
burg  1884. 

Heussi,  J.,  Die  Mathematik  als  Bildungsmittel.   Berlin  1836.   (Realschulprogramm.) 

V.  Hirschfeld,  L.,  Gymnasialunterricht  und  Fachbildung.    Leipzig  1887. 
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Homemazm,  F.,  Die  Zukunft  unserer  höheren  Schulen.  Hannover  1887.  (Schriften 
des  dtsch.  fiinheitsschulvereins,  Heft  2.) 

JahreBberiohte  über  das  höhere  Schulwesen  herausgegeben  yon  G.  Bethwisch. 
Jahrgänge  I.-XI.  fQr  die  Jahre  1886-1896.    Berlin  1887-1897. 

jtOing,  Das  Gymnasium  mit  zeh^j&hrigem  Kursus. :  Schriften  d.  deutschen  £inheit8- 
schuWereins,  Heft  7.    Hannover  1890. 

— ,  Taschenbuch  der  höheren  Schulen  Deutschlands  1891/92.    Leipzig  1892. 

Klmnpp,  F.  W.,  Die  gelehrten  Schulen  nach  den  Grundsätzen  des  wahren  Humanis- 
mus.   2  Teile.    Stuttgart  1829—1830. 

Kömer,  F.,  Die  Bedeutung  der  Realschulen  für  das  moderne  Kulturleben. 
Leipzig  1851. 

Kolb,  C,  Die  städtischen  Lateinschulen  am  Endo  des  Mittelalters.  Schw&bisch- 
HaU  1887. 

Kreyssiff,  F.,  Ueber  Realismus  und  Realschnlwesen.    Berlin  1872. 

Ktmtaemüller,  0.,  Die  üeberfüllung  der  gelehrten  Fächer.    Deren  Ursachen  und 

Mittel  zur  Abhilfe.    Berlin  1889. 
Iian^e,    Helene,  Entwicklung  und    Stand   des   höheren   M&dchenschulwesens  in 

Deutschland.    Berlin  1893. 

Haerkel,  P.,  Herbart  und  der  Religionsunterricht  an  höheren  Lehranstalten. 
Berlin  1897.    (Pr.) 

Meyer,  Lothar,  Mathematik  und  Naturwissenschaften  in  der  Einheitsschule.  Han- 
nover 1887.    (Schriften  des  deutschen  Einheitsschulvereins,  Heft  1.) 

Mutsell«  J.,  Pädagogische  Skizzen,  die  Beform  der  deutschen  höheren  Schulen  be- 
treffend.   Berlin  1850. 

Mushacke,  Statistisches  Jahrbuch  der  höheren  Schulen  und  heilpädagogischen  An- 
stalten Deutschlands,  Luxemburgs  und  der  Schweiz.  46  Jahrgänge.  Leipzig 
1854—1897.  (Die  neue  Folge  beginnt  mit  dem  Jahr  1880,  die  erste  Folge  fahrt 
den  Titel  Mushackes  Schulkalender.) 

Na^el,  Chr.  H.,  Die  Idee  der  Realschule  mit  Berflcksichtigung  der  Thierschen 
Schrift:  „Ueber  den  gegenwärtigen  Zustand  des  öffentlichen  Unterrichts  in  den 
westlichen  Staaten  von  Deutschland "    Ulm  1840. 

— ,  Reiseerfahrungen  über  den  gegenwärtigen  Zustand  des  Realschulwesens  in 
Deutschland.    Ulm  1844. 

Faohtler,  G.  M.,  Die  Reform  unserer  Gymnasien.    Paderborn  1883. 

Faulsen,  Fr.  Geschichte  des  gelehrten  Unterrichts  auf  den  deutschen  Schulen  und 
Universitäten  vom  Ausgang  des  Mittelalters  bis  zur  Gegenwart.  Mit  besonderer 
Racksicht  auf  den  klassischen  Unterricht.    2.  Aufl.    2  Bde.    Leipzig  1896. 

FertheB,  0.,  Die  Mitschuld  unseres  höheren  Schulwesens  an  der  UeberfaUung  in 
den  gelehrten  Ständen.    Gotha  1889. 

Fetersdorfl^  R.,  Die  wichtigsten  Punkte  der  Methodik  im  gymnasialen  Unterricht. 
L  TeiL    Leipzig  1882. 

Fietzker,  F.  und  P.  Treutlein,  Der  Zudrang  zu  den  gelehrten  Berufsarten,  seine 
Ursachen  und  etwaigen  Heihnittel.  Braunschweig  1889.  (Zwei  vom  „Allge- 
meinen Deutschen  Realschulmännerverein**  preisgekrönte  Arbeiten.) 

Bethwisoh,  G.,  Deutschlands  höheres  Schulwesen  im  XIX.  Jahrhundert.  Geschicht- 
licher Ueberblick  im  Auftrage  des  k.  preufsischen  Ministeriums  der  geistlichen, 
Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten.    Beriin  1893. 

Bibbeck,  A.  F.,  Ueber  die  den  Gymnasien  geziemende  Stellung  zu  den  verschie- 
denartigen Anforderungen  der  Zeit.    Berlin  1829.    (Pr.) 

Bohimmelpfengy  Die  gruppierende  Unterrichtsmethode.    Marburg  1 865.  (Pr.) 

Bohlemm,  0.,  Ueber  gymnasiale  Erziehung.    Chemnitz  1883. 

Sohneider,  L.,  Auch  eine  Gymnasialreform.  Ein  Beitrag  zur  deutschen  Kultur- 
geschichte.   Neu-Ruppin  1S77. 

Sohrilten  des  deutschen  Einheitsschulvereins.  Hefte  1—7.  Hannover  1887—1890 
(soweit  als  erschienen). 

V.  Boden,  A.,  Die  Einflüsse  unseres  Gymnasiums  auf  die  Jugendbildung.  2.  Aufl. 
Tübingen  18S4. 
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Steizuneyer,  Betrachtungen  über  unser  klassisches  Schulwesen.  2.  Ausg.  Krens- 
burg 1882. 

~,  Halbbildung  und  Gymnasium.     QrQnberg  1886. 

V.  TreitBohke,  H.,  Deutsche  K&mpfe.  N.  Folge.  Leipzig  1896.  (Darin  u.a.:  Die 
Beproduktionen  aus  den  „Preufsischen  Jahrbachern*':  Einige  Bemerkungen  Ober 
unser  Gymnasialwesen.  —  Die  Zukunft  des  deutschen  Gymnasiums.) 
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Paris  1889. 
Frogramma  della  civica  scuola  reale  superiore  in  Trieste,  1877—1884.    (Programm 

der  höheren  städtischen  Gewerbeschule  zu  Triest  etc ) 

c^   RuCsland. 

KiescKoe  a.ieKcaHApoBCKoe  ropo^cKoe  peuecieHHoe  yqH.iHu^e  sa  nepsue  9  M^cai^eBi» 
ero  cyu^ecTBOBaRlji.  Kieeii  (Kieff)  1875.  (Die  Alezanderschule  für  Künste  und 
Gewerbe  zu  Kieff  in  den  ersten  neun  Monaten  ihres  Bestehens.) 

Festschrift  der  polytechnischen  Schule  zu  Riga  zur  Feier  ihres  25jährigen  Be- 
stehens.   Riga  1887.  

Holst,  M.,  Ziel  und  Mittel  zur  Förderung  des  gewerblichen  Unterrichts  in  den  Ost- 
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Mather,  W.,  Notes  on  technical  education  in  Russia.:    Rep.  of  R.  Commission  on 

techn.  instr,  toI.  III.    London  1S83. 

c^   Schweiz. 

Böhmert,  V.,  Das  Studium  der  Wirtschaftswissenschaften  an  den  technischen  Hoch- 
schulen.   Zürich  1872. 
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EidgenössiBohes  Polytecbnlkani  in  ZOrich.  Bericht  über  die  Organisation  und 
das  Wirken  der  eidgenöss. -polytechnischen  Schule  in  Zürich.  Zürich  1875.  — 
Rapport  sor  TEcole  polytechniqne  snisse.  26  Hefte.  Zürich  1870—1895.  — 
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Oewerbeinstitatp  das,  zu  Lissabon.    Lissabon  1873. 

d.  AabereuropUsehe  Kultarstaaten. 

d^   Verein.  Staaten  Ton  Amerika. 
Constitution  and  by-laws  of  the  Franklin  Institute  of  the  State  of  Pennsylvania 
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1877—96. 
Place  of  scientific  and  technical  schools  in  American  education. :  Technology  Quar- 

terly,  voL  IV,  N°  4.    New  York  1891. 
Seaver,  £.  P.,  Mechanic  arts  high  schools.:    Bureau  of  Educ,  U.   States,   1889 

N«  2.    Washington. 
Warren,  S.  £.,  Notes  on  polytechnic  or  scientific  schools   in  the  United  States; 

their  nature,  posiüon,  aims  and  wants.    New  York  1866. 

Back»  H.,  Der  gewerblich- technische  Unterricht  in  Lehranstalten  der  nordameri- 
kanischen Union.    Frankfurt  a/M.  1895. 

Wedding,  H.,  Mitteilungen  Ober  die  technische  Erziehung  in  Nordamerika. :  Verb, 
d.  Vereins  z.  Beförd.  d.  Gewerbfl.,  Jahrg.  1877.    Berlin. 

d'.   Ghile. 
Beglamento  para  las  escuoles  de  artes  i  oficios.    Santiago  de  Chile  1864. 

d^.    C  a  n  a  d  a. 

Eduoational  Museum,  the,  and  school  of  art  and  design  for  Upper  Canada.  To- 
ronto 1858. 

Mather,  W.,  Technical  Instruction  in  Canada  and  the  United  States.:  Rep.  of 
R.  Commission  on  techn.  inst.,  yoL  II.    London  1883. 
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d^   Japan. 

Tokei  (Tokio.)    Imperial  College  of  engineering  (Kolu-Dai-Gakko.)    Reports  by  the 
principal  aad  professors  for  tbe  period  1873—1877.    Tokei  1877. 

Bdglement  de  TEcole  manufactari^re  de  Tokio.    Tokio  1883  (ganz  in  japanischer 
Sprache). 

d».  Kolonie  Neu-Süd-Wales. 
Combes,  B.,  New  South  Wales.    Report  on  technical  education.    Sydney  1887. 


VIIL  Universitäten. 

1.  Die  ünlTersltiteii  Im  Altertam  und  Mittelalter.    Die  UnirersiUlteii  Europas 

im  aligemeineii. 

Acta  scholastica  et  No?a  Acta  scholastica,   worinnen  auserlesenste  programmata 

und  der  Zustand  derer  berühmtesten  Schulen  und  Gelehrsamk.  entdeckt  wird. 

Leipzig  1738  ff. 
V.  Berber,   Th.,  Professoren,  Studenten  und  Studentenleben  Tor  1500   Jahren. 

Bern  1867. 
Brehm,  G.  N.,  Altertümer,  Geschichte  und  neuere   Statistik  der  hohen  Schulen. 

I.  (einziger)  Band.    Leipzig  1783. 

Denifle,  H.,  Die  Universitäten  des  Mittelalters  bis  1400.    I.  Bd.    Berlin  1885. 

Qaupp,  De  professoribus  et  medicis.    Breslau  1827. 

Kaemmel»  0.,  Die  Universitäten  im  Mittelalter. :  K.  A.  Schmid,  Gesch.  d.  Erziehung, 
fortgef.  von  G.  Schmid,  Bd.  II,  Abt.  1.    Stuttgart  1892. 

Ijaurioe,  S.  S.,  The  rise  aud  oarly  Constitution  of  Universities ;  with  a  survey  of 
mediaeval  education.  New  York  1887.  (Darin  enthalten  u.  a.:  The  Romano- 
Hellenic  schools  and  their  decline.  —  Influence  of  Christianity  on  education, 
aud  rise  of  Christian  schools.  —  Rlseof  Universities  (X^**  Century).  —  The  firstUn- 
versities.  --  The  University  of  Bologna.  —  üniversity  of  Paris.  —  Privileges  of 
Universities-faculties.) 

liucae.  Fr.,  Europäischer  Helikon  auff  welchem  die  Akademien  oder  Hohe  Schulen 
Europae  von  Anfang  der  Welt  an  sambt  ihren  vorn.  Lehrern  vorgestellt.  Frank- 
furt 1711. 

Heiners,  C^  Geschichte  der  Entstehung  und  Entwicklung  der  hohen  Schulen 
unseres  Erdteils.    4  Bde.    Göttingen  1802—1805. 

— ,  Historische  Vergleichung  der  Sitten  und  Verfassungen,  der  Gesetze  und  Ge- 
werbe, des  Handels  und  der  Religion,  der  Wissenschaften  und  Lehr- 
anstalten des  Mittelalters  mit  denen  unseres  Jahrhunderts.  3  Bde.  Gdt- 
tingen  1792-93. 

Montefredini,  F.,  Le  piü  celebri  Universitä  antiche  e  moderne.    Roma  1883. 

FrofesBoren  und  Studenten  während  der  römischen  Eaiserzeit,  von  H.  G. 
Leipzig  1861. 

Bashdall,  Hartings,  The  Universities  of  Europe  in  the  middle  ages.  3  parts. 
London  1895.  (Vol.  I.:  Salemo;  Bologna;  Paris.  —  Vol.  11,  part  t.:  Italy; 
Spain;  France;  Germany;  Scotland,  etc.  —  Vol.  II,  part  2.:  Oxford;  Cambridge; 
Student  lifo.) 

UnlversitieB,  the,  of  the  middle  ages.:  Edinb.  Rev.,  N^  377.    Edinburgh  1896. 

Alpy,  H.,  De  la  collation  des  grades  universitaires  dans  les  principaux   pays  de 

TEurope.    Paris  1879. 
Arnold,  M.,  Schools  and  Universities  on  the  Continent.    London  1868. 
liaurentp  0.,  Les  universit^s  des  deuz  mondes.    (Histoire^  Organisation,  ötudiants.) 

Paris  1896. 
Minerva.    Jahrbuch   der  gelehrten   Welt.    Herausgegeben   von   R.   Eukula    und 

K.  TrQbner.    Jahrg.  I— VI:  1891—1896/97.    Strafsburg.    (Nur  der  europäische 

Teil  macht  Anspruch  auf  Vollständigkeit.) 
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2.  Die  UniTersitlteu  des  Deatseheu  Reichs. 

a.   Gescliichte  und  Verfassung.    P&dagogische  und  ethische  Aufgaben.    Philologische 
und  theologische  Retormatoren.    AUgemeines. 

Anhalt,  £.,  Die  Universität.  Ueberblick  ihrer  Geschichte  und  Darstellung  ihrer 
gegenwärtigen  Aufgabe.    Jena  1846. 

Arnold,  M.,  Higher  Schools  and  Universities  in  Germany.    London  1882. 

Arnold,  W.,  Die  Bedeutung  der  kleinen  Universit&ten.    Marburg  1872. 

Auerbach,  Fei.,  Die  Entwicklung  der  deutschen  UniTersit&ten.    Breslau  18S5. 

Baur,  G.  A.  L ,  Ueber  die  Bedeutung  der  historischen  Eontinuit&t  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  deutschen  Universitäten,    üiefsen  1857. 

Bemhardi,  A.  F.,  Ansichten  aber  die  Organisation  der  gelehrten  Schulen.  Berlin  1818. 

Bird,  C.y  Higher  education  in  Germany  and  England.    London  1884. 

Blanchard,  Les  nniversit^s  allemandes.    Paris  1883. 

Böhlau,  H.,  Die  Bedeutung  der  kleinen  Universitäten.    Rostock  1875. 

Bressler,  H.,  Stellung  der  deutschen  Universitäten  zum  Baseler  Konzil,  Leipzig  18S5. 

Breton,  J.,  Notes  d*un  ätudiant  fran^ais  en  Allemagne  (Heidelberg,  Berlin,  Leipzig, 
Munich.)    Paris  1895. 

Bush,  G.  G.,  The  origin  of  the  first  German  universities.    Boston  1884. 

Bursian,  C,  Geschichte  der  klassischen  Philologie  in  Deutschland  von  den  An- 
fängen bis  zur  Gegenwart.  2  Teile.  Mtüichen  1883.  (Geschichte  der  Wissen- 
schaften in  Deutschluid,  Bd.  XIX.) 

Caron,  L ,  L*Allemagne  universitaire.    Amiens  1885. 

Conrad,  J.,  Allgemeine  Statistik  der  deutschen  Universitäten.:  Lexis,  Die  deutschen 
Universitäten,  Bd.  I,  S.  115/168.    Berlin  1893. 

— ,  Das  Universitätsstudium  in  Deutschland  während  der  letzten  50  Jahre.  Stati- 
stische Untersuchungen  mit  besonderer  Berücksichtigung  Preufsens.   Jena  1884. 

Conring,  H^  De  antiquitatibus  academiorum  dissertationes  VII.  Helmstädt,  1859; 
recogn.  C.  A.  Heumann.    Göttingen  1739. 

Dieaterweg,  F.  A.  W.,  Ueber  deuUche  Universitäten.    Essen  1838. 

V.  Döllinger,  J.  J.  Ign.,  Die  Universitäten  sonst  und  jetzt.   2.  Ausg.  München  1871. 

Erhard,  H.  A.,  Geschichte  des  Wiederaufblühens  wissenschaftlicher  Bildung  vor- 
nehmlich in  Deutschland  bis  zum  Anfang  der  Reformation.  3  Bde.  Magdeburg 
1627-32. 

EnlenburR,  Franz,  Ueber  die  Frequenz  der  deutschen  Universitäten  in  früherer 
Zeit.:  Jahrb.  f.  NatOek.  u.  Statist.,  III.  Folge,  Bd.  13.    Jena  1897. 

Flaoh,  J.,  Die  Reform  der  Universitäten.    Hamburg  1888. 

Flammermont,  J.,  Les  universit^s  allemandes.    Paris  1886. 

Gebhardt,  B.,  Die  deutschen  Universitäten  im  Mittelalter.:  Preufs.  Jahrb.,  Bd. 
LXXXVIII.    BerUn  1897. 

G-esner,  J.  M.,  Institutiones  rei  scholasticae.    Jena  17  t  5. 

V.  Oiesebrecht,  W.,  Ueber  den  Einflufs  der  deutschen  Hochschulen  auf  die  natio. 
nale  Entwicklung.    München  1870. 

Qoodriok,  A.  T.,  Decline  of  the  German  universities:  Macm.  Mag.,  Jnly  1880. 
London. 

Q-rirnm,  Hermann,  Deutsche  Kunst  auf  deutschen  Universitäten.:  D.  Rundsch., 
Bd.  LXXV.    Berlin  1893. 

Hart,  J.  M.,  German  Universities.  A  narrative  of  personal  ezperience.  New 
York  1874. 

Hartfelder,  E.,  Pb.  Melanchthon  als  praeceptor  Germaniae.  Berlin  1889.  (Monu- 
menta  Germaniae  paedagogica,  vol.  Yll.) 

Hasse,  C,  Die  Mängel  deutscher  Universitätseinrichtungen  und  ihre  Besserung. 
Jena  1887. 

Haupt,  Erich,  Plus  ultra.    Zur  Universitätsfrage.    Halle  1887. 

Hegel,  C,  Die  deutsche  Sache  und  die  deutschen  Hochschulen.    Rede  am  14.  XI. 
1870.    3.  Aufl.    Erlangen  1870. 
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HoohschulexL  Von  deutschen  Hochschulen  Allerlei  was  da  ist  und  was  da  sein 
sollte*,    fierlin  1869. 

Ingerslev»  C.  F.,  Bemerkungen  ftber  den  Zustand  der  gelehrten  Schulen  in  Deutsch- 
land und  Frankreich  1841. 

Jahrbuoh,  deutsches  akademisches.  Jahrg.  I.  u.  IL  (sowat  als  erschienen.)  Leipsig 
1876—77.    Mit  Porträts  und  den  Siegeüi  der  Hochschulen. 

Jahrbuch,  allgemeines,  der  üniversit&ten,  Gymnasien,  Lyceen  und  anderer  gelehrter 
Bildungsanstalten  in  und  aufser  Teutschland.    Band  I.    £rfurt  1798. 

Janihen,  J.,  Aus  dem  deutschen  Unlversit&tsleben  des  sechaehnten  Jahrhunderts. 
Frankfurt  a/M.  1886. 

Jörg,  J.  Gh.  G.,  Aphoristische  Winke  zur  richtigen  Beurteilung  teutscher  UniTorsi- 
täten  2  TeUe.  Leipzig  1819.  (Teil  II  u.  d.  T. :  Ueber  die  vier  Fakult&ten  in 
den  Universitäten  Teutschlands.) 

Kahler,  M.,  Die  Universitäten  und  das  öffentliche  Leben.  Ueber  die  Aufgabe  des 
akademischen  Unterrichts  und  seine  zweckmätsigere  Gestaltung.    Erlangen  1891. 

Kaufinanzi,  G.,  Die  Geschichte  der  deutschen  Universitäten.  2  Bände.  (Bd.  I. 
Vorgeschichte;  Bd.  II.  Entstehung  und  Entwicklung  der  deutschen  Universitäten 
bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters.)    Stuttgart  1888--1896. 

Ellumpp,  Fr.,  Die  gelehrten  Schulen  nach  den  Grundsätzen  des  wahren  Humanismus 
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Krause,  C.,  Helius  Eobanus  Hessus,  sein  Leben  und  seine  Werke.  2  Bde. 
Gotha  1879. 

Krug,  Ueber  deutsches  Universitätsleben.    Leipzig  1819. 
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LaverreiiB,  G.,  Die  Medaillen  und  Gedächtniszeichen  der  deutschen  Hochschulen. 
Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Universitäten  Deutschlands.  2  Teile  (Teil  I 
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Iiavlsse,  E.,  Universit^s  allemandes  et  universit^s  firan^aises«:  Rev.  des  deux  mondes, 
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Lexis,  W.,  Die  deutschen  Universitäten.  Für  die  Universitätsausstellung  in  Chi- 
cago. 1893.  Unter  Mitwirkung  zahlreicher  Universitätslehrer.  2  Bde.   Berlin  1893. 

liiard,  L.,  Universitös  et  facultas.    Paris  (1890). 

liübker.  Fr.,  Gregor  Wilhelm  Nitzsch,  sein  Leben  und  Wirken.    Jena  1864. 

Marbaoh,  G.  0.,  Universitäten  und  Hochschulen  im  auf  Intelligenz  sich  grOndenden 
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Masius,  H ,  Die  Einwirkung  des  Humanismus  auf  die  deutschen  Gelehrtenscbulen. 
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Meiners,  C.,  Ueber  die  Verfassung  und  Verwaltung  deutscher  Universitäten. 
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versitäten.   Hamburg  1860. 
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— ,  Zur  Reform  der  deutschen  Hochschule.    Bonn  1887. 
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mation.   Erlangen  1866. 

nfaohrioht,  kurtze,  von  denen  Akademien  und  Universitäten  überhaupt.  Halle 
0.  J.  (1709.) 
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nferrlich,  P.,  Das  Dogma  vom  klaasischen  Altertum  und  seine  geschichtliche  Ent- 
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OttOi,  B.  A.  B.,  6&nzliche  Umgestaltung  aller  Gelehrtenschulen  Deutschlands,  oder 
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— ,  Wesen  und  geschichtliche  Entwicklung  der  deutschen  Universitäten.:  Lezis, 
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Tübingen  1S84. 
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Studentenschaft,  die  deutsche.  Eine  akademische  Zeitstudie.  Zugleich  Ent<;eg- 
nung  auf  die  neuesten  Flugschriften  der  Korpsstudenten  und  Burschenschafter. 
Würzburg  1869. 
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Studententetiffel,  der,  das  ist:  getrewliche  Abkonterfeyung  des  aller  erschröcklich- 
sten  Tettffels,  so  jetzo  die  Erde  besäwet,  etc.  Darch  Bichardam  Jowirim  (Pri- 
▼atdoctum.)    Leipzig  18SS. 

Studententam,  das  gegenwärtige  deutsche,  seine  Parteien  und  die  GnindzQge  seiner 
£ntwickliing.  Dargelegt  in  der  Form  einer  Erwiderung  auf  die  Schrift:  Was 
sind  und  wollen  die  Korps?    Göttingen  1869. 

lieber  teutsche  Uniyersit&ten  und  Studenten.    Leipzig  1819. 

Vom  Schulden  machen  der  Studenten  auf  Dniversit&ten.    o.  0.  n.  J. 

Vestner,  G.,  Verzeichnis  der  an  allen  deutschen  Universit&ten  existierenden  Uni- 
versit&tsstipendien.    Erlangen  1890. 

Was  sind  und  wollen  die  Korps?  Entwurf  einer  Zusammenstellung  der  allgemeinen 
deutschen  Korpsprinzipien.    Göttingen  1869. 

V.  Zehender,  W.,  Die  korporativen  Organisationen  im  deutschen  Studentenlebcn 
Bektoratsrede.    Bestock  1876. 

Ziegler,  Th..  Der  deutsche  Student  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts.  Vorlesungen 
(17)  gehalten  im  Wintersemester  1894/95  an  der  Kaiser- Wilhekns-Üniversit&t  zu 
Stratsburg  (behandelnd  1.  das  Leben  des  deutschen  Studenten;  2.  das  akade- 
mische Studium).    3.  Aufl.    Stuttgart  1895. 

e.  Das  PromotioDsweseiL 

Altmann»  W.,  Die  Doktordissertationen  der  deutschen  UniTersit&ten  in  den  Jahren 
t8S5/b6  bis  1889/90.  SUtistische  Betrachtungen.  Nebst  einem  statistischen 
Oberblick  Aber  die  Doktordissertationen  der  französischen  Universitäten. 
Berlin  1891. 

Baumgart,  Max,  Grunds&tze  und  Bedingungen  zar  Erteilung  der  Doktorwürde  bei 
allen  Fakult&ten  der  Universitäten  des  Deutschen  Beichs  nebst  einem  Anhange 
enthaltend  die  Promotionsordnungen  der  Obrigen  Universitäten  mit  deutscher 
Unterrichtssprache:  Basel,  Bern,  Zürich,  Dorpat,  Czemowitz,  Graz,  Innsbruck, 
Prag  und  Wien.    4.  Auflage.    Berlin  1892. 

Carpin,  Das  Examenunwesen  auf  deutschen  Hochschulen  speciell  in  der  philosophi- 
schen Fakultät.    Leipzig  1895. 

HofEhiann,  M.,  Satzungen  und  Bedingungen  für  die  Erwerbung  des  Doktorgrades 
bei  den  medizinischen  Fakultäten  der  Universitäten  des  Deutschen  Beiches. 
Leipzig-Beudnitz  1889. 

KiirBinanl,  Ad.,  Ueber  den  kommissarischen  Entwurf  zur  Revision  der  deutschen 
medizinischen  Prüfungsordnung.    Heidelberg  1897. 

Oberbreyer,  M.,  Die  Reform  der  Doktorpromotion.  Statistische  Beiträge.  3.  Aufl. 
Eisenach  1877. 

Veatner,  G.,  Promotionsordnungen  für  Mediziner  an  den  Universitäten  Berlin,  Bonn, 
Breslau,  Erlangen,  etc.    Erlangen  1889. 

Warlomont»  De  la  valeur  du  diplöme  de  mödecin  allemand  d^livrä  par  les  jurys 
sp^ciaux  de  TAllemagne  du  Nord  ä  la  suite  de  Texamen  d*Etat.  Lettre 
adress^e  ä  M.  le  Ministre  de  rinstruction  publ.  ä  Bruxelles.  R^plique  aux  jour- 
naux  allemands,  et  deuxitoe  röplique.    Gand  et  Bruxelles  1880. 

Wemher,  Die  Promotionen  der  deutschen  medizinischen  Fakultäten  in  Besiehung 
zu  der  Bekanntmachung,  betreffend  die  Prüfung  der  Aerzte  etc.    Giefsen  1876. 

f.  Preolirfsebes  UniTersitfttswesen  Im  Allgemeiiieii« 

(Bindewald),  Der  Staatsminister  v.  Raumer  und  seine  Verwaltung  des  Ministeriums. 
Berlin  1^60. 

Dieterioi,  W.,  Geschichtliche  und  statistische  Nachrichten  über  die  Universitäten 
im  preufsiscben  Staate.    Berlin  1836. 

Eilers,  G.,  Zur  Beurteilung  des  Ministeriums  Eichhorn  von  einem  Mitglied  des- 
selben.   Berlin  1849. 

Freimütige  aber  bescheidene  Prüfung  der  neuerlich  ergangenen  k.  preufsischen 
Verordnung,  betreffend  die  Verhütung  und  Bestrafung  der  die  öffentliche  Ruhe 
störenden  Excesse  der  Studierenden,    o.  0.  1798. 
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tSOO.  (Erg&nzangsbeft  znm  Centralblatt  fOr  die  gesamte  ünterricbtsTerwaltong, 
Jahrg.  1890.) 

Gesetae,  allgemeine,  für  alle  k.  preufsiBchen  üniverBit&ten.    Berlin  1796. 

Jaoobson,  J.,  Die  Augenheilkunde  an  preafsischen  Universit&ten ,  ein  Notstand  im 
Kultus.    Erlangen  tS6S. 

Kaper,  J.,  De  hejere  skolevsesen  i  Preussen.    EjebenbaTn  1882. 

Kooh,  J.  F.  W.,  Die  preuGdscben  Universit&ten.  Eine  Sammlung  von  Verordnungen, 
welche  die  Verfassung  und  Verwaltung  dieser  Anstalten  betreffen.  3  B&nde. 
Berlin  1839— 184U. 

Iiexis»  V.,  Denkschrift  ttber  die  dem  Bedarf  Preufsens  entsprechende  Normalzahl 
der  Studierenden  der  verschiedenen  Fakultftten.  2.  Bearbeitung.  (Berlin  18D0.) 
[Als  Manuskript  gedruckt.] 

Kasse»  E.,  üeber  die  üniversitfttsstndien  und  Staatsprüfungen  der  preuGsischen 
Verwaltungsbeamten.    Bonn  1868. 

Ferlbaoh,  M.,  Prussia  scholastica:  Die  Ost-  und  Westpreuben  auf  mittelalterlichen 
Universitäten.    2  Hefte.    Leipzig  1895. 

Protokolle  der  im  Oktober  1873  im  k.  preufsischen  Unterrichtsministerium  über 
verschiedene  Fragen  des  höheren  Schulwesens  abgehaltenen  Konferenz. 
Berlin  1874. 

Beinke,  Die  preursischen  Universitäten  im  Lichte  der  Gegenwart.   Rede.  Kiel  1891. 

Bohubert»  Fr.  W.,  Zur  Geschichte  und  Statistik  der  akademischen  Studien  und 
gelehrten  Berufe  in  Preufsen  seit  I84ü.:  Archiv  f.  Landesk.  d.  pr.  Monarchie. 
Bd.  II.    Berlin  1856. 

Statistik  der  preufsischen  Landesuniversitäten  mit  Einschlufs  der  theologisch -phi- 
losophischen Akademie  zu  Münster  und  des  Lyceum  Hosianum  zu  Braunsoerg 
für  die  Studienjahre  Michaelis  1887/lb8S  bis  Wintersemester  1894/95.  Im  Auf- 
trage des  Herrn  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegen- 
heiten bearbeitet  vom  k.  statisuschen  Bureau.  5  Bände  Berlin  1892— 1S96. 
(A.  u.  d.  T.:  Preufsische  Statistik.  (Amtliches  Quellen  werk.)  Heft  106,  112, 
116,  125  und  136.) 

Varrentrapp»  C,  Joh.  Schulze  und  das  höhere  preufsische  Unterrichtswesen  in 
seiner  Zeit.    Leipzig  1889. 

Verhandlungen  der  Konferenz  zur  Beratung  von  Reformen  in  der  Verfassung  und 
Verwaltung  der  preufsischen  Universitäten.    Berlin,  Dezember  1849. 

g.   Die  einzelnen  dentsehen  Unirersitllten. 

Altdorf  (gest.  1575,  aufgeh.  1S09).  Apini  (S.  J.)  Vitae  et  effigies  Procancellariorum 
Altorüi.    Altdorf  1721.  —  Ejusdem  vitae  professorum  philos.  ibid.  1728. 

—  Baieri  (J.  J.)  Biographiae  professorum  med.    Altdorf  1728. 

—  Zeltneri  (G.  G.)  Vitae  et  effigies  professorum  theologiae.    Altdorf  1742. 

—  Will,  G.  A.,  Geschichte  und  Beschreibung  der  NOmbergischen  Universität  Alt- 
dorf.   Altdorf  1795. 

Bamberg  (gest  1648  vom  FOrstbischof  Melchior  Otto,  aufgeh.  1803).  Domus  sa- 
pientiae,  hoc  est  academia  Ottoniana.    Bamberg  1649. 

—  Weber»  H.,  Geschichte  der  gelehrten  Schulen  im  Hochstift  Bamberg  von 
1007-1803.    Bamberg  1880~18S2. 

Berlin.  Asoherson,  F.,  Urkunden  zur  Geschichte  der  Jubelfeier  der  k.  Friedrich- 
Wilhelms- Universität  zu  Berlin  im  Oktober  1860.    Berlin  1863. 

—  Banning,  E.,  Rapport  sur  Torganisation  et  Tenseignement  de  TUniversit^  de 
Berlin.    Präsente  ä  M.  le  Ministre  de  rintdrieur.    s.  1.  (1S61.) 

—  Daude,  Die  k.  Friedrich- Wilhelms-Universität  zu  Berlin.  Systematische  Zu- 
sammenstellung der  für  dieselbe  bestehenden  gesetzlichen,  statutarischen  und 
reglementarischen  Bestimmungen.    Berlin  1887. 

—  Fakultät,  die  juristische ,  der  Universität  zu  Berlin,  seit  Berufung  des  Herrn 
V.  Savigny  bis  zur  Niederlegung  seines  akademischen  Amtes,  und  deren  erfor- 
derliche Umgestaltung.    Berlin  1842. 

—  Friedrioli -Wilhelms-Universität  Berlin,  die,  in  ihrem  Personalbestande  seit 
ihrer  Errichtung  Michaelis  1810  bis  Mich.  1885.    Berlin  1885. 
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Berlin.  Köpke,  R.,  Die  Gründung  der  k.  Friedrieh- Wiihelms-Üniversit&t  su  Berlin. 
Nebst  Anhängen  über  die  Geschichte  der  Institute  etc.    Berlin  1860. 

—  laaviBse»  £ ,  La  fondation  de  rUnlTersitä  de  Berlin,  aTec  note  sor  rUniTersitö 
allemande  de  Strasbourg.    Paris  1876. 

—  lioebell,  J.  W.,  Der  Geist,  in  welchem  die  Universität  zu  Berlin  gestiftet  und 
eröffnet  wurde.    Bonn  1859. 

—  Freub»  J.  D.  £.,  Das  k.  preufsische  medizinisch-chirurgische  Friedrich- Wil- 
helms-Institut zu  Berlin.    £in  geschichtlicher  Versuch.    Berlin  1819. 

—  Sohwebel,  0.,  Die  Universität  Berlin.    Manchen  1891. 

—  Stipendien  und  Stiftungen,  die,  (Konvikte,  Freitische  u.  s.  w.)  zu  Gunsten  der 
Studierenden  der  Universität  Berlin.  Berlin  1887.  (Sonderausgabe  aus  „M.  Baum- 
gart*8  Stipendien  und  Stiftungen.") 

—  Statuten  der  Universität  zu  Berlin.    Berlin  1816. 

—  Virohow»  Rud.,  Die  GrQndung  der  Berliner  Universität  und  der  Uebergang 
aus  dem  philosophischen  in  das  naturwissenschaftliche  Zeitalter.  Berlin  1893. 
(Rektoratsrede  am  3.  August  1893.) 

—  Wagner»  Ad.,  Die  Entwicklung  der  Universität  Berlin  1810—1896.  Rektorats- 
rede  zur  Gedächtnisfeier  der  Stiftung  der  Universität  am  3.  8.  1896  gehalten  in 
der  Aula  (Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung,  Jahrg.  1896,  Nr.  188  und  189.) 
Manchen,  14.  u.  17.  August  1896. 

Bonn«  Dreyfha-Brisac»  £.,  L*Unlversit4  de  Bonn  et  Tenseignement  sup^ricnr  en 
Allemagne.    Paris  1879. 

—  V.  Sybel,  H.,  Grandung  der  Universität  Bonn.    1868. 

—  Sohaarschmidt,  B.,  Kurzgefafste  Geschichte  der  Universität  Bonn,  1818—1855.: 
Archiv  f.  Landesk.  d.  pr.  Monarchie,  Bd.  II.    Berlin  1856.    S.  205  ff. 

—  Statuten  der  k.  preufsischen  rheinischen  Friedrich -Wilhelms -Universität. 
Bonn  1863. 

Breslau.  Barth,  J.  A.,  Universität!  litterariae  Yiadrinae  post  tria  saecula  gloriose 
peracta  Francofurto  Wratislaviam  translatae  et  cum  Leopoldina  sorore  duobus 
saeculis  minore  feliciter  iunctae  ut  benevoli  animi  quo  Wratislavia  antiqua 
musarum  nutriz  Yiadrinam  hospitem  salutat  documentum  extet  et  gratulationis 
causa.    Breslau  1811. 

—  Seinkens,  J.  H.,  Die  Universität  Breslau  vor  der  Vereinigung  der  Frankfurter 
Yiadrina  mit  der  Leopoldina.    Festschrift.    Breslau  1861. 

—  Böpell,  K.,  Zur  Geschichte  der  Stiftung  der  Universität  Breslau.   Breslau  1861. 

—  Statuten  far  die  Universität  zu  Breslau  vom  21.  Februar  1816.  Wieder  abge- 
gedruckt  mit  Anmerkungen.    Breslau  1886. 

—  Wuttke,  H.,  Die  Versuche  zur  Grandung  einer  Universität  in  Schlesien. 
Breslau  1841. 

Duisburg  (^est.  1655,  aufgeh.  1804.)  Hesse,  Beiträge  zur  Geschichte  der  froheren 
Universität  in  Duisburg.    Duisburg  lb79. 

Erfurt  (gest.  1392,  aufgeh.  1815).  Kampsohulte,  F.  W.,  Die  Universität  Erfurt, 
in  ihrem  Verhältnisse  zu  dem  Humanismus  und  der  Reformation.  2  Teile. 
Trier  1S5S— 60. 

—  Wei&enborn,  J.   C.    H.,    Akten  der    Erfurter   Universität.    2    Bde.    Halle 

I8bl-1884. 

Erlangen.    Engelhardt,  Die  Universität  Erlangen  von  1743  bis  1843.  Erlangen  1843. 

—  Fiokenscher,  G.  W.  A.,  Gelehrtengeschichte  der  Universität  Erlangen.  3  Teile. 
Nürnberg  180G. 

—  Derselbe,  Geschichte  der  Universität  zu  Erlangen.    Koburg  1795. 

—  Gadendam,  J.  W.,  Historia  academiae  Erlangae.    Erlangen  1744. 

—  Jubelfeier,  die  hundertjährige,  der  Universität  Erlangen.    Erlangen  1843. 

—  Müller,  J.,  Die  Universität  Erlangen  unter  dem  Markgrafen  Alexander. 
Erlangen  1878. 

—  Fabst,  J.  G.  F.,  Gegenwärtiger  Zustand  der  Friedrich- Alexander- Universität  zu 
Eriangen.    Erlangen  1791. 
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ErlMgeii.  Beuter»  Fr.,  Die  £rlanger  Barscbenschait  1816—1833.  Ein  Beitrag 
zur  innem  QeBchichte  der  Restaurationszeit.    Erlangen  1896. 

—  Die  Universität  Erlangen  Ton  1743-1843.  Zum  Jabil&om  der  Universität. 
Erlangen  1S43. 

Frankfurt  (gest  l.ö05,  mit  Breslau  vereinigt  1811).  Beckmann,  J.  C,  Notitia 
universitatis    Francofurtanae.    Frankfurt  1706. 

~-  Etwas  für  die  Universit&t  Frankfurt  a.  0.  aber  nicht  von  ihr.  Frank- 
furt a/0.  0.  J. 

—  Friedlander,  E ,  6.  Iiiebe  und  £.  Theuner,  Aeltere  Universitätsmatrikeln. 
I.  Universität  Frankfurt  a.  0.  Aus  der  Originalhandschrift.  3  Bde.  Leipzig 
1SS7— 91.    (Publikationen  aus  dem  k.  preursischen  Staatsarchiv.) 

—  Hausen,  C.  R.,  Geschichte  der  Universität  und  Stadt  Frankfurt  a.  0.  Frank- 
furt 180U. 

Freiburg  i.  B«  Ffister,  E.,  Finanzielle  Yerhältnisse  der  Universität  Freiburg  seit 
ihrer  Gründung  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrh.    Freiburg  i.  B.  1889. 

—  Biegger,  J.  A.,  Amoenitates  literariae  Friburgenses.   3  partes.  Ulm  1775— 1776. 

—  (idem),  Analecta  academiae  Friburg.  ad  bist,  et  jarisprudentiam  praecipne  eccie- 
siasticam  illustrandam.    Ulm  1774. 

—  V.  Botteok,  K.,  Fttr  die  Erhaltung  der  Universität  Freiburg.  Aus  Auftrag  des 
Prorektors  und  Konsistoriums  geschrieben.    Freiburg  i.  B.  1817. 

Giefsen.  Geilfüs,  F.  Gh.,  De  venationis  in  tnenda  studiosomm  valetudine  usu  et 
abusu.    Giefsen  1737. 

—  Hanneken,  Ph.  L^  In  indiciis  omnibusque  fei.  saeculis  in  prosperitate  Acad. 
Gissenae  exultans  Bassia.    Gissae  1670. 


Hesse,  F.  H.,  Das  I. 
Giefsen  1858. 


Jahrhundert   der   theologischen    Fakultät   in    Giefsen. 


—  Hofftnann,  H.,  Zur  Geschichte  der  Hochschule  zu  Giefsen.    Giefsen  1866. 

—  Iiankhard,  Fr.  Chr.,  Annalen  der  Universität  zu  Schiida  (Gieben)  oder  Bocks- 
streiche und  Harlekinaden  der  gelehrten  Handwerksinnungen  in  Deutschland. 

3  Teile,    o.  0.  1798-99. 

—  Sohlettwein,  J.  A.,  Grnndverfassung  der  neuerrichteten  ökonomischen  Fakultät 
auf  der  Universität  Giefsen.    Giefsen  1778. 

—  Tackii  (J.  S.)  Academia  Gissae  restaurata.    Giefsen  1652. 

—  Weihrioh,  G.,  Beiträge  zur   Geschichte  des   chemischen   Unterrichts  an  der 
Universität  Giefsen.    Giefsen  1891. 

—  Wemher,  A.,  Das  akademische  Hospital  der  Universität  Gieben  im  Jahre  1848. 
Giefsen  1849. 

GSttiugen«    Brandes,  £.,  Ueber  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Universität  Göt- 
tingen.   Göttingen  1802. 

—  Drechsler,  G.,  Das  landwirtschaftliche  Studium  an  der  Universität  Göttingen. 
Göttingen  1872. 

—  Qesner,   J.    M.,   De   academia   Georgia   Augusta    dedicata   narratio.      Göt- 
tingen 1738. 

—  Heyne,  Ch.  G.,  Opuscula  academica  collecta.    6  tomi.    Göttingen  1785—1812. 

—  Knoke,  Geschichte  der  Freitische  an  der  Georg-Augusts-Universität  zn   Göt- 
tingen. :  Zeitschr.  d.  bist.  Y.  f.  NSachsen,  Jahrg.  1893.    Hannover. 

—  Manuale  professorum  Gottingensium.    U.  a.  die  Statuten  der  Univ.  G.  enthal- 
tend.   Göttingen  1887. 

—  Meiners,  Gh.,  Göttinger  Annalen.    I.  (einziger)  Band.    Hannover  1804. 

—  Pütter,  J.  St.,  Versuch  einer  akademischen  Gelehrtengeschichte  von  der  Georg- 
Augustus-Universität   zu  Göttingen.    Fortgesetzt   von    Saalfeld    und    Osterley. 

4  Bde.    Göttingen  1765—1838. 

—  Schöne,  A.,  Die  Universität  Göttingen  im  siebenjährigen  Kriege.    Leipzig  1887. 

—  Student,  der  Göttinger,  oder  Bemerkk.  etc.  aber  Göttingen  und  das  Studenten- 
leben auf  der  Georgia  Augusta.    Göttingen  1813.    Mit  8  Kpfrn. 

—  Umrisse  einer  Geschichte  und  Beschreibung  der  Stadt,   der  Universität,   der 
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wissenschaftlichen  und  insbesondere  der  naturwissenschaftlichen  und  medizini- 
schen Institute.    Göttingen  1854. 

GSttiDgen.    Ungar»  F.  W.,  Göttingen  und  die  Georgia  Augusta.    Göttingen  186i. 

Greilswald.  Baumstark,  E.,  Die  Uniyersit&t  Greifswald  vor  hundert  und  vor 
50  Jahren.    Akademische  Festschrift.    Greifswald  1866. 

—  Friedlander,  £.,  Matrikel  der  Universit&t  Greifswald.  2  Bde.  Leipzig 
1S92— 1894, 

—  Kosegarten,  J.  G.  L.,  Geschichte  der  Universität  Greifswald  mit  urkundlichen 
Beilagen.    Greifswald  1857. 

—  Statuten  der  k.  preufsischen  Universit&t  Greifswald«    Greifswald  1866. 

Halle.  Beischlag,  D.  W.,  Die  Gedenkfeier  der  fünfzigjährigen  Vereinigung  von 
Halle-Wittenberg  am  20.  und  21.  Juni  1867.  Festbericht  im  Auftrag  des  aka- 
mischen  Senates  erstattet.    Halle  1867. 

—  Bullmann,  J.  K.,  Denkwürdige  Zeitperioden  der  Universit&t  zu  Halle,  nebst 
Chronologie  dieser  Hochschule  seit  1805.    Halle  1833. 

—  Conrad,  J.,  Die  Statistik  der  Universit&t  Halle  w&hrend  der  200  Jahre  ihres 
Bestehens.    Jena  1894.    (Separatausgabe  aus  der  Jubil&umsfestschrift.) 

—  Demburg,  Thomasius  und  die  Stiftung  der  Universit&t  Halle.    Halle  1865. 

—  Förster,  J.  G.,  Uebersicht  der  Geschichte  der  Universit&t  Halle  in  ihrem  ersten 
Jahrhundert.    Halle  1799. 

—  Geschichte  der  Universit&t  und  Stadt  Halle  seit  dem  Ausbruche  des  Krieges 
1806  bis  zam  3.  August  1814.    Halle  1824.    Nebst  Anhang. 

—  Ho£fbauer,  J.  Gh.,  Geschichte  der  Universität  Halle  bis  1805.    Halle  1805. 

—  Nachricht,  kurtze,  von  der  Stadt  Halle  und  ihrer  Universit&t  o.  0.  1709. 

—  V.  Natsmer,  G.  E.,  Zur  Geschichte  der  Franckeschen  Stiftungen  und  der 
Universit&t  Halle.:    Eons.  Monatsschr.,  Jahrg.  XL  VI.    Leipzig  18S9. 

—  Niemeyer,  A.  H.,  Die  Universit&t  Halle  nach  ihrem  Einfluts  auf  gelehrte  und 
praktische  Theologie  in  ihrem  ersten  Jahrhundert.    Halle  1817. 

—  Schrader,  W.,  Geschichte  der  Friedrichsuniversit&t  zu  Halle.  2  B&nde. 
Berlin  1894. 

—  Statuten  der  k.  preufsischen  vereinigten  Friedrichs-Univcrsit&t  Halle- Witten- 
berg.   Halle  1854. 

Heidelberg.  Acta  sacrorum  secularium,  cum  a  1786  a  die  6—9  novemb.  festum 
seculare  quartum  pio  solemnique  ritu  colebravit  academia  Heidelb.  Heidel- 
berg 1787. 

—  Beleuchtung  der  Angriffe  gegen  die  Universit&t  Heidelberg,  ihre  Lehrer,  An- 
stalten und  ihren  Kurator.    Von  Letzterem.    Heidelberg  1849. 

—  Creuzer,  Fr.,  Das  akademische  Studium  des  Altertums,  nebst  einem  Plan  der 
humanistischen  Vorlesungen  und  des  philologischen  Seminarium  auf  der  Uni- 
versit&t zu  Heidelberg.    Heidelberg  1807. 

—  Fischer,  K.,  Festrede  zur  500j&hr.  Jubelfeier  der  Universit&t  Heidelberg. 
2.  Aufl.  Heidelberg  1886.  (Mit  einem  Abrifs  der  Universit&tsgeschichte  bis  zum 
Jubiläumsjahr.) 

—  Hagen,  H.,  Briefe,  von  Heidelberger  Professoren  und  Studenten  verfafst  vor 
300  Jahren.    Bern  1886. 

—  (V.  Hammeretein),  Das  Korpsleben  in  Heidelberg  w&hrend  des  19.  Jahr- 
hunderts.   Heidelberg  1886. 

—  Hautz,  J.  F.,  Geschichte  der  Universit&t  Heidelberg.  Hrsg.  von  Reichlin-Meldegg. 
2  Bände.   Mannheim  1862-1864. 

—  —  Die  Juristenfakultät  der  Universit&t  Heidelberg  unter  der  Regierung  des 
Kurfürsten  Friedrich  III.  von  der  Pfalz  von  dem  Jahre  1559  bis  zum  Jahre 
1576.    Leipzig  1853. 

—  Heidelbergs  vierte  akademische  Jubelfeier,  ein  Denkmal  ftlr  jetzige  und  künf- 
tige Pfälzer.    0.  0.  1787. 

—  Heinze,  R.,  Heidelberger  Universit&tsjubil&um.    Heidelberg  1884. 

—  Heyck,  Ed.,  Heidelberger  Studentenleben  zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts. 
Heidelberg  18S6. 
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Heidelberg.  Holstein,  H.,  Zur  Geiehrtengeschichte  Heidelbergs  beim  Ausgange 
des  Mittelalters.    W  UhelmshaTeii  1893.    (Pr.) 

—  Martin,  G.  R.  D.,  Rechtsgutachten  und  Entscheidungen  des  SpruchkoUegii  der 
Universit&t  Heidelberg.    I.  (einz.)  Bd.    Heidelberg  18U8. 

—  Mittermaier,  K.  und  F.,  Bilder  ans  dem  Leben  von  E.  J.  A.  Mittermaier. 
Zur  fOnfhunder^j&hr.  Jubelfeier  der  üniTorsität  Heidelberg.  Heidelberg  1886. 
Mit  dem  Bildnisse  Mittermaier's  und  8  Bildern  in  Lichtdruck  nach  Zeichnungen 
und  Aquarellen  von  K.  Rouz. 

—  Quinoke,  Q.,  Geschichte  des  physikalischen  Instituts  der  Uni?ersit&t  Heidel- 
berg.   Heidelberg  1885. 

—  Beiohlin-Meldegg,  Geschichte  der  Uni?ersit&t  Heidelberg.  Nach  handschrift- 
lichen Quellen  nebst  den  wichtigsten  Urkunden.  Herausgegeben  von  R.-M. 
2  Bde.    Mannheim  1862-64. 

—  Buperto-Carola.  Ulustrierte  Festchronik  der  Y.  S&kularfeier  der  Universität 
Heidelberg.    Heidelberg  1886. 

~  Schwab,  J.,  Syllabus  rectorum  academiae  Heidelb.  1386—1786.  2  partes. 
Heidelberg  1786-1787. 

—  Thorbeoke,  A.,  Die  Anfänge  der  Universität  Heidelberg.    Heidelberg  1886. 

—  Derselbe,  Geschichte  der  Universität  Heidelberg  im  Auftrage  der  Universität  dar- 
gestellt. Abtl:  Die  älteste  Zeit  der  Universität  Heidelberg  1386-1449.  Heidel- 
berg 1886.    (Soweit  als  erschienen.) 

—  Derselbe,  Statuten  und  Reformation  der  Universität  Heidelberg  vom  16.-18. 
Jahrhundert.    Leipzig  1891. 

—  Toepke,  G.,  Die  Matrikel  der  Universität  Heidelberg  von  1386—1662.  Heidel- 
berg 1884—1893. 

—  Urkundenbuoh  der  Universität  Heidelberg.  Hrsg.  von  Ed.  Winkelmann. 
2  Bde.    Heidelberg  1886. 

—  Winkelmann,  E.,  Die  Universität  Heidelberg  in  den  letzten  Jahren  der  pfalz- 
bayrischen Regierung.    Karlsruhe  1883. 

—  ZeUer,  J.,  Ginquieme  centenaire  de  runiverbitö  de  Heidelberg.    Paris  1886. 

Helmstädt  (gest.  1576,  aufgeh.  1809).  Historioa  narratio  de  introductione  univer- 
sitatis  Juliae.    Hehnstädt  1579. 

—  Meibom,  H.,  De  academia  Juliae  pruinordiis  et  incrementis.    Helmstädt  1607. 

—  Conringy  H.,  De  antiquitatlbus  academiae.    Helmstädt  1659,  p.  377  sqq. 

—  Meier,  G.  Th.,  Memoriae  professorum  theoL  et  jurisprudentiae.  Helm- 
städt 1680. 

—  Boehmer»  J.  Gh.,  Memoriae  professorum  eloquentiae.    Göttingen  1733. 

—  Bruns,  P.  J.,  Die  Verdienste  der  Professoren  zu  Helmstädt  um  die  Gelehrsam- 
keit.   HaUe  1810. 

—  Henke,  E.  L.  Th.,  Die  Universität  Helmstädt  im  16.  Jahrhundert   Halle  1633. 
Herborn  (als  reform.  Gymnasium  academicum  1584  gest.,  seit  1654  Universität,  seit 

IS  18  theologisches  Seminar).    Steubing,  J.  H.,  Geschichte  der  hohen  Schule 
Herborn.    Hadamar  1823. 

Jena.  Annales  academiae  Jenensis  ed.  H.  0.  A.  Eicbstaedt,  tomus  L  (un.) 
Jena  1823. 

—  Biedermann,  E.,  Die  Universität  Jena  nach  ihrer  Stellung  und  Bedeutung  in 
der  Geschichte  deutschen  Geisteslebens  von  ihrer  Gründung  bis  zur  Gegenwart. 
Festgabe  zum  300jährigen  Jubiläum  dieser  Universität.    Jena  1858. 

—  Gesetae  für  die  Studierenden  der  Gesamtakademie  in  Jena.    Jena  1845. 

—  Günther,  J.,  Lebensskizzen  der  Professoren  der  Universität  Jena  seit  1558  bis 
1858.    Jena  1858. 

—  Kelly  Rieh,  und  Rob.,  Geschichte  des  Jenaischen  Stndentenlebens  von  der 
Gründung  der  Universität  bis  zur  Gegenwart  (1548-1858).  Leipzig  1858. 
(Festgabe  zum  3o0jähr.  Jubiläum  der  Universität  Jena.) 

—  Koeohery  J.  C.,  Die  erfüllte  Hoffnung  einer  iubilirenden  hohen  Schule  bey 
kummervollen  Zeiten.  Jena  1758.  (Gelegenheitsschrift  zum  HI.  Saekular-Uni- 
versitätsjubiläum  1758.) 
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Jena.    ITachriolit,  aktenm&fsige,   Qber  die  seit  dem  10.  Jani   1792  auf  der  Akar 

demie  zu  Jena  vorgefallenen  Unruhen.   Weimar  1792. 
^    Schmitt»  A.,  Zur  Geschickte  der  UniTersitftten  Jena  und  Halle  in  der  Mitte 

des  18.  Jahrhunderts.:    Zeitschr.    f.   Kultnrgesch.,  Neue  (4.)   Folge,  Bd.   III. 

Leipzig  1896. 

—  Zeissing^,  J.  6.,  Die  grofse  GlOckseeligkeit  derer,  die  auf  hohen  Schulen  als 
heiligen  St&tten  sich  befinden.  Jena  1758.  (Gelegenheitsschrift  zum  III.  BaoÄraliur- 
Universit&tsjubil&um  1758.) 

Kiel«  FraxuB,  A.  J.  T.,  In  Cimbrica  Chersoneso  academiae  Eiloniae  fundatae  in- 
augurationis  panegyrica  descriptio.  Mit  6  Anh&ngen:  Inaugurationspredigten, 
Oden  etc.  zur  Feier  der  Gründung  der  UniTersität  Kiel.  Nebst  zahhreichen 
Kupfertafeln  (Radierungen)  und  musikalischen  Beilagen.    Kiel  1666. 

—  Batjen,  H.,  Beitrag  zur  Geschichte  der  Kieler  Uni?erBit&t    Kiel  1S59. 

—  Derselbe,  Geschichte  der  Universit&t  zu  Kiel.    Kiel  1870. 

—  ThiesB,  J.  0.,  Gelehrtengeschichte  der  Universität  zu  Kiel.  2  Bde.  Kiel 
1800-1602.    (Das  Werk  ist  unvollendet  geblieben.) 

K9In  (ffest.  1388).  v.  Bianoo,  F.  J.,  Die  alte  Universit&t  Köln  und  die  sp&teren 
Gelehrtenschulen  dieser  Stadt.    2  Bde.    Köln  1856. 

—  Derselbe,  Versuch  einer  Geschichte  der  ehemaligen  Universit&t  und  der  Gym- 
nasien der  Stadt  Köln.    Köln  1833. 

—  KeuBsen,  H.,  Die  Matrikel  der  Universit&t  Köln  1389—1559.  I.  Bd.  (1389—1466.) 
Köln  1892. 

.—    Sohoenen,  G.,  Die  kölnischen  Studienstiftungen.    Köln  1892. 

Königsberg.  Amoldt»  D.  H.,  Ausfahrliche  und  mit  Urkunden  versehene  Historie 
der  Königsbergischen  Universit&t.    2  Bde.   Königsberg  lt46. 

—  OervalB,  E.,  Die  Gründung  der  Universität  Königsberg  und  deren  S&kularfeier 
1644  und  1744.    Danzig  1814. 

—  Goldbeoky  J.  F.,  Nachrichten  von  der  k.  Universit&t  zu  Königsberg  in  Preufsen 
etc.    (Königsberg)  17S2. 

—  Fratz,  H.,  Die  Universit&t  Königsberg  im  XIX.  Jahrhundert.    Königsberg  1894. 

—  Statuten  der  k.  preufsischen  Albertus- Universit&t  Königsberg.    Königsberg  1843. 
.—    Toppen,  M.,.  Die  Gründung  der  Universit&t  zu  Königsberg  und  das  Leben  ihres 

1.  Uektors  G.  Sabinus.    Königsberg  1844. 
.—    Witt,  A.,  Die  dritte  Jubelfeier  der  Albertus-Universit&t  zu  Königsberg.    Königs- 
berg 1844. 

Leipzig.  Aoademiae  Lipsieusis  in  saeculo  XiX.  initiis  pietatis  monumenta. 
Lipsiae  1801. 

—  Acta  Lipsiensium  academica,  oder  Leipzigs  Universit&tsgescbichte ,  welche  den 
gegenw&rtigen  Zustand  der  akademischen  Gelehrsamkeit  auf  der  Universit&t 
Leipzig  eröffnen.     15  Teile  mit  Portr&ts.    Leipzig  1723—24. 

—  Beechreibnng,  historische,  der  Universit&t  Leipzig  und  Nachricht  von  ihrem 
IIL  Jubelfeste.    Leipzig  1710. 

—  Boelune,  J.  G ,  De  litteratura  Lipsiensis  opuscula  academica.    Lipsiae  1779. 
<—    Brasch,  Mor.,  Geschichte  der  Universit&t  Leipzig.    München  1891. 

—  Erler,  Matrikel  der  Universität  Leipzig  1409—1559.    Leipzig  1895. 

—  Königs  Johann  Besuch  der  Universit&t  Leipzig  (August  1857)  mit  einer  Dar- 
stellung der  Anstalten  und  Sammlungen  der  Universit&t.    Leipzig  1858. 

—  Kreuealer,  H.  G.,  Beschreibung  der  Feierlichkeiten  am  Jubelfeste  der  Uni- 
versität, Leipzig,  4.  Dezember  1S09.  Leipzig  1810.  Mit  27  Portr.  u.  11  kolor. 
Kostümkupfern. 

—  Lehrfreiheit  und  Hörfreiheit.  Ein  Notruf  der  Universit&t  Leipzig.  Dresden  1841. 

—  Leipzig  und  seine  Universit&t  vor  hundert  Jahren.  Aus  den  gleichzeitigen  Auf- 
zeichnungen eines  Leipziger  Studenten.    Leipzig  1879. 

-~  Marbaoh,  0.,  Das  Jubil&um  der  Universit&t  Leipzig  nach  vierhundert  und 
fünfzigjährigem  Bestehen  am  2.  Dezember  1859.    Leipzig  1860. 

—  Meltzer,  M.,  Verzeichnis  der  Stipendien  und  Beneficien,  welche  ausschliefslich 
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oder  doch  e?entueü  für  Stadierende  an  der  UnhrerBit&t   Leipzig  fundiert  sind. 

3.  vermehrte  Aufl.    Leipzig  1896. 
Leipzig.    Peifer,  Memorabilia  Lipsiensia,  in  quibus  origo,  orbis  et  academiae  etc. 

Lipsiae  1725. 
.—    Booke,  F.,  Die  s&chBischen  LandesfQrsten  und  die  üniversit&t  Leipzig.  Leipzlg- 

Reudnitz  188». 

—  Bohnlse^  J.  D.,  Abrirs  einer  Geschichte  der  Leipziger  Universit&t  im  Laufe  des 
18.  Jahrhunderts,  nebst  RQckblick  auf  die  früheren  Zeiten.    Leipzig  1802. 

—  Btatutenbüclier  der  Universit&t  Leipzig  aus  den  ersten  150  Jahren  ihres  Be- 
stehenSy  hrsg.  von  Fr.  Zarncke.    Leipzig  1861. 

—  StübeL  B.,  Aus  der  Vergangenheit  der  Universit&t  Leipzig.:  Freufs.  Jahrb. 
Bd.  LXXIIL    Berlin  18D3. 

—  Derselbe,  Urkundenbuch  der  Universit&t  Yon  1409—1555.  Leipzig  1879.  (Codex 
diplomaticus  Saxoniae  regiae,  vol.  XI.) 

—  Tomkowioz»  S.,  Die  Polen  auf  der  Universit&t  Leipzig  im  XV.  und  X7L  Jahr- 
hundert.   (Folnisch).:  „Przeglad  Polski%  1881.    (Krakau.) 

—  Wenck,  F.  A.  G.,  Oratio  saecuralis  de  viris  eruditis  qui  inde  a  1709  Lips. 
acad.  doctrina  scriptisque  ornaverunt.    Leipzig  1810. 

Mainz.  Bockenheimery  E.  G.,  Die  rechtliche  Natur  des  Mainzer  Univeraitäts- 
fonds.    Mainz  1875. 

Marburg.  Caesar,  C.  J.,  Academiae  Marburgensis  privilegia  et  leges  generales. 
Marburg  1867. 

—  Derselbe,  Statuta  fkcultatum  Marburgensium  specialia  anno  1653  promulgata. 
Marb.  1868. 

—  DUioh,  W.,  De  urbe  et  academia  Marburgensi,  ed.  C.  J.  Caesar.  (4  fasc.) 
Marburg  1863—67.  (Gelehrtengescbichte  der  Universit&t  Marburg  im  ersten  Jahr- 
hundert ihres  Bestehens.) 

—  Ediota  de  emendando  academiae  Marburgensis  statu  a.  1575  promulgata. 
Marb.  1879. 

—  Henke,  Die  Eröffnung  der  Universit&t  Marburg  im  Jahre  1653.   Marburg  1862. 

—  Hoppe,  H.,  Geschichte  der  theologischen  Fakult&t  zu  Marburg.  Marburg  1873. 

—  Hildebrandt,  Urknndensammlung  Ober  die  Verfassung  und  Verwaltung  der 
Universit&t  Marburg  unter  Philipp  dem  GrofsmQtigen.    Adarburg  1848. 

—  Justi,  K.  W.,  Die  dritte  Säkularfeier  der  Universit&t  Marburg.    Marburg  1S27. 

—  KretzBohmar,  J.,  Das  &lte8te  Stammbuch  der  Marburger  Universität. :  Zeitscbr. 
d.  Vereins  f  hess.  Gesch.  u.  Landeskunde.    N.  F.,  iJd.  XXI.    Kassel  1896. 

—  Marburffisolie  Beitr&^e  zur  Gelehrsamkeit  nebst  den  Neuigkeiten  der  Univer- 
sit&ten  Marburg  und  Kmteln,  und  Vorrede  J.  G.  Esters.  5  Teile.  Marburg 
1749  -  50. 

—  Robert,  G.  F.  G.,  De  jure  praelaturae  academiae  Marburgensi  competente. 
Marburg  1797. 

—  Statuten  der  k.  Universit&t  zu  Marburg.    Marburg  1886.  — 

—  Weber,  H.,  Die  Universit&t  Marburg  unter  preufsischer  Herrschaft.  Festrede 
zur  Finweibung  der  neuen  Aula  am  26.  Juni  1891.    Marburg  1891. 

—  Widerlegung  der  Geschichtserz&hlung  in  Sachen  Universit&t  Marburg  gegen 
Universit&t  Giefsen,  die  rezefswidrlge  Ablösung  der  von  Darmstadt  mehr  als 
lOU  Jahre  besessenen  Giefser  Universit&tsvogteyen  zu  Marburg  und  lüddern 
betreffend,    o.  0.  1747. 

HUncheu.    Hauahofer,  M.,  Die  Ludwig-Maximiliansuniversit&t.    München  1890. 
_    Mederer,  J.  N.,  Annales  Ingolstadensis  academiae.    4  tomi.    Ingolstadt  und 
Landsbut  1782-1784. 

—  Naohriehten,  litterarische,  von  dem  itzigen  Znstande  der  baier.  Universität  in 
Ingolstadt.    Frankfurt  a/M.  1787. 

—  Föal,  J.,  Ueber  die  Stellung  der  Studierenden  an  der  Universit&t  Ingolstadt  im 
ersten  Jahrhundert  ihres  Bestehens.    Manchen  1859. 

—  Frantl,  C,  Geschichte  der  Ludwig-Maximilians-UniverBit&t  in  Ingolstadt,  Lands- 
hut, München.    2  Bde.    München  1872. 


Digitized  by 


Google 


592  Bibliographie. 

Mflncheii.    Beithofer,  F.  D.,  Geschichte  and  Beschreibniig  der  Ladwig-Maadmi- 

üanB-üniversit&t  in  Landshot.    Landshat  1811. 
Osnabrflek  (gest  v.  Bischof  Franz  Wilh.  Grafen  v.  Wartenberg  1632,  aoigeh.  1633). 

Aoademia  Carolina  Osnabrugensis.    Osnabrflek  1650. 
Rinteln  (gest.  1619  vom  Grafen  E.  y.  Schaomborg,  aufgeh.  1809).    Bierlin«,  F.  G.y 

Historia  et  monomenta  primi  festi  saecnli  Rintelii.    Rinteln  1721. 

—  Dolle,  G.  A.,  Lebensbeschreibung  alier  Professomm  theologiae,  welche  auf  der 
Universit&t  Rinteln  gelehret  haben.    HannoTor  1752. 

—  Hauber,  E.  D.,  Prtmitiae  Schauenburgicae.    Wolfenbflttel  1728. 

—  Suohier»  Statuta,  leges  et  privilegia  Universitatis  Rinteliensis.  Rinteln  1880.  (Pr.) 
Rostock.    Esehenbaoh,   J.    Gh.,   Annalen   der  Rostocker   Akademie.     13    Bde. 

Rostock  1790-1807. 

—  Hofineister,  A.,  Matrikel  der  Universität  Rostock.  3  Bde.  Rostock  1886— 1895. 

—  Jabilaeom  academiae  Rostochiensis  festnm.  Gentenarium  tertium  1619  cele- 
bratum  Rostochi.    s.  a.  1619. 

—  Krabbe,  0.,  Die  Universit&t  Rostock  im  15.  und  16.  Jahrhundert.  2  Teile. 
Rostock  1854. 

—  Krey,  J.  B..  Andenken  an  die  Rostocker  Gelehrten  aus  den  drei  letzten  Jahr- 
hunderten.   Rostock  1814  ff. 

—  Derselbe,  Beitr&ge  zur  Mecklenburgischen  Kirchen-  und  Gelehrtengeschichte. 
Rostock  1819  ff. 

—  Derselbe,  Die  Rostocker  Theologen.    Rostock  1817. 

Strafsburg.  Baraok,  E.  A.,  Badische  Studenten  auf  der  Strarsburger  Universit&t 
1616-1791.    Karlsruhe  1884. 

—  Berger-Iievrault,  0.,  Annales  des  professeurs  des  acad^mies  et  universit^s 
Alsaciennes,  (1523  —  1871).  Paris  1893.  554  pag.  avec  16  tableaux  synoptiqnes 
des  cours,  5  gravures  dans  le  texte  et  2  planches  reproduisant  en  photogravure 
les  anciens  sceaux  de  rUnirersit^  de  Strasbourg. 

—  Dietzel,  G«,  Strafsburg  als  deutsche  Reichsuniversit&t  und  die  Neuffestaltung 
des  juristischen  und  staatswissenschaftlichen  Studiums.    Frankfurt  a/M.    1871. 

—  Eriobson,  A.,  Der  alten  Stratsburger  Hochschule  erstes  Jahrhundertfest  am 
1.  Mai  1667.  Ein  Rflckblick  am  25.  Stiftungstage  der  Kaiser- Wilhelms- Uni- 
vers!t&t,  1.  Mai  1897.    Strafsburg  1897. 

—  Festsohrift  zur  Einweihung  der  Neubauten  der  Kaiser- Wilhehns-Universit&t 
Strafsburg.    Strafsburg  1884.    Mit  16  LichtdmckUf.  etc. 

—  Hausmann,  S.,  Die  Kaiser- Wilhelms-Universit&t  Strafsburg.  Ihre  Entwicklung 
und  ihre  Bauten.    Strafsburg  1897.    Mit  22  Lichtdr.-Tafeln. 

—  Hosenzy  H.,  Die  Kaiser- Wilhelms-Universit&t  zu  Strafsburg,  ihr  Recht  und  ihre 
Verwaltung.    Eine  Festschrift  zum  t.  Mai  1897.    StraCsburg  1897. 

—  Hotting^er»  Gh.  G.,  Die  kaiserliche  Universit&ts-  und  Landesbibliothek  in 
Strafsburg.    Strafsburg  1872. 

—  Knod,  G.  G.,  Die  alten  Matrikeln  der  Universit&t  Strafsburg  1621—1793.  2  Bde. 
Strafsburg  1897. 

—  Büokbliek  auf  das  erste  Jahrzehnt  der  Universit&t    Strafsburg  1882. 

—  Sohricker,  A.,  Zur  Geschichte  der  Universit&t  Strafsburg.    Strafsburg  1872. 

—  ScbütBonberger»  Gh.,  De  la  rdforme  de  Tenseignement  sup^rieur  et  des  libertös 
universitaires.    Strasbourg  1870. 

—  Warth,  0.,  Das  Kollegiengeb&ude  der  Kaiser- Wilhelms-Universit&t  zu  Strafs- 
burg.   Karlsruhe  1885.    (18  Lichtdrucktaf.) 

Tübingen.  Bender,  H.,  Gymnasialreden  nebst  Beiträgen  zur  Geschichte  des  Huma- 
nismus und  der  P&dagogik.  Tübingen  1887.  (Aus  dem  Inhalt:  Die  Anf&nge 
der  humanistischen  Studien  an  der  Universlt&t  TQbingen.  —  Humanismus  und 
Humanisten  in  Tübingen  im  XYI.  Jahrhundert.) 

—  Bök,  A.  F.,  Geschichte  der  herzogl.  wOrttembergiscben  Eberhard  Karls-Uni- 
versit&t  zu  Tübingen.    Tübingen  1774. 

—  ConstitationeB  atque  leges  illustris  etc.  in  Tübingens!  academia  nuper  instituti 
collegii  ducalis  Wyrtembergici.    Tübingen  1597. 
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Tabiiiireu*  GratolstioziBBohrilt  des  Oymnasiams  su  Tübingen  far  die  4.  Saekalar- 
feier  der  Universit&t»  9.— 11.  Aogiut  1877.    Tübingen  1877. 

—  Klüpfel,  K.,  Geschichte  und  fieschreibung  der  Universit&t  Tübingen.  Tübingen 
1849.    (Bildet  die  II.  AbteUang  der  »Geschichte  der  Stadt  Tübingen^) 

—  Kugler»  B.,  Die  Jabil&en  deb  Universität  Tübingen  nach  handschriftlichen 
Quellen«    Tübingen  1877.    (Festschrift  cur  4.  Säkularfeier  der  Uni?.  Tübingen.) 

—  IiinBemann,  F.  X.,  Konrad  Summenhart  Ein  Enlturbild  aus  den  Anfängen 
der  Universität  Tübingen.    (Festschrift  zur  4.  Säkularf.  der  Univ.  Tübingen.) 

—  Maoleod,  Norm.,  The  eamest  Student,  being  memorials  of  J.  Mackintosh.  London 
1863.    (Der  Autor  studierte  ebenfalls  in  Tübingen.) 

—  V.  Mohl,  R.,  Die  Sitten  und  das  Betragen  der  Tübinger  Studierenden  während 
des  16.  Jahrh.    2.  Aufl.    Tübingen  1871. 

—  Pfaff,  K.,  Versuch  einer  Geschichte  des  gelehrten  Unterrichtswesens  in  Württem- 
berg und  älteren  Zeiten.    Tübingen  1842. 

—  Bümelizi,  G.,  Beden  und  Aufsätze.  III.  Folge.  Freiburg  i.  B.  1894.  (Darin 
u.  a.:  König  Friedrich  von  Württemberg  und  seine  Beziehungen  zur  Landes- 
universität. ^  Die  Entstehungsgeschichte  der  Tübinger  Universitätsverfassung. 

—  Bohmid,  K.  A.,  Festschrift  der  Gymnasien  und  Seminarien  Württembergs  zur 
4.  Saekularfeier  der  Universität  Tübingen.    Stuttgart  1877.    Nicht  im  Handel. 

—  Seeger»  H.,  Die  strafrechtlichen  consilia  Tubingensia  von  der  Grtlndung  der 
Universität  bis  zum  Jahre  1600.  Tübingen  1877.  (Festprogramm  der  juristi- 
schen Fakultät  zur  4.  Säkularfeier  der  Univ.  Tübingen.) 

~  Statistik  der  Universität  Tübingen.  Hrsg.  von  dem  k.  statistisch-topographi- 
schen Bureau.    Stuttgart  1S77.    (Der  Hochschule  zur  4.  Säkularf.  gewidmet) 

—  Statut  für  die  Lehramtskandidaten  des  evang.  theologischen  Seminars  in 
Tübingen.    Stuttgart  1866. 

—  Steudel,  J.  G.  F.,  Ueber  die  neue  Organisation  der  Universität  Tübingen. 
Tübingen  1830. 

—  Urkunden  zur  Geschichte  der  Universität  Tübingen  ans  den  Jahren  1476  bis 
1550.    Tübingen  1877. 

-~  V.  Weizsäcker,  C.,  Lehrer  und  Unterricht  an  der  evangelisch-theologischen 
Fakultät  der  Universität  Tübingen  von  der  Reformation  bis  zur  Gegenwart. 
Tübingen  1877.    (Festschrift  zur  4.  Säkularfeier.) 

—  Württemberg  im  Jahre  1844.  Winterthur  1844.  (Das  bis  1848  in  Württem- 
berg verbotene  Buch  enthält  u.  a.  freimütige  Bemerkungen  über  die  Tübinger 
Universität.) 

—  Zeller,  A.  Gh.,  Ausführliche  Merkwürdigkeiten  der  Universität  und  Stadt 
Tübingen.    Tübingen  1744. 

Wittenberg.  Foerstemann,  C.  E. ,  Album  academiae  Yitebergensis,  1502—1560. 
Lipsiae  1841. 

—  idom,  Liber  Decanorum  facultatis  theologicae  Yitebergensis.    Lipsiae  1838. 

—  Hertzberg,  Zur  Geschichte  der  Vereinigung  von  Wittenberg  und  Halle.  Ge- 
schichte der  V.  Ponickauschen  Bibliothek  von  Böhmer.    Halle  1867. 

—  Kius ,  Das  Stipendiatenwesen  in  Wittenberg  und  Jena  im  16.  Jahrhundert. : 
Ilgens  Zeitschr.  f.  histor.  Theologie,  Bd.  X2CXV.    Leipzig  1865. 

—  Iieges  academiae  Yitebergensis  de  studiis  et  moribus  auditorum.  Item  Artickel 
nothwend.  Ordnung  zu  erhaltung  guter  Policen  in  Schul-  und  Stadtregiment, 
etc.    Wittenberg  1595. 

—  Bohcdsolieletli,  S.  P.  (pseud ),  Historisch-geographische  Beschreibung  Witten- 
bergs und  seiner  Universität  nach  ihrem  gegenwärtigen  Zustande.  Frankfurt 
und  Leipzig  1795. 

Wflrzbarg.    Alma  Julia.    Illustrierte  Chronik  der  dritten  Säkularfeier  der  Uni- 
versität zu  Würzburg.    Redigiert  von  A.  Schäffler.    Würzburg  1882. 
i  —    Boenicke,  C.,  Grundrifs   einer    Geschichte   voH   der  Universität  Würzburg, 

j  2  Teile.    Würzburg  1782. 

~  Pestschrift  zur  111.  Säkularfeier  der  Alma  Julia  Maximiliana,  gewidmet  von 
der  medizinischen  Fakultät  Würzburg.   2  Bde.   Leipzig  1882.  Mit  17  Tafeln. 

—  örohmann,  J.  C.  A.,  Annalen  der  Universität  Würzburg.    Meifsen  1801. 
Pbtbrsilib,  Der  Offeatl.  Unterricht  II.  38 
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Wflntarf.  BeuAi,  Johann  I.  Ton  Egloffstein,  Bischof  von  Wanborg  und  Henog 
TOD  Franken,  Stifter  der  ersten  Hochschale  in  WOrzburg.    WOrzbarg  1847. 

—  V.  Wegele,  F.  X.,  Geschichte  der  üniTersität  Wflnsburg.  2  Teile.  WOnbarg 
1882.    (Teil  II:  ürknndenbuch.) 

—  Derselbet  Die  Reformation  der  Universit&t  »Warzburg.    WOrzborg  1863. 

—  anir  Westen,  J.,  Sicilimenta  qnaedam  ad  historiam  universitatis  Wircebnrgensis. 
WOrzburg  1794. 

Das  Frauenstadinm  auf  dentsehen  UnlTersititen. 

Carpin,  Frauenstudium,  Sittlichkeit  and  Sozialreform.  Leipzig  1896.  (Cyklas  aka- 
demischer BroschQren,  Heft  11.) 

Dührin^  £ ,  Der  Weg  zar  höheren  Berafsbildang  der  Fraaen  und  die  Lehnreise 
der  ÜniTersit&ten.    Leipzig  1877;  2.  Aafl.  £b£  1885. 

Düslng,  Die  Yeijadung  der  Ärzte  und  das  dadurch  veranlafste  Eindringen  des 
Gynismus  in  die  Medizin.    Ein  Beitrag  zur  Frauen&rztinnenfrage.  Manster  1895. 

Frauenstadinm^  das,  und  die  deutschen  Uniyersit&ten. :  D.  Bundsch.,  Jahrg.  XXIII. 
Berlin  1897. 

Gnanok-Kühne»  E.,  Das  Universitfttsstudium  der  Frauen.  Ein  Beitrag  zur 
Frauenfrage.    Oldenburg  1891. 

Henrioll- Wilhalmi,  Hedwig,  Das  Recht  der  Frauen  zum  Studiom  und  ihre  Be- 
fähigung far  alle  Berufsarten.    Berlin  1894. 

lohenhaenser»  Eliza,  Die  Ausnahmestellung  Deutschlands  in  Sachen  des  Frauen- 
studiums.    Berlin  1897. 

Kirohhofl^  A.,  Die  akademische  Frau.  Gutachten  hervorragender  Universit&ts- 
professoren,  Frauenlehrer  und  Schriftsteller  aber  die  Befähigung  der  Frau  zum 
wissenschaftlichen  Studium  und  Berufe,  hrsg.  Ton  A.  K.    Berlin  1897. 

Klelnwächter,  L.,  Zur  Frage  des  Studiums  der  Medizin  des  Weibes.    Neuwied  1896. 

laindner.  F.,  Vom  Frauenstudium.    Vortrag.    Rostock  1897. 

Fochliammery  L.,  Beitrag  zur  Frage  des  Uniyersit&tsstudiums  der  Frauen.  Rede 
am  6.  III.  1893.    Kiel  1893. 

Svetlin,  W.,  Die  Frauenfrage  und  der  ärztliche  Beruf.    Wien  1895. 

(Zimmern,  Alice),  Women  of  tho  German  universities. :  Athenaeum.   London  1895. 

8.  Die  UniTersitSten  aabcrdeatseher  earopilscher  Kultontaaten. 

a.  Belgien. 
Anniversaire  ddcennal  de  la  fondation  de  rUniversitö  de  Brnxelles.  Bruxelles  (1844.) 
Annuaire   de   rUniyersitä    catholiqne    de    Louvain.     Ann^   I— LXI,    1837—97. 

Louvain  1838—96. 
Detüh,  L.,  L'UniTorsit^  de  Louvain  et  le  christianisme,  on  jesuitisme  et  sodalisme. 

Bruxelles  1850. 
Dehant,  L.  J.,  De  l'ötat  actuei  de  Tiostruction  publique,  mais  surtout  de  Tenseig- 

nement  sup^eur  en  Belgiqne  et  de  la  näcessit^  de  modlfier  etc.  la  loi  sur  les 

universit^s  de  TEtat  et  sur  les  jurys  d*examen.    Bruxelles  1838. 
Fondations  de   bourses  d'^tnde  Stabiles  en   Belgique.    Fondations  isolöes  dites 

volantes.    Tome  I  ä  YII.    Recneil  des  fondations  publik  par  H.  Lentz.    Bru- 
xelles 1890-1896. 
Le  Boy,  A.,  L'Universit^  de  Li^ge  depuis  sa  fondation.    Li^ge  1869. 
Liber  memorialis  de  rUniversitö  catholiqne  de  Louvain  1834—1884.    Louvain  1887. 

(Contenant:  F6tes  jubilaires  de  1884.  —  Bibliographie  acadtoique.) 
Monseur»  Nos  universit^  et  nos  lois.    Lilge  1889. 

Nam^che  (Mgr.),  JeanlY  et  la  fondation  de  rUniversitö  de  Louvain.   Louvain  1888. 
Picard,  E.,  Une  nouvelle  universitö  k  Bruxelles.    Bruxelles   1894.    (Extndt  k  la 

„Soci^t^  nouvelle**  1894.) 
van  der  Best,  La  sociologie.    Bruxelles  1888.    (Der  Verfasser  spricht  sich  gegen 

die  proponierte  Kreierung  eines   besonderen  Lehrstuhls  für  Soziologie  an  der 

BrQsseler  Universität  aus.) 
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Situatioxi  de  TenBeignement  sap^rieur  (en  Belgiqae)  donnö  aux  frais  de  TEtat. 

Rapport  triennal  I— YII  (1871  k  1873—1889  k  1891)  präsente  anz  Chambres 

l^slatiTes.    Bmxelles  1876-1892. 
Trasenstery  L.,  L'enseignement  des  sdences  sociales  et  politiques.    (Discoars  in- 

aogural,  prononc^  k  la  salle  acadöm.  de  l'Universit^  de  Liöge,  le  20.  10.  1884) 

Lilge  1884. 
XJniverBit6  libre  de  Bmxelles.    Rapport  sur  les  annto  acadlmiqaes  1892/1893  k 

1895/96.    4  brochures.    Bmzeiles  1894—1896. 
Vanderkindere,  L.,  L'DniTersitö  de  Bruxelles,  1834  k  18S4.    Bruxelles  1884. 

b.   D&nemark.    Schweden  and  Norwegen. 

Cbristiania  (gest.  1811).  FrederikB-UniversitetB  (det  kongelige)  in  Christiania. 
Aarsberetning  for  Aarene  1861  sqq.    Christiania  1862  sqq. 

—  Frederiks-UniTersitets-HaWhandredaars-Fest,  det.  Beretning  og  actstykker. 
Cbristiania  1862. 

—  Monrad»  M.  J.,  Det  kongelige  Norske  Frederiks  UniTorsitets  Stiftelse.  Chri- 
stiania 1861. 

Kopenhasren  (sest.  1479).  Bartholini,  C,  Oratio  de  ortn,  progressu  et  incrementis 
regiae  academiae  Hafniae.    Kopenhagen  1620. 

—  Thura»  A.,  Academiae  Hafniae  infantia  et  paeritia.  Flensburg  und  Altona  1734. 
Land  (gest  1666).    Aota  universitatis  Lundensis.    (Lunds   Universitets  urs-skrift.) 

Anni  1  sqq.  [k  3  partes.)    Lund  1864  sqq.    Multis  com  tabulis  aeneis. 

—  de  Döbeln,  J.  J.,  Historia  academiae  Lundensis.  Land  1740.  (Fortsetsungen 
hiervon  erschienen  in  Dissertationen  von  Sommelius  1757  ff.,  Stenstrom  1803  ff. 
und  Undfors  1809  ff.) 

Soroe  (gest  1586,  bezw.  1623,  aufgeh.  1665,  reorganis.  1822).  Meddelelaer  an- 
ffaande  Sora  Academi,  1'849— 1890.  (Nachrichten  aber  die  Akademie  auf  der 
Insel  Soroe;  Jahrgänge  1849  ff.) 

üpsala  (gest.  1477).    Arrhenü«  Historia  academiae  Upsaliae.    Upsala  1784. 

—  Fant»  G.  F.,  Antiquitates  academiae  Upsaliae.    Upsala  1785. 

—  Knoes»  A.  A«,  Dissertatio  historica  academiae  Upsaliae.    Upsala  1785. 

—  Maurer»  K.,  Das  älteste  Hofrecht  des  Nordens*  £ine  Festschrift  sur  Feier  des 
40ujährigen  Bestehens  der  Universität  Upsala.    München  1877. 

c.   Grofsbritannien  und  Irland. 

Asehrott»  P.  F.,  Das  Universitätsstudium  und  insbesondere  die  Ausbildung  der 
Juristen  in  England.    Hamburg  1886. 

3amett»  S.  A.,  The  Uni?ersities  and  the  poor.:  Ninet.  Cent.,  N«  83.    London  1884. 

— ,    University  teaching,  eastand  west:  N.  Rev.«  N^  49.    London  1893. 

Beloher,  H.,  Degrees  and  „degrees'';  or,  the  traffic  in  theological,  medical  and 
other  „diplomas*^  exposed.  London  1872.  (Bezieht  sich  auf  Verleihung  akade- 
mischer Würden  in  England  und  Amerilca.) 

Bullooh,  J.  M.,  A  history  of  the  UniTorsity  of  Aberdeen  1495-1895.    London  1895. 

Caimes,  J.  £.,  University  education  in  Ireland.    London  1S66. 

Cambridge  (gest.  zwischen  1205  und  1208).  Cambridge  UniTorsity  calendar, 
for  the  years  1866—1896/97.    London. 

—  Cantilowe,  Nicol ,  Historia  de  antiquitate  et  origine  universitatis  Cantabrigiae, 
cum  Th.  8protti  chron.  ed.  Th.  Heame.    London  1719. 

—  Byer,  G.,  History  of  the  University  and  Colleges  of  Cambridge.  2  vols. 
London  1814. 

—  Parker,  Rieh.,  History  and  antiquity  of  the  University  of  Cambridge. 
London  1721. 

Cohn,  G.,  Zur  Finanzstatistik  der  englischen  Uniyersitäten.:    Jahrb.  f.  NatOek.  u. 

Stat.  Bd.  LY.    Jena  1890. 
Conybeare,  F.  C,  The  endowment  of  a  roman  catholic  University  in   Ireland.: 

Nat.  Rev.,  October  1889.    London. 

38* 
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Demogeot,  J.  et  H.  liontuod.  De  renseignement  sap^rieur  en  Angleterre  et  en 
Ecosse.    Paris  1870. 

Dodds,  W.,  A  complete  guido  to  matriculatioii  at  tbe  UniTorsity  of  London.  Man- 
chester 1872. 

Dublin  (gest.  1591).  Healy,  J.,  Maynooth  College:  its  centenary  history,  1795— 189&. 
Dublin  1895.    With  pfates  and  illustrations. 

—  Mahaliy,  Trinity  College,  Dablin.:  Ninet  Cent,  Jnly  1892.    London. 

—  BtubbB,  J.  W.,  The  history  of  the  Uni?ersity  of  Dablm,  from  its  fbnndation 
to  the  end  of  the  XVIIIth  centary.    Dablin  1890. 

—  TranBaotionB  of  the  Dublin  University  Philosophical  Society.  Yolome  I  sqq. 
Dublin  1847  sqq. 

—  Trixüty  College,  Dublin.:  Qu.  Rev.,  N<»  349.    London  1892. 

—  XJrwiok,  W.,  The  early  history  of  Trinity  College,  Dublin,  1591-1660.  As 
told  in  contemporary  records  on  occasion  of  the  tercentenary.    London  1892. 

£diiibarg  (gest.  1581).  Anderson»  J.,  History  of  Edinburgh,  from  the  earliest 
period  to  1850.    Edinburgh  1856. 

—  Bower»  AL,  History  of  the  Dniversity  of  Edinburgh  chiefly  compiled  from  ori- 
ginal papers  and  records  never  before  published.    2  toIs.    Edinburgh  1817. 

—  Grant,  A.,  The  story  of  the  University  of  Edinburgh  during  its  first  300  years. 
2  Yols.    London  1884. 

Geddes,  F.,  University  Systems.:  Fortn.  Rev.,  October  1893.    London. 

Gneist,  R.,  Das  englische  Verwaltungsreeht  der  Gegenwart  etc.    3.  Aufl.    2  Bde. 

Rerlin  1883—84.    (Vgl.  Bd.  11,  Kap.  X,  §  175  ftber  engUsche  Universitäten.) 
Hanghton,  S.,  University  education  in  Ireland.    Dublin  1868. 
Haber,  Y.  A.,  Die  englischen  Universitäten.    2  Bde.    Kassel  1839-1840. 
V.  JoUy,  Die  neueren  Reformen  der  englischen   Universitäten. :    Fr.   Jahrb.,   Bd. 

XLill.    Berlin  1879. 
Knight,  The  Scottish  Universities  Commission:  Curricula  of  study  and  academical 

degrees.:  Scott.  Rev.,  January  1890.    Dublin. 
Ijoye,  J.,  Life  at  the  Scotch  Universities. :    Nat.  Rev.,  December  1886.    London. 
Ijyon-Flayfiair,  Speech  on  tbe  second  reading  of  Irish  Unversity  Bill.   Dublin  1873. 
— ,  On  teaching  Universities  and  ezamining  boards.    Dublin  1873. 
—,  Universities  in  their  relation  to  professional  education.    Edinburgh  1873. 
Kill,  J.  St ,  Inaugural  address  delivered  to  the  University  of  St.  Andrews.  London, 

February  1867. 

Oxford  (gest.  in  einzelnen  Kollegien  1141).  Abbot,  £.  and  L.  Campbell,  The 
lifo  and  letters  of  Benjamin  Jowett,  Master  of  Balliol  College,  Oxford.  2  vols. 
London  1897. 

—  Alumni  Ozonienses.  The  members  of  the  University  of  Oxford  1715-1886, 
with  a  record  of  their  degrees  being  the  matriculation  register  of  the  University, 
annotated  by  J.  Fester.    4  vols.    Oxford  1888. 

—  Arnold,  F.,  Oxford  and  Cambridge,  their  Colleges,  memories,  and  associations. 
London  1873. 

—  Brodriok,  6.  C,  History  of  the  University  of  Oxford.    London  1886. 

—  Gase»  Th.,  Against  Oxford  degrees  for  women.:  Fortn.  Rev.,  July  1895. 
London. 

—  Chalmers,  A.,  History  of  the  University  of  Oxford.    2  vols.    London  1810. 

—  Clark,  A.,  Colleges  of  Oxford:  their  historles  and  traditions.  2n(i  ed. 
London  1893. 

—  Fester,  J-,  Oxford  men  and  their  Colleges.    2  vols.    London  1893. 

—  Hejrwood,  J.,  The  recommandations  of  the  Oxford  University  Commissioners, 
with  selections  from  their  report.    London  1853. 

—  Ingram,  Memorials  of  Oxford.    2.  ed.    2  vols.    London  1847. 

— -    Iiookwood,  J.,  The  early  days  ef  Marlborough  College.    London  1893. 

—  Iiyte,  H.  C.  M.,  History  of  the  University  of  Oxford  to  1530.    London  1886. 
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Oxford.  Oxford:  ite  life  and  schools.  Edited  by  A.  M.  M.  Stedmao,  assisted  by  mem- 
ben  of  the  Um?eraijbr:  (Ashley,  Brabant,  Dixey,  Qent,  Gerrans,  Hall,  Stenson, 
Sadler,  Weatherly,  Wells).    London  1887. 

—  Oxford  üniversity  Statutes,  translated  to  t843  by  G.  R.  M.  Ward  and  com- 
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